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Vorliegender  Band  war  Änjtang  August  1914,  zur  Zeit,  da  der 
Weltkrieg  begann,  nicht  nur  fast  gänzlich  niedergeschrieben  und 
gedruckt,  sondern  größtenteils  auch  bereits  umbrochen;  daher 
konnten,  abgesehen  vom  Nachwort,  nur  an  wenigen  Stellen  der 
letzten  150  Seiten  der  Weltkrieg  und  seine  weltwirtschaftUch  be- 
langreichen Wirkungen  in  kurzen  Anmerkungen  erwähnt  werden. 
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I.  Begriff  der  Weltwirtschaft. 

Ungefähr  zur  gleichen  Zeit  i.  J.  1912,  da  der  erste  Band  der 
„Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  erschienen  war,  trat 
Bernhard  Harms  mit  einer  größeren  Arbeit  „Volkswirtschaft 
und  Weltwirtschaft.  Versuch  der  Begründung  einer  Weltwirtschafts^ 
lehre"  (der  sechste  Band  der  von  ihm  herausgegebenen  „Probleme 
der  Weltwirtschaftslehre")  in  die  Öffentlichkeit;  darin  widmet  er 
der  Weltwirtschaft,  als  dem  bedeutsamsten  Be- 
griff der  „Sozialökonomi  k",  eine  eingehende  theoretische 
Untersuchung  und  gibt  von  der  Weltwirtschaft  folgende  Erklärung: 
„Weltwirtschaft  ist  der  gesamte  Inbegriff  der  durch  hochentwickeltes 
Verkehrswesen  ermöglichten  und  durch  staatliche  internationale 
Verträge  sowohl  geregelten  als  auch  geförderten  Beziehungen  und 
deren  Wechselwirkungen^)  zwischen  den  Einzelwirtschaften  der 
Erde." 

Im  ersten  Band  meiner  „Entwicklungstendenzen  der  Welt- 
wirtschaft" hatte  ich  viel  Polemik  zu  treiben  und  mancherlei  un- 
klare und  übertriebene  Vorstellungen  zurückzuweisen;  in  der  Ein- 
leitung mußte  ich  sogar  so  grundlegenden  Begriffen,  wie  Freihandel, 
Schutzzoll,  HochschutzzoU,  eingehende  Darlegungen  widmen,  um 
nicht  gleich  von  vornherein  Verwirrung  und  Unsicherheit  einreißen 
zu  lassen.  Dagegen  dachte  ich  gar  nicht  daran,  jenen  grundlegenden 
Begriff  des  näheren  zu  zergliedern,  den  ich  sogar  in  den  Titel  meines 
Buches  aufgenommen  hatte,  nämlich  den  Begriff  der  Weltwirtschaft. 
Als  ich  die  eingehenden  Darlegungen  las,  die  Harms,  unter  Zurück- 
weisung einer  Reihe  irriger  Erklärungen,  dem  seiner  Ansicht  nach 
richtigen  Begriff  der  Weltwirtschaft  widmete,  war  mein  erster  Ein- 


^)  Statt  „Wechselwirkungen"  (ein  philosophischer  Mißbegriff,  gegen 
den  sich  bereits  Schopenhauer  in  seiner  „Kritik  der  Kantischen  Philosophie", 
Seite  585 — 590  des  I.  Bandes  der  Reklamausgabe,  und  an  anderen  Stellen  wandte) 
wäre  wohl  besser  zu  sagen:  „Beziehvingen  zwischen  den  Einzelwirtschaften  der  Erde 
und  deren  (d.  h.  der  erwähnten  Beziehungen)  wechselseitigen  Einwirkungen  auf- 
einander". 
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druck  der  einer  großen  Überraschung,  ja  beinahe  Beschämung. 
Ich  hatte  mich  mit  den  von  mir  bekämpften  gegnerischen  Richtungen 
über  so  viele  Einzelheiten  auseinandergesetzt  und  mich  bemüht, 
an  Stelle  vieler  minder  wichtiger  unklarer  Begriffe  deutlichere 
Begriffsbestimmungen  zu  bringen;  es  kam  mir  nun  fast  naiv  vor, 
daß  ich  bei  dem  allerwichtigsten  Begriff  meiner  Arbeit  dieses  Be- 
dürfnis überhaupt  nicht  empfunden  hatte.  Bei  einiger  Überlegung 
wurden  mir  aber  die  Gründe  dieser  sonderbaren  Erscheinung  klar. 

Ich  hatte  nämlich  keinen  unmittelbaren  Anlaß, 
mich  mit  einer  gegnerischen  Richtung  über  den  Begriff  der  Welt- 
wirtschaft auseinanderzusetzen ;  denn  sowohl  ich  als  auch  die  Anhänger 
anders  gearteter  Ansichten  über  die  Entwicklung  des  internationalen 
Handelsverkehrs  (von  mir  als  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarkts- 
entwicklung" bezeichnet)  stimmten  hinsichtlich  eines  gewissermaßen 
negativen  Begriffes  der  Weltwirtschaft  völlig  überein.  Danach 
werden  jene  wirtschaftlichen  Tatsachen  der  „Weltwirtschaft"  zu- 
gerechnet, die  über  den  Bereich  der  Volkswirtschaft  hinausgehen  und 
in  Verursachung  und  Folgeerscheinungen  nicht  bloß  auf  die  Volks- 
wirtschaft beschränkt  sind.  An  eine  besonders  straffeZusammenfassung 
und  enge  Verknüpfung  der  diesem  negativen  Begriffe  entsprechenden 
wirtschaftlichen  Tatsachen  hatten  aber  eigentlich  weder  ich,  noch 
meine  Gegner  gedacht;  freilich  wäre  dieser  Gedanke  bei  der  ganzen 
Richtung  meiner  sozialökonomischen  Arbeiten  mir  weit  näher  gelegen 
als  den  von  mir  bekämpften  gegnerischen   Richtungen. 

Bei  Erörterungen,  denen  der  von  Harms  aufgestellte  Welt- 
wirtschaftsbegriff nach  Erscheinen  seines  Buches  in  Wiener  Fach- 
kreisen unterzogen  wurde,  schieden  sich  zwei  Richtungen  mit  aller 
Deutlichkeit.  Die  eine  Richtung  konnte  sich  die  Weltwirtschaft 
als  „Einheit",  in  ungefähr  gleichem  Sinne  wie  von  der  „Einheit" 
der  Volkswirtschaft  gesprochen  wird,  nur  insofern  vorstellen,  als 
in  der  Weltwirtschaft  bewußt  gestaltende  Grundgedanken  zur 
Erscheinung  kämen,  wodurch  die  Weltwirtschaft  selbst  zu  einem 
sozialökonomischen  „Kosmos"  würde.  Demgegenüber  wäre  die  Frage 
auf  zuwerfen,  ob  denn  auch  nur  die  staatlich  zusammengefaßte  Volks- 
wirtschaft des  20.  Jahrhunderts  eine  solche  „Einheit",  einen  solchen 
Kosmos  darstellt,  wenn  man  etwa  von  den  heroisch-krampfartigen 
Leistungen  kriegerischer  Zeiten  (Balkanstaaten  1912/13!)  absieht. 
Sind  doch  sogar  in  der  Volkswirtschaft,  trotz  ihrer  Durchdringung 
mittels  allerlei  wirtschaftspolitischer  und  namentlich  sozialpolitischer 
Grundgedanken  (z.  B.  die  Sozialversicherung  Deutschlands  oder 
Großbritanniens),  mehr  Ansätze  zu  einer  derartigen  „Einheit", 
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einem  derartigen  „Kosmos"  zu  erblicken  als  ein  solcher  Kosmos 
selbst.  Wäre  es  aber  nicht  andrerseits  kindischer  Widerspruchsgeist, 
Paradoxen]  ägerei,  die  Existenz  der  innerhalb  der  Staats-  und  Zoll- 
grenzen zusammengefaßten  Volkswirtschaft  als  kraftvolles 
soziologisches  Gebilde,  das  sich  von  ähnlichen, 
räumlich  getrennten  Gebilden  scharf  abhebt, 
leugnen  zu  wollen?  Fühlt  doch  jeder  einzelne  in  seinem  wirtschaft- 
lichen Tun  und  Leiden  beständig  das  Vorhandensein  der  Volks- 
wirtschaft, muß  mit  ihr  rechnen  und  rechnet  auch  stets  damit,  wofern 
er  Klugheit  und  Kenntnis  genug  hierfür  besitzt.  Wenn  ein  einiger- 
maßen scherzhaft  übertreibender  Ausdruck  zulässig  ist,  könnte  man 
sagen,  die  Leugnung  der  staatlich  zusammengefaßten  Volkswirtschaft 
als  einer  kraftvoll  wirkenden,  von  anderen  ähnlichen  soziologischen 
Gebilden  räumlich  getrennten  Wesenheit  sei  gleichbedeutend  mit 
der  Leugnung  der  Existenz  eines  Stockes,  mit  dem  man  geprügelt 
wird  (oder  auf  den  man  sich  stützt).  Wenn  man  auch  nur  träumt, 
schmerzhafte  Stockprügel  erhalten  zu  haben,  liegt  sicherlich  sogar 
diesem  Traume  eine  schmerzlich  empfundene  innere  oder  äußere 
Tatsache  zugrunde. 

Die  andere  Richtung  der  früher  erwähnten  Wiener  Erörterungen 
wandte  sich  gegen  die  Verknüpfung  der  beiden  Begriffe  „Weltwirt- 
schaft" und  „Kosmos".  Diese  andere  Richtung,  die  mir  weit  ein- 
leuchtender erschien,  erblickt  in  der  Weltwirtschaft  eine  po  sitive 
soziologische  Wesenheit  und  nicht  bloß  einen 
negativen  Begriff,  sobald  zwischen  den  einzelnen,  über 
den  Begriff  der  Volkswirtschaft  hinausgehenden  sozialökonomischen 
Erscheinungen  engere,  wenn  auch  nicht  durch  bewußte  Veran- 
staltung geschaffene  Beziehungen  verzeichnet  werden  können; 
derartige  Beziehungen  seien  genügend  Rechtfertigung,  die  betreffenden 
Erscheinungen  nicht  bloß  als  ein  die  Grenzen  der  Volkswirtschaft 
überschreitendes  Negativum  anzusehen,  sondern  diese  Erscheinungen 
in  einem  einheitlichen  positiven  Begriff  „Weltwirtschaft"  zusammen- 
zufassen. 

Hier  ist  an  des  Philosophen  Mach  Begriff  der  „Denk- 
ökonomie" zu  erinnern.  Danach  wäre  die  Zusammenfassung  einer 
größeren  oder  geringeren  Anzahl  von  Vorstellungen  in  einem  wissen- 
schaftlichen Begriff  zulässig,  ja  sogar  geboten,  sobald  dadurch  die 
Beschreibung  und  Übersicht  dieser  Vorstellungen  mit  geringerer 
Anstrengung  als  ohne  eine  solche  Zusammenfassung  bewerkstelligt 
werden  könnten.  Demgemäß  ist  nun  die  Frage  zu  beantworten, 
ob  die  Zusammenfassung  der  über  den  Umfang  der  Volkswirtschaft 

1* 


4  Einleitung. 

hinausgehenden  sozialökonomischen  Erscheinungen  in  dem  Begrifi 
der  Weltwirtschaft  eine  Erleichterung  in  der  Anordnung  und  Übersicht 
der  wirtschaftswissenschaftlichen  Stoffmassen  bedeute  oder  etwa 
nur  verwirrend  wirke. 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  wäre  der  Begriff  der  Zahlungs- 
bilanz heranzuziehen.  Dieser  Begriff  weist  auf  die  Berührungs- 
flächen zwischen  Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft  hin,  mag  man 
nun  die  Weltwirtschaft  als  eine  positive  soziologische  Wesenheit 
auffassen  oder  nicht.  Nun  ist  es  eine  völlig  feststehende  Tatsache, 
daß  die  Zahlungsbilanzen  aller  Staats-  und  Zollgebiete  (mit  all  dem, 
was  sie  an  Handelsverkehr,  Transportleistungen,  Fremdenverkehr, 
Aus-  und  Einwanderungen,  Kapitalsdarlehen,  Rentenbezug,  unent- 
geltlichem Verkehr  mittels  Erbschaften,  Aussteuern,  Schenkungen  usw. 
umfassen)  untereinander  in  engster  Beziehung  stehen.  Planmäßige 
durchgreifende  Beeinflussung  dieser  weltwirtschaft- 
lichen Beziehungen  von  irgendeiner  Stelle  aus  ist  derzeit  wohl  nur  in 
eingeschränktem  Maße  zu  finden.  Weit  umfangreicher  sind  planmäßige 
Beeinflussungen  bereits  innerhalb  der  Staats-  und  Zollgebiete 
der  Kulturländer.  Aber  auch  ungemein  ausgedehnte  Gebiete  der 
Volkswirtschaft  werden  von  planmäßigen  Beeinflussungen  nur  in 
mäßigem  Grade  betroffen,  da  wir  ja  sonst  bereits  in  einem  kollektivisti- 
schen Staate  leben  würden.  Hier  zeigt  sich  also  bloß  ein  gra- 
dueller und  kein  grundlegender,  essentieller  Gegen- 
satz zwischen  der  Volkswirtschaft,  die  eine  positive  soziologische 
Wesenheit,  räumlich  abgegrenzt  von  anderen  ähnlichen  Gebilden, 
darstellt,  und  der  Weltwirtschaft,  deren  Abgrenzung  ungefähr  mit 
jener  der  bewohnbaren  Erde  übereinstimmt.  Denn  in  beiden  ist 
nur  ein  Teil  der  in  Frage  kommenden  sozialökonomischen  Erscheinun- 
gen planmäßigen  Beeinflussungen  in  entscheidendem  Ausmaße 
unterworfen,  mag  auch  dieser  Teil  in  der  Volkswirtschaft  beträchtlich 
größer  sein  als  in  der  Weltwirtschaft.  Erwägt  man  aber  die  in  abseh- 
barer Zukunft  zu  erwartenden  Entwicklungen,  so  liegt  aus  mannig- 
fachen Gründen  die  Annahme  nahe,  daß  die  Durchdringung  der 
Weltwirtschaft  mittels  planmäßiger  Beeinflussungen,  ähnlich  wie 
in  der  Volkswirtschaft,   eine  namhafte  Steigerung  erfahren  werde. 

Um  ein  naheliegendes  Mißverständnis  zurückzuweisen,  sei  hier 
gleich  bemerkt,  daß  die  „planmäßigen  Beeinflussungen 
der  Weltwirtschaft",  wovon  hier  die  Rede  ist,  keineswegs 
gleichbedeutend  sind  mit  jenen  „planmäßigenEinwirkun- 
gen  auf  die  Weltwirtschaft",  die  im  Untertitel  des  I.  Bandes 
vorliegenden   Buches  genannt   werden.      Unter   den   „planmäßigen 
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Einwirkungen"  des  I.Bandes  ist  planmäßiges  Vorgehen  verschiedenster 
Art  zu  verstehen;  hierbei  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  dieses  plan- 
mäßige Vorgehen  in  erster  Linie  der  Förderung  des  eigenen  Außen-  und 
namentlich  Ausfuhrhandels^)  dient,  oder  ob  es  vorwiegend  privat- 
wirtschaftliche  Zwecke  verfolgt  und  höchstens  den  staatlichen  Einfluß 
für  die  Förderung  privater  Zwecke  in  Anspruch  nimmt,  die  gerade 
auch  in  der  Linie  des  einzelstaatlichen  öffentlichen  Interesses  liegen; 
der  letztgenannte  Fall  liegt  z.  B.  bei  den  Kapitalsanlagen  im  Auslande 
öfters  vor.  Die  planmäßigen  Einwirkungen  auf  die  „Weltwirtschaft", 
deren  Erörterung  der  I.  Band  gewidmet  ist,  schaffen  wohl  als  End- 
ergebnis eine  deutlich  sichtbare  Regulierung  der  Weltwirtschaft. 
Aber  diese  „Einwirkungen"  sind,  mit  wenigen  Ausnahmen,  nicht  im 
Hinblick  auf  die  gesamte  Weltwirtschaft  und  für  sie,  sozusagen  in 
weltwirtschaftlicher  Fürsorge,  geplant,  sondern  ver- 
folgen irgendwelche  einzelstaatliche  oder  sogar  nur  privatwirtschaft- 
liche Zwecke. 

Eine  der  wichtigsten  dieser  Ausnahmen  betrifft  den  im  I.  Kapitel 
des  I.  Bandes  besprochenen  „weltwirtschaftlichen  Aus- 
gleich zwischen  Landwirtschaft  und  Industri  e". 
Bei  der  Erörterung  des  erwähnten  Ausgleiches  (siehe  Abteüung  IV 
des  genannten  Kapitels,  S.  42)  wurde  nämlich  darauf  hingewiesen, 
daß  das  hochentwickelte  industrielle  Verbandswesen 
des  20.  Jahrhunderts  unter  anderen  Zielen  gelegentlich  wohl  auch  den 
Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie  auf  dem  ganzen 
F^rdball  anstrebe;  dies  erweist  sich  geradezu  als  eine  geschäftliche 
Notwendigkeit,  falls  die  betreffende  Industrie  auf  einen  von  der 
Landwirtschaft  kaum  zureichend  gewonnenen  Rohstoff  als  Lebens- 
bedingung angewiesen  ist.  Als  ich  am  I.  Bande  zu  arbeiten  begann, 
konnte  ich  nur  auf  ein  einziges  vollentwickeltes,  weltwirtschaftlich 
hochbedeutsames  Beispiel  hinweisen,  nämlich  auf  den  seit  1904 
bestehenden  internationalen  Verband  der  Baumwollspinner-Vereine. 
Während  meiner  Arbeit  kam  im  Jahre  1910  noch  der  ähnlich  auf- 
gebaute Verband  der  europäischen  Leinenspinner-Vereine  hinzu. 
Seither  machten  sich  auch  in  der  Ölindustrie  und  Seiden  war  en- 
Fabrikation   Europas^)   ähnliche   Bestrebungen   geltend. 


1)  Siehe  Einleitung,  Abteilixng  II,  Seite  8  (oben)  des  I.  Bandes,  wo  von  einer 
,, planmäßigen  Einwirkung  auf  die  Weltwirtschaft  im  Sinne  einer  Förderung  des 
eigenen  Außen-  und  namentUch  Ausfuhrhandels"  die  Rede  ist. 

*)  Siehe  Emil  Thieben  „Der  erste  internationale  Seidenkongreß  in  Turin" 
im  ,, Handelsmuseum"  vom  12.  Oktober  191 1.  Auf  diesem  im  September  191 1  ab- 
gehaltenen Kongreß  wurde  die  Schaffimg  einer  dauernden,  auf  Landesorganisationen 
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Ein  zweiter,  hierher  gehörender,  im  I,  Band  besprochener  be- 
merkenswerter Fall  ist  jener  der  „neueren  Gebiete  der  offenen  Tür" 
(vgl.  Kapitel  VIII,  Abteilung  IV,  S.  289 — 294).  Bei  deren  Schaffung 
wurde  eingestandenermaßen  das  Ziel  angestrebt,  für  neu  in  den 
Welthandel  einbezogene,  mehr  oder  weniger  bevölkerte,  aus- 
gedehnte und  Produktenreiche  Gebiete  das  System  weitgehender 
zollpolitischer  Abschließung  (bloß  zu  Gunsten  des  besetzenden 
Staates)  nicht  zuzulassen;  an  Stelle  dieses  Gewaltvorganges  hätte 
vielmehr  die  Eröffnung  der  in  den  Welthandel  neu 
einbezogenen  Gebiete  für  alle  Handels-  und 
Industriestaaten  der  Erde  zu  treten,  und  zwar  mit  gleicher 
Berechtigung  dieser  Staaten  hinsichtlich  ZoUbehandlung,  Handel, 
Schiffahrt,  Niederlassungsrechte  usw.  Beispiele  hierfür  sind  das 
westliche  und  östliche  Kongobecken,  eine  Anzahl  ozeanischer  Insel- 
gruppen usw. 

Ein  weiterer,  bereits  im  ersten  Bande  mehrfach  erwähnter  Fall 
planmäßiger  weltwirtschaftlicher  Fürsorge  bildet  die  Brüsseler 
Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  mit  ihren  beiden 
Verlängerungen  vom  28.  August  (19.  Dezember)  1907  und  vom 
17.  März  1912;  allerdings  erfuhr  die  Konvention  bei  der  dritten 
Verlängerung  durch  den  Austritt  Großbritanniens,  weniger  durch 
den   Italiens   eine   empfindliche   Schwächung. 

Von  großer  praktischer  Bedeutung  sind  die  in  den  einzelnen 
kapitalsstarken  Gläubigerländern  (Großbritannien,Frankreich,Deutsch- 
land  usw.)  begründeten,  untereinander  und  mit  einzelnen  hervorragen- 
den Bankfirmen  in  enger  Verbindung  stehenden  privaten  Ver- 
einigungen zum  Schutze  der  Gl  äu  b  ig  e  r  in  t  er - 
essen  im  Auslände^).  Diese  Verbände  suchen  finanziell 
schwachen  oder  unwürdigen  Schuldnern  weitere  Krediterteilung  zu 
sperren  und  solche  Schuldner  nach  Kräften  zur  Einhaltung  älterer 
Schuldverpflichtungen  zu  bewegen.  Hierdurch  ergibt  sich  von  selbst 
eine  Begünstigung  kreditwürdiger  Darlehensnehmer.    Die  erwähnten 


aufgebauten  Gesamtorganisation  der  internationalen  Seidenindustrie  beschlossen, 
die  sich  unter  anderem  auch  mit  Rohstoff-Fragen  beschäftigen  soll.  Am  27.  April 
191 2  wurde  in  Brüssel  eine  Versammlung  des  kurz  vorher  begründeten  „Inter- 
nationalen Komites  zur  Wahrung  der  Interessen  der  europäischen  Ölmüller" 
abgehalten. 

^)  Der  älteste  dieser  Verbände  für  Gläubigerschutz  im  Auslande  ist  die  i.  J.  1868 
begründete  Londoner  „Corporation  of  Foreign  Bondholders",  die  i.  J.  1898  durch 
Parlamentsakte  einen  Charter  erhielt.  Kaum  minder  wichtig  geworden  ist  diei.  J  1898 
begründete  Pariser  „Association  nationale  des  porteurs  franyais  de  valeurs  6trangeres". 
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Vereinigungen  zum  Gläubigerschutz  wenden  ihre  Aufmerksamkeit 
insbesondere  den  Schuldverhältnissen  öffentlicher  Korporationen 
(Staaten,  Provinzen,  Gemeinden)  und  sehr  groi3er  Privatfirmen  zu, 
deren  Kredit  mit  demjenigen  ihres  Landes  meist  mehr  oder  weniger 
eng  verbunden  ist  (Frage  der  österreichischen  Südbahn  seit  1902). 
Diese  Vereinigungen  sind  um  so  nützlicher,  als  die  Regierungen  der 
Gläubigerländer,  bei  der  üblichen  bureaukratischen  Schwerfälligkeit, 
dieser  Aufgabe  durchaus  nicht  gewachsen,  sondern  höchstens  zur 
diplomatischen  Unterstützung  der  privaten  Gläubigerschutz-Ver- 
einigungen befähigt  sind.  Seitdem  aber  die  Regierungen  der  Gläubiger- 
länder, namentlich  jene  Frankreichs,  in  der  KreditpoHtik  vor  aUem 
ein  Werkzeug  zur  Schädigung  politischer  Gegner  und  zur  Belohnung 
poHtisch-militärischer  Freundschaft^)  erblicken,  sind  sie  der  rein 
wirtschaftlichen  Aufgabe  des  Gläubigerschutzes  vöUig  entfremdet. 
Sie  vernachlässigen  einen  der  wichtigsten  hierher  gehörenden  Grund- 
sätze fast  völlig,  nämlich  den  von  jedem  erfahrenen  privatenKapit allsten 
beobachteten  Grundsatz  der  Verteilung  des  Risikos  auf  eine  mögUchst 
große  Anzahl  möglichst  sicherer  Posten;  diese  Regierungen  sind 
nämlich  bestrebt,  das  für  das  Ausland  verfügbare  Kapital  ihres 
Landes  einigen  wenigen,politisch  gerade  besonders  gut  angeschriebenen 
Staaten  vorzubehalten.  Um  so  wichtiger  wird  demnach  die  Tätigkeit 
der  privaten   Gläubigerschutzvereinigungen. 

Weit  weniger  entwickelt  als  der  internationale  Gläubigerschutz, 
aber  in  ihren  Anfängen  doch  schon  sichtbar  sind  die  Bemühungen  der 
internationalen  G e w e r ks ch a f t s v e r b an  de  und 
Arbeiterparteien,  die  Sachlage  auf  dem  Weltmarkte  für 
Arbeitskräfte  unter  Zuhilfenahme  wirtschaftlicher  imd  politischer 
Mittel  zugunsten   der  Arbeitnehmer   zu  beeinflussen. 

Hierzu  kommen  noch  ältere  und  neuere,  oft  genannte 
plan  mäßigeBeeinf  lu  ssungend  er  Welt  Wirtschaft 
als  solcher,  wie  die  bekannten  internationalen  Vereinbarungen 
über  Maß-  und  Gewichtswesen,  Post-  und  Telegraphenwesen.  Kabel, 
drahtlose  Telegraphie,  Schiffahrt  auf  der  hohen  See,  einzelnen  wichtigen 
Flüssen  (Rhein,  Donau,  Kongo,  Niger  usw.)  sowie  internationalen 
Kanälen  (Suez-  und  Panamakanal),  über  den  internationalen  Eisen- 
bahnfrachtverkehr (europäisches  Abkommen  vom  14.  Oktober  1890), 
Arbeiterschutz,  Schutz  der  landwirtschaftlich  nützlichen  Vögel,   der 


1)  Vgl.  über  die  Fehlerhaftigkeit  und  schließhch  sogar  Ergebnislosigkeit  der 
namentlich  bei  französischen  Regierungsmännern  beliebten,  übermäßig  nationa- 
listischen, hochpoUtischen  Bevormundung  der  Kapitalsanlagen  im  Auslande  Kapitel 
IX,  Abteilung  If  des  I.  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft". 
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afrikanischen  Tierwelt,  der  Robben  im  Beringsmeer,  Privatrecht,  ins- 
besondere Handels-  und  Wechselrecht,  Schutz  des  literarischen  und 
künstlerischen  Urheberrechts,  Schutz  der  Patent-,  Marken-  und 
Musterschutzrechte  usw. 

Man  könnte  zwar  sagen:  die  meisten  der  internationalen  Ver- 
träge und  die  auf  diesen  Verträgen  aufgebauten  Einrichtungen 
(so  z,  B.  die  verschiedenen  internationalen  Bureaus  in  Bern  und  Brüssel, 
das  internationale  landwirtschaftliche  Institut  in  Rom)  regeln 
mehr  die  allgemeinen  Bedingungen,  unter  denen  die  wirt- 
schaftliche Betätigung  innerhalb  der  Weltwirtschaft  vor  sich  geht,  als 
daß  sie  diese  Betätigung  selbst  bestimmend  beeinflußen.  Aber  das 
gleiche  läßt  sich  im  allgemeinen  auch  von  der  wirtschaftspoli- 
cischen  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  sagen,  wenn 
man  besondere  Fälle  ausnimmt,  wie  staatliche  Monopol-  und  Regie- 
betriebe, die  Sozialversicherung,  konzessionierte  Betriebe  und  ähn- 
liches. Andernfalls  stünde  man  vor  der  Gefahr,  immer  mehr  in  den 
Bereich  des  kollektivistischen  marktlosen  Staates 
zu  gelangen;  dieser  müßte  sich  aber  als  psychologische  Unmöglichkeit^) 
herausstellen,  sobald  seine  Ausdehnung  auf  die  Gesamtheit  oder  auch 
nur  auf  einen  sehr  großen  Teil  der  Volkswirtschaft,  namentlich  auf 
dieLandwirtschaft  versucht  würde.  Demnach  ist  aus  den  vorgebrachten, 
auf  die  Weltwirtschaft  bezüglichen  Beispielen  ein  wichtiger  Schluß 
zu  ziehen :  esgibtbereits  eineweltwirtschaftliche 
Fürsorge,  gerade  so  wie  es  schon  längst  eine  volks- 
wirtschaftlichegibt.  Vorläufig  mögen  zwar  die  Gegenstände 
der  volkswirtschaftlichen  Fürsorge  weit  zahlreicher  und  wichtiger 
sein,  als  jene  der  weltwirtschaftlichen;  doch  steht  man  zweifellos 
hinsichtlich  der  Weltwirtschaft  erst  vor  dem  Anfang  eines 
Anfangs,  der  höchst  bedeutsame  Fortschritte  bereits  vor  dem 
Ablaufe  des  20.  Jahrhunderts,  geschweige  denn  für  spätere  Zeit 
erwarten  läßt. 

Hierbei  darf  auch  folgende  Tatsache  nicht  beirren:  die  Träger 
der  internationalen  Fürsorge,  nämlich  zumeist  einzelne  Regierungen 
oder  private  Verbände,  seltener  Einzelpersonen  oder  Einzelfirmen 
(die  dann  meist  für  ihr  I^and  einen  Trust  darstellen,  etwa  in  einem 
internationalen  Industrieverband)  lassen  sich  bei  ihrem  Vorgehen  fast 
nur  von  ihrem  besonderen  Interessenstandpunkt  leiten  und  werden 
weit  weniger,  wenn  überhaupt,    von  einem  weltwirtschaft- 


^)  Vgl.  den  in  einem  anderen  Zusammenhang  vorgebrachten  ähnlichen  Hinweis 
auf  den  kollektivistischen  marktloaen  Staat  Seite  4. 
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liehen  Gemeingefühl  in  Bewegimg  gesetzt.  Das  volks- 
wirtschaftliche Gemeingefühl  mag  zwar  im  allgemeinen,  aus  national- 
patriotischen Empfindungen  heraus,  etwas  häufiger  anzutreffen  sein. 
Aber  im  allgemeinen  lassen  sich  Einzelpersonen  und  Verbände  sowie 
Gruppen  auch  in  der  Volkswirtschaft  vornehmlich  von  ihren  Sonder- 
interessen leiten.  Allerdings  stimmen  die  Sonderinteressen  um  so 
eher  mit  dem  für  das  volkswirtschaftliche  Gemein- 
gefühl wahrnehmbar  werdenden,  dauernden  Gesamtinteresse 
überein,  je  größer  die  Anzahl  der  Einzelpersonen,  der  Umfang  der 
Verbände  und  Gruppen  ist,  um  deren  wirtschaftliche  Interessen 
es  sich  jeweils  handelt.  Dagegen  hat  man  es  in  der  Weltwirtschaft 
nicht  nur  mit  den  oft  sehr  störrigen  Nationalleidenschaften  sowie 
Macht-  und  Prestigeinteressen  der  einzelnen  Staaten  zu  tun;  auch 
rein  wirtschaftlich  betrachtet  sind  die  Verhältnisse  der  Weltwirt- 
schaft weit  weniger  leicht  zu  überblicken  als  jene  der  Volkswirtschaft, 
abgesehen  von  einigen  ganz  besonderen  Fällen,  wie  z.B.  die  Brüsseler 
Zuckerkonvention  zur  Zeit  ihrer  Begründung  1902/03;  damals  stand 
dem  (gleichzeitig  auch  mehrfach  durch  Ermäßigungen  der  Verbrauchs- 
steuern begünstigten)  Erzeuger-  und  Verbraucher interesse  fast  aller 
Produktionsländer  für  Rüben-  und  Rohrzucker  sowie  dem  richtig 
verstandenen,  dauernden  Verbraucherinteresse  Großbritanniens i)  fast 
nur  das  Ausfuhrinteresse  der  russischen  Rübenzuckerindustrie  gegen- 
über. 

Zusammenfassend  kann  also  gesagt  werden:  die  Weltwirtschaft 
ist  nicht  bloß  ein  negativer  Begriff,  sondern  zum  mindesten  durch 
enge  Beziehungen  der  Zahlungsbilanzen  allei 
Volkswirtschaften  untereinander  und  auch  bereits  durch 
mancherlei  planmäßige  Beeinflussungen  eine  po- 
sitive soziologische  Wesenheit. 


Wie  bereits  früher  gesagt  (siehe  S.  2/3),  stand  im  Vordergrund 
der  erwähnten  Wiener  fachmännischen  Erörterungen  die  Frage,  ob 
die  Weltwirtschaft  (und  natürlich  auch  die  Volkswirtschaft)  eine 
„Einheit",  ein  mit  bewußter  Planmäßigkeit  geordneter  „Kosmos" 
sei  oder  nicht.  Jene  Auffassimg,  welche  sich  die  Weltwirtschaft 
als  eine  „Einheit"  nur  bei  allseitiger  planmäßiger  Beeinflussimg 
vorstellen  kann,  hat  freÜich  einen  Umstand  für.  sich:    der  aus  der 


^)  Vgl.  über  das  dauernde  Verbraucherinteresse  Großbritanniens  Sigmund 
Schilder  „Die  Brüsseler  Zuckerkonvention  und  die  Zuckerindustrie"  im  „Handels- 
museum" vom  12.  Dezember  191 2,  besonders  Seite  669/670. 
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Privatwirtscliaftslehre  entnommene  Begriff  der  ,, Wirtschaft"  ist  ohne 
bewußt  planmäßiges  Handeln  nicht  denkbar.  Die  Einheit  der  Privat- 
wirtschaften, wozu  ja  auch  große  Eisenbahn-  und  Industriegesell- 
schaften, Finanzwirtschaften  der  Staaten  und  Großstädte  usw.  gehören, 
kommt  ja  eben  durch  die  auf  alle  Einzelheiten  sich  erstreckende 
Planmäßigkeit  zustande.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wäre  aber 
nicht  nur  dieBezeichnung  von  „Volkswirtschaft" und  „Weltwirtschaft" 
als  „Einheit"  in  Frage  gestellt,  sondern  sogar  jener  Sprachgebrauch 
würde  als  ungenau  und  fehlerhaft  erscheinen^),  der  die  Ausdrücke 
„Volkswirtschaft"   und   „Weltwirtschaft"   geschaffen   hat. 

Hiermit  wird  aber  ein  Gebiet  betreten,  das,  einigermaßen  abgelegen 
von  rein  sachlicher  sozialökonomischer  Betrachtung,  wohl  schon  eher 
der  Philologie  angehört.  Überdies  ist  das  Wort  „Einheit" 
einigermaßen  mehrdeutig  und  unbestimmt.  Liegt  das 
zur  „Einheit"  zusammenfassende  Moment  in  einem  ethisch- 
politisch wertenden  normativen  Grundge- 
danken (etwa  im  Sinne  einer  mehr  demokratischen  oder  einer 
mehr  plutokratischen  Beeinflussung),  oder  liegt  es  in  irgendwelchen 
rein  tatsächlichen  Verhältnissen  ohne  im  Vorder- 
grunde stehende  ethisch-politische  Bedeutsamkeit  (etwa  in  der 
geographischen  Abgrenzung  der  Volkswirtschaften  voneinander  oder 
in  der  Abgrenzung  der  Weltwirtschaft  gegen  Polargebiete,  ungangbare 
Wüsten,  kulturlose  steinzeitliche  Landstriche  im  Inneren  Neuguineas, 
Südamerikas  usw.)?  Der  „Einheit"  im  einen  wie  im  anderen  Sinne 
liegt  aber  wiederum  jene  der  Machschen  Denkökonomie 
zugrunde  im  Sinne  der  wissenschaftlichen  Zweckmäßigkeit,  eine 
Reihe  von  Vorstellungen   zu   einem   Begriffe  zusammenzufassen. 

Weit  wichtiger  dürfte  es  daher  sein,  festzustellen,  ob  die  Welt- 
wirtschaft eine  positive  soziologische  Wesenheit 
oder  bloß  einnegativerBegriff  sei,  womit  sich  eben  die  vor- 
hergehenden Darlegungen  beschäftigt  haben.  Denn  „positiv"  und 
„negativ"  sind  wohl  völlig  klare,  eindeutige  Vorstellungen.  Jedenfalls 
ist  die  Frage  „Was  ist  Weltwirtschaft?"  von  der  minder  bedeutsamen 
Frage  zu  trennen,  ob  die  Weltwirtschaft  eine  „Einheit"  sei  oder  nicht. 

II.   Der  Begriff  der  Entwicklungstendenz. 

Der  zweite  Begriff  im  Titel  meines  Buches,  nämlich  „Ent- 
wicklungstendenzen",   scheint    von    vornherein    nicht     so     leicht 


*)  Etwa  wie  der  Ausdruck  „Wachszündhölzchen"  für  ein  Erzeugnis  unpassend 
zu  sein  scheint,  das  nur  Zündmasse,  Wachs  (Stearin)  und  Docht,  aber  kein  Spänchen 
Holz  enthält. 
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Meinungsverschiedenheiten  oder  Mißver- 
ständnissen ausgesetzt  zu  sein  wie  der  soeben  besprochene 
Begriff  der  Weltwirtschaft.  Nichtsdestoweniger  hat  es  hieran  nicht 
völlig  gefehlt,  so  daß  einige  erklärende  und  berichtigende  Aus- 
führungen wohl  nicht  überflüssig  sind. 

Unter  „Tendenz"  ist  nicht  etwa  eine  Strömung  zu  begreifen, 
die  sich  innerhalb  des  weltwirtschaftlichen  Getriebes  stets  voll  und 
ganz  mit  zweifelloser  Deutlichkeit  und  Klarheit  durchsetzt,  sondern 
man  versteht  darunter  eine  Entwicklungsrichtung,  die  inner- 
halb des  Parallelogramms  der  überhaupt  wirk- 
samen Kräfte  von  größerer  Bedeutung  ist,  aber  durch  ander- 
weitige, entgegenwirkende  Kräfte,  zumindest  vorübergehend, 
auch  eine  Abschwächung  oder  sogar  eine  Hemmung  erfahren  kann. 
So  wurde  z.  B.  im  VIII.  Kapitel  des  I.  Bandes  an  einer  größeren  Zahl 
von  Einzelfällen  folgende  allgemeine  Entwicklungsrichtung  dar- 
gelegt: Die  Gebiete  der  offenen  Tür  gehen  einem  großen 
Aufschwünge  ihrer  produktiven  Leistungsfähigkeit  und  Kaufkraft 
entgegen,  sobald  sie  auf  irgendeinem  der  drei  dort  genannten  Wege 
jenen  Zustand  völkerrechtlicher  und  namentUch  handelspoUtischer 
Gebundenheit  abgestreift  haben,  der  das  Wesen  eines  „Gebiets  der 
offenen  Tür"  ausmacht;  die  minder  bequemen  Bedingungen,  unter 
denen  der  Ausfuhrhandel  der  Industriestaaten  in  die  ehemaligen 
Gebiete  der  offenen  Tür  Einlaß  erhält,  würden  für  den  internationalen 
Handelsverkehr  durch  den  erwähnten  Aufschwung  hinsichtlich  pro- 
duktiver Leistungsfähigkeit  und  Kaufkraft  reichUch  wettgemacht. 
Diese  allgemeine  Regel  wird  aber  dadurch  keineswegs  entkräftet,  daß 
Griechenland,  mindestens  während  des  ersten  Jahrzehnts  nach  dem 
neunjährigen  Befreiungskriege  (1821 — 1829)  von  der  türkischen 
Herrschaft,  infolge  der  greuHchen  Verwüstung  des  Landes  durch 
türkische  und  ägyptische  Truppen  dem  internationalen  Handels- 
verkehr weniger  Anregung  bot  als  etwa  im  Jahre  1820  unmittelbar 
vor  dem  Ausbruch  des  Freiheitskampfes  gegen  die  Türkei.  So  war 
eine  der  Hauptgrundlagen  des  Ausfuhr-  und  damit  auch  Einfuhr- 
handels der  damals  befreiten  Gegenden,  nämlich  die  Korinthen- 
pflanzungen und  Weinberge,  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse 
fast  ganz  zugrunde  gerichtet  worden  und  mußte  erst  mühsam  wieder- 
aufgebaut werden.  Die  so  oft  mißbräuchlich  angewandte  Redensart 
von  der  „Ausnahme,  welche  die  Regel  bestätigt",  trifft  hier  tatsäch- 
lich zu. 

In  ähnlicher  Weise  gelten  die  Ergebnisse  jener  Untersuchungen, 
die  den  tropisch-subtropischen    landwirtschaft- 


12  Einleitung. 

liehen  Produktionszweigen  und  Agrikultur- 
ländern in  den  Darlegungen  über  Monokultur  (siehe 
Kapitel  III  des  II.  Bandes)  und  noch  in  einer  besonderen  Anlage 
(siehe  Anlage  XIX  im  II.  Bande)  gewidmet  wurden,  nur  mit  Ein- 
schränkungen für  jene  Länder,  deren  Außenhandel  sich  derzeit  vor- 
wiegend auf  eine  Bergbautätigkeit  großen  Stils  stützt. 
Dies  trifft  z.B.  für  Mexiko  zu,  insofern  nicht  das  dortige  Wirt- 
schaftsleben seit  Beginn  des  Aufstandes  gegen  den  langjährigen 
Diktator  Porfirio  Diaz  (im  November  1910)  überhaupt  erlahmt  ist. 
Mexiko  mochte  zwar  (unter  der  die  wirtschaftlichen  Interessen  des 
Landes  sorgsam  wahrenden  Regierung  des  Porfirio  Diaz)  in  seinen 
Produktions-  und  Außenhandelsverhältnissen  sowie  in  seiner  Handels- 
politik Abweichungen  von  jenen  Grundzügen  aufweisen,  die  hier  als 
kennzeichnend  für  die  tropisch-subtropischen  Agrargebiete  erklärt 
wurden;  nichtsdestoweniger  können  diese  Grundzüge  als  eine  der 
„Entwicklungstendenzen"  der  Weltwirtschaft  angesprochen  werden, 
ebenso  wie  dies,  trotz  des  früher  angeführten  griechischen  Beispiels, 
von  jenen  grundsätzlichen  Feststellungen  über  die  Gebiete  der 
offenen  Tür  behauptet  werden  kann,  die  im  VIII.  Kapitel  des 
I.  Bandes  dargelegt  wurden.  Falls  übrigens  die  durch  das  Vorwalten 
des  Großgrundbesitzes  unheilvoll  gekennzeichnete  mexikanische 
Agr arver fassung  eine  Besserung  erfährt  und  der  an  und  für  sich 
bildungs-  und  kultur fähigen  mexikanischen  Bevölkerung,  sei  es 
auch  durch  fremde  (nordamerikanische)  Einflüsse,  ein  Wachstum 
an  Zahl  und  Bildungsstand  zuteil  wird,  kann  ja  auch  in  Mexiko  eine 
weit  umfangreichere  landwirtschaftliche  Produktion  für  Ausfuhr- 
zwecke erblühen;  demgegenüber  würden  sodann  die  Leistungen  des 
Bergbaues  an  die  zweite  Stelle  rücken. 

Diese  meine  soeben  an  zwei  Beispielen  dargelegte  Auffassung 
des  Begriffs  „Tendenz"  ist  auch  mehrfach  im  I.  Bande  zu  finden. 
Hier  wäre  z.  B.  (siehe  Kapitel  IV,  Abteilung  V,  S.  133 — 135)  auf  die 
Besprechung  einzelner  Handelsverträge  des  ersten  mitteleuropäischen 
Vertragssystems  von  1892 — 1906  zu  verweisen.  Diese  Verträge 
kamen  nämlich  in  den  falschen  Verdacht,  als  seien  sie  von  Anfang 
an  als  politische  Gefälligkeitsgeschäfte  geplant  gewesen  und  nicht 
in  sorgfältiger  Erwägung  rein  wirtschaftlicher  Interessen  abgeschlossen 
worden.  An  dieser  unbeabsichtigten  Wendung  der  Dinge  trug  jedoch 
lediglich  die  irrige  Einschätzung  gewisser  wirt- 
schaftlicher Zukunftsentwicklungen  Schuld,  so 
Irrtümer  hinsichtlich  der  Fähigkeit  Österreich-Ungarns  zur  Aus- 
fuhr von  Brotgetreide  und  Vieh  sowie  bezüglich  des  Einflusses  der 
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Phylloxera  auf  den  mitteleuropäischen  Weinbau  usw.  Durch  diese 
Erklärung  des  tatsächlichen  Sachverhalts  wurden  M  e  i  s  t  b  e  - 
günstigungs-  und  Tarifverträge,  als  brauchbare 
und  dauerhafte  Grundlagen  der  weltwirtschaftlichen  Entwicklung 
im  Sinne  einer  Belebung  des  internationalen  Handelsverkehrs,  gegen- 
über mancherlei  Angriffen  und  Bezweiflungen  verteidigt.  Hier  hat 
mangelhafte  Voraussicht  der  Wandelbarkeit  wichtiger  Produk- 
tions- und  Verbrauchsverhältnisse  während  der  langen  Dauer  der 
erwähnten  Verträge  eine  ähnliche  Rolle  gespielt  wie  im  griechischen 
Beispiele  die  Kriegsverwüstungen  und  im  mexikanischen  Beispiele 
das  vorläufige  Überwiegen  des  Bergbaues  in  der  Volkswirtschaft 
Mexikos. 

Nichtsdestoweniger  wurde  die  soeben  dargelegte  Auffassung 
des  Begriffes  „Tendenz"  von  zwei  hochgeschätzten  Kritikern,  J. 
Grunzel  (in  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  13.  August  1912) 
und  Sieveking  (im  „Weltwirtschaftlichen  Archiv"  vom  Januar 
1913),  dahin  mißverstanden,  als  ob  ich  die  von  mir  beschriebenen 
Entwicklungstendenzen  „a  b  s  o  1  u  t"  wirksamen  Faktoren  gleich- 
setzen und  nicht  vielmehr  als  mannigfach  beeinflußbare 
Kräfte  innerhalb  eines  nicht  leicht  über- 
sehbaren Kräfteparallelogramms  betrachten  würde. 
Merkwürdigerweise  sind  beide  Kritiker  zu  diesem  Mißverständ- 
nisse meiner  Auffassung  des  Begriffes  „Tendenz"  bei  Besprechung 
des  gleichen  Gegenstandes  gekommen.  Es  handelte  sich  nänüich  um 
die  Darlegung  des  Mechanismus,  der  in  der  Aufeinanderfolge  größerer 
und  kleinerer  Kapitalsanlagen  der  Gläubiger- 
staaten im  Auslande  einerseits,  der  relativen  Zu-  und  Ab- 
nahme ihrer  Aus-  und  Einfuhr  anderseits  spielt  (siehe  Kapitel  IX, 
Abteilung  II  des  I.  Bandes).  Von  beiden  Kritikern  wurde  mir  vor- 
geworfen, ich  hätte  nicht  berücksichtigt,  daß  auch  andere  Momeate 
auf  den  Wirtschaftsverkehr  mit  dem  Auslande  richtunggebend  ein- 
wirken und  daß  man  eine  einzelne  derartige  Strömung  nicht  als  aus- 
schlaggebend für  den  Außenhandelsverkehr  der  Gläubigerstaaten 
erklären  könne. 

Rein  sachlich  wäre  darauf  zu  erwidern,  daß  es  sich  ja  nicht 
um  die  Gesamtentwicklung  des  Außenhandels- 
verkehrs handelt,  sondern  vorwiegend  nur  um  zweierlei:  i.  die 
Zu-  und  Abnahme  des  Einfuhrüberschusses  in  kapitals- 
starken Gläubigerländern;  2.  die  größere  oder  geringere  Rasch- 
heit der  Zunahme  von  Ein-  und  Ausfuhr  in  diesen  Ländern. 
Die  Schuldnerländer  sind  im  allgemeinen  im  Nachtrab  der  g  ü  n  s  t  i  - 
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gen  Konjunkturen  und  müssen  sich  damit  zufriedengeben 
was  hiervon  auf  sie,  je  nach  den  besonderen  Produktionsverhält- 
nissen des  einzelnen  Schuldnerlandes,  entfällt.  Die  Gläubigerländer 
sind  dagegen  weit  mehr  imstande,  richtunggebend  einzugreifen; 
ihnen  wird  nämlich  durch  günstige  internationale  Konjunkturen 
ein  erweitertes  Feld  für  nutzbringende  Kapitalsanlagen  im  Auslande 
geschaffen.  Anderseits  kommt  für  Gläubigerländer  eine  minder 
günstige  internationale  Konjunktur  dadurch  zum  Ausdruck,  daß 
die  MögHchkeit  für  gewinnbringende  oder  wenigstens  für  sicher 
erscheinende  gewinnbringende  Kapitalsanlagen  im  Auslande  eine 
Einschränkung  erfährt.  Endlich  schafft  ein  die  Kapitalsanlagen  im 
Auslande  schmälernder  großer  inländischer  Kapitals- 
bedarf der  Gläubigerländer,  sei  es  für  Rüstungen  und  Krieg- 
führung (z.  B.  Burenkrieg  1899 — 1902),  sei  es  für  soziale  Ver- 
besserungen (britischer  Munizipalsozialismus  der  1890  er  Jahre) 
gewissermaßen  eine  Einfuhrkonjunktur, 

Durch  diese  sachlichen  Darlegungen  mag  zwar  klargestellt  sein, 
daß  der  besprochene  Mechanismus,  vermöge  dessen  die  ausländischen 
Kapitalsanlagen  zum  Regulator  des  Außenhandels  der  Gläubiger- 
staaten werden,  zumindest  in  sehr  weitgehendem  Aus- 
maße zur  Wirksamkeit  gelangt.  Immerhin  bedaure  ich,  im 
IX,  Kapitel  (Abteilung  II)  des  I.  Bandes  auf  gewisse,  eigentlich 
selbstverständliche  Einschränkungen  nicht  ausdrücklich  hingewiesen 
zu  haben.  Dann  hätte  meinen  Kritikern  wohl  kaum  der  Gedanke 
kommen  können,  daß  ich  den  besagten  Mechanismus  als  eine  „ab- 
solut" wirksame  Entwicklungstendenz  auffasse.  Diese  Einschränkung 
betrifft  jene  noch  immer  umfangreichen  Kapitalsanlagen,  bei  denen 
der  Gedanke  an  eine  Förderung  der  Inlands- 
produktion überhaupt  kaum  vorhanden  ist, 
jedenfalls  aber  hinter  jenem  der  gewinnbringenden  Anlage  verfüg- 
barer Gelder  zurücktritt.  Ein  berühmtes  historisches  Beispiel  dieser 
Art  ist  die  reichliche  Beteiligung  des  britischen  Kapitalsmarktes  an 
jenen  großen  A  n  1  e  h  e  n  ,  womit  Frankreich  nach  dem 
deutsch-französischen  Kriege  von  1870/1871  die 
gewaltige  Kriegsentschädigung  bestritt.  Da  ist  es  wohl  bezeichnend, 
daß  die  britische  Ausfuhr  im  Jahrfünft  1870 — 1874  verhältnismäßig 
weniger  schnell  stieg  als  im  unmittelbar  vorangegangenen  Jahrfünft 
1865 — 1869  (vgl.  S.  384/385  des  I.  Bandes).  Das  britische  Kapital 
nahm  die  mit  keinerlei  Ausfuhraufträgen  verbundenen  Käufe  franzö- 
sischer Renten  vor,  da  diese  bei  großer  Sicherheit  relativ  gut  verzins- 
liche Anlagen  darstellten. 
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Daß  auf  die  erwähnte,  ohnehin  fast  selbstverständliche  Ein- 
schränkung (des  Mechanismus  zwischen  den  auswärtigen  Kapitals- 
anlagen und  dem  Außenhandel  der  Gläubigerstaaten)  nicht  ausdrück- 
lich hingewiesen  wurde,  war  aus  zwei  Gründen  kein  gar  so 
großes    Versäumnis: 

1.  Manche  Kapitalsanlagen,  die  ursprünglich  nur  behufs  vor- 
teilhafter oder  sicherer  Vermögensverwertung,  ohne  irgend  einen 
produktionspolitischen  Nebenzweck  gemacht  wurden,  werden  nach- 
träglich von  leitenden  Banken  des  betreffenden  Gläubigerlandes 
unter  ihren  Schutz  genommen,  gewissermaßen  zusammengeballt 
und  zur  festen  Grundlage  großzügiger  Ausfuhrgeschäfte  gemacht. 
Diese  Entwicklung  vollzog  sich  z.  B.  seit  anderthalb  Jahrzehnten 
mit  dem  Besitz  deutscher  Kapitalisten  an  Werten  der  Transvaal- 
Goldbergwerke. 

2.  Auswärtige  Kapitalsanlagen,  die  nur  nutzbringende  Vermögens- 
verwertung ohne  produktionspolitische  Nebenvorteile  anstreben, 
werden  von  den  Regierungen  und  der  öffent- 
lichen Meinung  der  G  1  ä  u  b  i  g  e  r  1  ä  n  d  er  immer 
entschiedener  bekämpft.  Dies  wurde  schon  im  I.  Bande 
(siehe  IX.  Kapitel,  Abteilung  I  b — I  e)  ausführlich  dargelegt.  Seit 
dem  Erscheinen  des  I.  Bandes  hat  diese  Tendenz  womöglich  noch 
eine  Verschärfung^)  erfahren. 


^)  Nur  beispielsweise  wären  unter  den  mannigfachen  einschlägigen  Vor- 
kommnissen drei  Einzelfälle  aus  Großbritannien,  Frankreich  imd  Deutschland  zu 
erwähnen: 

1 .  In  den  leitenden  britischen  Finanz-  imd  Industriekreisen  sowie  in  der 
englischen  Finanzpresse  wurde  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  19 13  folgendes 
Ereignis  recht  ärgerüch  besprochen :  österreichischen  Finanzkonsortien 
war  es  nicht  nur  gelungen,  der  chinesischen  Regierung  in  den  Jahren  1912 
imd  19 13,  ohne  Rücksicht  auf  das  für  chinesische  Finanzgeschäfte  begründete  inter- 
nationale Syndikat,  mehrere  Anleihen  zu  vermitteln,  wofür  österreichische  Kriegs- 
schiffswerften imd  Waflfenfabriken  nutzbringende  Aufträge  erhielten;  überdies  war  es 
den  österreichischen  Finanzkonsortien  gelimgen,  imter  der  Hand  und  unbemerkt 
zumeist  an  englische  Geschäftsfretmde  die  von  der  chinesischen  Regierimg  erhaltenen 
hochverzinslichen  Schatzscheine  in  der  londoner  City  abzusetzen.  Diese  kam  erst 
in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  191 3  zu  ihrem  großen  Verdrusse  darauf,  in  welch 
schlauer  Weise  die  beteiligten  österreichischen  Finanzinstitute  trotz  der  damaligen 
bedrängten  Lage  des  österreichischen  Kapitalsmarktes  der  Industrie  ihres  Landes  mit 
Anleihen  verbundene  große  Ausfuhraufträge  zu  sichern  wußten. 

2.  In  einer  Verordnvmg  des  französischen  Finanzministers 
Caillaux  vom  16.  Dezember  191 3  wurde  den  französischen  Finanz-  und  Bank- 
kreisen  eingeschärft,  daß  die  älteren  Vorschriften  (erneuert  insbesondere  im  Jahre 
1907),  welche  die  Gewährimg  von  Anleihen  an  Auslandsstaaten  von  der  Genehmigung 
der  mit  der  Wahrung  der  wirtschaftlichen  und  politischen  Interessen  Frankreichs 
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Diese  Auseinandersetzungen  dürften  wohl  dem  Mißver- 
ständnisse des  Begriffs  der  ,,  Tendenz"  (Ent- 
wicklungstendenz) steuern,  das  den  Bemerkungen  zweier  sonst  hoch- 
geschätzter Kritiker  über  jenen  Mechanismus  zu  entnehmen  war, 
vermöge  dessen  die  auswärtigen  Kapitalsanlagen 
der  Gläubigerstaaten  den  Außenhandel  dieser  lyänder 
in  gewissem  Sinne  regulierend  beeinflussen. 

'  III.  Kurze  Wiedei^abe  des  I.  Bandes. 

Wie  in  der  Einleitung  des  I.  Bandes  (Abteilung  II)  der  ,, Ent- 
wicklungstendenzen der  Weltwirtschaft"  der  wesentliche  Inhalt  der 
Kapitel  des  II.  Bandes  kurz  wiedergegeben  wurde,  so  soll  hier  der 
Hauptinhalt  des  I.  Bandes  rekapituliert  werden,  um  gewisser- 
maßen jeden  der  beiden  Bände  für  sich  zu  einem  abgeschlossenen 
Ganzen  zu  machen.  In  einem  Übersichtskapitel  „Der  welt- 
wirtschaftliche Ausgleich  zwischen  I^andwirt- 
schaft  und  Industrie"  wurde  der  Grundirrtum  der 
„Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  2)  bekämpft,  die 
industrielle  Entwicklung  in  stetem  Fort- 
schritte begriffen  anzunehmen,  dagegen  die  landwirt- 
schaftliche Betätigung  und  Entwicklung  als  statio- 
när aufzufassen  und  aus  diesem  angeblichen  Mißverhältnisse  die 
beständige  Gefahr  einer  drückenden  industriellen  Über- 
produktion zu  folgern.  Im  Gegenteile  fanden  und  finden  im 
19.    und    20.  Jahrhundert     gewaltige     agrarische     Be- 


betrauten  Regierung  abhängig  machten,  nicht  blos  für  fundierte  Anleihen  gelten; 
diese  Vorschriften  seien  auch  maßgebend  für  Übernahme  und  Belehnung  von  Schatz- 
scheinen sowie  für  allerlei  andere  Geschäftsformen,  womit  die  Finanzkreise  das  ältere, 
formell  nur  von  fundierten  Anleihen  sprechende  Gebot  zu  umgehen  suchten.  Über- 
haupt waren  die  letzten  Monate  des  Jahres  191 3  und  der  Januar  19 14  von  einem  Kampfe 
um  die  Verwertung  der  für  das  Ausland  verfügbaren  französischen  KapitaUen  erfüllt; 
hierbei  stellten  sich  die  Finanzkreise  mehr  auf  den  reinen  Gewinnststandpunkt,  während 
die  Regierung  (Finanzverwaltung)  und  das  Parlament,  weniger  die  Zeitimgen,  das 
nationalpolitische  und  namentlich  das  produktionspolitische  Interesse  des  Landes 
verfochten. 

3.  Am  10.  Januar  1914  veröffentlichte  die  ,, Norddeutsche  Allgemeine  Zeitvmg" 
eine  Meinungsäußerung  der  preußischen  Regierung,  die  Emissionsfirmen 
hätten  gegenüber  jenen  auswärtigen  Anleihen,  die  nicht  vermöge  eines  bedeutsamen 
wirtschaftlichen  oder  politischen  Interesses  Deutschlands  besonders  berücksichtigens- 
wert  seien,  äußerste  Zurückhaltung  zu  beobachten;  denn  solche  Anleihen  würden  für 
absehbare  Zeit  auf  Zulassung  zum  Börsenhandel  nicht  zu  rechnen 
haben. 

2)  Siehe  über  diesen  Ausdruck  Seite  26  des  I.  Bandes. 
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Siedlungen  ausgedehnter  überseeischer  und  russisch-asiatischer 
Flächen  teils  in  freier,  individueller  Siedlertätigkeit,  teils  mit  Hilfe 
klar  bewußter,  auf  Förderung  des  Fabrikatenabsatzes  bedachter 
tropisch-subtropischer  Kolonialpolitik  statt. 

Auch  ist  ein  industrielles  Wachstum  großen  Stils  ohne  ein  gleich- 
zeitiges Emporblühen  jener  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktionen gar  nicht  denkbar,  welche  industriell 
verwertbare  Rohstoffe  und  Abfälle  liefern, 
und  diese  agrarischen  Rohstoffproduktionen  bilden  sehr  häufig  nur 
Teilbetriebe  oder  Nebenbetriebe,  Teilproduktionen  umfassen- 
der landwirtschaftlicher  Betriebseinheiten,  welch  letztere  eine  nicht 
geringe  Kaufkraft  für  Fabrikate  besitzen.  Überhaupt  wird  eine  Reihe 
von  Industrien  weit  mehr  durch  Rohstoffmangel  bedroht, 
als  die  städtisch-industrielle  Bevölkerung  der  Erde  im  ganzen  durch 
Schwierigkeiten  des  Fabrikatenabsatzes  gefährdet  ist  oder  (wie 
manche  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  meinen) 
ein  angeblich  früher  oder  später  eintretendes  Zurückbleiben  der 
Produktion  von  Nahrungsmitteln  und  besonders  von  Ge- 
treide hinter  dem  Bedarfe  zu  befürchten  hat.  Diese  Besorgnis  über- 
sieht nicht  nur,  daß  es  in  den  Tropen  (teilweise  auch  in  den  Sub- 
tropen und  gemäßigten  Zonen)  derzeit  landwirtschaftlich  kaum  erst 
ausgenutzte  Flächen  großen  Umfangs  gibt;  überdies  wird  vergessen, 
daß  sich  bei  dichterer  Bevölkerung  der  gesamten  Erde  die  Beschaffung 
eiweißhaltiger  Nahrungsmittel  in  die  Frage  der  Ver- 
teilung der  Getreideproduktion  zwischen  Mensch  und  Tier  um- 
wandelt^).   Die  in  der  Wirtschaftsgeschichte  des  letzten  halben  Jahr- 


1)  Zur  Kennzeichnung  des  verwickelten  Wesens  der  einschlägigen  Verhältnisse, 
die  gerade  in  neueren  Veröffentlichungen  (so  z.  B.  in  einem  mit  Cl.  gezeichneten 
Aufsatze  „Die  Deckung  des  wissenschaftlich  festgestellten  Nährstoffbedarfes  und 
die  heimische  Landwirtschaft"  in  der  Berliner  „Agrarpolitischen  Wochenschi ift" 
vom  4.  Februar  19 14)  mehrfach  behandelt  werden,  sei  beispielsweise  auf  folgende  Einzel- 
heit hingewiesen:  Eine  bisher  sehr  vernachlässigte  Bezugsquelle  zur  Deckung  des 
Eiweißbedarfs  ist  die  bei  der  Buttergewinnung  abfallende  Magermilch; 
sie  wird  nur  zum  weitaus  geringeren  Teüe  zur  menschlichen  Ernährung,  vorwiegend 
aber  zur  Verfütterung  an  die  Schweine,  d.  h.  mittelbar  zur  Gewinnxmg  von  Fett 
benutzt.  Fett  ist  aber,  namentlich  in  wärmeren  Klimaten  und  J  ahreszeiten,  ein  minder 
wichtiges  Nahrungsmittel  als  Eiweiß  und  kann  auch  aus  mancherlei  Pflanzenarten 
in  großen  Mengen  und  billig  gewonnen  werden.  Mittelbar  dient  also  das  zur  Emährimg 
der  Milchkühe  verwendete  Futtergetreide  gleichfalls  zur  Fetterzeugtmg. 
Derzeit  stehen  zwei  Haupthindernisse  der  Verwendung  der  Magermilch  zur  mensch- 
lichen Nahrimg  entgegen:  i.  Das  in  städtischen  Kreisen  gegen  dieses  gesunde 
und  wohlschmeckende  Nahrungsmittel  bestehende  Vorurteil;  2.  die  bereits  bei  etwas 
größerer  Entfernung  von  den  Buttergewinnungsstellen  den  Versand  unlohnend 
Schilder.    II.  2 
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Hunderts  gelegentlich  zu  verzeichnenden  industriellen  und 
agrarischenAbsatzkrisen  waren  nur  von  mäßiger  Dauer, 
von  beschränkter  territorialer  Ausdehnung  und  teilweise  auf  ganz 
eigen  geartete  soziale  Zustände  und  währungspolitische  Vorkomm- 
nisse zurückzuführen,  die  aus  besonderen  historischen  Wurzeln  er- 
wachsen sind;  daher  kann  trotz  dieser  Krisen  angenommen  werden, 
daß  der  weltwirtschaftliche  Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und 
Industrie  im  großen  und  ganzen  ohne  katastrophale 
Wendungen   durchführbar  sei. 

In  einer  Reihe  weiterer  Kapitel^)  wurde  den  „Skeptikern  hin- 
sichtlich der  Weltmarktsentwicklung"  zugestanden,  der  autonome 
und  insbesondere  der  nicht  wehrhafte  Freihandel  sei 
im  Rückgange  begriffen  oder  wenigstens  mannigfach  bedroht, 
und  die  Freihandelstendenz  der  Ausfuhrerzeugungen  (mehr  die  der 
industriellen  als  die  der  agrarischen  Ausfuhrerzeugungen)  habe  durch 
die  Gegenwirkung  des  Kartellwesens  sowie  des  mit  dem 
Kartellwesen  zusammenhängenden  „Dumping"  (Schleuderausfuhren) 
eine  bedeutende  Schwächung  erfahren^);  doch  wurde  demgegenüber 
nicht  bloß  auf  die  industriellen  Gegenströmungen 
(Gegensatz  der  „leichten"  und  „schweren"  Industrien),  sondern 
noch  mehr  darauf  hingewiesen,  daß  sowohl  Freihandel  als  auch 
HochschutzzolldemverhältnismäßigenWachs- 
tum  des  internationalen  Handelsverkeuhrs,  im 
Vergleiche  zu  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  NatioMlproduk- 
tion,  günstig  seien.  Der  Hochschutzzoll  besorgt  dies  allerdings 
auf  dem  wenig  segensreichen  Wege  einer  weitgehenden  Einschrän- 
kung des  durch  Zollbelastung  verteuerten  In- 
landsverbrauches   bei  gleichzeitigem  Anreiz  zu  Schleu- 


machenden  Beförderungskosten,  die  ja  sogar  der  Versendung  von  Milch  auf  größere 
Entfernungen  hin  nicht  selten  im  Wege  stehen.  Aber  beide  Hindernisse  sind  wohl 
nicht  unüberwindlich,  zumal  wenn  den  Molkereien,  welche  die  Butter  darstellen, 
Fabriken  angegliedert  würden,  die  an  Ort  und  Stelle  aus  der  Magermilch  leicht  und 
billig  zu  befördernde,  eiweißreiche  Nährpräparate  gewinnen. 

^)  Es  sind  die  Kapitel  II — V:  ,, Freihandelstendenzen  der  Ausfuhrerzeugungen 
und  Kartellwesen,  Wirkungen  des  Hochschutzzolles";  ,, Wehrhafter  Freihandel  oder 
gemäßigter  Schutzzoll" ;  „Zollkriege";  „Der  britische  Freihandel  imd  seine  politisch- 
militärischen Stützen". 

*)  Dieses  mein  Zugeständnis  war  besonders  für  das  erste  Jahrzehnt  des  20.  Jahr- 
himderts,  ja  bis  zur  Fertigstellimg  des  I.  Bandes  im  Laufe  des  Jahres  191 1,  ungefähr 
zwei  Jahre  vor  dem  Inkrafttreten  des  Underwood-Tarifs  der  Vereinigten  Staaten 
vom  3.  Oktober  191 3,  durchaus  zutreffend.  Der  Underwood-Tarif  enthält  bereits 
vielfache  Spuren   der  Freihandelstendenzder  Ausf  uhrer  zeugungeu. 
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derausfuhren,  während  beim  Freihandel  die  Belebung  des 
Außenhandels  von  einer  starken,  wohltätigen  Steigerung  des  in- 
ländischen Verbrauches  und  der  für  diesen  Verbrauch  arbeitenden 
Nationalproduktion  begleitet  wird;  der  gemäßigte  Schutzzoll  oder 
wehrhafte  Freihandel  ist  infolge  weitgehenden  Wegfalls  jenes 
„  Fr  a  c  h  t  s  ch  u  t  z  e  s  "^),  der  noch  bis  in  die  i86oer  Jahre 
hinein  bestand,  dem  völligen  Freihandel  nahegekommen. 


1)  In  Anbetracht  dieser  Entwicklungstendenz  der  Frachtverhältnisse 
berührt  es  einigermaßen  sonderbar,  wenn  K.  Jentsch  (in  der  „Zukunft"  vom 
20.  September  191 3)  gegen  meine  Grimdansicht  und  eher  im  Sinne  der  „Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwickltmg"  davon  spricht,  daß  der  internationale 
Handelsverkehr  schon  aus  folgenden  Gründen  zurückgehen  müsse:  das  Hin-  und 
Herführen  der  Waren  über  Himderte  und  Tausende  von  Kilometern  werde  immer 
sinnloser,  da  die  einzelnen  I^änder  immer  mehr  auf  die  gleiche  wirtschaftUche  imd 
technische  Entwicklungsstufe  kämen  und  man  daher  alle  benötigten  Güter  in  nächster 
Nähe  bekommen  könne  imd  nicht  aus  weiter  Feme  beziehen  müsse. 

Demgegenüber  wäre  zu  erwidern:  i.  Für  absehbare  Zeit  ist  das  Erreichen  der 
gleichen  wirtschaftlichen  und  technischen  Entwicklungsstufe 
(sogar  abgesehen  von  den  im  II.  Kapitel  des  II.  Bandes  dargelegten  klimatischen 
Hindernissen)  sehr  fraglich;  denn  wenn  die  bisherigen  Agrarländer  zu  Industriestaaten 
werden,  so  machen  inzwischen  auch  die  älteren  Industriestaaten  weitere  Fortschritte. 

2.  Die  Begriffe  ,,nahe"  und  ,,fern"  sind  nicht  nur  in  der  Luftlinie  nach  km, 
sondern  hauptsächlich  frachttarifarisch  nach  den  auch  im  20.  Jahrhimdert 
zu  lyande  und  zu  Wasser  (Meeres-  und  Binnenwasserstraßen)  sehr  ungleichmäßig 
leisttmgsfähigen  Verkehrsmitteln  zu  berechnen;  danach  kann  Hamburg  zu  New 
Orleans  oder  Alexandrien  vielleicht  näher  gelegen  sein,  als  München  zu  Augsburg 
oder  Nürnberg. 

3.  Bei  einigermaßen  wertvolleren  Fabrikaten  tritt  der  Frachtsatz 
als  Kostenmoment  überhaupt  in  den  Hintergrund ;  bei  Rohstoffen,  luiter  denen 
sich  auch  sehr  wertvolle  Waren  befinden,  gelangt  man  immer  mehr  in  die  Zwangs- 
lage, zufrieden  zu  sein,  wofeme  man  diese  imentbehrlichen  Produktionsgrimdlagen 
überhaupt  noch  bekommt,  und  sei  es  auch  von  den  Antipoden  her ;  an  dieser  Knapp- 
heit und  Unentbehrlichkeit  der  wo  immer  erzeugten  Rohstoffe  nehmen  bereits  auch 
zahlreiche  einfachere,  weiter  zu  bearbeitende  Fabrikate 
wachsenden  Anteil;  vgl.  hierüber  Kapitel  I  des  II.  Bandes  imd  die  dazugehörigen 
Anlagen  XIII— XXIII. 

4.  Die  Ansicht  von  dem  Frachtkosten  verschwendenden  Charakter  des  internatio- 
nalen Handelsverkehrs,  die  übrigens  auch  der  neueren  Entwicklungstendenz  zur 
Schaffxmg  größerer  Zollgebiete  widerspricht,  kam  in  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts auf,  also  zu  einer  Zeit,  da  die  starke  Verbilligung  der  inter- 
nationalen Warenbeförderung  durch  die  neueren  Transportmittel,  im 
Gegensatze  zu  den  Verhältnissen  seit  den  1870er  Jahren,  wohl  noch  unvollkommen 
in  Erscheinung  getreten  war. 

5,  Die  Meinung,  daß  ,,auch  der  Herr  Nachbar  etwas  verdienen  soll",  ist  durchaus 
kleinbürgerlich,  dem  Gedankenkreise  einer  absterbenden,  immer  unwichtiger 
werdenden  Volksschicht  entstammend,  aber  keineswegs  eine  volkswirtschaftliche 
Grundansicht ;  sowohl  die  Landwirte  als  auch  die  Arbeiterschaft  samt 

2* 
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Der  wehrhafte  Freihandel  oder  gemäßigte 
Schutzzoll,  der  weder  so  wehrlos  ist  wie  der  Freihandel  ohne 
Kampfeslust,  noch  auch  das  eigene  Land  mit  seinen  allzu  scharfen 
Waffen  verwundet  wie  der  Hochschutzzoll,  wird  von  den  „Skeptikern 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  als  ein  im  Absterben 
begriffenes  System  bezeichnet,  wofür  wohl  auch  der  Aus- 
druck „Bankerott  der  Handelsvertragspolitik" 
gebraucht  wird.  Tatsächlich  sind  aber  gerade  im  letzten  Jahrzehnt 
neue  Formen  der  Handelsverträge  zu  größerer  prak- 
tischer Bedeutung  gelangt,  nämlich  die  Beeinflussung  der  im  Werden 
begriffenen  Zolltarife  sowie  administrative  Vereinbarungen  über 
Zollentscheidungen.  Aber  auch  hiervon  abgesehen,  stellt  sich  die 
Bagatellisierung  der  Vertragstarife  in  Wider- 
spruch zu  den  tatsächlichen  Verhältnissen,  da  eine  größere  Anzahl 
wichtiger  Industrien,  darunter  namentlich  solche,  die  den  technisch- 
kulturellen Fortschritt  darstellen,  durch  Schutzzölle  und  Hoch- 
schutzzölle nicht  so  leicht  vom  Weltmarkte  verdrängt  werden  können ; 
überhaupt  wird  die  Biegsamkeit  und  Geschmeidigkeit  des 
internationalen  Warenaustausches  öfters  unter- 
schätzt. Hierbei  kommt  unterstützend  in  Betracht :  die  sofort  wieder 
einsetzende  Ausfuhrfähigkeit  der  durch  verhältnismäßig  niedrige 
Schutzzölle  verdrängbaren  Industrien,  sobald  durch  Verträge  oder 
autonome  Zollpolitik  irgendwo  Lücken  in  die  Schutzzollmauern  ge- 
rissen werden;  der  zollpolitisch  oft  schonend  behandelte  Bedarf  in- 
dustriell aufstrebender  Länder  an  industriellen  Hilfsgegenständen; 
Vertragstarife,  die  auch  während  des  letzten  Vierteljahrhunderts 
mittels  Zurückweisung  der  Übertreibungen  eines  schutzzöllnerischen 
Agrarismus  zustande  kamen;  hie  und  da  in  den  „nicht  besonders 
benannten  Artikeln"  der  allgemeinen  und  Vertragstarife  immer 
wieder  auftauchende  „Lücken";  durch  Zollkriege  oder  Zollkriegs- 
drohungen erzwungene  Unterschreitungen  der  „Minimaltarife";  die 
„Tarifspezialisierung"  als  mittelbarer  Anreiz  zum  Ab- 


den  Privatangestellten  bauen  Bezugs-  und  Absatzorganisationen 
auf,  die,  über  den  näheren  Umkreis  der  Teilnehmer  hinaus,  das  ganze  Staatsgebiet 
umfassen  und  bereits  nicht  selten  dessen  Grenzen  überschreiten,  wie  es  z.  B.  bei  den 
großen  Verbänden  der  englischen  und  schottischen  Konsumvereine  und  bei  den 
Verbänden  der  dänischen  landwirtschaftlichen  Absatzgenossenschaften  der  Fall  ist. 
Noch  weiter  blicken  begreiflicherweise  von  vornherein  Großindustrielle  und 
Großkaufleute;  diese  empfinden  jede  lokale  und  staatliche  Begrenzung  und 
Einengung  als  höchst  unliebsamen  Zwang,  wofern  ihnen  solche  Einengungen  nicht 
etwa,  als  Zollschutz  oder  sonstige  Absatzsicherung  profiterzeugend,  immittelbar 
zugute  kommen. 
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Schluß  von  Tarifverträgen  und  als  mittelbare  Förderung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehres  usw. 

Von  den  „Skeptikern  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung" 
wird  behauptet,  daß  Zollkriege  nicht  die  Belebung  bedeut- 
samer und  für  den  internationalen  Warenaustausch  fruchtbringender 
Zugeständnisse  zum  Gegenstande  hätten,  sondern  daß  es  hierbei 
nur  zu  gleichwertigen  Zugeständnissen  komme,  die  zumeist 
von  beschränktem  Nutzen  für  den  internationalen  Handelsverkehr 
wären.  Demgegenüber  wurde  an  einer  größeren  Anzahl  von  Bei- 
spielen nachgewiesen,  daß  Zollkriege  eine  wohltätige,  un- 
entbehrliche Abhilfe  gegen  Willkür  und  Rück- 
sichtslosigkeit einflußreicher  Interessenten- 
gruppen  in  wirtschaftlich  und  politisch  mächtigen  und  auch 
minder  mächtigen  Staatswesen  darstellen;  demnach  dienen  Zoll- 
kriege nicht  selten  der  Förderung  des  vertragsmäßigen  wehrhaften 
Freihandels  sowie  der  Milderung  des  autonomen  Hochschutzzolles. 

Die  Einengung,  die  dem  internationalen  Handelsverkehr  bei 
dem  etwaigen  (anfangs  1914  übrigens  allgemein  als  unwahrscheinlich 
betrachteten)  Ersatz  des  britischen  wehrlosen  Freihandels  durch 
Formen  gemäßigten  Schutzzolles  (wehrhaften  Freihandels)  drohen 
würde,  wird  dadurch  vielleicht  annähernd  ausgeglichen,  daß  hiermit 
auch  gleichzeitig  gewisse  weltwirtschaftliche  „Abzugsposten" 
(Drawbacks)  des  britischen  wehrlosen  Freihandels  wegfallen  würden. 
Näheres  über  diese  „Abzugsposten"  siehe  in  vorliegender  Einleitung, 
Abteilung  V,  S.  32 — 35. 

Einwirkungen  auf  die  Weltwirtschaft  von  einem  minder 
scharf  ausgesprochen  planmäßigen  Charak- 
ter als  die  in  den  Kapiteln  II — ^V  des  I.  Bandes  erörterten  werden 
in  seinen  vier  weiteren  Kapiteln  besprochen.  So  wird  im  Kapitel 
„Die  großen  Zollgebiete  in  der  Weltwirt- 
schaft", im  Gegensatze  zu  gewissen  Darlegungen  der  „Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung",  eine  weitgehende  und  für 
absehbare  Zeiten  sogar  die  denkbar  weitestgehende  Annäherung  der 
„Großen  Zollgebiete"  des  20.  Jahrhunderts  an  den  allgemeinen, 
universellen  Freihandel  verzeichnet,  mögen  die  großen 
Zollgebiete  als  Weltreiche  ganze  „Subkontinente"^)  um- 
fassen oder  der  „Mittelstufe"  zwischen  den  größten  Welt- 
reichen und  den  „Großstaaten"  älteren  mittel-  und  westeuropäischen 

1)  Vgl.  über  den  Ausdruck  „Subkontinent"  Abteilung  VIII  des  VI.  Kapitels 
im  I.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  und  Abteilung  XX 
der  X.  Anlage  im  II.  Bande. 
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Zuschnitts  angehören.  Sobald  nämlich  die  Zollgebiete  über  das 
soeben  erwähnte  Großstaatsniveau  hinauswachsen  und  sich  nach 
Flächenraum  und  Bevölkerungsziffer  den  ,, Subkontinenten"  nähern 
oder  gar  einen  solchen  „Subkontinent"  oder  deren  mehrere  dar- 
stellen, ist  die  Handelspolitik  dieser  Riesenreiche  oder  „Großen  Zoll- 
gebiete" von  einem  eigentümlichen  Standpunkte  aus  zu  beurteilen. 
Bs  kommt  dann  nicht  mehr  in  erster  Linie  darauf  an,  ob  diese  ge- 
waltigen Staatswesen  einer  mehr  freihändlerischen  oder  mehr  schutz- 
zöUnerischen  Handelspolitik  zuneigen.  All  dies  tritt  an  Bedeutung 
weit  zurück  hinter  der  Tatsache  des  „Großen  Zoll- 
gebietes" selbst.  Ein  gewaltiger,  ja  geradezu  entscheiden- 
der und  nicht  selten  planmäßig  angestrebter  freihändlerischer  Er- 
folg besteht  eben  darin,  daß  es  überhaupt  gelungen  ist,  Ländermassen, 
die  nach  Umfang  und  Bevölkerungszahl  ein  beträchtliches 
Stück  des  gesamten  Weltmarkts  darstellen,  in  ein 
Wirtschaftsgebiet  zusammenzuschweißen . 

Im  Kapitel  „Die  Kolonien  in  der  Weltwirt- 
schaft" werden  unter  Kolonien^)  vorwiegend  solche  Gebiete  ver- 
standen, in  denen  die  von  der  Regierung  und  Verwaltung  verfolgte 
Wirtschaftspolitik  grundsätzlich  darauf  ausgeht,  in  erster  Linie 
landwirtschaftliche  oder  bergbauliche  Roh- 
stoffgewinnungen zu  fördern,  unter  matter  Begün- 
stigung, wenn  nicht  geradezu  Vernachlässigung  und  Bekämpfung 
industrieller  Entwicklungen.  Es  wurde  ausgeführt,  daß  derartige 
Kolonien  noch  im  20.  Jahrhundert  in  den  Tropen  und  Sub- 
tropen als  lebenskräftige  Gebilde  von  be- 
deutender Größe  und  Volkszahl  vorhanden  sind;  sie 
sind  lebenskräftig,  weil  und  insofern  sie  sich  auf  Reichtum  schaffende 
Erzeugung  hochwertiger  Rohstoffe,  insbesondere  der 
Textilindustrien,  stützen  können.  Diese  Gebilde  erleichtern  bloß 
schon  durch  ihr  Vorhandensein  die  Fabrikatenausfuhr  nicht  nur 
ihrer  Mutterländer,  sondern  auch  mittelbar  oder  unmittelbar  die 
Fabrikatenausfuhr  anderer  Industriestaaten.  Vermöge  der  schlech- 
teren Eignung  der  Tropengebiete  für  industrielle  Entwicklung  großen 
Stils  bei  gleichzeitiger  Neigung  zu  schnellerem  Wachstum  der  einem 
zivilisierten  Regime  unterworfenen  dortigen  Bevölkerungen,  als  es 
in  Gebieten  gemäßigter  Zone  im  allgemeinen  zu  verzeichnen  ist^), 
bilden  die   Kolonien  ein   an   Bedeutung  zunehmendes 

1)  Vgl.  die  Bemerkung  über  Kolonien  in  Abteilung  V  dieser  Einleitung,  S.  36. 
»)  Vgl.  hierüber  das  II.  Kapitel  des  II.  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen 
der  Weltwirtschaft". 
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Absatzgebiet  für  die  Industriestaaten  ge- 
mäßigter Zone.  Dem  belebenden  Einflüsse  der  kolonialen 
Tropen-  und  Subtropengebiete  auf  die  Industrie  der  Länder  ge- 
mäßigter Zone  kann  mit  um  so  größerem  Vertrauen  entgegengesehen 
werden,  als  Aussicht  besteht,  daß  ein  nach  Flächenraum,  Bevölkerungs- 
zahl und  Produktenreichtum  stark  überwiegender  Teil  dieser  Ko- 
lonialgebiete, und  zwar  insbesondere  jene  Großbritanniens,  Deutsch- 
lands, Belgiens  und  Hollands,  für  absehbare  Zeiten  zu 
gleichen  Zöllen  den  Waren  des  Auslandes  wie  jenen  des 
Mutterlandes  offen  stehen  werde. 

Im  Kapitel  „Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der 
Weltwirtschaft"^)    werden    diese    Gebiete    als    fast    immer 
unabhängige  oder  doch  zum  mindesten  staatsrechtlich  formell  un- 
abhängige,   doch    meist    nur    halbzivilisierte    Länder    be- 
zeichnet, die  vermöge  internationaler  Abmachun- 
gen dauernd  in   ihrer  handel-  und  zollpolitischen 
Bewegungsfreiheit  gehemmt   sind  und   auch   in   ihrer 
Gerichtsbarkeit  Beschränkungen  unterliegen.    Diese  Länder 
bieten  dem  internationalen  Handelsverkehr  und  insbesondere  der 
Fabrikaten  ausfuhr  der  Industriestaaten  anscheinend  hochzuschätzende 
Bequemlichkeiten,  da  ihre  zumeist  mäßig  hohen  Zölle  nur 
unter  großen  Schwierigkeiten  abgeändert  werden  können,  sind  aber 
durch   eine   Art   von   historischem   Gesetz   dem   allmählichen   Ver- 
schwinden geweiht,  indem  sie  entweder  i .  den  europäischen  Groß- 
mächten und  Kultur  Staaten  oder  deren  außereuropäischen  Mit-, 
bewerbern  zum  Opfer  fallen  (häufigstes  Vorkommnis);  oder  2.  indem 
sich  einzelne  Gebietsteile  eines  Landes  der  offenen  Tür 
von  dem  früher  über  sie  herrschenden  Staatswesen  losreißen  (Balkan- 
staaten,  vielleicht   auch   Mongolei   und   Tibet)   und   nach   längerer 
oder   kürzerer  Übergangsfrist   die   volle  Souveränität  in  politischer 
und  wirtschaftlicher  Beziehung  erwerben;  oder  3.  indem  sich  ein 
ehemaligeshalbzivilisiertes  größeres  Gebiet  der  offenen 
Tür  in  mehr  oder  weniger  schnellem  Fortschritte  die  Grundlagen 
der    materiellen   und   moralischen    europäisch- 
amerikanischen Kultur  aneignet  (Japan)  und  hier- 
durch zu  einem  in  Weltpolitik  und  Weltwirtschaft  aus  eigener  Ini- 
tiative eingreifenden,  völlig  souveränen  Staatswesen  wird.    Doch  ist 
die    gewissermaßen    einem    historischen    Gesetze    Folge    leistende. 


^)  Vgl.  die  allgemeine  Bemerkung  über  die  Gebiete  der  ofienen  Tür  in  Ab- 
teilving  II   dieser  Einleitung  Seite  11. 
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augenscheinlich  geringe  Dauerhaftigkeit  der  Gebiete  der 
offenen  Tür  jenen  Faktoren  beizuzählen,  die  dem  Aufschwünge  des 
internationalen  Handelsverkehres  günstig  sind.  Denn  die  kulturell 
zurückgebliebenen,  schlecht  verwalteten  und  eben  deshalb  armen 
Gebiete  der  offenen  Tür  stehen  anproduktiverLeistungs- 
f  ä  h  i  g  k  e  i  t  (Ausfuhr)  und  Kaufkraft  (Einfuhr)  hinter  den 
später  auf  ihrem  Boden  entstandenen  unabhängigen  Staaten  oder 
Provinzen  und  Kolonialgebieten  der  Großmächte  weit  zurück.  Die 
in  jeder  Beziehung  rückständigen  Gebiete  der .  offenen  Tür  bieten 
daher  dem  internationalen  Handelsverkehr  weit  weniger  Anregung 
als  die  auf  ihrem  Boden  allmählich  zur  Entstehung  gelangenden, 
andersartigen,  demZeitgeist  besser  entsprechenden, 
politisch  abhängigen  oder  souveränen  Gebilde. 

Im  letzten  Kapitel  des  I.  Bandes  wird  die  Ansicht  der  „Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  bekämpft,  daß  der  von 
diesen  etwa  zugestandene  absolute  und  wohl  auch  relative  Auf- 
schwung der  internationalen  Handelsumsätze 
zu  immer  ungünstigeren  Bedingungen  vor  sich 
gehe;  diese  Skeptiker  behaupten  nämlich,  daß,  infolge  der  allseitigen 
Zollerhöhungen  und  bei  der  Schärfe  der  Weltmarktskonkurrenz,  die 
Exporteure  oder  Exportindustriellen  mit  verminderten,  wenn  über- 
haupt mit  irgendwelchen  Profiten,  die  Arbeiter  mit  wenig  befriedi- 
genden lyöhnen  zu  rechnen  hätten.  Hierbei  wird  aber  übersehen, 
daß  den  reicheren  Industriestaaten  ein  Mittel  für  die  Hebung  ihrer 
Ausfuhr  zur  Verfügung  steht  und  von  ihnen  auch  in  bedeutendem 
Maße  angewendet  wird,  das  geeignet  ist,  den  Nutzen  des  Ausfuhr- 
geschäftes sowohl  für  die  Unternehmer  als  auch  für  die  Arbeiter- 
schaft zu  erhöhen :  In  zahlreichen  Fällen  steht  die  Fabrikaten- 
ausfuhr in  engem  Zusammenhange  mit  einem 
über  den  Bedarf  des  Inlandsmarktes  hinaus- 
gehenden Kapitalsreichtum.  Selbstverständlich  kann 
der  Gläubiger  kreditbedürftigen  Schuldnern  Bedingungen 
stellen,  mögen  auch  diese  Schuldner  Staats-,  Provinzial-  und  Gemeinde- 
verwaltungen in  wirtschaftlich  und  namentlich  industriell  weniger 
entwickelten  lyändern  sein.  Eine  besonders  naheliegende  Bedingung 
besteht  darin,  der  Schuldner  möge  die  empfangenen  Werte 
zum  mehr  oder  minder  bedeutenden  Teile  für  Fabrikate  des 
Gläubigerlandes  ausgeben.  Für  die  Ausfuhr  der  Gläubiger- 
staaten nach  jenen  Ländern,  die  sich  eine  derartige  Verbindung  von 
Darlehensgewährung  mit  Bestellungen  für  die  Industrie  gefallen 
lassen  (oder  gefallen  lassen  müssen),  wird  eben  durch  diese  Anleihe- 
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bedingungen  die  volle  Schärfe  der  Weltmarktskonkurrenz  aus- 
geschaltet; an  die  Stelle  des  internationalen  Wettbewerbs  tritt  eine 
für  die  Industrien  der  Gläubigerstaaten  weit  nutzbringendere  be- 
schränkte Konkurrenz.  Der  in  Abteilung  II  des  Schlußkapitels 
(vom  I.  Bande)  dargelegte  Mechanismus,  der  in  der  Aufeinanderfolge 
größerer  und  kleinerer  KapitalsanlagenderGläubiger- 
staatenimAuslande  einerseits,  der  relativenZu-und 
Abnahme  ihrer  Aus-  und  Einfuhr  andererseits  sichtbar 
wird,  wurde  bereits  in  Abteilung  II  vorliegender  Einleitung  (S.  13 — 16) 
erörtert. 

IV.  Kurze  Erklärung  über  mancherlei  Hindemisse,  welche  die  Fertigstellung 
des  II.  Bandes  erschwerten  und  verzögerten. 

Der  II.  Band  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft" 
begegnete  allerlei  Hindernissen,  die  seine  Fertigstellung 
erschwerten  und  verzögerten.  Vor  allem  war  er  mit 
den  erstenzwölfAnlagen  belastet,  die  bereits  dem  I.  Bande 
hätten  beigegeben  werden  sollen  und  dessen  Verständnis  in  mancher 
Beziehung  bedeutend  erleichtert^)  hätten;  diese  Anlagen  wurden 
aber,  um  den  I.  Band  nicht  übermäßig  auszudehnen,  für  den  zweiten 
aufgespart  und  erforderten  bloß  schon  durch  den  seitherigen  Zeit- 
ablauf zahlreiche  Ergänzungen  und  Erneuerungen  des  beigebrachten 
statistischen,  handelspolitischen  und  geographisch-politischen  Mater- 
ials. 

Die  mir  selbst  recht  unliebsame  Verzögerung  im  Erscheinen 
des  II.  Bandes,  die  durch  die  erwähnten  und  noch  manche  andere 
rein  persönliche  Umstände  erzwungen  wurde^),  hatte  aber  auch  eine 

^)  So  hätte  z.  B.  meine  Auffasstmg  des  Gegensatzes  zwischen  Außen- 
handel und  Binnenhandel  als  gleichbedeutend  mit  der  Gegenüberstellung  der 
Wertziffern  des  Außenhandels  imd  denjenigen  der  (für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden) 
Nationalproduktion  von  so  unterrichteten  und  wohlwollenden  Kritikern 
wie  J.  Grunzel  (in  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  13.  August  1912)  und 
K.  Jentsch  (in  der  „Zukunft"  vom  20.  September  1913)  unmöglich  so  völlig 
mißverstanden  werden  können,  wenn  hierüber  nicht  nur  die  flüchtigen  Hinweise  auf 
Seite  1/2  und  72/73  des  ersten  Bandes,  sondern  auch  die  ausführlichen  Erörterungen 
der  Anlage  II  vorgelegen  wären.  Eine  ähnHche  Bemerkung  konnte  in  der  Abteüimg  I 
der  Anlage  IV  nicht  vermieden  werden;  dort  handelt  es  sich  um  meine  auf  den 
ersten  Blick  freilich  paradox  erscheinenden  Darlegungen  über  jene  Begünstigimg, 
die  auch  das  rücksichtslose  Hochschutzzöllnertum  dem  relativen 
Wachstum  der  internationalen  Handelsbeziehimgen  trotz  alledem  zuteil  werden  läßt. 

')  Die  Verspätung  im.d  das  allzu  große  Anschwellen  des  II.  Bandes  zwang 
mich  dazu,  manche  zwar  wünschenswerte,  aber  nicht  gerade  unentbehrliche  geplante 
Ausführungen  (so  z.  B.  im  „Nachwort",  femer  im  II.  Kapitel  über  die  Tropen)  teils 
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vorteilhafte  Seite :  in  der  seither,  d.h.  seit  Sommer  1912  verflossenen 
Zeit  erschienen  zahlreiche  Kritiken  des  I.  Bandes.  Diese  waren 
meist  freundlich-wohlwollender  Art,  vielfach  recht  lehrreich  und  an- 
regend, so  daß  sie  tatsächlich  bei  Fertigstellung  des  II.  Bandes 
nützlich  verwertet  werden  konnten;  zum  Teil  waren  sie  aber  auch 
arg  mißverständlich.  Manche  dieser  Mißverständnisse  dürften,  wie 
bereits  erwähnt,  durch  den  II.  Band,  namentlich  durch  einzelne  der 
darin  befindlichen  Anlagen  (teilweise  auch  durch  die  zweite  Abteilung 
der  Einleitung  des  II.  Bandes)  aufgeklärt  werden.  Einzelne  Miß- 
verständnisse berühren  aber  den  innersten  Kern  des  Buches  bei 
geringer  Aussicht,  bloß  durch  Kenntnisnahme  des  II.  Bandes  besserer 
Einsicht  Platz  zu  machen;  daher  erscheint  es  geboten,  die  letzt- 
erwähnten Mißverständnisse  in  der  Einleitung  des  II.  Bandes  so 
weit  als  möglich  aufzuklären. 

V.  Auch  für  den  II.  Band  bedeutsame  Aufklärung  gewisser  Mißverständnisse, 
denen  der  I.  Band  anheimfiel:  Hineintragen  ethisch-politisch  normativer 
Momente  in  die  kausal  erklärende  (beschreibende)  Darstellung  der  „Ent- 
wicklungstendenzen der  Weltwirtschaft"  und  Frage  der  „wertungsfreien" 
Behandlung  weltwirtschaftlicher  Gegenstände;  Mißverständnisse  hinsichtlich 
des  britischen  nichtwehrhaften  Freihandels  und  Begriff  des  wehrhaften 
Freihandels;  Mißverständnisse  hinsichtlich  der  Eolonialpolitik;  Gründe  für 
die  Zuweisung  der  „planmäßigen  Einwirkui^en  auf  die  Weltwirtschaft" 

zum  I.  Band. 

Mehrere  Kritiker  stellten  an  mich  das  Ansinnen,  nicht  bloß 
oder  nicht  in  erster  I^inie  den  Gegenstand  zu  behandeln,  den  zu  er- 
örtern ich  mir  vorgenommen  hatte,  sondern  einen  anderen;  dabei 
befanden  sich  diese  Kritiker  in  gutem  Glauben,  von  mir  nur  die 
Ausfüllung  wichtiger  lyücken  innerhalb  meines  eigenen 
Themas  zu  verlangen.  Wie  ist  dieses  sonderbare  Vorkommnis 
zu  erklären  ?   Es  hängt  dies  mit  einem  erkenntnistheoreti- 


gänzlich  fallen  zu  lassen,  teils  für  besondere  Veröffentlidiungen  (so  namentlich  über 
die  „Mineralgewinnungen  in  der  Weltwirtschaft")  aufzusparen.  Leider  mußte  ich  auch 
das  im  I.  Bande  bereits  angekündigte  alphabetische  Inhaltsverzeichnis 
weglassen ;  zum  teilweisen  Ersatz  soll  das  gewöhnliche  Inhaltsverzeichnis  des  II.  Bandes 
etwas  eingehender  gemacht  werden.  Überhaupt  mußte  atif  manches  verzichtet 
werden,  was  den  im  I.  Band  (Abteilung  II  der  Einleitung,  Seite  14)  erwähnten 
handbuchartigen  Charakter  der  ,, Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft" 
schärfer  zum  Ausdrucke  gebracht  hätte.  Denn  die  Ausweitung  des  nach  Abschluß 
des  I.  Bandes  verbliebenen  gewaltigen  Stoffes  zu  zwei  weiteren  Bänden  sollte  auf 
jeden  Fall  vermieden  werden. 
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sehen  Fehler  zusammen,  der  in  den  Sozialwissenschaften  im 
allgemeinen,  in  der  Handelspolitik  und  verwandten  Fächern  im 
besonderen  sehr  häufig  gemacht  wird.  Die  meisten  erkenntnistheo- 
retisch geschulteren  Sozialökonomen  haben  sich  zwar  mit  dem  G  e  - 
gensatzvon  „Sollen"  und  „Sein"  bereits  einigermaßen 
vertraut  gemacht;  der  gerade  in  den  letzten  Jahren  in  den  Vorder- 
grund gedrängte  Streit  um  die  Frage  der  „Werttmgen"  in  den  Sozial- 
wissenschaften ^),  um  die  Möglichkeit  einer  „wertungsfreien"  Sozial- 
ökonomik 2)  hat  diese  Entwicklung  besonders  begünstigt.  Aber 
namentlich  in  der  Handelspolitik  und  verwandten  Gebieten, 
wie  Kolonialpolitik,  Lehre  von  den  Kapitalsanlagen  im  In-  und  Aus- 
lande usw.,  sind  in  den  einzelnen  wissenschaftlichen  Lehrmeinungen 
und  in  der  wissenschaftlichen  Betätigung  überhaupt  die  ethisch- 
politischen normativen  Sollbegriffe  in  eine  außer- 
ordentlich innige  Verbindung  mit  der  Feststellung  dessen, 
was  ist^),  getreten;   daher  ist  es  denjenigen,   welche  in  diesen 


^)  Die  Verurteilung  „wertender"  Sozial  Wissenschaften  wurde  zum  nicht  geringen 
Teile  von  sozialkonservativer  Seite  her  der  ÖflEentlichkeit  nahegelegt ; 
die  Gründe  für  ein  solches  Vorgehen  jener  Sozialökonomen  darzulegen,  die  sozial- 
konservativ empfinden  oder  wenigstens  von  sozialkonservativer  Seite  her  beeinflußt 
werden,  würde  an  vorliegender  Stelle  zu  weit  führen  imd  müßte  einer  etwaigen  be- 
sonderen Veröffentlichung  überlassen  bleiben. 

*)  Allerdings  umfaßt  die  Frage  der  ,, Wertungen",  die  zumeist  nur  ethisch- 
politischer und  höchstens  etwa  noch  ästhetischer  Art  sind,  durchaus  nicht  den  ganzen 
Umfang  des  ,,Soir'-Begriffes  und  der  auf  ihm  beruhenden  normativen  Betrachtungs- 
weise, der  normativen  Wissenschaften;  hierzu  gehören  nämlich  nicht  nur  Ethik  tmd 
Politik,  sondern  auch  Jurisprudenz,  Ästhetik,  Grammatik,  lyOgik.  Was  die  klare 
Unterscheidung  anbetrifft,  die  zwischen  Sollbegriffen  und  Seinsbegriffen,  zwischen 
ethisch-politisch  normativer  und  kausal  erklärender  Anschauimgsweise,  zwischen 
normativen  und  kausal  erklärenden  (beschreibenden)  Wissenschaften  zu  machen  ist, 
verdanke  ich  viel  einem  Werke  von  Hans  K eisen  „Hauptprobleme  der  Staatsrechts- 
lehre" (Tübingen  191 1).  Der  Titel  dieser  Arbeit  ließe  zwar  rein  juristische  Betrach- 
ttmgen  vermuten;  doch  sind  in  den  einleitenden,, Voruntersuchungen"  und  der  nach- 
folgenden Abteilung  ,,Der  Wille  im  Recht"  (Seite  i — 188)  grundlegende  erkenntnis- 
theoretische Untersuchungen  zu  finden,  deren  Ergebnisse  jeglicher  sozialwissenschaft- 
licher Betätigvmg  zugute  kommen.  Vgl.  meine  Besprechimg  dieses  Buches  in  der 
J.Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft",  Jimi  1912. 

')  Dieses  „ist"  umfaßt  und  verzeichnet  gewissermaßen  als  „Tatsachen"  auch 
dasjenige,  was  sich  an  S«llbegriffen,  an  Gebilden  normativen 
Denkens  in  den  Gesetzbüchern,  Sammlimgen  von  Lebens-  und  Höflichkeits- 
regeln, in  der  Praxis  der  Gerichte,  des  Geschäfts-  und  Familienlebens,  im  geselligen 
Verkehr  usw.  mehr  oder  weniger  durchgesetzt  oder  nicht  durchgesetzt  hat.  Man 
muß  eben  iinterscheiden  zwischen  einer  normativen,  d.  i.  einer  wertenden,  und 
einer  w  ertbeschreibenden  oder  werterkläreden  Betrachtung, 
die  nur  eine  kausal -explikative  sein  kann.      Diese  letztere  Betrachtungsweise  muß 
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Wissenschaften  kritisch  oder  schöpferisch  arbeiten,  kaum  mehr 
möglich,  hierbei  im  einzelnen  Falle  die  grundsätzlich  doch  so  scharf 
gesonderten  Gebiete  des  „Sollens"  und  des  „Seins"  auseinanderzu- 
halten. 

Die  mir  selbst  gestellte  Aufgabe  bestand  darin,  zu  untersuchen, 
inwiefern  die  von  S  o  m  b  a  r  t^)  in  den  Vordergrund  gebrachte  An- 
sicht mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  übereinstimme  oder  nicht, 
daß  die  internationale  Handelsbewegung,  im 
Vergleich  zu  der  angeblich  weit  gewaltigeren  Entwicklung  der  für 
den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion,  in  allmähli- 
chem relativen  Einschrumpfen  begriffen  sei. 
Meine  Arbeit  mußte,  der  Natur  der  Sache  nach,  in  erster  lyinie  in 
der  Feststellung  einer  Anzahl  für  den  fraglichen  Gegenstand  in  Be- 
tracht kommender  Tatsachen  bestehen ;  hierbei  konnte  mein 
persönliches  ethisch-politisches  Empfinden  höchstens  gelegentlich, 
und  zwar  bei  solchen  Gelegenheiten  zum  Ausdruck  kommen,  wo 
kühle  Beschränkung  auf  die  Feststellung  von  Tatsachen  an  Zynismus 2) 
gegrenzt  hätte. 

Nun  zeigte  sich  aber  die  Verderbnis,  die  das  sozial-wissen- 
schaftliche Denken  durch  die  unklare,  den  wissenschaftlich  Tätigen 
selbst  kaum  bewußte  Vermengung  ethisch-politischer 
normativer  und  kausal  erklärender,  beschrei- 
benderElemente  erfahren  hat.  Eine  Anzahl  meiner  Kritiker, 
und  darunter  sehr  beachtenswerte  Stimmen,  erklärten  meine  Behand- 


überall dort  eintreten,  wo  der  Gegenstand  der  kausalen  Erklärung  und  Beschreibung 
das  nach  Werten  orientierte  soziale  Verhalten  der  Menschen,  d.  h.  also  die  psycholo- 
gische Tatsache  des  Wertens  selbst  ist.  Eine  Geschichte  der  wirtschaftspolitischen 
Ideen  (im  Sinne  von  Idealen,  Normen)  hat  eine  rein  beschreibende,  kausal  erklärende 
Methode  zu  beobachten,  d.  h.  der  Geschichtsschreiber  hat  sich,  wenigstens  grund- 
sätzlich, eigener  Wertung  der  von  ihm  zu  beschreibenden  und  erklärenden  Vorgänge 
zu  enthalten. 

^)  Siehe  W.  Sombart,  „Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhimdert" 
(Berlin  1903),  im  Kapitel  ,,Die  deutsche  Volkswirtschaft  und  der  Weltmarkt",  be- 
sonders Seite  428/429. 

*)  Es  ist  Sache  des  Takts,  zu  merken,  wo  die  kühle  Beschränkimg  auf  Pest- 
stellimg  von  Tatsachen  an  Zynismus  grenzt.  (Allerdings  gibt  es  Personen  von 
bedeutender  Gelehrsamkeit,  die  des  allgemein  menschlithen  Takts  in  hohem  Grade 
ermangeln.)  So  fühlte  ich  mich  dazu  gedrängt,  aus  der  kühlen  Zurückhalttmg  der 
reinen  Beschreibimg  an  einzelnen  Stellen  des  I.  Bandes  herauszutreten,  so  gelegentlich 
meiner  Darlegungen  über  Kolonialwesen  (siehe  Kapitel  VII  des  I.  Bandes),  über 
den  britischen  Munizipalsozialismus  (siehe  Kapitel  IX,  Abteilung  IIa),  über  die  sozialen 
Wirkungen  des  Hochschutzzolles  (siehe  Kapitel  II,  Abteilung  IV,  Seite  72/73  und 
namentlich  Kapitel  III,  Abteilung  I,  Seite  Ty)- 
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lung  des  Gegenstandes  für  lückenhaft.  Ich  hätte  minder  wichtige 
Dinge  viel  zu  ausführlich  behandelt  und  zu  ernst  genommen,  dafür 
aber  anderes,  das  ihnen,  d.  h.  den  Kritikern  viel  wichtiger  erschien, 
nur  flüchtig  gestreift  oder  ganz  beiseite  gelassen.  Und  worin  be- 
standen diese  angeblichen  Iv  ü  c  k  e  n  ?  Eben  in  der  von  mir  im  all- 
gemeinen sorgfältig  vermiedenen  Beurteilung  der  handelspolitisch- 
weltwirtschaftlichen Vorkommnisse  und  Entwicklungen  nach  jenen 
Gesichtspunkten,  die  sich  aus  irgendeinem  ethisch-politischen  nor- 
mativen Sollbegriffe  ergeben. 

So  meint  Karl  J  e  n  t  s  c  h  („Zukunft"  vom  20.  September  1913), 
weit  wichtiger  als  die  Verhältniszahlen  zwischen  dem  Außenhandel 
und  der  (für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden)  Nationalproduktion ^) 
wäre  es  gewesen,  den  „Wert"  des  Außenhandels  und  seine  „Be- 
deutung für  das  Volkswohl"  darzustellen.  Nun  sind 
„Wert"  und  „Volkswohl"  Begriffe,  die,  je  nach  den  ethisch-politischen 
Sollvorstellungen,  denen  die  einzelnen  Wirtschaftspolitiker  in  ihren 
Staats-  und  weltbürgerlichen  Betrachtungen  als  lyeitstern  zu  folgen 
pflegen,  etwas  sehr  Verschiedenes  bedeuten.  Sogar  die  Anhänger 
demokratischer  Ideale  (Normen)  weisen  untereinander  in 
manchen  wichtigen  Belangen  weitgehende  Verschiedenheiten  der 
Auffassung  auf.  Nur  beispielsweise  sei  hingewiesen  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  über  den  „Wert",  die  „Bedeutung  für 
das  Volkswohl"  einer  langsamen  oder  raschen  Zunahme,  eines  statio- 
nären Verhaltens  oder  eines  Rückganges  der  Bevölkerungsziffern, 
je  nachdem  ein  medizinisch  angehauchter  Neo-Malthusianer  (etwa 
wie  der  sicherlich  durchaus  demokratische  und  keineswegs  prüd- 
moralische  Anton  Menger)  oder  ein  entschiedener  Antimalthusianer 
(wie  etwa  Franz  Oppenheimer)  das  Urteil  fällen. 

Keinesfalls  kann  man  aber  die  weltwirtschaftlichen  Vorgänge 
gleichzeitig  vom  Standpunkte  einer  auf  Kausalerklärung  ge- 
richteten Seinserkenntnis  (nämlich  hier  die  Frage  nach  der 
Entwicklung  des  ziffernmäßigen  Verhältnisses  zwischen  Außenhandel 
und  Nationalproduktion)  und  vom  Standpunkt  irgendeiner  ethisch- 
politisch orientierten  Sollbetrachtung  beurteilen.  Da  gibt 
es  nur  ein  Entweder  —  Oder;  aber  beides  zugleich  ist 
nicht  gut  möglich,  da  eines  das  andere  beständig  beirren  würde.  Und 
gerade  dieses  Verwirrung  und  Unklarheit  erzeugende  Durcheinander 
kausal    erklärender   und    ethisch-politisch   normativer    Betrachtung 

^)  Vgl.  hierüber  die  Anmerkung  i  auf  Seite  25  des  II.  Bandes  der  „Eiitwicklungs- 
tendenzen  der  Weltwirtschaft"  und  hinsichtlich  der  Überschätzung  des  Fracht» 
koste  n- Moments  durch  Jentsch  die  Anmerkung  i  auf  Seite  19  des  II.  Bandes. 
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wurde  mir  von  einigen  meiner  sonst  geschätztesten  Kritiker  zu- 
gemutet. 

Um  so  mehr  erfreute  es  mich,  daß  ein  Kritiker  vom  Range 
J.  Grunzeis  („Neue  Freie  Presse"  vom  13.  August  1912)  meinem 
grundsätzlichen  Bestreben,  die  handelspolitisch-weltwirtschaftlichen 
Vorgänge  in  erster  Linie  kausal  erklärend  (beschreibend)  darzulegen, 
vollkommenes  Verständnis  und  völlige  Billigung  entgegenbrachte; 
hierbei  hob  er  den  Gegensatz  zu  den  wissenschaftlich  meist  nicht  ein- 
wandfreien handelspolitisch-weltwirtschaftlichen  Darstellungen  her- 
vor ,  die  von  irgendeiner  ethisch  -  politischen  Voraussetzung 
ausgehen. 

Demgegenüber  bezweifelt  E.  Rosenbaum  (in  der  Be- 
sprechung in  „Geisteswissenschaften"  vom  26.  November  1913) 
nicht  nur  die  Möglichkeit  einer  „wertungsfreien" 
Behandlung  der  weltwirtschaftlichen  Fragen, 
sondern  zieht  aus  dieser  Bezweiflung  auch  Folgerungen,  die  einer, 
wie  ich  glaube,  der  wissenschaftlichen  Forschung  abträglichen  Ver- 
mischung und  Vermengung  normativer  und  kausal  erklärender 
Betrachtungsweisen  gleichkommen.  Man  könnte  zwar  Rosenbaum 
insofern  Recht  geben,  als  daran  nicht  zu  zweifeln  ist,  daß  die  ethisch- 
politische Gesinnung  desjenigen,  der  sich  mit  weltwirt- 
schaftlich-handelspolitischen Gegenständen  befaßt,  stets  an  den  Er- 
gebnissen seiner  Untersuchungen  sichtbar  sein  wird.  Auch  wenn 
er  nicht  von  vornherein  mit  offenem  Visier  auftritt  (welche 
Offenheit  an  und  für  sich  wünschenswert  wäre),  wird  man  seine 
mehr  demokratische  oder  mehr  plutokratische  Gesinnung  schon 
daraus  entnehmen  können,  welche  Gegenstände  er  sichtlich  mit 
größerer  Wärme,  lebhafterer  innerer  Anteilnahme  und  daher  aus- 
führlicher, und  welche  er  flüchtig  und  kühl  behandelt.  All  dies  ist 
aber  himmelweit  verschieden  von  jener  einseitigen  Be- 
herrschung und  tyrannischen  Überwältigung 
der  kausal  erklärenden  Betrachtungsweise 
durchnormativeGesichtspunkte,  wofür  Rosenbaum, 
wenn  auch  sicherlich  in  gutem  Glauben,  eintritt.  Es  wird  zwar  auch 
derjenige,  der  sich  für  eine  kausal  erklärende  Behandlung  der  von 
ihm  erörterten  weltwirtschaftlichen  Probleme  entschieden  hat,  bis- 
weilen der  „höheren  Gewalt"  seiner  eigenen  Gesinnung  unterliegen; 
doch  wird  er  es  nach  Kräften  vermeiden,  von  vornherein  die  Dinge 
unter  dem  Gesichtswinkel  einer  ihm  persönlich  aus  irgend- 
welchen Gründen  nahestehenden  ethisch-politischen  Ge- 
sinnung zu  betrachten. 
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Hinsichtlich  zweier  Gebilde  normativen  Denkens,  nämlich  der 
„Volks Wohlfahrt"  und  der  „Staatsmacht",  stellt  Rosen- 
baum sogar  die  Behauptung  auf,  sie  seien  „Ausgangspunkte" 
jeglicher  handelspolitisch  -weltwirtschaft- 
licher Forschung,  und  schon  deshalb  könnten  die  hierher 
gehörenden  Wissenschaften  unmöglich  „wertungsfrei"  sein.  An 
dieser  Behauptung  zeigt  sich  besonders  deutlich,  daß  der  gnmdsätz- 
liche  Unterschied  zwischen  ethisch-politisch  normativer  und  kausal 
erklärender  (beschreibender)  Betrachtungsweise  in  den  Sozial- 
wissenschaften zwar  immer  mehr  Anerkennung  gewinnt,  daß  aber 
hinsichtlich  der  Folgerungen  aus  dieser  wichtigen  Unterscheidung 
sogar  von  sichtlich  philosophisch  geschulten  Köpfen  wie  Rosenbaum 
arge  Irrtümer  nicht  vermieden  werden. 

Die  Gebilde  normativen  Denkens,  wie  Recht, 
Staat,  Gemeinwohl,  Volkswohlfahrt,  Herrschaft  der  „Besten"  usw., 
können  nämlich,  was  so  häufig  übersehen  wird,  in  zweifacher 
Weise  zu  Gegenständen  wissenschaftlicher  Be- 
trachtung gemacht^)  werden:  Einerseits  können  diese  Soll- 
begriffe  als  Ausgangspunkt  zur  Aufstellung  von  Regeln  für  das  prak- 
tische Handeln  aufgefaßt  werden,  ein  auf  dem  Gebiete  normativen 
Denkens  vor  sich  gehender  Vorgang;  anderseits  kann  aber  von  den 
Tatsachen  ausgegangen  werden,  die  jeweils  durch  wissenschaft- 
liche Erkenntnis  und  gefühlsmäßige  Auffassung  mit  den  genannten 
und  anderen  normativen  Begriffen  in  Zusammenhang  gebracht 
wurden  und  noch  derzeit  in  Zusammenhang  gebracht  werden;  es 
sind  dies  die  historischen  oder  gegenwärtigen  Rechtssysteme  und 
Rechtseüirichtungen,  Staaten  (Klassenstaaten),  Demokratien  (bis 
zu  der  den  „Klassenstaat"  aufhebenden  „Freibürgerschaft"  Oppen- 
heimers), Plutokratien,  „Aristokratien"  usw.  In  Anknüpfung  an 
die  Beschreibung  dieser  tatsächlich  vorhandenen  oder  vorhanden 
gewesenen  soziologischen  Gebilde  kann  im  allgemeinen  dargelegt 
werden,  wie  derartige  Gebilde  entstehen,  sich  im  Kampf  ums 
Dasein  behaupten,  zu  Kräften  kommen  oder  kraftlos  werden  und 
schließlich  zugrunde  gehen,  was  sie  fördert  oder  schädigt,  welche 
materiellen  und  welche  ideellen  Hilfen  oder  Hemmnisse  im  einen  oder 
anderen  Sinne  wirksam  sind.  Diese  Art  wissenschaftlicher  Be- 
trachtung der  psychologischen  und  sonstigen  Tatsachen,  die  mit 
den  Erzeugnissen  normativen  Denkens  im  Zusammenhang  stehen, 
hält  sich  aber  durchaus  im  Rahmen  kausal  erklärender,  beschreibender 


^)  Vgl.  hierüber  die  Anmerkving  3  auf  Seite  27 
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wissenschaftlicher  Tätigkeit,  wie  etwa  die  Geschichte  einer  Religion 
oder  eines  Rechtssystems  im  Gegensatze  zur  systematischen  Dar- 
stellung der  Dogmen  und  moralisch-rituellen  Vorschriften  dieser 
Religion  oder  der  Rechtssätze  des  betreffenden  Rechtssystems. 

Im  I.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft" 
wurde  fast  durchaus  (von  wenigen  Fällen  absichtlicher  „Öffnung  des 
Visiers"  abgesehen)  das  kausal  erklärende  Verfahren  beobachtet. 
Volkswohlfahrt  und  Machtstellung  des  Staates  (Klassenstaates) 
galten  nicht  als  Ausgangspunkt  für  die  Ge- 
winnung richtunggebender  ethisc  h-p  olitischer 
Normen,  sondern  waren  Gegenstände  historisch- 
statistischer Betrachtung.  Beispielsweise  sei  auf  die 
so  eingehende  Darstellung  im  VIII.  Kapitel  über  die  „Gebiete  der 
offenen  Tür"  hingewiesen;  dort  wurde  dargelegt,  in  welcher  Weise 
die^e  zumeist  noch  mehr  oder  weniger  der  Stufe  des  Feudalwesens 
angehörenden  eigentümlichen  staatlichen  Gebilde  entweder  sich  all- 
mählich in  Staatswesen  der  bürgerlichen  Demokratie  verwandeln 
(Japan)  oder  von  anderen  Staatswesen  verschlungen  werden,  die 
der  letztgenannten  höheren  Entwicklungsstufe  angehören  oder  ihr 
wenigstens  bereits  namhaft  näher  gerückt  sind,  als  die  von  ihnen 
bedrohten  Gebiete  der  offenen  Tür  (Türkei,  Marokko  usw.)  selbst. 

Die  gleiche  Vermengung  normativer  und  kausal  erklärender 
Betrachtungsweisen  war  auch  an  allerlei  Mißverständnissen  hin- 
sichtlich meiner  Ausführungen  über  den  britischen  wehr- 
losen Freihandel  (V.  Kapitel  des  I.  Bandes)  beteiligt.  In 
diesem  Kapitel  hatte  ich  mir  folgende  Aufgabe  gestellt:  der  britische 
Freihandel  schien  während  der  Jahre  1905 — 1911,  da  ich  am  I.  Bande 
arbeitete,  auf  nicht  ganz  sicheren  Füßen  zu  stehen.  Das  Jahr  1905 
war  das  letzte,  da  noch  ein  zum  wehrhaften  Freihandel  oder  gemäßig- 
ten Schutzzoll  neigendes  unionistisch-konservatives  Ministerium 
(und  Parlament)  regierte.  Dieses  Ministerium  hatte  gerade  be- 
merkenswerte Proben  wehrhaften  Freihandels 
gegeben,  so  die  Gründung  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  im  Jahre 
1902/1903  und  mehrere  Tarifverträge  mit  Balkanstaaten  im  Jahre 
1905,  deren  Regierungen  der  Ansicht  waren,  auf  Wehrlosigkeit  des 
britischen  Freihandels  nicht  mehr  mit  voller  Sicherheit  rechnen  zu 
können  (vgl.  hierüber  Abteilung  XIV  des  V.  Kapitels  im  I.  Bande). 
Dem  gewaltigen,  zum  großen  Teile  aber  auf  innerpolitische  Ver- 
hältnisse zurückzuführenden  Siege  der  freihändlerischen  Liberalen 
bei  den  Parlamentswahlen  im  Januar  1906  folgten  zwei  weit  weniger 
glänzende  Siege  im  Januar  und  Dezember  1910  nach.     Die  Wage 
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zwischen  wehrlosem  und  wehrhaftem  Freihandel  (gemäßigtem 
Schutzzoll)  schien  nahezu  im  Gleichgewichtszustande 
zu  schweben,  zumal  die  aus  innerpolitischen  Gründen  mit  den 
Liberalen  gehenden  irischen  Homeruler  durchaus  keine  begeisterten 
Anhänger  des  nichtwehrhaften  Freihandels  waren.  Bs  lag  daher 
nahe,  sich  mit  den  ,, Skeptikern  hinsichtlich  der  Weltmarkts- 
entwicklung" darüber  auseinanderzusetzen,  ob  eine  Erschütterung 
des  britischen  wehrlosen  Freihandelssystems  zu  einer  Einschränkung 
des  internationalen  Handelsverkehrs  führen  müßte  oder  nicht.  Diese 
rein  tatsächliche  Frage  drängte  sich  auf.  Sie  wurde 
dahin  beantwortet,  daß  der  wehrlose  britische  Freihandel  zwar 
sehr  belebend  auf  den  internationalen  Handelsverkehr  gewirkt  habe 
und  noch  wirke,  daß  aber  gewisse  Abzugsposten  zu  berück- 
sichtigen seien,  die  geeignet  sind,  die  Bedeutung  dieses  wehrlosen 
Freihandels  als  ein  den  internationalen  Handelsverkehr  anregendes 
Moment  namhaft  herabzusetzen.    Zu  diesen  Momenten  gehören: 

1.  Der  britische  wehrlose  Freihandel  bildet  eine  bedenkliche 
Er  mu  t  igung  f  ür  allerlei  Ausschreitungen  des 
Hochschutzzöllnertums. 

2.  der  britische  nichtwehrhafte  Freihandel  erweist  sich,  von 
einigen  wenigen  ganz  besonderen  Ausnahmen  abgesehen,  als  ohn- 
mächtig, die  Vertragstarife  der  schutzzöllnerischen 
Länder  im  Sinne  einer  Erleichterung  des  internationalen  Handels- 
verkehrs zu  beeinflussen;  hierzu  wäre  aber  dieser  Freihandel,  auch 
nur  bei  einiger  Wehrhaftigkeit  (Beispiel  der  Anfangszeit  des  britischen 
Freihandels  in  den  1850er  und  1860er  Jahren,  der  letzten  Jahre 
unio nistisch-konservativer  Herrschaft  1902 — 1905),  sicherlich  be- 
fähigti). 

3.  Für  einen  mächtigen  Staat  nichtwehrhaften  Freihandels 
besteht  ein  starker  Anreiz,  die  durch  Handelsverträge  und  Zoll- 
retorsionen  nicht  erzielbaren  wirtschaftlichen  Vorteile  durch  poli- 
tisch-militärische Hilfsmittel  zu  gewinnen;  dies  ist 
aber  ein  Vorgehen,  das  leicht  einen  sehr  bedenklichen,  den  inter- 
nationalen Frieden  störenden^)  Charakter  annehmen  kann  und  auch 
nicht  selten  angenommen  hat. 


^)  Für  Punkt  i  und  2  siehe  eiugehendere  Ausführungen  in  Abteilung  XIV 
des  V.  Kapitels  im  I.  Bande,  Seite  186 — 188.  Über  die  ia  Punkt  2  erwähnten 
„Ausnahmen"  vgl.  im  I.  Band:  Kapitel  II,  Abteilung  I,  Seite  54/SS;  Kapitel  V, 
Abteilung  XI,  Seite  172 — 174. 

*)  Über  die  vielleicht  vorübergehend  die  Außenhandelsbewegung  anregende 
(siehe  II.  Band  Abteilimg  I  der  Anlage  XXIV),  aber  auf  die  Dauer  Außenhandel  und 
Schilder.    II.  3 
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DieseD  arlegung  eines  allerdings  verwickelten 
Tatbestandes  wurde  mir  von  den  meisten  Kritikern  als  ein 
Werturteil,  und  zwar  als  ein  mäßig  freundliches  Urteil  über 
den  britischen  nichtwehrhaften  Freihandel  umgedeutet.  So 
sehr  ist  man  in  den  Wirtschaftswissenschaften  (Sozialökonomik) 
gewöhnt,  normative,  ethisch-politisch  wertende  und  kausal  erklärende 
(beschreibende)  Betrachtungsweise  unterschiedslos  nebeneinander  zu 
gebrauchen,  daß  man  sich  eine  bloß  erklärende,  nicht  wertende 
Darstellung  eines  handelspolitisch-weltwirtschaftlichen  Problems^) 
überhaupt  kaum  vorzustellen  vermag.  In  dieser  Beziehung  war  kaum 
ein  Unterschied  zwischen  meinen  österreichischen  und  deutschen 
(schweizerischen),  zumeist  innerlich  dem  Schutzzoll  näher  stehenden 
und  den  unbedingt  freihändlerischen  englischen  Kritikern  wahr- 
zunehmen. Die  ersteren  erklärten  es,  mehr  oder  weniger  zustimmend, 
als  meine  Ansicht,  daß  „auch  für  Großbritannien  ein  gemäßigtes 
Schutzzollsystem  vorzuziehen  wäre";  die  Engländer  wunderten  sich 
darüber,  daß  ein  im  allgemeinen  eher  freihändlerisch  auftretender 
Handelspolitiker  gerade  an  dem  britischen  nichtwehrhaften  Frei- 
handelssystem so  viel  auszusetzen  finde. 

Nun  bin  ich  tatsächlich  so  wenig  grundsätzlich  gegen  das  britische 
Freihandelssystem  eingenommen,  daß  ich  sogar  (siehe  Abteilung  I 
des  V.  Kapitels  des  I.  Bandes)  auf  ein  zu  seinen  Gunsten  sprechendes, 
häufig  vernachlässigtes,  wichtiges  sozialpsychologisches 
Argument  ausdrücklich  hingewiesen  habe,  nämlich  auf  die 
Möglichkeit,  jenem  Korrupt ionssumpf  zu  entgehen,  der  bei  einem 
auch  nur  einigermaßen  zum  HochschutzzöUnertum  neigenden  Schutz- 
zollsystem unvermeidlich  ist.  Ferner  machte  ich  (siehe  Abteilung  XV 
des  V.  Kapitels  im  I.  Bande,  Seite  193/194)  darauf  aufmerksam, 
daß  der  britische  nichtwehrhafte  Freihandel  zwar  einerseits  die  Aus- 
schreitungen des  HochschutzzöUnertums  ermutige,  aber  anderseits 
weit  über  die  Grenzen  des  britischen  Weltreiches  hinaus  den  w  e  h  r  - 
haftenFreihandelodergemäßigtenSchutzzoll, 
insbesondere  dessen  agrarische  Spielart  (über  diese  Spielart  vgl.  An- 
lage III  im  II, Bande)  stütze;  auch  würden  namentlich  die  friedens- 
störenden Nebenwirkungen  des  britischen  nichtwehrhaften  Freihandels 
wegfallen,  wenn  er  etwas  „w  eiträu  miger"  wäre,  d.  h.  wenn 


auch.  Nationalproduktion  lähmende  Einwirkung  kriegerischer  Unruhe  auf  das  Wirt- 
schaftsleben vgl,  unter  anderem  die  Bemerkungen  in  Abteilung  II  c  des  IX.  Kapitels 
im  I.  Bande,  Seite  388/389, 

^)  Vgl,  über  gewisse  hierin  steckende  Schwierigkeiten  die  Anmerkimg  3  auf 
Seite  27, 
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sich  auch  nur  zwei  oder  drei  wirtschaftlich-politische  Großstaaten 
dem  Kranze  verhältnismäßig  freihändlerischer,  auf  Großbritannien 
gestützter  Klein-  und  Mittelstaaten  angeschlossen  hätten.  Endlich 
machte  ich  (vgl.  I.  Band,  V.  Kapitel,  Abteilung  XIV,  Seite  i88  und 
auch  an  anderen  Stellen,  so  Seite  67/68  und  die  Anmerkung  auf 
Seite  378)  ausdrücklich  auf  die  sozialen  Reformengroßen 
Stils  aufmerksam,  die  von  der  seit  Ende  1905  herrschenden  liberalen 
Regierung  teils  angebahnt,  teils  fortgesetzt  wurden  und  „tatsächlich 
über  den  alten  Gegensatz  von  wehrhaftem  und  wehrlosem  Frei- 
handel hinweghelfen  könnten". 

Es  lag  mir  nämlich  ebenso  fern,  das  britische  nichtwehrhafte 
Freihandelssystem  zu  „verurteilen"  als  es  zu  rechtfertigen  oder  zu 
lobpreisen;  ich  erblickte  meine  Aufgabe,  wie  bereits  erwähnt,  viel- 
mehr darin,  zu  untersuchen,  ob  und  inwiefern  die  zweifellos  belebende 
Wirkung  des  britischen  Freihandels  auf  den  internationalen  Handels- 
verkehr durch  Abzugsposten  beeinträchtigt  werde,  die  nach 
einem  etwaigen,  während  der  Jahre  1905 — 191 1  manchmal  nahe- 
gerückt scheinenden  Übergang  zum  wehrhaften  Freihandel  oder  ge- 
mäßigten Schutzzoll  nicht  mehr  in  Betracht  kämen;  hierdurch 
wären  eventuelle  ungünstige  Einwirkungen  eines  solchen  handels- 
politischen Umschwunges  auf  die  fortschreitende  Entwicklung  des 
internationalen  Handelsverkehrs  sicherlich  abgeschwächt,  vielleicht 
sogar  aufgewogen  worden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  auch  auf  das  Mißverständnis  auf- 
merksam gemacht,  als  ob  der  wehrhafte  Freihandel  nicht 
denkbar  wäre  ohne  Schutzzölle  von  etwa  5 — 15  Prozent  des  Wertes. 
Die  Ausführungen  in  Abteilung  III  der  Einleitung  des  I.  Bandes, 
die  zu  diesem  Mißverständnis  Anlaß  gaben,  bezweckten  nämlich  in 
erster  lyinie  eine  Einteilung  der  Zollsätze  und  erst  in  zweiter 
Linie  eine  Einteilung  der  Zollsysteme.  So  sind  zwar  Zölle 
bis  zu  15  Prozent  des  Wertes  eine  zulässige,  aber  keine 
unentbehrliche  Begleiterscheinung  des  wehrhaften  Frei- 
handels. Auch  abgesehen  von  den  zahlreichen  Zollbefreiungen  und 
vorwiegend  fiskalische  Zwecke  verfolgenden  „Registriergebühren"  (bis 
5  Prozent  des  Wertes),  die  sich  z.  B.  in  den  derzeitigen  Zolltarifen 
Hollands  und  Belgiens  befinden,  war  der  Zolltarif  Großbritanniens  in 
den  zu  einem  wehrhaften  Freihandel  hinneigenden  Jahren  1902 — 1905 
nur  um  ein  weniges  umfangreicher  und  drückender  als  in  den  Zeiten  des 
nichtwehrhaften  Freihandels  im  vorhergehenden  und  nachfolgenden 
Jahrzehnt.  Es  kommt  nur  darauf  an,  daß  die  Regierung  des  wehrhaft 
freihändlerischen    Staates    gesetzliche    Handhaben     zur 

3* 
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Wiedervergeltung  erlittener  handelspolitischer  Unbill  besitzt  und 
daß  ihr  das  Ausland  die  Entschlußfähigkeit  zutraut, 
handelspolitische  Wiedervergeltungs-Maßregeln  durchzuführen.  Es 
ist  aber  für  den  Begriff  des  nichtwehrhaften  Freihandels  keineswegs 
entscheidend,  ob  daneben  auch  noch  eine  größere  Anzahl  von  Schutz- 
zöllen bis  zu  15  Prozent  des  Wertes,  wie  z.  B.  im  ersten  Jahrzehnt 
des  20,  Jahrhunderts  in  Belgien,  besteht  oder  nicht. 

Allerdings  sind  sogar  bloß  Retorsionsmaßregeln  und  niedrige 
Zölle  bis  höchstens  15  Prozent  des  Wertes  ein  genügender  Anhalt 
für  wirtschaftspolitisch  und  sonstwie  reaktio- 
näre Parteien,  um  jene  Cliquen  zur  gemeinsamen 
Bildung  von  Korruptionssümpfen  zu  bilden,  wovon 
bereits  früher  (vgl.  Seite  34)  die  Rede  war.  Jeder  Staat,  der  einmal 
die  Bahnen  des  unbedingten,  nichtwehrhaften  Freihandels  verläßt, 
wird  beständig  von  derartigen  Cliquen  beunruhigt.  Groß- 
britannien hat  diese  Erfahrung  gemacht,  als  es  1902 — 1905 
zum  wehrhaften  Freihandel  abzuschwenken  begann  und  die  Wahl- 
kassen der  unionistisch-konservativen  Parteien  seither  ihre  Haupt- 
zuflüsse von  schutzzoUüsternen  Industriellengruppen  erhielten. 
Holland  hatte  von  1905  an  bis  zu  dem  überwältigenden  liberal- 
sozialdemokratischen Wahlsiege  von  Ende  Juni  1913  beständig 
ähnliche  Anstürme  schutzzöUnerisch-reaktionärer  Cliquen  gegen  den 
holländischen  gemäßigten  Schutzzoll  zu  verzeichnen.  Neben  un- 
verblümten schutzzöllnerischen  Gelüsten  trat  insbesondere  das 
plutokratisch-reaktionäre  Bestreben  zutage,  finanzielle  Ausfälle  statt 
durch  direkte  Steuern  durch  indirekte  in  Form  von  Zöllen  zu  decken. 
Die  ziemlich  gleichzeitigen,  ähnlichen  schutzzöllnerisch-plutokratischen 
Angriffe  belgischer  Cliquen  auf  den  dortigen  gemäßigten  Schutz- 
zoll (wehrhaften  Freihandel)  waren  sogar  nicht  ganz  erfolglos,  insofern 
sich  diese  Angriffe  des  HÜfsmittels  bedienten,  Wertzölle  in  angeblich 
gleich  hohe,  tatsächlich  aber  meist  etwas  höher  angesetzte  spezifische 
Zölle  zu  verwandeln. 

In  ähnlicher  Weise,  wenn  auch  nicht  so  häufig,  wurden  meine 
grundsätzlichen  Ausführungen  über  Kolonialpolitik  miß- 
verstanden, wie  sie  namentlich  in  Abteilung  II  des  VII.  Kapitels 
(im  I.  Bande)  zu  finden  sind.  Ich  hielt  es  auch  dort  nicht  für  meine 
Aufgabe,  die  Berechtigung  oder  Verwerflichkeit  der  Kolonialpolitik 
im  ethisch-politischen  Sinne  zu  erörtern^),  oder  erwähnte 

^)  So  wird  mir  von  Eduard  Rosenbaum  (in  „Geisteswissenschaften"  vom 
26.  November  191 3)  zwar  zugestanden,  ich  hätte  das  Problem  der  sittlichen  Recht- 
fertigung der  Kolonialpolitik  „vorsichtig"   behandelt;  doch  ganz  zufrieden  ist  er  mit 
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diese  Seite  der  Sache  nur  nebenbei  an  letzter  Stelle  (so  z.  B.  in  der 
III.  Abteilung  des  genannten  Kapitels,  Seite  247);  ich  suchte  viel- 
mehr in  erster  Linie  festzustellen,  welche  Kolonialpolitik  und  be- 
sonders welche  koloniale  Handelspolitik  von  wirtschaft- 
lichem und  Machtstandpunkte  dauernd  möglich 
wäre,  namentlich  in  Anbetracht  des  eifrigen  weltpolitischen  Wett- 
bewerbs und  des  Aufkommens  außereuropäischer  überseeischer  Groß- 
mächte im  20.  Jahrhundert.  Ich  wies  sogar  nach  (siehe  Abteilung  III 
des  genannten  Kapitels,  Seite  258/259),  daß,  inwieweit  und  warum 
ein  vom  ethischen  Standpunkt  zumindest  bedenkliches  Verfahren, 
nämlich  die  Vernachlässigung  oder  gar  Bekämpfung  industrieller 
Entwicklungen  in  den  Kolonien  durch  die  Machtfaktoren  des  Mutter- 
landes, vielfach  auch  noch  im  20,  Jahrhundert  möglich  sei,  ohne  für 
absehbare  Zeit  die  Festigkeit  der  wirtschaftlichen  und  politischen 
Grundlagen  der  Kolonialherrschaft  zu  gefährden. 

Mit  der  nicht  genügend  klaren  Auffassung  oder 
vielmehr  Festhaltung  des  rein  kausal  erklärenden 
Ausgangspunktes  meiner  Darlegungen^)  dürfte  auch  folgende 
Bemänglung  zusammenhängen,  die  einige  Kritiker  des  I,  Bandes^) 
meiner  Arbeit  zuteil  werden  ließen.  Sie  tadelten  nämlich,  daß  ich 
meine  Darstellung  mit  den  „planmäßigenEinwirkungen 
auf  die  Weltwirtschaft"  statt  mit  den  „Naturfaktoren  und  sozialen 
Vorgängen  in  der  Weltwirtschaft"  begonnen  habe.  Nun  stand,  wie 
bereits  erwähnt,  die  Behauptung  Sombarts  in  Frage,  daß  die  inter- 
nationale Handelsbewegung,  im  Vergleich  zu  der  angeblich  weit  ge- 
waltigeren Entwicklung  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden 
Nationalproduktion,  in  allmählichem  Einschrumpfen  begriffen  sei; 
diese  Behauptung  sollte  auf  ihre  Übereinstimmung  oder  Nichtüber- 
einstimmung mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  untersucht  werden. 
Es  handelte  sich  weit  weniger,  wenn  überhaupt,  darum,  festzustellen, 
was  Hauptgrundlage  oder  nur  minder  wichtiges 
Fundament    der    Weltwirtschaft    als    solcher    sei;    es 


der  von  mir  gar  nicht  beabsichtigten,  sondern  nur  nebenher  erwähnten  „sittlichen 
Rechtfertigung"  nicht. 

^)  Meine  „Entwicklungstendenzen"  wurden  vielfach  als  Darstellung  dessen 
mißverstanden,  was  geschehen  s  o  1 1  ;  sie  sind  aber  nur  Vermutungen,  aller- 
dings auf  sorgfältige  Untersuchvmg  der  weltwirtschaftlichen  Vorkommnisse  in  Ver- 
gangenheit und  jüngster  Gegenwart  gestützte  Vermutungen  darüber,  was  wahr- 
scheinlich geschehen  wird, 

*)  So  wären  zu  nennen:  Nachimson  in  der  ,, Frankfurter  Volksstimme"  vom 
3.  August  1912  tmd  Sieveking  im  „Weltwirtschaftlichen  Archiv".  191 3,  !•  Band, 
I.  Heft. 
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sollte  vielmehr  die  Aufmerksamkeit  auf  jene  Momente  hingelenkt 
werden,  die  am  sichtbarsten  und  kräftigsten  der  von  Sombart 
behaupteten  Tendenz  zur  Einengung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehrs  entgegenwirken. 
Diese  Momente,  die,  trotz  des  im  I.  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts 
unleugbaren  Bestehens  stark  hochschutzzöllnerischer  Tendenzen^), 
die  internationale  Handelsbewegung  (im  Vergleich  zu  der  für  den 
Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion)  beleben,  lassen  sich 
in  drei  Gruppen  einordnen: 

1.  Organisch-soziale,  n  i  c  h  t  p  1  a  n  m  ä  ß  i  g  e  Re- 
aktionen des  volkswirtschaftlichen  Körpers 
auf  den  Hochschutzzoll,  wie  die  Einschränkung  des 
Inlandsverbrauchs  infolge  hoher  Preise;  der  sich  über  den  Kosten- 
punkt hinwegsetzende  lyuxusverbrauch  jener  Plutokratien,  die  aus 
dem  Hochschutzzoll  Gewinn  ziehen;  der  durch  hohe  Zölle  besonders 
verstärkte  Anreiz  zum  Schmuggel;  der  durch  die  Hochschutzzölle 
bewirkte  Mangel  an  Rückfrachten  für  die  Ausfuhrwaren  der  Hoch- 
schutzzolländer,  wodurch  die  Einfuhrfrachtsätze  dieser  Länder  er- 
mäßigt, ihre  Ausfuhrfrachtsätze  erhöht  werden. 

2.  Naturfaktoren  und  organisch-soziale  Mo- 
mente, die  aber  nicht  unmittelbare  Reaktionen 
des  volkswirtschaftlichen  Körpers  auf  den 
Hochschutzzoll  darstellen.  Hierzu  gehören  die  soge- 
nannten „Improvisa",  d.  h.  nicht  leicht  vorhersehbare  kritische  Zu- 
stände verschiedener  Art,  wie  Krieg,  gewaltige  Kriegsvorbereitungen, 
innere  Unruhen  2),  Mißernten,  Erdbeben,  Stürme,  Mangel  an  Arbeits- 
kräften, Waggonmangel  usw.;  der  dauernde  kritische  Zustand  der 
Monokultur;  dauernde  Naturverhältnisse  der  ungleichmäßigen  Aus- 
stattung der  einzelnen  Zollgebiete  mit  pflanzlichen,  tierischen  und 
mineralischen  Rohstoffen;  Hochwertigkeit  zahlreicher  Rohstoffe,  bei 
deren  Erzeugung  auch  viel  Arbeit  aufgewandt  wird;  nicht  leicht 
zu  vermeidendes  Zwangsverhältnis,  auch  gewisse  einfachere  Fabri- 
kate (Zwitterfabrikate)  aus  den  Gebieten  massenhafter  und  billiger 
Rohstofferzeugung  zu  beziehen. 


^)  Bereits  im  2.  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  haben  diese  Tendenzen  eine 
merkliche  Abschwächung  erfahren. 

*)  Krieg,  gewaltige  Kriegsvorbereitungen,  innere  Unruhen  sind  unter  Umständen 
auch  Reaktionen  des  volkswirtschaftUchen  Körpers  (oder  vielmehr  des  Volkskörpers) 
auf  hochschutzzöUnerische  Ausschreitungen;  doch  stimmt  dies  nur  für  einige,  aber 
sicherlich  nicht  für  alle  Fälle  der  genannten,  blutig-kostspieligen  Improvisa ;  vgl.  im 
I.  Band  Kapitel  V,  Abteilung  XV,  Seite  190 — 192  imd  im  II.  Bande  Anlage  VII. 
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3.  Mehr  oder  minder  planmäßige  Gegenwir- 
kungen gegen  den  Hochscliutzzoll,  wie  Handels- 
vertragspolitik, Zollkriege,  wehrloser  britischer  Freihandel,  Schaffung 
gewaltiger  weiträumiger  Gebiete  inneren  Freihandels  (große  Zoll- 
gebiete) und  die  hiermit  nicht  selten  parallel  laufende,  in  erster  lyinie 
aber  überhaupt  auf  Förderung  des  Fabrikatenabsatzes  bedachte 
Kolonialpolitik;  Schaffung  und  Erhaltung  sogenannter  „Gebiete  der 
offenen  Tür";  endlich  die  nicht  nur  den  Absatz  überhaupt,  sondern 
auch  den  gewinnbringenden  Absatz  von  Fabrikaten  in  großen  Posten 
fördernden,  ja  teilweise  sogar  sicherstellenden  Kapitalsanlagen  im 
Auslande. 

Nun  mußte  bei  Überprüfung  der  von  Sombart  geäußerten  An- 
sicht, gemäß  den  Erfordernissen  einer  loyalen  Polemik,  mit  einer 
Darstellung  der  für  das  I.  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  bezeich- 
nenden hochschutzzöllnerischen  Tendenzen  be- 
gonnen werden,  die  sich  insbesondere  auf  das  Kartellwesen  und  die 
mit  diesem  zusammenhängende  Cliquen-  und  Korruptionswirtschaft 
stützen.  An  diese,  handelspolitische  Fragen  naturgemäß  eingehend 
erörternde  Darstellung  des  Hochschutzzöllnertums  (und  seiner  er- 
wähnten Stützen  sowie  Begleiterscheinungen)  reihte  sich  nicht  nur 
„zwanglos",  sondern  geradezu  notwendigerweise  die  Besprechung 
der  anderen  in  Frage  kommenden  handelspolitischen  Angelegenheiten 
an,  wie  Handelsvertragspolitik,  Zollkriege,  nichtwehrhafter  briti- 
scher Freihandel,  woran  sachgemäß  die  Darlegung  der  anderen 
planmäßigen  Gegenwirkungen  gegen  den  Hochschutzzoll  ange- 
schlossen werden  mußte;  all  dies  bildet  eben  den  Inhalt  des 
I.  Bandes. 

Außerdem  beeinflussen  Rohstoffmangel,  Gegensatz  der  Tropen- 
Subtropengebiete  zu  jenen  gemäßigten  Klimas,  Monokulturen, 
manche  Improvisa,  gewisse  eigentümliche  Schiffahrtsverhältnisse, 
der  lyuxus  der  Reichen,  der  Schmuggel  der  Armen  und  Verächter 
der  Zollgesetzgebung  usw.  die  Weltwirtschaft  insbesondere  in  zwei- 
facher, negativ  und  positiv  mit  der  Handels- 
politik in  Verbindung  zu  bringender  Art  und 
Weise : 

1.  Die  erwähnten  Naturfaktoren  und  sozialen  Vorgänge  bilden 
die  Grundlage  eines  trotz  aller  zoll-  und  handels- 
politischen Hindernisse  umfangreichen,  in  lebhaftem 
Wachstum  begriffenen  internationalen  Handelsverkehrs. 

2.  Diese  Natur faktoren  und  sozialen  Vorgänge  boten  und  bieten 
noch  immer  einigermaßen  vernünftigen  Handelspolitikern  Anregung 
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ZU  dauernden  oder  vorübergehenden  Ermäßi- 
gungen der  allgemeinen  und  Vertragszölle  ^)  oder 
zu  völligen  Zollbefreiungen. 

Danach  dürfte  der  den  ,, planmäßigen  Einwirkungen"  im  I.  Bande 
gewährte  Vortritt  wohl  reichlich  gerechtfertigt  erscheinen. 


1)  Vgl.  hinsiclitlich  der  hier  in  Betracht  kommenden  Vertragszölle  Abteilung  XIV 
des   III.  Kapitels   im   I.  Bande    der    ,, Entwicklungstendenzen   der   Weltwirtschaft" 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Rohstoffe  in  der  Weltwirtschaft. 

I.  Die  angebliche  Konzentration  der  internationalen  Handelsbewegung 
auf  den  Rohstoffverkehr  und  die  angeblichen  Folgeerscheinungen  einer 
solchen  Konzentration;  wertvolle  Rohstoffe,  Abfälle  und  „Zwitter- 
fabrikate"; Wichtigkeit  einer  grundsätzlichen  Unterscheidung  zwischen 
Rohstoffen  und  Fabrikaten. 

Jene  Volkswirte,  welche  an  eine  große  absolute  und  namentlich 
relative  Entwicklung  der  internationalen  Handelsbeziehungen,  im 
Verhältnis  zu  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  National- 
produktion der  Handels-  und  Industriestaaten  unserer  Tage,  nicht 
glauben  oder  nicht  glauben  wollen,  beschäftigen  sich  in  einigen 
ihrer  meist  zu  hörenden  Behauptungen  auch  mit  den  Rohstoffen. 
Die  hierauf  bezüglichen  Vorbringungen  dieser  „Skeptiker  hinsichtlich 
der  Weltmarktsentwicklung"  ^)  würden  in  schärfster  For- 
mulierung etwa  lauten:  „Unter  dem  Zwange,  den  das  immer 
größere  Verbreitung  und  immer  schärfere  Ausprägung  gewinnende 
Schutzzollsystem  ausübt,  sowie  unter  der  Einwirkung  der  allmählich 
die  ganze  Erde  ergreifenden  wirtschaftlich-technischen  Kultur- 
fortschritte wendet  sich  der  internationale  Handelsverkehr  in  immer 
höherem  Maße  den  minderwertigen,  aber  zollfreien 
oder  doch  minder  zollgeschützten  Rohstoffen  sowie 
„exotischen"  Produkten  und  „Kolonialwaren"  zu,  überläßt 
aber  die  höherwertigen  Fabrikate  in  immer  stärkerem  Ausmaße  dem 
Inlandsverkehr.  Sogar  dieser  internationale  Rohstoffverkehr  umfaßt 
immer  mehr  lokal  gebundene  Rohstoffe,  wie  Mineralien,  Erze  oder 
klimatisch  auf  bestimmte  geographische  Bezirke  beschränkte  pflanz- 
liche und  tierische  Rohstoffe;  schwächer  sind  schon  die  Fortschritte 
des  internationalen  Rohstoffverkehrs  in  solchen  Arten  der  Rohstoffe, 
die  überall  oder  fast  überall  erzeugt  werden  können,  wie  Getreide, 
einzelne  Futtermittel,  die  gewöhnlichen  Erzeugnisse  der  Viehzucht, 

1)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Bande  der  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft",  Seite  26.  , 
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Holz,  einfache  Bau  -und  Pflastermaterialien  usw.  Schon  aus  diesen 
Gründen  ist  der  internationale  Handelsverkehr  zu  einem  mindestens 
relativen  und  späterhin  vielleicht  sogar  absoluten  Rückgange 
verurteilt." 

Gegenüber  diesen  in  aller  Schärfe  formulierten  Behauptungen 
der  ,, Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  wäre  auf 
folgenden  Umstand  hinzuweisen:  in  der  Redewendung  von  den 
„minderwertigen"  Rohstoffen  und  den  „höherwertigen"  Fabrikaten 
steckt  weit  mehr  das  Nachsprechen  eines  altüberlieferten,  wohl 
kaum  je  genauer  nachgeprüften  Gemeinplatzes,  als  eine  sorg- 
fältig festgestellte  wissenschaftliche  Wahrheit.  Bei 
einer  wenn  auch  nur  oberflächlichen  Durchsicht  der  Außenhandels- 
statistik oder  Produktionsstatistik  eines  größeren  Staates  kommt 
man  auf  eine  bedeutende  Anzahl  von  Rohstoffen  aller  drei  Natur- 
reiche, die  an  Wert  pro  Gewichtseinheit  nicht  wenigen  in  der  Welt- 
wirtschaft hochwichtigen  Fabrikaten  bei  weitem  überlegen  sind; 
auch  gibt  es  zahlreiche  Fabrikate,  die  den  Rohstoffen,  aus  denen 
sie  bereitet  wurden,  im  Preis  nur  wenig  voraus  sind  und  hinter  den 
Preisen  anderer,  nicht  gerade  hochwertiger  Rohstoffe  mehr  oder 
weniger  zurückbleiben.  Anscheinend  liegt  in  der  soeben  erwähnten 
Redewendung  von  „minderwertigen  Rohstoffen"  und  „hochwertigen 
Fabrikaten"  ein  Mißverständnis:  Sicherlich  ist  jedes  Fabrikat 
auf  die  Dauer  wertvoller  als  die  Rohstoffe,  aus  denen  es  hergestellt 
wurde;  aber  damit  ist  noch  durchaus  nicht  dargetan,  daß  Rohstoffe 
im  allgemeinen  minderwertige  und  Fabrikate  hochwertige  Güter  seien. 

Man  könnte  dieses  Mißverständnis  mittels  preis-  und 
handelsstatistischer  Erörterungen  zur  Darstellung 
bringen.  So  wäre  auf  die  große  Anzahl  wertvoller  und  hochwertiger 
Rohstoffe  hinzuweisen,  die  zugleich  in  sehr  bedeutenden  Summen  im 
Welthandel  umgesetzt  werden^) ;  andererseits  wäre  an  die  zahlreichen 
wichtigen  Fabrikate  zu  erinnern,  die  hinter  vielen  oder  wenigstens 
hinter  einzelnen  Rohstoffen  im  Preise  mehr  oder  weniger  beträchtlich 
zurückstehen;  auch  wäre  jener  Fabrikate  zu  gedenken,  die  den  Roh- 
stoffen, woraus  sie  erzeugt  werden,  an  Wert  absolut  oder  wenigstens 
relativ  nur  um  weniges  voraus  sind. 


1)  In  den  Anlagen  XIII — XXII,  die  sich  mit  einzelnen  Rohstoffgruppen  be- 
schäftigen, ist  dies  geschehen.  Hierbei  wurde  aber  auch  nach  Möghchkeit  auf  die 
zahlreichen  Fälle  hingewiesen,  in  denen  das  Vorhandensein  von  Rohstoffgewitinungen 
(oder  mineraUschen  Rohstofflagern)  eine  wertvolle  Hilfe  bei  der  Schaffung  bedeutsamer, 
ausfuhrfähiger  Fabrikationen  bildet.  In  letzterer  Beziehimg  handelt  es  sich  allerdings 
nicht  nur  um  wertvolle,  sondern  häufig  auch  um  wohlfeile  Rohstoffe. 
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Eine  derartige  Darstellung  wäre  aber,  abgesehen  von  ihrer  er- 
müdenden Weitläufigkeit,  stets  zwei  Einwänden  ausgesetzt:  i.  die 
vorgebrachten  Fälle  beträfen  nur  zahlreiche  Einzelheiten, 
ohne  daß  hieraus  auf  die  Gesamtheit  der  Rohstoffe  und  Fabrikate 
entscheidende  Schlüsse  zu  ziehen  wären;  2.  die  höherwertigen 
Rohstoffe,  in  denen  so  viel  wertschaffende  Arbeit  steckt  oder 
bei  deren  Erzeugung  wegen  ihres  hohen  Wertes  verwickelte,  kost- 
spielige technische  Prozesse  zur  Anwendimg  gelangen  können, 
seien  schon  eher  als  Fabrikate  aufzufassen.  Abhüf e  gegen  diese  beiden 
Einwände  könnte  nur  in  einem  Versuche  gefunden  werden,  eine 
grundsätzliche  Abgrenzung  zwischen  jenen  Erzeugnissen  vorzuneh- 
men, die  als  Rohstoffe,  und  jenen  anderen,  die  als  Fabrikate  auf- 
zufassen seien.  Hierbei  würde  die  Oberflächlichkeit  und  Unzu- 
länglichkeit der  Redewendung  von  den  „minderwertigen  Rohstoffen" 
und  den  „höherwertigen  Fabrikaten"  völlig  klar  werden. 

Gemäß  einer  solchen  grundsätzlichen  Abgrenzung  würde  die 
Rohstoffqualifikation,  welche  die  Schutzzölle  unrätlich  oder  nutzlos 
d.  h.  zu  reinen  FiskalzöUen^)  macht,  keineswegs  bedeuten,  daß  der  frag- 
liche Artikel  mit  geringer  Arbeitsmühe  und  Kapitalsverwendung  ge- 
wonnen werden  könne,  was  auch  in  einem  niedrigen  Preise  zum 
Ausdruck  gelange.  Es  kann  dies  der  Fall  sein,  muß  aber  nicht  so  sein. 
Es  kann  vielmehr,  ganz  abgesehen  vom  „Seltenheitswerte"  mancher 
Rohstoffe,  unter  Umständen  eine  Reihe  mühseliger,  den  Preis  ziemlich 
hoch  bringender  Arbeitsprozesse  nötig  sein,  um  einen  bestimmten 
Rohstoff  zu  erzeugen.  Nur  müßten  hierbei  alle  für  die  Erzeugung 
des  betreffenden  Artikels  in  Betracht  kommenden  Produktionsstadien 
vermöge  technisch-vnrtschaftlicher  und  namentlich  Transportverhält- 
nisse an  den  Platz  gebunden  sein,  wo  das  erste  Produktionsstadium 


1)  Wie  häufig  Rohstoffzölle  auch  zu  recht  ungeschickten  FiskalzöUen 
werden,  darüber  vergleiche  die  Bemerkung  in  Sigmund  Schilder  und  Ludwig  Springer, 
„Rohstoffe,  Fabrikate,  Abfälle"  Seite  21  (Wien  1909),  die  lautet:  ,,Die  Ungeschick- 
Hchkeit  eines  Fiskalzolles  zeigt  sich  darin,  daß  er  den  Verbrauch  nicht  direkt  trifft, 
etwa  durch  Belastimg  von  Rohstoffen  xm.d  Fabrikaten,  die  unmittelbar  oder  vorwiegend 
nur  mit  häushcher,  nichtindustrieller  Bearbeitung  in  den  Verbrauch  übergehen  (Kaffee 
Tee) ;  der  ungeschickte  Fiskalzoll  trifft  vielmehr  einen  im  Inlande  in  unzulänglichen 
Mengen  oder  Quahtäten  erzeugten,  weitläufiger  industrieller  Bearbeitmig  unterzogenen 
Rohstoff  oder  ein  ebensolches  einfaches  Fabrikat  (etwa  Rohblei  in  Österreich- 
Ungarn,  Kautschuk  xmd  Textilrohstoffe  in  Rußland).  Hierdurch  wird  die  industrielle 
Weiterverarbeitimg  empfindUch  gestört,  und  zwar  sowohl  durch  Minderung  ihrer 
Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  freien  Weltmarkte,  daß  heißt  im  Exportgeschäfte  einer 
größeren  oder  geringeren  Anzahl  von  Branchen,  als  auch  durch  den  auf  den  inneren 
Verbrauch  ausgeübten  Druck." 
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stattfand,  oder  an  die  nächste  Nähe  dieses  Platzes.  Hiervon  unter- 
scheidet sich  der  Fall,  daß  bei  irgendeinem  Artikel,  entsprechend  dem 
Stande  der  jeweiligen  Technik,  kein  in  den  technisch- wirtschaftlichen 
oder  Transportverhältnissen  liegendes  Hindernis  besteht,  ein  späteres 
Produktionsstadium  oder  mehrere  spätere  Prcduktionsstadien  in  größerer 
Entfernung  von  jenem  Orte  durchzuführen,  wo  das  erste  oder  mehrere 
erste  Produktionsstadien  vor  sich  gegangen  sind.  In  diesen  Fällen  hat 
man  es,  von  dem  ersten  lokal  differenzierbaren  Produktionsstadium 
an,  mit  einem  Fabrikate  zu  tun. 

Die  Begründung  dieses  auf  den  ersten  Blick  etwas  kühn  an- 
mutenden Versuches,  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  grundsätz- 
lich zu  unterscheiden,  kann  in  den  „Entwicklungstendenzen  der 
Weltwirtschaft"  leider  mit  der  erforderlichen  Ausführlichkeit  nicht 
geboten  werden.  Hierbei  müßte  nämlich  auf  so  zahlreiche  techno- 
logische, zollpolitische,  handelsstatistische  und  sogar  philologische 
Einzelheiten  eingegangen  werden,  daß  hierdurch  der  Rahmen  des 
vorliegenden  Buches  gesprengt  würde.  Diese  Einzelheiten  wurden 
aber  in  einer  Monographie  beigebracht,  die  ich  zusammen  mit  Dr. 
lyudwig  Springer,  Dozenten  für  Warenkunde  an  der  Wiener 
Exportakademie,  im  Jahrbuch  dieser  Anstalt  für  das  Studienjahr 
1907/1908  veröffentlicht  habe^).  (Ohne  die  reichen  Spezialkenntnisse 
Springers  wäre  wohl  dieser  Versuch  einer  grundsätzlichen  Unter- 
scheidung zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten,  namentlich  bezüglich 
der  gerade  in  dieser  Beziehung  so  schwierigen  Abfälle,  eben  nur 
eine  beiläufige  Idee  ohne  hieb-  und  stichfeste  Begründung  gewesen.) 
Doch  soll  anhangsweise  in  Anlage  XXII  eine  Zusammenstellung 
der  Grundgedanken  der  erwähnten   Monographie  geboten  werden. 

Falls  der  in  dieser  Monographie  durchgeführte,  in  Anlage  XXII 
aus  Raummangel  leider  nicht  mit  allen  nötigen  Detaüausführungen 
belegbare  Versuch,  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  begriffs- 
mäßig zu  unterscheiden,  allgemeine  Zustimmung  finden  sollte, 
wäre  einer  bisher  häufig  zu  hörenden,  vorschnellen  Fol- 
gerung sicherlich  der  Garaus  gemacht.  Diese  Folgerung  geht  von 
der  Selbstverständlichkeit  aus,  daß  jeder  Rohstoff  weniger  wertvoll 
sei  und  weniger  Arbeit  zu  seiner  Erzeugung  in  Anspruch  nehme, 
als  das  aus  ihm  hergestellte  Fabrikat.  Hieraus  wird  aber  vorschnell 
die  Konsequenz  gezogen,  der  Wert  der  Rohstoffe  stehe  im  a  1 1  g  e  - 


^)  Als  Sonderabdruck  erschienen  unter  dem  Titel  „Rohstoffe,  Fabrikate,  Ab- 
fälle". Eine  wirtschaftüch-technische  Studie  von  Dr.  Sigmund  Schilder  und  Dr. 
techn.  Ludwig  Springer.  Wien,  1909,  Verlag  der  Exportakademie  des  k.  k.  öster- 
reichischen Handelsmuseums. 
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meinen  niedriger  als  jener  der  Fabrikate.  Im  Anschlüsse  daran 
wird  gefolgert,  daß  die  angebliche  Konzentrierung  des  internationalen 
Handelsverkehrs  auf  Rohstoffe^)  diesen  Verkehr  von  vornherein 
auf  wenig  wertvolle  Waren  und  daher  auf  relativ  geringfügige  Wert- 
ziffem  beschränke;  diese  Geringfügigkeit  werde  sichtbar  beim  Ver- 
gleiche des  Außenhandels  mit  der  dem  Inlandsverbrauche  dienenden 
Nationalproduktion,   die   beträchtliche   Fabrikatenmengen   umfasse. 

II.  Die  Rohstoffeinfuhr  zahlreicher  Industrien  in  mittel-  und  west- 
europäischen Ländern  ist  größer  als  die  Ausfuhr  der  betreffenden  Industrie- 
zweige; einzelne  Beispiele  eines  Rohstoffverkehres  zwischen  den 
Industriestaaten  Mittel-  und  Westeuropas,  der  weder  einen  Grenzverkehr 
darstellt,  noch  auf  Sortenreichtum  beruht. 

Man  kaim  die  Tatsache  beiseitelassen,  daß  es  zahlreiche  hoch- 
wertige und  zugleich  im  Welthandel  in  starken  Mengen  abgesetzte 
Rohstoffe  und  (diesen  letzteren  gerade  zollpolitisch  vielfach  nahe- 
stehende) Abfälle 2)  gibt;  man  mag  auch  von  der  weiteren  Tatsache 
absehen,  daß  im  Begriffe  der  Rohstoffe  gar  nicht  von  vornherein 
das  Merkmal  eines  geringwertigen  Stoffes  liegt.  Auch  abgesehen  von 
diesen  beiden  Tatsachen  war  es  noch  aus  manchen  anderen  Gründen 
imzutreffend,  die  zahlreichen  tierischen,  pflanzlichen  und  mineralischen 
Rohstoffe  sowie  Abfälle  aller  Aggregatzustände  als  minder  be- 
deutsa  me  oder  exotische  Ausnahmen  aufzufassen, 
die  das  angebliche  Grundgesetz  der  sich  immer  mehr  vollendenden 
nationalen  Selbstgenügsamkeit  auf  die  Dauer  nicht  durchbrechen 
können. 

Es  sind  nämlich  nicht  nur  die  Summen,  die  im  internationalen 
Rohstoffverkehr  umgesetzt  werden,  absolut  betrachtet,  sehr  umfang- 
reich; es  machen  auch  in  nicht  wenigen  europäischen 
Industrien   die  von  weither  oder  aus  Übersee  bezogenen  R  o  h  - 


^)  Sowohl  der  erste  als  auch  der  zweite  Band  der  „Entwicklungstendenzen 
der  Weltwirtschaft"  ist  zum  großen  Teile  dem  Nachweise  gewidmet,  daß  für  ab- 
sehbare Zeit  von  der  Konzentrierung  des  internationalen 
Handelsverkehres  auf  Rohstoffe  nicht  die  Rede  sein  könne  xmd 
die  Fabrikatenausfuhr  innerhalb  des  Welthandels  große  Aussichten  besitze.  Gemäß 
der  Redewendung  „angenommen,  aber  nicht  zugegeben"  wird 
im  vorUegenden  Kapitel  von  der  Voraussetzung  einer  Konzentrierung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehres  auf  Rohstoffe  ausgegangen.  Es  zeigt  sich  aber,  daß 
sogar  unter  dieser,  den  ,, Skeptikern  hinsichtUch  der  Weltmarktsentwicklung"  all- 
zusehr entgegenkommenden  Voraussetzung  gegen  die  Behauptungen  dieser  Leute 
sehr  viel  einzuwenden  wäre. 

*)  Vgl.  über  die  Abfälle  Anlage  XXII. 
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Stoffe  und  r  oh  s  t  o  f  f  ähnli  chen  Abfälle  einen 
bedeutenden  Teil  des  Gesamtwertes  der  Er- 
zeugung aus.  Dies  gilt  insbesondere  für  die  weltwirtschaftlich 
so  wichtigen  Textilindustrien,  aber  auch  für  sehr  viele  Waren  aus  un- 
edlen Metallen,  für  manche  Erzeugnisse  der  Kautschukindustrie, 
für  die  Lederfabrikation,  für  die  Erzeugung  von  Sägewaren  und 
Holzstoff,  welche  Artikel  freilich  Zwitterfabrikat-Charakteri)  tragen, 
ja  sogar  für  die  Fabrikation  mancher  minderwertiger  Papierwaren, 
ferner  für  verschiedene  landwirtschaftliche  Industrien,  wie  Müllerei, 
Malzfabrikation,  Reisschälerei,  Ölindustrie  usw. 

Außerdem  sind  die  für  die  Weltwirtschaft  wichtigsten  europäischen 
Industriestaaten  sowie  das  ihnen  nachstrebende  Japan  für  Roh- 
stoffe durchaus  nicht  selbstgenügsam.  Können 
doch  sogar  die  minder  dicht  bevölkerten,  an  Umfang  mit  Kon- 
tinenten vergleichbaren  Weltreiche^)  nicht  in  allen  Rohstoffen  den 
eigenen  Bedarf  decken!  Auch  sind  diese  Weltreiche  nicht  in  allen 
Sorten  jener  Rohstoffe  selbstgenügsam,  an  denen  sie  Überfluß 
besitzen. 

Insoweit  aber  die  einzelnen  Volkswirtschaften  für  die  von  ihnen 
benötigten  Rohstoffe  nicht  selbstgenügsam  sind,  hat  man  es  mit 
absolut  und  relativ  sehr  bedeutenden  Einfuhrsummen  zu  tun;  es 
handelt  sich  hierbei  um  Waren,  die  nicht  etwa  bloß  Grundlagen  von 
reinen  Exportindustrien  sind,  sondern  vielmehr  eine  unentbehr- 
liche Grundlage  der  wichtigsten,  für  den 
nationalen  Bedarf  selbst  arbeitenden  In- 
dustriezweige (oder  auch  der  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionen, wie  Dungmittel,  Futtermittel,  Sämereien  usw)  darstellen. 
Mag  auch  der  Wert  der  von  fernher  oder  aus  Übersee  bezogenen  Roh- 
stoffe vielfach  nur  die  Hälfte  oder  sogar  nur  ein  Drittel  oder  ein 
Viertel  des  Wertes  der  daraus  erzeugten  Fabrikate  ausmachen^), 
so  bedeutet  dies  nichtsdestoweniger  eine  sehr  beträchtliche  Belastung 


1)  Vgl.  über  die  „Zwitterfabrikate"  Anlage  XXII. 

")  Vgl.  hierüber  Kapitel  VI  des  I.  Bandes  und  Anlage  X  im  II.  Bande  der 
„Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft". 

3)  Das  Verhältnis  des  RohstofEwertes  zum  Fabrikatwerte  von  25 — 50  Prozent 
gilt  natürlich  nur  für  die  nicht  unbedeutende  Anzahl  der  an  und  für  sich  schon  wert- 
volleren Rohstoffe;  denn  namentUch  viele  wohlfeile  minerahsche  Rohstoffe,  wie 
Erze,  Erden,  Steine  usw.,  stehen  öfters  dem  Werte  nach  in  einem  viel  ungünstigeren 
Verhältnisse  zu  den  aus  ihnen  erzeugten  Fabrikaten.  Doch  gilt  das  letztere  wiederum 
nicht  von  den  wertvolleren  mineralischen  Rohstoffen,  wie  Diamanten  sowie  anderen 
Edelsteinen,  und  auch  nicht  von  den  freiUch  eher  als  Zwitterfabrikate  (vgl.  AnlageXXII) , 
denn  als  Rohstoffe  zu  betrachtenden  wertvolleren  Metallen. 
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der  Handelsbilanz  des  betreffenden  Industrielandes.  Als  Ausnahms- 
fälle,  in  welchen  die  Fabrikatenausfuhr  eines  Industriezweiges  seiner 
Rohstoffeinfuhr  an  Wert  bei  weitem  überlegen  ist,  sind  nur  Export- 
industrien ersten  Ranges  zu  verzeichenen.  Zu  diesen  gehört  etwa 
die  britische  Baumwollindustrie,  deren  Rohstoffeinfuhr  imDurchschnitt 
der  Jahre  1907 — 1910  den  halben  Wert  der  Fabrikatenausfuhr  nicht 
um  vieles  überstieg.  Von  solchen  Ausnahmsfällen  abgesehen,  ist 
die  Ausfuhr  der  meisten  europäischen  Industrien,  die  auf  ausländische 
und  namentlich  auf  überseeische  wertvollere  Rohstoffe  angewiesen 
sind,  beträchtlich  kleiner  als  die  Rohstoffeinfuhr  dieser  Industrie- 
zweige. (Vgl.  hierüber  Anlage  XIII  „Wertziffern  der  Rohstoffeinfuhr 
und  Fabrikatenausfuhr  in  einzelnen  Industrien  Deutschlands  und 
Österreich-Ungarns".)  Demnach  müssen  für  ein  Viertel  bis  zur  Hälfte 
vom  Werte  des  Inlandsbedarfes  an  den  betreffenden  Fabrikaten 
wiederum  Fabrikate  ins  Ausland  versandt  werden;  eventuell  büden 
andere  Fabrikate  den  Gegenwert,  die  vorwiegend  aus  inländischen 
Rohstoffen  erzeugt  werden,  wie  etwa  Steinwaren,  Glas-  und  keramische 
Waren  sowie  metallurgische  Produkte;  denn  für  die  europäischen 
Industriestaaten  und  Japan  dürfte  die  Wertausgleichung  der  empfan- 
genen Rohstoffe  mittels  Versendung  anderer  Rohstoffe  wohl  nur 
einen  Ausnahmsfall  darstellen. 

Die  europäischen  Industriestaaten  sowie  Japan  haben  zwar 
auch  eine  bedeutende  Ausfuhr  von  Rohstoffen  zu  verzeichnen.  Dies 
ist  aber  teüs  ein  durch  die  Transportverhältnisse  bedingter  Grenz- 
V  e  r  k  e  h  r  1),  teüs  eine  Konsequenz  des  großen  Sortenreich- 
tum s  2)  der  Rohstoffe  (oder  auch  Abfälle).  Danach  können  Länder, 
die  im  allgemeinen  für  gewisse  Rohstoffe  einfuhrbedürftig  sind, 
in  kleinerem  Ausmaße  in  diesen  Artikeln  wieder  exportfähig  sein. 
Daneben  und  wohl  noch  im  weiteren  Umfange  sind  aber  Ausfuhren 
von  Rohstoffen  der  europäischen  Industriestaaten  samt  Japan  zu 
verzeichnen,  wofür  weder  im  Grenzverkehr  noch  im  Sortenreichtum 
eine  Erklärung  gefunden  werden  kann.  In  dieser  Beziehung  sind 
beispielsweise  zu  nennen :  Österreich-Ungarns  große  Aus- 
fuhren von   Eiern,   Schlacht-   und   Zugvieh^),   Malzgerste,   Hopfen, 


^)  Hier  wären  z.  B.  zu  erwähnen:  die  Holzausfuhren  des  im  allgemeinen  ver- 
hältnismäßig wald-  und  holzarmen  Frankreichs  aus  Grenzwäldem  nach  Deutschland 
und  Belgien;  die  Kohlenausfuhren  der  im  allgemeinen  so  kohlenarmen  Niederlande 
aus  ihrer  südöstlichen  Grenzprovinz  Limburg. 

')  Vgl.  über  „Sortenreichtum"  die  Anlage  XV. 

')  Österreich-Ungarns  Schlachtviehausfuhr  ist  übrigens  seit  einigen  Jahren 
in  starkem  Rückgange  begrifEen. 
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Holz  und  aus  Holz  erzeugten  „Zwitterfabrikaten",  Magnesit; 
Deutschlands  Ausfuhr  von  Abraumsalzen,  Sämereien,  Hopfen, 
der  deutsch-österreichische  Austauschverkehr  in  Stein-  und  Braim- 
kohle;  Italiens  Ausfuhr  von  Schwefel,  Südfrüchten,  Hanf,  Eiern; 
Spaniens  Ausfuhr  von  Südfrüchten,  Safran,  Esparto,  Erzen, 
Quecksilber,  Kork;  Großbritanniens  Ausfuhr  von  Kohlen, 
Heringen,  Pferden  und  Zuchtvieh;  Belgiens  Ausfuhr  von  Pferden, 
Kohle;  Japans  Ausfuhr  von  Rohseide  und  Kokons,  Tee,  Kohle, 
Kupfer,  Holz  usw. 

III.  Die  überseeischen  und  osteuropäischen  Länder  sind  nicht  imstande, 
die  Bezahlung  ihrer  Rohstoffausfuhren  durch  mittel-  und  westeuro- 
päische Fabrikate  zu  verhindern;  die  Länder  Mittel-  und  Westeuropas 
sind  nicht  imstande,  die  Rohstoüeinfuhren  aus  Osteuropa  und  den 
überseeischen  Ländern  mittels  irgendwelcher  schutzzöllnerischer  oder 
produktionspolitischer  Maßregeln  auch  nur  stark  einzuschränken  oder 
auf  Surrogate  abzudrängen,  deren  Erzeugung  dem  mittel-  und  west- 
europäischen Klima  entspricht. 

Die  soeben  (Schluß  der  Abteüung  II  dieses  Kapitels)  erwähnten, 
weder  auf  Grenzverkehr,  noch  auf  Sortenreichtum  beruhenden 
Rohstoffausfuhren  der  mittel-  und  westeuropäischen  Industriestaaten 
samt  Japan  sind  zweifellos  nicht  ohne  Bedeutung.  Dennoch  wird 
durch  den  Hinweis  auf  diese  Rohstoffausfuhren  die  Frage  nur  zum 
kleinen  Teüe  beantwortet,  auf  welche  Weise  die  Wertausgleichung 
der  großen  Rohstoffeinfuhren  dieser  Industriestaaten  bewirkt  werde. 
Denn  es  handelt  sich  hierbei  vorwiegend  nur  um  Austausch- 
Operationen  zwischen  den  genannten  Indu- 
striestaaten selbst  und  nur  in  verhältnismäßig  kleinem 
Ausmaße  um  einen  Gegenwert  für  deren  überseeische  Rohstoff- 
bezüge. Tatsächlich  spielt  dieser  Rohstoffaustausch  in  Mittel-, 
West-  und  Südeuropa  (etwa  mit  Einschluß  Skandinaviens,  aber  mit 
Ausschluß  der  Balkanstaaten)  ungefähr  dieselbe  Rolle,  wie  etwa  der 
Binnenverkehr  in  Rohstoffen  innerhalb  der  Vereinigten 
Staaten.  Hierbei  mögen  diese  letzteren  als  höchstentwickeltes  Bei- 
spiel der  modernen  Weltreiche  oder  großen  Zollgebiete  gelten^). 
Der  Vergleich  paßt  umso  eher,  als  es  sich  zum  großen  Teüe  um  zoll- 
freie oder  vorwiegend  nur  mit  Finanzzöllen  belegte  Artikel 


^)  Vgl.    über  die   Vereinigten  Staaten   als  höchstentwickeltes   Weltreich  Ab- 
teilung IX  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  und  Abteilung  II  der  X.  Anlage  im  II.  Bande. 
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handelt,  also  in  dieser  Beziehung  die  Vereinigten  Staaten  von  Europa 
oder  wenigstens  von  Mittel-  und  Westeuropa  gewissermaßen  schon 
bestehen. 

Wenn  aber  sogar  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (Nord- 
amerika) einer  gewaltigen  Einfuhr  von  Rohstoffen  und  rohstoff- 
ähnlichen Abfällen  sowie  „Zwitterfabrikaten"  ^)  nicht  entraten  können, 
wie  Rohseide,  Kautschuk,  Zinn,  Wolle,  Häute,  Borsten,  Tee,  Kaffee, 
Tabak,  Manilahanf,  Henequen,  Dungmittel  (Kali,  Salpeter)  usw., 
besteht  eine  solche  Notwendigkeit  umsomehr  für  die  europäischen 
Industriestaaten  samt  Japan.  Denn  die  letztgenannten  Gebiete 
verbrauchen  wegen  ihrer  dichteren,  stärkeren  Bevölkerung  weit  mehr 
Rohstoffe  im  Verhältnis  zu  ihrem  Umfange,  als  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  (Nordamerika).  Auch  beuten  die  europäischen 
Industrieländer  und  Japan  ihre  Rohstoff-Ressourcen  weit  mehr  beinahe 
bis  zur  Erschöpfung  aus,  wofern  sie  nicht  bereits  auf  diesem  Punkt 
angelangt  sind,  als  dies  in  der  Union  der  Fall  ist  oder  wenigstens 
bis  vor  kurzem  der  Fall  war^).  Auch  erstrecken  sich  die  Vereinigten 
Staaten  auf  eine  größere  Zahl  klimatischer  Zonen  (insbesondere  mit 
Florida  und  Portorico,  geschweige  denn  mit  den  Philippinen  und 
Cuba)  als  das  in  das  subtropische  Gebiet  nur  mit  schmalen  Zungen 
hineinreichenfle,  vom  tropischen  überhaupt  nichts  besitzende  außer- 
russische Europa. 

Wenn  man  von  dem  der  (nordamerikanischen)  Union  vielfach 
ähnlichen,  aber  industriell,  montanistisch  und  sogar  agrarisch  unver- 
gleichlich weniger  entwickelten  Rußland  absieht,  mögen  die  Ver- 
einigten Staaten  wohl  imstande  sein,  einen  großen,  ja  den 


»)  Vgl.  über  Abfälle  und  „Zwitterfabrikate"  Anlage  XXII. 

*)  Mehr  oder  minder  deutliche  Anzeichen  von  Erschöpfung  oder  wenigstens 
minder  leichter  Ausnützbarkeit  der  Naturschätze  sind  sogar  in  den  Vereinigten 
Staaten  bereits  seit  längerer  Zeit  sichtbar  und  waren  für  die  Washingtoner  Re- 
gierung einer  der  wichtigsten  Beweggründe,  mit  Kanada  das  Aufsehen  erregende 
Gegenseitigkeitsabkommen  vom  21.  Januar  191 1  abzuschließen.  Dieses  Abkommen 
erscheint  trotz  seiner  Annahme  durch  den  Washingtoner  Kongreß  im  Sommer  191 1 
(vom  Präsidenten  Taft  unterzeichnet  am  26.  Juli)  infolge  des  Ausfalles  der  kanadischen 
Parlamentswahlen  vom  21.  September  des  gleichen  Jahres  freilich  vereitelt.  Insoweit 
aber  dieser  Vertrag  bestimmt  war,  dem  empfindhchen  Mangel  der  Union  an  Holz 
zur  Papierfabrikation  abzuhelfen,  wurden  die  darin  enthaltenen  Zölle 
für  Holzstoff,  Pappe  und  Druckpapier  von  der  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten 
sofort  in  Kraft  gesetzt;  die  als  Bedingung  der  Gültigkeit  der  sonstigen  Vertrags- 
bestimmungen aufgestellte,  seither  unwahrscheuüich  gewordene  Annahme  des 
Vertrages  diu-ch  das  kanadische  Parlament  wurde  gar  nicht  abgewartet.  In  Tarif - 
post  567  des  am  4.  Oktober  191 3  in  Kraft  getretenen  Underwood-Tarifes  wurde  Druck- 
papier im  Werte  bis  zu  2  %  Cents  für  das  englische  Pfund  der  Freihste  eingereiht. 
Schilder.    II.  4 
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größten  Teil  ihrer  Rohstoffeinfuhren  durch  Rohstoffausfuhren  (so- 
wie durch  Ausfuhr  von  Abfällen  und  von  ,, Zwitterfabrikaten") 
zu  decken^).  In  dieser  Beziehuiig  wäre  zu  erinnern  an  die  Ausfuhr 
der  Union  in  Baumwolle,  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Hopfen,  Obst, 
Vieh,  unedlen  Metallen,  Kohle,  Schwefel,  Phosphaten  etc.  Doch  ist 
das  weit  stärker  und  dichter  bevölkerte  Mittel-  und  Westeuropa 
(einschließlich  Italiens  und  der  Pyrenäenhalbinsel  sowie  Skandina- 
viens) nicht  mehr  in  dieser  glücklichen  Lage.  Es  hat  einen  unge- 
heuren Bedarf  an  überseeischen  und  osteuropäischen  (auch  balkan- 
ländischen)  Rohstoffen,  ohne  die  es  seine  Bevölkerung  nicht  mehr 
mit  den  wichtigsten  Gebrauchsartikeln  zu  versehen  vermag,  ge- 
schweige denn  die  Ausfuhr  nach  Übersee  und  Rußland  unterhalten 
könnte.  Bezahlen  kann  aber  Mittel-  und  Westeuropa  diesen  riesigen 
Bedarf  an  Rohstoffen  in  der  Hauptsache  nur  mittels  einer  Massen- 
ausfuhr von  Fabrikaten  und  wohl  auch  von  „Zwitter- 
fabrikaten", zu  welch  letzteren  gewisse  einfache  Holzwaren  (Säge- 
waren, Eisenbahnschwellen,  Pfosten  etc.).  Stärke,  Rohzucker,  gewisse 
Spirituosen  etc.  zu  zählen  sind. 

Manche  extreme  Schutzzöllner,  namentlich  solche  aus  dem 
agrarischen  Lager,  zeigten  Neigung,  den  Spieß  umzudrehen, 
und  wollten  gerade  darin  eine  „Gefahr"  erblicken,  daß  Mittel-  und 
Westeuropa  in  seiner  Rohstoffversorgung  von  den  überseeischen  und 
osteuropäischen  Gebieten  immer  abhängiger  werde.  Tatsächlich 
lief  die  unentwegte  Schutzzollpolitik  Rußlands,  der  Vereinigten 
Staaten  ^)  so  wie  mancher  Republiken  des  romanischen  Amerika,  im 
Grunde  genommen,  auf  einen  Versuch  hinaus,  Mittel-  und  West- 
europa an  der  Begleichung  seines  ungeheuren  Bedarfes  an  übersee- 


^)  Bereits  im  Kalenderjahr  1909  hatten  sich  die  Verhältnisse  in  den  Vereinigten 
Staaten  derart  entwickelt,  daß  die  Einfuhr  von  „Nahrungsmittel,  roh,  und  Vieh" 
(172,3  MilUonen  Dollar)  und  ,, Rohstoffen  zur  Verarbeitung"  (529,7  MiUionen)  mit 
insgesamt  702  MiUionen  Dollar  bereits  etwas  größer  war,  als  die  Ausfuhr  dieser  beiden 
Warengruppen  (114,9  und  571,9  MiUionen)  von  zusammen  686,8  Millionen  DoUar. 
Der  starke  Überschuß  der  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  über  ihre  Einfuhr,  der 
im  Jahre  1909  ungefähr  225  MilUonen  Dollar  gleich  1166  Älilhonen  Franken  betrug, 
kam  also  nur  mehr  durch  den  namhaften  Ausfuhrüberschuß  in  ,, Fabrikaten"  (mit 
Einschluß  der  Nahrungsmittel  in  Fabrikatenform)  zustande.  Doch  ist  hierbei  zu 
berücksichtigen,  daß  die  Handelsstatistik  der  Vereinigten  Staaten  gewisse  ,, Zwitter- 
fabrikate", wie  Rohmetalle  und  namentUch  Rohkupfer  sowie  Rohblei  (vgl.  hierüber 
Anlage  XXII),  die  wohl  den  Rohstoffen  näher  stehen  als  den  Fabrikaten,  diesen 
letzteren  zurechnet. 

*)  Seit  dem  am  4.  Oktober  191 3  in  Kraft  getretenen  Underwood-Tarif  kann  man 
von  den  Vereinigten  Staaten  sagen,  sie  hätten  im  allgemeinen  den  Hochschutzzoll 
gegen  ein  System  gemäßigteren  Schutzzolls  vertauscht. 
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ischen  und  osteuropäischen  Rohstoffen  mittels  Fabrikate  zu  hindern. 
Derartige  Versuche  sind  aber  auf  die  Dauer  nicht  minder  sinnlos, 
als  die  von  manchen  agrarischen  Kreisen  an  die  Staaten  Mitteleuropas 
(besonders  in  den  letzten  Jahren  der  ersten  mitteleuropäischen 
Vertragsära  von  1892 — 1906)  gestellten  Zumutungen,  sich  vom 
Bezug  überseeischer  Rohstoffe  zu  emanzipieren.  Danach  sollten  etwa 
Baumwolle,  Wolle  und  Jute  mit  Schutzzöllen  zugunsten  des  ein- 
heimischen Flachsbaues  und  der  einheimischen  Schafzucht  belegt 
werden.  Das  eine  wie  das  andere  Vorgehen  könnte  höchstens,  wenn 
folgerichtig  fortgeführt,  zu  einer  internationalen  wirt- 
schaftlichen Katastrophe  führen.  Diese  Katastrophe 
unter  erfolgreicher  Verfechtung  des  eigenen  Interessenstandpunktes 
zu  überstehen,  wären  aber  die  kapitalsreichen  ^),  hochkultivierten 
Länder  Mittel-  und  Westeuropas  wohl  eher  befähigt,  als  die  zumeist 
weit  kapitalsärmeren  und  auch  kulturell  minder  entwickelten,  wenn 
auch  für  eine  säkulare  Betrachtung  möglicherweise  ressourcen- 
reicheren überseeischen  Gebiete  mit  Einschluß  des  russischen 
Reiches. 

IV.    Der  internationale  Rohstoffverkehr  der  Triumph  des  XIX.  und 

XX.  Jahrhunderts. 

Zum  Schlüsse  wäre  noch  darauf  hinzuweisen,  daß  der  riesige 
internationale  Rohstoffverkehr  geradezu  einen 
Triumpf  des  neunzehnten  und  zwanzigsten 
Jahrhunderts  büdet.  Hochwertige  Fabrikate,  wie  Waffen, 
Schmuck,  Schönheitsmittel,  feine  Webwaren,  Teppiche,  Stickereien, 
allerlei  kunstgewerbliche  Artikel  etc.,  wurden  schon  in  den  früheren 
Jahrhunderten  und  Jahrtausenden  unvollkommener  Transportmittel 
in  einem  lebhaften  internationalen  Handelsverkehr  umgesetzt.  Den 
genannten  Fabrikaten  standen  in  dieser  Beziehung  nur  wenige  hoch- 
wertige, in  arbeitsintensiver  Produktion  erzeugte  Rohstoffe  und 
„Zwitterfabrikate"  ^)  wie  Edelsteine,  Edelmetalle,  wertvollere  unedle 
Metalle,  Gewürze  und  Drogen,  Pelzwerk,  Wein  zur  Seite,  insofern 
nicht  bequeme  Wasserverbindungen  den  Transport  minder  kost- 
barer Rohstoffe,  wie  Getreide,  Steine,  Holz  usw.,  gestatteten. 

Im  Gegensatze  zu  diesen  älteren  Verhältnissen,  die  bis  in  die 
Anfänge  des  Zeitalters  der  neueren  Transportverbesserungen  mittels 
Dampf  und  Elektrizität  hineinragten,  büdet  gerade  der  Verkehr  in 


1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  I  von  Kapitel  IX  im  I.  Band  der  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft". 

^)  Vgl.  über  „Zwitterfabrikate"  Anlage  XXII. 

4* 
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Rohstoffen,  Abfällen  und  auch  billigeren  Zwitterfabrikaten  einen 
Hauptbestandteil  und  den  technischen  Triumph  des  internationalen 
Handelsverkehrs  im  zwanzigsten  Jahrhundert  und  bereits  in  den 
letzten  zwei  bis  drei  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  i).  Inner- 
halb dieses  neueren  internationalen  Rohstoffver- 
kehres (mit  Einschluß  der  Abfälle  und  Zwitterfabrikate)  mögen 
zwar  die  billigeren  Artikel,  wie  Getreide,  Holz,  Kohlen,  Gestein  etc., 
dem  Gewichte  nach  stark  überwiegen;  aber  dem  Werte  nach  über- 
wiegen in  diesem  Verkehr  wohl  die  kostspieligeren  Materialien, 
deren  Preis  jenem  wohlfeilerer  Fabrikate  gleichkommt  oder  gar 
überlegen  ist,  wie  verschiedene  tierische  Erzeugnisse,  Textürohstoffe, 
Kaffee,  Tee,  Kakao,  Gewürze,  edle  und  manche  unedle  Rohmetalle  etc. 
In  diesen  kostspieligeren  Materialien  (Rohstoffen,  Zwitterfabrikaten 
und  Abfällen)  fanden  zwar  auch  in  früheren  Jahrhunderten  mehr  oder 
weniger  beträchtliche  Umsätze  statt;  sie  blieben  aber  nach  Menge 
und  Wert  weit  zurück  hinter  den  gewaltigen  Ziffern,  die  in  den 
ersten  anderthalb  Jahrzehnten  des  20.  Jahrhunderts,  dank  der 
neueren  Transportverbessertmgen  und  der  allgemeinen  Wohlfahrts- 
steigerung, erzielt  wurden. 


1)    Vgl.   Anmerkung   i    auf  Seite   19. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Tropen  in  der  Weltwirtschaft'). 

Bei  einigermaßen  eingehender  Untersuchung  der  für  die  Tropen- 
länder und  ihre  Bevölkerungen  bezeichnenden  Verhältnisse  wird 
eine  weltwirtschaftlich  höchst  bedeutungsvolle 
Entwicklungsrichtung  sichtbar,  die  nicht  nur  auf  ab- 
solute, sondern  auch  auf  relative  Vermehrung  der  Umsätze  des 
Welthandels  hinzielt.  Vorerst  sei  an  nachfolgende  Worte  eines 
älteren  österreichischen  Handelsgeographen^)  erinnert:  „Im  großen 
und  ganzen  kann  man  den  englischen  auswärtigen 
Handel  am  besten  so  charakterisieren :  Rohmaterialien  und 
Produkte  der  heißen  Zone  gehen  nach  England,  und  dieses  gibt 
seine  Manufakturerzeugnisse  dafür  hin".  Gegenwärtig  kann  man 
Großbritannien  gewiß  nicht  mehr  in  jenem  Sinne  als  wichtigsten 
und  nahezu  einzigen  Repräsentanten  der  industriellen  Blüte  gemäßigter 
Klimate  betrachten,  als  welcher  England  zu  Beginn  der  1870  er 
Jahre  von  Zehden  hingestellt  wurde.  Derzeit  machen  sich  Deutsch- 
land^) und  die  Vereinigten  Staaten  neben  England  auf  dem  Welt- 


^)  Als  umgearbeitete  xind  erweiterte  Grimdlage  dieses  Kapitels  ist  mein  gleich- 
namiger Aufsatz  im  Juniheft  1907  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft"  zu  be- 
trachten. 

*)  Karl  Zehden  in  seiner  „Handelsgeographie",  deren  erste  Auflage  i.  J. 
1871   (in  Wien)  erschien. 

ä)  Der  große  Umfang  der  Handelsbeziehungen  Deutschlands  zu  den 
Tropengebieten  geht,  wenn  auch  nur  für  die  Einfuhr,  aus  einer  anscheinend  sorg- 
fältig zusammengestellten  Tabelle  hervor,  die  F.  Wohltmann  den  ,, Beziehungen 
der  tropischen  zur  heimischen  I,andwirtschaft"  (Berliner  „Echo"  vom  27.  Februar  1913) 
widmet.  Er  mag  darin  höchstens  den  Anteil  der  Tropenländer  an  der  Deckung  des 
deutschen  Bedarfs  an  Rohwolle  und  Rohseide  einigermaßen  überschätzt  haben, 
läßt  aber  anderseits  bedeutende  Einfuhren  subtropischer  Erzeugnisse  aus  (Süd- 
früchte, worüber  vgl.  Abteilung  VI  der  Anlage  XIX ;  die  Rohseide  des  Weltmarktes 
ist  übrigens  überwegend  subtropisches  Erzeugnis).  Nach  dieser  Tabelle  führte 
Deutschland  im  Durchschiutt  der  Jahre  1902 — 1905  an  tropischen  Erzeugnissen  für  rund 
1794,  im  Durchschnitt  der  Jahre  1907— 1910  für  2391  imdi.  J.  191 1  für  2759  Millionen 
Franken  ein. 
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markte  ebenbürtig  geltend;  dazu  kommt  noch  eine  Reihe  minder 
bedeutender,  kräftig  aufstrebender  exportindustrieller  Länder,  und 
zwar  als  nächstes  zu  den  ganz  großen  Frankreich,  sodann  Belgien, 
Schweiz,  Österreich-Ungarn,  Italien,  Japan  usw.  Aber  dadurch  ist 
der  Ausspruch  des  Wiener  Handelsgeographen  eigentlich  nur  auf 
eine  erweiterte  Grundlage  gestellt  worden.  Man 
könnte  nunmehr  sagen:  „Rohmaterialien  und  Produkte  der  heißen 
Zone  gehen  nach  den  Industriestaaten  der  gemäßigten  Zone,  d.  h, 
nach  Europa,  Nordamerika,  Japan,  und  diese  Industriestaaten  geben 
ihre  Fabrikate  dafür  hin". 

Die  übliche  astronomische  Begrenzung  der  Tropen, 
wonach  diese  das  Gebiet  zwischen  23"  30'  nördlicher  und  süd- 
licher Breite  darstellen,  besagt  zu  wenig.  Statt  dessen  wäre  die 
genauere  klimatische  Bestimmung  heranzuziehen,  wo- 
nach in  den  Tropen  der  kälteste  Monat  nicht  unter  20  Grad  Celsius 
sinkt  und  die  mittlere  Temperatur  30  Grad  Celsius  beträgt.  Hierzu 
kommt  noch  ein  starker  Feuchtigkeitsgehalt  der 
1/  u  f  t  und  hierdurch,  im  Verein  mit  den  höhen  Wärmegraden,  eine 
rasche  üppige  Entwicklung  des  pflanzlichen,  tierischen  und  mensch- 
lichen Wachstums.  Die  mittlere  Temperatur  von  30  Grad  Celsius 
entspricht  einigen  der  heißesten  Tage  oder  schlimmstenfalls  Wochen 
im  gemäßigten  mitteleuropäischen  Klima.  Diese  wenigen  Tage  oder 
Wochen  führen  zu  einer  Massenflucht  aus  den  Städten  in 
kühlere  Gebirgs-  oder  Waldgegenden  sowie  Küstengebiete;  während 
der  Dauer  dieser  kurzen  Periode  werden  der  geschäftliche  Verkehr, 
die  politische  Tätigkeit,  der  Unterricht  und  das  Studium  an  den 
verschiedenen  Schulen  gelähmt,  die  Energie  erschöpft,  Sinnlich- 
keit sowie  Phantasietätigkeit  angereizt  und  die  Kraft 
der  ruhigen  Überlegung  geschwächt.  Nun  dauert  aber  in 
den  Tropen  dieser  schwer  erträgliche  Zustand  statt  während  weniger 
Tage  oder  Wochen  monatelang,  ja  nahezu  das  ganze  Jahr  hindurch 
an;  er  wird  überdies  in  seiner  Wirkung  durch  den  hohen  Feuchtig- 
keitsgehalt der  lyuft,  durch  die  senkrechte  Sonnenstrah- 
lung und  deren  starke  Wiederspiegelung  vom 
Boden  verschärft.  Man  kann  sich  also  eine  Vorstellung  davon 
machen,  wie  sehr  die  Leistungsfähigkeit  und  Arbeitsmöglichkeit  in 
den  Tropen  hinter  mitteleuropäischen  Verhältnissen  zurückbleiben 
müssen. 

Es  wäre  aber  durchaus  irrig,  anzunehmen,  daß  die  einge- 
borenen Rassen  der  Tropengebiete  von  den  Einwirkungen  der 
feuchten  Hitze  unberührt  bleiben.    Sie  ertragen  diese  Einwirkungen 
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wohl  leichter  als  die  aus  den  gemäßigten  Klimaten  kommenden 
Europäer  oder  Nordamerikaner.  Namentlich  wird  ihre  Fort- 
pflanzung hierdurch  nicht  behindert,  während  die  Kinder 
mittel-  oder  nordeuropäischer  Rassen  im  Tropenklima  verkümmern 
und  ohne  Vermischung  mit  einheimischen  Rassen  die  dritte  Generation 
nicht  überdauern.  Aber  auch  die  eingeborenen  Rassen  der  Tropen- 
gebiete leiden  unter  ihrem  heißen,  feuchten  Klima  nicht  wenig. 
Die  in  Mittel-  und  Nordeuropa  allgemein  verbreitete  Arbeits- 
energie zu  entwickeln,  wäre  in  den  Tropen  für  Europäer  wie  für 
Eingeborene  ganz  unwirtschaftlich,  da  die  Körperkraft  auf  diese 
Weise  binnen  kurzer  Frist  einer  gefährlichen  Abnützung  unterliegen 
würde.  Auch  ist  die  weitgehende  Zähmung  dersinnlichen 
Leidenschaften  und  der  P  h  a  n  t  a  s  i  e  t  ä  t  i  gk  e  it 
durch  vernünftige  Überlegung,  die  für  das  Volksleben  Mittel-  und 
Nordeuropas  bezeichnend  ist,  bei  den  eingeborenen  Rassen  der 
Tropengebiete  in  weit  schwächerem  Ausmaße  vorhanden  und  sogar 
bei  den  eingewanderten  Europäern  infolge  klimatischer  Einwirkungen 
nur  schwer  aufrechtzuhalten.  Hier  wäre  z.  B.  an  den  sogenannten 
Tropenkoller  zu  erinnern.  Er  tritt  sogar  bei  den  tüchtigsten 
Persönlichkeiten  bisweilen  auf,  die  sich  längere  Zeit  hindurch,  etwa 
während  einer  Anzahl  von  Jahren,  in  Tropengebieten  aufhalten  und 
dort  körperlich-geistige  Anstrengungen  zu  bewältigen  haben ;  physisch- 
moralisch minder  widerstandsfähige,  vielleicht  noch  im  Genüsse 
geistiger  Getränke  nicht  sehr  zurückhaltende  Europäer  fallen  nur 
allzuhäufig  diesem  in  sozialer  Beziehung  verhängnisvollen  krank- 
haften Zustande  völlig  zum  Opfer. 

Auch  in  der  Völkerpsychologie  der  Subtropen  machen  sich 
ähnliche  klimatische  Einflüsse  in  abgeschwächtem  Maße  geltend,  in- 
sofern die  letztgenannten  Gebiete  während  4 — 11  Monate  eine  Tem- 
peratur von  mehr  als  20  Grad  Celsius  aufweisen.  Die  starke  Feuchtig- 
keit der  Tropen  kommt  allerdings  in  den  Subtropen  nicht  vor  oder 
ist  nur  auf  eine  kurze  Zeit  des  Jahres  (Winterregen)  beschränkt. 
Dafür  bewirkt  aber  innerhalb  weiter  subtropischer  Gebiete  gerade 
die  außerordentliche  Trockenheit  (mitunter  jahre- 
lang hindurch  kein  Regenfall),  abgesehen  von  ihrer  nicht  geringen, 
vielfach  ähnlichen  psychologischen  Wirkung,  auch  Analogien  zu  den 
sachlichen  Hindernissen,  die  eine  industrielle  Tätigkeit  großen  Stils 
in  den  Tropen  findet,  worüber  später  noch  des  näheren  gesprochen 
werden  soll.  Die  Subtropen  entsprechen  ungefähr  der  Mittel- 
meerzone  der  alten  Welt  bis  zum  40.  Grad  nördlicher  Breite; 
sie  reichen  im  Norden  bis  nach  Transkaukasien  hinein,  umschließen 
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Persien,  Afganistan  und  Nordindien,  während  die  meisten  Pro- 
vinzen Chinas  zwischen  Tropen  und  Subtropen  verteilt  sind,  zu 
welch  letzteren  auch  der  Süden  Koreas  und  Japans  gehören.  Die 
Südgrenze  der  Subtropen  wird  zumeist  durch  Wüsten  im  Norden 
Afrikas,  Arabiens  und  Indiens  sowie  im  Süden  Persiens  gebildet, 
die  zwischen  Tropen  und  Subtropen  vermitteln.  Ganz  Afrika  und  der 
australische  Kontinent  mit  dem  nördlichen  Neuseeland,  ferner  der 
überwiegende  Teil  Südamerikas,  ja  sogar  ein  guter  Teil  von  Nord- 
amerika gehören  der  tropischen  und  subtropischen  Zone  an. 

Selbstverständlich  werden  die  dargelegten  klimatischen  Ver- 
hältnisse durch  die  vertikale  Gliederung  der  Tropen  und 
Subtropen  in  entscheidendem  Maße  beeinflußt  und  verändert.  Höher 
gelegene  tropische  Gebiete  erhalten  gewissermaßen  subtropischen 
und  subtropische  gemäßigten  Charakter.  Durch  derartige  Erhebungen 
kommt  es  leicht  dazu,  daß  die  Trockenheit  der  Subtropen  nach 
Süden  hin  in  die  Tropen  verschoben  wird  (z.  B.  Plateau  von  Dekkan 
in  Vorderindien),  oder  auch  daß  mitten  in  den  Tropen  Sitze  einer 
höheren,  leistungsfähigeren  Kultur  aufblühen,  wie  sie  sonst  nur  in 
gemäßigten  Zonen  zu  finden  ist.  Beispielsweise  wären  hier  zur  er- 
wähnen: ältere  amerikanische  Kulturen  in  den  hohen  Gebieten 
von  Mexiko  und  des  westlichen  Südamerika,  Abessinien  sowie  das 
gegenüberliegende  Jemen  im  Südwesten  Arabiens.  Hierher  gehört 
noch  das  mineralreiche  Katanga,  das  sich  neuerer  Zeit  (neben  den 
lyandschaften  an  der  Kongomündung)  immer  mehr  zum  wirtschaftlich- 
politischen Hauptgebiete  von  Belgisch- Kongo  entwickelt;  die  Höhen- 
lage von  Katanga  —  so  liegt  z.  B.  die  Hauptstadt  Elisabeth ville 
1350 — 1400  Meter  über  dem  Meere  —  enthebt  diese  belgisch-afrika- 
nische Provinz  der  niederdrückendsten  Eigenschaften  des  Tropen- 
klimas. Auch  im  angrenzenden,  durchaus  tropischen  Nord-  und 
Südrhodesia  wird  Besiedlung  und  Ausnutzung  ausgedehnter  Land- 
flächen durch  mehr  oder  weniger  hohe  Erhebung  über  das  Meer 
erleichtert. 

Die  Schwierigkeiten,  denen  besonders  in  den  Tropengebieten,  in 
minderem  Grade  auch  in  den  Subtropen,  Gründung  und  Betrieb  einer 
modernen  Großindustrie  begegnen,  sind  vorerst  psy- 
chologischer Natur.  Das  schlaffe  und  dabei  phantastisch- 
ungebundene Wesen  des  Tropenbewohners  eignet  sich  nur  in  ge- 
ringem Grade  für  die  stramme,  straffe  Disziplin,  die  ein  mo- 
derner, vielgliedriger  Industriebetrieb  erheischt,  desgleichen  nicht  für 
die  dort  notwendige  Arbeitsintensität  und  Anspannung  aller 
geistigen  Kräfte.    Auch  in  den  Tropenländern  wären  einzelne  Beispiele 
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industrieller  Blüte  aufzuzählen,  so  die  BaumwoUindustrie  in  Bombay, 
die  Juteindustrie  in  Bengalen,  verschiedene  Zement-,  Zucker-,  Textü- 
und  metallurgische  Fabriken  in  Hongkong,  Baumwollwaren-Fabri- 
kationen und  sonstige  Industriezweige  in  tropischen  Gebieten 
Brasiliens^)  und  Mexikos.  Die  Industriebezirke  Brasiliens  und 
Mexikos 2)  befinden  sich  freilich  zum  nicht  geringen  Teüe  auf  Hoch- 
ebenen oder  in  Gebirgsländern,  wo  sich  das  Tropenklima  nicht  in 
seiner  ganzen  Schärfe  entwickelt.  Aber  abgesehen  von  diesen  mit 
der  Höhenlage  zusammenhängenden  Ausnahmen  handelt  es  sich 
in  den  Tropen  fast  immer  um  Fabriken,  die  von  Europäern, 
Nordamerikanern  oder  den  Südeuropäern  nahestehenden  Elementen, 
wie  die  Parsi  in  Bombay  oder  die  Kreolen  in  den  Ländern  des 
romanischen  Amerika,  geleitet  werden ;  diese  europäisch-nordamerika- 
nischen leitenden  Persönlichkeiten  bringen  die  intellektuelle  und 
Arbeitsenergie  ihrer  Heimat  in  das  betreffende  tropische  Gebiet 
zwar  nicht  ohne  Verlust,  aber  immerhin  noch  in  recht  beträchtlichem 
Ausmaße  mit. 

Aber  die  psychologischen  Vorbedingungen  einer  modernen 
Großindustrie  beschränken  sich  nicht  auf  stramme  Disziplin,  Arbeits- 
intensität und  stets  schlagfertige  Anspannung  aller  geistigen  Kräfte. 
Zu  diesen  Vorbedingungen  gehört  auch  ein  gewisses  Ausmaß  von 
s  t  a  a  1 1  i  c  h  -  n  a  t  i  o  n  a  1  e  m  Bewußtsein  und  sozi- 
alem Empfinden;  dieses  hat  die  Grundlage  für  eine  Ver- 
waltung und  Gesetzgebung  zu  bieten,  die  allerlei  schwierigen  Auf- 
gaben der  Wirtschaftspolitik  und  des  Transportwesens  nicht  nur 
intellektuell,  sondern  vor  allem  auch  moralisch  durch  Ehrlich- 


^)  In  einem  Axifsatz  der  „Deutschen  Zeitung"  in  Säo  Paulo  vom  28.  Dezember 
1912  ,,Die  Bedeutung  der  brasilianischen  Industrie"  werden  über  die  damalige  in- 
dustrielle Entwicklung  Brasiliens,  nach  Angaben  der  Fachvereinigung  „Centro 
Industrial  do  Brasil",  folgende  Ziffern  gebracht:  Angelegtes  Kapital  rund  728  Millionen 
Milreis,  verteilt  auf  3664  Betriebe  mit  rund  169  000  Arbeitern  und  einer  Waren- 
erzeugung im  Werte  von  812  Millionen  Milreis  (i  Milreis  =16  Pence  =  1,68  Franken) ; 
hierbei  wird  die  letztgenannte  Ziffer  von  der  ,, Deutschen  Zeitung"  als  viel  zu  niedrig 
angesetzt  (vielleicht  aus  Furcht  vor  Besteuerung?)  bezeichnet,  da  andere  amtUche 
Schätzungen  des  Erzeugungswertes  der  brasiüanischen  Industrie  eine  Milliarde  Milreis 
(1680  MiUionen  Franken)  übersteigen.  Bloß  die  BaumwolHndustrie  soll  nach  Angaben 
des  ,, Centro  Industrial  do  Brasil"  (siehe  ,,The  Cotton  Industry  in  Brazil"  im  I^ondoner 
„Economist"  vom  10.  August  1912)  in  161  Fabriken  ungefähr  100  000  Arbeiter  bei 
50000  Webstühlen  und  1,5  Millionen  Spindeln  beschäftigen, 

*)  Die  industrielle  Entwicklung  Mexikos  hat  übrigens  schwer  unter  den  Unruhen 
gelitten,  die  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1910  gegen  den  langjährigen  Diktator 
Porfirio  Diaz  ausbrachen  und  das  I^and  in  den  seither  vergangenen  fast  vier  Jahren 
mcht  zur  Ruhe  kommen  ließen. 
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keit  und  Selbstverleugnung  gewachsen  ist.  Nun  ist 
aber  ein  derartiges  administratives  Räderwerk  in  einem  sich  selbst 
überlassenen,  von  europäisch-nordamerikanischer  Aufsicht  wenig  oder 
gar  nicht  berührten  tropischen  Gebiete  noch  viel  schwerer  aufzu- 
bauen und  zu  erhalten,  als  das  rein  wirtschaftlich-technische  Inein- 
andergreifen der  einzelnen  Teile  des  Mechanismus  eines  groß- 
industriellen  Betriebes.  Bureaukratische  Schlaffheit, 
Willkür,  Nepotismus,  Korruption  und  Eigen- 
nutz sind  in  den  Verwaltungen  tropischer,  von  der  Aufsicht  eines 
Volkes  gemäßigter  Zone  freier  Gebiete  ganz  besonders  zu  Hause. 
Sogar  die  mit  einer  solchen  Aufsicht  betrauten  europäischen  und 
nordamerikanischen  Individuen  kommen  unter  dem  zwingenden 
Einflüsse  der  klimatischen  Verhältnisse  leicht  in  eine  bureaukratische  | 

Schwerfälligkeit,  wenn  nicht  in  noch  viel  schlimmere  sittliche  Ver- 
fehlungen hinein. 

Es  hängt  dies  im  tiefsten  Grunde  damit  zusammen,  daß  eigentlich 
nur  die  Familie  dem  auf  das  Greifbar-Sinnliche  gerichteten  Wesen 
des  Tropenbewohners  eine  Realität  dünkt,  der  er  treu  und  mit 
Opfermut  anhängt.  Dagegen  erscheint  ihm  der  Staat  mehr  als  eine 
unangenehme  Notwendigkeit,  ein  Etwas,  mit  dem  man  sich  ab- 
finden muß,  das  aber  kaum  zu  besonderer,  opfermutiger  Hingabe 
Anlaß  gibt.  Das,  abgesehen  von  großen  nationalen  Katastrophen, 
meist  nur  mangelhaft  entwickelte  Staatsgefühl,  dieses  fast  alle  anderen 
sozialen  Gefühle  in  den  Hintergrund  drängende  Familienbewußtsein 
bildet  eine  geistige  Veranlagung,  die  auch  ziemlich  weit  in  die 
subtropischen  Gebiete  hinauf  sich  bemerkbar  macht.  Diese 
Veranlagung  bildet  den  Kern  dessen,  was  man  Orient  alismus 
in  Verwaltung  und  öffentlichem  lieben  nennt^).  In  dieser  Beziehung 
wäre  nur  auf  die  bekannten  staatlich-gesellschaftlichen  Verhältnisse 
der  Türkei,  Persiens,  Indiens  (insbesondere  vor  der  englischen  Er- 
oberung), Slams,  Chinas,  ja  sogar  auf  jene  Portugals,  Spaniens, 
Süditaliens,  Griechenlands 2)  und  der  meisten  romanischen  Staaten 
Amerikas  hinzuweisen.  Japan,  das  ebenso  wie  Italien  diesen  Ge- 
bieten nur  mit  seiner  südlichen  Hälfte  angehört  und  auch  viele  ge- 


^)  Vgl.  hierüber  u.  a.  die  ausführlichen  grundsätzlichen  Betrachtungen  in 
Herman  Frank  „Das  Abendland  und  das  Morgenland"  (I^eipzig  1901)  Seite  91  —  107, 
gelegentUch  auch  an  anderen  Stellen,  freiUch  nicht  ohne  einige  allzu  grel  e  und  kühne 
Behauptungen. 

*)  Für  Griechenland  war  besonders  bezeichnend  die  aller  Parteibezeichnungen 
spottende  Herrschaft  der  Parteihäuptlinge  und  ihrer  Cliquen  über  Parlament  und 
Staat  bis  zum  Auftreten  des  großen  Neubildners  Venizelos  vom  Jahre  1910  an. 
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birgige  Landstriche  enthält,  bildet  wohl  eben  deshalb  eine  Ausnahme 
von  der  Regel. 

In  den  unabhängigen  tropischen  und  subtropischen  Gebieten, 
deren  Bevölkerung  schwaches  Staatsgefühl  und  ein  vorwiegend  auf 
familienhaften  Zusammenhang  beschränktes  soziales  Empfinden  be- 
sitzt, pflegt  die  dem  allgemeinen  Volkscharakter  entsprechende 
Verwaltung  einen  mehr  oder  weniger  empfindlichen  Steuer- 
druckunterVerschwendungöffentlicherGelder 
hervorzurufen;  bei  der  Verausgabung  der  Staatseinnahmen  gibt 
nämlich  nur  die  Förderung  privater  Interessen,  sei 
es  der  Beamten,  sei  es  der  ihnen  nahestehenden  Machtfaktoren, 
die  Richtschnur  ab,  wogegen  wichtige  wirtschaftliche 
Interessen  allgemeiner  Art  vernachlässigt  werden  und 
bei  einer  derartigen  staatswirtschaftlichen  (auch  gemeinde  wirtschaft- 
lichen) Raubwirtschaft  sogar  vernachlässigt  werden  müssen.  Es 
braucht  wohl  nicht  des  näheren  ausgeführt  zu  werden,  wie  ungemein 
ungünstig  eine  derartige  Umwelt  für  eine  moderne  großindustrielle 
Entwicklung  ist. 

Aber  auch  wenn  ein  tropisches  oder  (den  Tropen  nahe  gelegenes) 
subtropisches  Gebiet  indenBesitzeinesKulturstaates 
gemäßigter  Zone  gelangt,  wie  dies  beispielsweise  mit  dem 
größten  Teil  Afrikas,  Britisch-Indien,  HoUändisch-Indien,  den  Philip- 
pinen und  Antillen,  Guayana  usw.  der  Fall  ist,  auch  dann  ist  für  eine 
derartige  moderne  großindustrielle  Entwicklung  nicht  viel  gewonnen. 
Solche  Gebiete  erlangen  zwar  zumeist  eine  weit  leistungsfähigere, 
tüchtigere  Verwaltung,  als  sie  sich  aus  eigenem  hätten  geben  können ; 
aber  das  Interesse  des  herrschenden  Staates  ge- 
mäßigter Zone  ist  gar  nicht  darauf  gerichtet,  in  dem  beherrschten 
Tropenlande  (oder  Subtropengebiete)  eine  mächtige  großindustrielle 
Entwicklung  hervorzurufen.  Von  vorherein  ist  sogar  das  Gegenteil^) 
wahrscheinlicher . 

Unabhängige  Tropenstaaten,  wie  z.  B.  Brasilien, 
suchen  Abhilfe  gegen  diese  Ungunst  der  Verhältnisse  in  H  o  c  h  - 
Schutzzöllen,  die  öfters  ein  geradezu  phantastisches  Niveau 
erreichen,  zumal  der  zahlungsfähigen  Großindustrie  die  dortige 
politische  Korruption  in  sehr  weitgehendem  Ausmaße  entgegen- 
kommt.    Aber  dies  läuft  schließlich  im  großen  und  ganzen  darauf 


*)  Vgl.  über  das  nur  mäßig  industriefreundliche  Wesen  der  Kolonialpolitik  in 
tropischen  Gebieten  Kapitel  VII  des  I.  Bandes  der  „Entwicklimgstendenzen  der 
Weltwirtschaft" . 
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hinaus,  daß  eine  Industrie  auf  Kosten  einer  anderen  oder  mehrerer 
anderer  entwickelt  und  ein  Korruptionssumpf  geschaffen 
wird,  der  einem  jeden  großzügigen  wirtschaftlichen  Fortschritte 
höchst  abträglich  ist,  während  die  industrielle  Gesamtentwicklung 
hierdurch  nur  eine  mäßige  Förderung  erfährt.  Zu  dieser  Korruption 
trägt  gerade  in  Brasilien,  wahrscheinlich  aber  auch  in  anderen 
unabhängigen  Tropenländern,  noch  folgender  Umstand  bei,  der 
unmittelbar  mit  den  klimatischen  Verhält- 
nissen zusammenhängt:  die  dortigen  Industriellen  ent- 
stammen zumeist  europäischen  lyändern  oder  Nordamerika  und 
vertragen  das  brasilianische  Klima  nicht  gut.  Sie  wollen  daher,  wie  sie 
gegenüber  befreundeten  Personen  offen  zugeben,  binnen  kurzer 
Frist,  sei  es  mit  was  immer  für  Mitteln,  viel  verdienen.  Überdies 
leiden  unter  den  hohen  und  (namentlich  in  Brasilien)  durch  Kartelle 
bis  aufs  äußerste  ausgenützten  Zöllen  der  Inlandsverbrauch  und 
die  Absatzmöglichkeit  der  auf  diesen  Verbrauch  angewiesenen 
Industrien  in  bedeutendem  Ausmaße. 

Der  großindustriellen  Entwicklung  der  Tropengebiete  bereiten 
aber  nicht  nur  die  dargestellten  psychischen  Verhältnisse,  sondern 
auch  die  äußere  Natur  bedeutende  Schwierigkeiten.  Die  über- 
mäßige Feuchtigkeit  der  Tropen  wie  die  außerordentliche  Trocken- 
heit der  den  Übergang  zwischen  Tropen  und  Subtropen  bildenden 
Wüstenzone  schädigen  vielfach  das  Fabriksmaterial.  Besonders  im 
feuchten,  warmen  Tropenklima  ist  ein  längerer  Stillstand  empfind- 
licher Maschinen  (Schwierigkeiten  bei  Produktionsverminderungen, 
Arbeitskämpfen  usw.)  ohne  Beschädigung  durch  Rost  kaum  möglich, 
Holzwerk  schwillt,  Ledererzeugnisse  tragen  dicken  Schimmel.  Viel- 
fach muß  wegen  der  starken  Feuchtigkeit  statt  billiger  Eisen-  oder 
Stahl  waren  kostspieliges  Messing  genommen  werden.  Gefräßige 
Insekten  verzehren  alles,  was  nicht  aus  Metall  oder  Stein  ist, 
und  werden  namentlich  Büchern  und  Schriften,  darunter  auch  ge- 
schäftlichen und  amtlichen  Büchern  und  Aufzeichnungen  gefährlich. 
Anderseits  wirft  sich  in  den  subtropisch-tropischen  Trockengebieten 
(so  z.  B.  im  Innern  von  Deutsch-Südwestafrika)  jedes  aus  Europa 
stammende  Holz,  springt  und  bekommt  Risse.  In  diesen  Trocken- 
gebieten (so  z.  B.  in  den  Wüsten  am  östlichen  Ufer  des  unteren 
Indus)  sind  Schwellen  aus  gewöhnlichem  Holz  oder  Eisen  infolge 
der  starken  Temperaturschwankungen  zwischen  Sommer  und  Winter 
und  wegen  der  heftigen,  mit  Staub  (und  Salz)  beladenen  Winde 
nicht  verwendbar;  es  kommen  vielmehr  nur  gewisse  kostspielige, 
besonders  harte  Tropenhölzer,  wie  etwa  Teakholz,  in  Betracht. 
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Ein  bei  allen  Berechnungen  auf  längere  Dauer  hin  schwerwiegendes 
Moment  der  Unsicherheit  wird  dadurch  gebildet,  daß  furchtbarere 
Elementarkatastrophen  (Orkane,  Überschwemmungen, 
Dürre  und  Miß  wachs),  als  sie  im  allgemeinen  in  den  gemäßigten  Zonen 
vorzukommen  pflegen,  in  den  Tropengebieten  und  den  angrenzenden 
Subtropenländern  gar  nicht  selten  sind.  Endlich  wird  Wegebau 
und  Wegeerhaltung  durch  die  üppig  wuchernde  tropische  Vegetation 
erschwert. 

Die  mannigfachen  Schwierigkeiten,  welche  der  industriellen  und 
besonders  großindustriellen  Entwicklung  in  den  Tropenländern  ent- 
gegenstehen, erhalten  aber  eine  ausgesprochen  weltwirtschaftliche 
Bedeutung  durch  die  bei  den  dortigen  Bevölkerungen  wahrnehmbare 
Tendenz  zu  einem  beträchtlich  schnelleren 
Wachstum,  als  es  in  den  gemäßigten  Klimaten  zu  verzeichnen 
ist.  Vorerst  tritt  die  Geschlechtsreife  der  Tropenbe- 
völkerungen, und  gerade  dies  gilt  in  hohem  Maße  auch  für  die  Be- 
wohner subtropischer  Gebiete,  unter  ihrer  heißen  Sonne  weit  früher 
ein,  als  bei  den  Völkern  gemäßigter  oder  gar  subpolarer  Klimate. 
Unter  zahlreichen  darauf  bezüglichen  Daten  der  Anthropogeographie 
wären  beispielsweise  zu  erwähnen:  Die  Geschlechtsreife  eines  12-  bis 
13jährigen  Mädchens  in  den  Oasen  der  Sahara,  im  Innern  Afrikas, 
im  überwiegenden  Teile  Britisch-Indiens  entspricht  jener  einer 
mitteleuropäischen  Jungfrau  von  18  bis  20  Jahren,  wobei  als  ent- 
sprechende Daten  der  männlichen  Bevölkerung  14  und  20 — 22  Jahre 
zu  nennen  sind.  In  den  Oasen  der  Sahara  sind  säugende  Mütter 
von  12  Jahren  keine  ungewöhnliche  Erscheinung,  und  die  indische 
Regierung  sowie  der  ihr  nahestehende  einsichtigere  Teil  der  indischen 
Gesellschaft  würden  einen  großen  Kulturerfolg  darin  erblicken, 
wenn  es  gelingen  sollte,  das  Heiratsalter  der  indischen  Mädchen 
auf  13  Jahre  zu  bringen;  denn  erst  in  dieser  Altersperiode  ist  größere 
Kraft  zum  Ertragen  der  Beschwerden  der  Mutterschaft  vorhanden, 
obwohl  sie  auch  schon  weit  früher  bei  indischen  Frauen  normal 
eintreten  kann  und  sehr  häufig  tatsächlich  eintritt.  Ebenso  hat  sich 
bei  den  von  England  aus  anbefohlenen  Versuchen  der  indischen 
Regierung,  die  englische  Kinderschutz-Gesetzgebung 
auf  die  indische  Industrie  zu  übertragen,  die  tragikomische  Ver- 
legenheit ergeben,  daß  „Kinder"  geschützt  werden  sollten,  die  selbst 
bereits  Väter  oder  Mütter  geworden  waren. 

Im  naturgemäßen  Zusammenhang  mit  der  früher  eintretenden 
Geschlechtsreife  steht  auch  ein  früheres  Altern  und 
rascheres  Absterben  der  tropischen  Bevölkerungen.   Bereits 
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in  Syrien  und  Ägypten  sind  dreißigjährige  Frauen  zumeist  schon 
verblüht  und  verwelkt^),  während  die  zentralafrikanischen  männlichen 
Neger  zwischen  45  und  50  Jahren  deutliche  Spuren  des  Alters,  ja 
sogar  der  Greisenhaftigkeit  aufweisen.  Beide  erwähnten  Faktoren 
zusammengenommen,  frühere  Geschlechtsreife  und  rascheres  Altern 
sowie  Absterben,  führen  zu  schnellerem  Wechsel  der  Ge- 
nerationen oder  kürzeren  Umtriebsperioden, 
wofern  man  diesen  forstwissenschaftlichen  Ausdruck  auf  menschliche 
Verhältnise  anwenden  darf;  dementsprechend  käme  es  zu  einem 
schnelleren  Wachstum  der  Bevölkerung  eines  Tropen- 
landes im  Vergleich  zur  Bevölkerungszunahme  eines  Landes  ge- 
mäßigten Klimas,  auch  wenn  die  gebärfähigen  Frauen  beider  Länder 
im  Durchschnitt  die  gleiche  Kinderzahl  (beispielsweise  drei  oder  vier) 
zur  Welt  bringen  und  bis  zur  Geschlechtsreife  aufziehen  würden. 

Wenn  aber  ausgedehnte  tropische  Gebiete,  die  sicherlich  schon 
seit  Jahrtausenden  bewohnt  werden,  tatsächlich  noch  immer  eine 
verhältnismäßig  schwache  Bevölkerung  aufweisen,  so  wurde  eben 
bisher  das  naturgemäß  zu  erwartende  schnellere  Wachs- 
tum durchdie  kulturelle  R  ü  c  k  s  t  ä  n  d  ig  k  e  i  t  der 
tropischen  Bevölkerungen  verhindert.  Vor  allem 
läßt  es  die  lässig-phantastische  Veranlagung  dieser  Bevölkerungen, 
auch  wenn  sie  bereits  (wie  in  Indien  vor  der  englischen  Herrschaft) 
einen  gewissen  Kulturgrad  erreicht  haben,  zu  keiner  geregelten 
Sanitätspolitik  kommen,  wofern  nicht  von  herrschenden 
Staaten  höherer  Kultur  gemäßigter  Klimate  nachdrücklich  einge- 
griffen wird.  Auch  wurden  die  Tropenbevölkerungen  durch  den 
beständigen  Kriegszustand  nebst  Sklaven jagden,  worin 
sich  ihre  einzelnen  ethnischen  Bestandteile  befinden,  innerhalb 
kleinerer  Ziffern  zurückgehalten,  und  zwar  nicht  nur  bei  den  Natur- 
völkern des  inneren  Afrikas  und  Amerikas,  sondern  auch  sogar  in 
dem  verhältnismäßig  zivilisierten  Indien  bis  zur  gründlicheren  Be- 
festigung der  englischen  Herrschaft. 

Daß  relativ  niedrige  Bevölkerungsziffern  tatsächlich  nur  als 
Folgen   kultureller   Rückständigkeit,    d.  h.  des   Mangels   einer   um- 

^)  Nach  den  mir  von  befreundeter  ärztlicher  Seite  zur  Verfügung  gestellten, 
dürftigen  medizinalstatistischen  Daten,  tritt  in  den  „heißen  Klimaten",  wie  etwa 
Ägypten,  Arabien,  Indien  sowie  in  Innerafrika  und  InsuUnde,  der  Wechsel  (das 
Klimakterium)  der  Frauen  zwischen  30 — 35  Jahren  ein;  bei  den  Frauen  im  Herzen 
Mitteleuropas  (Süddeutschland,  Sudetenländer,  österreichische  Alpenländer  und 
Schweiz)  ist  das  gleiche,  die  regelmäßige  Geschlechtstätigkeit  abschließende  Ereignis 
zwischen  41 — ^45  Jahren  und  bei  den  Frauen  Norddeutschlands,  Skandinaviens, 
Finnlands  noch  später  zu  verzeichnen. 
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sichtigen  Sanitätspolitik  und  des  beständigen  Kriegszustandes,  an- 
gesehen werden  können,  ergibt  sich  bei  Betrachtung  jener  Fälle, 
in  welchen  ein  überlegener  Kulturstaat  gemäßigter  Zone  in  einem 
Tropengebiet  eine  bessere  Sanitätsverwaltung  ein- 
gerichtet sowie  die  öffentliche  Sicherheit  und 
dauernden  Frieden  gewährleistet  hat.  Als  Beispiele  für  die 
sodann  eintretenden  Bevölkerungszunahmen  wären  zu  nennen: 
Java  mit  4 — 5  Millionen  Einwohnern  im  ersten  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts,  gegenwärtig  etwa  31  Millionen;  Ägypten  in 
den  ersten  Jahren  des  19.  Jahrhunderts,  zu  Beginn  der  Herrschaft 
des  begabten  Mazedoniers  Mehemet  Ali,  2.5  Millionen,  gegenwärtig 
etwa  12  Millionen  Einwohner,  bei  einer  Steigerung  während  der 
ersten  fünfzehn  Jahre  britischer  Herrschaft,  1882 — 1897,  von  6,8 
auf  9,7  Millionen.  Sogar  das  verhältnismäßig  stark  bevölkerte 
Britisch-Indien  (einschließlich  des  erst  1885  eroberten 
Birma  sowie  der  erst  1891  in  die  Volkszählung  einbezogenen  Gebiete 
Kaschmir  und  Britisch-Beludschistan,  aber  ausschließlich  Ceylons 
und  der  Halbinsel  Malakka)  vermehrte  sich  in  dem  einen  Jahrzehnt 
1880 — 1890,  das  ausnahmsweise  ohne  besonders  große  Hungersnöte 
sowie  Verheerungen  durch  die  Pest  und  Cholera  vorüberging,  von 
260,7  auf  287  Millionen,  im  besonders  ungünstigen  Jahrzehnt  1891  bis 
1901  freüich  nur  auf  295,  aber  1901 — 1911  wiederum  auf  316  Millionen. 
Die  Bevölkerung  Ceylons  stieg  von  2,8  Millionen  im  Jahre  1865 
auf  4,11  Millionen  nach  der  Volkszählung  vom  Jahre  1911  (wobei 
allerdings  im  20.  Jahrhundert  auch  die  starke  Einwanderung  süd- 
indischer Arbeiter  für  die  Tee-  und  Kautschukplantagen  Ceylons  von 
Bedeutung  war),  die  Portoricos  von  438  000  im  Jahre  1846 
auf  1,12  Millionen  im  Jahre  1910.  Brasilien  hatte  nach  der  Volks- 
zählung des  Jahres  1872  ungefähr  10  Millionen  Einwohner  und 
wurde  in  den  letzten  Jahren  auf  mindestens  21,  bisweilen  auch 
25  Millionen  geschätzt,  (Genauere  Volkszählungen  wurden  in 
Brasüien  aus  Sparsamkeitsgründen  leider  schon  lange  nicht 
mehr  durchgeführt.)  Auch  in  Britisch-Südafrika  wird 
der  noch  vor  kurzem  (1899 — 1902)  so  blutig  durchgekämpfte 
Gegensatz  zwischen  Briten  und  Buren  nahezu  in  den  Hinter- 
grund gedrängt  durch  jenen  zwischen  den  Weißen  und  Negern. 
Denn  die  rasche  Zunahme  der  Negerbevölkerung,  deren  starke 
natürliche  Vermehrungstendenz  unter  der  gesicherten  Rechts- 
ordnung und  umsichtigen  Sanitätspolizei  der  Briten  ein  bedenkliches 
ziffernmäßiges  Übergewicht  des  schwarzen  Elementes  bewirkt,  bildet 
gegenwärtig  eine   der  Hauptsorgen  der  dortigen   Regierungen  und 
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seit  Juni  1910  der  neubegründeten  Regierung  der  Südafrikanischen 
Union.  Nach  welcher  Richtung  hin  diese  Frage  schließlich  gelöst 
werden  wird,  scheint  die  starke  Zunahme  des  südafrikanischen 
Mestizentums  anzudeuten. 

Von  nicht  geringer  Bedeutung  für  die  starke  Vermehrungstendenz 
tropischer  und  auch  nicht  weniger  subtropischer  Bevölkerungen 
ist  der  Umstand,  daß  ihre  religiösen  Anschauungen 
und  abergläubischen  Vorstellungen  einer  starken 
Volksvermehrung  sehr  günstig  sind;  dies  gilt  namentlich  für  die 
Vermehrung  der  Naturvölker,  aber  auch  für  jene  der  halbzivilisierten 
Bevölkerungen  des  süd-  und  ostasiatischen  sowie  islamischen  Orients 
mit  Einschluß  von  Nordafrika,  ja  sogar  für  das  bereits  hochzivilisierte 
Japan^).  Hierbei  büdet  noch  die  tatsächlich  zwar  nur  kleine  Schichten 
dieser  Bevölkerungen  ergreifende,  aber  den  Gesetzen  und  Sitten  nicht 
widersprechende  Vielweiberei  infolge  ihrer  trotzdem  fühl- 
baren Einwirkung  auf  die  Chancen  des  weiblichen  „Heiratsmarktes" 
ein  förderndes  Moment.  Der  Mangel  an  Nachkommenschaft  wird 
als  Unglück  und  Schande  angesehen,  während  reichlicher  Kindersegen, 
besonders  solcher  männlichen  Geschlechts,  als  Glück  und  Ehre  gilt. 

Die  kühl  überlegenden  neomalthusianischen  Prak- 
tiken jener  Bevölkerungen  und  Bevölkerungsschichten  Europas, 
die  einer  kleineren  Kinderzahl  pro  Familie  zuneigen,  entsprechen 
der  leichtherzigen,  sorglosen  Lebensauffassung  der  tropischen  Völker 
nur  in  beschränktem  Maße.  Dieser  Gegensatz  verschärft  sich  des 
weiteren,  je  mehr  sich,  wie  bereits  während  der  ersten  andert- 
halb Jahrzehnte  des  20.  Jahrhunderts  deutlich  zu  ersehen  war,  der 
Neomalthusianismus  in  Mittel-  und  Westeuropa  sowie  im  Nordosten 
der  Vereinigten  Staaten  ausbreitet.  Die  genannte  Richtung  hat  einen 
Umfang  angenommen,  der  nicht  nur  vom  Standpunkte  des  Militaris- 
mus und  der  Steuerkraft  sowie  des  kapitalistischen  Erfordernisses 
einer  „Reservearmee  der  Arbeitslosen"  erschreckend  ist;  der  Neo- 
malthusianismus hat  vielmehr  mancherorts,  so  namentlich  in  Frank- 
reich, bereits  vom  allgemein  kulturellen  Standpunkt  bedenkliche 
Folgen  gezeitigt.  Diese  Folgen  lassen  sich  unter  dem  Schlag worte 
„unzulängliche  Ziffern  der  Träger  wirtschaftlich-technischer  sowie 
intellektuell-moralischer   Kultur"   zusammenfassen. 


1)  Die  an  und  für  sich  rasche  Generationenfolge  der  tropisch-subtropischen 
Bevölkerungen  (Umtriebsperiode ;  vgl.  hierüber  Seite  62)  wird  durch  die  Einflüsse 
der  Ahnenverehrung  womögHch  noch  verstärkt;  diese  drängt  namentlich  in  Indien 
und  China  auf  möglichst  frühzeitige  Verehelichung  der  Jünglinge  und  Jungfrauen, 
um  männliche  Nachkommenschaft  sicherzustellen. 
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Der  teils  von  Sitte  und  Gesetz  (z.  B.  in  China)  geradezu  ge- 
stattete, teils  bei  entgegenstellender  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
europäischer  Kolonien  und  Herrschaftsgebiete  nicht  gerade  leicht  zu 
verhindernde  Kindesmord  erweist  sich  bei  der  ursprünglichen 
Stärke  der  Elterngefühle  doch  nicht  fähig,  auf  das  Wachstum  der 
Bevölkerung  einen  durchgreifenden  Einfluß  auszuüben;  er  büdet 
aber  eine  psychologische  Erleichterung  für  frühzeitige  und  für  un- 
vorsichtige Eheschließungen.  Wenn  er  aber  in  einzelnen  europäischen 
Kolonialgebieten  (so  in  manchen  indischen  Landschaften)  zu  einer 
Massenerscheinung  zu  werden  drohte,  wurde  er  von  der  dortigen 
Regierung  durch  gesetzgeberische  und  Verwaltungsmaßregeln  nach- 
drücklich und  nicht  ohne  Erfolg  bekämpft,  d.  h.  er  wurde  als  Massen- 
erscheinung, wenn  auch  nicht  als  Einzelerscheinung  unterdrückt. 

Die  bisherigen  Ausführungen  über  Tropengebiete  und  ihre  Be- 
völkerungen können  daher  folgendermaßen  kurz  zusammen- 
gefaßt werden :  Zur  industriellen  und  namentlich  zur  groß- 
industrieUen  Entwicklung  eignen  sich  die  tropischen  sowie  nicht 
wenige  subtropische  Gebiete  in  beträchtlich  geringerem  Ausmaße, 
als  die  Länder  der  gemäßigten  Zone.  Außerdem  weisen  die  Tropen- 
bevölkerungen, namentlich  unter  der  Herrschaft  kulturell  höher 
stehender  Nationen  gemäßigter  Klimate,  die  Tendenz  zu  einem 
stärkerem  Wachstum  auf,  als  es  in  den  gemäßigten  Klimaten  zu 
finden  ist;  diese  Tendenz  beruht  teils  auf  der  rascheren  Aufeinander- 
folge der  einzelnen  Generationen,  teils  auf  dem  bisherigen  Mangel 
und  der  für  zunächst  absehbare  Zeit  vorhandenen  Unwahrscheinlich- 
keit  des  Eindringens  neomalthusianischer  Praktiken.  Bei  der  wach- 
senden Ausdehnung  europäischer,  nordamerikanischer,  japanischer 
Herrschaft  und  der  zunehmenden  Verbreitung  ebensolcher  Kultur- 
elemente innerhalb  der  tropischen  Gebiete  entwickelt  sich  also  die 
Kaufkraft  der  tropischen  Abnehmerländer  industrieller  Erzeugnisse 
beträchtlich  stärker,  als  die  Bevölkerung  jener  Industriegebiete  zu- 
nimmt, die  gemäßigten  Klimaten  angehören.  Hieraus  ergibt  sich 
eine  weltwirtschaftlich  höchst  bedeutungs- 
volle Tendenz,  die  nicht  nur  auf  absolute,  sondern  auch  auf 
relative  Vermehrung  der  Umsätze  des  internationalen  Handels- 
verkehrs hinzielt. 


Das  Kapitel  „Die  Tropen  in  der  Weltwirtschaft"  ist,  wie  be- 
reits eingangs  erwähnt  wurde,  in  grundsätzlich  ähnlicher  Darstellung 
bereits  in  der  Juninummer  1907  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissen- 

Schilder.    n.  ^ 
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Schaft"  veröffentlicht  worden.  Gerade  dieser  Auf satz  hat  bei  mehreren 
meiner  Freunde  und  Bekannten,  deren  Urteil  mir  von  Belang  schien, 
mancherlei  Bedenken  und  Zweifel  hervorgerufen,  die  sich 
insbesondere     auf     physiologisch-hygienische     und 
populationistische  Momente  bezogen.      Ich  schrieb   „Die 
Tropen  in  der  Weltwirtschaft"  gewissermaßen  mit  dem  Gefühle  der 
Selbstverständlichkeit  nieder.    Für  mich  waren  hierbei  Erinnerungen 
maßgebend  an  zahlreiche  handelsgeographische  Aufsätze  und  größere 
Werke,  an  Reisebeschreibungen,  Konsularberichte,  Korrespondenzen 
von  Tagesblättern  und  wirtschaftlichen  sowie  geographischen  Fach- 
zeitschriften aus  tropischen  und  subtropischen  Gebieten.     Bezüglich 
mancher  Stellen  des  1907  veröffentlichten  Aufsatzes  hegte  ich  sogar 
die  Besorgnis,  man  werde  mir  vorwerfen,  bereits  längst  bekannte 
Dinge   allzubreit  erörtert   zu  haben.     Freilich  hatte  ich  hierbei  die 
subjektive  Gewißheit,  dadurch  Neues  zu  bieten,  daß  ich  bisher  be- 
kannte, aber  noch  nicht  miteinander  in  Verbindung  gebrachte  Dinge 
in    einen    wissenschaftlich    fruchtbaren    Zusammenhang    gebracht 
hatte.    Deshalb    beschränkte  ich  mich  auch  i.  J.  1907  in  Zitaten  auf 
ein  Mindestmaß.  Der  erwähnte  Widerspruch  ließ  mich  aber  bedauern, 
mit  den  Zitierungen  des  massenhaft  vorhandenen  Beweismaterials 
so  sparsam  gewesen  zu  sein.     Ich  hatte  ursprünglich  die  Absicht, 
dieses  Versäumnis   durch  Einfügung    dreier    Anlagen   nach- 
zuholen, nämlich  i.  „Physiologisch-hygienische  Bemerkungen   über 
die  Tropenländer";    2.   „Zerstörende  Einwirkung  des  Tropenklimas 
auf    allerlei    Gebrauchsgegenstände";    3.    „Die    soziale    Atmosphäre 
der  Tropen,    erläutert  durch  einige  Bemerkungen  über  Brasilien". 
Da  aber  der  II.  Band   der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft" namhaft  ausgedehnter  geraten  ist,  als  vorau^esehen  wurde, 
und  die  Ausweitung  zu  einem  III.  Bande  unmöglich  ist,  blieb  mir 
nichts  anderes  übrig,  als  auf  den  Abdruck  der  drei  genannten,  zu- 
sammen einigermaßen  umfangreich  gewordenen  Anlagen  vorläufig 
zu  verzichten.    Doch  hoffe  ich,  das  interessante  Material  dieser  An- 
lagen in  einem  anderen  Zusammenhange  (ähnlich  wie  die  allzu  aus- 
führlich     gewordenen      Zusammenstellungen      über      die  Mineral- 
gewinnungen) noch  verwerten  zu  können.    An  dieser  Stelle  seien  nur 
einige   meiner   Quellen   für  die  oben   genannten  Anlagen  genannt: 
Ziemann,    „Wie    erobert    man   Afrika    für    die    weiße    und    farbige 
Rasse"  (Leipzig  1907);  Ploß-Bartels,  „Das  Weib  in  der  Natur-  und 
Völkerkunde"  (Leipzig  1905);  Julius  Hann,  „Klimatologie"  (Stuttgart 
1897);  Walter  Kundt,   „Brasilien"   (Berlin   1903);    Oskar    Canslatt, 
„Das  republikanische  Brasilien"  (Leipzig  1899)  usw. 


67 


Kapitel  III. 

Die  Monokultur  in  der  Weltwirtschaft 0. 

I.  Allgemeine  Eennzeichnung  der  Monokulturen. 

Der  Ausdruck  „Monokultur"  stammt  aus  Brasilien,  und 
zwar  aus  der  scharfen  Überproduktionskrise  in  der  brasilianischen 
K  a  f  f  e.e  g  e  w  i  n  n  u  n  g  ,  die  in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger 
Jahre  des  19,  Jahrhunderts  ihren  Anfang  nahm.  Dieser  Ausdruck 
wurde  zur  Kennzeichnung  der  Übel  benützt,  die  aus  der  allzu  weit- 
gehenden Begründung  der  brasilianischen  Volkswirtschaft  und  ins- 
besondere Handelsbilanz  auf  die  Kaffeekultur  und  Kaffeeausfuhr 
entstanden  sind.  Solange  die  Kaffeekultur  gute  Erträgnisse  abwarf, 
galt  sie  als  ein  landwirtschaftlicher  Produktionszweig  Brasiliens 
wie  irgend  ein  anderer,  der  höchstens  wegen  des  großen  Umfanges 
der  darin  angelegten  Kapitalien  und  beschäftigten  Personenkreise 
eine  besondere  staatliche  Fürsorge  benötigte  und  sie  auch,  ent- 
sprechend der  Wucht  der  daran  beteiligten  Interessen,  erzwang. 
Die  übelklingende  Bezeichnung  „Monokultur"  erhielt  der  Kaffee- 
anbau erst,  seitdem  er  seine  frühere  Prosperität  verloren  hatte  und 
ebendeshalb  zum  Gegenstande  vielfacher  staat- 
licher Heilversuche  gemacht  wurde.  In  entsprechender 
Weise  wird  nun  seither  der  Ausdruck  „Monokultur"  auf  andere 
Fälle  angewandt,  in  welchen  die  agrarische  Bevölkerung  einzelner 
Gebiete  ihre  Kapitalien  und  Arbeitskräfte  vorwiegend  auf  den  An- 
bau einer  einzelnen  Handelspflanze  oder  einer  einzigen  damit  zu- 
sammenhängenden landwirtschaftlichen  Industrie  verwendete  und 
hierüber  aUe  sonstigen  agrarischen  Produktionsmöglichkeiten  mehr 
oder  weniger  vernachlässigte.  Dergleichen  kommt  aus  sofort  zu  be- 
sprechenden Gründen  vorwiegend  in  den  Tropen  und  Sub- 
tropen   vor. 


^)  Vgl.  hierüber  meinen  gleichnamigen  Aufsatz  im  Oktoberheft  1907  der  „Zeit- 
schrift für  Sozial  Wissenschaft",  dessen  verbesserte  und  dem  gegenwärtigen  Stand 
der  Dinge  angepaßte  Erweiterung  vorliegendes  Kapitel  darstellt. 
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Zu  „Monokulturen"  kommt  es  beim  Anbau  technischer 
Handelspflanzen  oder  Genußartikel,  von  denen  der 
Erzeuger  wenig  oder  auch  gar  nichts  selbst  verbraucht,  die  er  im 
Gegenteil  ganz  oder  zum  weitaus  überwiegenden  Teile  für  den 
Markt  herstellt.  Eine  Monokultur  ist  in  Nahrungspflanzen,  so 
in  Zerealien  mit  Einschluß  des  Reises  (wohl  auch  in  Hackfrüchten), 
überhaupt  kaum  denkbar,  die  der  Landwirt  ganz  oder  zum  großen 
Teile  selbst,  d.  h.  mit  seiner  Familie  und  seinen 
Bediensteten,  vielleicht  auch  mit  seinem  Vieh, 
verzehren  kann;  denn  die  Preislage  dieser  Nahrungspflanzen 
und  Futtermittel  auf  den  nationalen  Märkten  und  dem  Weltmarkte 
ist  für  das  wirtschaftliche  Wohl  der  großen  Masse  jener  kleineren 
Landwirte,  die  hiervon  nur  wenig  auf  den  Markt  bringen,  nicht  von 
entscheidender  Bedeutung. 

Die  wichtigsten  Beispiele  von  Monokultur  sind:  abgesehen  von 
der  bereits  genannten  Kaffeeproduktion  Mittelbrasiliens  die  griechische 
Korinthenkultur,  der  Zuckerrohranbau  einzelner  Inselgebiete  Britisch- 
Westindiens  samt  Britisch-Guayana  sowie  jener  von  Mauritius, 
der  übermäßige  Weinbau  einer  Reihe  westlicher  Mittelmeerländer 
einschließlich  Portugals,  die  Mategewinnung  Südbrasiliens,  eine  Zeit- 
lang auch  die  Teekultur  Ceylons  usw. 

Derartige  Fälle  von  Monokultur  wiederholen  sich  bald  da,  bald 
dort  zu  häufig,  als  daß  man  sie  als  gelegentliche  Vorkommnisse 
falscher  wirtschaftlicher  Berechnung  abtun  könnte,  die  einer  größeren 
Bedeutung  für  die  Weltwirtschaft  im  ganzen  entbehren.  Dies  geht 
um  so  weniger  an,  als  hierbei  nicht  selten  auch  die  Marktverhältnisse 
wichtigerWelthandelsartikelim  entscheidenden  Maße 
beeinflußt  werden.  Man  hat  es  vielmehr  mit  Vorkommnissen  zu  tun, 
die  auf  dauernd  wirkenden  Ursachen  beruhen,  welch 
letztere  nur  je  nach  den  besonderen  Verhältnissen  bald  da,  bald  dort 
wirksam  werden;  eben  deshalb  sind  diese  Vorkommnisse  für  die  Ge- 
staltung des  internationalen  Handelsverkehrs  von  hoher  Bedeutung, 
da  sie  auf  Entwicklungen  hinweisen,  die  im  Sinne  einer  absoluten 
und  relativen  Steigerung  des  Weltverkehrs  (im 
Vergleiche  zu  den  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  National- 
produktionen) wirken. 

Es  müssen  nämlich  die  Erzeugnisse  zahlreicher  anderer  Agrar- 
produktionen in  größeren  oder  geringeren  Mengen  aus  dem  Aus- 
lande bezogen  werden,  die  möglicherweise  im  betreffenden  Lande 
hergestellt  werden  könnten;  tatsächlich  werden  aber  diese  Er- 
zeugnisse, infolge  der  Beschlagnahme  der  verfügbaren  Arbeitskräfte 
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und  Kapitalien  durch  die  eine  begünstigte  Produktion,  im  Mono- 
kulturlande nur  in  einem  für  den  Inlandsmarkt  ungenügenden 
Ausmaße,  wenn  überhaupt,  gewonnen.  Daher  ist  die  Volkswirtschaft 
eines  solchen  Landes,  sowohl  durch  ihre  tonangebende  Ausfuhr- 
erzeugtmg  als  auch  durch  ihre  Einfuhrbedürfnisse,  in  besonders 
hohem  Ausmaße  auf  den  Weltmarkt  angewiesen.  Dies 
ist  um  so  mehr  der  Fall,  als  die  tropischen  und  subtropischen  Mono- 
kulturgebiete zumeist  Kapitalien  nicht  im  Überflusse 
verfügbar  haben,  sondern  diese  importieren  müssen^)  und  ihre  Ar- 
beitskräfte sich  schon  aus  klimatisch-physiologischen  Gründen 2)  an 
Arbeitsenergie  mit  den  Arbeitern  gemäßigter  Zone  nicht  messen 
können.  Der  Weltmarkt  ist  aber  in  Handelspflanzen  oder  Genuß- 
artikeln, die  für  den  Markt,  nicht  vorwiegend  für  den  Nahrungs-  und 
Futtermittelbedarf  des  Landwirts  selbst  erzeugt  werden,  nur  in  be- 
schränktem Maße  aufnahmsfähig  und  wird  durch  eine  derartige 
einseitige  Produktionsrichtung  schließlich  überladen.  Dann  sinken 
die  Preise  des  betreffenden  Artikels,  und  die  Volks-  und  Staatswirt- 
schaft des  Monokulturlandes  kommt  durch  die  bei  überfüllten 
Märkten  oft  recht  gewaltigen  Preissenkungen  in  die  für  den  Be- 
griff einer  Monokultur  im  vollen  Sinne  dieses  Wortes  bezeichnenden 
krisenhaften  Zustände. 

Solche  Entwicklungen  treten  nicht  selten  mit  überraschender 
Schnelligkeit  ein,  obwohl  in  den  letzten  anderthalb  Jahrzehnten  in- 
folge der  weltbekannten  abschreckenden  Bei- 
spiele des  Kaffeebaues  in  Mittelbrasilien,  der  Mategewinnung  in 
Südbrasilien,  der  westindischen  Rohrzuckerproduktion,  der  griechi- 
schen Korinthenerzeugung  usw.  in  der  tropisch-subtropischen  Land- 
wirtschaft einigermaßen  größere  Vorsicht  beobachtet  wird.  Ist 
aber  eine  Monokultur  einmal  „eingenistet",  so  schleppen  sich  die 
damit  verbundenen  krisenhaften  Zustände  wie  eine  unheilb  are 
oder  schwer  heilbare  Krankheit  sehr  lange  Zeit, 
sogar  durch  Jahrfünfte  und  Jahrzehnte  fort,  nur  gelegentlich  unter- 
brochen durch  Erleichterungen  infolge  preissteigernder  Mißernten 
Diese  krisenhaften  Zustände  führen  nicht  selten  zu  handels- 
politischen Aktionen  oder  wenigstens  zu  handelspoliti 
sehen  Neigungen,  die  einem  relativen  und  absoluten  Wachstum  des 


^)  Was  dies  für  den  internationalen  Handelsverkehr  bedeutet,  darüber  siehe 
Näheres  im  IX.  Kapitel  des  I.  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft". 

2)  Vgl.  hierüber  das  II.  Kapitel  des  II.  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen 
der  Weltwirtschaft"  S.  55 — $7- 
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internationalen  Handelsverkehrs  günstig  sind.  Die  in  sozialer  und 
politischer  Beziehung  zumeist  sehr  einflußreichen  Interessenten  der 
Monokultur  sind  gern  bereit,  für  eine  Zollermäßigung  des  Auslandes 
zugunsten  ihres  in  übergroßen  Mengen  erzeugten  Produktes  nam- 
hafte Zugeständnisse  hinsichtlich  der  Gestaltung  des  Zollwesens 
ihres  eigenen  I<andes  zu  machen.  Selbstverständlich  müssen  diese 
Interessenten  in  den  Zollangelegenheiten  ihres  Landes  freie  Hand 
haben  und  dürfen  nicht  etwa  einer  unselbständigen  Kolonie  ange- 
hören, obwohl  auch  für  diese  das  Mutterland  mit  mehr  oder  weniger 
Nachdruck  einzutreten  pflegt  i).  Zur  Gewährung  solcher  Zugeständ- 
nisse bedarf  es  nicht  einmal  förmlicher  Verträge;  es  genügt  hierzu 
diplomatische  Einwirkung  2)  gelegentlich  der  Zolltarif  novellierungen, 
die  in  manchen  unter  Monokulturzuständen  leidenden  Ländern 
nicht  gar  selten  sind. 

Die  Gründe,  welche  zur  Entwicklung  von  Monokulturen 
und  zur  Verlängerung  der  hieraus  erwachsenden  wirtschaftlichen 
Krisen  führen,  wären  folgendermaßen  zu  gruppieren: 

1.  Wenn  agrarische  Bevölkerungen  schon  an  und 
für  sich  an  wirtschaftlicher  Beweglichkeit  und  Anpassungsfähigkeit 
hinter  industriell-kommerziellen  Kreisen  zurückstehen,  so  gilt  dies 
in  erhöhtem  Maße  für  die  Gebiete  der  Tropen  und  Subtropen, 
wo  die  wirtschaftliche  Zähigkeit  und  geistige  Spannkraft  durch  die 
klimatischen  Verhältnisse  ungünstig  beeinflußt  wird.  Hierzu  kommt 
noch  der  freilich  nicht  unbedingt  als  dauernd  zu  betrachtende  Um- 
stand, daß  die  dortigen  Völkerschaften  an  Bildungsgrad  und  Wissen, 
namentlich  aber  an  Fähigkeit  und  Gewohnheit  der  Naturbeherr- 
schung hinter  den  Völkern  des  Nordens  häufig  in  beträchtlichem 
Maße  zurückstehen.  In  den  Tropen  und  dem  diesen  zunächst 
gelegenen  Teile  der  Subtropen  artet  die  mit  klimatischen  Verhält- 
nissen zusammenhängende  Arbeitsunlust  und  Willensträgheit  der 
dortigen  Bevölkerungen,  trotz  ihrer  öfters  vorhandenen,  großen  an- 
geborenen intellektuellen  Begabung,  schließlich  in  eine  Art  von 
Geistesträgheit  aus.  Man  ist  einmal  auf  die  betreffende 
Produktion  eingerichtet,  an  sie  gewöhnt  und  kann  sich  daher  schwer 
zu  einer  Änderung  entschließen. 

2.  Ein  weiterer,  hier  in  Frage  kommender  wichtiger  Umstand 


1)  Vergl.  Abteilungen  IV  und  V  der  Anlage  XIX  im  II,  Band  der  „Ent- 
■wicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft." 

2)  Über  die  auf  rein  diplomatischem  Wege  ohne  parlamentarische  Gutheißung 
zustande  gebrachten  Handelsverträge  siehe  Abteilung  II.  des  III.  Kapitels  im  I.  Bande 
der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft". 
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ist  der  südliche,  phantastisch-leichtgläubige 
Optimismus,  der  den  geringsten  Anschein  einer  Besserung  in 
der  Preislage  oder  in  den  Ernte-  und  Bedarfsverhältnissen  des  be- 
treffenden Erzeugnisses  als  den  verheißungsvollen  Beginn  einer  voll- 
ständigen Rettung  der  Sachlage  betrachtet. 

3.  Von  Wichtigkeit  ist  auch  die  in  tropischen  und  subtropischen 
Ländern  besonders  stark  entwickelte  Neigung,  in  mißlichen  Lagen 
der  Volkswirtschaft  eine  gewissermaßen  mechanische  Besserung  der 
Verhältnisse   vom   Eingreifen   des   Staates   zu   erwarten ; 
hierbei  gibt  man  sich  der  Hoffnung  hin,  durch  dieses  Eingreifen  der 
UnbequemJichkeit  und  den  Kapitalsverlusten  eines  Überganges  zu 
anderen  Kulturen  zu  entrinnen.     Im  Jahre  1907,  da  der  Verfasser 
den   vorliegenden   Gegenstand  zum  erstenmal  behandelte,   drängte 
der  Gang  der  Ereignisse  den  Eindruck  auf,  daß  die  Erfolgsmöglich- 
keiten der  Staatshilfe  bei  Bekämpfung  der  Übelstände  der  Mono- 
kultur nicht  allzu  hoch  zu  veranschlagen  seien.     Seither  scheinen 
aber  die  in  Brasilien  (Kaffeemonokultur),  Griechenland  (Korinthen), 
Mexiko    (Henequen)   mit   Staatshilfe   durchgeführten    Versuche,   die 
üblen    Folgen    der    genannten    Monokulturen    zu    mildern,    mehr 
oder    minder    befriedigende    Resultate    erzielt    zu 
haben*).    Auch  die  günstige  Einwirkung  der  von  der  britischen  Re- 
gierung   erzwungenen    ersten    Brüsseler    Zuckerkon- 
vention vom   5.   März   1902   auf   die   Zuckermonokulturen  von 
Britisch-Westindien  und  Mauritius  wäre  hier  zu  erwähnen.    Wieviel 
von    diesen   befriedigenden  Ergebnissen  tatsächlich  der  Staatshilfe, 
wieviel   anderen   hilfreichen   Momenten   zuzuschreiben   ist,   soll  bei 
der  Besprechung  der  einzelnen  Monokulturen   in   der   zweiten  Ab- 
teilung dieses  Kapitels  erörtert  werden.    Nach  dem  brasilianischen 
Kaffeebeispiele    werden    solche    staatliche  Hilfsaktionen    für  Mono- 
kulturen häufig  als  „V  alorisierungen"  bezeichnet. 

4.  In  manchen  Fällen  mag  das  Festhalten  an  einer  Monokultur 
auch  mit  der  Agrarverfassung  des  betreffenden  Landes  zu- 
sammenhängen, indem  es  diesen  Gebieten  zwar  möglich  wäre,  bei 
arbeitsintensivem  Kleinbetriebe  eine  größere  Anzahl  lohnender 
Produkte  zr  erzeugen ;  da  aber  die  dortigen  Großgrundbe- 
sitzer oder  Plantageneigentümer  (Kaffee,  Rohr- 
zucker) einen  derartigen  Umschwung  nicht  mitmachen  können,  wird 
nun   mit   allen  Mitteln  darauf  hingearbeitet,   die  Fortführung  der 


1)  Seit  Herbst  191 2  sind  freilich  Kaffee  (Mittelbrasilien)  und  Kautschuk  (Nord- 
brasilien) wieder  zu  Schmerzenskindern  der  brasilianischen  Volkswirtschaft  geworden. 
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betreffenden,  minder  lohnend  gewordenen  Monokultur  zu  ermög- 
lichen, ungeachtet  der  vielen  entgegenstehenden  wirtschaftlichen 
und  sogar  bisweilen  politischen  Schwierigkeiten.  In  manchen  Fällen 
(Weinbau  im  westlichen  Mittelmeerbecken,  Korinthenproduktion  im 
Peloponnes)  mag  wiederum  gerade  der  Bestand  einer  zahlreichen 
Schichte  von  Kleingrundbesitzern  und  Kleinpäch- 
tern, die  durch  ihre  Masse  einen  bedeutenden  politischen  Einfluß 
ausüben,  an  die  betreffende  Monokultur  gebunden  sein. 

5.  In  nicht  wenigen  Fällen  von  Monokultur  handelt  es  sich  um 
eine  Produktion,  die  schon  geradezu  landwirtschaftliche 
Industrie  ist,  wie  z.  B.  die  Zuckerproduktion  auf  Britisch-West- 
indien  und  Mauritius.  Andere  Fälle  betreffen  wiederum  eine  Roh- 
stoffgewinnung,  die  mit  einer  derart  großen  Anlage  von  Kapital 
und  Arbeit  notwendigerweise  verbunden  ist,  daß  der  Wert  des  be- 
treffenden Monokulturerzeugnisses  den  zahlreicher  billigerer  Fabrikate 
übersteigt^).  Beispiele  hierfür  unter  den  von  der  tropischen  Land- 
wirtschaft gelieferten  Rohstoffen  sind  Kaffee,  Tee,  Kautschuk,  Baum- 
wolle, Henequen,  Kakao,  Vanille  usw.  Bei  solchen  wertvolle- 
ren Erzeugnissen  einer  Monokultur  ist  es  bisweilen  ebenso 
schwer,  die  angelegten  größeren  Kapitalien  einfach 
im  Stiche  zu  lassen,  wie  etwa  bei  irgendeinem  industriellen  Betriebe 
oder  Bergwerke.  Beispiele  hierfür  bieten  die  mehr  oder  minder  be- 
trächtlichen Anlagen,  die  für  die  Rohrzuckerproduktion  in  Britisch- 
Westindien  oder  Mauritius,  für  die  Kaffeekultur  in  Brasilien  oder  für 
die  Teeproduktion  in  Ceylon  und  Assam  usw.  notwendig  sind. 

6.  Bisweilen  wurde  eine  Monokultur  auch  durch  die  unge- 
regelten Valutaverhältnisse  des  betreffenden  Landes, 
wenn  schon  nicht  gefördert,  so  doch  zum  mindesten  eingeleitet  oder 
angeregt.  Die  fragliche  Produktion  entwickelte  sich  nämlich,  be- 
günstigt durch  eine  den  Export  erleichternde  Verschlechterung  der 
Landeswährung  oder  Verminderung  ihres  Wertes,  über  das  den  Ver- 
hältnissen ihrer  Absatzgebiete  und  des  gesamten  Weltmarktes  ent- 
sprechende Ausmaß  hinaus.  Dies  zeigte  sich  z.  B.  bei  der  Mono- 
kultur von  Kaffee  in  Mittelbrasilien,  bei  der  griechischen  Korinthen- 
monokultur, der  spanischen  und  portugiesischen  Weinproduktion, 
der  Henequen-Monokultur  in  Yukatan  (Mexiko)  von  1898 — 1904  usw. 

Hierbei  ist,  wie  schon  in  den  einleitenden  Worten  kurz  erwähnt 
wurde,  zu  beachten,  daß  die  noch  so  einseitige  Widmung 

^)  Vgl.  über  die  Bedeutsamkeit  dieser  wertvollen  Rohstoffe  für  den  internatio- 
nalen Handelsverkehr  Abteilung  I  des  I.  Kapitels  im  II.  Band  der  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft". 


Allgemeine  Kennzeichnung  der  Monokulturen.  73 

der  landwirtschaftlich  benutzten  Böden,  Kapitalien  und  Arbeits- 
kräfte eines  Landes  für  eine  einzige  Kultur  nur  als  gutes  Geschäft 
betrachtet  wird  und  weder  den  Bewohnern  des  betreffenden  Landes, 
noch  dem  Weltmarkt  als  Monokultur  zum  Bewußtsein  kommt, 
solange  eben  keine  Überproduktionskrise  tatsächlich  ein- 
getreten ist.  So  galt  z,  B.  der  alle  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Landes 
allmählich  an  sich  ziehende  ägyptische  Baumwollanbau 
keineswegs  als  Monokultur,  obwohl  man  einsehen  mußte,  daß  er 
bei  einem  (für  absehbare  Zeit  freüich  wenig  wahrscheinlichen)  Wechsel 
der  Baumwollkonjunktur  eine  Monokultur  werden  könnte.  Das 
gleiche  galt  für  die  seit  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  in  den  ver- 
schiedensten Tropengebieten  so  eifrig  betriebenen  Anpflanzungen 
von  Kautschuk  und  Kakao.  Immerhin  wurde  i.  J.  1908  von 
allerlei  Monokulturen  in  ungewohnter  Weise  mit  Besorgnis  ge- 
sprochen, da  die  im  Herbst  1907  in  den  Vereinigten  Staaten  aus- 
gebrochene Krise  den  ganzen  Weltmarkt  ergriffen  und  vorüber- 
gehend die  Preise  fast  aller  wichtigeren  Welthandelsartikel  zum 
Sinken  gebracht  hatte.  So  war  die  Rede  von  einer  Baumwollmono- 
kultur in  Ägypten,  von  einer  Kautschukmonokultur  in  Nordbrasilien, 
von  einer  Kakaomonokultur  auf  Trinidad,  St.  Thome  usw.;  seit 
I^'rühjahr  1913  unterliegt  das  Vorhandensein  von  krisenhaften  Kaut- 
schukmonokulturen besonders  in  Nordbrasilien,  Belgisch  -  Kongo, 
einigermaßen  auch  in  den  südasiatischen  Plantagengebieten  (Straits 
Settlements)  keinem  Zweifel  mehr. 

Andererseits  können  auch  Völker,  die  über  recht  große 
wirtschaftliche  Voraussicht  und  Energie  verfügen,  in  Überproduk- 
tionskrisen eines  tropisch-subtropischen  Agrarproduktes  geraten; 
entscheidend  ist  aber  dann,  ob  es  ihnen  gelingt,  durch  Einschrän- 
kung der  betreffenden  übermäßigen  Produktion 
und  durch  den  Übergang  zu  anderen,  momentan 
lohnenderen  Kulturen  die  Krise  zu  überwinden,  oder  ob 
sich  aus  der  vorübergehenden  jähen  Überproduktionskrise  das  bös- 
artige schleichende  Übel  einer  Monokultur  entwickelt.  So 
ist  es  z.  B.  den  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  in 
schlimmen  Verhältnissen  befindlichen  Baumwollpflanzern 
der  Südstaaten  der  Union  seither  gelungen,  durch  vorsichtige 
Zurückhaltung  in  der  Erweiterung  der  Baumwollplantagen,  teil- 
weisen Übergang  zu  ausgedehnterem  Anbau  von  Getreide  usw.,  im 
Verein  mit  der  günstiger  gewordenen  Weltkonjunktur  der  Baum- 
wollindustrie, eine  weitgehende  Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen 
Lage  zu  erzielen.  In  ähnlicher  Weise  haben  sich  die  Teepflanzer 
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auf  Ceylon  und  in  Assam  (nordöstliches  Indien)  im  ersten  Jahrzehnt 
des  zwanzigsten  Jahrhunderts  aus  einer  wenig  günstigen  Lage  heraus- 
geholfen. Diese  Selbsthilfe  ist  im  allgemeinen  weit  wirksamer 
und  auf  die  Dauer  verläßlicher  als  die  verwickelten  Ak- 
tionen der  Staatshilfe,  deren  größerer  oder  geringerer 
Erfolg  von  mancherlei  Zufallsmomenten  (Mißernten,  Hochkonjunk- 
turen oder  Depressionen  des  Weltmarktes)  abhängig  ist  oder  wenig- 
stens durch  derartige  Zufallsmomente  stark  beeinflußt  wird. 

Unter  den  Monokulturen,  die  während  der  letzten  Jahrzehnte 
größere  Bedeutung  erlangt  haben,  sind  zwei  Gruppen  zu  unter- 
scheiden: einerseits  Monokulturen,  die  in  jenem  Gebiete,  wo  sie 
überwiegen,  zugleich  auch  den  größten  oder  doch  einen 
stark  überwiegenden  Teil  der  Weltmarkts- 
erzeugungliefern,  wie  der  mittelbrasilianische  Kaffeeanbau, 
die  griechische  Korinthenproduktion,  die  Weingebiete  des  westlichen 
Mittelmeeres  (etwa  noch  mit  Einschluß  des  Königreichs  Griechenland 
und  der  Ostküste  der  Adria).  Diese  Produktionen  beeinflussen  schon 
durch  ihren  überwiegenden  Anteil  an  der  Gesamterzeugung  der  be- 
treffenden Ware  auch  die  internationalen  Marktverhältnisse  in  ein- 
schneidender Weise.  Dies  gilt  aber  nicht  in  gleichem  Maße  von 
jenen  Monokulturen,  die  zwar  dem  betreffenden  Er- 
zeugungsgebiete, bezeichnenderweise  besonders  häufig 
räumlich  beschränkte  Inseln  oder  Inselgruppen,  ihren  Stempel 
aufdrücken,  aber  nur  einen  kleinen  Teil  der  Produktion 
dieses  Erzeugnisses  auf  der  ganzen  Erde  umfassen. 
Hier  wären  beispielsweise  zu  nennen:  die  Zuckerproduktion  in 
Britisch- Westindien,  Mauritius,  Martinique,  Guadeloupe,  Reunion; 
die  Teekultur  auf  Ceylon  und  in  Assam ;  der  Kakaoanbau  auf  Grenada, 
Trinidad,  der  portugiesischen  Insel  St.  Thome  (im  Meerbusen  von 
Guinea),  in  Ecuador,  im  brasilianischen  Staate  Bahia.  Der  letzt- 
erwähnten Gruppe  sind  auch  die  in  zahlreichen  tropischen  und  sub- 
tropischen Ländern  vorkommenden  Tendenzen  beizuzählen, 
einzelnen,  Ausfuhrzwecken  dienenden  Kulturen,  unter  Vernach- 
lässigung anderer  landwirtschaftlicher  Erzeugungen,  ein  möglichst 
großes  Ausmaß  von  Arbeitskräften,  Unternehmertätigkeit,  Kapitalien 
und  verfügbaren  Böden  zu  widmen^).  Solange  solche  tropische  oder 
subtropische  landwirtschaftliche  Ausfuhrerzeugungen  auf  ein  günstiges 


^)  Beispielsweise  wären  zu  erwähnen:  Der  Anbau  von  Kaffee  und  Bananen  in 
Costarica,  von  Zucker  und  Tabak  auf  Kuba,  von  Chinarinde  auf  Java  (dessen 
Pflanzer  im  Juli  191 3  eine  Art  von  Valorisirungs- Abkommen  mit  den  europäischen 
Chininfabrikanten  abschlössen)  e.  c. 
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Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  sowie  eine  entsprechend 
befriedigende  Preislage  rechnen  können,  wäre  kaum,  von  einer  Mono- 
kultur im  vollen,  schlimmen  Sinne  dieses  Wortes  zu  sprechen. 

Man  darf  sich  aber  nicht  darauf  verlassen,  daß  sich  nach  den 
augenblicklichen  Weltmarktsverhältnissen  eine  Überproduktion  etwa 
in  Baumwolle,  Kakao  usw.  höchst  unwahrscheinlich^)  ausnimmt, 
weshalb  von  einer  Gefahr  keine  Rede  sein  könne  bei  der  aus- 
schließlichen oder  überwiegenden  Gewinnung  von  Baumwolle  in 
Ägypten  und  in  manchen  Gebieten  Russisch-Zentralasiens,  von 
Kakao  auf  Grenada  und  Trinidad  usw.  Ganz  im  Gegenteile  können 
derartige  Gefahren  mehr  oder  weniger  überraschend  in  Erzeugungen 
sichtbar  werden,  bezüglich  welcher  noch  wenige  Jahre  vor  Eintritt 
des  unglückseligen  Zustandes  kaum  jemand  an  eine  solche  Mög- 
lichkeit gedacht  hätte.  Die  Kaffeepflanzer  in  Mittelbrasilien,  die 
Weingartenbesitzer  in  den  Departements  an  der  französischen  Mittel- 
meerküste von  den  Pyrenäen  bis  zur  Rhonemündung  galten  noch 
in  den  i88oer  Jahren  und  bis  in  die  ersten  1890er  Jahre  hinein  als 
wohlhabende,  wenn  nicht  geradezu  reiche  Männer,  als  Besitzer 
sogenannter  „Goldgruben"  im  geschäftlichen  Sinne  dieses  Wortes. 
Damals  wäre  es  jedermann  als  sinnlose  Phantasie  erschienen,  diese 
gutgestellten  Erzeuger  als  verzweifelnde  Bittsteller 
um  Staatshilfe  anzunehmen,  was  sie  im  ersten  Jahrzehnt  des 
20.  Jahrhunderts  tatsächlich  geworden  sind.  Die  Zuckerpflanzer 
Britisch- Westindiens  waren  noch  in  den  1870er  Jahren  in  ähnlich 
günstiger  Lage;  erst  die  große  britische  amtliche  Untersuchung  zu 
Mitte  der  i88oer  Jahre  über  die  damalige  schwere  Depression  in 
Großbritanniens  Handel  und  Industrie  (Königliche  Kommission 
von  1 885/1 886)  brachte  der  Öffentlichkeit  die  Schwierigkeiten  zum 
vollen  Bewußtsein,  die  sich  für  die  westindische  Zuckerindustrie 
aus  dem   Wettbewerb   des  kontinentalen   Prämienzuckers  ergaben. 

Einige  Momente  wären  aufzuzählen,  die  geeignet  sind,  eine 
landwirtschaftliche  Erzeugung,  die  in  irgendeinem  tropisch-sub- 
tropischen  Gebiete   vorherrscht,    mit   überraschender  '  Geschwindig- 

^)  Bei  der  ersten  Niederschrift  der  „Monokultur  in  der  Weltwirtschaft"  für  das 
Oktoberheft  1907  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft"  und  auch  noch  in  einer 
zu  Ende  des  Jahres  19 10  verfaßten  ersten  Umarbeitung  nannte  ich  unter  jenen  Er- 
zeugnissen, bei  welchen  das  Auftreten  einer  Monokulturkrise  als  unwahrscheinlich 
betrachtet  wird,  den  Kautschuk.  Seit  Frühjahr  191 3  sind  aber,  namentlich  in 
den  Erzeugungsgebieten  von  Wildkautschuk,  minder  deuthch  ausgeprägt  in  den 
südasratischen  Plantagengebieten  (Straits),  krisenhafte  Monokulturerscheinimgen, 
allem  Anscheine  nach  dauernd,  nicht  nur  vorübergehend  wie  im  Jahre  1908,  ein- 
getreten. 
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keit  in  eine  Monokultur  zu  verwandeln,  dieweder  leben, 
noch  sterben  kann.  Hierher  gehören :  irgendwelche  aus- 
ländische Steuermaßregeln,  wie  z.  B.  die  Erhöhungen 
der  britischen  Teezölle  während  des  Burenkrieges  unter  Schädigung 
der  Teeproduktion  Ceylons  und  Assams;  Produktionsver- 
schiebungen, wie  etwa  das  treibhausartige  Aufschießen  der 
kontinentalen  Zuckererzeugung  infolge  der  Ausfuhrprämien  (von 
den  1870er  Jahren  an  bis  zur  ersten  Brüsseler  Zuckerkonvention 
von  1902)  im  Wettbewerb  mit  Britisch-Westindien,  Mauritius, 
Reunion  usw.;  das  ähnlich  rasche  Wachstum  der  Kautschuk- 
gewinnung durch  die  Errichtung  zahlreicher  Kautschukplantagen  in 
Südasien  und  anderwärts  seit  dem  Beginne  des  20.  Jahrhunderts; 
Bedarfs-  oder  Preisverschiebungen  infolge  des  Aufkommens  von 
Surrogaten.  Hier  wäre  zu  erinnern :  an  die  verstärkte  Gewinnung 
des  Manilahanfs  auf  den  Philippinen  seit  der  Eroberung  durch  die 
Nordamerikaner  im  Jahre  1898  im  Wettbewerb  zum  Anbau  von 
Henequen  im  südlichen  Mexiko ;  die  Erfolge  der  deutschen  Chemiker 
gegenüber  der  Indigogewinnung  in  Behar ;  die  Bemühungen  deutscher 
und  anderer  Chemiker  um  Surrogate  für  Baumwolle  und  Jute  aus 
Holz  oder  vielmehr  Holzstoff.  Auch  wäre  auf  die  Begrenzung  hinzu- 
weisen, welche  die  Preisentwicklung  von  Kampfer  und  Kautschuk 
nach  oben  durch  die  gleichfalls  vorwiegend  deutschen  Chemikern 
zuzuschreibende  Herstellung  synthetischen  Kampfers  und  Kaut- 
schuks erfahren  hat;  freilich  scheint  vorläufig  durch  die  syntheti- 
schen Erzeugungen  die  Gewinnung  von  Kampfer  und  Kautschuk 
aus  Wäldern  und  Plantagen  noch  nicht  mit  dem  gleichen  Schicksale 
bedroht  zu  sein,  wie  es  die  Indigokultur  bereits  erfahren  hat,  soweit 
es  dem  starken  Rückgange  des  Indigoanbaues  in  den  (noch  um  die 
Mitte  der  1890er  Jahre  blühenden)  altherkömmlichen  tropischen 
Erzeugungsgebieten  zu  entnehmen  ist. 

Die  wirtschaftspsychologischen  Vorbedingungen  der  Monokultur 
zeigen  sich  natürlich  schon  in  ihrem  vorbereitenden  oder 
Eventual Stadium,  wonach  ein  landwirtschaftlicher  Pro- 
duktionszweig in  einem  tropisch-subtropischen  Lande  stark  vor- 
herrscht, aber  einstweilen  noch  gewinnbringend  ist.  Desgleichen 
sind  bereits  in  diesem  Stadium  hochentwickelter  einseitiger  Ausfuhr- 
erzeugung gewisse,  den  internationalen  Handelsverkehr  anregende 
Seiten  der  Monokultur  zu  bemerken,  so  namentlich  der  bedeutende 
E  i  n  f  u  h  r  b  e  d  a  r  f  an  allerlei  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen  und  Fabrikaten  sowie 
namentlich    an    Nahrungsmitteln    in    Fabrikatenform,    wie    Mehl, 
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Konserven  usw.  Minder  dringlich  wird  zwar,  solange  befriedigende 
Absatz-  und  Preisverhältnisse  des  betreffenden  Monokultur-Ausfuhr- 
erzeugnisses bestehen,  das  Bedürfnis  empfunden,  seine  Absatzfähig- 
keit durch  Erwirkung  mäßiger  Zölle  in  den  Verbrauchs- 
ländern zu  sichern  und  zu  steigern;  aber  vorhanden  ist  dieses  Be- 
dürfnis nicht  selten  auch  unter  den  erwähnten  günstigeren  Ver- 
hältnissen des  Monokulturlandes  (z,  B.  für  den  Weinbau  der  west- 
lichen Mittelmeergebiete  in  den  1870er  und  i88oer  Jahren),  das 
dementsprechend  bereit  ist,  handelspolitische  Zugeständnisse  für 
entgegenkommende  Behandlung  des  Monokulturerzeugnisses  zu 
gewähren. 

Zusammenfassend  (und  zugleich  die  Ergebnisse  der  nachfolgen- 
den Darlegungen  über  einzelne  wichtige  Monokulturen  vorweg- 
nehmend) wäre  über  die  weltwirtschaftliche  Be- 
deutung der  Monokulturen  zu  sagen :  die  bald  in  diesem, 
bald  in  jenem  Tropen-  und  auch  Subtropenlande  auftauchenden 
Monokulturen  bringen  bereits  in  ihrem  Vorbereitungs- 
stadium, das  häufig  den  Schein  eines  besonders  üppigen,  fest- 
begründeten Wohlstandes  vortäuscht,  mehr  oder  minder  ausgedehnte 
und  kaufkräftige  Gebiete  in  weitgehende  Abhängigkeit  vom  Welt- 
markte, und  zwar  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Erzeugung  als  auch 
ihres  Verbrauchs.  Handelt  es  sich  um  Monokulturlandschaften 
innerhalb  größerer  Zollgebiete,  so  werden  diese  letzteren 
zum  mindesten  von  einer  Annäherung  an  wirtschaftliche  Selbst- 
genügsamkeit in  nicht  geringem  Ausmaße  zurückgehalten.  Ist  erst 
die  Monokulturkrise  in  vollem  Umfange  ausgebrochen,  dann  bleibt 
diese  AbhängigkeitvomWeltmarkte  noch  längere  Zeit 
in  nur  allmählich  abnehmendem  Ausmaße  bestehen ;  sie  dauert  fort 
sowohl  bezüglich  des  Absatzes  der  betreffenden  Spezialerzeugnisse 
als  auch  hinsichtlich  der  Bedarfsdeckung  des  Monokulturlandes 
in  den  mannigfachsten  Waren.  Nach  wie  vor  müssen  neben 
mancherlei  Rohstoffen  aus  der  Land-  und  Forstwirtschaft  große 
Mengen  von  Erzeugnissen  der  sogenannten  landwirtschaftlichen 
Industrien  und  insbesondere  bedeutende  Mengen  von  Lebens- 
mitteln in  Fabrikatenform  eingeführt  werden.  Diese 
Vorkommnisse  bilden  eine  besondere  Erscheinungsform  der  in  einem 
anderen  Zusammenhange^)  bereits  erörterten  mangelhaften 
Eignung  der  Tropenbevölkerung  (und  einigermaßen 
auch  der  Bewohner  der  Subtropen)  für  ein  hochentwickeltes, 

^)  Siehe  Kapitel  II  des  II.  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen  der  Welt- 
wirtschaft". 
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in  geordneten  Bahnen  verlaufendes  Wirtschafts- 
leben. Im  besagten  Tropenkapitel  wurde  nachzuweisen  gesucht, 
daß  diese  eigentümliche  Geistes-  und  Gemüts-  sowie  physiologische 
Verfassung  der  Tropenbevölkerungen  ganz  besonders  der  Entwick- 
lung eines  großindustriellen  Wirtschaftslebens 
nach  Art  der  Industrieländer  gemäßigter  Zone  hinderlich  sei;  hier- 
durch würden  diese  Bevölkerungen  eher  auf  landwirtschaftliche 
und  sonstige  Rohstoffgewinnungen  sowie  etwa  noch  auf  mittlere 
und  Kleinindustrien  abgedrängt.  Die  sich  hieraus  ergebende  Ten- 
denz absoluten  Wachstums  und  (bei  der  raschen 
Vermehrung  der  einem  zivilisierten  Regime  unterworfenen  Tropen- 
bevölkerungen) sogar  relativer  Zunahme  der  inter- 
nationalen Handelsbeziehungen  erfährt  noch  eine 
Verschärfung  durch  die  der  gleichen  Umwelt  und  ähnlichen 
Ursachen  entspringenden  Monokulturen.  Denn  sogar  innerhalb 
gewisser,  den  Tropenbevölkerungen  besonders  angepaßter  landwirt- 
schaftlicher Erzeugungen,  im  Anbau  der  tropisch-subtropischen 
Handelspflanzen,  stellen  die  Monokulturen  ein  eigentüm- 
liches Moment  dar,  das  den  internationalen  Handelsverkehr  belebt 
sowie  die  betreffenden  Tropen-  und  Subtropengebiete  in  Erzeugimg 
und  Bedarfsdeckung  vom  Weltmarkt  stark  abhängig  macht.  Dieses 
Moment  ist  noch  aus  folgendem  Grunde  besonders  bedeutsam:  es 
ist  auch  in  den  subtropischen  Gebieten  in  nicht  geringem 
Ausmaße  wirksam,  während  sich  die  Gesamtheit  jener  Faktoren, 
die  eine  mindere  Eignung  der  Tropengebiete  zur  Entwicklung  einer 
Großindustrie  bedingen,  in  vielen  Subtropengebieten  nur  in  be- 
trächtlicher Abschwächung  geltend  macht. 

Bezüglich  der  folgenden  Besprechung  einzelner  wichtiger  Mono- 
kulturen wäre  im  Auge  zu  behalten,  daß  die  Monokulturen  nicht 
selten  binnen  weniger  Jahre,  ja  sogar  binnen 
Jahresfrist,  je  nach  den  Ernteresultaten,  internationalen 
Konjunkturen,  staatlichen  Eingriffen  in  die  Marktverhältnisse  usw., 
ein  grundverschiedenes  Bild  aufweisen,  bald  himmelhoch 
jauchzend,  bald  zu  Tode  betrübt.  Weit  weniger 
werden  die  dauernden  Grundlagen  der  Monokultur- 
produktionen durch  solchen  jähen  Schicksalswechsel  berührt.  So 
besteht  die  Gefahr  einer  vom  Augenblicke  beeinflußten,  bald  zu 
optimistischen,  bald  zu  pessimistischen  Darstellung,  mochte  auch 
der  Verfasser  nach  Kräften  bestrebt  sein,  dieser  Gefahr  zu  entrinnen. 
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II.  Einzelne  Monokulturen. 
A.  Mittelbiasilianischer  EaSeeanban. 

Das  interessanteste  und  weltwirtschaftlich  wichtigste  Beispiel 
einer  Monokultur  bildet  die  starke  Verbreitung  des  Kaffeeanbaues  im 
brasilianischen  Staate  SaoPaulo;  von  großer  Bedeutung  ist  diese 
tropische  Kultur  auch  in  den  benachbarten  mittelbrasilianischen 
Staaten  Rio  de  Janeiro,  Minas  Geraes  und  Bspirito 
Santo,  von  kleineren  Kaffeegebieten  in  B  a  h  i  a  und  noch  weiter 
nördlich  ganz  abgesehen.  So  waren  im  Jahre  1912  in  Sao  Paulo  unge- 
fähr 54,8  Prozent  der  dortselbst  überhaupt  in  Kultur  genommenen 
Ivändereien  mit  Kaffee  bepflanzt^).  Der  Kaffeeanbau  hat  sich  in  Mittel- 
brasilien als  beherrschende  Nationalproduktion  erst  im  Laufe  des 
19,  Jahrhunderts  entwickelt,  indem  die  Kaöeeausfuhr  des  Landes, 
nach  minimalen  Anfängen  in  den  ersten  zwei  Jahrzehnten  des  ge- 
nannten Jahrhunderts,  im  Jahre  1820:  97  500  Sack  (ein  Sack  60  kg) 
erreichte.  Die  weitere  schnelle  Steigerung  ging  folgendermaßen  vor 
sich:  im  Jahre  1830 :  391  785,  im  Jahre  1860:  2  127  219  Sack;  denn 
die  mit  unbezahlter  Sklavenarbeit  in  den  unermeß- 
lichen tropischen  Wäldern  des  mittleren  Brasiliens  Raubbau  treiben- 
den Kaffeepflanzer  konnten  bei  den  herrschenden  hohen  Preisen 
riesige  Gewinnste  einstreichen.  Begreiflicherweise  wurden  nicht  nur 
die  in  Brasilien  selbst  aufzutreibenden  Arbeitskräfte  so  weit  als  mög- 
lich dem  Kaffeeanbau  zugeführt  und  z.  B.  nach  der  Sklavenbefreiung 
im  Jahre  1888  nicht  wenige  Neger  aus  Nordbrasilien  nach  den  Kaffee- 
distrikten in  Mittelbrasilien  gebracht ;  es  wurde  auch,  zum  Teüe  sogar 
mittels  Staatsunterstützung,  eine  starke  Einwanderung  ins- 
besondere aus  Südeuropa  (Italien,  Portugal  usw.)  anzulocken  gesucht, 
um  über  die  nötigen  Arbeitskräfte  in  den  Kaffeeplantagen  zu  ver- 
fügen. Diese  Einwanderung  führte  aber  insbesondere  seit  dem  Ende 
der  1890er  Jahre  infolge  der  wenig  günstigen  Arbeiterverhältnisse 
der  brasilianischen  Kaffeeplantagen  mehr  zu  vorübergehenden  Arbeits- 
verträgen mit  den  Pflanzern  als  zu  dauernder  Besiedlung  der  Kaffee- 
distrikte. 

Besonders  seit  dem  scharfen  Ausbruch  der  Kaffeekrise  Mitte  der 
1890  er  Jahre  war  in  Sao  Paulo  die  Auswanderung  stärker  als   die 


^)  Einen  iingemein  wertvollen,  wenn  auch  die  allemeuesten  Entwicklungen 
nicht  umfassenden  Behelf  zum  Studium  der  brasilianischen  KafiFee-Monokultur  bildet 
die  Schrift  „Die  Lage  des  KafEeemarktes  u.  die  KafFeevalorisation"  von  Hermann 
K  u  r  t  h  ,  Jena  1909,  VI.  Band,  3.  Heft  der  „Abhandlimgen  des  staatswissenschaft- 
lichen Seminars  zu  Jena". 
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Einwanderung,  Denn  in  dem  der  Sklaverei  kaum  entwachsenen  Ge- 
biete galt  es  als  naheliegendstes  Hilfsmittel,  die  Versprechungen,  die 
den  der  Landesverhältnisse  unkundigen  europäischen  Einwanderern 
hinsichtlich  der  Behandlung  und  Entlohnung  gemacht  worden  waren, 
unter  stillschweigender  Duldung  der  Staatsregierungen  einfach  nicht 
zu  halten^).  Erst  eine  zu  Beginn  1907  erlassene  bundesgesetzliche 
Verfügung  hat  den  Rechtsschutz  der  Plantagenarbeiter  einigermaßen 
wirksam  gestaltet. 

Noch  im  Erntejahr  1874/75  stand  die  brasilianische  Kaffee- 
produktion  von  3  2  82  000  Sack  einer  größeren  Erzeugung  der  übrigen 
Länder  von  3  487  000  Sack  gegenüber.  Im  Jahre  1888/89,  das  durch 
die  völlige  Aufhebung  der  Sklaverei  und  den  Sturz  des  brasilianischen 
Kaisertums  2)  für  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  epoche- 
machend war,  hatte  die  brasilianische  Kaffeeproduktion  zwar  die 
Höhe  von  5  782  000  Sack  erreicht,  während  die  der  übrigen  Länder 
sogar  einen  kleinen  Rückgang  auf  3  409  000  Sack  zu  verzeichnen 
hatte.  Doch  diese  Steigerung  der  gesamten  internationalen  Kaffee- 
produktion von  6,77  auf  9,19  Millionen  Sack  übertraf  die  gleichzeitige 
Zunahme  des  Weltverbrauches  nur  um  ein  weniges;  daher  war  der 
Jahresdurchschnitt  der  Notierung  in  Havre  für  50  kg  von  „Santos 
good  average"  von  103  Franken  im  Jahre  1874/75  nur  auf  97  Franken 
im  Jahre  1888/89  gesunken.  Aber  im  Zusammenhang  mit  den  partei- 
politischen Wirren  und  Unruhen  nach  dem  Sturze  des  Kaiserreiches 
und  infolge  der  gleichzeitig  rücksichtslos  durchgeführten  Infla- 
tionspolitik trat  eine  empfindliche  Entwertung  der  brasiliani- 
schen Währung  ein ;  der  Durchschnittskurs  des  Milreis  sank  von  27  Pence 
im  Jahre  1888  auf  10  ^/g  Pence  im  Jahre  1890,  8  ^/jg  Pence  Ende  De- 
zember 1896  und  5^8  Pence  im  April  1898  herab. 

Die  Senkung  des  Milreiskurses  bis  zum  Jahre  1898  wirkte  auf 
die  brasilianische  Kaffeeproduktion  wie  eine  gewaltige  Ausfuhr- 
prämie ein  und  bewog  die  Plantagenbesitzer  zu  möglichst  aus- 
gedehnten Neuanpflanzungen.  Daher  konnte  diese  herrschende  Klasse 
erst  durch  die  größte  Finanznot  bewogen  werden,  gegen  den  ihr  gar 
nicht  unangenehmen  Rückgang  des  Milreiskurses  überhaupt  etwas 
zu  tun.  Sie  hegte  nämlich  die  keineswegs  unbegründete  Hoffnung, 
mittels  der  im  niedrigen  Milreiskurse  steckenden  Ausfuhrprämie  die 

^)  Im  soeben  genannten  Buche  von  Kurth  wird  freihch,  im  Gegensatze  zu  anderen 
Darstellungen,  behauptet,  die  Pflanzer  seien  stets  bestrebt  gewesen,  das  MögUche  zu 
leisten,  seien  aber  zur  Zeit  der  schärfsten  KafEeekrise  seit  der  Mitte  der  1890er  Jahre 
nicht  selten  einfach  zahlungsiinfähig  geworden. 

2)  Das  Kaisertum  fiel  wenige  Monate  nach  dem  Ende  der  Campagne  1888/1889. 
im  November  1889. 
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Konkurrenz  der  anderen  Kaffeegebiete  völlig  zurückzudrängen.  Die 
Neigung,  so  vorzugehen,  war  um  so  größer,  als  noch  im  krisenhaften 
Jahre  1898  (nach  Oskar  Canstatt  „Das  republikanische  Brasilien", 
Leipzig  1899,  S.  134)  ein  fleißiger  Mann,  der  2  ha  Landes  mit  Kaffee 
bepflanzte,  auf  gutem  Boden  und  bei  recht  günstigen  Ernteverhält- 
nissen immerhin  einen  Reingewinn  von  mehr  als  1200  Milreis 
erzielen  konnte,  während  im  Großbetrieb  bei  der  Kaffeepflanzung 
Vermögensgewinne  von  2 — 12,  ausnahmsweise  sogar  bis  20  Prozent 
erzielt  wurden.  Noch  für  die  ersten  neunziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts wurde  der  Gewinn  der  Kaffeeplantagenbesitzer  Brasiliens 
auf  150 — 200  Prozent  geschätzt  (Jahresbericht  pro  1901  des  öster- 
reichisch-ungarischen Generalkonsulats  in  Rio  de  Janeiro,  S.  26). 
Die  hieraus  hervorgehende  Tendenz  zur  Erweiterung  der  Kaffee- 
anpflanzungen konnte  nicht  sofort  in  den  Produktions-  und  Ausfuhr- 
verhältnissen Brasiliens  zum  Ausdrucke  gelangen,  da  neue  Anpflan- 
zungen erst  nach  5 — 6  Jahren  Früchte  zu  tragen  beginnen. 

Deshalb  machte  sich  die  mit  den  starken  Neuanpflanzungen 
zusammenhängende  Überproduktion  erst  vom  Jahre  1896/97  an  als 
schwere  wirtschaftliche  Krise  unangenehm  fühlbar,  indem  einer 
brasilianischen  Kaffeeproduktion  von  7,74  Millionen  Sack  nur  mehr 
eine  solche  aus  anderen  Ländern  von  3,83  Millionen  gegenüberstand 
bei  einem  Sinken  der  früher  erwähnten  Havre-Notierung  von  97  auf 
61  Franken.  Diese  Verhältnisse  verschlimmerten  sich  noch  im  Jahre 
1897/98,  da  die  vom  Präsidenten  Campos  Salles  mit  Eifer 
betriebene  Wiederherstellung  der  brasilianischen  Finanzen  (funding 
loan)  ihren  für  die  Staatswirtschaft  wohltätigen,  aber  der  Kaffee- 
ausfuhr hinderlichen  Einfluß  auf  den  Milreiskurs'' geltend  zu 
machen  begann.  Dieser  stieg  bereits  im  Jahre  1900  auf  9 14  Pence, 
betrug  in  der  Periode  1901 — 1904  etwa  12  Pence  und  ging  Ende  1905 
auf  16^  Pence  empor.  Das  Jahr  1897/98  brachte  auch  eine  bis  dahin 
unerhört  große  brasilianische  Kaffeeernte  von  9,34  Millionen  Sack 
bei  einer  Produktion  der  anderen  Länder  von  4,04  Millionen  und  einem 
Sinken  der  Havre-Notierung  auf  39  Franken.  Diese,  den  damaligen 
Bedarf  des  Weltmarktes  namhaft  übersteigende  Erzeugung  hielt  an, 
abgesehen  von  einem  nur  relativ,  nicht  an  und  für  sich  bedeutenden 
Rückgange  der  nichtbrasilianischen  Produktion,  indem  im  Jahre 
1905/06  die  brasilianische  Kaffeeproduktion  11,2,  die  anderweitige 
3,5  Millionen   Sack   betrugt).      Die  Weltvorräte   dieser   Dauerware 

1)  Die  internationale  KafEeernte  wird  für  die  weiteren  Jahre  in  Millionen  Sack 
angegeben:  1907/1908:  15,  1908/1909:  17,  1909/1910:  19,2,  1910/1911:  14,7,  1911/1912: 
I7j6,  1912/1913:  16  Millionen  Sack. 
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kamen  dem  damals  auf  ungefähr  15  Millionen  Sack  zu  berechnenden 
jährlichen  Weltverbrauch 2)  nahezu  gleich,  indem  diese  Vorräte  Ende 
Oktober  1904  etwa  14,33,  1905  etwa  13,04  und  1906  etwa  13,16 
Millionen  Sack  betrugen^).  Die  erwähnte  Havre-Notierung  sank  bis 
1903  auf  37  Franken  und  stieg  auch  1904  sowie  1905  nur  auf  43^/4 
und  4614  Franken,  betrug  aber  Ende  August  1907  wieder  nur  ^S 
Franken  (also  nicht  ganz  vierzig  Prozent  der  Notierung  des  Jahres 
1888/1889)  bei  einer  brasilianischen  Ernte  im  Jahre  1906/07  von  20,2 
Millionen  Sack. 

Daß  die  in  Brasilien  schon  zur  Zeit  der  Monarchie  übermäßig 
entwickelte  Kaffeekultur  gerade  durch  den  Anreiz  einer  Periode 
niedrigen  und  noch  dazu  beständig  sinkenden  Geldwertes  in  eine 
bösartige  Monokulturkrise  geriet,  ist  keineswegs  als  ein  besonders 
unglücklicher  Zufall  aufzufassen ;  denn  in  den  häufig  an  wenig  geordne- 
ten politischen  Zuständen  leidenden  tropischen  und  subtropischen 
Staaten  treten  verworrene  Geldverhältnisse  als 
Folgeerscheinung  politischej  Störungen  nicht 
selten  ein.  An  der  Kaffeekrise  war  auch  die  Entwicklung  der 
Löhne  beteiligt.  Diese  sind  seit  der  Aufhebung  der  Sklaverei^ 
bei  wenig  besserer  Arbeit  der  den  Müßiggang  als  Recht  des  freien 
Bürgers  betrachtenden  Schwarzen  und  hohen  Lohnforderungen 
eingewanderter  weißer  Arbeiter,  beständig  ge- 
stiegen. Noch  mehr  scheinen  diese  Mängel  der  Neger  arbeit  mittel- 
bar ungünstig  gewirkt  zu  haben.  Zum  Ersatz  der  107  000  Sklaven, 
die  im  Jahre  1888  frei  wurden,  kamen  nämlich  in  den  Jahren  1887 
bis  1900  mit  Regierungsunterstützung,  d.  h.  mit  freier  Überfahrt, 
900  000  Einwanderer  nach  Brasilien,  die  zum  überwiegenden 
Teile  auf  den  Kaffeepflanzungen  Beschäftigung  fanden.  Dieser  Um- 
stand hat  zur  Überproduktion  der  1890er  Jahre  nicht  wenig  bei- 
getragen. Freilich  soll  sich  der  auf  uninteressierte  Arbeiter  durchaus 
angewiesene    Großbetrieb     für    den    heiklen    Kaffeebau    weit 


2)  Schätzungen  nehmen,  bei  einem  nicht  allzu  hohen  Preisstande  des  inter- 
nationalen Kaffeemarktes,  wohl  nicht  mit  Unrecht  einen  Weltverbrauch  von  i8  bis 
19  Millionen  Sack  im  zweiten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  an,  der  aber  bei 
hohen   Preisen   auf    16,5—17   MilHonen   Sack   sinkt. 

*)  Dagegen  betrugen  die  Kaffeevorräte,  trotz  der  seither  hinsichtlich  der  Er- 
zeugung und  des  Verbrauchs  vergrößerten  Verhältnisse  des  internationalen  Kaffee- 
marktes, in  MilHonen  Sack  nur:  zu  Beginn  der  Campagne  (i.  Juli)  1911/1912:  11,09,. 
zu  Beginn  von  1912/1913:  11,00,  von  1913/1914:  10,28  Millionen  Sack,  gegenüber 
14,13  Millionen  am  i.  Juli  1907.  Dies  ist  zum  nicht  geringen  Teile  die  Wirkung  der 
später  des  näheren  besprochenen  Kaffeevalorisierung. 
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weniger  eignen  als  der  Mittel-  und  Kleinbetrieb,  der  vorwiegend  die 
Arbeit  des  Landwirtes  selbst  und  seiner  Familie  verwendet. 

Unter  dem  Regime  der  Kaffeemonokultur  im  mittleren  Brasilien 
wurde  vorerst  die  landwirtschaftliche  Produktion 
Brasiliens  außerhalb  der  Kaffeedistrikte  zumeist  nach  der 
Richtung  hin  betrieben,  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  dieser 
Distrikte  an  Nahrungsmitteln  zu  sorgen.  Überdies  mußten  aus  dem 
Ausland  in  weitestgehendem  Maße  Lebensmittel  bezogen  werden, 
wie  ]\Iehl,  Getreide,  Reis,  Fleisch,  Molkereiprodukte  und  Fettwaren, 
geistige  Getränke  usw.,  da  eben  die  für  Ackerbau  und  Viehwirtschaft 
in  Mittelbrasilien  verfügbaren  Arbeitskräfte,  Kapitalien  und  Unter- 
nehmerenergien von  der  Kaffeekultur  allzusehr  in  Anspruch  ge- 
nommen wurden.  Diese  Einwirkung  auf  den  brasilianischen  Einfuhr- 
handel erfuhr  noch  eine  Verschärfung  durch  die  an- 
deren Monokulturen  des  Landes,  nämlich  die 
Kautschukgewinnung  in  Nordbrasilien,  den  Kakaoanbau  in  Bahia, 
die  Mate-Produktion  in  Parana,  wovon  noch  die  Rede  sein  wird. 

Es  ist  leicht  zu  begreifen,  in  wie  hohem  Maße  hierdurch  die 
brasilianische  Volkswirtschaft  in  Produktion  und  Ver- 
brauch vom  Weltmarkte  abhängig  wurde,  indem 
die  mittelbrasilianische  Landwirtschaft  den  Hauptteil  ihrer  Kräfte 
(Kapitalien,  Arbeitskräfte,  Unterneb  mergeschicklichkeit)  auf  die 
Erzeugung  einer  Ausfuhrware,  nämlich  Kaffee  beschränkte,  wozu 
noch  die  Monokulturen  anderer  nord-  und  südbrasilianischer  Gebiete 
in  Kautschuk,  Kakao  und  Mate  kamen.  Daher  wurde  in  dem  der  Land- 
wirtschaft so  große  Flächen  bietenden  Reiche  der  Verbrauch  nicht 
weniger  wichtiger  Nahrungsmittel  dem  Auslande  tribut- 
pflichtig. So  betrug  im  Jahre  1904  die  gesamte  Einfuhr  (ohne 
Edelmetall  und  Münzen  sowie  Banknoten)  496,7  Millionen  Milreis, 
wovon  auf  Lebensmittel,  Futter  und  lebende  Tiere  nicht  weniger 
als  181, 7 Millionen  kamen ^).  Freilich  entfielen  auch  von  der  im  Jahre 
1904  etwa  776,3  Millionen  Milreis  betragenden  brasilianischen  Aus- 
fuhr auf  Kaffee  allein  391,6  Millionen,  etwa  50,4  Prozent,  und  vom 
Rest  nicht  weniger  als  221,1  Millionen  auf  Kautschuk,  etwa 
29,5  Prozent.  Im  Kaffeestaate  Sao  Paulo  machte  im  Durch- 
schnitt der  fünf  Jahre  1907  — 1911  die  Kaffee-Ausfuhr  fast  99  V2  ^^^~ 


^)  Im  Jahre  1909  waren  diese  Verhältnisse,  wohl  auch  wegen  der  seitherigen 
allgemeinen  Bemühimgen  um  „Polykultur",  schon  etwas  besser  geworden,  indem 
von  der  bereits  rund  593  jVIillionen  Milreis  betragenden  brasilianischen  Einfuhr  auf 
Nahrungs-  und  Futtermittel  nur  mehr  165,4  Millionen  entfielen. 

6* 
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zent  der  Gesamtausfuhr  von  23,31  Millionen  Pfund  Sterling  aus  (nach 
„The Industries  of  Brasil.  Coffee  Growing"  in  der  „Times"  vom  29.  Ok- 
tober 1912).  Auf  ganz  Brasilien  entfiel  sogar  noch  in  dem  sowohl 
für  Kaffee  als  auch  für  Kautschuk  und  Mate  recht  ungünstigen  Jahre 
1913  bei  einer  Gesamtausfuhr  von  969,18  Millionen  Milreis  auf  Kaffee 
63,1,  auf  Kautschuk  15,8  und  auf  Mate  3,63  Prozent,  im  günstigeren 
Jahre  1912  bei  einer  Gesamtausfuhr  von  1119^74  Millionen  Milreis 
62,4,  21,6,  2,8  Prozent. 

Obwohl  die  brasilianische  Kaffeekrise  schon  im  Erntejahre 
1896/97  unangenehm  fühlbar  wurde,  kamen  die  stets  optimistischen 
Interessenten  erst  ungefähr  im  Jahre  19P1  zur  Einsicht,  daß  diese 
Krise  nicht  böswilligen  Machinationen  der  „Spe- 
kulation" ihren  Ursprung  verdanke,  sondern  in  erster  Linie 
auf  die  durch  den  tiefen  Milreiskurs  geförderte  Überproduktion  in 
der  ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  zurückzuführen  sei.  Der  nahe- 
liegendste Ausweg  einer  Produktionseinschränkung 
und  des  Überganges  zu  anderen  Kulturen 
(Polykultur)  wurde  vorerst  nicht  ergriffen;  es  wurden  höchstens 
Neuanpflanzungen  unterlassen.  Als  aber  ein  Gesetz  des  Staates  Sao 
Paulo,  des  wichtigsten  brasilianischen  Kaffeestaates,  die  Anlage 
neuer  Kaffeekulturen  vom  i.  Dezember  1903  an  für  fünf 
Jahre  verbot,  d.  h.  mit  prohibitiven  Steuern  belegte,  wurden  in 
aller  Eile  von  den  optimistischenKaffeeproduzenten  im  letzten  Moment 
noch  massenhaft  Neuanpflanzungen  vorgenommen ;  die 
Produzenten  wollten  nämlich  in  die  von  ihnen  infolge  dieser  Produk- 
tionseinschränkung erwartete  Zeit  günstigerer  Preisverhältnisse  mit 
größerer  Leistungsfähigkeit  eintreten.  Diesem  Optimismus  konnte 
der  Gang  der  Dinge  um  so  weniger  entsprechen,  als  die  übrigen 
Kaffeestaaten  Brasiliens  nur  moralisch,  aber  bis  zum  später  zu  be- 
sprechenden sogenannten  Taubate-Abkommen  vom  26. 
Februar  1906  nicht  rechtlich  verpflichtet  waren,  diesem  Beispiele 
Sao  Paulos  zu  folgen.  Sogar  in  Sao  Paulo  soll  das  Verbot  der  Neu- 
anpflanzungen eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  lässig  durchgeführt^) 
worden  sein.  Jedenfalls  haben  die  dortigen  Kaffeepflanzer  durch 
intensiveren  Anbau  größere  Erträge  auf  den  bereits  in 
Betrieb  befindlichen  Kaffeekulturen  zu  erzielen  gesucht.  Auch  die 
Bemühungen  der  Einzelregierungen  sowie  der  Bundesregierung  um 
Einführung  oder  Erweiterung  anderer  Kulturen  (Polykultur)  erzielten 


^)  Vgl,  hierüber   „Zur  wirtschaftlichen  Lage  Brasiliens"   von   dem   Brasilien- 
kenner Karl  Bolle  im  Berliner  „Export"  vom  18.  Juli  1907, 
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gerade  in  den  wichtigsten  Kaffeestaaten  Sao  Paulo  und  Rio  de  Janeiro 
bei  den  Landwirten  lange  Zeit  hindurch  nur  geringe  Erfolge,  und 
hauptsächlich  die  von  keiner  Monokultur  ergriffenen  brasilia- 
nischen Südstaaten  Rio  Grande  do  Sul  und  St.  Catharina  haben  unter 
den  zur  Förderung  der  Polykultur  eingeführten  hohen  neueren 
Nahrungsmittelzöllen  Brasiliens  ihre  bezüglichen  Produk- 
tionen erweitert.  Seit  1909  häufen  sich  aber  die  amtlichen  und 
privaten  Berichte,  daß  in  SaoPaulo  bereits  einige  Fortschritte 
der  Polykultur  imd  im  Zusammenhang  damit  auch  der  Kleinbauern- 
wirtschaft zu  verzeichnen  seien,  so  namentlich  im  Anbau  von  Reis, 
Mais,  Baumwolle,  Bananen,  Orangen,  Zitronen,  Melonen  usw.,  während 
der  Kaffeeanbau  noch  immer  fast  ausschließlich  Sache  des  Großbetriebs 
verbleibe. 

Während  so  die  Selbsthilfe  der  brasilianischen  Kaffee- 
produzenten auf  nennenswerte  Leistungen  nicht  hinzuweisen  hatte, 
wurde  um  so  mehr  Eifer  darauf  verwandt,  die  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung Brasiliens  zu  allerlei  Versuchen  zu  bewegen,  die  Lage  der 
Kaffeeproduktion  durch  staatliche  Beihilfe  zu  verbessern. 
Bereits  in  den  Jahren  1900  und  1901  wurde  die  brasilianische  Bimdes- 
regierung  mit  Vorschlägen  bestürmt,  sie  möge  die  bösen  Spekulanten 
dadurch  unschädlich  machen,  daß  sie  ohne  Zeitverlust  auf  diese  oder 
jene  Weise  eine  großeHaussespekulation  imKaffee- 
markte  unter  Aufwendung  staatlicher  Mittel 
in  Szene  setze  oder  kurzerhand  ein  staatliches  Monopol  für  den 
Kaffeehandel  einführe ;  hierzu  sollte  eine  im  Hauptverbrauchsgebiete, 
den  Vereinigten  Staaten,  aufzunehmende  Anleihe  von  60  Millionen 
Dollar  die  Mittel  liefern.  Indem  die  Bundesregierung  auf  derartige 
Vorschläge  nicht  einging,  machte  sie  einfach  aus  der  Not  eine  Tugend, 
da  Brasilien  damals  (1898 — 1901)  nur  mit  weitgehender  Beihilfe 
der  europäischen  Kapitalsmärkte  eine  schwere  Finanzkrise  über- 
winden konnte.  Dieser  Vorschlag  wurde  natürlich  nicht  besser,  wenn 
er  von  einer  Bank  mit  ausländischem  Kapital  durchgeführt  werden 
sollte  unter  Zinsengarantie  für  dieses  Kapital  durch  die  brasilianische 
Regierung.  Dann  kamen  wiederum  Vorschläge,  man  möge  zur  Hebung 
der  Kaffeepreise  jährlich  ein  Fünftel  der  zur  Ausfuhr  bestimmten 
Erntemenge,  d.  h.  etwa  2— 2, 4 Millionen  Sack,  der  mindesten  Kaffee- 
sorten in  Steuerform  einheben  und  sodann  verbrennen.  Endlich  ist 
das  bereits  früher  erwähnte  Verbot  von  Neuanpflanzungen  zu  erwähnen, 
das,  abgesehen  von  seiner  mangelhaften  Durchführung,  vermöge  der 
gleichfalls  erwähnten  Folgen,  die  es  in  Sao  Paulo  hatte,  den  Stand  der 
Dinge  eher  verschlimmerte  als  verbesserte. 
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Das  anscheinend  zweckmäßigste  unter  den  angewandten  Abhilfs- 
mitteln,  das  den  die  Außenhandelsbeziehungen  för- 
dernden Charakter  der  Monokultur  klar  erkennen 
läßt,  bestand  darin,  die  größere  oder  geringere  Eröffnung  des  brasilia- 
nischen Marktes  von  der  Höhe  der  Kaffeezölle  der  nach  Brasilien 
exportierenden  Kaffeeverbrauchsländer  abhängig  zu  machen.  Zuerst 
versuchten  es  die  Brasilianer  blos  mit  Pression,  indem  sie 
ihren  bisherigen  Zolltarif  in  einen  Minimaltarif  umtauften  und  Zoll- 
ermäßigungen für  Kaffee  unter  Androhung  eines  um  50  Prozent 
höheren  Maximaltarifes  (brasilianisches  Budgetgesetz  für  1900  und 
die  folgenden  Jahre)  verlangten.  Die  hierdurch  erzielten  Erfolge  be- 
schränkten sich  aber  auf  vertragsmäßige,  noch  derzeit  geltende  Herab- 
setzungen des  französischen  Kaffeezolles  von  156  auf  136  und  des 
italienischen  von  150  auf  130  Franken  oder  lyire  per  100  kg  (franzö- 
sisch-brasilianischer Vertrag  vom  Jahre  1900  und  italienisch-brasilia- 
nisches Abkommen  vom  5.  Juli  1900).  In  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  begnügte  man  sich,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  deutschen 
Kaffeezölle  (40  Mark  für  100  kg,  seit  i.  August  1909  aber  60  Mark) 
und  die  österreichischen  (88  Kronen  für  100  kg  bei  Einfuhr  zur  See) 
weit  niedriger  sind  als  die  französischen  oder  italienischen.  Seit  dem 
Budgetgesetz  für  1902  stellen  aber  die  Brasilianer  in  dieses  ihr  Gesetz 
noch  die  weitere  Bestimmung  hinein,  daß  für  entgegenkommende 
Behandlung  ihrer  Ausfuhrwaren,  insbesondere  des  Kaffees,  ein  Ab- 
schlag von  den  brasilianischen  Einfuhrzöllen  für  gewisse  wichtige 
Waren  bis  zu  20  Prozent  des  Zollbetrages  gewährt  werden  könne. 
Durch  diese  Bestimmung  gelang  es  Brasilien,  sich  die  Zoll- 
freiheit für  Kaffee  auf  seinem  wichtigsten  Absatzmarkte,  den  Ver- 
einigten Staaten,  vertragsmäßig  zu  sichern  (formlose 
Vereinbarung  auf  Grund  diplomatischer  Erklärungen,  kein  förm- 
licher, von  den  beiderseitigen  Parlamenten  bestätigter  Vertrag); 
die  Union  bezog  nämlich  im  Jahre  1904  von  der  gesamten,  10,025 
Millionen  Sack  für  391,59  Millionen  Milreis  betragenden  brasilia- 
nischen Kaffeeausfuhr  nicht  weniger  als  6,235  Millionen  Sack  für 
246,05  Millionen  Milreis,  und  im  Durchschnitte  der  Jahre  1903 — 1907 
führten  die  Vereinigten  Staaten  aus  Brasilien  über  5,58  Millionen 
Sack  Kaffee  für  52,6  Millionen  Dollar  ein.  Brasilien  gewährte 
nämlich  der  Union  während  des  zweiten  Halbjahrs  1904  zwanzig- 
prozentige  Vorzugszölle  für  Weizenmehl,  kondensierte  Milch,  Gummi- 
waren, Uhren,  Farben  (exkl.  Schreibtinten),  Lacke,  gestand  ihr  solche 
auch  seit  Anfang  Juli  1906  für  die  genannten  Waren  sowie  noch  über- 
dies für  Schreibmaschinen,  Eiskästen,  Klaviere,  Wagen  und  Wind- 
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mühlen  zu  und  dehnte  diese  Begünstigung  im  Budgetgesetze  für  1909 
auf  Zählmaschinen,  im  Budget  für  1910  auch  noch  auf  Kalzium- 
karbid und  Zement,  ferner  auf  Mieder,  getrocknete  Früchte,  Schul- 
und  Bureaumöbel  sowie  Nähmaschinen  aus.  Im  Budgetgesetz  für 
1911  wurde  der  wichtige  Zollnachlaß  für  Mehl,  den  die  Ver- 
einigten Staaten  auf  dem  brasilianischen  Markte  zum  Wettbewerb 
gegen  das  benachbarte  Argentinien  dringend  benötigen,  von  20  auf 
30  Prozent  erhöht.  Abgesehen  davon  glückte  es  bisweilen  einzelnen 
Staaten  unter  Hinweis  auf  ihre  mäßigen  Kaffeezölle,  gewisse  ihren 
Ausfuhrinteressen  nachteilige  Zollerhöhungen  zu  verhindern  oder 
rückgängig  zu  machen.  Auf  solche  Weise  gelang  es  z.B.  Öster- 
reich-Ungarn, die  großen  Zollerhöhungen  des  brasilianischen 
Budgetgesetzes  für  das  Jahr  1903  auf  Möbel  aus  gebogenem  Holze 
bereits  Ende  1903  wieder  in  Wegfall  zu  bringen. 

Jedenfalls  ist  es  sehr  zu  beklagen,  daß  die  europäischen  Staaten 
in  blindem  Fiskalismus  von  der  günstigen  Gelegenheit  in 
den  ersten  Jahren  der  Monokulturkrise  keinen  Gebrauch  machten, 
bedeutende,  für  langjährige  Fristen  vertragsmäßig  gebundene  Herab- 
minderungen der  brasilianischen  Industriezölle  gegen  ebenfalls  be- 
deutende Erleichterungen  der  europäischen  Kaffeezölle  einzutauschen. 
Mag  auch  seither,  da  die  brasilianische  Handelspolitik  in  so  hohem 
Maße  von  den  Vereinigten  Staaten  ins  Schlepptau  genommen  worden 
ist,  die  Stimmung  in  Brasilien  hierfür  nicht  mehr  so  günstig  sein  wie 
etwa  noch  in  den  ersten  Jahren  des  zwanzigsten  Jahrhunderts,  so 
ließe  sich  nichtsdestoweniger  durch  ein  hierauf  abzielendes  gemein- 
sames Vorgehen  der  Länder  Mitteleuropas  wohl  noch  viel  erreichen. 

Aber  alle  diese  Hilfsmittel  erwiesen  sich  gegenüber  der  durch 
die   Werterhöhung   des   Milreiskurses^)    hervorgerufenen    Verschlim- 

^)  Der  Milreiskurs  hob  sich  von  7  Pence  im  Jahre  1898,  da  Präsident  Cam- 
pos Salles  die  Regierung  übernahm,  auf  12  Pence,  als  er  i.  J.  1902  die  Re- 
gierimg  an  seinen  Nachfolger  Rodrigues  Alves  übergab.  Im  April  1905 
war  der  Milreiskurs  auf  17  Pence,  September  1905  auf  iSs/^g  Pence  gestiegen,  bis  er 
durch  das  Währungsgesetz  vom  6.  u.  13.  Dezember  1906,  das  die  Errichtung  einer 
brasilianischen  Konversionskasse  vorsah,  auf  15—15^/4  Pence  festgelegt  wurde.  Als 
im  Mai  1 9 1  o  der  Konversionsfonds  sein  gesetzliches  Höchstausmaß  von  20  Millionen 
Pfimd Sterling  erreicht  hatte,  kam  es  zu  lebhaften  Kämpfen  zwischen  den  Inter- 
essenten an  einem  hohen  Milreiskurse  (Schuldner  auswärtiger  Gold- 
anleihen, wie  Pinanzverwaltungen  des  brasilianischen  Bimdes  und  der  einzelnen 
Bxmdesstaaten,  Eisenbahngesellschaften,  Importeure)  und  deninteressenten 
an  einem  niedrigen  Kurse  (Exporteure  und  Exportproduzenten,  namentlich 
Kaffeepflanzer).  Infolge  dieser  Kämpfe  stieg  der  Milreiskurs  zeitweilig  sogar  auf  18 
Pence,  wurde  aber  schließlich  Ende  Dezember  1910  im  Ausgleichswege  vom  brasiliani- 
schen Kongreß   auf   16— 1 61/4  Pence,  also  ungefähr  in  gleicher  Höhe  wie  die  indische 
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merung  der  Sachlage  als  völlig  unzureichend.  Da  sich  aber  die  brasilia- 
nischen Kaffeepflanzer  noch  immer  nicht  entschließen  konnten,  ihre 
Produktion  zu  verringern  und  hierdurch  an  ihren  freilich  bereits  stark 
hypothezierten  Grundwerten  namhafte  Verluste  zu  erleiden, 
kamen  sie  in  ihrer  äußersten  Verlegenheit  auf  die  anfänglichen  Pläne 
einer  staatlichen  Kaffeehaussespekulation  wieder 
zurück. 

Es  ist  dies  das  bekannte  Taubate-Abkommen 
(nach  dem  Orte  des  Abschlusses  genannt)  vom  26.  Februar  1906. 
Darin  verpflichteten  sich  die  drei  Kaffeestaaten  Sao  Paulo,  Rio  de 
Janeiro  undMinasGeraes  zur  Erhebung  eines  Ausfuhrzolles  (Zuschlags- 
zolles zu  den  bisherigen  Ausfuhrzöllen  auf  Kaffee)  von  3  Franken 
per  Sack  (zu  60  kg)  Kaffee,  dessen  Ertrag  zur  Garantie  eines  Anlehens 
im  Höchstbetrage  von  15  Millionen  Pfund  Sterling  dienen  soll;  das 
Anlehen  hatte  wiederum  die  „Regulierung  des  Kaffeemarktes",  d.  h. 
den  Ankauf  und  die  Zurückhaltung  großer  Kaffeemengen  durch  die 
drei  brasilianischen  Regierungen  zum  Zweck,  während  die  Bundes- 
regierung selbst  die  Garantie  für  das  Anlehen  übernehmen  sollte.  In 
Sao  Paulo  wurde  die  Zuschlagsabgabe  von  3  Franken  zum  Kaffeeausfuhr- 
zoll bereits  seit  i.  Dezember  1906,  in  Rio  de  Janeiro  und  Minas  Geraes 
seit  I.  Januar  1907  erhoben.  Die  Wirkung  dieser  von  Staats  wegen 
betriebenen  Kaffeehaussespekulation,  d.  h.  des  Ankaufs  von  8,5 
Millionen  Sack  durch  den  Staat  Sao  Paulo  in  den  Jahren  1906  und  1907, 
hat  ihre  Urheber  bis  Mitte  1909  enttäuscht,  obwohl  diese  im  erwähnten 
Abkommen  bescheiden  genug  waren,  einen  optimistischen  Höchst- 
erfolg in  einer  Havre-Notierung  von  55  Franken  zu  erblicken,  zu- 
mal der  Staat  Sao  Paulo,  von  Minas  Geraes  sowie 
Rio  de  Janeiro  trotz  der  T  a  u  b  a  t  e  -  K  o  n  v  e  n  t  i  o  n 
im  Stich  gelassen  und  fast  nur  auf  seine  eigenen  Kräfte 
angewiesen,  nicht  sofort  das  große  Anlehen  von  fünfzehn  Millionen 
Pfund  Sterling  aufnehmen  konnte;  Sao  Paulo  behalf  sich  vorerst 
mittels  Bevorschussung  der  angekauften  Kaffeemengen  im  Auslande, 
sodann  durch  kleinere  kurzfristige  Anleihen  im  Gesamtbetrage  von 
vier  Millionen  Pfund  bei  Berliner,  Londoner  und  New- Yorker  Bank- 
firmen und  ein  gegen  Verpfändung  der  Sorocabana-Eisenbahn  er- 
haltenes Darlehen  (siehe  S.  90)  von  zwei  Millionen  Pfund  Sterling 


Rupie,  festgesetzt.  Auf  dieser  Höhe  verblieb  [^er  bis  zur  argen  brasihanischen  Finanz- 
imd  Wirtschaf  tskrise  von  191 3/ 19 14,  die  eine  Folgeerscheinung  der  gleichzeitigen  uner- 
quicklichen Verhältnisse  auf  den  europäischen  und  nordamerikanischen  Kapitals- 
und Warenmärkten  darstellt.  Mitte  April  191 4  betrug  der  Milreiskurs  nur  ungefähr 
15T/,  Pence. 
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sowie  durch  ein  auch  von  der  brasilianischen  Bundesregierung  garan- 
tiertes Anlehen  von  drei  Millionen  Pfund  Sterling,  das  noch  im  Jahre 
1907  herauskam.  Erst  im  Dezember  1908,  da  infolge  der  minder 
großen  mittelbrasilianischen  Ernte  von  1907/08  sowie  der  Aussicht 
auf  eine  bescheidene  Ernte  von  1908/09  die  Sachlage  weniger  hoffnungs- 
los erschien^),  wurde  eine  Anleihe  von  fünfzehn  Millionen 
Pfund  Sterling  des  Staates  Sao  Paulo  an  eine  Gruppe  begeben, 
die  aus  den  bedeutendsten  Kaffeehandelsfirmen 
Brasiliens,  Europas  und  Nordamerikas  sowie  aus  englischen,  deutschen, 
französischen  und  nordamerikanischen  Großbanken  bestand.  Als 
Sicherstellung  der  fünfprozentigen,  zu  92,5  Prozent  emittierten, 
in  zehn  Jahren  al  pari  rückzahlbaren  Anleihe  dienten  die  damals 
nach  größeren  Abverkäufen  noch  verbliebenen  6,84  Millionen  Sack 
Valorisierungskaffee,  der  besondere  Zuschlag  zum  Kaffee-Ausfuhrzoll 
von  fünf  Franken  für  den  Sack  (statt  der  drei  Franken  der  Taubate- 
Konvention)   und   die   Garantie   des   brasüianischen   Bundes. 

Doch  im  Jahre  1907  bot  sich  folgendes  trübe  Büd  dar:  Am  3.  Juli 
1907  notierte  in  Havre  Kaffee  (Santos  good  average)  per  Juli  bloß 
35,75  Franken,  und  das  brasÜianische  kommerzielle  Fachblatt 
„Brazilian  Review"  konnte  in  seiner  Nummer  vom  16.  April  1907 
folgende  Darstellung  bringen:  „Sichtbarer  Vorrat  am  i.  Aprü 
15 398  000  Sack,  Eingang  bis  zum  5.  Aprü  16554000  Sack;  wahrschein- 
liche Eingänge  bis  zum  30.  Juni  1907:  2833000  Sack,  Summe 
34785000  Sack;  dagegen  Regierungserwerbungen  bis  Ende  März 
5  000  000  Sack,  mögliche  Erwerbungen  von  April  bis  Juni  inkl. 
4  000  000  Sack,  Verbrauch  1906/07: 17000000  Sack,  Summe  26  000  000 
Sack.  Hiermit  verbleibt  eine  den  Markt  belastende  Masse  von  8  785  000 
Sack,  auf  deren  Übergang  in  den  Verbrauch  ohne  argen  Preis- 
sturz nur  bei  einer  sehr  schlechten  Kaffeeernte  der  Campagne 
1907/08  gezählt  werden  kann."  Es  mochte  Juli  1907  sogar  fraglich 
erscheinen,  ob  die  schlechteste  brasÜianische  Ernte  der  letzten  zehn 
Jahre,  die  des  Jahres  1898/99,  die  bloß  8,74  Mülionen  Sack  brachte, 
hierzu  ausreichen  würde;  deim  das  am  30.  Juni  1907  beendete  Kaffee- 
jahr hatte  schließlich  sogar  20,2  Millionen  Sack  brasüianischen 
Kaffees  geliefert.  Hiermit  war  die  seinerzeitige  Riesenernte 
des  Jahres  1901/02  beträchtlich  und  die  des  Jahres  1905/06  um  nahezu 
das  Doppelte  übertroffen.    Demgemäß  war  die  Hamburger  Notienmg 


1)  Im  Jahre  1907/08  betrug  die  brasilianische  KafEee-Emte  nur  11,3,  im  Jahre 
1908/09  13,1  und  im  Jahre  1909/10  15,5  Millionen  Sack  gegen  20,2  Millionen  Sack 
im  Jahre  1906/07.  Die  Ernte  von  19 10/ 11  von  ii,i  Millionen  war  wiederum  unzu- 
längUch. 
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für  „good  average  Santos"  von  36^  Pf,  zu  Anfang  1906  zwar  auf 
etwa  41  Pf,  zu  Ende  Juni  1906  gestiegen,  um  aber  nachher  unter  ver- 
schiedenen Schwankungen  auf  etwa  28  Pf,  zu  Ende  Juni  1907  zu 
fallen,  obwohl  die  Valorisationsankäufe  der  Regierung  von  Sao  Paulo 
statt  der  ursprünglich  ins  Auge  gefaßten  2  ungefähr  8^  Millionen  Sack 
erreicht  hatten.  Dagegen  waren  die  sichtbaren  Weltvorräte  von 
9,77  Millionen  Sack  zu  Ende  Juni  1906  auf  16,31  Millionen  zu  Ende 
Juni  1907  gestiegen. 

Freilich  hatte  sich  gerade  durch  diese  außerordentlichen  Über- 
produktionsverhältnisse das  brasilianische  tatsächliche  Erzeu- 
gungsmonopol sehr  befestigt,  indem  für  das  Erntejahr  1906/07 
einer  brasilianischen  Kaffeeproduktion  von  ungefähr  20,2  Millionen 
Sack  nur  3,83  Millionen  anderweitiger  Produktion  entgegenstehen 
sollen.  Die  Hartnäckigkeit  der  brasilianischen  Kaffeeinteressenten 
und  die  Nachgiebigkeit  der  Regierungsmänner  ihnen  gegenüber 
ging  sogar  so  weit,  daß  die  Regierung  des  Staates  Sao  Paulo  eine 
der  wertvollsten  Staatseisenbahnlinien,  die 
Sorocabana-Bahn,  zur  Garantie  eines  Valorisierungsanlehens  von 
zwei  Millionen  Pfund  Sterling  Ende  Juni  1907  an  ein  kanadisch- 
französisches Konsortium^)  für  sechzig  Jahre  verpachtete. 

Noch  Kur  th  in  seinem  März  1909  abgeschlossenen,  sorgfältig 
erwogenen,  bereits  genannten  (siehe  S,  79)  Buche  über  die  Kaffee- 
valorisation  kommt  zu  einem  wenig  günstigen  Urteile  über  den 
Erfolg  dieser  wirtschaftspolitischen  Staatsaktion,  Er  führte  (S.  124) 
aus,  daß  der  Verlauf  der  Valorisation  ungünstig  ausgefallen 
sei,  soweit  es  sich  um  die  Unterbringung  der  Kaffee- 
mengen handelte.  Doch  seien  die  Pflanzer  durch  die  Valorisation 
(S,  126)  so  weit  gekräftigt  worden,  um  die  Lasten  der  un- 
günstigen Marktlage  wieder  auf  die  eigenen  Schultern  nehmen 
zu  können.  Den  Plaupterfolg  der  Valorisation  sah  Kurth  in  einer 
damit  zusammenhängenden,  wirtschaftlich  wichtigen  Nebenaktion, 
nämlich  in  der  dauernden  Feststellung  des  Milreiskurses, 
also  in  einer  Art  von  Valutaregulierung,  Daneben  schien 
er  auch  einen  bedeutsamen  Vorteil  der  Kaffeevalorisierung  darin  zu 
erblicken,  daß  hierdurch  den  Kafteestaaten  Brasiliens,  namentlich 
Sao  Paulo,  Zeit  geblieben  sei,  von  der  besonders  schädlichen  Grund- 
besitzform der  Latifundien  zum  Kleingrundbesitz  und  im 

^)  Diese  Pachtung  ging  für  den  Staat  Sao  Paulo  doch  nicht  schlecht  aus,  da  er 
sich  25  Prozent  des  Nettoertrags  der  Bahn  bedungen  hatte.  Mittels  dieser  25  Prozent 
konnte  Sao  Paulo  seine  Verpflichtungen  aus  dem  Darlehensvertrag  bequem  be- 
streiten. 
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Zusammenhange  damit  von  der  Monokultur  immer  mehr  zur  P  o  1  y  - 
k  u  1 1  u  r  überzugehen.  Die  durch  Parzellierung  der  Latifundien 
zur  Entstehung  gelangenden  kleinen  Kaffeepflanzer  würden  daneben 
auch  Getreide,  Reis,  Kartoffeln  usw.  anbauen,  kurz 
ihren  eigenen  Nahrungsmittelbedarf  decken  können. 

Hier  sei  bemerkt,  daß  die  Polykultur  in  ganz 
Brasilien  nicht  unbeträchtliche  Fortschritte 
gemacht  hat^).  Der  Anbau  von  Weizen,  Kartoffeln,  die  Viehzucht 
und  Milchwirtschaft  haben  an  Umfang  gewonnen.  Sogar  die  brasilia- 
nische Lebensmitteleinfuhr  ist  einigermaßen  zurückgegangen,  indem 
z.  B.  die  im  Jahre  1902  noch  etwa  i  Million  q  betragende  R  e  i  s  - 
einfuhr  in  den  Jahren  1909  und  1910  nur  mehr  geringe  Mengen 
umfaßte.  Doch  waren  die  Fortschritte  der  Polykultur  bisher  nur 
imstande,  die  mit  der  Monokultur  verbundenen  Schwierigkeiten 
einigermaßen    zu    mildern,  aber  nicht  mehr. 

Die  seit  März  1909  bis  März  1911  eingetretene  Veränderung 
war  sehr  bedeutend.  Der  Riesenernte  von  1906/1907  folg<-en  die 
mäßigen  Kaffeernten  von  1907/1908  und  1908/1909  sowie 
die  unzulängliche  Ernte  des  Jahres  1910/1911  nach^).  Für  alle 
Monokulturen  gilt  die  erleichternde  Wirkung  einer  Reihe  mittel- 
mäßiger und  die  erlösende  Wirkung  einer  Mißernte,  die  geradezu 
als^  Segen  betrachtet  wird.  Aber  zu  dieser  bei  allen  Monokulturen 
wiederkehrenden  Erscheinung  kamen  im  vorliegenden  Falle  noch 
einige  andere  hilfreiche  Momente.  Die  lange  andauernden,  nie- 
drigen Preise  hatten  den  Verbrauch  angeregt.  Von 
Brasilien  und  namentlich  von  Sao  Paulo  aus  wurde  bereits  seit  Jahren 
eine  recht  lebhafte  Propaganda  für  die  Ausbreitung  und 
Vergrößerung  des  Kaffee  Verbrauches  betrieben.  Diese  Propaganda 
wurde  nicht  nur  durch  die  langjährigen  niedrigen  Kaffee- 
preise, sondern  auch  durch  die  in  ähnlicher  Richtung  wirksame 
Antialkoholbewegung  aller  Kulturländer^)  unterstützt. 
Die  seit  i.  August  1909  in  Kraft  getretene  Erhöhung  des  deutschen 
Kaffeezolles  von  40  auf  60  Mark  für  100  kg  blieb  vereinzelt. 

Die  erste  Anregung  zu  einem  besseren  Preisstand  des  Kaffees 
kam  im  Frühjahr  1909,  als  die  Besorgnis  vor  Einführung  von 
Kaffeezöllen  in   den    Vereinigten   Staaten   anläß- 


^)  Vgl.  über  Anfänge  der  Polykultur  gerade  in  Sao  Paulo  Seite  85. 
*)  Vgl.  über  diese  brasilianischen  Kaffee-Ernten   die  Anmerkung    i  auf  S.  89. 
3)  Vgl.    über   die   demgemäß  verfügten  ZoUbefreiimgen   und  Zollermäßigungen 
für  Kaffee,  Tee  und  Kakao  Abteilung  IV  von  Anlage  XIX  im  vorliegenden  Bande. 
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lieh  der  damaligen  Tarifrevision  (Payne-Tarif)  zu  großen  Kaffeever- 
sendungen nach  Nordamerika  Anlaß  gab.  Von  Frühjahr  1910  an  wirkte 
wiederum  die  Möglichkeit  einer  Festlegung  des  Milreiskurses 
auf  einem  bedeutend  höheren  Stande,  als  er  bis  dahin  zu  verzeichnen 
war,  in  ähnlicher  Weise.  Die  Kaffeenotierung  in  Havre  stieg  von 
38,50  Franken  im  August  1907  auf  45  Franken  Anfang  November 
1909,  54  Franken  Anfang  September  1910,  66  Franken  Ende  No- 
vember 1910  und  erreichte  am  11.  Januar  1911  bereits  72,50  Franken, 
sank  freilich  in  der  ersten  Hälfte  März  1911  auf  64 — 65  Franken, 
was  aber  noch  immer  einen  ungemein  hohen  Stand  im  Vergleich 
zu  den  Notierungen  der  Jahre  1906  und  1907  bedeutete. 

Schon  die  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1909  eingetretenen 
Steigerungen  der  Kaffeepreise  hatten  genügt,  um  den  Kaffee- 
staaten Brasiliens  und  damit  dem  ganzen  brasilianischen 
Bunde  gewissermaßen  neues  Leben  einzuhauchen,  die 
dortigen  Kreditverhältnisse  zu  bessern,  den  Einfuhrhandel  zu  beleben 
und  allen  früheren  Kleinmut  in  vertrauensselige  Hoffnung  zu  ver- 
wandeln. Bereits  im  Jahre  1910  kam  es  zu  Abverkäufen  von  ungefähr 
533  000  Sack  Kaffee  von  den  Ende  1909  6,84  Millionen  umfassenden 
Kaffeevorräten,  die  zurückbehalten  und  für  die  Valo- 
risationsanleihe  verpfändet  worden  waren. 
Die  Ende  1910  verbliebenen  6307000  Sack  wurden  nach  einem 
am  5.  Januar  1911  gefaßten  und  im  April  1911  durchgeführten  Be- 
schluß der  Kaffee- Valorisierungskommission  durch  weitere  Abver- 
käufe auf  5  107  000  Sack  gebracht. 

In  die  drei  Jahre  von  April  1911  bis  April  1914  fällt  eine  sehr 
günstige  oder  doch  zum  mindesten  leidliche  nahezu  zweijährigePeriode. 
Diese  dauerte,  bereits  einigermaßen  angekränkelt,  bis  in  die  ersten 
Monate  des  Balkankrieges  von  1912/1913  hinein  (der  mit  seinen 
den  gesamten  internationalen  Kapitals-  und  Warenmarkt  erschüttern- 
den Folgeerscheinungen  auch  das  Kaffeegeschäft  empfindlich  störte) 
und  brach  mit  den  von  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  er- 
zwungenen großen  Verkäufen  des  in  Nordamerika  lagernden  Valori- 
sationskaffees  jäh  ab,  die  am  8.  Februar  1913  zu  Ende  waren.  Die 
günstigen  Verhältnisse  dieser  fast  zweijährigen 
Periode  mit  mehr  oder  weniger  hohen  Kaffeepreisen 
bei  entsprechender  Erholung  und  Belebung  des  Wirtschafts- 
körpers Brasiliens  und  insbesondere  des  Staates  Sao  Paulo  mögen 
durch  einige  Proben  der  Havre-  Notierung  (für  50  kg 
Santos  good  average  in  Franken)  gekennzeichnet  werden:  26.  August 
1911:    71,75,    18,    September     1911:    77,25,    14.    Oktober    1911: 
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90,  16.  Dezember  1911:  82,75,  i.  Februar  1912:  81,  21.  August 
1912:  80,50,  18.  Oktober  1912:  89,25,  27.  Dezember  1912:  88,25, 
27.  Januar  1913:  82,25,  I9-  Februar  1913:  75. 

Ein  Anfang  Mai  191 2,  mitten  in  der  besten  Zeit  erstatteter 
amtlicher  Bericht  der  Regierung  von  Sao  Paulo  über  die  KafFee- 
valorisierung  enthielt  nachstehende  Mitteilungen :  Infolge  der  starken 
Preissteigerung  des  Kaffees  seit  1 906/1 907  und  der  zu  guten  Preisen 
■erfolgten  Abstoßung  des  verpfändeten  Valorisierungs- 
kaffees^)  viaren  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1912 
die  in  Pfand  gegebenen  Vorräte  von  ursprünglich  8,5  auf  4,4  Millionen 
■Sack  verringert  worden;  das  im  Dezember  1908  aufgenommene 
Valorisationsanlehen  von  fünfzehn  Millionen  Pfund  Ster- 
ling war  bis  auf  vier  Millionen  getilgt;  dem  Staate  Sao  Paulo  verblieb 
■(nach  Einstellung  der  mit  der  Valorisierung  zusammenhängenden 
Verbindlichkeiten  an  Händler,  Banken  und  die  brasilianische  Bundes- 
kasse als  Passivposten)  ein  Aktivum  aus  dem  Valorisierungsunter- 
nehmen  von  81,2  Millionen  Milreis  oder  5,4  Millionen  Pfund  Sterling. 

Die  Beengung  auf  dem  internationalen  Ka- 
pitalsmarkte, die  infolge  der  politischen  Unsicherheit  und  der 
kriegerischen  Störungen  seit  Herbst  191 2  eingetreten  war  und  das 
ganze  Jahr  1913  hindurch  andauerte,  hätte  das  mittelbrasilianische 
Kaffeegeschäft  nicht  so  schwer  getroffen,  wie  es  tatsächlich  der  Fall 
war,  wenn  nicht  die  Ungunst  der  Lage  noch  durch  eine  Reihe  anderer 
Umstände  verschlimmert  worden  wäre.  So  wurde  in  den  noch  mäßig 
ungünstigen  letzten  Monaten  von  191 2  die  Abfuhr  der  Kaffeernte 
durch  Streikbewegungen  der  Verkehrsarbeiter  von  Sao  Paulo  gestört. 
Ferner  hatten  die  Pflanzer  in  Sao  Paulo  sich  um  die  von  der  Gesetz- 
gebung erlassenen  Verbote  neuer  Anpflanzungen  nicht 
gekümmert  und  namentlich  seit  der  Besserung  der  Verhältnisse  im 
zweiten  Halbjahr  1909  große  Neuanpflanzungen  vorgenommen. 
Mochten  diese  auch  im  Jahre  1913  noch  nicht  ertragsfähig  geworden 
sein,  so  fehlte  doch  den  Pflanzern  das  Kapital,  das  sie  in  diese  Neu- 
anlagen hineingesteckt  hatten.  Eine  womöglich  noch  ärgere  K  a- 
pitalsverschwendung  stellte  der  prunkende  Luxus  und 
namentlich  die  Bauwut  dar,  worauf  die  reichen  Pflanzer  seit  der  Besse- 
rung der  Kaffeemarktverhältnisse  verfallen  waren.  Durch  diese 
Prunkbauten  in  Sao  Paulo  und  allerlei  Grundstücks-  und  Bauspekula- 

^)  Die  Kaffeevalorisierungs-Kommission  hatte  den  Kaffee  ungefähr  zum  Preise 
von  37  Franken  für  50  kg,  wenn  nicht  noch  billiger  in  den  Jahren  1906  vind  1907  er- 
worben, konnte  ihn  aber  bereits  im  zweiten  Halbjahr  1909  zu  45  Franken  und 
später  zu  noch  weit  höheren  Preisen  abgeben. 
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tionen  wurden  die  ohnehin  nicht  sehr  zahlreichen  Arbeitskräfte 
von  den  Kaffeepflanzungen  ferngehalten  und  den  Städten  zugeführt. 
Dem  Luxus  und  der  Verschwendung  der  Privaten  entsprachen 
übermäßige  Ausgaben  der  brasilianischen 
Bundesregierung  und  der  Einzelstaaten,  die 
nicht  nur  später  einmal  Nutzen  bringenden  öffentlichen  Anlagen, 
sondern  auch  militärischen  Rüstungen  (Kriegsschiff-Bauten)  galten. 

Schon  alle  bisher  genannten  Umstände  mochten  geeignet  sein, 
die  Wirkung  der  im  Herbst  1912  beginnenden  würgenden  Geld- 
teuerung auf  die  mittelbrasilianischen  Kaffee-Erzeuger  zu  verschärfen. 
Hierzu  kamen  aber  noch :  eine  mittlere  Kaffee-Ernte 
in  Brasilien  im  Jahre  1 911 /i 91 2  von  etwa  dreizehn  Millionen  Sack, 
der  im  Jahre  1912/1913  eine  solche  von  rund  zwölf  Mülionen  nach- 
folgte; ein  wegen  der  höheren  Preise  der  Jahre  1911  und  1912  min- 
der aufnahmsfähiger  Verbrauch;  eine  durch  den 
gleichen  Umstand  herbeigeführte  Kräftigung  und  Erweiterung, 
der  auß  er  br  asilian  ischen  K  a  f  f  e  e  a  n  p  f  1  a  n  z  u  n  g  e  n 
namentlich  in  Holländisch  Ostindien,  dessen  Plantagen  durch  die 
Kaffeesorte  Robusta  aufgefrischt  wurden  und  bereits  im  Jahre 
1912/1913  etwa  610  000  Sack  lieferten.  Venezuela  soll  im  Jahre 
1913  über  eine  Million  Sack  gewonnen  haben. 

Den  größten  mittelbaren  Schaden  erlitt  aber  die  brasilianische 
Kaffeeproduktion  durch  das  jähe  Ansteigen  der  Kaffeepreise  insofern, 
als  dieses  dem  knapp  vor  der  Neubewerbung  um  die  höchste  Würde 
der  Vereinigten  Staaten  stehenden  Präsidenten  T  a  f  t  zu  folgendem, 
die  nordamerikanische  Trustfeindschaft  ausnutzenden  Wahlmanöver 
Anlaß  gab :  Am  18.  Mai  191 2  wurde  gegen  die  dem  Kaffeevalorisations- 
Verband  (siehe  Seite  89)  angehörenden  New  Yorker  Firmen  eine 
Klage  wegen  Zurückhaltung  großer  Kaffeevo  r-. 
rätevomMarkt  eingeleitet ;  im  weiteren  Verlaufe  dieses  Trust- 
prozesses wurde  von  der  Washingtoner  Regierung  sogar  gedroht, 
sie  werde  die  in  New  York  lagernden,  der  brasilianischen  Regierung 
gehörenden,  für  das  Valorisierungsanlehen  verpfändeten  großen 
Kaffeevorräte  (920  000  Sack)  mit  Beschlag  belegen.  Schließlich  einigte 
man  sich  behufs  Beilegung  dieser  Streitigkeiten,  die  zu  arger 
Verstimmung  zwischen  Washington  und  Rio» 
de   Janeiro^)   führten,    auf   folgende  Maßregel:   die  Vorräte   in 


1)  So  hielt  der  brasilianische  Botschafter  in  Washington,  Domicio  da  Gama 
auf  einem  Bankett  der  Panamerikanischen  Vereinigung  in  New  York  am  27.  Mai  1912 
eine  scharfe  Rede  gegen  das  vom  Präsidenten  Taft  eingeleitete  Prozeßverfahren, 
das  er  als  eine  Gefährdung  der  guten  Beziehungen  beider  Staaten  und  gewissermaßen 
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New  York  sowie  300  000  Sack  in  Europa  lagernden  Valorisierungs- 
kafifees  sollen  noch  im  Laufe  des  Jahres  1913  verkauft  werden.  Am 
8.  Februar  1913  waren  diese  Verkäufe  bewerkstelligt,  und  bis  dahin 
war  es  der  brasilianischen  Regierung  gelungen,  den  internationalen 
KafFeemarkt  durch  Verbreitung  entsprechender  Nachrichten  und 
sonstige  Mittel  in  preisbefestigendem  Sinne  zu  beeinflussen. 

Von  da  an  gingen  aber  die  Preise  verhältnismäßig 
schnell  nach  abwärts.  Die  mehrfach  genannte  Havre- 
Notierung  (für  50  kg  Santos  good  average  in  Franken)  betrug:  am 
3.  Februar  1913  noch  82,  am  19.  Februar  1913  bereits  75,  26.  März 
1913:  73,  29.  April  1913:  69,75,  21.  Juni  1913:  61,75,  30.  August  1913: 
59,50  und  schloß  am  30,  Dezember  1913,  nach  einer  vorübergehenden, 
mit  Valorisierungsgerüchten  zusammenhängenden  Steigerung  (von 
der  letzten  Septemberwoche  bis  Mitte  November)  mit  60  Franken; 
diese  Notierung  wurde  nach  verschiedenen  kleineren  Schwankungen 
am  28.  Februar  1914  wieder  erreicht;  am  21.  März  1914  betrug 
die  Notierung  56,  am  18,  April  59,25  Franken.  Die  letzten 
Notierungen  zwischen  56  und  60  Franken  hätten  unter  den  trübseligen 
Verhältnissen  der  EJris.^njahre  1906  und  1907  als  glänzend  gegolten, 
wurden  aber  von  den  seither  sehr  verwöhnten  mittelbrasÜianischen 
Pflanzern  im  April  1914  als  schwerer  Schlag  empfunden,  zumal  die 
Pflanzer  einem  jNIangel  an  Arbeitskräften  und  all- 
mählich steigenden  Lohnforderungen  gegenüberstehen. 

Trotz  aller  Finanznot  in  Sao  Paulo  und  im  ganzen  brasiliani- 
schen Bunde^)  steht  die  Staatsgewalt  den  einflußreichen  Kaffee- 
pflanzern nach  wie  vor  fast  unbedingt  zur  Verfügung.  Um  nicht 
etwa   in   den    drängenden   Finanzschwierigkeiten    den   Überrest 


als  einen  Bankerott  der  panamerikanischen  Bestrebungen  erklärte.  Eine  Verordnung 
des  brasilianischen  Präsidenten  vom  11.  April  191 3  entzog  sogar  der  Ausfuhr  der 
Vereinigten  Staaten  die  früher  (siehe  Seite  86)  erwähnten  20  prozentigen  Vorzugszölle. 
Als  aber  der  Generalstaatsanwalt  in  Washington  wenige  Tage  später  die  Anklage 
gegen  den  „Kaffeetrust"  völKg  zurückzog,  wurden  mittels  brasilianischer  Verordnung 
vom  6.  Mai  191 3  die  Vorzugszölle  den  Waren  der  Vereinigten  Staaten  von  neuem 
zugestanden. 

^)  Zur  Kennzeichnimg  der  Schwierigkeiten,  tu  welche  BrasiHens  Handels-und 
Zahlungsbilanz  sowie  Staats-  und  Volkswirtschaft  einerseits  durch  die  private 
und  öffentliche  Verschwendung  während  der  günstigen  Jahre  igi i  und  1912^ 
anderseits  durch  den  Preisrückgang  von  Kaffee  und  Kautschuk  i.  J.  1913  ge- 
stürzt wiirden,  seien  folgende  Ziffern  genannt:  Im  Jahre  191 2  betrug  Brasiliens  Einfuhr 
951,  seine  Ausfuhr  1120  Millionen  Milreis,  was  einen  bei  der  starken  Verschuldung 
Brasiliens  bereits  zu  kleinen  Ausfuhrüberschuß  von  168  Millionen  ergab.  Aber  im 
Jahre  1913  hatte  Brasilien  eine  Einfuhr  von  1007,  eine  Ausfuhr  von  niu:  969  und  einen 
Einfuhrüberschuß  (!)  von  38  Millionen  Milreis  zu  verzeichnen. 
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des  Valorisierungskaffees  von  3,18  Millionen  Sack 
schnell  abstoßen  zu  müssen,  wurde  von  der  Regierung  des  Staates 
Sao  Paulo  am  8,  April  1913  mit  dem  Londoner  Bankhause  Schröder 
ein  Anlehens  vertrag  über  7,5  Millionen  Pfund 
Sterling  abgeschlossen.  Das  fünfprozentige,  in  zehn  Jahren 
rückzahlbare  Anlehen  kam  noch  im  April  1913  zum  Kurse  von  92 
heraus;  als  Sicherstellungen  dienten  der  Rest  des  Valorisierungskaffees 
und  die  Hälfte  des  Ausfuhrzolles  (von  Sao  Paulo)  von  5  Franken 
für  den  Sack  Kaffee.  Dieses  Anlehen  diente  auch  zur  Rückzahlung 
der  letzten  Reste  des  Fünfzehn  Millionen  Pfund  Sterling-Anlehens 
vom  Dezember  1908,  das  für  die  Regierung  von  Sao  Paulo  mit  der 
nunmehr  lästig  empfundenen  Verpflichcung  verbunden  war,  bis  zur 
Rückzahlung  keine  neuen  Kaffeeaufkäufe  vorzunehmen.  Sofort  nach 
Abschüttlung  dieser  Verpflichtung  wurde  mit  großem  Eifer  an  Va- 
lorisierungsmaßregeln  nach  Art  jener  von  1906 — 1908  geschritten. 
Bereits  im  Dezember  1913  schloß  die  von  der  Regierung  vorgeschobene 
Hypotheken-  undLandwirtschaftsbankinSan- 
t  o  s  mit  belgisch-französischen  Firmen  einen  Anleihevertrag  über  acht- 
zig Millionen  Franken  gleichfalls  zu  Valorisierungszwecken  ab,  und 
im  Februar  1914  brachte  die  Regierung  von  Sao  Paulo  durch  die 
Hamburger  Firma  Gebrüder  Schröder  &  Comp,  bei  deutschen  und 
anderen  Kapitalisten  80  Millionen  Mark  5  prozentiger  Schatzscheine 
zum  Kurs  von  97  unter,  die  ebenfalls  dem  unersättlichen  Bedarf  der 
zweiten  Kaffeevalorisierung,  d.  h.  Kaffeeankäufen  und  Kaffee-Hausse- 
spekulationen von  Regierungs  wegen,  dienen  sollen. 

In  all  diesem  Auf  und  Nieder  günstiger  und  ungünstiger  Verhält- 
nisse hat  der  wichtigste  Kaffeestaat  Brasiliens  Sao  Paulo^) 
während  des  letzten  Viertel]  ahrhunderts  einen  überraschenden 
Aufschwung  genommen.  Von  1890  bis  1912  wuchsen:  Sao  Paulos 
Bevölkerung  von  1,38  auf  3,01  Mülionen^),  die  Schiffsbewegung 
seiner  Häfen  von  1,46  auf  9,02  Millionen  t  Schiffs-raum  und  von  0,48 
auf  1,32  Millionen  t  Waren  (letztgenannte  Ziffer  nur  für  1910), 
die  Eisenbahnen  von  2329  km  auf  5598  km,  die  Güterbewegung 
der  Eisenbahnen  von  1,17  auf  6,20  Millionen  t.  Von  1894/1895  bis 
1911/1912  vermehrten  sich:  die  gesamte  bebaute  Fläche 
von  1,39  auf  4,07  Millionen  Acres  (i  Acre  =  0,405  Ha),  was  aller- 


1)  Nachfolgende  Ziffern  sind  zumeist  Veröffentlichungen  der  Regierung  von 
Sao  Paulo  in  den  südamerikanischen  Beilagen  der  Londoner  „Times"  vom  26.  August 
und  30.  Dezember  191 3  entnommen. 

*)  Andere  Schätzimgen  (genaue  Volkszähltmgen  fanden  in  Brasilien  schon 
lange  nicht  statt)  gehen  bis  3,4—4  Millionen, 
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dings  erst  ein  kleiner  Teil  der  72,72  Millionen  Acres  Flächenraum 
von  ganz  Sao  Paulo  ist,  die  Kaffeeanpflanzungen  Sao 
Paulos  von  0,95  auf  2,23,  die  Maiskulturen  von  0,252  auf  0,925, 
die  Bohnenfelder  von  0,096  auf  0,456,  die  Reisfelder  von  0,013  auf 
0,180  und  die  Zuckerrohrpflanzungen  von  0,023  auf  0,123  Millionen 
Acres.  Bereits  vor  einigen  Jahren^)  hatte  die  industrielle 
Entwicklung  des  Staates  Sao  Paulo  folgende  Ziffern  aufzu- 
weisen: 305  Fabriken  (Brauereien,  Mühlen,  Zuckerfabriken,  Textil- 
waren, Hüte,  Schuhwaren,  Leder,  Chemikalien,  Glas,  Zündhölzer, 
Eisenguß,  Tabak,  Nahrungsmittel,  Bauunternehmungen,  Möbel  usw.) 
mit  einem  Gesamtkapital  von  240,81  und  einem  Erzeugungswerte  von 
280,26  Millionen  Franken  sowie  31  200  Angestellten.  In  besonders 
lebhaftem  Aufschwünge  war  die  Baumwollindustrie  begriffen.  Daraus 
ist  zu  ersehen,  zu  welch  gewaltiger  Bedeutung  nicht  nur  für  die 
Nationalproduktion  des  brasilianischen  Riesenreiches,  sondern  auch 
für  den  internationalen  Handelsverkehr  das  Mono- 
kulturgebiet von  Sao  Paulo  erwachsen  ist,  das  an  Größe  nahezu  dem 
Königreich  Italien  samt  Korsika  gleichkommt. 

B.  Griechischer  Eorinthenanbau  und  anatolische  Rosinenproduktion. 

Ein  zweites  interessantes  Beispiel  einer  das  Schicksal  eines  Landes 
in  ausgedehntem  Maße  bestimmenden  Monokultur  bildet  die  griechi- 
sche (vorzugsweise  im  Peloponnes,  auf  den  jonischen  Inseln,  daneben 
noch  in  Akarnanien  betriebene)  Produktion  von  Korinthen  ^). 
Diese  sind  weltwirtschaftlich  als  Rohstoff  zur  Erzeugung  von  geistigen 
Getränken,  Kunstwein  und  Spirituosen  sowie  als  Bestandteil  von 
Bäckereien  verschiedener  Art  von  nicht  geringer  Bedeutung.  Infolge 
der  Notwendigkeit,  die  Korinthen  in  der  Sommersonne  zu  trocknen, 
haben  die  subtropischen  Mittelmeergebiete  mit  trockenen  Sommern 
und  unter  diesen  wieder  besonders  Griechenland  für  die  Erzeugung 
der  kleinfrüchtigen  und  kernlosen  Spielart  des  gewöhnlichen  Wein- 
stocks gewissermaßen  ein  natürliches  Monopol.  Die 
griechischen  Korinthenpflanzungen  umfaßten  im  Jahre  1830,  nach 
den   Verwüstungen   des   Unabhängigkeitskrieges  gegen   die   Türkei, 


1)  Nachfolgende  Ziffern  wurden  dem  Jahresberichte  des  britischen  Konsulats 
in  Sao  Paulo  über  das  Jahr  191 1  entnommen. 

2)  Die  nachfolgenden  Angaben  entstammen  zum  großen  Teile  dem  vorzüglichen 
„Bericht  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Griechenlands"  von  Josef  G  r  u  n  z  e  1 , 
Wien  1906.  Vgl.  ferner  über  die  Erzeugungs-,  Handels-  und  Zollverhältnisse  der 
Korinthen  vmd  Rosinen  Anlage  XIX,  VI.  Abteilung  im  vorliegenden  Bande. 

S  c  h  i  1  d  e  r.    II.  '^ 
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nur  etwa  3800ha  (d.h.  38000  Stremmata  zu  10  Ar)  mit  einem  Erträg- 
nisse von  10  Millionen  venetianischen  Pfund  (i  venetianisches  Pfund 
=  0,48  kg),  im  Jahre  1851  bereits  17,258  ha  mit  einer  Erzeugung  von 
86,3  Millionen  venetianischen  Pfund.  Nach  Überwindung  von  Reben- 
krankheiten, die  in  den  fünfziger  Jahren  den  Ertrag  der  Korinthen- 
produktion minderten,  stand  man  schon  im  Jahre  1870  bei  einer 
Anbaufläche  von  34,633  ha  und  einer  Erzeugung  von  150  Millionen 
venetianischen  Pfund. 

Ein  günstiger  Umstand,  der  die  griechische  Korinthenproduktion 
in  ähnlicher  Weise  anstachelte,  wie  die  brasilianische  Kaffee-Er- 
zeugung in  der  ersten  Hälfte  der  1890er  Jahre  durch  das  Sinken 
des  Milreiskurses  und  die  starke  Einwanderung  vorwärts  gepeitscht 
wurde,  war  die  schwere  Einbuße,  welche  der  französische 
Weinbau  in  den  i88oer  Jahren  durch  die  Phylloxera  erlitt. 
Man  behalf  sich  in  Frankreich  durch  erhöhte  Einfuhr  der  zur  Kunst- 
weinerzeugung dienenden  Korinthen,  so  daß  damals  Preise  von  300 
bis  600  Goldfranken  für  1000  venetianische  Pfund  erzielt  wurden. 
Auch  trug  die  aus  den  starken  Schwankungen  desDrach- 
menkurses^)  hervorgehende  spekulative  Atmosphäre  zu  der 
unmäßigen  Steigerung  der  Korinthenproduktion  nicht  wenig  bei, 
ähnlich  wie  in  Brasilien  der  Sturz  des  Milreiskurses  im  Laufe  der  1890er 
Jahre  die  Kaffeeproduktion  und  Kaffeespekulation  belebte. 

So  war  die  griechische  Korinthenproduktion  im  Jahre  1891  auf 
mehr  als  das  Doppelte  ihres  Umfanges  vor  zwei  Jahrzehnten  gestiegen, 
nämlich  auf  343  Millionen  venetianische  Pfund,  die  auf  einer  Anbau- 
fläche von  67  000  ha  erzeugt  wurden.  Frankreich  bezog  aber,  nach 
Wiederherstellung  der  verseuchten  Weinberge  und  starker  Abnahme 
des  Bedarfes  an  Rohstoffen  zur  Kunstweinerzeugung,  die  mit  einem 
hohen  Zolle  belegten  Korinthen  in  immer  kleineren  und  schließlich 


1)  Der  Jahresdurchschnitt  des  Drachmenkurses  stand  in  den  1890er  Jahren 
und  in  den  ersten  Jahren  des  20.  Jahrhunderts  noch  viel  tiefer  als  in  der  zweiten  Hälfte 
der  1880er  Jahre.  So  notierte  im  Durchschnitt  der  Jahre  1885  —  1890  der  Wechselkurs 
von  Athen  auf  Paris  (in  Drachmen  für  100  Franken)  120,  stieg  1891  — 1900  auf  160  und 
belief  sich  auch  1901  — 1905  noch  auf  149,  im  Druchschnitt  des  Jahres  1905  freilich  nur 
mehr  auf  123,12,  Durchschnitt  der  Jahre  1906 — 1908  auf  108— 1 10  Drachmen,  was 
mit  den  starken  Geldsendungen  der  griechischen  Auswanderer  in  ihre  Heimat,  mit  den 
bedeutenden  Verdiensten  der  hellenischen  Schiffahrt  im  Auslande  und  zahlreichen 
Zuwendungen  reich  gewordener,  im  Auslande  lebender  Griechen  an  ihr  Heimatland 
zusammenhing.  So  ist  das  Durchschnittsagio  im  Jahre  1909  auf  103  Drachmen  ge- 
sunken, kam  in  den  Jahren  191  o — 191 2,  trotz  aller  politischen  Störungen  (z.  B.  Beginn 
des  Balkankrieges  von  191 2/1 3),  überhaupt  nicht  mehr  zum  Vorschein  und  wurde 
auch  durch  die  Kriegsereignisse  des  Jahres  19 13  so  gut  wie  gar  nicht  hervorgerufen 
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ganz  verschwindenden  Mengen.  Dieser  Vorgang  spielte  sich  in  den 
Jahren  1892 — 1897  ab.  Der  nunmehr  fast  nur  auf  die  Anforderungen 
für  Backwerk  beschränkte  und  in  geringerem  Grade  mit  der 
Kunstweinerzeugung  zusammenhängende  Bedarf  an  Korinthen  ver- 
ringerte sich  in  bedeutendem  Maße  auf  etwa  250  Millionen  venetiani- 
sche  Pfund;  aber  dieser  Betrag  wurde  während  der  1890er  Jahre  von 
der  Produktion  alljährlich  um  etwa  50 — 100  Millionen  venetianische 
Pfund  überschritten.  Auch  die  Mißernte  des  Peronosporajahres  1900 
mit  einer  Erzeugung  von  93  Millionen  Pfund  brachte  nur  eine  vor- 
übergehende Erleichterung,  und  die  Preise  sanken  bisweilen,  je  nach 
den  Sorten,  bis  auf  100 — 300  Drachmen.  Die  Korinthenkultur  ist 
aber  sogar  bei  diesen  Preisen  noch  immer  bedeutend  lohnender  als 
etwa  der  in  Griechenland  (wenigstens  bis  zu  den  Balkankriegen  von 
1912/13)  den  Eigenbedarf  nicht  deckende  Weizenanbau.  Die  Über- 
produktion wird  dadurch  am  besten  gekennzeichnet,  daß 
während  des  Jahrzehnts  1895 — 1904  auf  einer  Fläche  von  ungefähr 
70  000  ha  die  Korinthenkultur  durchschnittlich  (einschließlich  des 
Mißernte  jähr  es  1900)  306,6  Millionen  venetianische  Pfund  betrug, 
während  im  Export  nur  244,1  Millionen  abgingen.  Der  verbleibende 
Rest  konnte  in  der  Wein-  und  Spirituosenerzeugung  für  den  lokalen 
Verbrauch  keine  hinlängliche  Verwendung  finden,  und  was  an 
Korinthen  binnen  zwei  bis  drei  Jahren  nicht  aufgebraucht  wird,  ver- 
dirbt im  Gegensatz  zu  dem  Dauererzeugnis   Kaffee. 

Wie  sehr  die  in  der  ersten  Abteilung  dieses  Kapitels  im  allge- 
meinen dargestellten  und  sodann  am  Beispiel  des  KafFeebaus  in  Brasi- 
lien im  einzelnen  erörterten  wirtschaftspsychologischen 
Züge  der  Monokultur  auch  auf  die  griechische  Korinthen- 
produktion zutrafen,  ist  aus  nachfolgenden  Zeilen  zu  ersehen,  die 
dem  vorerwähnten  G  r  u  n  z  e  1  sehen  (im  April  1906  abgeschlossenen) 
Berichte  wörtlich  entnommen  wurden;  diese  Zeüen  sind  um  so  be- 
zeichnender, als  Grunzel  nur  ein  scharfes  Bild  der  Korinthenüber- 
produktion und  keine  allgemeine  Darstellung  der  Monokulturgefahr 
in  tropischen  und  subtropischen  Gebieten  liefern  wollte: 

„Regierung  und  Parlament  Griechenlands  beschäftigen  sich  seit 
mehr  als  zehn  Jahren  mit  den  mannigfaltigsten  Vorschlägen  zur 
Heilung  der  Korinthenkrise.  Das  einzige  radikale  Mittel  bestünde 
in  der  Einschränkung  der  Korinthenproduk- 
tion und  in  dem  Übergange  zu  anderen  Kulturen, 
wie  jener  von  Getreide,  das  heute  zum  großen  Teile  vom  Auslande 
bezogen  werden  muß,  von  Tabak,  Maulbeerbäumen,  Oliven  usw. 
Von  selbst  vollzieht  sich  aber  dieser  Übergang  nicht,  weil  die  Preis- 
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Verhältnisse,  zum  Teil  infolge  der  staatlichen  Hilfe,  noch  nicht 
so  schlecht  geworden  sind,  um  einen  unbedingten  Zwang  ausüben  zu 
können,  dann  deshalb,  weil  die  Grundbesitzer  wenigstens  mit  einer 
momentanen  Entwertung  ihres  Besitzes  und  mit 
mancherlei  neuen  Aufwendungen  rechnen  müßten,  schließlich  wohl 
auch  deshalb,  weil  der  Korinthenbau  den  alle  anstrengende 
Arbeit  scheuenden  Bewohnern  am  besten  entspricht.  Zu  einer 
kartellartigen  Vereinigung  fehlt  es  den  Pflanzern  an  Verständ- 
nis für  große  wirtschaftliche  Fragen  und  an 
der  nötigen  leichten  Kommunikationsmöglichkeit  der  verschiedenen 
Produktionszentren.  Der  Staat  aber,  der  ohnedies  mit  einer  poli- 
tisch allzu  lebhaften  Bevölkerung  zu  rechnen 
hat,  vermag  eine  von  vornherein  unpopuläre  Maßnahme  nicht  durch- 
zuführen. So  versucht  man  sich  d.nn  in  allerlei  kleinen  Palliativ- 
mitteln, welche  wohl  zeitweise  Erleichterungen,  aber  keine 
lyösung  bringen." 

Unter  diesen  von  Grunzel  angeführten  Palliativ  mittein  ist  vor 
allem  das  Retentionsgesetz  vom  14.  Juli  1895  zu  nennen, 
das  eine  nach  der  jeweiligen  Ernte  zu  bemessende  Naturalsteuer  von 
IG — 20  Prozent  der  zur  Ausfuhr  gelangenden  Mengen  vorsieht.  Die 
eingelieferten,  vorwiegend  minderwertigen  Korinthen  sollten  im 
Inlande  zu  Kognak,  Spiritus  usw.  verarbeitet  werden.  Das  ähnliche 
Maßregeln  treffende  Korinthengesetz  vom  17. /2g.  Juni  1899  ordnete 
noch  überdies  die  Errichtung  der  „K  orinthenbank"  zur 
Unterstützung  der  Korinthenproduzenten  an.  Diese  Unterstützung 
hätte  mittels  Vorschüsse  und  Übernahme  der  Naturalabgabe  zur 
Verwertung  (Verkauf  an  die  Spirituosenfabrikanten)  zu  erfolgen. 

Als  sich  aber  alle  diese  Maßregeln  als  unzureichend  erwiesen, 
suchte  man  im  Mai  1903  durch  Begründung  eines  von  einem  eng- 
lischen Kapitalistenkonsortium  zu  finanzierenden  und  durchzuführen- 
den Korinthenverkaufsmonopols  zu  helfen.  Da- 
gegen wandte  sich  die  britische  Regierung  mit  der  Drohung,  sie  würde 
den  griechisch-britischen  Handelsvertrag  vom 
16./28.  März  1890  mit  dem  mäßigen  Vertragszoll  für  Korinthen  von 
zwei  Schilling  per  cwt.^)  im  Falle  der  Einführung  des  Korinthen- 


^)  Dieser  Zoll  von  zwei  Schilling  für  das  cwt.  entspricht  4,9  Franken  für  100  kg 
oder,  bei  einem  Preis  von  31  —  52  Franken  für  die  gangbarsten  Sorten  im  griechischen 
Hafen,  einem  Wertzolle  von  ungefähr  9,5—16  Prozent.  Der  besondere  Vorteil  dieses 
vertragsmäßig  gebundenen  Zolles  für  Griechenland  besteht  aber  darin,  daß  die  Kon- 
kurrenzfrucht Rosinen  den  weit  höheren  Zoll  von  sieben  Schilling  für  das  cwt.  zu  ent- 
richten hat  und  daher  in  weit  kleineren  Mengen  nach  Großbritannien  gelangt. 
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monopols  kündigen.  Diese  Warnung  entstammte  dem  wichtigsten 
Verbrauchslande  für  Korinthen,  wohin  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1905 — 191 1  119  Millionen  venetianische  Pfund  gingen,  bei  einer  Ge- 
samtausfuhr von  230 Millionen  venetianischen  Pfund  für  35,5Millionen 
Drachmen,  also  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten  griechischen  Ausfuhr 
im  genannten  siebenjährigen  Durchschnitte.  Daher  kam  der  Monopol- 
vorschlag zu  Falle,  was  freilich  auch  zu  Unruhen  unter  den 
peloponnesischen  Korinthenbauern  führte.  Es  wurde  nun  der  britische 
Widerstand  gegen  energische  preissteigernde  Maßregeln  durch  den 
neuen  griechisch-britischen  Handelsvertrag  vom  10./23.  November 
1904  beseitigt,  worin  Großbritannien  wertvolle,  übrigens  auch  den 
anderen  Staaten  vermöge  der  Meistbegünstigung  nützliche  Zugeständ- 
nisse für  Fischereiprodukte,  Zuckerwaren,  Zwirne 
und  einzelne  Textilartikel  erhielt;  dies  ist  ein  bemerkens- 
wertes Beispiel  der  die  Handelsvertragspolitik  und  den  internationalen 
Handelsverkehr  fördernden  Tendenzen  der  Monokultur.  Erst  nach 
dieser  neuerlichen  Ausnützung  der  überragenden  Verbraucherstellung 
Großbritanniens  durch  die  Regierung  dieses  Landes,  ein  Seitenstück 
zur  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902,  konnte  von  der 
griechischen  Gesetzgebung  ein  durchgreifender  Schritt  behufs  Besse- 
rung der  Lage  des  Korinthenmarktes  unternommen  werden.  Mit 
Hilfe  eines  britischen  Syndikates  wurde  nämlich  eine  gesetzlich 
privilegierte  Aktiengesellschaft  (Societe  Privi- 
legiee  du  raisin  de  Corinthe)  gegründet  mit  einem  Kapital  von  20000000 
Franken  und  mit  der  für  20  Jahre  (10.  August  1905  bis  9.  August 
1925)  erteilten  Befugnis,  das  Recht  der  Retention  von  20  Prozent 
des  gesamten  Korinthenertrages  sowie  jenes  der  Einhebung  der 
Grundsteuer  in  natura  (15  Prozent  des  Ertrages)  auszuüben.  Hierzu 
kommt  noch  eine  Manipulationsgebühr  von  sieben  Drachmen  für 
1000  venetianische  Pfund,  welche  die  Gesellschaft  für  ihre  Leistungen 
zugunsten  des  Korinthenbaues  (Lagerung,  Absatz  an  industrielle 
Verbraucher  im  Inland  usw.)  bei  der  Ausfuhr  der  Korinthen  erheben 
darf. 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  der  Gesellschaft  im  Interesse  der 
Korinthenproduzenten  und  auch  des  griechischen  Staatsschatzes 
auferlegten  Verpflichtungen  (insbesondere  eine  jährliche  Zahlung 
der  Gesellschaft  von  vier  Millionen  Drachmen  an  die  Staatskasse) 
sowie  die  zum  Nutzen  und  zur  Sicherstellung  ihrer  Aktionäre  ihr 
eingeräumten  Berechtigungen  in  allen  Einzelheiten  aufzuzählen. 
Nur  soviel  sei  bemerkt,  daß  die  Gesellschaft  alle  ihr  angebotenen  gut 
getrockneten  Korinthen  je  nach  den  Sorten  zum  Minimalpreise 
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von  II 5j  130  und  145  Drachmen  für  1000  venetianische  Pfund  über- 
nehmen muß;  aber  andrerseits  ist  sie  (zur  Verhütung  wilder  Preis- 
steigerungen in  Jahren  des  Mißwachses)  verpflichtet,  ihre  Vorräte 
zum  Höchstpreise  von  200  Drachmen  für  1000  venetianische 
Pfund  abzugeben.  Auch  darf  die  Gesellschaft  ihre  Korinthen  Vor- 
räte nicht  als  solche  ausführen,  sondern  nur  an  griechische 
Spirituosenerzeuger  für  deren  Bedarf  absetzen,  zu  welchem 
Zwecke  sie  eine  besondere  Gesellschaft  für  Spirituosenerzeugung 
begründet  hat.  Bemerkenswert  ist  noch  die  von  der  griechischen 
Regierung  übernommene  (an  eine  ähnliche  brasilianische  Abmachung 
in  der  Taubate-Konvention  von  1906  erinnernde)  Verpflichtung, 
die  Neuanpflanzung  von  Korinthengärten  durch 
eine  prohibitive  Besteuerung  solcher  Neuanlagen  unmöglich  zu 
machen.  Ferner  wurde  der  Privilegierten  Gesellschaft  das  wertvolle 
Monopolrecht  erteilt,  in  den  wichtigsten  Hafenplätzen  Griechenlands 
Lagerhäuser  (Freilager)  errichten  zu  dürfen,  wofür  sie  im  Mai 
1907  eine  eigene  „Privilegierte  Gesellschaft  für  Lagerhäuser  in 
Griechenland"  begründete. 

Nun  wirkte  gerade  im  zweiten  Geschäftsjahre  der  Privilegierten 
Gesellschaft  die  den  Verhältnissen  des  Jahres  1900  ähnliche 
Korinthenmißernte  des  Jahres  1906  gewissermaßen  wie 
eine  Rettung  der  Situation,  zumal  die  Einwirkung 
dieser  Mißernte  auf  die  Preise  durch  ungenügende  Rosinen-  und 
Sultaninenernten  in  Kleinasien  und  Spanien  unterstützt  wurde. 
Hierdurch  gewann  die  Privilegierte  Gesellschaft  einen  guten  Anfang, 
konnte  für  das  zweite  Geschäftsjahr  vom  23.  August  1906  bis  22.  August 
1907  eine  Dividende  von  sechs  Prozent  auf  ihr  Aktienkapital 
von  22  Millionen  Drachmen  verteilen  und  überdies  auch  einen  Fonds 
für  spätere,  schlimmere  Zeiten,  d.  h.  gute  Ernten  ansammeln.  Denn 
es  ist  für  den  Korinthenanbau  ebenso  bezeichnend  wie  für  andere  Mono- 
kulturen der  tropisch-subtropischen  lyandwirtschaft,  daß  das  sonstige 
Ziel  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  nämlich  gute  Ernten, 
im  Lichte  von  Katastrophen  erblickt  wird  und  daß 
durch  solche  Ernten  auch  tatsächlich  die  in  der  Überproduktion 
an  sich  liegenden  Schwierigkeiten  auf  den  Gipfelpunkt  gebracht 
werden.  Dagegen  werden  Mißernten  als  Rettung  herbeigewünscht 
oder  gar,  wie  bei  der  brasilianischen  Kaffeevalorisierung,  geradezu 
in  Rechnung  gestellt.  Hier  wäre  an  die  steten  Mißernteberichte  der 
großen  Kaffeehandelsfirmen  in  Santos  und  Rio  de  Janeiro  zu  erinnern. 
Tatsächlich  wirken  Mißernten  bisweilen  auch  als  momentane 
Rettung,    wie  in  den  Jahren   1900  und   1906  hinsichtlich  der 
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Korinthen,  aber  keineswegs  immer.  So  sind  z.  B.  gelegentliche  Miß- 
ernten im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  auf  die  Mono- 
kulturkrise des  südfranzösischen  Weinbaues  ohne  Wirkung  geblieben, 
mit  Ausnahme  der  zugleich  fast  ganz  West-  und  Südeuropa  treffenden 
Mißernte  von  1910.  In  meinem  bereits  erwähnten,  mit  vorliegendem 
Kapitel  gleichnamigen  Aufsatze  im  Oktoberheft  1907  der  „Zeitschrift 
für  Sozialwissenschaft"  schloß  ich  die  Betrachtungen  über  die  Ko- 
rinthenmonokultur mit  den  Worten:  „Ob  aber  die  Privilegierte 
Gesellschaft  trotz  des  durch  ihren  guten  Anfang  gewonnenen  Fonds 
kräftig  genug  sein  wird,  auch  nur  zwei  aufeinanderfolgende  gute 
Ernten  ohne  starke  Kapitalseinbuße  und  Erschütterung  ihres  Be- 
standes zu  überdauern,  mag  dahingestellt  bleiben." 

Die  Entwicklung  seit  1907  läßt  sich  kurz  folgendermaßen  kenn- 
zeichnen :  die  der  Menge  und  Beschaffenheit  nach  günstige  Korinthen- 
ernte des  Jahres  1907  von  320  Millionen  Pfund  hätte  ohne  die  feste 
und  tragfähige  Organisation  der  „Privile- 
gierten Gesellschaft"^)  vielleicht  zu  sehr  schädlichen 
Preissenkungen  geführt.  Aber  die  Gesellschaft  hatte  zu  Ende 
Dezember  1907  36  Millionen  Pfund  als  „Retention"  für  industrielle 
Verwertung  in  Händen  und  etwa  8  Millionen  Pfund  bevorschußt, 
so  daß  der  Exportbedarf  gerade  gedeckt  werden  konnte.  Hierbei 
halfen  noch  folgende  Momente  mit :  der  zu  Ende  der  letzten  inter- 
nationalen Hochkonjunkturperiode  (diese  dauerte 
bis  Spätherbst  1907)  noch  immer  bedeutende  Verbrauch 
Großbritanniens,  der  Vereinigten  Staaten,  des  europäischen  Kon- 
tinents  usw.;    die    erfolgreichen    Bemühungen    der    „Privilegierten 


^)  Die  seinerzeit  hauptsächlich  mittels  britischen  und  französischen  Kapitals 
begründete  „Privilegierte  Gesellschaft"  hatte,  abgesehen  von  den 
Jahren  1906/07  und  1910/11,  keine  Dividenden  verteilen  können,  sondern  mußte 
alljährlich  Verlustbeträge  auf  neue  Rechnung  schreiben.  Diese  Verlustbeträge  waren 
allerdings  nur  mäßig  groß,  höchstens  einige  hunderttausend  Franken  in  den  einzelnen 
Geschäftsjahren  und  wurden  von  den  Gewinsten  namhaft  überwogen,  welche  die 
Tochtergesellschaften  der  ,, Privilegierten  Gesellschaft"  (für  industrielle  Verwertung 
der  Korinthen  und  für  den  Betrieb  von  Lagerhäusern)  regelmäßig  aufzuweisen  hatten. 
Nichtsdestoweniger  wußte  die  Gesellschaft  gegen  Ende  191 3  unter  der  Drohimg, 
ihren  Geschäftsbetrieb  einzustellen,  von  der  griechischen  Regierimg  eine  vorläufig 
nur  einmahge  Garantie  einer  vierprozentigen  Dividende  (für  das  Geschäftsjahr  1912/13 
im  Betrage  von  500  000  Drachmen,  da  die  restlichen  300  000  Drachmen  für  das  Kapital 
von  20  Millionen  Franken  von  der  Gesellschaft  selbst  verdient  worden  waren)  durch- 
zusetzen. Über  eine  für  die  Gesellschaft  auch  sonst  noch  vorteilhaftere  Regelung 
der  Korinthen  valorisierung  wurden  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1914  Unterhand- 
lungen gepflogen.  Für  die  ersten  zwei  Monate  des  Jahres  1914  wurde  übrigens  aus 
Patras  eine  günstige  Lage  des  Korinthenmarktes  gemeldet. 
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Gesellschaft"  um  Gewinnung  neuer  Märkte  und  bessere 
Ausnutzung  der  alten;  die  Tatsache,  daß  die  Korinthenerzeuger  aus 
den  Rimessen  der  Auswanderer  über  Geldmittel  ver- 
fügten und  sich  daher  mit  den  Verkäufen  nicht  zu  beeilen  brauchten. 

Umso  ungünstiger  war  das  Jahr  1 908.  Die  Ernte  war  überreichlich, 
nämlich  etwa  350  Millionen  venetianische  Pfund,  der  Verbrauch  in 
den  ausländischen  Absatzgebieten  infolge  der  seit  Spätherbst  1907 
von  Nordamerika  aus  immer  weitere  Kreise  ziehenden  inter- 
nationalen Depression  stark  eingeschränkt  und  sogar 
die  Verwertung  der  aus  den  Retentionskorinthen  erzeugten  Spiri- 
tuosen mit  Schwierigkeiten  verbunden.  Die  Preise  der  Korinthen 
sanken  auf  das  von  der  „Privilegierten  Gesellschaft"  gewährleistete, 
den  Korinthenproduzenten  freilich  noch  eine  annehmbare  Ent- 
lohnung ihrer  Mühen  belassende  Minimum.  Für  die  Gesellschaft 
bedeutete  eine  solche  Sachlage  freilich  einen  unbehaglichen  Ausnahms- 
zustand,  dem  sie  auf  die  Dauer  nicht  gewachsen  gewesen  wäre.  Sie 
konnte  aber  im  August  1908  auf  drei  befriedigende  Geschäftsjahre 
(1905/06,  1906/07  und  1907/08)  zurückblicken.  Hierzu  hatte  nament- 
lich ihre  Beteiligung  an  jenen  Gesellschaften  beigetragen,  die  zur 
industriellen  Verwertung  der  Korinthen  und  zum  Betrieb  der  I<ager- 
hausunternehmungen  gegründet  worden  waren;  daher  war  die 
„Privilegierte  Gesellschaft"  imstande,  die  Unannehmlichkeiten  des 
auf  den  Ernte-  und  Absatzverhältnissen  des  zweiten  Halbjahres  1908 
beruhenden  vierten  Geschäftsjahres  1908/09  zu  ertragen. 

Aber  nach  den  Ernte-  und  Absatzverhältnissen  des  Jahres  1909 
erwies  sich  auch  das  fünfte  Geschäftsjahr  1909/10  nicht  viel  besser 
für  die  „Privilegierte  Gesellschaft"  als  das  vierte.  Die  Produktion 
ergab  das  überreichliche  Erträgnis  von  385  Millionen 
venetianischen  Pfund,  und  überdies  lag  dieses  Erträgnis,  wegen  un- 
günstiger Witterungsverhältnisse  zur  Zeit  der  Ernte,  in  minder- 
wertiger Beschaffenheit  vor.  Bis  Ende  1909  häuften  sich  in  den 
Magazinen  der  „Privilegierten  Gesellschaft"  an  bevorschußten  und 
Retentionskorinthen  etwa  65  Millionen  venetianische  Pfund  an.  Im 
Jahre  1910  kamen  den  peloponnesischen  Korinthenbauern  die,  mit 
Ausnahme  von  Französisch-Nordafrika,  im  ganzen  Mittelmeerbecken 
sowie  in  Portugal  und  Mitteleuropa  aufgetretenen  Minder-  und 
Mißernten  im  Weinbau,  ferner  die  kleinere  Sultaninen- 
ernte im  Gebiete  von  Smyrna  (Lydien)  zustatten;  diese  Minder- 
und  Mißernten  erheischten  Ergänzung  durch  K  u  n  s  t  w  e  i  n  ,  für 
dessen  Erzeugung  Korinthen  (neben  Rosinen,  Sultaninen)  einen 
brauchbaren  Rohstoff  büden,  und  die  griechische  Korinthenausfuhr 
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stieg  von  211,01  Millionen  venetianischen  Pfund  für  32,89  Millionen 
Drachmen  im  Jahre  1909  auf  225,23  Millionen  venetianische  Pfund 
für  40,52  Millionen  Drachmen  im  Jahre  1910,  bei  gleichzeitiger  Preis- 
steigerung der  gangbarsten  Sorten  von  130 — 160  auf  140 — 210 
Drachmen. 

Im  Zusammenhang  mit  der  günstigeren  Entwick- 
lung des  internationalen  Weinmarkts  und  mit 
dem  schwächeren  Ergebnisse  der  Rosinenernten  Anatoliens 
(Lydien,  Smyrnagebiet)  in  den  Jahren  1910  und  1911  verliefen  die 
Geschäftsjahre  1910/1911  sowie  1911/1912  für  die  Privilegierte  Ge- 
sellschaft wie  auch  für  die  griechische  Volkswirtschaft  günstiger  als 
die  zwei  vorhergegangenen  Jahre,  obwohl  die  drei  Ernten  der  Jahre 
1910,  1911  und  1912^)  258,  325  und  348 Millionen  venetianische  Pfund 
lieferten.  Die  Korinthenausfuhr  stieg  von  225,23  Millionen  venetia- 
nischen Pfund  für  40,52 Millionen  Drachmen  im  Jahre  1910  auf  249,98 
Millionen  venetianische  Pfund  für  46,94  Millionen  Drachmen  im  Jahre 
191 1  und  betrug  in  den  (am  22.  August  abgelaufenen)  Korinthen- 
jahren 1911/12  235  und  1912/13  sogar  252  Millionen  venetianische 
Pfund. 

Die  Kriegsereignisse  der  Jahre  1912  und  1913  kommen  für  die 
griechische  Korinthenproduktion  weniger  wegen  der  mit  diesen 
Ereignissen  zusammenhängenden,  fast  mehr  noch  den  Verbrauch  als 
die  Erzeugung  treffenden  vorübergehenden  Störungen^)  in  Betracht; 
ein  auf  die  Dauer  weit  wichtigeres  Ergebnis  des  Krieges  mit  der 
Türkei  liegt  darin,  daß  Griechenland  auf  Kreta  und  wohl  noch  auf 
anderen  ägäischen  Inseln  (Samos)  Produktionsgebiete 
für  Rosinen  gewonnen  hat.  Die  griechische  Handels- 
politik ist  also  nicht  mehr  so  einseitig  für  die  Korinthen  und  gegen 
die  Rosinen  interessiert,  als  es  bisher  der  Fall  war. 

Ende  1909,  während  des  unerquicklichen  Geschäftsjahres  1909/10, 
hatte  die  Gesellschaft  die  Genehmigung  eines  eigentümlichen  Gesetzes 
durch  die  griechische  Kammer  erwirkt.  Durch  dieses  Gesetz  sollte 
der  mangelhaften  Wirkung  des  Verbots,  neue  Korinthen- 
pflanzungen     anzulegen,     nachgeholfen    werden.       Die 

1)  Die  Korinthenernte  von  191 2  konnte  noch  im  August  und  anfangs  September, 
vor  der  Mobilisierung  (zu  Ende  September)  imd  dem  Ausbruche  des  Krieges  gegen  die 
Türkei  (zu  Mitte  Oktober),  glücklich  hereingebracht  werden. 

*)  Diese  Störungen  reichten  infolge  der  dornigen  Unterhandlungen  Griechenlands 
mit  der  Türkei  über  den  endgültigen  Frieden  bis  Mitte  November  1 9 1 3  und  hörten  infolge 
der  Schwierigkeiten,  die  mit  der  Abgrenzung  Südalbaniens  und  der  Zuteilung  der 
ägäischen  Inseln  zusammenhingen,  auch  noch  in  den  ersten  vier  Jklonaten  des  Jahres 
1914  nicht  völlig  auf. 
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Gesellschaft  ließ  sich  nämlich  zu  einer  Anleihe  von  lo — 12^/2  Millionen 
Franken  ermächtigen.  Die  Anleihe  soll  dazu  dienen,  die  Korinthen- 
pflanzer zur  Ausrodung  ihrer  Weinberge  zu  veran- 
lassen, indem  hierfür  eine  Entschädigung  von  80 — 100  Drachmen 
für  ein  Stremma  (gleich  zehn  Ar)  gewährt  wird. 

Es  wirft  ein  bezeichnendes  lyicht  auf  die  Korinthenmonokultur 
wie  auf  manche  andere  Monokulturen,  daß  diese  Rodungsprämien, 
angesichts  der  Zurückhaltung  der  peloponnesischen  Ivandbevölkerung, 
nur  geringe  Erfolge  zeitigten.  Man  schlug  dieser  Bevölkerung  vor, 
die  Korinthenrebe  etwa  durch  Baumwolle, 
Getreide,  Tabak  usw.  zu  ersetzen.  Aber  der  Land- 
bevölkerung erschienen  die  geschäftlichen  Aussichten  mancher 
empfohlener  Ersatz erzeugnisse  minder  zuverlässig,  als  diejenigen  der 
durch  die  „Privilegierte  Gesellschaft"  geschützten  Korinthenpro- 
duktion. Ganz  besonders  war  die  wahrscheinlich  nicht  unbegründete 
Ansicht  entscheidend,  daß  jede  andere  ergiebige  Kultur  größerer 
Pflege  und  Bemühung  bedürfe  als  die  der  Korinthenrebe. 
Von  den  770  000  Stremmata  (77  000  ha)  Korinthenanpflanzungen, 
die  im  Jahre  1910  vorhanden  waren,  da  das  Gesetz  über  die  Rodungs- 
prämien in  Kraft  trat,  wurden  bis  zum  Ende  des  Geschäftsjahres 
1912/13  (August  1913)  nicht  ganz  30  000  Stremmata  (3000  ha)  gerodet. 
Zum  Ersatz  pflanzte  man  aber  nicht  die  von  der  Regierung  besonders 
empfohlene  und  begünstigte  Baumwolle  an,  sondern  es  wurden 
Rosinen  pflanzungen  angelegt.  Die  Kultur  der  Rosinen  (Sulta- 
ninen) fällt  natürlich  bisherigen  Korinthenbauern  recht  leicht,  be- 
deutet aber  strenggenommen  einen  neuen  Wettbewerb  für  die  ver- 
bleibenden Korinthenpflanzungen;  freilich  tragen  die  Sultaninen- 
stöcke erst  im  fünften  Jahre  Frucht. 

Bemerkenswert  sind  neuere  Monokulturerscheinimgen  in  einer 
dem  Korinthenbau  technisch  verwandten  und  mit  diesem  in  leb- 
haftem Wettbewerb  stehenden  Produktion,  nämlich  in  der  Rosinen- 
erzeugung  Anatoliens^)  (Lydien ,  Smyrna-Gebiet).  Sie 
lieferte  im  Durchschnitt  des  Jahrzehnts  1902 — 1911  ungefähr  41  000  t, 
und  zwar  im  Jahre  1908:  54  500  t,  im  Jahre  1909:  54  000  t,  im  Jahre 
1910  nur  16000  t,  im  Jahre  1911:  22000  t,  aber  im  Jahre  1912 
wiederum  52  700  t.  Die  Ernte  des  Jahres  191 3  soll  durch  Regen  und 
Hagel  stark  verringert  worden  sein.     Von  der  riesigen  Rosinenernte 


*)  Vgl.   die  ausführliche  Darlegung  in  „Staatliche  Regelung  der   anatolischen 
Rosinenproduktion"  im  „Handelsmuseum"  vom  14.  Juli  1910, 
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Anatoliens  im  Jahre  1909  bestand  die  Hauptmasse,  mehr  als  drei 
Viertel,  aus  den  sogenannten  Sultaninen  (kleiner  als  die  Tafel- 
rosinen, kernlos,  stielfrei,  hellgelb),  über  16  Prozent  aus  den  sogenann- 
ten Rosaki  oder  Eleme  (gute  Sorte,  aber  minder  hochstehend 
als  die  Sultaninen)  und  der  kleine  Rest  aus  den  schwarzen 
Rosinen,  deren  rückgängige  Produktion  dem  Wettbewerb  der 
Korinthen  am  meisten  ausgesetzt  ist. 

Bereits  im  Jahre  1909,  nach  zwei  ungewöhnlich  großen  anatoli- 
schen  Rosinenernten  bemühte  sich  die  türkische  Regierung,  im  Ein- 
vernehmen mit  den  anatolischen  Interessenten  Hilfsmittel  gegen  die 
Überproduktion  an  Rosinen  ausfindig  zu  machen.  Ein  hierauf  be- 
züglicher Gesetzentwurf  wurde  im  Frühjahr  1910  der  türkischen 
Kammer  vorgelegt,  von  dieser  aber  nicht  genehmigt.  Darauf  begann 
die  Regierung,  einen  neuen  Gesetzentwurf  auf  folgender  Grundlage 
auszuarbeiten :  Es  soll  nur  ein  bestimmtes  Höchstausmaß  der 
Rosinenausfuhr  gestattet  werden,  nämlich  800  000  Kantar 
(i  Kantar  =  56,11  kg).  Der  Rest,  und  zwar  namentlich  die  minderen 
Sorten,  soll  von  den  einzelnen  Landwirten  im  gleichen  Verhältnisse 
an  die  Regierung  abgeführt  und  von  dieser  zur  Erzeugung  von 
Spiritus  und  Wein  verwendet  werden ;  der  hieraus  erzielte 
Gewinn  wäre  zur  Entschädigung  der  Landwirte  zu  benutzen. 

In  den  interessierten  Geschäftskreisen  Smyrnas  wurde  behauptet, 
daß  die  praktische  Durchführung  dieses  Gesetzentwurfes  mit  bedeuten- 
dem Geldaufwand  und  großen  technischen  Schwierigkeiten  verbunden 
sei;  auch  stelle  der  Gesetzentwurf  nur  eine  halbe  Maßregel  dar.  Von 
durchgreifender  Wirkung  könnte  nur  ein  Verbot  der  weiteren 
Ausdehnung  der  Rosinenkulturen  sein ;  ein  der- 
artiges Verbot  sei  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des 
Scheriatrechtes  („kanonisches"  Recht  des  Islam)  nicht  durchführbar. 
Auch  sei  eine  lohnende  Erzeugung  von  Wein  und  Spiritus  ohne  einen 
höheren  (als  den  von  den  Kapitulationen  zugelassenen)  Schutzzoll  und 
ohne  Befreiung  der  türkischen  Brennereien  von  der  an  die  Dette  publique 
zu  entrichtenden  Steuer  kaum  denkbar.  Die  weitverbreitete  Wein- 
mißernte des  Jahres  1910  hat  nicht  nur  den  Preisen  der  Korinthen, 
sondern  auch  jenen  der  ähnlich  verwendeten  Rosinen  eine  kräftige 
Stütze  geboten,  und  nach  gleicher  Richtung  hin  wirkten  auch  die 
schwächeren  anatolischen  Rosinenernten  von  1910  und  1911.  Daher 
wurde  die  Ausführung  dieser  dem  griechischen  Korinthenbeispiele 
nachgeahmten  Rettungspläne  minder  dringend.  Aber  bereits  die 
günstigere  Ernte  des  Jahres  191 2  hat  die  1910er  Pläne  einer  Sulta- 
ninen-Valorisierung   von   neuem   aufleben   lassen,    doch,    angesichts 
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der  fortdauernden  Bindung  der  türkischen  Wirtschafts-,  Handels- 
und Finanzpolitik  durch  die  Kapitulationen  und  das  Scheriatrecht, 
mit  gleich  geringem  Erfolge. 

Inzwischen,  d.  h.  seit  Sommer  1912  und  mit  verstärktem  Nach- 
drucke seit  Sommer  1913,  suchen  die  Sultaninenexporteure 
S  m  y  r  n  a  s  ihre  geschäftliche  Stellung  durch  einen  kartell- 
oder  trustartigen  Zusammenschluß  zu  festigen. 
Bemerkenswert  vom  allgemeinen  Monokultur  Standpunkte  sind  folgende 
Forderungen,  die  unter  anderem  von  einer  landwirtschaftlichen 
Vereinigung  des  Rosinengebietes  (Union  agricole  du  vilayet  d'Aidin) 
an  die  türkische  Regierung  gestellt  wurden :  der  Ernährung  der 
Soldaten  möge  wöchentlich  ein  Kilogramm  Rosinen  beigegeben 
werden ;  es  sei  eine  Herabsetzung  der  Rosinenzölle 
Großbritanniens,  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  anzustreben. 

Für  Kreta  ist  zwar  der  Anbau  und  die  Ausfuhr  der  Rosinen 
von  großer  wirtschaftlicher  Wichtigkeit.  Gleichzeitig  nehmen  aber 
Wein,  Olivenöl,  Karubben,  Zedraten,  Orangen,  Valonea  innerhalb 
der  Produktion  und  des  Ausfuhrhandels  der  Insel  eine  solche  Stellung 
ein,  daß  man  nicht  gut  von  einer  dortigen  Rosinenmonokultur 
sprechen  kann. 

G.  Der  Weinbau  in  den  westlichen  Mittelmeer-Ländern. 

Wenn  man  von  den  soeben  erörtertenMonokulturen  der  griechischen 
Korinthen  und  anatolischen  Rosinen  spricht,  kann  man  nicht  umhin, 
auch  jene  monokultur ähnliche  Krise  zu  berühren,  die  von  der  Mitte 
der  iSgoer  Jahre  an  ungefähr  bis  1910  in  den  Weingebieten 
des  westlichen  Mittelmeeres  ein  tief  eingewurzeltes 
Übel  darstellte.  Hierunter  litten  insbesondere  die  Pyrenäen- 
halbinsel, Algerien,  Tunis  und  namentlich  S  ü  d  - 
frankreich.  Diese  Krise  strahlte  allerdings  auch  nach  der  Ost- 
küste der  Adria,  nach  Istrien,  Dalmatien,  dem  König- 
reich Griechenland  (und  Kreta)  aus.  Nur  Italien  bildete 
in  der  zweiten  Hälfte  des  genannten  Zeitraumes  von  ungefähr  andert- 
halb Jahrzehnten  mit  einem  ungewöhnlichen,  durch  Zölle  geschützten 
Hochstand  der  Weinpreise  eine  Ausnahme.  Diese  Ausnahme  war 
um  so  bemerkenswerter,  als  sie  mit  dem  Aufhören  der  sogenannten 
Weinzollklausel  zusammenfiel,  die  bis  zum  Jahre  1904 
den  italienischen  Weinen  in  Österreich-Ungarn  den  Einlaß  zu  be- 
deutend ermäßigten  Zöllen  gewährte.  Nach  einem  datenreichen 
Artikel  über  die  Weinkrise  im  „Neuen  Wiener  Tagblatt"  (vom  12.  Juni 
1907)  kosteten  damals  die  apulischen  Weine  um  ca.  70  Prozent  mehr 


Einzelne  Monokiüturen  (Weinbau).  109 

als  zur  Zeit  der  Weinzollklausel,  und  die  italienische  Weinausfuhr 
nach  Nordamerika  wurde  zum  großen  Teile  mit  Hilfe  der  nach  Italien 
gebrachten  französischen  Weine  bestritten.  Dies  war  vorwiegend 
eine  Folge  der  schweren  Schäden,  welche  durch  die  Peronospora 
in  verschiedenen  italienischen  Weingebieten  und  durch  die  P  h  y  1  - 
1  o  X  e  r  a  besonders  in  Sizilien  hervorgerufen  wurden,  so  daß  im 
Jahre  1906  sogar  der  sizilianische  Bedarf  zum  nicht  geringen  Teile 
durch  Einfuhren  apulischen  und  sonstigen  süditalienischen  Weines 
gedeckt  werden  mußte.  Übrigens  war  noch  in  den  Jahren  1904  und 
1905  die  Lage  der  italienischen  Weinproduzenten  nichts  weniger 
als  günstig.  Dies  ging  aus  zwei  Tatsachen  hervor :  aus  dem 
heftigen  Bemühen  der  süditalienischen  Weininteressenten  um  allerlei 
staatliche  Begünstigungen,  das  zu  diesem  Zeitpunkte  statt- 
fand, sowie  aus  der  stürmischen  Bewegung  unter  den  süditalienischen 
Weinproduzenten,  die  gegen  die  Gewährung  der  Meistbegün- 
stigung für  spanischeWeine  gemäß  dem  (schließlich  auch 
unbestätigt  gebliebenen)  spanisch-italienischen  Handelsabkommen 
vom  18.  November  1905  gerichtet  war^).  Diese  stürmische  Bewegung 
hatte  sogar  eine  entfernte  Ähnlichkeit  mit  der  anderthalb  Jahre  später 
zu  verzeichnenden  südfranzösischen  Winzerrevolte  vom  Juni  1907. 

Die  französischen  und  besonders  die  südfranzösischen  Weinbau- 
gebiete standen  im  Sommer  und  Herbst  1907  infolge  der  schweren 
politischen  Krise,  in  welche  damals  die  dortige  Weinmonokultur, 
die  sogenannte  mevente  du  vin,  ausgeartet  war,  im  Mittelpunkt 
der  öffentlichen  Aufmerksamkeit.  Aber  die  Zustände  im  Weinbau 
Spaniens,  Portugals  und  Algeriens  waren  im  ersten 
Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  womöglich  noch  ärger  und  wurden 
nur  vermöge  eines  halborientalischen,  geduldigen  Fatalismus  leichter 
ertragen. 

Auf  den  Kopf  der  französischen  Bevölkerung  von  rund 
39  Millionen  kamen  bei  einer  Durchschnittsweinlese  in  den  Jahren 
1900 — 1906  von  53,6  Millionen  Hektoliter  ungefähr  137,3  Liter 
(noch  im  Jahre  1911  etwa  130  Liter);  auf  den  Kopf  der  weit  weniger 
wohlhabenden  und  daher  nur  eines  weit  schwächeren  Inlandsver- 


1)  Seither,  d.  h.  seit  18.  Dezember  1905,  behandelten  Spanien  und  Italien  die 
beiderseitigen  Einfuhren  nach  dem  allgemeinen,  nicht  nach  dem  Vertragstarife,  ein 
Zustand,  der  noch  im  Frühjahr  1914  andauerte.  Erst  am  30.  März  19 14  wurde,  auf 
eifriges  italienisches  Bemühen  hin,  in  Madrid  ein  der  parlamentarischen  Geneh- 
migung xmterliegender  Tarifvertrag  mit  einer  spanischen  und  italienischen  Liste  von 
Vertragszöllen  unterschrieben,  dessen  Meistbegünstigung  sich  aber  nicht  auf  alle 
italienischen  und  spanischen  Weine,  sondern  nur  auf  einige  feinere  Sorten  beider 
Länder  erstreckt. 
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brauches  fähigen  spanischen  Bevölkerung  (etwa  19  Millionen 
Einwohner  bei  einer  Weinlese  von  etwa  18,5  Millionen  Hektoliter 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1904 — 1908)  entfielen  immerhin  noch  97,4 
Iviter ;  auf  den  Kopf  der  gleichfalls  ziemlich  armen  portugiesi- 
schen Bevölkerung  (5  Millionen  Einwohner  bei  einer  Weinlese 
von  ca.  4  Millionen  Hektoliter)  etwa  80  I^iter,  wobei  im  Falle  Spaniens 
die  Kanarischen  Inseln,  in  jenem  Portugals  die  Azoren  und  Madeira, 
alle  drei  verhältnismäßig  bedeutende  Weingebiete,  nicht  einbezogen 
wurden.  Dabei  war  die  spanische  Weinausfuhr,  die  gegen  den  Ausgang 
der  französischen  Phylloxeraperiode  im  Jahre  1891  9  Millionen 
Hektoliter  erreichte,  im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  vor  1907 
auf  bloß  I  Million  Hektoliter  gesunken!  Noch  ausgeprägtere 
Überproduktionsverhältnisse  hatten  sich  in  Algerien  entwickelt. 
Dort  bestand  bei  einer  Bevölkerung  von  rund  5  Millionen,  die,  bis 
auf  etwa  600  000  Europäer  (Christen)  und  Juden,  durchweg  den  Wein- 
genuß verschmähende  Mohammedaner  waren,  eine  Weinproduktion, 
die  im  Jahre  1906  ca.  6,9  Millionen  Hektoliter  erreicht  hatte.  Die 
algerischen  Weinberge  umfaßten  im  Jahre  1880  bloß  23  724  Hektar 
bei  einer  Produktion  von  433000  Hektoliter;  im  Jahre  1890,  unter 
der  günstigen  Konjunktur  der  Phylloxeraver Wüstungen  in  Frankreich, 
betrug  der  Umfang  der  Weinberge  iio  042  Hektar,  die  Produktion 
2,23  Millionen  Hektoliter;  im  Jahre  1905  umfaßten,  trotz  des  völligen 
Umschlags  der  Konjunktur,  die  Weinberge  167  057  Hektar  mit  einer 
Produktion  von  7,74  Millionen  Hektoliter,  so  daß  in  Algerien  nicht 
minder  über  mevente  du  vin  geklagt  wurde  als  in  Südfrankreich. 
Selbstverständlich  wandte  sich  die  algerische  Weinproduktion, 
abgesehen  vom  bescheidenen  lokalen  Verbrauch  und  20 — 30  000  Hekto- 
liter jährlichem  Export  in  das  nichtfranzösische  Ausland,  vorwiegend 
in  das  den  algerischen  Weinen  zollfrei  offenstehende  französische 
Absatzgebiet,  und  zwar  mit  1,97  Millionen  Hektoliter  im  Jahre 
1890,  bereits  4,17  Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1902,  4,82  Millionen 
Hektoliter  im  Jahre  1905  und  5,84  Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1909. 
Daher  verschärften  sich  die  Weinkrisen  in  den  beiden  zollver- 
einten Gebieten  Frankreich  und  Algerien  (seit  der  Wieder- 
herstellung der  französischen  Weinberge  von  den  Verwüstungen  der 
Phylloxera  zu  Beginn  der  1890  er  Jahre)  durch  ihre  Einwirkung 
aufeinander  immer  mehr. 

Wie  tief  eingewurzelt  bei  den  Landwirten  der  1^ ander  des  west- 
lichen Mittelmeerbeckens  die  Vorliebe  für  den  Weinbau  ist,  geht 
nicht  nur  aus  dem  großen  Umfange  hervor,  den  der  Weinbau  unter 
den  französischen,  spanischen  und  italienischen  Einwanderern  nach 
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Algerien  inmitten  einer  weitaus  überwiegend  mohammedanischen, 
dem  Weingenuß  nicht  huldigenden  Bevölkerung  gewonnen  hat, 
sondern  ist  auch  aus  manchen  anderen  Umständen  ersichtlich. 
Auch  die  italienischen  und  namentlich  sizilianischen  Auswanderer 
nach  Tunis  wußten  sogar  in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger  Jahre, 
da  die  Periode  der  Hochkonjunktur  für  das  Weingeschäft  bereits 
dahingeschwunden  war,  auf  nordafrikanischem  Boden  nichts  Besseres 
anzufangen,  als  mit  schwerer  Mühe  Weinberge  anzupflanzen.  Ins- 
besondere in  Südfrankreich,  in  den  vier  Departements 
Aude,  Gard,  Herault  und  Pyrenees-Orientales, 
den  Hauptsitzen  der  Unruhen  gegen  das  Ministerium  Clemenceau 
im  Sommer  1907,  hat  der  Weinbau  den  Charakter  einer  Monokultur 
in  weitgehendem  Ausmaße  erworben^).  In  einem  (in  der  „Neuen 
Freien  Presse"  am  21.  Juni  1907  erschienenen)  Zeitungsberichte 
wird  klar  und  anschaulich  zur  Darstellung  gebracht,  wie  die  hohen 
Weinpreise  zu  Ende  der  1880er  und  Beginn  der  1890er  Jahre 
(bei  IG  Franken  pro  Hektoliter  Selbstkosten  und  Verkaufspreis 
von  etwa  30  Franken)  im  südwestlichen  Frankreich  Anlaß  zur 
Überproduktion  gaben :  „Zunächst  beseitigte  man  alle 
anderen  Kulturpflanzen.  Die  Rebe  überwucherte  alles.  Von  Car- 
cassone  bis  Narbonne  und  von  Narbonne  bis  I^unel,  an  den  Hügel- 
hängen und  in  der  Ebene  ist  das  ganze  Land  nur  ein  ungeheurer 
Weingarten.  Nicht  einmal  ein  Gärtchen  um  sein  Haus  duldet  der 
Weinbauer;  er  kauft  lieber  Salat  und  Gemüse  auf  dem  städtischen 


^)  Im  Jahre  1850  waren  in  diesen  vier  südfranzösischen  Departements  309  764  ha 
mit  einer  Produktion  von  6,12  Millionen  Hektoliter  mit  Reben  bepflanzt,  d.  h.  ungefähr 
ein  Siebentel  der  2  181  609  ha  Weinberge  ganz  Frankreichs  mit  einer  Produktion 
von  45,27  Millionen  Hektoliter.  Im  Jahre  1890  befanden  sich  unter  der  Einwirkung 
der  Phylloxera  in  den  vier  Departements  zwar  nicht  viel  mehr  Weinberge  als  früher, 
nämlich  325  014  ha;  aber  die  mehr  auf  Quantität  als  auf  Qualität  abzielenden  Ersatz- 
anlagen der  durch  die  Phylloxera  beschädigten  Reben  lieferten  11,78  MilHonen  Hekto- 
liter, d.  h.  auf  die  vier  Departements  entfiel  mehr  als  ein  Sechstel  der  mit  Wein 
bepflanzten  Flächen  und  nahezu  ein  Drittel  der  Weinproduktion  von  ganz  Frank- 
reich, die  auf  i  816  544ha  und  27,42  Millionen  Hektoliter  gesiuiken  war.  Eine  weitere 
Verschärfung  erfuhren  diese  Verhältnisse  bis  zum  Jahre  1905,  da  auf  die  vier  Departe- 
ments 462  025  ha  kamen,  mehr  als  ein  Viertel  (27,7  Prozent)  der  gesamten  französi- 
schen Weingärten  (i  669  257  ha),  mit  einer  Produktion  von  21,69  Milüonen  Hektoliter, 
das  ist  nahezu  vier  Zehntel  (genauer  38,2  Prozent)  der  gesamten  französischen 
Weinproduktion  von  56,67  Millionen  Hektoliter.  Im  Jahre  191 1  lieferten  die  rund 
424000ha  Weinberge  der  vier  Departements  21,82  Millionen  Hektoliter,  d.h.  auf 
26,6  Prozent  der  gesamten,  i  594  414  ha  betragenden  Weinbaufläche  Frankreichs 
48,65  Prozent  der  damals  44,89  Millionen  Hektoliter  umfassenden  französischen  Wein- 
ernte. Überhaupt  ist  ein  langsamer  Rückzug  des  französischen  Weinbaues  von  den 
nördlichen  Departements  nach  dem  Süden  des  Landes  zu  bemerken. 
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Markt,  dem  es  die  Händler  von  anderen  Gegenden  her  zuführen^ 
als  daß  er  der  Rebe  den  kleinsten  Fleck  entziehen  möchte.  Daß 
der  Weinbauer  unter  solchen  Umständen  allen  Wirtschaftsbedarf 
teuer  bezahlen  muß,  liegt  auf  der  Hand.  Die  ganze  Lebenshaltung 
jener  Weinbauern  wurde  verwickelter  und  kostspieliger  als  die  der 
Städter.  Das  ganze  wirtschaftliche  Leben  der  Gegend  kannte  nur 
ein  Auskunftsmittel,  nur  einen  Regulator:  den  Wein.  Diese  Süd- 
franzosen begingen  die  sprichwörtliche  Unvorsichtigkeit,  alle  Eier  in 
einen  Korb  zu  legen." 

Unter  solchen  Umständen  mußten  die  Durchschnitts- 
preise der  französischen  Weinlese  beim  Produzenten,  die  (unter 
Einschluß  edlerer,  teuerer  Weine)  in  den  1880 er  Jahren  zumeist 
zwischen  35 — 40  Franken  pro  Hektoliter  schwankten,  bereits  in  den 
1890er  Jahren  auf  25 — 30  Franken  herabgehen,  um  in  den  Jahren 
1900 — 1905  des  weiteren  auf  15 — 20  Franken  zu  sinken.  Die  Preise 
der  massenhaft  erzeugten  billigeren  Sorten  sanken  sogar  noch  viel 
tiefer,  in  den  letzten  Jahren  vor  1907  sogar  bis  unter  die 
Selbstkosten  und  im  Jahre  1907  auf  4 — 5  Franken  für  den 
Hektoliter  gangbarer  französischer  Weinsorten!  Aber  auch  solange 
die  Preise  über  die  Selbstkosten  noch  etwas  hinausgingen,  d.  h.  in 
den  ersten  Jahren  des  20,  Jahrhunderts,  waren  die  kapitalsschwachen 
Weinbauer  in  Frankreich  und  Algerien  nicht  mehr  vermögend  genug, 
sich  die  nötigen  Kelleranlagen  und  Fässer  zum  Durch- 
halten der  von  der  früheren  Weinlese  her  verbliebenen  Weinmengen 
zu  beschaffen.  Unmittelbar  vor  der  neuen  Weinlese  mußten  große 
Weinmengen  um  jeden  Preis  verkauft  werden.  Bedeutende,  nicht 
anzubringende  Mengen  wurden  von  den  Winzern  lieber  weggeschüttet, 
als  daß  sie  sich  mit  den  Anschaffungskosten  neuer  Behältnisse  be- 
lastet hätten. 

Zur  Herbeiführung  dieser  krisenhaften  Verhältnisse,  die  in 
den  südfranzösischen  Winzerunruhen  vom  Sommer  1907  gipfelten,, 
halfen  wohl  noch  andere  Umstände  mit.  Dies  gilt  insbesondere 
von  den  hohen  Zöllen  auf  die  alkoholreichen,  billigen  Verschnitt- 
weine Italiens,  Spaniens  und  Portugals,  wodurch  die  bedeutenden 
Mengen  französischer  Weine  minderer  Qualität  in  größerem  Ausmaße 
hätten  exportfähig  gemacht  werden  können.  Das  unentwegte  Hoch- 
schutzzöUnertum  ging  sogar  so  weit,  den  Verschnittoperationen 
in  den  französischen  Freilagern,  entgegen  der  liberalen  Praxis  im 
Hamburger  Freihafen,  Schwierigkeiten  zu  bereiten,  die  noch  im  Jahre 
1914  den  französischen  Weinhandelsverkehr  mit  dem  Auslande 
hemmten.    Auch  sind  in  diesem  Zusammenhange  die  den  Verbrauch 
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von  Mineralwässern  begünstigende  Antialkoholbewegung 
zu  nennen,  ferner  die  während  der  Phylloxerakrise  eingetretene 
Gewöhnung  der  ärmeren  Volksklassen  Frankreichs  an  die  aus  Wein, 
Obst,  Melasse,  Getreide  usw.  erzeugten  Spirituosen,  schließ- 
lich in  ganz  besonderem  Maße  die  Kunstweinerzeugung 
sowie  die  Weinfälschungen  mittels  Zucker  und  Wasser.  Gegen  den 
letztgenannten  Übelstand  wurden  unter  dem  unmittelbaren  Bin- 
drucke des  Winzeraufstandes  die  Gesetze  vom  29.  Jimi  und  15.  Juli 
1907  erlassen,  die,  unter  Androhung  von  Geld-  und  Gefängnisstrafen, 
durch  weitläufige  Vorschriften  jenen  Mißbräuchen  mit  Nachdruck 
und  Erfolg  entgegentraten,  die  bis  dahin  bei  der  Zuckerung 
und  Wässerung  der  billigen  französischen  Weine  vorkamen. 
Es  stimmt  auch  zum  Bilde  anderer  Monokulturen,  daß  der  Weg 
der  Selbsthilfe,  sei  es  durch  teilweisen  Übergang  zu  anderen 
Produktionen,  sei  es  durch  Qualitätsproduktion  auf  dem  Gebiete 
des  Weinbaues,  bis  zu  den  stürmischen  Vorgängen  im  Jahre  1907 
von  den  südfranzösischen  Weininteressenten  geradezu  zurückgewiesen 
wurde.  Auch  in  diesem,  zumindest  nach  dem  phantastisch-optimisti- 
schen Charakter  der  Bevölkerung  gewissermaßen  schon  subtropischen 
Lande  wird  alles  vomStaate  erwartet,  von  drakonischen 
Maßregeln  gegen  gezuckerte  und  Kunstweine,  von  Schutzzöllen 
gegen  Algerien,  von  irgendwelchen  Hilfsmitteln,  welche  die  Minister 
in  Paris  und  ihre  Beamten  ersinnen  mögen.  Dies  besagt  die  während 
der  Aufruhrbewegung  im  Juni  1907  öfters  von  den  Weinbauern 
Südfrankreichs  geäußerte  Redensart:  „Que  le  gouvernement  se 
debrouille."  Die  Situation  war  um  so  schwieriger,  als  die  französische 
Regierung  mit  bedeutenden  Steuernachlässen  zugunsten 
der  sogenannten  „hygienischen"  Getränke  Wein,  Bier,  Obstmost, 
Met,  Mineralwässer  (gegen  Branntwein  und  Spirituosen)  bereits 
im  Gesetze  über  die  Besteuerung  alkoholischer  Getränke  vom  29.  De- 
zember 1900  (in  Wirksamkeit  seit  i.  Januar  1901)  vorgegangen  war. 
Dabei  liegt  aber  gerade  eine  besondere  Schwierigkeit  der  Wein- 
monokultur darin,  daß  man  doch  nicht  so  unentwegt,  wie  etwa  bei 
Kaffee,  Tee,  Zucker  usw.,  auf  eine  Erhöhung  des  Ver- 
brauches lossteuern  kann,  angesichts  der  in  der  öffentlichen 
Meinung  sogar  der  romanischen  Länder  Europas  und  speziell  Frank- 
reichs immer  mehr  erstarkenden,  auch  vor  dem  Weine  nicht  Halt 
machenden  Antialkoholbewegun  g^).    Sogar  die  unbedenk- 

1)  Nach  neueren  Nachrichten  scheint  übrigens  die  französische  Antialkohol- 
bewegung weit  mehr  in  der  im  Jahre  1907  sehr  erregten  Phantasie  der  dortigen  Wein- 
interessenten einen  großen  Umfang  angenommen  zu  haben    als  in  der  Wirklichkeit, 
S  c  h  j  I  a  e  r.    n.  Ö 
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lichsten  französischen  Befürworter  eines  stärkeren  Weinverbrauches 
wollten   diesen   in   „mäßigen"   Grenzen   gehalten   wissen.      Hierbei 
nannten  sie  aber  Ziffern  (i — 2  lyiter  täglich,  oder  gar  14  I^iter  zu 
jeder  Mahlzeit),  worüber  erfahrene  Nervenärzte  den  Kopf  schütteln 
mußten.    Der  Vorschlag  jener  lycute,  der  Weinkrise  durch  tägliche 
Verabreichung  größerer  Weinmengen  (i — 2  I^iter)  an  die  französischen 
Soldaten  wenigstens  zum  Teile  abzuhelfen,  scheiterte  anfangs  an  der 
gerade  in  den  leitenden  französischen  Armeekreisen  (General  Gallieni) 
sich  verbreitenden  Überzeugung,  daß  alkoholische  Getränke  die  physi- 
schen und  moralisch-intellektuellen  Kräfte  der  Mannschaft  weit  eher 
herabzumindern    als   zu   steigern   geeignet   sind.     Auch  hierin  hat 
seit  1907  das  Winzerinteresse  über  die  hygienischen  Bedenken  der 
Militärverwaltung  gesiegt,  und  die  französischen  Soldaten  bekamen 
seit  1908  täglich  Weinrationen.     Doch  seitdem  die  Weinpreise  im 
zweiten  Halbjahr  1910  so  beträchtlich  gestiegen  sind,  wird  Wein 
nur  im  Ausmaße  der  Menageersparnisse  an  die  Soldaten  abgegeben. 
Der  italienische  Weinbau  befand  sich,  wie  bereits  erwähnt, 
in  den  Jahren  1906  und  1907  in  etwas  günstigerer  Lage  als  die  Wein- 
produktion der  anderen  westlichen  Mittelmeerländer  und  Portugals, 
trotzdem  die  italienische  Weinausfuhr  von  dem  ins  Jahr  1904  fallenden 
Aufhören   der  Weinzollklausel  des  Handelsvertrags  mit  Österreich- 
Ungarn  vom  Jahre  1891  schwer  getroffen  wurde.    Diese  zeitweiligen 
günstigeren  Verhältnisse  sind  hauptsächlich  auf  die  Verheerungen  der 
Peronospora  und  Phylloxera  in  Süditalien  und  Sizilien 
zurückzuführen,  und  auch  hier  ist  die  typische  Erscheinung  wahr- 
nehmbar,  daß   für   die  von  Monokulturkrisen   bedrohten  tropisch- 
subtropischen   Produktionen    Katastrophen    im   technischen    Sinne 
zu   Rettungen  im  wirtschaftlichen  Sinne  werden.      Sodann  kamen 
in  Betracht:  die  seit  1904  erfolgte  Belebung  des  inneren  Verbrauches 
durch  Steuernachlässe,   steuerliche   Begünstigung   des   aus 
Wein  erzeugten  Alkohols  vor  dem  aus  Getreide,  Kartoffeln  usw. 
hergestellten,    billige   Eisenbahntarife.      Überdies    sah    der 
italienische  Weinbau  seit  jeher  mehr  auf  Qualität  als  auf  Quantität 
des  Erzeugnisses,  was  auch  in  den  italienischen  Durchschnittsziffern 
der  Erzeugung  pro  Hektar  gegenüber  den  französischen  zum  Aus- 
druck gelangt.   Seit  1908  geriet  aber  auch  Italien,  namentlich  Sizilien 


abgesehen  vielleicht  von  gewissen  Ärztekreisen  und  medizinisch-hygienisch  stark 
beeinflußten  Intellektuellenschichten.  Es  scheint  den  Weininteressenten  sogar  ge- 
lungen zu  sein,  aus  dem  Weintrinken  eine  Art  patriotischer  Handlung  zu  machen  mit 
den  selbstverständlichen  schlimmen  Folgen  für  individuelle  Gesundheit  und  Rassen- 
hygiene. 
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und  Apulien,  in  ganz  bedeutendem  Ausmaße  in  den  Wirbel  der 
Monokulturkrise  gleich  den  anderen  Weinbaugebieten  im 
südlichen  Westeuropa  und  Französisch-Nordafrika.  Zugleich  mit 
den  genannten  I/ändern  wurde  auch  Italien  aus  dieser  argen 
Krise  durch  die  fast  allgemeine  Weinmißernte  des  Jahres  1910 
gerettet. 

Die  den  Weltverkehr  anregende  Tendenz  der 
Monokultur,  wonach  das  Monokulturland  Zugeständnisse  zu- 
gunsten seiner  Spezialproduktion  gern  für  weitgehende  Einräumungen 
innerhalb  seiner  eigenen  Zölle  eintauscht,  zeigt  sich  auch  bei  der  Wein- 
monokultur der  westlichen  Mittelmeergebiete.  Frankreich 
selbst  hat  seit  jeher  und  besonders  seit  Ende  der  1890er  Jahre  in 
allen  seinen  Handelsverträgen  auf  Erlangung  günstiger  Weinzölle 
großes  Gewicht  gelegt,  so  namentlich  in  seinen  Verträgen  mit  Rußland, 
einzelnen  Balkanstaaten  und  skandinavischen  Ländern.  Der  prakti- 
sche Erfolg  war  freilich  (abgesehen  von  Schaumwein)  infolge  der  den 
Verschnittoperationen  bereiteten  Hindernisse  relativ  gering^).  Doch 
fehlte  den  Franzosen  und  Algeriern  der  in  Monokulturländern  nicht 
selten  anzutreffende  Exportanreiz,  der  in  ungeregelten, 
einen  schwankenden  Geldwert  bewirkenden 
Valutaverhältnissen  steckt.  Aber  gerade  dieser  Faktor 
war  in  Spanien  und  Portugal  sowie  bis  in  die  1890er  Jahre 
hinein  auch  in  Italien  in  hohem  Maße  wirksam. 

Einen  Anreiz  für  die  italienische  und  namentlich  für  die  süd- 
italienische Produktion  bildete  auch  die  der  dortigen  Weinausfuhr 
günstige,  mit  Verheerungen  der  Phylloxera  in  den  ungarischen  Wein- 
gärten zeitlich  zusammenfallende,  bereits  erwähnte  Weinzoll- 
klausel des  Handelsvertrages  mit  Österreich-Ungarn  vom  Jahre 
1891.  Das  Erlöschen  dieser  Klausel  im  Jahre  1904  führte  zu  einer 
Einschränkung  der  italienischen  Zugeständnisse  im  österreichisch- 
italienischen Handelsvertrage  vom  11.  Februar  1906^).     Nun  stellen 


^)  Im  Durchschnitt  des  letzten  Viertel] ahrhunderts  (1889— 1913)  konnte  man 
in  Frankreich,  von  besonders  günstigen  oder  ungünstigen  Ernte  jähren  abgesehen, 
auf  eine  Ausfuhr  von  zwei  Millionen  Hektoliter  rechnen,  die  meist  nur  vier  bis  sechs 
Prozent  der  gleichzeitigen  Erzeugimg  gleichkam.  Dieser  Ausfuhr  stand  aber  stets, 
auch  abgesehen  von  den  durch  die  Verheerungen  der  Phylloxera  stark  beeinflußten 
Jahren  1886— 1891,  eine  weit  größere  Einfuhr  gegenüber,  die  z.  B.  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1903— 19 12  nicht  weniger  als  6,9  Millionen  Hektoliter  erreichte. 

^)  Diese  Einschränkimg  (z.  B.  italienische  Zölle  für  Pferde  statt  der  früheren 
Zollfreiheit)  wurde  nur  deshalb  nicht  besonders  groß,  weil  sich  Österreich-Ungarn 
gegenüber  anderen  italienischen  Ausfiihrinteressen  (Südfrüchte,  Obst,  Gemüse, 
Sämereien,   Zierblumen,   Schlachtvieh,   Olivenöl,   Käse,  Fische,   Teigwaren,   Seiden- 
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in  Frankreich  und  Italien  die  Bemühungen,  günstige  Zölle 
für  den  Weinexport  zu  erlangen,  nur  einen  unter  mehreren,  bei  der 
Entstehung  des  Vertragstarifes  wirksamen  Faktoren  dar;  aber  in 
Spanien  bilden  seit  mehr  als  zwei  Jahrzehnten  die  Verträge  mit 
der  Schweiz  (Verträge  vom  13.  Juli  1892  und  vom  i.  September 
1906),  deren  wichtigste  Zugeständnisse  auf  dem  Gebiete  der  Weinzölle 
liegen,  die  Hauptgrundlage  des  Vertragstarifes  überhaupt^).  Anderer- 
seits führte,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  die  Weigerung  des  italieni- 
schen Parlaments,  den  mit  Spanien  abgeschlossenen  Meistbegünsti- 
gungsvertrag vom  18.  November  1905  auch  für  Wein  zu  genehmigen, 
seit  Anfang  1906  zu  einem  Zollkriege  zwischen  beiden  Ivändern  unter 
Anwendung  der  beiderseitigen  Generaltarife.  Desgleichen  hat  das 
sonst  so  starr  an  seiner  Zollautonomie  festhaltende  Portugal 
mit  der  Schweiz,  hauptsächlich  im  Hinblick  auf  die  mäi3igen  Schweizer 
Weinzölle,  einen  beiderseitigen  Meistbegünstigungsvertrag  (vom 
20.  Dezember  1905)  abgeschlossen,  und  der  deutsch-portugiesische 
Handelsvertrag  vom  30.  November  1908,  mit  seinen  zahlreichen  Er- 
mäßigungen und  Bindungen  der  portugiesischen  Fabrikatenzölle, 
beruhte  sowohl  auf  dem  Wunsch  Portugals,  des  deutschen  Vertrags- 
tarifes für  Wein  (freilich  auch  für  Südfrüchte,  Sardinen  usw.)  teilhaft 
zu  werden,  als  auch  auf  Deutschlands  besonderem  Entgegenkommen 
bezüglich  der  Verzollung  gewisser  portugiesischer  Weinsorten. 

Auch  die  Vereinigten  Staaten  haben  sich  in  ihrer  Hoff- 
nung nicht  getäuscht,  sie  würden  zu  mehr  oder  minder  vorteilhaften 
kommerziellen  Abmachungen  gelangen,  wenn  sie  Wein  in  die  Zoll- 
ermäßigungen des  zum  Abschlüsse  von  Handelsabkommen  er- 
mächtigenden Abschnitts  HI  des  (seit  dem  5.  August  1909  durch 
den  Paynetarif  ersetzten)  Dingleytarifs  von  1897  einstellten.  Unter 
den  Weinbau  treibenden  Staaten,  mit  denen  die  Union  solche 
Abmachungen  abschloß,  waren  insbesondere  Frankreich,  Italien, 
Portugal,  Spanien  zu  nennen;  das  Abkommen  mit  Spanien  brachte 
den  Waren  der  Union   sogar  die  Meistbegünstigung. 

Für  die  Entwicklung  der  Weinmonokultur  in  den  westlichen 
Mittelmeer-Gebieten  während  der  letzten  Krisenjahre  1907 — 191a 
war  das  Jahr  1908  besonders  ungünstig.  Sogar  Italien,  das  bis 
dahin,  wie  bereits  früher  bemerkt  wurde,  weniger  drückende  Verhält- 


waren,  Filz-  und  Strohhüte  usw.)  recht  entgegenkommend  zeigte;  allerdings  wurden 
diese  Zugeständnisse  von  den  italienischen  Unterhändlern  ausdrücklich  als  Ersatz 
für  den  Wegfall  der  Weinzollklausel  verlangt. 

^)  Im  Jahre  1912  betrug  die  gesamte  Weineinfuhr  der  Schweiz  i  460  657  Hekto- 
liter, wovon  auf  Spanien  882  477  Hektoliter  entfielen. 
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nisse  aufzuweisen  hatte,  wurde  nunmehr  in  den  Wirbel  der  west- 
und  südeuropäischen  Weinbaukrise  hineingezogen.  Dies  ist  auf  das 
ungewöhnlich  große  Ergebnis  der  italienischen  Weinlese  im  Jahre 
1907  von  56  Millionen  Hektoliter  zurückzuführen,  gegenüber  einer 
solchen  von  36  Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1906  und  44  Millionen 
Hektoliter  im  Durchschnitt  der  Jahre  1901 — 1903.  Auch  das  Re- 
sultat des  Jahres  1908  selbst  von  48  Millionen  Hektoliter  stellte  um  so 
eher  eine  überreichliche  Ernte  dar,  als  gleichzeitig  auch  Frankreich 
und  Algerien,  Spanien  und  Portugal  verhältnismäßig  ausgiebige 
Weinlesen  zu  verzeichnen  hatten.  Die  italienischen  Weinbau- 
interessenten verlangten  als  Abhüfsmittel :  Unterstützung  der  Ausfuhr 
und  des  binnenländischen  Versands  von  Wein,  Most  und  Trauben 
mittels  Ausfuhrprämien  und  eisenbahntarifarischer  Maßregeln,  Auf- 
hebung der  Verzehrungssteuern  auf  Wein,  Weinrationen  für  Heer 
und  Marine,  zehnjährige  Steuerbefreiung  oder  Barentschädigungen 
aus  der  Staatskasse  für  jene  Weinbergbesitzer,  die  bereit  wären, 
ihren  Grundbesitz  anderen  Anbauarten  zu  widmen  usw. 

Die  italienische  Regierung  entschloß  sich  zu  einer  keineswegs 
bedeutungslosen,  finanziell  kostspieligen  Hilfsaktion.  Sie  veran- 
laßte  nämlich  in  einer  am  15.  Dezember  1907  in  Kraft  getretenen 
Verordnung  die  Spirituserzeuger  des  Landes  durch  be- 
sonders weitgehende  Steuerbegünstigungen,  Weintrester 
und  andere  Weinsubstanzen  statt  des  billigeren  Getreides  als  Roh- 
material zu  benutzen.  Ferner  bemühte  sich  die  Finanzverwaltung 
mit  einigem  Erfolg,  Weingartenbesitzer  zur  Umwandlimg  ihrer 
Kulturen  in  Tabakfelder  für  den  Bedarf  des  staatlichen  Tabak- 
monopols zu  bewegen.  Aber  trotz  aller  Bemühungen  und  trotz 
eines  häufig  sogar  hinter  den  Selbstkosten  zurückbleibenden  Preis- 
standes war  es  besonders  in  Süditalien  nicht  möglich,  die  Riesen- 
weinlesen der  Jahre  1907  und  1908  zum  Verkauf  zu  bringen. 

Die  Riesenweinlese  des  Jahres  1908  wirkte  noch  im 
Jahre  1909  nach,  obwohl  dieses  Jahr  in  Italien  eine  schwache 
Mittelernte  von  nur  38  Millionen  Hektoliter  brachte.  Aber 
bereits  Ende  1909  betrugen  in  Süditalien  die  Durchschnittspreise 
I — 1,20  Lire  pro  Grad  und  Hektoliter  gegen  0,60 — 0,70  Lire  unmittel- 
bar vor  der  Weinlese  des  genannten  Jahres.  Während  der  ersten 
Monate  des  Jahres  1910  war  schon  ein  befriedigenderer  Geschäfts- 
gang bei  gebesserten  Preisen  zu  verzeichnen.  Die  schwache 
Ernte  des  Jahres  1910  war  von  einer  um  so  entschiedeneren 
Aufwärtsbewegung  der  Preise  und  Erleichterung  des  Geschäftsganges 
begleitet,   als  im  Herbst  des  genannten   Jahres  auch  die  P  h  y  1  - 
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1  o  X  e  r  a  in  Oberitalien  und  Toskana  zu  stärkerer  Verbreitung 
gelangte.  Dabei  bot  die  Preissteigerung  vollauf  Ent- 
schädigung für  die  Verminderung  der  Ernte- 
menge. So  bewegten  sich  die  Preise  gewöhnlicher  sizilianischer 
I/andweine  (Rotwein)  im  Frühjahr  1909  kurz  vor  Beendigung  der 
ärgsten  Monokulturkrise  zwischen  8,50 — 13  Lire  für  den  Hektoliter, 
was  kaum  zur  Deckung  der  Selbstkosten  ausreichte,  dagegen  im  No- 
vember 1910  bereits  zwischen  27 — 29  Lire. 

In  Spanien  ließ  die  überdurchschnittliche  Weinlese  des 
Jahres  1908  von  18,56  Millionen  Hektoliter  alle  Erscheinungen  der 
Monokulturkrise  scharf  hervortreten.  Eine  gewisse  Erleichterung 
bot  bereits  die  schwächere  Weinernte  des  Jahres  1909  von  14,72  Mü- 
lionen  Hektoliter.  Den  allgemeinen  Mißernten  und  Minderernten 
in  Wein  im  Jahre  1910  schloß  sich  auch  Spanien  mit  einer  Weinlese 
von  nur  11,28  Millionen  Hektoliter  an.  Dieses  Minderergebnis  hob 
zwar  die  Ausfuhrfähigkeit  des  spanischen  Weinbaues  nicht  auf,  ließ 
aber  auch  in  Spanien  die  Preise  in  einer  für  den  Minderertrag  ent- 
schädigenden Weise  in  die  Höhe  gehen,  wie  in  den  meisten  anderen 
Weinbaugebieten  Süd-  und  Westeuropas. 

Weit  schwerer  als  das  industriell  aufstrebende  Spanien  hat 
das  überwiegend  agrarische  und  auf  die  Weinausfuhr  in  besonders 
hohem  Maße  angewiesene  Portugal  von  1907  bis  1910  unter  der 
Weinmonokulturkrise  gelitten,  da  die  portugiesische  Ausfuhr  (im 
Spezialhandel)  im  Durchschnitt  der  Jahre  1906 — 1910  zu  ungefähr 
einem  Drittel  aus  Weinen  verschiedener  Sorten  bestand.  Bereits 
im  November  1907  erließ  die  Regierung  ein  Verbot,  in  Landstrichen 
von  weniger  als  fünfzig  Meter  Seehöhe  innerhalb  der  wichtigsten 
Flußgebiete  Portugals  weitere  Weingärten  anzulegen.  Überdies 
orientierte  die  Regierung  die  portugiesische  Handels- 
politik in  noch  viel  höherem  Grade  nach  dem  Ausfuhrbedürfnisse 
der  Weinproduktion  ihres  Landes,  als  es  schon  bisher  der  Fall  ge- 
wesen war.  Abgesehen  von  den  älteren  Handelsverträgen  Portugals 
mit  Rußland,  Norwegen  und  Holland  (alle  drei  mit 
Vertragstarifen  und  aus  dem  Jahre  1895),  Schweden  (vom 
16.  April  1904,  in  Kraft  getreten  am  12.  Jänner  1907)  und  der  Schweiz 
(vom  20.  Dezember  1905,  in  Kraft  getreten  am  29.  Jänner  1907) 
ist  hier  besonders  das  portugiesische  Zollgesetz  vom 
25.  September  1908  zu  erwähnen.  In  diesem  Gesetze  ist  von 
besonderer  Wichtigkeit  die  der  Regierung  erteilte  Befugnis,  die  Er- 
zeugnisse solcher  Länder,  die  portugiesische  Waren  ungünstig  be- 
handeln, mit  Strafzöllen  bis  zum  doppelten  Betrage  der  Sätze 
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des  autonomen  portugiesischen  Zolltarif  es  zu  belegen.  Die  wichtigste 
Frucht  dieser  Retorsionsandrohung  ist  der  bereits 
erwähnte,  für  die  portugiesische  Weinausfuhr  recht  vorteilhafte 
Handelsvertrag  mit  Deutschland  (vom  23.  November  1908,  in 
Kraft  getreten  am  5.  Juni  1910);  hierzu  kommen  noch  Handels- 
verträge, welche  die  wechselseitige  Meistbegünstigung  enthalten, 
mit  den  Vereinigten  Staaten  (vom  29.  Juli  1910),  mit 
Bulgarien  (vom  22.  Mai  1910),  mit  Serbien  (vom  3.  Sep- 
tember 1910),  mit  Frankreich  (Tarifvertrag  mit  einer  größeren 
Anzahl  portugiesischer  Vertragszölle  zugunsten  der  französischen 
Ausfuhr)  vom  17.  Februar  1911,  mit  Italien  (Meistbegünstigungs- 
vertrag mit  besonderen  Erleichterungen  für  einzelne  beiderseitige 
Weinsorten)  vom  9.  Mai  1911,  ähnlicher  Meistbegünstigungsvertrag 
mit  Österreich-Ungarn  vom  8.  Juli  1912.  Bei  der  großen 
politischen  und  wirtschaftlichen  Machtstellung,  die  Großbri- 
tannien im  portugiesischen  Reiche  einnimmt,  ist  es  wohl  ver- 
wimderlich,  daß  den  britischen  Waren,  zum  nicht  geringen  Nachteil 
einzelner  britischer  Industrien,  die  seit  1910  in  Kraft  getretenen 
Vertragszölle  nicht  zugestanden  wurden;  die  portugiesische  Re- 
gierung wollte  hiermit  für  die  britischen  Weinzölle  Vergeltung  üben, 
die  nach  ihrer  Ansicht  für  die  meist  höhergradigen  portugiesischen 
Weine  ungünstiger  sind  als  für  die  minder  hochgradigen  Sorten  an- 
derer Weinbaugebiete.  Alle  diplomatischen  Gegenvorstellungen 
von  englischer  Seite  scheiterten  an  der  hierin  unnachgiebigen  Haltung 
Portugals,  zumal  die  portugiesische  Regierung  in  Großbritannien 
auch  die  Marke  „Portwein"  ungenügend  geschützt  fand. 

Aber  alle  wirtschafts-  und  handelspolitischen  Bemühungen 
Portugals  schienen  bis  ins  erste  Halbjahr  1910  hinein  fruchtlos  zu 
sein.  Denn  bis  1909  waren  immer  mehr  oder  weniger  gute  Ernten 
zu  verzeichnen,  so  daß  die  Preise  im  Inlande  nicht  selten  unter  die 
Selbstkosten  sanken.  Alle  Versuche,  die  Ausfuhr  zu  vergrößern, 
scheiterten  teils  an  dem  WettbewerbSpaniens, Italiens 
und  Griechenlands,  teils  an  dem  erst  allmählich  beseitigten 
Mangel  befriedigender  zollpolitischer  Vereinbarungen.  Sogar  die 
Weinlese  des  Jahres  1910,  das  in  den  anderen  Weinbaugebieten 
ungünstig  verlief,  war  in  Portugal,  bei  guter  Beschaffenheit,  nicht 
viel  unter  dem  Durchschnitt i).     Doch  ermöglichten  die  Mißernten 


1)  Der  Durchschnitt  der  portugiesischen  Weinernten  im  Jahrzehnt  1903— 1912 
betrug  4,57  Milhonen  Hektoliter,  wovon  die  Jahre  1906,  1910  und  19 12  mit  4,65, 
4,34  und  4,44  Millionen  Hektoliter  nicht  weit  entfernt  waren;  stark  darüber  standen 
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oder  beträchtlichen  Minderernten  in  den  anderen  Ländern  Europas 
bereits  während  der  letzten  Monate  des  Jahres  1910  namhafte  Ver- 
sendungen von  Trauben  zur  Weinbereitung  und  von  Wein  selbst 
aus  Portugal  nach  Deutschland,  Frankreich  usw.  zu  befriedigenden 
Preisen. 

In  Frankreich  war  die  riesige  Weinernte  des  Jahres  1907 
von  66,07  Millionen  Hektoliter  (bei  einer  gleichzeitigen  großen  al- 
gerischen Ernte  von  8,60  Millionen  Hektoliter)  von  einer  schlech- 
ten Ziderernte  (Apfelwein)  begleitet,  die  nur  3,36  Millionen 
Hektoliter  ergab,  gegen  22,30  Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1906, 
Hierdurch  wurde  die  üble  Wirkung  der  riesigen  Weinernte  des  Jahres 
1907  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1908  einigermaßen  gemildert. 
Da  aber  das  Jahr  1908  wiederum  eine  sehr  bedeutende  Weinernte 
von  60,55  Millionen  Hektoliter  (gegen  52,08  Millionen  Hektoliter  im 
Jahre  1906)  ergab  und  auch  die  Ziderernte  nahezu  20  Millionen  Hek- 
toliter erreichte,  war  die  Besserung  nicht  von  Dauer. 

Dagegen  brachte  die  stark  verringerte  Weinernte 
von  1909,  die  nur  54,45  Millionen  Hektoliter  betrug,  eine  entschiedene 
Besserung,  zumal  auch  die  gleichzeitige  Ziderernte  nur  9,76  Millionen 
Hektoliter  umfaßte.  Die  auf  französischem  Gebiete  besonders  arge 
Mißernte  des  Jahres  1910  von  28,53  Millionen  Hektoliter  führte 
aber  in  Frankreich  und  im  zollvereinten  Algerien  zu  lange  nicht 
dagewesenen  Hochpreisen.  Die  Ernte  Algeriens 
war  sogar  der  Menge  und  Beschaffenheit  nach  befriedigend  mit  8,41 
Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1910  gegen  8,23  Millionen  Hektoliter 
im  Jahre  1909;  aber  der  Gelderlös  der  umfangreichen  algerischen 
Weinernte  wurde  im  Jahre  1910  durch  die  ungünstige  Weinlese 
des  zollvereinten  Frankreich  erhöht.  Freilich  nützte  die  infolge  der 
französischen  Mißernte  eingetretene  Preissteigerung,  wenigstens  in 
einzelnen  französischen  Weinbaugegenden,  mehr  dem  Weinhandel 
als  den  Erzeugern.  Diese  konnten  im  Jahre  1907  keinen  Absatz 
erzielen,  da  es  an  Käufernfehlte,  und  waren  im  Jahre  1910 
hierzu  nicht  imstande,  weil  siewenigWein  odergarkeinen 
hatten.  Dies  führte  in  beiden  Jahren  zu  gewalttätigen  Bewegungen 
und  Notstandsaktionen,  im  Sommer  1907  hauptsächlich  im  s  ü  d  - 
französischen  Mittelmeergebiete  zwischen  der 
unteren  Rhone  und  der  spanischen  Grenze,  im  Jahre  1910  und  in 
der  zweiten  Jännerhälfte  1911  vornehmlich  in  der  Champagne. 

die  Jahre  1904,  1905  und  1909  mit  5,90,  5,03  und  6,03. Millionen  Hektoliter;  mehr  oder 
weniger  unergiebig  verblieben  die  Jahre  1903,  1907,  191 1  und  1913  mit  3,46,  4,08, 
3,66  imd  3,92  Milüonen  HektoUter. 
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In  den  weit  mehr  als  Frankreich  und  Italien  auf  die  Ausfuhr 
angewiesenen  Weinbaugebieten  Spanien,  Portugal  und  Griechenland 
hörte  die  Überproduktionskrise  gleichfalls  im  allgemeinen 
Mißernte  jähr  1910  auf,  dem  ein  minder  ergiebiges  Ernte  jähr  1909 
vorangegangen  war.  In  Griechenland  sind  übrigens  die  Jahre 
1912  und  1913  infolge  der  Störung  der  landwirtschaftlichen,  Trans- 
port- und  Handelstätigkeit  durch  die  beiden  Balkankriege  (und  was 
ihne»  bis  April  1914  an  beunruhigenden  Momenten  nachfolgte) 
als  abnormal  zu  betrachten.  In  Spanien  folgte  der  glänzenden, 
aber  die  Preise  senkenden  Ernte  des  Jahres  1908  von  18,56  Millionen 
Hektoliter  die  Mittelernte  von  1909  (14,72  Millionen  Hektoliter),  die 
schlechte  Ernte  von  1910  (11,28  Millionen  Hektoliter),  die  Mittelernte 
von  1911  (14,75  Millionen  Hektoliter)  sowie  die  guten  Durchschnitts- 
ernten von  1912  und  1913  von  16,46  und  16,38  Millionen  Hektoliter 
auf  einer  Weinbergsfläche  von  etwa  1,26  Millionen  Hektar.  Die 
Ausfuhr  belief  sich  in  den  Jahren  191 1  und  191 2  auf  2,84  und  3,17 
Millionen  Hektoliter,  also  auf  ungefähr  ein  Fünftel  der  Erzeugung, 
und  fand  ihr  Hauptabsatzgebiet  in  dem  wieder  aufnahmsfähig  ge- 
wordenen Frankreich,  in  kleinerem,  aber  noch  immer  bedeutendem 
Ausmaße  in  der  Schweiz. 

Auch  in  Portugal  waren  die  Weinpreise  seit  1910  bei  mäßigen 
Ernten  und  kleinen  Vorräten  verhältnismäßig  fest.  Der  übergroßen 
Weinlese  des  Jahres  1909  von  6,03  Millionen  Hektoliter  folgte  die 
Mittelemte  von  1910  (4,34  Millionen  Hektoliter),  die  Mißernte  von 
191 1  (infolge  mangelnder  Vorsorge  gegen  Pflanzenkrankheiten  nur 
3,66  Millionen  Hektoliter),  die  Mittelernte  von  1912  (4,44  Millionen 
Hektoliter)  und  die  gleichfalls  wenig  reichliche  Ernte  von  1913  nach^). 
Die  portugiesische  Weinausfuhr  betrug  im  Jahre  1900  53,14,  im  Jahre 
1910  62,08  und  im  Jahre  1912  67,84  Millionen  Franken. 

In  Italien  erholte  sich  der  Weinbau  seit  der  Mißernte  von 
1910  (29,3  Millionen  Hektoliter)  derart,  daß  die  Preise  der  Trauben 
und  des  Weins  den  Winzern  einigermaßen  Verdienst  ließen ;  es  folgten 
nämlich  der  überreichlichen  Ernte  von  1909  (61,77  Millionen  Hektoliter) 
nicht  nur  die  Mißernte  von  1910,  sondern  auch  in  den  Jahren  191 1 
und  1912  schwache  Mittelernten  von  42,65  und  44,12  Millionen 
Hektoliter  nach.  Das  gute  Weinjahr  1913  (52,24  Millionen  Hektoliter) 
bewirkte  allerdings  vom  Oktober  an  einen  gewissen  Ausfuhrdrang^) 
und  einen  schleppenden  Geschäftsgang;  hieran  war  aber  wohl  auch 

1)    Vgl.  die  Anmerkung  auf  Seite  119. 

*)  Italien  war  das  einzige  Land  Europas  und  Nordafrikas,  das  im  Jahre  1913 
ein  gutes  Weinjahr  zu  verzeichnen  hatte. 
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die  den  Verbrauch  einengende  internationale  Krise  von  1913/1914 
sowie  der  Umstand  beteiligt,  daß  in  Italien  den  Weinfälschungen  nicht 
mit  gleichem  Nachdrucke  entgegengetreten  wird  wie  in  Frankreich. 
Die  italienische  Weinausfuhr  stieg  von  0,86  Millionen  Hektoliter 
im  Jahre  1912  auf  1,47  Millionen  Hektoliter  im  Jahre  1913;  doch  im 
Jahre  1910  hatte  sie,  wohl  in  Nachwirkung  des  glänzenden  Weinjahres 
1909,  1,81  Millionen  Hektoliter  (in  allen  drei  Jahren  ohne  die  etwa 
30,000  Hl  umfassende  Ausfuhr  von  Marsala-Wein)  betragen.      • 

Als  den  zwei  ausgezeichneten  französischen  Weinernten 
der  Jahre  1907  und  1908  von  66,07  und  60,55  Millionen  Hektoliter 
die  mittlere  Ernte  von  1909  mit  44,84  und  die  ungünstige  des  Jahres 
1910  von  28,53  Millionen  Hektoliter  folgten,  begannen  sich  die  Preise 
des   Weins   und   die   Lage    der   Weinbau    treibenden   Bevölkerung 
sofort  zu  bessern,  zumal  in  Frankreich  der  Weinfälschung  seit  1907 
mit    größtem    Nachdruck    und  mit  Erfolg  entgegengetreten   wird. 
Noch  im  Jahre  1907  hatte  der  Durchschnittspreis  für  den  Hektoliter 
gangbarersüdfranzösischerWeine  mit  4 — 5  Franken 
die  Erzeugungskosten  unterschritten  und  sie  auch  im  Jahre  1908 
mit  12  Franken  kaum  erreicht;  doch  wurden  bereits  im  Jahre  1909 
18 — 22  und  im  Mißerntejahr  1910  sogar  32 — 44  Franken  erreicht. 
Auch  das  mittlere  Erntejahr  1911  (44,89  Millionen  Hektoliter)  brachte 
noch  befriedigende  Preise  von  25 — 35  Franken  für  den  Hektoliter, 
die   sogar    im   guten   Erntejahr    1912    (56,27   Millionen   Hektoliter, 
freilich  teilweise   ausgeglichen   durch   die   gleichzeitige  Minderernte 
im  zollvereinten  Algerien  von  nur  6,73  Millionen  Hektoliter)  nur  auf 
20 — 27  Franken  sanken;  das  wiederum  nur  mittlere  Erntejahr  1913 
(44,75  Millionen  Hektoliter)  sicherte  den  guten  Preisstand  von  neuem. 
Allerdings  kam  der  günstigen  Entwicklung  seit  1910  der  Umstand 
zu  Hilfe,  daß  die  Jahre  1911  und  1912  in  Frankreich,  wie  in  den  meisten 
anderen    Ländern    solche    befriedigender    wirtschaft- 
licher  Konjunktur    mit    1  e  b  h  a  f  t  e  m  V  e  r  b  r  a  u  c  h  e 
waren. 

Wenn  in  Frankreich  im  Jahre  1911  einer  Ausfuhr  von  Wein  mit 
Einschluß  von  Schaumwein  im  Werte  von  188 Millionen  Franken  eine 
Einfuhr  von  339  Millionen  gegenüberstand  und  diese  Ziffern  auch 
im  günstigen  Erntejahr  1912  226  und  300  Millionen  betrugen,  so 
zog,  abgesehen  von  Spanien,  das  mit  Frankreich  zollvereinte  Al- 
gerien daraus  den  Hauptgewinn  ^) ;  dort  machte  zu  gleicher  Zeit 
wie  im  Mutterlande  die  mevente  du  vin  wiederum  weit  günstigeren 

1)  Vgl.  über  die  hier  hine  inspielende  Frage  der  großen  Zollgebiete  Abteilung  XIII 
des  VI.  Kapitels  im  I.  Band  vorliegenden   Buches. 
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Verhältnissen  Platz.  Dabei  wurde  in  Algerien  die  Rekordernteziffer 
des  Jahres  1907  von  8,60  Millionen  Hektoliter  in  den  Jahren  1909 
{8,23  Millionen  Hektoliter)  und  1910  (8,41  Millionen  Hektoliter)  an- 
nähernd erreicht  und  im  Jahre  191 1  (8,83  Millionen  Hektoliter) 
sogar  übertroffen;  die  Jahre  1912  und  1913  blieben  mit  6,73  und  7,43 
Millionen  Hektoliter  allerdings  dahinter  zurück.  Doch  ist  von  1905 
bis  191 2  auch  die  Fläche  der  algerischen  Weinberge  von  167  057 
Hektar  auf  160,549  Hektar  infolge  Ausbreitung  der  (durch  Anpflan- 
zung amerikanischer  Reben  bekämpften)  Phylloxera,  gesunken.  Nach 
wie  vor  bildet  aber  der  Weinbau  eine  der  wichtigsten  wirtschaftlichen 
Grundlagen  Algeriens  und  namentlich  seines  Außenhandels, 

Auf  die  sogar  während  der  heftigsten  französischen  Weinkrise 
in  den  Jahren  1907  und  1908  aus  reichspolitischen  Gründen  von 
Regierung  und  Parlament  zurückgewiesene  Forderimg  der  Wein- 
bauer, die  ZoUfreiheit  der  Einfuhr  algerischen  Weins  aufzuheben, 
wurde  in  den  günstigeren  Jahren  1910 — 1914  noch  viel  weniger  einge- 
gangen, obwohl  die  erwähnte  Forderung  im  Februar  1913  (nach  der 
größeren  Weinernte  von  1912!)  von  den  südfranzösischen  Winzern 
neuerlich  mit  Nachdruck  gestellt^)  wurde.  Die  französische  Regierung 
hat  sogar  das  im  Jahre  1904  mit  200  000  Hektoliter  bemessene  Höchst- 
ausmaß der  zollfreien  Einfuhr  tunesischer  Weine  (in  den 
letzten  Jahren  tunesische  Weinerzeugung  300 — 400  000  Hektoliter 
auf  16  000 — 17  000  Hektar)  im  Jahre  1911,  trotz  der  gegensätzlichen 
Haltung  der  französischen  Weininteressenten,  auf  250  000  Hektoliter 
erhöht.  Dagegen  gelang  es  diesen  Interessenten  im  Herbst  1913, 
den  von  der  französischen  Ausfuhrindustrie  befürworteten  Plan  zu 
vereiteln,  mit  Spanien,  auf  Grundlage  einer  französischen 
Zollermäßigung  für  Weine  von  mehr  als  12  Grad,  zu  einem  um- 
fassenden Tarif  vertrage  zu  gelangen.  Im  merkwürdigen 
Gegensatz  hierzu  wußten  es  die  französischen  Weinbauer  bei  ihrer 
Regierung  durchzusetzen,  daß  Staaten,  die  sich  gegen  Weinbezug 
aus  Frankreich  spröde  verhielten,  mit  zollpolitischen  Vergeltungs- 
maßregeln und  mit  der  Sperre  des  Pariser  Kapitalsmarktes  bedroht 
wurden.  Durch  dieses  teilweise  erfolgreiche  Vorgehen  wurde  sogar  die 
antialkoholische  Politik  der  skandinavischen  Staaten  und  Finnlands 
einigermaßen  gestört. 

D.  Die  Mat^gewinnong  in  Südbrasilien. 

Brasilien,    dieses    klassische    Land    der    tropisch-subtropischen 
Monokulturen,  hat,  außer  dem  Kaffeeanbau  in  Säo  Paulo,  der  okku- 

1)  Wenigstens  sollte  die  zollfreie  Einfuhr  aus  Algerien  auf  sieben  Millionen  Hekto- 
liter beschränkt  werden. 
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patorischen  Kautschukgewinnung  in  Nordbrasilien  und  der  Kakao- 
produktion in  Bahia,  auch  noch  die  okkupatorische  Gewinnung  des 
Mate  im  südbrasilianischen  Staate  P  a  r  a  n  a  als  Monokultur  auf- 
zuweisen. Der  Mate  oder  Paraguay-Tee  bildet  die  Grundlage  für 
die  Zubereitung  eines  dem  Tee  und  Kaffee  einiger- 
maßen ähnlichen,  erfrischenden  Getränkes, 
dessen  Genuß  ermüdeten  Nerven  Erleichterung  und  dem  Verdauungs- 
apparate Anregung  verschaffen  soll.  Die  Produktion  dieses  Genuß- 
mittels soll  in  Südamerika  ungefähr  500  000  q  umfassen,  was  wohl 
eine  etwas  zu  niedrige  Ziffer  ist.  In  Brasilien  selbst  wird  Mate  außer- 
halb der  Erzeugungsgebiete  wenig  genossen,  da  dort  Kaffee  vor- 
herrscht. Zu  diesen  Gebieten  gehören,  abgesehen  von  Parana,  in 
geringerem  Ausmaße  auch  noch  der  südliche  Nachbarstaat  St.  Ca- 
tharina,  das  noch  südlichere  Rio  Grande  do  Sul  und  das  westliche 
Matto  Grosso  sowie  das  eine  selbständige  Republik  bildende  Paraguay. 
Die  Hauptabnehmer  des  Mate  außerhalb  Südbrasiliens  und  Paraguays 
selbst  sind  die  Nachbarrepubliken  Uruguay  und  Argentinien. 
Außerhalb  der  genannten  südamerikanischen  Verbrauchsgebiete,  so 
namentlich  in  Europa  und  Nordamerika,  kommt  Mate  trotz  leb- 
hafter brasilianischer  Propaganda^)  fast  nur  als  Droge  in  Betracht. 
Während  aber  in  Paraguay,  Matto  Grosso,  Rio  Grande  do  Sul 
und  St.  Catharina  die  Gewinnung  des  Mate  nur  eine  mehr  oder  weniger 
wichtige  Produktion  unter  anderen  Produktionszweigen  und  Aus- 
fuhrerzeugungen ist,  verhält  sich  dies  in  Parana  ganz  anders.  Dort 
hat  die  verhältnismäßig  sichere,  wenn  auch  nicht  gerade  leichte  Ver- 
dienstgelegenheit, die  das  Matesammeln  in  den  Wäldern  gewährt, 
der  Landwirtschaft  die  besten  Kräfte  entzogen 
und  dadurch  eine  relative  Rückständigkeit  und  Unselbständigkeit 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Paranas  gegenüber  anderen  bra- 
silianischen Gebieten  (natürlich  mit  Ausnahme  der  anderen  Mono- 
kulturstaaten selbst)  bewirkt^).  Parana  verfügt  noch  über  riesige 
unbebaute  Flächen  und  zählt  auf  seinem  mehr  als  221  000  km^  um- 
fassenden  Gebiete,   das  an   Größe  Italien  O'hne  Sizilien,   Sardinien 

1)  Der  Staat  Parana  zahlt  sogar  (nach  dem  Jahresberichte  des  österreichisch- 
ungarischen Konsulats  in  Curityba  für  1911,  S.  ii)  für  jedes  Kilogramm  nach  Europa 
oder  Nordamerika  ausgeführten  Mat6s  eine  Prämie  von  100  Reis  (etwa  0,17  Franken) 
an  den  Exporteur. 

2)  Vgl.  andererseits  über  den  verhältnismäßig  sorgfältigen  Schutz  der  Mat6- 
wälder  Paranas  gegen  Raubbau  (im  Gegensatz  zu  der  Wirtschaft  in  den  nordbrasiliani- 
nischen  und  sonstigen  südamerikanischen  Kautschukwäldern)  sowie  über  die  Anlage 
ausgedehnter,  neuer  Mateanpflanzungen  in  Parana  den  J  ahresbericht  des  österreichisch- 
ungarischen Konsulats  in  Curityba  für  1 9 1 1 ,  S.  6. 
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und  Kalabrien  ungefähr  gleichkommt,  nur  etwa  eine  halbe  Million 
Einwohner,  also  etwas  mehr  als  zwei  auf  den  km  2.  Trotzdem  ist 
Parana  hinsichtlich  der  allerwichtigsten  Nahrung  smittel 
wie  Weizen,  Mehl,  Fleisch,  Butter,  Käse  und  sogar  Milch  auf  Zu- 
fuhren von  auswärts  angewiesen.  Weizenmehl  kommt  überwiegend 
aus  dem  nichtbrasilianischen  Ausland,  die  anderen  Nahrungsmittel 
vornehmlich  aus  den  anderen  brasilianischen  Bundesstaaten. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1905  stiegen  die  Matepreise 
in  den  Verbrauchsländern  und  in  Parana  bedeutend,  da  die  wichtigen 
Krzeugungsgebiete  Paraguay  und  Matto  Grosso  von  argen  Über- 
schwemmungen heimgesucht  wurden.  Von  der  Ausfuhr  Paranas  im 
Jahre  1905  nach  dem  nichtbrasilianischen  Auslande  im  Betrage 
von  9,81  Millionen  Milreis  entfielen  9,41  Millionen  nur  auf  Mate. 
Dem  glänzenden  Jahre  1905  folgten  die  minder  günstigen,  aber  auch 
noch  annehmbaren  Jahre  1906  und  1907.  Während  der  letzten  Mo- 
nate des  Jahres  1907  war  aber  die  von  Nordamerika  im  Spätherbst 
ausgegangene  schwere  internationale  Wirtschafts- 
krise bereits  auch  nach  Südamerika  vorgedrungen  und  machte 
die  auswärtigen  Absatzgebiete  Paranas  für  Mate  beträchtlich  weniger 
aufnahmsfähig.  Die  hierdurch  hervorgerufene  Krise  im  Mategeschäft 
und  dem  gesamten  Wirtschaftsleben  Paranas  dauerte  bis  zum  zweiten 
Halbjahre  1909  an.  Erst  zu  diesem  Zeitpunkte  trat  eine  Belebung 
des  Mategeschäftes  und  damit  eine  fühlbare  Erleichterung  des  ge- 
samten Wirtschaftslebens  Paranas  ein. 

)  Im  Jahre  1908  betrug  die  Ausfuhr  Paranas  nach  Gebieten  außer- 
halb Brasiliens  19,52  Millionen  Milreis,  hiervon  Mate  381  120  q  für 
18,32  Millionen,  und  im  Jahre  1909  belief  sich  die  Gesamtausfuhr 
auf  19,44  Millionen  Milreis,  darunter  Mate  399  240  q  für  17,47  Mil- 
lionen. Abgesehen  von  Mate  sind  als  Ausfuhrartikel  Paranas  noch 
Holz,  Zündhölzer,  Bananen,  Bienenwachs  usw.  mit  weit  kleineren 
Beträgen  zu  nennen.  Besonders  bedenklich  ist  aber  für  die  Mate- 
Monokultur  Paranas  folgender  Umstand :  im  Norden  Argen- 
tiniens, des  bisher  wichtigsten  auswärtigen  Absatzgebietes,  werden 
Versuche  mit  dem  systematischen  Anbau  von  Mate  gemacht.  Diese 
Versuche  haben  die  anfängliche  Schwierigkeit,  die  Aussaat  zum 
Keimen  zu  bringen,  bereits  überwunden. 

Bemerkenswert  sind  noch  folgende  Ziffern  (nach  der  „Brazilian 
Review"  vom  7.  Februar  1911):  Die  Mateausfuhr  Paranas  betrug 
im  Jahre  1879/1880  26787  Tonnen;  im  Jahre  1895/1896  wurde  die 
Höchstziffer  von  49  736  Tonnen  erreicht,  im  Jahre  1900 /1901  nur 
25  195  Tonnen,  im  Jahre  1909/1910  wiederum  40  679  Tonnen,  so 
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daß  für  die  nächsten  Jahre  eine  Überschreitung  der  Höchstziffer  von 
1895 /i 896  erwartet  wurde.  Tatsächlich  stieg  die  Mateausfuhr  Paranas 
von  40  679  Tonnen  für  20,34  Millionen  Milreis  im  Jahre  1909 /1910 
auf  45228  Tonnen  für  22,61  Millionen  Milreis  im  Jahre  1910/1911 
(abgeschlossen  Ende  Juni).  Die  Ausfuhrziffern  für  ganz  Brasilien, 
die  allerdings  auch  die  kleinere  Ausfuhr  der  Staaten  St.  Catharina 
und  Rio  Grande  do  Sul  mitumfassen,  hoben  sich  sogar  von  44  162 
Tonnen  für  19,25  Millionen  Milreis  im  Jahre  1904  auf  61  834  Tonnen 
für  29,79  Millionen  Milreis  im  Jahre  1911  und  65  331  Tonnen  für 
35,22  Millionen  Milreis  im  Jahre  1913. 

Die  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1909  beginnende  bessere 
Lage  des  südbrasilianischen  Matemarktes  hielt  auch  während  der 
drei  Jahre  1910 — 191 2  an,  da  sich  der  wichtigste  Absatzmarkt,  näm- 
lich Argentinien  ,  gleichzeitig  in  günstigen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  befand.  Gleichzeitige  revolutionäre  Bewegungen  in 
Paraguay,  dem  Hauptkonkurrenzlande  Paranas  auf  dritten 
Absatzmärkten,  bedeuteten  für  den  südbrasilianischen  Staat  eine  Er- 
leichterung seiner  Mateausfuhr.  Als  aber  Überspekulation  in  Boden- 
werten und  zugleich  die  Rückwirkung  der  von  den  Balkanereignissen 
ausgehenden  großen  internationalen  Krise  des  Jahres  1913  der 
wachsenden  Aufnahmsfähigkeit  des  argentinischen  Marktes  ein  Ende 
bereitete  (etwa  von  der  Mitte  des  Jahres  1913  an)  und  die  dortigen 
unverkäuflichen  Matelager  immer  größer  wurden,  brach,  ähnlich  wie 
im  Spätherbst  1907,  in  Parana  wiederum  die  alle  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse des  Staates  erschütternde  und  verwirrende  Monokulturkrise 
der  Mategewinnung  aus,  und  der  Einfuhrhandel,  die  Einwanderung, 
die  öffentlichen  Arbeiten  gerieten  ins  Stocken.  Bis  April  1914  hatte 
sich  Parana,  trotz  aller  Bemühungen  seiner  Regierung  und  der 
dortigen  Mateinteressenten,  von  diesen  krisenhaften  Verhältnissen 
noch  nicht  erholt. 

Brasilien  hat  durch  seine  diplomatischen  Vertretungen  und  durch 
seine  Propagandakommissionen  für  Ausfuhrwaren  vielfach  bekannt 
gegeben,  daß  auch  Mate  zu  jenen  Artikeln  gehöre,  deren  mäßige 
Verzollung  von  brasilianischer  Seite  mittels  Zollzugeständ- 
nisse vergolten  würde.  In  manchen  lyändern,  so  z.  B.  in  Österreich- 
Ungarn,  unterliegt  Mate  denselben  meist  hohen  Zöllen  wie  der 
chinesisch-indische  Tee.  In  anderen  Staaten  wird  Mate  als  Droge, 
Medizinalpflanze  verhältnismäßig  schwächer  belastet.  So  hatte 
z.  B.  Deutschland  im  Zollgesetz  vom  25.  Dezember  1902  nach  Tarif- 
post 65  einen  Teezoll  von  25  Mark  (seit  Sommer  1909  erhöht  auf 
100  Mark)  für  100  kg,  während  Mate  nach  Tarifpost  34  nur  mit  4  Mark 
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verzollt  wird.  Frankreich  belastet  den  Tee  mit  einem  Minimalzoll 
von  208  Franken  für  100  kg,  während  Mate  zollfrei  eintritt.  Nennens- 
werte Erfolge  scheint  Brasilien  mit  seiner  Propaganda  für  nied- 
rige Matezölle  bisher  nicht  erzielt  zu  haben.  Wo  chinesisch-indischer 
Tee  selbst  zollfrei  ist,  wie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten,  dort  ist 
es  wohl  auch  Mate.  Grundlegend  ist  das  Mategeschäft  selbstverständ- 
lich für  die  handelspolitischen  Beziehungen  Brasiliens  zu  Argentinien 
und  Uruguay. 

Hier  ergibt  sich  sogar  ein  Widerstreit  zweier  Mono- 
kulturen, deren  Interessen  die  brasilianische  Handelspolitik 
zu  vertreten  hat.  Im  Interesse  der  Kaffeeausfuhr  wurden  dem  Haupt- 
absatzgebiete des  brasilianischen  Kaffees,  den  Vereinigten  Staaten, 
dreißigprozentige  Vorzugszölle  für  MehU)  zu- 
gestanden. Die  hierdurch  benachteiligten  argentinischen  Müllereien 
suchen  dem  gegenüber  von  ihrer  Regierung  Vergeltungszölle  für 
den  südbrasilianischen  Mate  zu  erlangen.  Bisher  konnte  aber  Bra- 
silien diese  Vergeltungszölle  durch  die  Drohung  abwehren,  bei  deren 
Einführung  gegen  die  bedeutende  argentinischeFleisch- 
ausfuhr  nach  Brasilien  vorgehen  zu  wollen ;  daß  aber  in 
Brasilien,  einem  an  Weideflächen  so  reichen  Agrarstaate,  eine  Fleisch- 
einfuhr großen  Ausmaßes  sich  überhaupt  als  Notwendigkeit  erweist, 
ist  als  eine  Folgeerscheinung  der  mannigfachen  brasilianischen  Mono- 
kulturen zu  betrachten. 

E.  Die  Heneaaengewinnung  in  Yukatan. 

Noch  vor  der  nordamerikanischen  Krise,  die  im  Spätherbst  1907 
begann,  aber  durch  diese  sodann  verschärft,  hatten  sich  in  der  Er- 
zeugung von  Henequen  (Yukatanhanf  oder  Sisalhanf,  auch  Ixtle) 
im  südlichen  Mexiko  (Yukatan)  sehr  kritische  Verhältnisse  entwickelt^). 
Die  glänzendste  Konjunktur  für  die  schon  seit  etwa  55  Jahren  in 
Yukatan  gewonnene  Henequenfaser  ergab  sich  im  Jahre  1898,  als 
der  spanisch-amerikanische  Krieg  der  nordamerikani- 
schen Bindfadenindustrie  mit  ihrem  Riesenbedarf  für  das  Binden 
der  Garben  den  Bezug  des  Manilahanfes  aus  den  Philippinen  zeit- 


^)  Vgl.  hierüber  Abteilung  IIa  dieses  Kapitels,  Seite  86/87. 

2)  Außer  in  Yukatan  wurde  Henequen  nur  noch  auf  Kuba  in  einigermaßen 
nennenswerten  Mengen  (im  Jahre  19 12  ungefähr  21000  q  oder  ungefähr  1,5  Prozent 
der  gleichzeitigen  JBrzeugung  Yukatans)  gewonnen.  Auch  die  Erzeugung  des  ähn- 
lichen Sisalhanf  es  in  Deutsch- Ostafrika,  auf  Java,  Hawai  und  den  Bahama-Inseln 
kam  im  Jahre  1912  nur  etwa  17  Prozent  der  gleichzeitigen  Henequenerzeugung  gleich. 
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weilig  versperrte.  Damals  stieg  der  Preis  des  Sisalhanfes  in  New  York 
binnen  kurzer  Zeit  von  3 — 4  Dollar  für  100  englische  Pfund  auf 
II  Dollar.  In  Yukatan  hielt  man  die  einer  besonderen  Konjunktur 
entsprechende  Produktion  des  Jahres  1898  (Durchschnittspreis  für 
100  kg  Henequenausfuhr  27,47  mex.  Pesos  gegen  11,65  Pesos  im 
Jahre  1897)  von  ungefähr  420  000  Ballen  (oder  705  450  q)  nicht  nur 
aufrecht,  sondern  erweiterte  sie  sogar  bis  etwa  600  000  Ballen 
(970  000  q)  in  den  Jahren  1904  und  1905.  Bei  großartigver- 
schwenderischem privaten  lyuxus  der  Plan- 
tagenbesitzer und  kaum  minder  verschwenderischer  Ver- 
waltung des  von  ihnen  regierten  Staates  Yukatan  erweiterte  man  die 
Plantagen  beständig  mit  geborgtem  Gelde,  wie  auch  die 
dortigen  umfangreichen  und  glänzenden  öffentlichen  Bauten  gröi3ten- 
teils  mittels  Anlehen  bestritten  wurden.  Von  1902  an  (Durchschnitts- 
preis für  100  kg  Henequenausfuhr  43,37  mex.  Pesos)  wendete  sich  aber 
die  Bahn  nach  abwärts,  und  von  1905  an  erfolgte  Unglück  auf  Unglück : 
völlige  Mißernten  durch  Dürre,  im  Zusammenhange  damit  vernich- 
tende Brände,  heftige  Angriffe  der  nordamerikanischen  Spekulation 
auf  den  Preis  des  Henequen,  Sturz  seiner  New  Yorker  Notierung 
auf  6,87  Dollar  für  100  englische  Pfund  zu  Anfang  Juni  1907  (bei 
einem  Durchschnittspreise  für  100  kg  Henequen  ausfuhr  von  24,68  mex. 
Pesos  im  Jahre  1907  und  von  19,10  Pesos  im  Jahre  1908).  Daraufhin 
entwickelte  sich  in  Yukatan  eine  um  so  bösartigere  allgemeine 
Geschäftskrise,  als  dieser  Staat  (nur  zum  Teil  wegen  seiner 
klimatischen  Verhältnisse)  außer  Henequen  fast  nichts  erzeugt. 
Er  ist  daher  genötigt,  Getreide,  Mehl,  Fleisch  usw.  von  auswärts 
her  zu  beziehen,  und  zwar  zum  Teil  aus  den  anderen  mexikanischen 
Staaten,  zum  sehr  großen  Teile  aber  auch  aus  Nordamerika,  Argen- 
tinien usw.,  was  ein  neuer  Beleg  für  die  den  internationalen 
Verkehr  fördernde  Seite  der  Monokultur  ist.  So  trug  die  Henequen- 
ausfuhr des  Jahres  1900  von  499  634  Ballen  (810  930  q)  22,62  Millionen 
mex.  Pesos  ein,  während  jene  des  Jahres  1908  von  652  498  Ballen 
(l  087  950  q)  einen  Erlös  von  nur  20,78  Millionen  Pesos  ergab. 

Während  der  Krise  des  Jahres  1907  trat  die  mexikanische  Re- 
gierung in  die  Bresche;  sie  stützte  die  durch  die  ungünstigen  Verhält- 
nisse in  Mitleidenschaft  gezogenen  Banken  im  Staate  Yukatan, 
hob  den  Ausfuhrzoll  für  Henequen  auf  und  unternahm,  nach  bra- 
silianischem Muster,  eine  Art  von  Valorisierungsspekula- 
tion  mit  staatlichen  Mitteln.  Die  Regierung  kaufte 
nämlich  für  eine  bedeutende  Summe,  angeblich  15 — 20  Millionen 
Pesos,  Henequenvorräte  auf,  um  es  den  Pflanzern  zu  ermöglichen. 
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in  New  York  wenigstens  einen  Preis  von  sechs  Dollar  für  loo  englische 
Pfund  festzuhalten. 

Diese  Hilfe  der  mexikanischen  Regierung  konnte  aber  nur  den 
völligen  Zusammenbruch  verhüten^  aber  nicht  die  Preise  des  Hene- 
quens  dauernd  auf  den  Stand  der  Jahre  1898 — 1906  zurückbringen, 
zumal  auch  Produktion  und  Ausfuhr  auf  dem  noch  immer  recht 
hohen  Stande  der  Jahre  1903 — 1906  verblieben  und  im  Jahre  1909 
567  427  Ballen  (957  560  q)  und  im  Jahre  1910  558  996  Ballen  (947  890  q) 
betrugen.  So  erfuhr  zwar  im  Jahre  1909  der  Durchschnittspreis  der 
Henequenausfuhr  eine  kleine  Erhöhung  auf  21,11  Pesos  für  100  kg, 
sank  aber  im  Jahre  1910  auf  18,70  Pesos  zurück,  d.  h.  auf  den  tiefsten 
Preis,  der  seit  der  guten  Konjunktur  von  1898  zu  verzeichnen  war. 

Zu  der  schlimmen  Lage  der  Henequen-Monokultur  in  den  Jahren 
1907 — 1910  trug  auch  der  Umstand  bei,  daß  der  Käuferwettbewerb 
der  Garbenbindschnüre  erzeugenden  Fabriken  im  Hauptabsatz- 
gebiete, den  Vereinigten  Staaten^),  durch  Begründung  eines 
großen  Trusts,  der  „International  Harvester  Com p." 
ein  Ende  nahm.  Dieser  Trust  suchte  mit  allen  Mitteln  die  Henequen- 
preise  zu  drücken.  Daher  schlössen  sich  im  Dezember  1910  die 
Pflanzer,  die  von  der  Staatshilfe  nicht  mehr  allzuviel  erwarteten, 
zu  einer  Absatzgenossenschaft,  der  „Compania  de  Hacen- 
dados  Henequeneros  deYukatan"  zusammen.  Diese 
Genossenschaft  suchte  seither  den  Preis  des  Erzeugnisses  zu  halten,  in- 
dem sie  einen  bestimmten  Teil  der  Produktion  ihrer  Mitglieder  über- 
nahm und  im  Bedarfsfalle  auch  belieh.  Ferner  trat  die  Genossen- 
schaft mit  den  Verbrauchern  in  unmittelbare  Verbindung,  um  von 
den  Aufkäufern  in  Yukatan  unabhängig  zu  werden,  suchte  neue 
Absatzgebiete  für  das  Henequen  außerhalb  der  Vereinigten  Staaten 
und  gewährte  den  in  Yukatan  selbst  bestehenden  industriellen 
Unternehmungen  zur  Verwertung  von  Henequen  (eine  Garben- 
bindschnurfabrik,  eine  Sackfabrik,  Spiritusbrennereien  zur  Ver- 
wertung   der    Abfälle    des    Henequen)   Unterstützung. 

Seit  1910  haben  sich  die  Verhältnisse  der  Henequenerzeugung 
im  Staate  Yukatan,  der  mit  seinen  ungefähr  320  000  Einwohnern 
von  dieser  Textilrohstoffgewinnung  völlig  abhängig  ist,  aus  ver- 
schiedenen Gründen  befriedigend  entwickelt.  Vor  allem 
fand  es  die  Landbevölkerung  der  Philippinen  vorteilhafter,  Zucker 


^)  Im  Jahre  1909  gingen  von  insgesamt  567  427  Ballen  (gleich  957  560  q)  523  382 
Ballen  nach  der  Union  und  40  348  nach  Kanada;  im  Jahre  19 10  betrug  die  Gesamt- 
ausfuhr 558  996  Ballen  (gleich  947  890  q),  wovon  die  Vereinigten  Staaten  528  178, 
Kanada  26  723  Ballen  aufnahmen. 

S  c  h  i  1  d  e  r.    n.  9 
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(Zollbegünstigungen  der  nordamerikanischen  Payne-  und  Underwood- 
tarife  von  1909  und  1913 !)  und  Kopra  (internationale  ölpreissteigerung 
der  letzten  Jahre!)  statt  Manilahanf^)  zu  erzeugen.  Von  den  seit 
Herbst  1911  andauernden  mexikanischen  inneren  Unruhen  blieb 
Yukatan  in  seiner  nahezu  insularen  Abgeschlossenheit,  die  durch 
Meeresküsten  und  dichte,  wenig  bewohnte  tropische  Wälder  ge- 
sichert ist,  fast  völlig  unberührt.  Wenn  die  unter  größten  Finanz- 
schwierigkeiten leidende  mexikanische  Zentralregierung  kaum  Hilfe 
bringen  konnte,  so  waren  selbstgeschaffene  Verbände 
der  Henequenpflanzer  und  amtliche  Organisa- 
tionen der  Regierung  des  Staates  Yukatan  um  so 
eifriger  tätig.  Vorläufig  noch  mehr  wohlklingende  Zukunftsmusik 
als  unmittelbare  Erleichterung  der  Henequenunternehmungen  Yu- 
katans  stellen  die  seit  etwa  fünf  Jahren  mit  immer  besseren  Aus- 
sichten betriebenen  Versuche  dar,  die  Abfälle  dieser  Textilrohstoff- 
gewinnung  zu  Alkohol,  Zucker,  Holzstoff  (Papier)  zu  verarbeiten. 

Im  Herbst  1912  nahm  die  zur  Förderung  der  Henequenausfuhr 
im  Mai  1912  eingesetzte  amtliche  Kommission  ein  Darlehen  von  fünf 
Millionen  mex.  Pesos  bei  mexikanischen  Banken  auf,  um  damit 
Valorisierungsoperationen  durchzuführen,  d.  h.  bei 
niedrigeren  Preisen  Vorräte  anzulegen,  die  bei  höheren  Preisen  wieder 
auf  den  Markt  gebracht  werden  sollten.  Der  diesem  Zwecke  dienende 
Fonds  wird  seit  1912,  nach  brasilianischem  Muster,  auch  durch  eine 
Ausfuhrabgabe  von  1,50  Pesos  auf  100  kg  Henequen  gespeist. 
Tatsächlich  erreichte  auch  der  Henequenpreis  in  Progreso  (Haupt- 
hafenplatz Yukatans)  am  23.  Oktober  191 2  die  Höhe  von  3,06  Pesos 
für  die  Arroba  (11,5  kg)  gegen  nur  1,50  Pesos  im  September  1911 
und  schloß  Ende  1912  immerhin  noch  mit  2,75  Pesos  ab. 

Die  Henequenausfuhr  stieg  von  rund  559  000  Ballen 
(947  890  q)  für  17,77  Millionen  Pesos  im  Jahre  1910  auf  rund  681  000 
Ballen  (i  165  473  q)  für  21,53  Millionen  Pesos  im  Jahre  1911  und 
auf  835  400  Ballen  (i  415  600  q)  für  27,55  Millionen  Pesos  im  Jahre 
1912.  Alle  anderen  Ausfuhren  Yukatans  an  Fellen, 
Chicle,  Hölzern  usw.  betrugen  im  Jahre  1912  nur  rund  600  000  Pesos 
gegen  1,89  Millionen  Pesos  im  Jahre  1911.  Von  der  Gesamtein- 
fuhr des  Staates  Yukatan  im  Jahre  1912  von  22,17  Millionen  Pesos 
stammten  aus  den  anderen  mexikanischen  Staaten  9,59  Millionen, 
der  Rest  aus  dem  Auslande.  Das  Hauptnahrungsmittel  Mais  kam 
für  2,15  Millionen  Pesos  vorwiegend  aus  den  Vereinigten  Staaten 

')  Die  Manilahanfgewinnung  auf  den  Philippinen  bewegte  sich  in  den  Jahren 
1909— 19 12  zwischen  160—170000  t  (short  tons  zu  907  kg). 
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und  Argentinien,  während  die  Maisbezüge  aus  Mexiko  selbst  nur 
105  000  Pesos  betrugen.  Auch  Schlachtvieh  mußte  in  größeren  Mengen 
aus  dem  Auslande  bezogen  werden ;  die  unzulängliche  Milchwirtschaft 
war  durch  Einfuhren  von  Butter,  Käse  und  kondensierter  Milch 
zu  ergänzen;  Obst,  Bohnen  usw.  wurden  auch  1912  nur  gerade  für 
den  Verbrauch  der  Landwirte  erzeugt i).  All  dies  stellt  das  her- 
kömmliche Bild  des  Außenhandels  eines  Monokulturge- 
bietes dar. 

Im  allgemeinen  begegnet  zwar  die  Produktion  der  zumeist  nur 
mittels  großen  Arbeitsaufwandes  herzustellenden 
Textilrohstoffe^)  bei  der  Erhöhung  des  lyohniveaus,  die  ein  Land 
der  Erde  nach  dem  anderen  ergreift,  wachsenden,  eine  allmähliche 
Preissteigerung  erzwingenden  Schwierigkeiten.  Nur  die  schärfsten 
internationalen  Krisen  können  die  Wirksamkeit  dieser  Tendenz  zeit- 
weilig unterbrechen.  Nichtsdestoweniger  ist  aus  derartigen,  bisweilen 
eintretenden  Krisenjahren  die  Lehre  zu  ziehen,  daß  sogarTextil- 
monokulturen,  wie  die  des  Henequen  in  Yukatan  oder  der 
Baumwolle  in  Ägypten,  eine  Gefahr  für  jenes  Gebiet  bedeuten, 
das  sich  einer  solchen  Monokultur  unter  Vernachlässigung  anderer 
Handels-  und  Nahrungspflanzen  widmet.  Ein  solches  Land  ist 
eben  in  Ausfuhr  sowie  Einfuhr  in  ungewöhnlich  hohem  Ausmaße 
auf  den  Weltmarkt  oder  gar  nur  auf  einzelne  Weltmarktsgebiete 
angewiesen  und  gerät  in  eine  höchst  unbequeme  Abhängigkeit  von 
den  für  einen  einzelnen  Artikel  geradezu  unberechenbaren  jeweiligen 
Weltmarktskonjunkturen. 

F.    Monokaltnien,  die  nicht  den  größten  oder  doch  einen  stark    überwiegenden  Teil 

der  Weltmarktprodaktion  darstellen,  sondern  nur  dem  betreffenden 

Produktionsgebiete  ihren  Stempel  aofdrücken. 

BieTee-MonokulturCeylons,  die  seit  demjahre  1905  in  ihren  schlimm- 
sten Wirkungen  überwunden  ist,  büdete  ein  Mittelglied  zwischen  den 
die  Weltmarktslage  einzelner  Waren  beherrschenden,  bisher  er- 
örterten Monokulturen  und  jenen  anderen,  die  nur  dem  betreffenden 
Erzeugungsgebiete  ihren  Stempel  aufdrücken.  Dieser  anderen 
Gruppe  der  Monokulturen  gehören  Produktionszweige  an,  die  der 
Weltmarktslage  der  in  Frage  kommenden  Ware  mehr  passiv  zum 
Opfer  fallen,  da  sie  nur  einen  beschränkten  Teil  der  gesamten,  auf 


^)  Nach  dem  Bericht  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats  in  Merida-Progreso 
(für  Yukatan)  über  das  Jahr  19 12. 

*)  Vgl.     hierüber     Abteilung     III    und    IV    der    Anlage    XVI     vorUegenden, 

Bandes. 

9* 
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den  Weltmarkt  kommenden  Erzeugung  umfassen.  Ceylons  Tee- 
produktion tritt  zwar  der  Menge  nach  stark  hinter  der  ostasiatischen 
(China  und  Japan)  zurück.  Doch  dient  die  chinesische  (nur  im  minderen 
Grade  auch  die  japanische)  Teeproduktion  in  immer  höherem  Aus- 
maße dem  Eigenverbrauch,  und  namentlich  die  chinesische 
Teeproduktion  kommt  nur  in  beständig  zurückgehendem  Verhält- 
nisse für  den  Weltmarkt  in  Betracht^);  dagegen  arbeitete  jene  Ceylons 
seit  jeher  für  den  Weltmarkt^).  Erst  in  den  Zeiten  der  Krise 
fing  man  in  Ceylon  und  im  nordostindischen  Teegebiet  Assam  an, 
sich  um  den  Verbrauch  des  Tees  unter  der  indischen  Bevölkerung 
selbst  zu  bemühen.  Doch  wurden  noch  im  Jahre  1912  von  der  indi- 
schen Teeproduktion,  die  damals  296  Mülionen  engl.  Pfund  betrug, 
erst  ungefähr  15  Millionen  Pfund  innerhalb  dieses  316  Millionen- 
Reiches  verbraucht  (abgesehen  von  zehn  Millionen  Pfund 
Einfuhr  minderwertiger  Teesorten  aus  Ceylon  und  China),  und  der 
Selbstverbrauch  Ceylons  ist  natürlich  noch  viel  kleiner.  So  nimmt 
Ceylon  zwar  nicht  in  der  Teeproduktion  überhaupt,  aber  in  der  Aus- 
fuhrerzeugung von  Tee  eine  hervorragende  Stellung  ein. 
Diese  Stellung  würde  geradezu  beherrschend  werden,  wenn  man  zu 
der  Tee-Exportproduktion  Ceylons  auch  noch  die  Indiens  hinzu- 
schlüge^).  Aber  so  wichtig  auch  und  geradezu  entscheidend  die  Tee- 
produktion für  den  nordöstlichen  Winkel  Indiens  ist,  spielt  sie 
im  ganzen  großen  Wirtschaftskörper  des  indischen  316  Millionen- 
Reiches  nur  eine  Nebenrolle. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  auf  Ceylon.  Von  einer  Ausfuhr, 
welche  im  Jahre  1902  (ohne  die  nur  einen  Transitartikel  bildenden 
Kohlen  für  SchifEahrtszwecke)  99,4  Millionen  Rupien  betrug,  ent- 
fielen auf  Tee  nicht  weniger  als  54,3  Millionen,  d.  h.  nahezu  55  Prozent. 
Noch  im  Jahre  1905  machte  die  Teeausfuhr  Ceylons  unter  den  104,5 
Millionen  Rupien  des  Gesamtexportes  (gleichfalls  ohne  Kohlen) 
nicht  weniger  als  59,6  Millionen,  d.  h.  sogar  57  Prozent,  aus,  und  auch 
im  Jahre  1909  entfielen  von  146,9  Millionen  Rupien  Gesamtexport 
auf  die  Teeausfuhr  82,6  Millionen  gleich  ca.  56,2  Prozent. 

1)  Seit  1910  kamen  übrigens  aus  den  chinesischen  Seehäfen  Nachrichten,  daß  die 
dortige  Teeausfuhr  wieder  im  Aufsteigen  begriffen  sei. 

2)  Während  der  Teeanbau  in  Indien  im  Jahre  1835  und  die  indische  Teeausfuhr 
im  Jahre  1838  begann,  stammen  die  Anfänge  des  Teeanbaus  auf  Ceylon  aus  demjahre 
1867,  und  die  ersten  kleinen  Ausfuhren  von  Ceylon-Tee  fielen  ins  Jahr  1873. 

')  In  der  Saison  1912/1913  wurde  die  ganze  auf  den  Weltmarkt  gelangende 
Teemenge  (abzüghch  des  Selbstverbrauches  der  Erzeugimgsländer)  auf  nmd  749  Mil- 
lionen engl.  Pfund  geschätzt,  wovon  axd  Indien  284,5,  ^^^  Ceylon  etwa  191  Millionen 
kamen;  der  kleinere  Rest  verteilte  sich  auf  China,  Japan  mit  Formosa,  Java  usw. 
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Bereits  in  der  am  31.  Mai  vollendeten  Saison  1899/1900  betrugen 
die  Riesenproduktionen  Ceylons  (138  Millionen  englische  Pfund)  und 
Indiens  (175  Millionen)  zusammen  313  Millionen  Pfund,  gegen  bloß 
174  Millionen  Pfund  damaliger  Ausfuhrerzeugung  Chinas,  Japans  und 
Javas  zusammengenommen;  diese  damals  übergroßen  Tee-Erzeugim- 
gen  Ceylons  und  Assams  führten  zu  einer  empfindlichen  Preissenkung 
auf  dem  entscheidenden  Londoner  Teemarkte.  Der  auf  diesem 
Markte  lastende  Druck  verschärfte  sich  noch  durch  den  Umstand, 
daß  die  britische  Regierung  einen  bedeutenden  Teil  der  Kosten  des 
Burenkrieges  dem  Teeverbrauche  auferlegte.  Sie  erhöhte  nämlich 
den  englischen  Teezoll  vom  9.  April  1900  an  von  4  Pence 
für  das  englische  Pfund  auf  6  Pence  und  ließ  den  Tee  zur  Liquidierung 
der  Kriegskosten  seit  dem  20,  April  1904  durch  eine  weitere  Zoll- 
erhöhung auf  8  Pence  beitragen,  die  freilich  schon  vom  i.  Juli  1905 
an  wiederum  auf  sechs  und  vom  14.  Mai  1906  an  auf  fünf  Pence 
zurückgebracht  wurde. 

Die  Pflanzer  auf  Ceylon  begannen  sich  bereits  im  Jahre  1901 
durch  eine  Einschränkung  der  Produktion  mittels 
verminderten  Düngens  und  durch  VerbesserungderQuali- 
t  ä  t  mittels  sorgfältigeren  Pflückens  zu  helfen.  Ferner  wandten  sie 
der  Erzeugung  des  sogenannten  grünen,  in  den  Vereinigten  Staaten 
und  Canada  beliebten  Tees  größere  Aufmerksamkeit  zu,  betrieben 
eine  eindringliche  Reklame  auf  den  verschiedensten  Absatz- 
gebieten und  unterstützten  die  auf  Verminderung  der  Teezölle  ab- 
zielende Agitation  in  Großbritannien,  wofür  ein  eigener  Verein  ge- 
gründet wurde,  nach  Kräften.  Speziell  zu  Reklamezwecken  diente 
in  Ceylon  (ähnlich  auch  in  Britisch-Ostindien)  der  Ertrag  eines 
kleinen  Ausfuhrzolles  auf  Tee,  der  sogenannte  „Tea  cess".  Doch 
wurde  dieser  Zoll  Anfang  1908  von  der  britischen  Regierung,  freilich 
gegen  den  Willen  der  überwiegenden  Mehrheit  der  Teepflanzer 
Ceylons,  aufgehoben.  Auch  bemühten  sich  die  Pflanzer  in  erhöhtem 
Maße  um  Ersatz-  und  Nebenkulturen,  wie  Kokos, 
Kautschuk,  Kampfer  usw.,  unter  denen  namentlich  Kautschuk 
bis  1912  (einschließlich)  große  Erwartungen  rechtfertigte.  Hierzu 
kam  noch  die,  wie  für  Monokulturverhältnisse  bezeichnend,  günstige 
Wirkung  einer  Teemißernte  im  Jahre  1903.  All  dies  zu- 
sammengenommen bewirkte  seit  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1905 
eine  bedeutende  Verbesserung  in  der  Geschäftslage  der  Teekultur 
Ceylons.  Die  Ausfuhr  des  Jahres  1908  betrug  auf  Ceylon  179,4,  im 
Jahre  1909  sogar  192,9  Mülionen  engl.  Pfund,  also  bedeutend  mehr 
als  die  Produktionsziffern  um  die  Wende  vom  19.  zum  20.  Jahrhundert, 
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die  damals  als  bedenkliche  Überproduktion  galten.  Dabei  wurden 
im  Jahre  1908,  obwohl  ein  Jahr  internationaler  Depression,  ange- 
messene Preise  und  schöne  Dividenden  der  Teegesellschaften  Ceylons, 
häufig  über  zehn  Prozent,  verzeichnet. 

Aber  noch  immer  bildet  der  Teebau  einen  empfindlichen 
Teil  des  gesamten  Wirtschaftskörpers  Ceylons.  Wie  sehr  sich  die 
Pflanzer  dessen  bewußt  waren,  zeigte  eben  der  Eifer  an,  womit  sie 
sich  um  Ersatzkulturen  für  Tee  auf  Ceylon  selbst  sowie  in  den  kli- 
matisch ähnlichen  Straits  Settlements  durch  kapitalistische  Beteili- 
gung an  den  dortigen  Kautschukpflanzungen  bemühten.  Seit  191 3 
leidet  sogar  Ceylon  bereits  unter  der  Rückwirkung  der 
monokulturähnlichen  Kautschuk  -  Überpro- 
duktionskrisen in  Nordbrasilien,  Belgisch-Kongo,  Straits 
Settlements  usw.  Der  beständig  wachsende  Teeverbrauch  der  Erde 
konnte  sogar  seit  etwa  einem  Jahrzehnt  weniger  auf  Ceylon  zählen, 
dessen  Erzeugung  in  den  Jahren  1912  und  1913  von  185,4  ^^d  186 
Millionen  englische  Pfund  jene  der  Jahre  1908  und  1909  kaum  über- 
traf, als  vielmehr  auf  Indien.  Die  noch  immer  vorwiegend  aus  Assam 
(und  dem  angrenzenden  Bengalen)  stammende  indische  Teeproduktion 
hob  sich  von  244,5  Millionen  englische  Pfund  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1906 — 1908  auf  268,5  Millionen  im  Jahre  1911  und  295,9  Mil- 
lionen im  Jahre  1912,  während  die  indische  Anbaufläche  von  213,683 
Hektar  im  Jahre  1905  auf  239  535  Hektar  im  Jahre  1912  anwuchs. 
Der  gebesserte  Stand  der  Dinge  ist  auch  daraus  zu  ersehen,  daß 
die  Aktien  einer  Liste  von  170  Indisch-Ceyloner  Teegesellschaften 
am  I.  Dezember  1909  eine  Wertziffer  von  572,  am  i.  Dezember  1913 
eine  solche  von  816  Millionen  Franken  umfaßten  und  am  letzt- 
genannten Tage  wohl  noch  mehr  wert  gewesen  wären,  wenn  nicht 
eine  Reihe  von  Teegesellschaften  durch  Beteiligung  an  Kautschuk- 
pflanzungen Schaden  erlitten  hätte.  Eine  gewisse  Unterstützung 
des  zunehmenden  Teeverbrauches  bilden  noch  die  im  Wachstum 
begriffenen  Teegewinnungen  auf  Java  (im  Jahre  1910  bereits  41  Mil- 
lionen englische  Pfund)  und  in  Japai\  mit  Formosa  (im  Jahre  1911 
92  Millionen  englische  Pfund).  Auf  Ceylon  war  die  Teeausfuhr 
im  Jahre  191 2,  namentlich  durch  Kokoserzeugnisse  und  Kautschuk, 
von  ihrer  noch  im  Jahre  1909  behaupteten  vorherrschenden  Stellung 
mit  mehr  als  der  Hälfte  des  Wertes  des  Ausfuhrhandels  auf  41,9 
Prozent  (von  insgesamt  200,2  Millionen  Rupien)  herabgesunken,  was 
noch  immerhin  einen  bedeutenden  Anteil  darstellt. 

Die  britische  Regierung  kam  der  Teekultur  ihrer  südasiatischen 
Besitzungen  nicht  nur,  wie  bereits  erwähnt,  durch  Ermäßigungen  der 
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Teezölle  in  den  Jahren  1905  und  1906  entgegen,  sondern  bemülit 
sich  auch  schon  seit  langem,  in  den  von  ihr  abgeschlossenen  Han- 
delsverträgen für  den  Tee  Indiens  und  Ceylons  günstigere 
Bedingungen  zu  erwirken,  so  im  letzten  Handelsvertrag  mit  Persien 
vom  9.  Februar  1903^),  ferner  im  britisch -r  umänischen  Handels- 
vertrag vom  31.  Oktober  1905^)  und  in  den  beiden  Handelsabkommen, 
die  am  19.  Februar  1903  von  der  britischen  Regierung  mit  Frank- 
reich bezüglich  Ostindiens  und  Ceylons^)  abgeschlossen  wurden. 
Am  bemerkenswertesten  ist  ein  russisch-  britisches  Abkommen 
von  1908,  in  welchem-  folgende  Zugeständnisse  ausgetauscht  wurden: 
Rußland  beseitigt  die  seit  1903,  in  Wiedervergeltung  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention,  erhobenen  Zuschlagszölle  für  den  Tee  Britisch- 
Ostindiens  und  Ceylons;  Britisch-Ostindien  belastet  den  russischen 
Prämienzucker  nicht  mehr  mit  Ausgleichszöllen. 

• 
Die  Zucker  monokulturen  in  Britisch-West- 
indien,  auf  Mauritius,  Reunion,  Martinique 
und  Guadeloupe,  den  Fidschiinseln*)  usw.  be- 
herrschten zwar  das  Wirtschaftsleben  der  betreffenden  übersee- 
ischen Besitzungen  in  hohem  Ausmaße;  aber  der  Gesamtbetrag 
der  Produktion  dieser  Monokulturgebiete  war  und  ist  noch  immer 
verhältnismäßig  klein  im  Vergleich  zu  jener  der  großen  Zucker- 
erzeugungen in  Mitteleuropa  und  Rußland,  auf  Cuba  und  Java. 
Bekanntlich  hat  die  hilflose  Lage  der  westindischen 
Pflanzerkolonien  ohne  nennenswerten  inneren  Markt  für 
Chamberlains  Vorgehen  gegen  den  Prämienzucker  (Brüsseler  Zucker- 
konvention vom  5,  März  1902)  eine  bedeutsame  moralische  Unter- 
stützung geboten.  Femer  lieferten  die  trostlosen  Verhältnisse,  die 
sich  inMauritiusin  der  zweiten  Hälfte  der  1890  er  Jahre  heraus- 
gebildet hatten,  einen  der  wirksamsten  Gründe  für  die  indischen 
Ausgleichszölle  vom  März  1899^).    Auch  im  günstigeren  ersten  Jahr- 

1)  Vgl.  Abteilung  VIII  des  VIII.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden 
Buches,   Seite   322/323. 

2)  Vgl.  Abteilimg  I  des  II.  Kapitels  und  Abteilung  XIV.  des  V.  Kapitels  im 
I.  Bande  vorliegenden  Buches,  Seite  55  und  187  sowie  Abteilung  V  der  Einleitung 
des  II.  Bandes  Seite  32. 

3)  Vgl.  XI.  Abteilung  des  III.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches, 
Seite  102  und  Abteilung  IV  der  XIX.  Anlage  im  II.  Bande. 

*)  Die  an  und  für  sich  monokulturähnliche  Zuckererzeugung  auf  Hawai  imd 
Portorico  bildet  wegen  der  Zugehörigkeit  dieser  Inseln  zu  dem  riesigen  Zoll-  und 
Wirtschaftsgebiete  der  Vereinigten  Staaten  eben  nur  eine  lokale  Eigentümlichkeit. 

5)  Die  Arbeiter  in  den  Zuckerplantagen  auf  Mauritius  waren  damals  imd  sind 
noch  derzeit  zum  weitaus  überwiegenden  Teile  eingewanderte  Inder. 


136  III.   Die  Monokultur  in  der  Weltwirtschaft. 

zehnt  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  bestand  die  Ausfuhr  von  Mauritius 
bis  auf  geringe  Werte  von  Vanille,  Aloefaser  und  Kokosnußöl  durch- 
wegs aus  Zucker  und  Zuckerprodukten. 

Die  Lage  von  Britisch-Westindien  war  um  die  Wende 
vom  19.  zum  20.  Jahrhundert  besonders  bedenklich,  weil  die  in  den 
dortigen  politischen  Körperschaften  vorherrschenden  Zuckerpflanzer 
(insbesondere  in  Britisch-Guayana)  jeder  anderen,  auch  im  Klein- 
betriebe möglichen  Kultur  widerstrebten,  der  sich  die  bisher  im 
Zuckerrohranbau  tätigen  Arbeitskräfte  hätten  zuwenden  können. 
Die  Zuckerpflanzer  befürchteten  nämlich,  hierdurch  ihre  bisherige 
wirtschaftliche  und  politische  Vormachtstellung  unter  den 
dortigen  Gesellschaftsklassen  zu  verlieren.  Dieses  auch  in  anderen 
Monokulturgebieten  nicht  selten  anzutreffende  sozialeMoment 
erörtert  eingehend  Max  Schippel  in  seinem  Ostern  1903  er- 
schienenen Buche  „Zuckerproduktion  und  Zuckerprämien"  (Seite 
227  ff.).  Sogar  auf  dem  englischen  Absatzmarkte  sank  die  Einfuhr 
von  Zucker  aus  Britisch-Westindien  von  2,7  Millionen  cwts  (zu 
50*803  kg)  im  Jahre  1883  auf  800000  cwts  im  Jahre  1900  und  erreichte 
im  Jahre  1905  erst  wieder  1,2  Millionen  cwts.  Bekanntlich  machte 
die  Brüsseler  Zuckerkonvention  dem  schwersten  Übel, 
unter  dem  Britisch-Westindien,  aber  auch  Mauritius,  Britisch-Ost- 
indien  usw.  litten,  ein  Ende,  und  zwar  war  dies  die  völlige  Zerstörung 
jeglicher  Kreditgrundlage  infolge  der  Furcht  des  Kapitals- 
marktes vor  neuerlichen  Erhöhungen  der  Zuckerprämien.  Auch 
gewährte  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  wenigstens  einzelnen  der 
britisch-westindischen  Kolonien  eine  sehr  nötige  Frist,  in  Ruhe 
und  nicht  inmitten  wirtschaftlichen  Zusammenbruchs  den  Über- 
gang zum  Betriebe  anderer  Kulturen  (d.h.  der  Polykultur)  zu  finden, 
unter  denen  insbesondere  zu  nennen  wären:  Bananen,  Orangen, 
Kakao,  Baumwolle,  Reis,  Kokosnüsse,  Gewürze,  Kaffee,  Balata- 
gummi  usw. 

Einige  Daten  mögen  das  hier  im  allgemeinen  Dargestellte  erläutern : 
Noch  1881 — 1883  notierte  der  Rohrzucker  auf  dem  britischen  Markte 
20 — 22  Schilling  für  den  englischen  Zentner  (zu  50 '803  kg);  Mitte 
der  neunziger  Jahre  war  diese  Notierung  bereits  auf  10 — 11  Schilling 
herabgesunken  und  hat  sich  auch  seither  trotz  der  Brüsseler  Kon- 
vention, abgesehen  von  Mißernte-  und  Spekulationsperioden  wie 
1904/1905,  über  dieses  Niveau  kaum  erhoben.  Schippel  stellt  (auf 
Seite  225  seines  früher  zitierten  Werkes)  den  Anteil  der  Aus- 
fuhr von  Erzeugnissen  des  Zuckerrohres  (Zucker, 
Rum,  Melasse)   am  Gesamtexport  Britisch  Westindiens  im 
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Jahre  1896  folgendermaßen  dar:  Ausfuhr  aller  Kolonien  (ausschließ- 
lich der  nicht  hierher  gehörigen  Bahama-  und  Bermudasinseln 
sowie  Britisch-Honduras,  aber  einschließlich  von  Britisch-Guayana) 
6  106  000,  hiervon  Zuckerrohrerzeugnisse  3  251  000  Pfund  Sterling, 
d.  h.  53  Prozent.  Schon  diese  Ziffer  ist  arg  genug,  wenn  man  bedenkt, 
daß  diesen  kleinen  Inseln  ein  großer  innerer  Markt  in  weit  höherem 
Grade  fehlt  als  etwa  dem  brasilianischen  Riesenreiche;  sie  wird  aber 
noch  bedenklicher,  wenn  man  das  schon  damals  zur  Polykultur 
übergegangene  und  auch  durch  Fremdenverkehr  geförderte  J  a  - 
m  a  i  c  a^)  sowie  die  Goldausfuhr  von  Britisch-Guayana  ausscheidet, 
wobei  sich  ergibt :  Gesamtausfuhr  3  945  000,  Ausfuhr  von  Zucker- 
erzeugnissen 2  951  000  Pfund  Sterling,  d.  h.  75  Prozent.  Dabei 
bestand  in  Britisch-Guayana,  Antigua,  St.  Kitts-Nevis  und  Barbados 
bis  auf  wenige  Prozent  die  gesamte  Ausfuhr  aus  Zuckerrohrerzeug- 
nissen, auf  St.  Lucia  zu  74,  St.  Vincent  zu  42,  Montserrat  zu  62, 
Trinidad  zu  57  Prozent. 

Diese  Situation  hatte  sich  bis  zum  Fiskaljahr  1904/1905,  nach 
jahrelangen,  systematischen  Anstrengungen,  von  der  Zuckermono- 
kultur abzukommen 2),  bereits  einigermaßen  verbessert.  Die  Gesamt- 
ausfuhr Britisch--Westindiens  (ohne  Jamaica,  Bahama 
und  Bermudasinseln)  betrug  6,194  Millionen  Pfund  Sterling,  dartmter 
2,966  Millionen  Zuckerrohrerzeugnisse,  d.  h.  ca.  47,8 
Prozent;  freilich  wäre  dieser  Prozentsatz  ohne  den  Asphalt  Trinidads 
sowie  das  Gold  Britisch-Guayanas  beträchtlich  höher.  Noch  immer 
waren  die  Gebiete  Britisch-Westindiens,  abgesehen  von  Jamaica, 
in  höherem  Grade  Zucker-Monokultur länder,  als  etwa  Brasilien 
Kaffee-Monokulturland  ist.  Nach  der  das  Fiskaljahr  1 904/1 905  be- 
treffenden Handelsstatistik  bewegte  sich  die  Abnahme  des  Anteils 
der  Zuckerrohrerzeugnisse  an  der  Gesamtausfuhr  der  einzelnen 
hierher  gehörigen  Gebiete  seit  1896  in  Prozent :  für  das  wichtige  kon- 
tinentale Britisch-Guayana  von  70,5  bloß  auf  68,2  (im  Jahre  1911 
wieder  72,1),  für  Barbados  von  97  auf  68  (im  Jahre  1911  63,5),  St.  Lucia 
freilich  von  74  auf  31*4  (doch  im  Jahre  191 1  46  Prozent  nach  Aus- 
scheidung der  Bunkerkohle  als  Durchfuhrware),  St.  Vincent  von  42 

1)  Auf  Jamaica  fiel  im  Zeiträume  1881 — 1911  der  Anteil  von  Zucker  im^d  Rum 
an  der  Gesamtausfuhr  von  46,3  auf  12  Prozent;  gleichzeitig  stieg  der  Anteil  der  Früchte 
(insbesondere  Bananen  und  Südfrüchte)  von  4  avif  58,5,  der  von  Kakao  von  fast  nichts 
auf  1,-j  Prozent.  Im  Jahre  191 1  entfiel  fast  die  Hälfte  der  74,32  Millionen  Franken 
umfassenden  Ausfuhr  Jamaicas  auf  Bananen  allein. 

2)  Hier  wären  zu  erwähnen:  die  nicht  erfolglosen  Bemühungen,  auf  Barbados, 
St.  Lucia  und  St.  Vincent  den  Baumwollanbau  auszudehnen;  die  bedeutenden  Erfolge, 
die  auf  Trinidad  mit  dem  Anbau  von  Kakao  erzielt  wurden  usw. 
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auf  21,7,  Trinidad  von  57  avi  30  (aber  auch  im  Jahre  1909  wiederum 
29  Prozent)  usw. 

Es  ist  begreiflich,  daß  unter  solchen  Verhältnissen  im  Sommer 
1907  die  Nachricht  von  der  Absicht  der  großbritannischen  Regierung, 
die  Brüsseler  Zuckerkonvention  zu  kündigen,  in 
Britisch-Westindien  ein  aus  Entrüstung  und  Besorgnis  vor  dem  Neu- 
erstehen der  europäischen  Zuckerausfuhrprämien  gemischtes  Gefühl 
hervorrief.  Namentlich  in  Britisch-Guayana  machte  sich  diese 
Empfindung  in  Protestresolutionen,  Depeschen  des  Gouverneurs  nach 
London  usw.  lyuft.  Tatsächlich  hat  die  Rücksicht  auf  Britisch- 
Westindien,  Mauritius,  Fidschi-Inseln  usw.  nicht  wenig  dazu  bei- 
getragen, daß  auch  die  seit  Ende  1905  am  Ruder  befindliche  liberale 
britische  Regierung  an  der  zweiten  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom 
28.  August  1907  teügenommen  hat,  die  bis  i,  September  1913  lief. 
Von  der  dritten  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  17.  März  1912, 
die  bis  zum  i.  September  1918  läuft,  hat  sich  die  englische  Regierung 
zwar  zurückgezogen,  was  in  den  britischen  Rohrzuckerkolonien 
sehr  übel  aufgenommen  wurde,  hat  aber  Ende  Mai  1913  erklärt, 
daß  sie  nach  wie  vor  den  Grundsätzen  dieser  Konvention  wohl- 
wollend gegenüberstehe  und  insbesondere  dem  Rohrzucker  im  all- 
gemeinen oder  jenem  der  britischen  Kolonien  im  besonderen  keine 
Vorzugszölle  einzuräumen  gedenke. 

Der  den  Weltverkehr  fördernde  Charakter  der 
Monokulturen  kommt  bei  der  Kleinheit  dieser  zumeist  insu- 
laren Zollgebiete  noch  deutlicher  zum  Ausdruck  als  bei  größeren 
lyändern,  wie  Brasilien,  Griechenland,  Algerien  usw.  Die  Einfuhr 
Britisch-Westindiens  umfaßt  nicht  nur  Fabrikate  aller  Art,  wie  in 
tropischen  Kolonialgebieten  mit  unentwickelter  Industrie  nicht  anders 
zu  erwarten  ist,  sondern  auch  gerade  in  verhältnismäßig  bedeutenden 
Mengen  Nahrungsmittel  in  Fabrikatenform  und 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse,  die  noch  Rohstoff-Charakter  tragen, 
so  Molkereiprodukte  und  Buttersurrogate,  lebende  Tiere,  Fleisch, 
Fische,  Schmalz,  Mehl,  Bier,  Spirituosen  und  Weine,  frische  Gemüse, 
Tabak,  Bau-  und  Nutzholz  usw. 

Da  man  es  aber  mit  Kolonialgebieten  ohne  selb- 
ständige Entscheidung  über  ihre  Handels- 
politik^)  zu  tun  hat,  kommt  die  zweite  Art  einigermaßen  zu 

^)  Im  Jahre  igio  war  in  Großbritannien  freilich  viel  die  Rede  davon,  die  insu- 
laren und  kontinentalen  Besitzungen  der  britischen  Krone  in  Westindien  zu  einer 
einheitlichen  Commonwealth  oder  Dominion  mit  weitgehender  Autonomie,  nach 
dem  Muster  Australiens,  Südafrikas,  Kanadas,  zu  machen.  Seither  ist  es  aber  von 
diesen  Plänen  wieder  still  geworden. 
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kurz,  in  welcher  die  Monokulturländer  auf  den  Weltverkehr  anregend 
zu  wirken  pflegen,  nämlich  die  Gewährung  zolltarifarischer  Zuge- 
ständnisse verschiedenster  Art  für  Zollerleichterungen,  die  das 
Ausland  den  Spezialprodukten  der  Monokulturländer  einräumt. 
Immerhin  schloß  Großbritannien  für  seine  westindischen  Besitzungen 
mit  den  VereinigtenStaaten  einen  Vertrag  vom  i.  Februar 
1892  ab,  worin,  im  Austausch  gegen  die  im  Mac  Kinley-Tarife 
von  1890  angebotene  Zollfreiheit  für  Zucker  und  entsprechend  ent- 
gegenkommende Behandlung  einiger  anderer  westindischer  Erzeug- 
nisse (Kaffee,  Häute  usw.),  die  Vereinigten  Staaten  wiederum 
für  ihre  Ausfuhrwaren  verschiedene  wichtige  Zugeständnisse  er- 
hielten. In  Erwiderung  des  Wilsontarifes  von  1894,  der  die 
Zollfreiheit  für  Zucker  beseitigte,  kündigte  zwar  die  Londoner 
Regierung  diesen  Vertrag.  Aber  bereits  im  Juni  1899  wurden  von 
den  Regierungen  in  London  und  Washington  fünf  Verträge  hinsicht- 
lich einzelner  westindischer  Besitzungen  Englands  auf  Grund  von 
Artikel  IV  des  Dingleytarifes  (von  1897)  vereinbart.  Darin 
erhielten  die  britischen  Besitzungen  Zollermäßigungen  insbesondere 
für  Zucker  und  Südfrüchte,  wofür  die  Vereinigten  Staaten  zahlreiche 
wertvolle  Zugeständnisse  für  Nahrungsmittel  und  Fabrikate  ein- 
tauschten. Diese  Verträge  traten  zwar  nicht  in  Kraft,  da  ihnen, 
gleich  allen  anderen  auf  Grund  des  Artikels  IV  des  Dingleytarifes 
abgeschlossenen  Abmachungen,  vom  Washingtoner  Senat  ein  hart- 
näckiger Widerstand  entgegengesetzt  wurde;  doch  benimmt  diese 
erfolgreiche  Gegnerschaft  den  erwähnten  Verträgen  nichts  von  ihrer 
Bedeutung  als  Kennzeichen  der  in  Monokulturländern  üblichen 
Tendenz  zugunsten  einer  entgegenkommenden  Handelspolitik. 

Von  größerer  praktischer  Bedeutung  erschienen  aber  von  vorn- 
herein die  Verhandlungen,  welche  die  kanadische  Regierung 
mit  einigen  in  der  Zuckerproduktion  hervorragenden  britischen 
Antillen  angeknüpft  hatte,  damit  diese  die  schon  seit  1898  bestehenden 
kanadischen  Vorzugszölle  für  Zucker  aus  Britisch-Westindien  durch 
gleichartige  Zollmaßregeln  vergelten  mögen.  Diese  Unterhandlungen 
zwischen  Kanada  und  den  einzelnen  Bestandteilen  Britisch-West- 
indiens  führten  tatsächlich  zu  den  kanadisch-britisch 
westindischen  Verträgen  vom  9.  April  1912,  die  am 
2.  Juni  1913  in  Kraft  traten,  und  zwar  mit  unbedingter  Gültigkeit 
für  zehn  Jahre  (sodann  ein  Jahr  nach  Kündigung)  für  Trinidad, 
Britisch-Guayana,  Barbados,  St.  Lucia,  St.  Vincent,  Antigua,  St 
Kitts,  Dominica,  Montserrat,  Grenada.  Für  die  Bahamainseki, 
Bermuda,    Britisch-Honduras   und    Jamaica    wird    das   Abkommen 
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nur,  insoweit  Begünstigungen  in  Kanada  in  Frage  kommen,  für 
drei  Jahre  in  Kraft  gesetzt.  Hierbei  ist  es  der  kanadischen  Regierung 
insbesondere  um  Jamaica  zu  tun,  das  durch  die  Zollbefreiungen  des 
Underwood-Tarifes  der  Vereinigten  Staaten  (vom  3,  Oktober  1913) 
für  Zucker  und  Bananen  zwar  von  einigen  seiner  schwersten  Sorgen 
hinsichtlich  seiner  Handelsbeziehungen  zur  Union  befreit  wurde, 
aber  nach  wie  vor  auf  den  Markt  der  Union  angewiesen  bleibt  und 
durch  Retorsionszölle  der  Vereinigten  Staaten  schwer  getroffen 
werden  könnte.  Der  kanadisch-westindische  Vertrag  enthält  eine 
lange  Liste  von  Waren,  die  bei  Herkunft  aus  Kanada  in  den  west- 
indischen Gebieten  zwanzigprozentige  Vorzugszölle  genießen,  darunter 
zahlreiche  Fabrikate  und  auch  Nahrungsmittel  in  Fabrikatenform, 
wofür  Kanada  dem  Zucker,  allerdings  auch  noch  einer  Reihe  anderer 
tropischer  Erzeugnisse  und  Südfrüchte  Britisch-Westindiens  zwanzig- 
prozentige Vorzugszölle  gewährt.  Seit  Juni  1913  waren  bereits  nam- 
hafte Fortschritte  der  kanadischen  Ausfuhrindustrien  auf  den  Märkten 
Britisch-Westindiens,  unter  Zurückdrängung  der  Vereinigten  Staaten, 
zu  verzeichnen. 

Ähnliches  wäre  auch  von  der  dichtbevölkerten,  kulturell  und 
wirtschaftlich  hochstehenden  britischen  Inselkolonie  Mauritius 
im  Indischen  Ozean  zu  sagen.  Dort  umfaßte  z.  B.  im  Jahre  1905 
die  gesamte  Ausfuhr  57,9  Millionen  Franken,  hiervon  Zucker  und 
Melasse  54,8  Millionen,  während  im  ungünstigen  internationalen 
Depressionsjahre  1908  die  Gesamtausfuhr  55,8,  die  der  Zucker- 
produkte 50  Millionen  Franken  betrug.  Die  Einfuhr  von  Mauritius 
erstreckt  sich  noch  mehr  als  jene  Britisch-Westindiens  auf  die  ver- 
schiedensten Fabrikate  und  auch  Nahrungsmittel  in  Fabrikatenform, 
sowie  auf  agrarische  Rohstoffe.  Begreiflicherweise  kam  Mauritius 
durch  die  mit  der  europäischen  Prämien  Wirtschaft  zusammenhängende 
Zuckerkrise  in  eine  solche  Bedrängnis,  daß  die  Regierung  den  Pflanzern 
im  Jahre  1902,  knapp  vor  dem  Inslebentreten  der  rettenden  Brüsseler 
Zuckerkonvention  und  trotz  bereits  dreijähriger  Dauer  der  hilfreichen 
indischen  Ausgleichszölle,  mit  einem  Darlehen  von  5  Millionen  Franken 
aushelfen  mußte.  Die  Zuckergewinnung  der  Insel  stieg  von  un- 
gefähr anderthalb  Millionen  q  zu  Beginn  des  zwanzigsten  Jahr- 
hunderts auf  2,2 — 2,5  Millionen  q  (von  Mißernten  abgesehen)  in 
den  letzten  Jahren. 

Es  würde  zu  weit  führen,  all  dies  noch  eingehend  am  Beispiele 
anderer  Zucker-Monokulturgebiete,  wie  dem  der  französischen  Be- 
sitzungen Reunion,  Martinique,  Guadeloupe,  der 
britischen   Fidschi-  Inseln   usw.    darzutun.      Nur   beiläufig   sei 
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folgendes  bemerkt:  Die  Ausfuhr  der  Fidschi-Inseln  im  Stillen  Ozean 
betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  190g — 191 1  27,16  Millionen 
Franken,  darunter  Zucker  und  Melasse  17,66  Millionen  oder  65  Prozent. 
Von  der  Gesamtausfuhr  der  französischen  Antillenkolonie  Guadeloupe 
von  24,05  Millionen  Franken  im  Jahre  1910  und  20,24  Millionen 
Franken  im  Jahre  1911  entfielen  auf  Zucker,  Rum  und  Melasse  in 
beiden  Jahren  ungefähr  75  und  80  Prozent.  Die  zweite  große  fran- 
zösische Antillenkolonie  Martinique  hatte  im  Jahre  1911  eine  Aus- 
fuhr von  22,58  Millionen  Franken  zu  verzeichnen,  darunter  83,4 
Prozent  Zucker.  Die  französische  Mascareneninsel  Reunion  (östlich 
von  Madagaskar  wie  ihre  britische  Nachbarinsel  Mauritius)  wies 
im  Jahre  1911  eine  Gesamtausfuhr  von  25,29  Millionen  Franken  auf, 
woran  Zucker  und  Rum  mit  ungefähr  70,5  Prozent  beteiligt  waren; 
das  ungünstigere  Jahr  191 2  ergab  eine  Ausfuhr  von  16,11  Millionen 
Franken  mit  einem  Anteile  für  Zucker  und  Rum  von  etwa  63,7  Prozent. 

#  * 

« 

Im  Anschlüsse  an  die  soeben  besprochenen  Zuckermonokulturen 
ist  es  von  Interesse,  darauf  hinzuweisen,  daß  der  Anbau  der  als 
Ersatz  für  dasZuckerrohr  empfohlenen  und  verwendeten 
Handelspflanzen  auf  einzelnen  Inseln  Britisch-Westindiens  bereits 
zur  Monokultur  geworden  ist.  Es  sind  dies  vorläufig 
noch  überwiegend  prosperierende  Monokulturen,  und  zwar  insbesondere 
Bananen  und  Kakao. 

So  betrug  z.  B.  bereits  im  Jahre  1908  die  gesamte  Anbaufläche 
von  J  a  m  a  i  c  a  ,  abgesehen  von  den  Weideländereien,  241  000  Acres, 
gleich  etwa  964  km^  bei  einer  Gesamtfläche  der  Insel  von  10  896  km^. 
Von  diesen  241  000  Acres  entfielen  auf  Bananenpflanzungen  60  000 
Acres  oder  240  km^  (im  Jahre  191 1  betrugen  die  Bananenpflanzungen 
bereits  82  436  Acres  oder  330  km^  bei  insgesamt  273  047  Acres  oder 
1092  km^  Anbaufläche).  Eine  Überproduktion  in  Bananen^) 
ist  aber  auf  den  Antilleninseln  um  so  leichter  möglich,  als  die  an  der 
Bananeneinfuhr  interessierten  Geschäftskreise  des  wichtigsten  Absatz- 
gebietes, nämlich  der  Vereinigten  Staaten  (United  Fruit  Comp.), 
die  Gewinnung  der  Bananen  in  den  mittelamerikanischen 
Kleinstaaten  nach  Kräften  zu  fördern  suchen.  Doch  sind 
Bananen  nicht  nur  als  Genußmittel,  Handelspflanze,  sondern,  zu- 
mindest für  die  Tropen ,  auch  als  Nahrungspflanze  zu 
betrachten,    wodurch   ihre    Unterwerfung    unter    die  Eigentümlich- 


1)  Vgl.  über  den  Anteil  der  Bananen  an  der  Ausfuhr  Jamaicas  Anmerkung  i 
auf  Seite  137. 
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keiten  des  Monokultur  Verhältnisses  (vgl.  Seite  68)  überhaupt 
zweifelhaft   würde,    wie  eben   für  Getreide,    Reis,    Kartoffeln  e.  c. 

Es  ist  bezeichnend  für  die  handelspolitischen  Ten- 
denzen der  Monokulturländer,  daß  sich  im  ersten  Halbjahre  1910, 
als  die  kanadische  Regierung  mit  den  einzelnen  autonomen 
Gebieten  Britisch-Westindiens  bezüglich  einer  Erwiderung  der  kanadi- 
schen Vorzugszölle  unterhandelte,  zwei  Gruppen  ergaben :  die  Gebiete, 
in  denen  noch  immer  die  Zuckerproduktion  vorherrschte, 
wie  Guayana,  Barbados,  Antigua  usw.,  waren  geneigt,  den  kanadi- 
schen Wünschen  zu  willfahren;  jene  Inseln,  die,  wie  Jamaica  in  der 
Produktion  von  Bananen  oder  wie  Trinidad  und  Grenada, 
in  der  von  Kakao  hervorragten,  verhielten  sich  kühler,  da  sie  im 
Falle  der  Gewährung  von  Vorzugszöllen  für  kanadische  Waren  Retor- 
sionen der  Vereinigten  Staaten,  wenn  auch  wahrscheinlich  mit 
Unrecht,  befürchteten.  Schließlich  gelang  es  Kanada,  wie  bereits 
(siehe  Seite  139)  erwähnt  wurde,  fast  alle  wichtigeren  Gebiete  von 
Britisch-Westindien  (mit  Ausnahme  vorläufig  von  Jamaica)  für  die 
Gegenseitigkeitsverträge  vom  9.  April  19 12  zu  gewinnen. 

Mindestens  ebenso  wichtig  wie  der  Anbau  von  Bananen  ist  für 
einzelne  Gebiete  Britisch  Westindiens  die  Kakaokultur  ge- 
worden. Bereits  im  Jahre  1904/1905  bestand  die  Ausfuhr  von  Trini- 
dad dem  Werte  nach  zu  ungefähr  42,5  (im  Jahre  1909  sogar  zu 
64,6)  und  die  ven  Grenada  sogar  zu  85  Prozent  (im  Durchschnitt 
der  Jahre  1909 — 1911  zu  86,8  Prozent  von  insgesamt  7,07  Millionen 
Franken)  aus  Kakao.  Überdies  sind  die  Kakaoernten  auch  für  das 
wirtschaftliche  Wohl  Ekuadors  und  der  portugiesischen  Insel 
St.Thome  im  Meerbusen  von  Guinea,  der  britischen  G  o  1  d  - 
k  ü  s  t  e  von  entscheidender  Bedeutung  und  auch  für  Brasilien, 
Venezuela,  Dominikanische  Republik  usw.  von  großer  Wichtigkeit. 

Kakao  war  aber  gerade  einer  jener  Welthandelsartikel,  welche, 
mittels  unbefriedigender,  unlohnender  Preise  und  schleppenden  Ab- 
satzes, von  der  internationalen  Depression  empfindlich 
in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden,  die  im  Spätherbst  1907  von  den 
Vereinigten  Staaten  ausging  und  sich  dann  bis  tief  ins  Jahr  1909 
hinein  fast  auf  die  ganze  Kulturwelt  erstreckte.  Die  Länder,  Inseln 
und  Landesteile,  die  während  der  ersten  Jahre  des  zwanzigsten  Jahr- 
hunderts und  in  noch  früherer  Zeit  den  Kakaoanbau  mit  einer  ge- 
wissen Einseitigkeit  entwickelt  hatten,  erschienen  nunmehr  plötzlich, 
wenn  auch  nur  vorübergehend,  mit  finanziell  unsicher  gewordenen 
Monokulturen  behaftet.  Als  eine  besonders  unangenehme  Über- 
raschung kam  die  Krise  von  1907 — 1909  einzelnen  britischen  Antillen, 
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der  früher  genannten  portugiesischen  Insel  St.  Thome  sowie  nament- 
lich Ekuador  und  Brasilien,  d.  h.  dem  nordbrasilianischen  Staat 
Bahia. 

In  Brasilien  erblickte  man  in  dem  Kakaoanbau  ein  Hilfsmittel, 
um  die  Aktivseite  der  Handelsbilanz  nicht  so  ausschließlich  auf 
die  zwei  Erzeugnisse  Kaffee  und  Kautschuk  zu  begründen,  erzeugte 
aber  in  B  a  h  i  a  (zum  kleineren  Teile  noch  in  einigen  anderen  Staaten) 
bereits  nahezu  ein  Fünftel  der  Weltproduktion ^). 

In  Ekuador  betrug  im  Hauptkrisen  jähr  1908  die  Gesamt- 
ausfuhr 26,6  Millionen  Sucres  (i  Sucre  =  2  Schilling  =  2,52  Franken), 
darunter  Edelmetall  und  Münzen  3,55  Millionen  Sucres,  Kakao 
32,12  Millionen  Kilogramm  für  17,74  Millionen  Sucres;  im  Jahre  1911 
entfielen  von  den  26,07  Millionen  Sucres  der  Gesamtausfuhr  Ekuadors 
auf  Kakao  16,10  Millionen.  In  der  britischen  Goldküsten- 
Kolonie  (Westafrika)  belief  sich  die  Kakaoausfuhr  im  Jahre  1907 
auf  13,18  Millionen  Franken  bei  einer  Gesamtausfuhr  von  35,33 
Millionen  Franken,  also  auf  mehr  als  37  Prozent;  im  Jahre  191 1 
umfaßte  Kakao  ungefähr  zwei  Drittel  des  Wertes  der,  ohne  Edel- 
m^etalle  und  iMünzen,  auf  60,85  Millionen  Franken  gestiegenen  Ausfuhr 
der  Goldküste.  Bereits  im  Laufe  des  Jahres  19 10  hatte  sich  zwar  der 
internationale  Kakaomarkt  vom  Tiefstande  der  Jahre  1908  und  1909 
erholt.  Es  woirde  aber  während  der  Krisenjahre  sichtbar,  daß 
auch  die  prosperierenden  Kakaomonokulturen 
auf  den  Antilleninseln,  in  St.  Thome,  in  Ekuador,  Bahia  usw.  in 
eineMonokulturimschlimmenSinnedesWortes 
übergehen  können. 

Obwohl  die  Kakaopreise  bereits  im  Jahre  19 10  eine  namhafte 
Besserung  erfahren  hatten,  tauchten  im  Herbst  1912  sowohl  in  Bra- 
silien, d.  h.  namentlich  in  Bahia,  als  auch  in  Ekuador  Pläne 
auf,  eine  Kakaovalorisierung  nach  dem  Muster  der  bra- 
silianischen Kaffevalorisierung,  gestützt  auf  Staatshilfe  und  Ausfuhr- 
zölle, durchzuführen.  Man  rechnete  hierbei  nicht  nur  wechselseitig 
auf  die  Beihilfe  Ekuadors  oder  Bahias,  sondern  auch  auf  die  Unter- 
stützung Portugals,  das  durch  die  kleine  afrikanische  Insel 
St.  Thome  zu  den  bedeutendsten  Kakaoerzeugungsgebieten  der  Erde 
gehört.  Zur  Durchführung  dieser  Valorisierungspläne  kam  es  aber 
aus  folgenden  Gründen  nicht :  Ekuador,  Brasilien  und  St.  Thome 
zusammen  stellen  in  der  Kakaogewinnung  keinen  so  bedeutsamen 

^)  Trotzdem  betrug  die  brasilianisclie  Kakaoausfuhr  der  Jahre  19 12  und  1913 
von  22,97  und  23,90  Millionen  Milreis  (i  Milreis  =  1,68  Franken)  nur  2  und  2,5  Prozent 
der  gesamten  gleichzeitigen  Ausfuhr  Brasiliens. 
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Faktor  dar  wie  in  der  Kaffeeproduktion  die  mittelbrasilianischen 
Staaten  allein.  Das  Ergebnis  des  Kakaoanbaues  auf  der  ganzen  Erde 
wurde  für  das  Jahr  1911  auf  244  545  t  (zu  1000  kg)  geschätzt,  woran 
Ekuador  mit  39  500,  St.  Thome  mit  35  000  und  Brasilien  mit  34  994  t, 
also  alle  drei  mit  109  494  t  oder  44,8  Prozent  der  Gesamterzeugung 
beteiligt  waren;  dagegen  entfielen  im  Jahre  1911  auf  die  Goldküste 
40  357  t,  auf  das  gleich  St.  Thome  ebenfalls  nicht  sehr  große  Trinidad 
21 220 1,  auf  die  Dominikanische  Republik  19  828 1,  auf  Venezuela  17  381 1 
usw.  Daher  erklärte  die  brasilianische  Bundesregierung,  die  um  die 
Garantie  eines  Kakaovalorisierungs-Anlehens  angegangen  wurde,  das 
Interesse  Brasiliens  am  Kakao  sei  nicht  größer  als  das- 
jenige mehrerer  anderer  Länder,  weshalb  besondere  Opfer  des  brasiliani- 
schen Staatsschatzes  nicht  gerechtfertigt  seien.  Abgesehen  vom 
brasilianischen  Bunde  waren  aber  weder  der  Staat  Bahia  noch 
Ekuador  oder  Portugal  finanziell  leistungsfähig  genug,  um  dem 
Valorisierungsunternehmen  gewachsen  zu  sein.  Überdies  ist  Kakao 
keineswegs  eine  Dauerware  wie  Kaffee.  Im  tropischen  Klima 
verdirbt  Kakao  binnen  weniger  Monate,  und  sogar  in  Lissabon  kann 
er  sich  nur  ein  bis  zwei  Jahre  brauchbar  erhalten. 

Auf  welch  gesunder  Grundlage  eines  beständig  rasch 
anwachsenden  Verbrauches  die  Kakaogewinnung  trotz  des  Scheiterns 
dieser  Valorisierungspläne  beruht,  geht  daraus  hervor,  daß  sie  von 
110  000  t  im  Jahre  1901  auf  150  444  t  im  Hochkonjunktur] ahre 
1907  und,  nach  Überwindung  der  Krise  in  den  Jahren  1908  und  1909, 
auf  244  545  t  im  Jahre  1911  steigen  konnte.  Nicht  nur  mit  minder 
ergiebigen  Ernten  des  Jahres  1912  in  einzelnen  wichtigen  Erzeugungs- 
gebieten, wie  Bahia  und  Trinidad  (Gesamternte  im  Jahre  191 2 
immerhin  230  000  t),  sondern  wohl  auch  mit  dieser  beständigen 
Verbrauchssteigerung  mag  wohl  folgendes  merkwürdige  Vorkommnis 
zusamm^enhängen :  das  internationaleKakaogeschäft  wurde  weit  weniger 
als  von  der  im  Spätherbst  1907  ausgebrochenen  Krise  von  jenen  doch 
weit  schärferen  internationalen  krisenhaften  Zuständen  betroffen, 
die  sich  im  Anschlüsse  an  die  beiden  Balkankriege  von  1912/1913 
entwickelten  und  bis  in  das  Jahr  1914  hinein  erstreckten.  Erst  gegen 
Ende  1913  machte  sich  eine  gewisse  Abschwächung  des  Geschäfts« 
ganges  in  Kakao  bei  minder  gut  behaupteten  Preisen  bemerkbar. 
Allerdings  war  die  Kakaoernte  der  Erde  im  Jahre  1913  größer  als 
im  Jahre  1912. 

* 
Um  die  Wende  der  Jahre  1907  und  1908  begannen  auch  jene 
Unternehmer,  die  sich  in  Nordbrasilien  mit  der  Kautschuk- 
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suche  für  die  Exporteure  in  Para  und  Manaos  beschäftigten,  zu  klagen, 
sie  könnten  ihre  Tätigkeit  in  den  ungesunden  Wäldern  am  Amazonen- 
strome und  seinen  Nebenflüssen  nicht  mehr  fortsetzen,  da  die  Preise 
des  Kautschuks  infolge  der  damaligen  internationalen  Geschäftskrise 
zu  tief  gesunken  seien.  Während  sich  die  Kautschukpreise  von  der 
Mitte  der  1880  er  Jahre  an  bis  Ende  1912  im  allgemeinen  zwischen 
4 — 5  sh  für  ein  englisches  Pfund  „fine  hard  Para"  bewegten,  sanken 
sie  Ende  Februar  1908  auf  den  Tiefpunkt  von  2  sh  9  d  herab.  Die 
nordbrasilianischen  Staaten  Amazonas  und  Para  (teil- 
weise auch  der  mehr  südlich  gelegene  Staat  Matto  Grosso)  haben 
seit  den  1860  er  Jahren  ihr  Wirtschaftsleben  noch  viel  ausschließ- 
licher auf  das  Kautschuksammeln  begründet,  als  Sao  Paulo  das  seinige 
auf  den  Anbau  von  Kaffee.  Besonders  nach  Amazonas  müssen  die 
nötigsten  Lebensmittel,  die  leicht  im  Lande  selbst 
gewonnen  werden  könnten,  wie  Mehl,  Reis,  Bohnen,  Kaffee,  Zucker, 
teils  aus  den  anderen  brasilianischen  Staaten,  teils  auch  aus  dem 
Zollauslande  eingeführt  werden.  Sogar  das  Holz  zur  Anfertigung 
der  Kautschukkisten  wurde  bis  zum  Jahre  1910  zum  größten  Teüe 
aus  den  Vereinigten  Staaten  nach  dem  waldreichen  Amazonas  ge- 
bracht. Durch  die  Kautschukgewinnung  werden 
eben  die  schon  an  und  für  sich  nicht  sehr  zahl- 
reichen Arbeitskräfte  von  anderer  Beschäfti- 
gung abgelenkt.  Begreiflicherweise  war  der  Sturz  der  Kaut- 
schukpreise im  Jahre  1908  für  Amazonas  und  Para  ein  schwerer 
Schlag,  weshalb  dort  mancherlei  Pläne  zur  Erörterung  gelangten, 
im  Kautschukgeschäft  mit  staatlicher  Hilfe,  nach  dem  Muster  der 
brasilianischen  Hilfsaktion  für  den  Kaffee  (Kaffeevalorisierung), 
wiederum  günstigere  Zustände  herbeizuführen. 

Die  Sachlage  war  für  Nordbrasilien,  wo  die  Kautschukgewinnung 
vorwiegend  auf  okkupatorischem  Wege  vor  sich  geht,  um  so 
schlimmer,  als  die  seit  Beginn  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  im 
Süden  Asiens  in  ausgedehntem  Maße  angelegten  Kautschuk- 
plantagen weit  billiger  produzieren.  Der  erwähnte  Tiefstand 
der  Preise  von  Ende  Februar  1908  für  fine  hard  Para  und  ähnlichen 
Plantagenkautschuk  von  2  Schilling  9  Pence  für  das  englische  Pfund 
gleich  y,y  Franken  pro  Kilogramm  wäre  zwar  auch  für  die  südasiati- 
schen Kautschukpflanzungen  bereits  etwas  weniger  lohnend  ge- 
wesen. Aber  bei  den  höheren  Preisen  von  5  Schilling  für  das  englische 
Pfund  gleich  14  Franken  pro  Kilogramm,  den  die  genannte  Kautschuk- 
sorte im  weiteren  Verlauf  des  Jahres  1908  wieder  erreichte,  konnten 
die  Plantagen  ganz  gut  bestehen,  während  dieser  Preis  für  die  müh- 

Schilder.    n.  10 
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seligere  und  kostspieligere,  allerdings  auch  technisch  sehr  rückständige 
okkupatorische  Gewinnungsart  in  Nordbrasilien  fast  schon  zu  niedrig 
ist.  Nach  fachmännischen  Darlegungen  aus  den  Jahren  1912  und 
191 3  soll  nämlich  der  Selbstkostenpreis  in  Nordbrasilien 
2  Schilling  6  Pence  für  das  englische  Pfund  oder  7  Franken  für  i  kg 
ausmachen  und  im  frachttarifarisch  noch  ungünstiger  liegenden  Peru 
sogar  3  Schilling  für  das  englische  Pfund  oder  8,4  Franken  für  i  kg 
betragen.  Dagegen  werden  die  Selbstkosten  des  Plantagenkautschuks 
zumeist  nur  mit  i  Schilling  bis  i  Schilling  6  Pence  für  i  englisches 
Pfund  (2,80 — 4,25  Franken)  oder  höchstens  mit  2  Schilling  {5,60 
Franken)  in  minder  günstigen  Lagen  angegeben. 

Als  in  den  Jahren  1909  und  1910  die  scharfe  internationale  Krise 
abzuflauen  begann,  die  um  die  Wende  der  Jahre  1907  und  1908  zuerst 
in  Nordamerika  ausgebrochen  war,  schlugen  die  Kautschuk- 
preise sehr  bald  wieder  eine  ansteigende  Richtung 
ein.  Zum  Teil  auch  unter  dem  Einflüsse  von  spekulationslüsternen 
Außenseitern  des  Kautschukgeschäftes  wurde  am  19.  April  1910 
die  phantastische. Ziffer  von  12  Schilling 5  Pence  für  i  englisches  Pfund 
fine  hard  Para  oder  29,2  Franken  für  i  kg  erreicht.  Aber  bereits 
Ende  Dezember  1910  war  der  Kautschukpreis  (5  Schilling  5  Pence 
für  I  englisches  Pfund  oder  15,2  Franken  für  i  kg)  vom  langjährigen 
Durchschnittsstande  nicht  mehr  weit  entfernt. 

Versuche  der  Regierung  von  Para,  mit  Hilfe  von  Anleihen, 
Bevorschussung  von  Kautschukvorräten,  Ausfuhrzöllen  auf  Kaut- 
schuk eine  Valorisierung  dieses  Erzeugnisses  herbeizuführen, 
wie  sie  vom  Staate  Sao  Paulo  zugunsten  des  Kaffees  gerade  damals 
mit  gutem  Erfolge  durchgeführt  wurde,  blieben  aus  mehreren  Gründen 
erfolglos:  erstens  beherrschte  Para  (Nordbrasilien)  als  Produzent 
den  Kautschukmarkt  bei  weitem  nicht  in  gleichem  Ausmaße,  wie 
Sao  Paulo  (Mittelbrasilien)  den  Kaffeemarkt;  sodann  war  die  Finanz- 
kraft  des  Staates  Para  weit  geringer  als  jene  des  Staates  Sao  Paulo; 
auch  machte  sich  bereits  damals  die  Furcht  vor  den  Kautschuk- 
plantagen in  Südasien  (Ceylon,  malayische  Halbinsel, 
Holländisch-Ostindien),  den  deutschen  Kolonien,  Mittelamerika  usw. 
bemerkbar,  deren  Erzeugung  zwar  im  Jahre  1910  noch  weit  hinter 
der  Gewinnung  von  Wildkautschuk  aus  den  tropischen  Wäldern 
zurückgeblieben  war,  aber  nach  der  Größe  der  Plantagen  binnen 
weniger  Jahre  ein  bedeutendes  Wachstum  voraussehen  ließ;  femer 
wurden  die  damaligen,  nicht  ganz  erfolglosen  Laboratoriumsversuche 
betreffend  die  synthetische  Darstellung  von  Kautschuk 
gewaltig  überschätzt,  insoweit  ihre  baldige  Überführung  in  die  groß- 


i 


Einzelne  Monokulturen  (Kautschuk).  147 

industrielle  Praxis  in  Betracht  kam ;  endlich  zeigte  die  brasiliani- 
sche Bundesregierung  bei  der  Kautschukvalorisierung 
nicht  die  gleiche  Entschlossenheit  wie  bei  der  Kaffeevalorisierung 
seit  1907,  und  die  „Bank  von  Brasilien"  wurde  bereits  Ende  April 
1911  mit  Vorschüssen  zurückhaltend.  So  konnte  zwar  durch  die 
Anfangsstadien  der  Kautschukvalorisierung  und  die  vergrößernden 
Gerüchte  darüber  eine  vorübergehende  Preissteigerung  erzielt 
werden,  die  Mitte  März  1911  mit  7  Schilling  i  Pence  für  i  englisches 
Pfund  oder  19,8  Franken  für  i  kg  ihren  Höhepunkt  erreichte.  Aber 
im  weiteren  Verlaufe  der  Jahre  1911  und  1912  bewegten  sich  die 
Kautschukpreise  wiederum  zumeist  zwischen  4 — 5  Schilling  für  ein 
englisches  Pfund;  dies  entsprach  zwar  dem  langjährigen  Durch- 
schnitt und  ließ  den  nordbrasilianischen  wie  zentralafrikanischen 
Wildkautschukunternehmungen  noch  die  Möglichkeit  bürgerlichen 
Gewinnes  übrig,  sagte  ihnen  aber,  nach  der  Verwöhnung  durch  die 
Hochpreise  des  Jahres  1910,  nicht  mehr  zu. 

ImLaufe  des  Jahres  1913  trat  aber  eine  empfindliche  Verschlimme- 
rung ein,  da  der  Wettbewerb  des  südasiatischen 
und  sonstigen  Plantagenkautschuks  von  tadelloser  Be- 
schaffenheit einen  erschreckendenUmfang  annahm.  Noch 
die  Plantagenkautschukgewinnung  des  Jahres  1908  von  1800  t 
bei  einer  Gesamtproduktion  an  Kautschuk  von  65  000  t  war  kaum 
nennenswert.  Bereits  im  Jahre  1911  machte  der  Plantagenkautschuk, 
14  500  t,  etwa  19  Prozent  der  Gesamtproduktion  von  76  000  t 
aus;  im  Jahre  1912  wuchs  der  Plantagenkautschuk  schon  auf  27  500  t 
innerhalb  der  Gesamtgewinnung  von  100  000  t  an ;  für  das  Jahr 
1913  wird  die  Erzeugung  von  Plantagenkautschuk  gar  auf  45-  bis 
50  000  t,  bei  einer  Gesamtproduktion  von  ungefähr  115  000  t, 
also  auf  ungefähr  40 — 44  Prozent,  geschätzt. 

•  Vielleicht  wären  auch  bei  dieser  ungeahnt  raschen  Zunahme 
der  Gewinnung  von  Plantagenkautschuk  die  Selbstkosten 
des  südasiatischen  Kautschuks  für  die  Preisbildung 
nicht  so  rasch  maßgebend  geworden,  wenn  nicht  im  Jahre  1913 
die  Weltwirtschaft  durch  tiefgehende  politische 
Störungen  (die  beiden  Balkankriege,  die  mexikanische 
Krise,  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Kampf  um  den 
Zolltarif  sowie  die  Bekämpfung  der  großen  Trusts  und  Eisen- 
bahnen) unter  schwerem  Druck  gehalten  worden  wäre.  Wie  fast 
allen  anderen  Warenmärkten  fehlten  auch  dem  Kautschukmarkt 
die  zur  Aufrechthaltung  der  Preise  notwendigen  Geldmittel, 
und      die      internationale      Wirtschaftskrise      drückte      auf      den 
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Kautschukverbrauch  in  der  Elektrotechnik,  Fahrrad-  und  Automobil- 
fabrikation usw. 

Die  mehr  oder  minder  praktischen  Abhilfsvorschläge 
einer  erweiterten  Anwendung  des  Kautschuks 
(Ersatz  für  Linoleum  und  Lincrusta-Wandbekleidung ;  Bodenbelag 
für  Zimmer,  namentlich  in  Banken,  Spitälern  usw.;  Pflasterung  von 
Höfen,  Brücken,  ja  sogar  von  Straßen)  haben  eben  jene  niedrigen 
Preise  zur  Voraussetzung,  welche  die  nicht  etwa  mit  Gründungskosten  zu 
sehr  belasteten  Kautschukplantagen  in  Südasien,  nicht  aber  die 
Wildkautschukunternehmungen  in  Nordbrasilien  und  Zentralafrika 
aushalten  können. 

Sogar  auf  der  malayischen  Halbinsel  (mit  Rück- 
wirkung auch  auf  Ceylon)  brach  unter  den  teurer  arbeitenden  oder 
mit  Gründungsspesen  zu  sehr  belasteten  Kautschukgesellschaften  eine 
Art  von  Monokulturkrise  aus.  Daher  dürften  sich  auch 
jene  phantastischen  Ziffern  kaum  bewahrheiten,  wonach,  gemäß  dem 
Zeitpunkte  des  Nutzbarwerdens  der  erst  in  den  letzten  Jahren  ange- 
legten Plantagen,  für  1916  eine  Plantagenkautschukgewinnung  von 
170  000  t,  für  1919  eine  solche  von  300  000  t  zu  erwarten  sei. 

Unter  solchen  Umständen  sank  der  Preis  von  fine  hard  Para 
für  I  englisches  Pfund  von  3  Schilling  6V2  Pence  zu  Ende  März  1913 
unter  einigen  Schwankungen  allmählich  auf  3  Schilling  i  Pence  zu 
Ende  Dezember  1913  herab,  hat  auch  während  der  ersten  Monate 
des  Jahres  1914  keine  steigende  Richtung  eingeschlagen  (Kautschuk- 
preis am  24.  April  1914  nur  2  Schilling  11^/4  Pence),  und  sogar  die 
früher  als  Aushilfsmittel  hochgeschätzte  Kautschukregeneration 
(im  Jahre  1913  auf  25  000  t  geschätzt)  wird  bereits  als  störender  Wett- 
bewerb empfunden.  Die  Beseitigung  der  Konkurrenz  des  mexikani- 
schen Guayule-Kautschuks  (zuletzt  etwa  12  000  t  jährlich)  seit 
1912  durch  die  dortigen  Unruhen  ging  spurlos  vorüber.  ♦ 

Die  von  den  südamerikanischen  und  afrikanischen  Wildkaut- 
schuk-Gebieten im  Jahre  1913  versuchten  Hilfsmittel  bestanden, 
abgesehen  von  Begünstigungen  neu  einzurichtender  Kautschuk- 
pflanzungen, vorwiegend  in  Ermäßigungen  der  Ausfuhr- 
zölle und  der  Frachtsätze  auf  den  Verkehrsstraßen  (na- 
mentlich Eisenbahnen)  des  eigenen  Landes.  Diese  Hilfsmittel  waren 
zwar  selbstverständlich,  erwiesen  sich  aber  als  unzulänglich  und  gleich- 
zeitig sehr  verlustbringend  für  die  Finanzen  der  betroffenen  Staaten. 
An  Valorisierungsoperationen  wurde  bei  dem  trost- 
losen Zustand  des  internationalen  Geldmarkts  in  der  Zeit  vom  Herbst 
191 2  bis  Sommeri9i4  kaum  gedacht;  solche  Operationen  hätten  auch 
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ohne  diesen  hinderlichen  Umstand  bei  der  Zersplitterung  der  Wild- 
und  Plantagenkautschukproduktion  über  zahlreiche  selbständige 
Länder  und  Kolonien  die  größten  Schwierigkeiten  geboten.  In  den 
ersten  Monaten  des  Jahres  1914  wurde  ein  starker  Rückgang  der 
internationalen  Wildkautschuk-Produktion,  namentlich  jener  von 
Nordbrasilien  und  Belgisch-Kongo  (letzteres  seit  der  zweiten  Hälfte 
der  1880  er  Jahre  gleichfalls  gewissermaßen  ein  Monokulturgebiet 
für  Wildkautschuk)  erwartet. 


Als  die  schwere,  im  Spätherbst  1907  von  Nordamerika  ausge- 
gangene internationale  Wirtschaftskrise  im  Laufe  des  Jahres  1908 
wie  so  vieles  andere  auch  die  Textilindustrien  und  Textilstoffge- 
winnungen  in  ihren  Wirbel  gezogen  hatte,  begann  man  inÄgypten 
von  einer  Baumwollmonokultur  zu  sprechen.  Da  in  der 
Baumwollsaison  1909/1910  die  dieser  Textilfaser  gewidmete  Boden- 
fläche Ägyptens  1,53  Millionen  Feddan  (i  Feddan  =  42  Ar),  der 
gesamte  bebaute  Boden  7,06  Millionen  Feddan  betrug,  stehen  also 
Baumwollkulturen  und  gesamte  Anbaufläche  im  Verhältnisse  von  i 
zu  4.  Auch  setzt  sich  die  gesamte  ägyptische  Ausfuhr  bis  auf  wenige 
Prozent  aus  Baumwolle  und  Baumwollerzeugnissen  (Cottonöl,  Cotton- 
ölsaat,  Cottonölkuchen)  zusammen.  Allerdings  waren  weit  mehr 
spezifisch  ägyptische  Zustände^)  als  allgemeine  Weltmarktsverhält- 
nisse daran  schuld,  daß  die  unbefriedigende  Lage  der  dortigen  Baum- 
woUproduktion  bis  in  den  Sommer  1910  hinein  andauerte,  obwohl 
die  Weltmarktpreise  dieses  unentbehrlichen  Textilrohstoffes  bereits 
im  Jahre  1909  eine  scharf  aufsteigende  Richtung  eingeschlagen  hatten 

Bemerkenswert  ist  es,  wie  wenig  die  doch  weit  schärfere  Krise 
von  1913/1914,  die  von  den  beiden  Balkankriegen  1912/1913  ihren 
Ausgang  nahm,  den  Weltmarktpreisen  der  Baumwolle  im  allgemeinen 
und  dem  ägyptischen  Monokulturlande  im  besonderen  anhaben 
konnte.  Es  ist  dies  ein  ähnlicher  Fall  wie  (vgl.  Seite  144)  jener  der 
Kakaomonokulturen  und  dürfte  damit  zusammenhängen,  daß  der 
überwiegende  Teil  der  Baumwollgewinnung  der  Erde  noch  immer 
auf  die  Südstaaten  der  Union  entfällt;  dort  hat  aber  die 
Landbevölkerung  bereits  wirtschaftliche  Schulung  genug,  um 
einigermaßen  minder  lohnende  Preise  mit  Verminderung  der  Anbau- 
flächen, weniger  sorgfältiger  Düngung  usw.  zu  beantworten. 


^)  Vgl.  Abteiltmg  III  des  VII.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden   Buches,  be- 
sonders Anmerkimg  i   auf  Seite  246'und  Anmerkung  2    auf  Seite  251. 
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Viertes    Kapitel. 

Die  „Improvisa"  in  der  Weltwirtschaft. 

I.  Begriffsbestimmung  der  ,,Improvisa"  als  unerwarteter,  im  regel- 
mäßigen Gange  der  Dinge  zum  mindesten  nicht  mit  Genauigkeit  voraus- 
berechenbarer Vorkommnisse  unerfreulicher,  öfters  sogar  katastrophaler 
Art  innerhalb  der  einzelnen  Volkswirtschaften;  die  Improvisa  beein- 
flussen das  relative  Verhältnis  zwischen  der  für  das  Inland  arbeitenden 
Nationalproduktion  und  dem  internationalen  Handelsverkehre  zugunsten 

des  letzteren. 

Längere  Ausführungen  im  Kapitel  „Freihandelstendenz  der 
Ausfuhr erzeugungen  usw."  (siehe  Abteilung  IV  des  II.  Kapitels  im 
I.  Bande)  und  in  der  Anlage  „Verbrauchseinengung  und  Außen- 
handelsbewegung in  hochschutzzöUnerischen  lyändem"  (Anlage  IV 
im  II.  Bande)  sind  der  auf  den  ersten  Blick  erstaunlichen  Behauptung 
gewidmet,  eine  verhältnismäßig  bedeutende  Ent- 
wicklung des  Außenhandels,  und  zwar  bedeutend 
im  Vergleiche  zu  der  für  den  eigenen  Bedarf  arbeitenden  Inlands- 
produktion, werde  durch  ein  maßloses  Hoch- 
schutzzöllnertum  begünstigt.  Denn  ein  derartiges 
HochschutzzöUnertum,  in  Verbindung  mit  einem  wohlorganisierten 
Kartellwesen,  mit  agrarischen  und  industriellen  Ausfuhrprämien  usw., 
verringere  durch  zollgeschützte  hohe  Preise  den  Inlandsverbrauch 
und  damit  auch  die  Absatzmöglichkeiten  der  für  diesen  Verbrauch 
arbeitenden  Nationalproduktion  in  weitgehendem  Maße;  dagegen  sei 
dieses  handelspolitische  System  nicht  imstande  und  des  öfteren  nicht 
einmal  willens,  die  Einfuhren  von  allerlei  mehr  oder  weniger  wertvollen 
industriellen  Rohstoffen  (einschließlich  jener  für  Erzeugung  von 
Nahrungs-  und  Genußmitteln),  von  Maschinen,  weiter  zu  verarbeiten- 
den Chemikalien  sowie  sonstigen  einfacheren  Fabrikaten,  von  Futter- 
und  Dungmitteln  zu  hemmen.  Ferner  würden  eben  durch  die  erwähnte 
Verbrauchseinengung  auf  dem  Inlandsmarkte  hochschutzzöUnerischer 
Länder  manche  Produktionszweige  genötigt,  sei  es  auch  mit  geringem 
Verdienst  und  zu  wenig  lohnenden  Preisen,  den  Weltmarkt  aufzu- 
suchen, da  ihnen  der  Inlandsmarkt  zu  wenig  Absatz  biete. 
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Eine  auf  den  ersten  Blick  ähnlich  paradox  wirkende  Behauptung 
wäre  hinsichtlich  gewisser  Erscheinungen  und  Vorkommnisse  auf- 
zustellen, die  nachfolgend  als  „Improvisa"  bezeichnet 
werden  sollen.  Unter  „Improvisa"  (Einzahl  „Improvisum")  sind 
unerwartete,  im  regelmäßigen  Gang  der 
Dinge  zum  mindesten  nicht  mit  Genauigkeit 
vorausberechenbare  Vorkommnisse  innerhalb 
der  einzelnen  Nationalwirtschaften  zu  verstehen. 
Diese  Vorkommnisse  sind  wenigstens  einzelnen  Krei- 
sen der  betroffenen  Volkswirtschaft  uner- 
freulich, öfters  sogar  für  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Wirt- 
schaftssubjekte des  betreffenden  Volkskörpers  geradezu  katastro- 
phal. Zum  Ausdruck  aller  dieser  Beziehungen  ist  wohl  das  knappe 
fremdsprachige  Wortbüd  geeigneter  als  irgendeine  langatmige 
deutsche  Wortzusammensetzung.  Von  diesen  „Improvisa"  wäre  nun 
zu  sagen:  Die  ,,Improvisa"  beeinflussen  das  ziffernmäßige  Verhältnis 
zwischen  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion 
und  dem  internationalen  Handelsverkehr  zugunsten  des  letzteren;  sie 
sind  als  ein  den  internationalen  Verkehr  belebendes  Moment  aufzufassen. 


II.  Einzelne  Gruppen  der  Improvisa:  soziale  Erscheinungen  oder 
Menschenwerk  —  Naturvorkommnisse,  soziale  Erscheinungen  mehr 
aktiver  und  mehr  passiver  Art;  gelegentliches  Ineinanderfließen  der 
Unterscheidung  zwischen  sozialen  Erscheinungen,  namentlich  solchen 
mehr  passiver  Art,  und  Naturvorkommnissen. 

Unter  den  Improvisa  wären  zwei  Hauptgruppen  zu 
unterscheiden :  i.  solche,  die  als  Menschenwerk  oder  s.  o  z  i  a  1  e 
Erscheinungen  zu  bezeichnen  sind  und  2.  Naturvor- 
kommnisse. Innerhalb  der  erstgenannten  Gruppe  ist  eine 
Sonderung  wahrnehmbar:  a)  Improvisa  mehr  aktiver  Art,  wie  Krieg 
nebst  den  verwandten  Erscheinungen  der  Kolonialexpedition,  Em- 
pörung, ;Mobilisienmg ;  plötzliche  Zollveränderimgen  (letztere  bisweüen 
Folgewirkung  irgend  eines  anderen  Improvisums) ;  Streiks,  Aus- 
sperrungen, passive  Resistenz,  sonstige  Arbeiterbewegung;  gewisse 
spekulative  Eingriffe  einer  mächtigen  Hand  in  die  Marktverhältnisse 
irgend  eines  Welthandelsartikels;  b)  Improvisa  mehr  passiver 
Art,  die  auf  irgend  ein  Geschehenlassen,  öfters  auch  auf  ein  schuld- 
haftes Geschehenlassen  zurückzuführen  sind,  wie  Arbeitermangel 
(etwa  durch  imerwartet  mächtige  Auswanderung),  Waggonmangel, 
Kohlenmangel  usw. 
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Unter  den  Naturvorkommnissen,  die  als  Improvisa  zu 
bezeichnen  sind,  wären  zu  nennen :  Mißernten,  insbesondere 
auch  schlechte  Weinlesen  und  Hopfenernten,  ferner 
Dürren  und  Regenmangel,  Freilich  werden  die  beiden 
letztgenannten  Improvisa  nicht  selten  durch  nachlässige  oder  völlig 
unterbliebene  Forstpolizei,  Wildbachverbauung,  Flui3regulierung  e.  c. 
gewissermaßen  schuldhaft  herbeigeführt,  und  das  gleiche  gilt  nicht 
selten  von  Überschwemmungen.  Überhaupt  darf  nicht  über- 
sehen werden,  daß  die  Unterscheidung  zwischen  jenen  Improvisa, 
die  als  Menschenwerk  oder  soziale  Erscheinungen  aufzufassen  sind, 
und  jenen  anderen,  die  als  Naturvorkommnisse  bezeichnet  werden, 
nur  relativer  Art  ist.  Denn  auch  Mißernten  können  dadurch 
eine  ungemeine  Verschärfung  erfahren  oder  vielleicht  überhaupt 
erst  zur  Entstehung  gelangen,  daß  die  arbeitskräftige  Bevölkerung 
den  Feldern  durch  irgendein  anderes,  mit  Absicht  herbeigeführtes 
Improvisum  sozialer  Art,  etwa  durch  Krieg  oder  innere  Unruhen, 
ferngehalten  wird. 

Weltwirtschaftlich  sehr  bedeutsam  ist  es  aber,  daß  unter  Umstän- 
den auch  überreiche,  preissenkende  Ernten  als 
ein  die  einzelnen  Volkswirtschaften  erschütterndes,  den  Außenhandel 
belebendes  Ereignis  (Improvisum)  wirken  können.  Ein  Ereignis 
verwandter  Art  bilden  die  mit  unerwarteter  Mächtigkeit  auftretenden 
Rohölausbrüche,  durch  welche  die  betroffenen  Petroleum- 
industrien und  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Petroleum- 
distrikte zeitweüig  in  Verwirrung  gebracht  werden.  Es  handelt  sich 
hier  um  ein  eigentümliches  Zusammentreffen  menschlicher  Tätigkeit 
(Erdölbohrungen)  und  kaum  berechenbarer  geologischer  Verhältnisse. 
Sodann  sind  noch  zu  nennen :  Erdbeben,  Vulkanaus- 
brüche, Stürme,  große  Brände,  insbesondere  Fabriks- 
brände oder  Brände  größerer  Städte,  Epidemien,  Änderungen  der 
Fischzüge  an  den  Seeküsten  usw. 

Speziell  große  Brände  sind  wohl  nur  selten  auf  Natur- 
ereignisse, wie  Blitzschlag,  Selbstentzündung,  Erdbeben  (in  San 
Francisco  im  Jahre  1906),  sondern  weit  häufiger  auf  Nachlässig- 
keiten (auch  Vernachlässigung  der  Blitzableiter-Einrichtungen)  oder 
Verbrechen  zurückzuführen.  Erdbeben  sind  zwar  sicherlich, 
was  ihre  Entstehung  anbetrifft,  jeder  menschlichen  Beeinflussung 
imzugänglich.  Aber  ihre  verheerende  Wirkung  kann  namhaft  ver- 
mindert werden,  wenn  in  jenen  Gebieten,  die  Erdbeben  häufig  unter- 
worfen sind,  eine  entsprechende  Bauweise  eingehalten  wird.  Be- 
sonders im  klassischen  Erdbebenlande  Japan  sind  leichte,  niedrige 
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Bauten  üblich  geworden,  die  den  Anforderungen  der  Erdbebengefahr 
entsprechen.  Auch  auf  Feuersicherheit  ist  beim  Häuserbau  in  Erd- 
bebengebieten Wert  zu  legen,  da  sich  an  Erdbeben  sehr  leicht  ver- 
heerende Brände  anschließen.  Leider  wurden  beim  Wiederaufbau 
von  San  Francisco  nach  dem  furchtbaren  Erdbeben  von  1906  diese 
grundlegenden  Vorsichten  nicht  selten  von  rücksichtslosen  Grund- 
und  Bauspekulanten  arg  vernachlässigt. 

Die  Erörterungen  des  weltwirtschaftlichen  Problems  der  Impro- 
visa im  allgemeinen  würden  eine  allzu  empfindliche  Unterbrechung 
erfahren,  sollten  nunmehr  auch  nur  die  wichtigsten  der  hierher  ge- 
hörenden sozialen  Erscheinungen  und  Naturvorkommnisse  mit  der 
erforderlichen  Ausführlichkeit  behandelt  werden.  Andererseits  sind 
aber  derartige  Detailausführungen  zum  Verständnisse 
der  folgenden  allgemeinen  Erörterungen  kaum  zu  entbehren;  eine 
Reihe  der  wichtigsten  Improvisa  wurde  daher  in  Anlage  XXIV  vor- 
liegenden  Bandes  besprochen. 

in.  Die  Improvisa  bewirken  innerhalb  der  einzelnen  Volkswirtschaften 
weit  größere  Störungen,  als  in  den  auf  festgefügten  Notwendigkeiten 
beruhenden  internationalen  Handelsbeziehungen,  wobei  den  letzteren 
die  gewaltigen,  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  eingetretenen  Ver- 
besserungen der  Verkehrsmittel  in  hohem  Maße  zugutekonunen;  in 
der  öffentlichen  Meinung  wirken  die  anders  gearteten,  minder  günstigen 
Verhältnisse  des  Weltmarktes  nach,  wie  er  vor  1 — 114  Jahrhunderten 
bestand;  regehnäßige  Wiederkehr  der  scheinbar  unberechenbaren 
Improvisa  innerhalb  des  ausgedehnten,  so  verschiedenartig  beschaffenen 
Weltmarktgebietes  des  20.  Jahrhunderts. 

Es  steht  wohl  in  einem  gewissen  Widerspruche  zu  alt- 
herkömmlichen Vorstellungen,  wenn  von  den  Im- 
provisa behauptet  wird,  daß  sie  zu  jenen  Faktoren  gehören,  die  im 
Sinne  einer  steten  Belebung  des  internationalen  Verkehres  wirksam 
seien.  Zweifellos  kommt  es  infolge  dieser  unerfreulichen,  öfters  sogar 
katastrophalen  Ereignisse  häufig  zu  großen  Störungen  des  natio- 
nalen Wirtschaftslebens.  Da  klingt  es  nun  vorerst  einigermaßen  be- 
fremdlich, wenn  von  den  weltwirtschaftlich  belebenden 
Einwirkungen  ebenderselben  Ereignisse  gesprochen  wird.  Doch  wird 
durch  die  Improvisa  das  iimere  Wirtschaftsleben  der  einzelnen  be- 
troffenen Volkswirtschaften  zumeist  namhaft  stärker  in  Mitleiden- 
schaft gezogen,  als  ihre  auf  festgefügten  Notwendig- 
keiten beruhenden  internationalen  Handelsbeziehungen;  der 
internationale   Handelsverkehr   büdet   sogar    ein   ungemein   segens- 
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reiches  Aushilfsmittel  in  inneren  Verlegenheiten  aller  Art, 
wie  sie  eben  durch  die  Improvisa  herbeigeführt  werden. 

Die  gewaltige  Entwicklung,  die  das  Verkehrswesen 
(Eisenbahnen,  Dampfschiff,  Telegraph,  Telephon)  seit  den  ersten 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  genommen  hat,  spielt  hierbei  eine 
bedeutsame  Rolle.  Bei  der  Unvollkommenheit  der  Verkehrseinrichtun- 
gen früherer  Jahrhunderte  mußte  damals  eine  Reihe  von  Unglücks- 
fällen von  den  unmittelbar  betroffenen  Gebieten  unter  Beschränkung 
auf  die  eigenen,  unzulänglichen  Hilfsquellen  überwunden  werden; 
dies  war  sehr  oft  nur  unter  argen  Entbehrungen  und  Leiden  möglich. 
Gegenwärtig  können  aber  die  gleichen  Unglücksfälle  durch  das 
Zusammenwirken  aller  Gebiete  des  großen 
Weltmarktes  weit  leichter  ertragen  werden.  So  haben  z.  B. 
im  20.  Jahrhundert  Mißernten  ihre  frühere  Schrecklichkeit  zum 
großen  Teile  verloren  und  wurden  höchstens  noch  in  schlecht  ver- 
walteten oder  kulturell  tmgemein  rückständigen  lyändern  (Rußland, 
Indien,  China)  von  Hungersnöten  begleitet;  denn  dem  Weltmarkt 
stehen  gegenwärtig  in  jedem  Monat  des  Jahres  reife  Getreideernten 
(auch  Futterernten)  in  irgendwelchen  Landstrichen  der  nördlichen  oder 
südlichen  Halbkugel  versandbereit  zur  Verfügung. 

Bezüglich  des  soeben  erwähnten  „Zusammenwirkens 
aller  Gebiete  des  großen  Weltmarktes"  wäre 
noch  auf  ein  in  der  Erinnerung  fortwirkendes  historisches 
Moment  hinzuweisen.  Dieses  Moment  mag  dazu  beitragen,  daß 
auf  den  ersten  Blick  der  Gedanke  seltsam  erscheint,  die  als  Improvisa 
bezeichneten  großen  Störungen  der  Volkswirtschaft  seien 
als  belebende  Momente  im  weltwirtschaftlichen  Ver- 
kehre aufzufassen.  Was  man  in  einigermaßen  zurückliegenden  Zeiten, 
noch  vor  100 — 150  Jahren,  etwa  Weltwirtschaft  nennen  konnte, 
beschränkte  sich  vorwiegend  auf  Europa  selbst,  wobei  die 
überseeischen  Gebiete,  vielleicht  sogar  Rußland  und  die  Balkanhalb- 
insel, gewissermaßen  nur  Anhängsel  bildeten^).  Man  kann  dies  auch 
Adam  Smiths  geringschätzigem  Urteil  über  den  Nutzen  des  über- 
seeischen Handelsverkehrs  entnehmen.  Dieses  beschränkte  Wirt- 
schaftsgebiet einigermaßen  älterer  Zeiten  stand  an  Umfang,  ja  sogar 
an  Bevölkerungszahl  hinter  manchem  modernen  Weltreich  zurück 
und  konnte  freilich  durch  ein  gewaltigeres  Improvisum  (etwa  eine 
ganz  Mitteleuropa  umfassende  Mißernte  oder  ein  großer  europäischer 


Vgl.  Abteilung  III  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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Krieg)  eine  außerhalb  der  herkömmlichen  kommerziellen  Berechnun- 
gen liegende  Störung  erfahren,  die  nicht  nur  den  Binnenhandel, 
sondern  auch  die  internationalen  Handelsbeziehungen  der  betroffenen 
Gebiete  schwer  erschütterte. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  in  dieser  Beziehung  mit  dem  an 
Umfang,  Bevölkerungszahl  und  Wohlhabenheit  stark  gewachsenen 
Weltmarkt  des  zwanzigsten  Jahrhunderts. 
Die  hier  als  Improvisa  bezeichneten  Ereignisse  mögen  für  die  einzelnen 
betroffenen  Volkswirtschaften  des  genannten  Jahrhunderts  noch 
immer  als  Ausnahmserscheinungen  gelten,  die  unregelmäßig,  ohne 
Möglichkeit  einer  genauen  Vorhersage  eintreten.  Doch  innerhalb  des 
ungeheuren  Weltmarktes  unserer  Tage  können  die  Improvisa  über- 
haupt nur  mehr  in  beschränktem  Ausmaße  als  unerwartete,  über- 
raschende Vorkommnisse  bezeichnet  werden.  Ganz  im  Gegenteil 
kann  der  geschäftlich  (oder  wissenschaftlich)  kalkulierende  Kopf  auf 
die  ziemlich  regelmäßige  Wiederkehr  oder  auf  das  beständige  Vor- 
kommen eines  bestimmten  „Improvisums"  mit  Sicherheit  rechnen; 
nur  wird  dieses  Improvisum  bald  auf  dem  einen,  bald  auf  dem  anderen 
Schauplatze  innerhalb  des  ausgedehnten  Weltmarktes  zum  Vor- 
schein kommen. 

Man  denke  nicht  nur  an  die  ungeheure  absolute  Größe  des 
Weltmarktes  nach  Flächenraum,  Bevölkenmgszahl,  angesammelten 
Reichtümern,  sondern  auch  an  die  Vielfältigkeit  der  ihm  angehörenden 
Klimate  sowie  athmosphärischen  und  geologischen  Verhältnisse, 
an  die  bunte  Mannigfaltigkeit  seiner  Zivilisationen  und  barbarischen 
Rückständigkeiten,  an  die  auch  derzeit  noch  zu  verzeichnende  Un- 
fertigkeit  vieler  Staatswesen  sowie  Wirtschafts-  und  Gesellschafts- 
zustände.  In  Anbetracht  dieser  Verhältnisse  sind  die  Improvisa, 
mag  es  sich  nun  um  soziale  Vorkommnisse  oder  um  Naturerscheinungen 
handeln,  stets  irgendwo  auf  der  Erde  in  größerem 
oder  geringerem  Ausmaße  anzutreffen,  wie  auch 
ein  Rückblick  auf  die  letztverflossenen  Jahrzehnte  (etwa  seit  1870) 
ergibt.  Fand  gerade  kein  großer  Krieg  zwischen  Mächten  europäischer 
Kultur  statt,  so  gab  es  wenigstens  Kolonialfeldzüge  oder  große, 
gewaltsame  innere  Unruhen;  die  wirtschaftlichen  Konsequenzen 
solcher  Kolonialfeldzüge  und  inneren  Unruhen  mochten  nicht  selten 
bedeutender  sein,  als  diejenigen  mancher  berühmter  europäischer 
Kriege  älterer  Zeit.  Ferner  gab  es  stets  irgendwo  Mißernten,  Dürren, 
Überschwemmimgen,  Stürme,  Epidemien  usw.  Die  ungünstige  Ein- 
wirkung dieser  Ereignisse  auf  die  Produktions-  und  Exportfähigkeit 
einzelner  Gebiete   sowie   auf  die  Versorgung  dieser  und  anderer  Ge- 


156  IV.   Die  „Improvisa"  in  der  Weltwirtscliaft. 

biete  mit  Nahnings-  oder  Futtermitteln  mußte  durch  Warenbezüge 
ausgeglichen  werden,  die  aus  momentan  nicht  so  schwer  betroffenen 
lyändern  kamen.  Stets  wurden  irgendwo  wichtige  Industriezweige 
oder  umfassende  Verkehrseinrichtungen,  wenn  nicht  gar  ganze 
Industriegebiete  durch  mehr  oder  minder  stürmische  oder  zähe 
Arbeiterbewegungen  gelähmt.  Unaufhörlich  verzeichneten  die 
Instrumente  der  Erdbebenwarten  Erschütterungen  der  Erdrinde. 
Sogar  der  kleinere  Teil  der  auf  das  Festland  entfallenden  stärkeren 
Erdbeben  reichte  aus,  bedeutsame  weltwirtschaftliche  Wirkungen 
auszulösen ;  denn  die  stets  dichter  werdende  Be- 
siedlung der  Erde  vervielfacht  die  Möglichkeit  bedeutender 
wirtschaftlicher  Zerstörungen.  Um  wie  viel  weniger  hätte  das  furcht- 
bare Erdbeben,  das  San  Francisco  im  Jahre  1906  verheerte,  zu  zer- 
stören vorgefunden,  wenn  es  sich  etwa  sechzig  oder  siebzig  Jahre 
früher  ereignet  hätte! 

IV,  Die  den  internationalen  Handelsverkehr  belebende  Wirkui^  der 
Improvisa  ist  nicht  bloß  aus  Gegenüberstellungen  der  handelsstatistischen 
Gesamtziffern  zu  entnehmen,  hierzu  ist  auch  erforderlich:  die  Berück- 
sichtigung der  durch  die  Improvisa  eintretenden  Einengung  des  Inlands- 
verbrauches sowie  die  Unterscheidung  zwischen  Luxusartikeln  und 
Waren  allgemeinen  Verbrauchs,  Bedarf  für  Kriegszwecke,  Baumate- 
rialien, Futter-  und  Nahrungsmittel,  Erzeugnisse  des  Ackerbaus,  der 
Viehzucht  und  der  Forstwirtschaft  usw. 

Wenn  man  die  handelsstatistischen  Daten  der 
von  größeren  Improvisa  betroffenen  Länder  ohne  eindringende 
Kritik  übernimmt,  könnte  man  wohl  gelegentlich  an  der  eingangs 
geäußerten  Behauptung  irre  werden,  daß  die  „Improvisa  das  ziffern- 
mäßige Verhältnis  zwischen  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden 
Nationalproduktion  und  dem  internationalen  Handelsverkehre  zu- 
gunsten des  letzteren  beeinflussen  und  als  ein  den  internationalen 
Handelsverkehr  belebendes  Moment  aufzufassen  seien. *^  Nicht  selten 
zeigt  nämlich  der  Außenhandel  eines  Gebietes,  das  von  einem  ge- 
waltigen Improvisum  betroffen  wurde,  nur  geringe  Veränderungen, 
bisweüen  sogar  kleine  Rückgänge.  Dies  war  z.  B.  der  Fall  mit  dem 
Handel  Rußlands  innerhalb  der  Periode  1903 — 1906,  d.  h.  von 
dem  letzten  Jahre  vor  dem  Kriege  mit  Japan  bis  in  die  Kriegs-  und 
Revolutionsjahre  hinein. i)     Es  darf   aber   nicht  übersehen   werden, 


1)  Vgl.  die  Bemerkungen  über  diese  Ziffern  in  Abteilung  I  der  Anlage  XXIV 
im  vorliegenden  Bande. 
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daß  der  innere  Verkehr,  d.  h.  der  durch  die  Nationalproduktion 
gedeckte  Inlandsverbrauch  während  solcher  katastrophaler  Ereignisse 
eine  starke  Verringerung  erfährt;  demnach  weist  sogar  ein,  nach  seinen 
absoluten  Ziffern,  einigermaßen  verkleinerter  Außenhandel  gegen- 
über dem  noch  weit  stärker  zurückgegangenen  Binnenverkehr  oder 
Inlandsverbrauch  ein  relatives  Wachstum  auf.  Es  leuchtet 
ein,  wie  ähnlich  diese  Erscheinung  jenem  zu  Beginn  dieses  Kapitels 
erwähnten  relativen  Wachstum  des  Außenhandels  ist,  das  in  hoch- 
schutzzöUnerischen  Ländern  mit  gewaltsam  eingeengtem  Inlands- 
verbrauche zu  beobachten  ist.  Ein  Seitenstück  zu  den  vorüber- 
gehenden Katastrophen  und  kleineren  Unglücksfällen,  als  welche 
die  Improvisa  zu  bezeichnen  sind,  büdet  eben  das  dauernde  schwere 
Unglück,  welches  durch  den  Hochschutzzoll  über  ein  diesem  handels- 
politischen System  unterworfenes  Volk  verhängt  wird. 

Man  könnte  zu  noch  irrigeren  Anschauungen  über  die  Wirktmg 
der  Improvisa  gelangen,  wenn  man  die  handelsstatistische 
Nachprüfung  nur  auf  einzelne  Branchen  beschränken 
würde,  deren  Außenhandelsziffern  ja  tatsächlich  infolge  irgendeines 
Improvisums  zurückgegangen  sein  könnten.  Solche  Rückgänge  mögen 
insbesondere  bei  der  Einfuhr  von  Luxusartikeln  zu  verzeichnen 
sein,  sobald  irgendwelche  große,  ein  ganzes  Land  ergreifende  Kata- 
strophen eintreten,  wie  Krieg,  Revolution,  Zerstörimg  der  Hauptstadt 
durch  Erdbeben.  Das  gleiche  gilt  selbstverständlich  hinsichtlich  der 
Ausfuhr  von  Nahrungsmitteln  bei  Mißernten  usw.  Für 
derartige  Ausfälle  liefert  aber  die  gesamte 
Außenhandelsbewegung  der  betreffenden  Ge- 
biete reichlichen  Ersatz.  Statt  der  Luxusartikel  werden 
nämlich  Artikel  gewöhnlichen  Gebrauches,  Kriegsbedarf,  Nahrungs- 
mittel usw.  in  großen  Mengen  importiert.  Bei  Mißernten  in 
Getreideexportländern  pflegt  schon  infolge  der  auf  Er- 
haltung der  Zahlungsbilanz  hinarbeitenden  wirtschaftlichen  Mecha- 
nismen eine  starke  Ausfuhr  in  irgendwelchen  anderen  verfügbaren 
Waren  stattzufinden,  so  z,  B.  in  Holz,  Mineralien,  namentlich  aber 
in  Vieh  und  tierischen  Erzeugnissen  (Häuten);  denn  das  Vieh  kann 
ohnehin  bei  mangelhafter  Futter  ernte  (in  Futtergetreide,  Heu, 
Stroh  usw.)  im  Lande  selbst  kaum  weiter  ernährt  werden. 
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V.  Die  Einwiiknng  der  Improvisa  auf  den  internationalen  Handels- 
verkehr und  den  Binnenverkehr  steht  im  schroffsten  Gegensatze  zur 
Lieblingsidee  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung" 
von  der  Starrheit  und  dem  allmählichen  Einschrumpfen  der  inter- 
nationalen Handelsbeziehungen;  die  Improvisa  stellen  den  internationalen 
Handelsverkehr  vor  Aufgaben,  die  außerhalb  der  Schablone  liegen; 
unerwartete  Mißlichkeiten  oder  gar  Katastrophen  werden  für  gewisse, 
außerhalb  der  betroffenen  Nationalwirtschaft  stehende  Kreise  zur 
nutzbrii^enden  kommerziellen  Konjunktur. 

Zur  Lieblingsidee  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarkts- 
entwicklung" ^)  von  der  Starrheit  und  dem  allmählichen  Einschrumpfen 
des  internationalen  Handelsverkehres  steht  die  Einwirkung  der 
Improvisa  auf  den  internationalen  Handels- 
verkehr und  den  Binnenverkehr  im  schroff- 
sten Gegensatze.  Die  durch  irgendein  Improvisum  hervor- 
gerufenen kritischen  Zustände  der  betroffenen  Nationalwirtschaft 
führen  nämlich  nicht  selten  zum  Resultat,  daß  auf  den  Inlands- 
markt zugeschnittene  Industrien  und  Produktionen  dritter  Länder 
plötzlich  in  hohem  Maße  exportfähig  werden. 
So  arbeitete  z,  B.  die  österreichische  Petroleumproduktion  bis  zum 
Ausbruch  des  russisch-japanischen  Krieges  oder  vielmehr  der  russischen 
Revolution  vorwiegend  nur  für  den  Inlandsmarkt  und  etwa  noch  für 
Deutschland;  als  aber  die  kaukasische  Erdölindustrie  durch  die  er- 
wähnten Improvisa  eine  schwere  Beeinträchtigung  erfuhr,  wandte 
sich  die  österreichische  Konkurrenz  auch  nach  der  Levante  und  ver- 
schiedenen Nordsee-  und  Ostseegebieten 2).  Es  fehlt  sogar  nicht  an 
Beispielen  dafür,  daß  infolge  irgendeines  Improvisums  an  Stelle  leb- 
hafter Ausfuhrbetätigung  Ausfuhrverbote  getreten  sind. 
Hier  wären  z.  B.  zu  erwähnen:  das  Pferdeausfuhrverbot  in  Rußland 
nach  Beginn  des  Krieges  mit  Japan,  das  nach  einer  Mißernte  in  Futter- 
mitteln erlassene  rumänische  Maisausfuhrverbot  im  Jahre  1904/1905 
bei  gleichzeitigen,  Aufsehen  erregenden  Versendungen  von  argentini- 
schem Mais  nach  den  rumänischen  Häfen,  das  nach  einer  außerordent- 
lichen Mißernte  in  Brotgetreide  verhängte  russische  Getreideausfuhr- 
verbot vom  Jahre  1891  usw.  Alle  diese  Erscheinungen  stellen  den  inter- 


^)  Vgl.  hierüber  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  des  I.  Bandes  vorliegenden 
Buches,  Seite  26. 

2)  Inwiefern  die  österreichische  Petroleumausfuhr  seit  1907  bis  zu  Beginn 
des  Jahres  191 1  auch  durch  gewaltige  Rohölausbrüche  gefördert  wvurde,  siehe  Ab- 
teilimg  VII  der  Anlage  XXIV  im  vorliegenden  Bande. 
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nationalen  Handelsverkehr  vor  Aufgaben,  die  außerhalb  der  Scha- 
blone liegen,  bedeuten  aber  für  den  ganzen  großen  Weltmarkt  regel- 
mäßig wiederkehrende,  stets  irgendwo  tmd  öfters  sogar  in  mehreren, 
von  einander  weit  entfernten  Gebieten  gleichzeitig  zu  verzeichnende 
Vorkommnisse, 

Wer  die  internationalen  Handelsverhältnisse  zum  Gegenstand 
seines  Studiums  macht,  wird  ungemein  häufig  wahrnehmen  können, 
daß  irgend  eine  unerwartete  Mißlichkeit  oder  gar  Kata- 
strophe für  gewisse,  außerhalb  der  betroffenen  Nationalwirt- 
schaft stehende  Kreise  zur  nutzbringenden  kommerziellen 
Konjunktur  wird.  Diese  Wahrnehmung  wurde  mir  in  meiner 
mehr  als  fünfzehnjährigen  beruflichen  Tätigkeit  in  der  Schriftleitung 
eines  Wiener  kommerziellen  Fachblattes  durch  folgenden  Umstand 
geradezu  aufgedrängt.  Dieses  Fachblatt,  das  „Handelsmuseum", 
hat  eine  ständige  Rubrik  „W  inke  für  den  Expor  t". 
Gleich  in  den  ersten  Jahren  meiner  dortigen  Tätigkeit  fiel  es  mir 
auf,  daß  sich  ein  bedeutender  Teil  der  in  dieser  Rubrik  behandelten 
Ausfuhrkonjunkturen  auf  an  und  für  sich  höchst  traurige 
oder  zum  mindesten  wenig  erfreuliche  Umstände  bezog,  wie  krie- 
gerische Ereignisse,  Mißernten,  Erdbeben  usw.  Ja  sogar  die  Ein- 
fuhrkonjunkturen, vermöge  welcher  die  billige,  massen- 
hafte Einfuhr  irgend  eines  Rohstoffes  (Ab'falls)  oder  Fabrikats  er- 
möglicht wurde,  stellten  gleichfalls  nicht  selten  Folgeerscheinungen 
solcher  trauriger  Vorkommnisse  dar.  So  erleichterten  z.  B.  Dürren 
und  Mißernten  in  Futtermitteln  die  Bezüge  von  Häuten  aus  über- 
seeischen Ländern;  der  Minderverbrauch  Japans  an  Luxusartikeln 
während  des  gewaltigen  Krieges  mit  Rußland  von  1904/ 1905  ließ 
die  Bezüge  von  Seidenwaren  aus  dem  Inselreiche  lohnend  erscheinen. 

Besonders  tiefen  Eindruck  machte  auf  mich  eine  große  Über- 
raschung, die,  mit  Hinblick  auf  den  russischen  Außenhandel,  der 
russische-j  apanische  Krieg  sowie  die  darauf  folgenden 
revolutionären  Unruhen  boten.  Ich  zog  aus  den  Zeitimgs- 
mitteilungen und  sonstigen  Berichten  über  die  traurigen  inneren 
Zustände  Rußlands  die  Folgerung,  daß  darimter  auch  der  Außen- 
handel des  russischen  Reiches  schwer  leiden  müßte.  Zu  meiner 
immer  größer  werdenden  Überraschung  ergaben  aber  die  nach  und  nach 
einlangenden  Konsularberichte,  mündlichenMitteüungen  vonReisenden, 
Korrespondenzen  aus  privater  Quelle  und  endlich  die  Handels- 
statistiken weit  eher  das  Gegenteü.  Der  Außenhandel  Rußlands 
erfuhr  keine  nennenswerte  Verminderung  seiner  Gesamtziffer,  und 
gerade  die  Einfuhr  begann  sich  auf  zahlreiche  Waren  zu  erstrecken. 
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die  Rußland  unmittelbar  vor  dem  Krieg  nur  mehr  in  geringem  Maße, 
wenn  überhaupt  aus  dem  Auslande  bezogen  hatte.  Die  Einfuhr  von 
Luxuswaren  ging  zwar  zurück,  aber  an  deren  Stelle  traten 
Artikel  des  mehr  oder  minder  notwendigen  Gebrauches, 
militärische  Bedarfsartikel,  Schifife  usw. 

Mit  diesen  überraschenden  Eindrücken  der  Jahre  1904 — 1907 
verglich  ich  nun  meine  zahlreichen  Erinnerungen  an  allerlei  ältere 
Ausfuhr-  und  Einfuhrkonjunkturen.  Ich  untersuchte  das  handels- 
statistische Bild  des  Burenkrieges  sowie  des  Eingeborenen- Aufstandes 
in  Deutsch-Südwestafrika,  der  sich  gleichzeitig  mit  dem  russisch- 
japanischen Kriege  abspielte.  Aus  all  dem  ergab  sich  die  Vorstellung 
von  den  Improvisa  als  „unerwarteten,  im  regelmäßi- 
gen Gange  der  Dinge  zum  mindesten  nicht 
mit  Genauigkeit  v  o  r  au  s  b  e  r  e  c  h  e  n  b  a  r  e  n  Vor- 
kommnissen innerhalb  der  einzelnen  National- 
wirtschaften". Diese  Vorkommnisse  wirken  auf  den  interna- 
tionalen Handelsverkehr  anregend  und  belebend  ein;  aber  auch  bei 
gleichgebliebenen  oder  nur  um  weniges  zurückgegangenen  Ziffern  des 
Außenhandels  der  betreffenden  Nationalwirtschaft  bewirken  die 
Improvisa  eine  relative  Steigerung  der  Außenhandels-Umsätze: 
es  handelt  sich  um  eine  Steigerung  im  Vergleich  zu  der  für  den  Inlands- 
verbrauch arbeitenden  Nationalproduktion,  die  gerade  durch  das 
betreffende  Unglück  eingeengt  wird. 

VI.  In  absehbarer  Zeit  ist  eher  eine  Verstärkung  als  eine  Abschwächung 
jener  anregenden  Einwirkung  zu  erwarten,  welche  die  Improvisa  auf 
den  internationalen  Handelsverkehr  ausüben;  die  Anregui^en  und 
Ermunterungen,  die  durch  die  Improvisa  dem  internationalen  Handels- 
verkehre geboten  werden,  stellen  eine  heilsame  Einzelerscheinung  des 
Aufstiegs    der    Menschheit    zu    einer    höheren    Stufe    internationalen 

Güteraustausches  dar. 

Es  wäre  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  in  praktisch  absehbarer 
Zeit  eine  Verstärkung  oder  Abschwächung  jener 
anregenden  Einwirkung  zu  erwarten  sei,  welche  die 
Improvisa  auf  den  internationalen  Handelsverkehr  ausüben.  Soweit 
die  als  Naturvorkommnisse  bezeichneten  Improvisa  in 
Betracht  kommen,  ist  sogar  eine  Verstärkung  dieser  Einwirkungen 
wahrscheinlich.  Hier  wäre  namentlich  auf  die  immer  dichter  werdende 
Besiedlung  und  eifrigere  Ausnützung  der  Erdoberfläche  durch  die 
Kulturvölker  hinzuweisen.  Wie  gleichgültig  waren  noch  im  ersten 
und  wohl  auch  noch  im  zweiten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  für 
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den  Weltmarkt  Mißernten  (und  die  hierzu  Anlaß  gebenden  Witterungs- 
verhältnisse) im  La  Plata-Gebiete,  im  Tale  des  mittleren  und  oberen 
Mississippi  samt  Missouri,  imd  wie  wichtig  sind  die  dortigen  Ernte- 
ergebnisse seither  geworden!  Bei  der  immer  stärkeren  Entwicklung 
der  städtischen  und  großstädtischen  Siedlimgen  in  den  verschiedensten 
Gebieten"  der  Erde  gilt  das  gleiche  für  verheerende  Brände,  für  Erd- 
beben^), Vulkanausbrüche,  furchtbare  Wirbelstürme  usw.  Alle  diese 
Naturereignisse  können  gegenwärtig  durch  gänzliche  oder  teilweise 
Zerstörung  oder  Verwüstung  größerer,  innerhalb  ihres  Wirkungs- 
kreises gelegener  städtischer  Mittelpunkte  oder  wenigstens  dicht  be- 
wohnter Gebiete  weit  eher  tiefgehende  Wirkungen  auf  den  inter- 
nationalen Handelsverkehr  ausüben,  als  in  früheren  Zeiten, 

Auch  die  Einwirkung,  welche  die  als  soziale  Erschei- 
nungen (Menschenwerk)  mehr  aktiver  oder  mehr  passiver  Art 
zu  betrachtenden  Improvisa  auf  den  Weltmarkt  ausüben,  dürfte  in 
praktisch  absehbarer  Zeit  2)  wohl  kaum  eine  Abschwä- 
chung  erfahren.  Wie  steht  es  in  dieser  Beziehung  mit  den  großen 
Kriegen  zwischen  Völkern  europäischer  oder  halbeuropäischer 
Kultur?  Diese  Frage  wäre  mit  folgenden  Daten  zu  beantworten: 
1897  griechisch-türkischer  Krieg,  1898  spanisch-amerikanischer  Krieg, 
1899 — 1902  Burenkrieg,  1904/1905  russisch-japanischer  Krieg.  Die 
dem  letztgenannten  Kriege  nachfolgende  russische  Revolution  und 
japanische  Finanznot  schienen  freilich  die  Lust  an  Kriegen  großen 
Stüs  bei  den  leitenden  Kreisen  der  Großstaaten  gedämpft  zu 
haben;  hierzu  trug  in  den  letzten  Jahren  auch  der  Umstand  bei, 
daß  die  Schrecknisse  der  mÜitärischen  Verwendimg  des  lenkbaren 
Luftschiffes  (Aeroplan  tmd  Lenkballon)  eine  geradezu  lähmende 
Wirkung  ausübten.  Doch  ist  bei  dem  weitverbreiteten  imperialisti- 
schen Expansionsdrange  der  großstaatlichen  Bourgeoisien  und  bei 
dem  durch  Japan  angeregten  Selbstgefühl  der  nichteuropäischen 
Rassen  auf  eine  schier  endlose  Reihe  von  Kolonialexpeditio- 
nen tmd  größeren  Kolonialkriegen,  überseeischen  (bald 
vom  Standpunkte  Europas  aus,  bald  von  dem  der  Vereinigten  Staaten 
oder  Japans)  Empörungen  und  Rassenkämpfen  zu 
rechnen. 

In  dieser  Beziehung  wären  aus  den  letzten  zwei  Jahrzehnten 
beispielsweise  anzuführen:  der  kubanische  Aufstand  gegen  Spanien 
(unter  starker  Teilnahme  der  Farbigen)  1895 — 1898;  die  seit  dem 

1)  Vgl.  die  Bemerkung  hierüber  am  Schlüsse  der  III.  Abteilung  dieses  Kapitels. 
*)  Über  anders  geartete,   bisweilen  dem  Utopismus  nahekommende  sozial- 
liberale  Zukunftsphantasien  vgl.  in  diesem  Bande  Abteilvmg  III  des  VIII.  Kapitels 
Schilder,    n.  H 
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Ausbruche  des  Aufstandes  gegen  Porfirio  Diaz  im  Spätherbst  1910 
nicht  zur  Ruhe  gekommenen  Verhältnisse  Mexikos  sowie  allerlei 
Aufstände,  Unruhen,  Kriege,  die  im  letzten  Jahrzehnt  wie  auch 
früher  in  den  kleinen  mittelamerikanischen  Staaten,  ferner  in  Ecuador, 
Paraguay,  Venezuela  usw.  stattfanden;  die  kretensische  Intervention 
der  europäischen  Großmächte  von  1897  an;  die  Boxerexpedition  unter 
Teilnahme  aller  großmächtlichen  Kulturstaaten  im  Jahre  1900;  die 
britisch-deutsche  Strafexpedition  gegen  Venezuela  im  Dezember  1902 
bis  Januar  1903;  der  Eingeborenen- Aufstand  in  Deutsch-Südwest- 
afrika 1904/1905;  die  fast  unaufhörlichen  Kämpfe  Japans  mit  den 
Bergstämmen  Formosas  seit  1895  sowie  der  Nordamerikaner  mit  den 
Eingeborenen  mancher  Philippinen-Distrikte  seit  1898;  die  häufigen 
Aufstandsversuche  der  Koreaner  gegen  Japan  seit  1905;  die  französisch- 
spanische bewaffnete  Intervention  in  Marokko  (Casablanca,  Udjda, 
Melillausw.)  seit  1907,  die  infolge  des  deutsch-französischen  Marokko- 
Kongo-Abkommens  vom  4.  November  1911  in  einen  regelrechten 
Eroberungskrieg  überging ;  die  in  Errichtung  einer  Republik  gipfelnden 
revolutionären  Kämpfe  und  Gewalttaten  in  China,  die  im  September 
1911  begannen^)  und  auch  zu  mancherlei  Eingriffen  europäischer,  japa- 
nischer und  nordamerikanischer  Truppen  und  Kriegsschiffe  führten; 
die  seit  den  neunziger  Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts  bis 
Juli  1908,  d.  h.  bis  zur  jungtürkischen  Reformära  andauernden, 
1910 — 1912  aber  wieder  von  neuem  auflebenden  mazedonischen 
Bandenkämpfe;  der  stete  Kleinkrieg  der  Türken  mit  den  Stämmen 
des  südwestlichen  Arabiens  (Yemen),  der  erst  seit  Herbst  191 1  imter 
der  moralischen  Einwirkung  eines  anderen  Kolonialfeldzuges,  näm- 
lich des  Herbst  1911  begonnenen  italienischen  Eroberungszuges 
in  Tripolitanien,  einigermaßen  nachgelassen  hat;  der  Zug  der  Jung- 
türken von  Salonich  nach  Konstantinopel  im  April  1909  gegen  den 
damaligen  Reaktionsversuch  Abdul  Hamids ;  türkische  Kämpfe  größeren 
Stils  gegen  die  aufständischen  nordalbanischen  Stämme  im  Defile 
von  Kacanik  und  anderwärts  im  Frühjahr  und  Sommer  1910  sowie 
der  gefährliche,  die  Türkei  an  der  Gefahr  eines  Balkan-  und  viel- 
leicht sogar  europäischen  Krieges  knapp  vorüberführende  ]\Ialissoren- 
Aufstand  im  nordwestlichen  Albanien  im  Frühjahr  und  Sommer  1911, 
endlich    der    (zugleich    mit    einer    Offiziersrevolte)    den   Sturz    der 


^)  Die  am  31.  Mai  191 3  ausgegebene  30  Millionen  Pfund  Sterling- Anleihe  des 
Fünf  Mächte-Syndikats  an  China  wurde  vom  Präsidenten  Juanschikkai  zum  großen 
Teile  für  Waffen,  Munition  und  sonstigen  aus  dem  Auslande  bezogenen  Kriegsbedarf 
verausgabt,  der  im  Sommer  19 13  gegen  den  erst  nach  mehrmonatlichen  Anstrengungen 
bewältigten  Aufstand  der  Südparteien  (Kumingtang)  benötigt  wurde. 
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Jungtürken  herbeiführende  gesamtalbanische  Aufstand  vom  Juli 
und  August  1912,  der,  durch  die  hierbei  geofFenbarte  Schwäche 
der  Pforte,  dem  Ausbruch  der  beiden  Balkankriege  von 
1912/1913  förderlich  war.  An  diesen  Kriegen  nahmen  zwar,  ab- 
gesehen von  der  Türkei,  nur  Kleinstaaten  teil;  doch  die  ver- 
bündeten Heere  waren  ihrer  Gesamtstärke  nach  von  den  Heeres- 
massen eines  Großstaates  kaum  mehr  weit  entfernt.  Jedenfalls 
beweist  aber  die  Tatsache  der  Erhaltung  des  Friedens  unter  den 
europäischen  Großstaaten  vom  Herbst  1912  an  bis  Sommer  1914, 
wie  richtig  die  früheren,  noch  vor  dem  Ausbruch  der  Balkankriege 
niedergeschriebenen  (siehe  Seite  161)  Bemerkungen  über  den 
heilsamen  Schrecken  sind,  der  von  den  Folge- 
erscheinungen des  russisch-japanischen  Krieges,  vom  lenkbaren 
Luftschiffe,  dem  Unterseeboot,  der  größeren  Reichweite  der 
Torpedos  e.  c.   ausgeht. 

Sodann  wäre  auf  eine  mit  Sicherheit  zu  erwartende  Ära  großer 
Arbeiterbewegungen  hinzuweisen.  Hierbei  handelt  es 
sich  nicht  nur  um  tief  in  die  Verhältnisse  des  Außenhandels  eingreifende, 
umfangreiche  Aussperrungen,  nach  Art  der  schwedischen 
vom  Sommer  1909,  und  ähnlich  bedeutsame  Arbeitseinstellungen, 
wie  jene  der  britischen  Kohlenbergarbeiter  im  März  191 2;  es  kommt 
vielmehr  insbesondere  der  Umstand  in  Betracht,  daß  sich  Arbeiter- 
bewegungen auch  in  solchen  I/ändern  immer  mehr  geltend  machen, 
die  bis  vor  wenigen  Jahren  oder  ein  bis  anderthalb  Jahrzehnten 
als  Gebiete  patriarchalischer  Regelung  des  Arbeitsver- 
hältnisses gelten  konnten,  wie  Rußland,  die  Balkanstaaten  (ein- 
schließlich Bosniens  und  der  Herzegowina),  Türkei,  Ag3rpten,  Japan, 
China  usw.  Freie  oder  öffentlich-rechtliche  Versöhnungsinstitute 
für  die  Arbeitskämpfe  in  den  höchstentwickelten  Kulturländern 
dürften  wohl  kaum  für  jenes  Minus  an  friedlichen  Arbeitsverhält- 
nissen Ersatz  bieten,  das  infolge  der  allmählichen  Zerstörung  der 
patriarchalischen  Arbeitsorganisationen  in  den  Halb-  oder  Dreiviertel- 
Kulturländem  entsteht. 

Auch  die  Beeinflussung  des  internationalen  Handelsverkehrs 
durch  Zollveränderungen  und  spekulative  Ein- 
griffe in  die  Warenbewegung  dürfte  innerhalb  absehbarer  Zeit 
weit  eher  stärker  als  schwächer  werden.  Denn  immer  neue  Gebiete, 
teils  Kolonien,  teüs  Gebiete  der  offenen  Tür,  teüs  selbständige 
Staaten  der  Tropen  und  Subtropen,  machen  die  Entwicklung  vom 
Rohstoff-Lieferanten  und  Agrarproduzenten  zum  angehenden  und 
bisweilen  auch  ausgebüdeten  Industriestaat  durch.     Diese  Entwick- 

11* 
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lung  schwankt  zwischen  protektionistisch-prohibitiven  Gelüsten 
und  der  Notwendigkeit,  den  Abnehmern  der  eigenen  Erzeugnisse, 
wohl  auch  Darlehnsgebern^)  Zugeständnisse  für  deren  Warenaus- 
fuhr zu  machen.  Auch  müssen  sich  diese  in  der  allmählichen  Ent- 
wicklung zum  Industriestaat  begriffenen  Länder  trotz  aller  prohibi- 
tiven  Gelüste  davor  hüten,  die  eigene  Produktion  und  namentlich 
ihre  agrarischen  Erzeugungen^)  durch  maßlose  Verteuerung  aller 
Bedarfsartikel,  weiter  zu  verarbeitenden  Fabrikate,  Werkzeuge, 
Maschinen  usw.  zu  schädigen.  Bei  all  diesem  unruhigen,  widerspruchs- 
vollen Drängen  und  Aufstreben  innerhalb  der  Weltwirtschaft  sind 
wohl  in  absehbarer  Zeit  für  einzelne  Unternehmer  oder  ganze  Kon- 
sortien Anreiz  und  Anlässe  genug  vorhanden,  spekulative 
Eingriffe  größeren  Stils  in  die  Marktbewegung  einzelner  Artikel 
vorzunehmen. 

Weit  eher  in  Zunahme  begriffen,  als  im  Rückgang  befindlich 
dürfte  auch  die  Bedeutung  der  sozialen  Improvisa  mehr  passiver  Art 
sein,  wie  Arbeitermangel,  Mangel  an  rollendem 
Material  der  Eisenbahnen,  Kohlenmangel,  soweit  diese  namentlich 
in  Erntezeiten  und  Hochkonjunktur-Perioden  zu  verzeichnenden 
Ereignisse  als  Schöpfer  von  Konjunkturen  im  internationalen 
Handelsverkehr  in  Betracht  kommen.  Denn  immer  neue  Staaten 
treten  in  die  Bahnen  intensiverer  Ausnützung  ihrer  Naturschätze 
durch  Rohstoffgewinnmig  und  industrielle  Verarbeitung  ein,  und  mit 
den  raschen  Fortschritten  dieser  Staaten  vermag  die  Beschaffung 
von  Kohle  und  sonstigem  Heizmaterial  sowie  rollendem  Eisenbahn- 
material öfters  nicht  gleichen  Schritt  zu  halten.  Auch  hat  es  die 
moderne  Verkehrstechnik  möglich  gemacht,  daß  sich  jene  beschränktere 
Ein-  und  Auswanderung,  wie  sie  etwa  noch  in  den  ersten 
drei  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  zu  verzeichnen  war,  in  Völker- 
wanderungen größten  Stils  umwandelte.  Dadurch  wurde  in  die  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  nationalen  Arbeitsmärkte  eine  unaufhörliche 
Unruhe  und  Neigung  zu  beträchtlichen  Schwankungen  innerhalb  ver- 
hältnismäßig kurzer  Fristen^)  gebracht. 

Das  öftere  Auftreten  mancher  Improvisa,  wie  z.  B.  der  Kriege 
großen  Stils  nach  Art  des  russisch-japanischen  von  1904/1905, 


^)  Vgl.  Abteilung  I  b,  I  e,  I  g  und  insbesondere  I  i  des  IX.  Kapitels  im  I.  Bande 
vorliegenden   Buches. 

')  Vgl.  Anlage  III  im  vorliegenden  Bande. 

ä)  Hier  wären  zu  erwähnen :  dauernde  Auswanderung ;  Saisonauswanderung,  etwa 
von  Italien  nach  Argentinien ;  massenhafte  Rückwanderung  bei  ungünstig  gewordener 
Wirtschaftslage  des  Einwanderungslandes,  so  im  Jahre  1908  der  Vereinigten  Staaten. 
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mag  zwar,  wie  bereits  erwähnt,  mit  mehr  oder  weniger  Berechtigung  als 
unwahrscheinlich  angesehen  werden,  sei  es  aus  Gründen,  die  kühler 
Überlegung  entnommen  sind,  sei  es  aus  Beweggründen  vorwiegend  ge- 
fühlsmäßiger Art.  Es  bleibt  aber  noch  immer  eine  große  Anzahl  von 
Improvisa,  teils  soziale  Erscheinungen  (Menschenwerk),  teüs  Natur- 
vorkommnisse,  übrig,  deren  Einfluß  auf  den  Weltmarkt  eher  eine 
Steigerung  als  eine  Abnahme  erfahren  dürfte. 

Noch  eine  Schlußbemerkung:  Es  wäre  durchaus  unangebracht, 
die  begreifliche  Mißstimmung,  womit  man  der  hier  als  „Im- 
provisa" bezeichneten  Katastrophen  und  unerfreulichen  Vorfälle  ge- 
denkt, auf  den  internationalen  Handelsverkehr  und  seine  Hilfsorgane 
zu  übertragen,  die  aus  den  Improvisa  Anregung  und  Gewinn  schöpfen. 
Denn  auch  bereits  in  Zeiten,  da  die  mangelhafte  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsmittel einer  großzügigen  Welthandelsbewegung  entgegenstand, 
also  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  gab  es  Impro- 
visa aller  Art.  Aber  die  Bewältigimg  ihrer  üblen  Folgeerscheimmgen 
war  Aufgabe  der  nur  aUzu  oft  unzureichenden  Kräfte  der  einzelnen 
Nationalwirtschaften,  wenn  nicht  noch  kleinerer  Wirtschaftskörper. 
Um  so  größer  waren  dementsprechend  in  älterer  Zeit  die  Schäden  und 
lyciden,  die  aus  diesen  Improvisa  den  einzelnen  Wirtschaftssubjekten 
und  Volkswirtschaften  erwuchsen.  Es  ist  daher  in  den  Anregungen 
und  Ermunterungen,  die  dem  internationalen  Handelsverkehr  durch 
die  Improvisa  geboten  werden,  nichts  anderes  zu  erblicken,  als  eine 
Einzelerscheinung  des  Aufstieges  der  Menschheit  zu 
einer  höheren  Stufe  internationalen  Güteraustausches,  und  dieser 
Aufstieg  führt  auch  zu  erleichterter  Selbst erhaltung  mit  vereinten 
Kräften. 
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Fünftes    Kapitel. 

Die  Frachtenbilanz  im  internationalen  Handels- 
verkehr. 

In  hochschutzzöUnerischen  Ländern,  die  planmäßig  auf  Ver- 
minderung ihrer  Einfuhr  oder  vielmehr  auf  einen  großen  Überschuß 
ihrer  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  hinarbeiten,  ist  ein  eigentümliches  Mo- 
ment zu  verzeichnen,  das  die  Wirksamkeit  der  Einfuhrzölle  solcher 
Länder  abschwächt.  Eben  dasselbe  Moment  bietet  nicht  selten  den 
Konkurrenten,  mit  denen  der  betreffende  hochschutzzöllnerische  Staat 
auf  dritten  Absatzgebieten  zu  tun  hat,  eine  gewisse  Entschädigung  für 
das  abweisende  Verhalten  des  hochschutzzöUnerischen  Landes  selbst. 
In  einem  solchen  Lande  kann  es  nämlich  leicht  vorkommen,  daß 
beträchtlichenMengen  schwererAusfuhrwaren 
nur  eine  nach  Gewicht  (oder  auch  nach  den  Schiffsräumen)  weit 
kleinere  Menge  von  Einfuhrartikeln  gegenüber- 
steht. Der  Hochschutzzoll  hat  nämlich  öfters  die  Tendenz,  die  Ein- 
fuhr vorwiegend  auf  wertvollere,  hochqualifizierte  Waren,  feinere  und 
feinste  Sorten  geringeren  Gewichts  zu  beschränken ;  dagegen  wird  die 
Einfuhr  der  minder  wertvollen,  minder  qualifizierten  Waren  und  groben 
Sorten  durch  die  Inlandsproduktion  sehr  eingeengt,  und  nicht  selten 
ist  noch  eine  bedeutende  Ausfuhr  gewichtiger  Rohstoffe  und  weiter 
zu  verarbeitender  Fabrikate  zu  verzeichnen.  Neben  der  vielleicht 
noch  ohne  besonders  großen  Ausfuhrüberschuß  abschließenden  oder 
gar  passiven  Handelsbilanz  steht  dann  für  das  betreffende 
Land  eine  übermäßig  aktive  Frachtenbilanz,  d.  h. 
ein  starker  Überschuß  des  Gewichts  (der  Schiffsräume,  Waggon- 
ladungen) der  Ausfuhr  über  das  Gewicht  der  Einfuhr. 

Unter  solchen  Umständen  fehlt  es  den  Schiffen  (oder  auch  Eisen- 
bahnen) des  hochschutzzöUnerischen  Landes,  die  Ausfuhrwaren  ins 
Ausland  befördern,  an  Rückfrachten  nach  den  Häfen  (Grenzen) 
des  hochschutzzöUnerischen  Staates.  Diese  Frachtverhältnisse  haben 
eine  doppelte  Wirkung.  Einerseits  stellen  sich  die  Frachtsätze  nach 
den  Häfen  des  hochschutzzöUnerischen  Staates,  mangels  entsprechen- 
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der  Frachtmengen,  relativ  niedrig.  Ebendadurch  wird  die 
Wirksamkeit  der  Schutzzölle  des  Landes  mit  der  über- 
mäßig aktiven  Frachtenbilanz  abgeschwächt.  Andererseits 
haben  die  Ausfuhrwaren  des  hochschutzzöllnerischen  Staates, 
infolge  dieses  Mangels  an  Rückfrachten,  höhere  Frachtsätze 
zu  bezahlen  und  sind  mit  größeren  Transportkosten  belastet,  als  wenn 
dieses  Land  eine  minder  schutzzöllnerische  Politik  befolgte;  es 
würde  dann  größere  Mengen  von  Einfuhrwaren  beziehen  und  könnte 
infolgedessen  über  mehr  Rückfrachten  für  seine  Ausfuhrsendungen 
und  über  billigere  Ausftihrfraclitsätzei)   verfügen. 

Hochschutzzöllnerische  Länder  zeigen  das  Bestreben,  über  diese 
ihren  Ausfuhrhandel  behindernde  Verlegenheit  durch  allerlei 
besondere  Hilfsmittel  hinwegzukommen.  Nicht  selten 
bemühen  sich  ihre  Regierungs-  und  Geschäftskreise  um  die  Einfuhr 
wenig  wertvoller,  aber  große  Gewichtsmengen 
umfassender  Wa  r  e  n  ,  zumeist  Rohstoffe  oder  Abfälle  ^). 
Aber  gerade  derartigen  Rohstoff-  und  Abfalleinfuhren  kann  i  m 
Inlande  leicht  Konkurrenz  erwachsen,  wie  z.  B.  der 
Einfuhr  von  Steinen,  Kohle,  Salz  usw.  Auch  wird  eine  konsequent 
hochschutzzöUnerische  Politik  stets  von  dem  Schlagwort  des 
„lückenlosen  Zolltarifs"  beherrscht;  sie  kann  daher 
nicht  umhin,  etwaigen  Schutzzollwünschen  inländischer  Interessenten 
an  der  Erzeugung  dieser  büligen  und  schweren  Waren  mehr  oder 
weniger  zu  Willen  zu  sein,  sei  es  mittels  Einfuhrzölle  oder  mittels  Tarif- 
sätze der  Staatseisenbahnen  für  die  betreffenden  Einfuhrwaren  oder 
mittels  Schiffahrtsabgaben  usw. 

Ein  weiteres  Abhilfsmittel  für  die  erwähnte  Verlegenheit  bÜden 
Schiffahrtsprämien      und     S  c  h  i  f  f  a  hr  t  s  sub  ve  n - 


1)  Es  könnte  der  Einwand  erhoben  werden,  daß  die  hier  dargestellten 
Beziehungen  zwischen  Schiffsfrachten  und  Handelspolitik  durch  die  Schiff- 
fahrtskartelle  gestört,  ja  sogar  verwischt  würden.  Eine  derartige  Be- 
hauptung übersieht  aber  die  dem  imgehemmten  Schalten  tmd  Walten  der 
Schiffahrtskartelle  entgegenstehende  Wirksamkeit  der  Trampschiffahrt.  Überdies 
zeigt  sich  gerade  in  Ländern  mit  liberalerer  Handelspolitik  das  entschiedene 
und  auch  nicht  selten  erfolgreiche  Bestreben,  das  Vorgehen  der  Schiffahrts- 
kartelle durch  Neugründimg  von  Reedereien  und  Dampferlinien  zu  dxxrchkreuzen. 
Es  sei  in  dieser  Beziehung  nur  an  Antwerpen  erinnert,  wo  stets  ein  Hauptsitz 
mehr  oder  minder  erfolgreicher  Gegnerschaft  gegen  die  atlantischen  Schiffahrts- 
kartelle war,  obwohl  Belgien  selbst  über  eine  nennenswerte  Handelsflotte 
nicht  verfügt. 

*)  Vgl.  über  diese  Bemühungen  Abteilung  III   der  Anlage  XIV  vorliegenden 
Bandes. 
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t'i  o  n  e  n ,  die  von  den  hochschutzzöUnerischen  und  schutzzöUnerischen 
Staaten  teils  für  Routen  großer  Fahrt  im  allgemeinen,  teils  für  be- 
stimmte, anderweitig  schwer  in  Gang  zu  bringende  Linien  erteilt 
werden.  Es  ist  noch  eine  der  kleineren  üblen  Folgeerscheinungen 
dieses  Unterstützungssystems,  daß  durch  die  Steuern,  die  der  Be- 
streitung der  Schiffahrtsunterstützungen  dienen,  Verbrauch  und  Pro- 
duktion des  betreffenden  Landes  belastet  werden  und  die  letztere  wohl 
gar  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  geschwächt  wird.  Weit  schwerer  fällt  es 
in  die  Wagschale,  daß  sich  die  Schiffahrtsgesellschaften  des  betreffenden 
Landes  auf  die  staatlichen  Geldaushilfen  meist 
allzu  sehr  verlassen.  Sie  verlieren  daher  an  Eifer  und 
Energie,  so  daß  schließlich  trotz  der  Subventionen  die  Fracht- 
sätze meist  nicht  niedriger  sind,  als  sie  ohne  Sub- 
ventionen, bei  freier  Konkurrenz  mit  ihrer  Auslese  der  Tüchtigsten, 
wären. 

Einer  Ende  1909  von  B.  Huldermann,  Generalsekretär 
der  Hamburg-Amerika-Linie,  veröffentlichten  Schrift  („Die  Sub- 
vention der  ausländischen  Handelsflotten  und  ihre  Bedeutung  für  die 
Entwicklimg  der  Seeschiffahrt")  ist  folgende  Zusammenstellung  über 
die  absoluten  und  relativen  Beträge  der  damals  in  den  wichtigsten 
Schiffahrtsländern  bezahlten  staatlichen  Beihüfen  zu  entnehmen. 


Handelsflotte  in 
B  rutto  -Register- 
Tons 


Subventionen 
insgesamt  in 

Mark 


Subventions- 
betrag pro  t  in 

Mark 


Großbritannien .  . 
Österreich-Ungarn 
Frankreich.  .  .  . 
Deutsches  Reich  . 

ItaHen    

Japan 

Rußland 

Spanien 


17  378  000 

750  000 

I  894  000 

4  267  000 

I  320  000 

I  153  000 

972  000 

710  000 


34  000  000 
20  000  000 
53  000  000 
8  000  000 
16  000  000 
28  500  000 
1 1  000  000 
15  500  000 


1,95 
26,70 
28,00 

1,85 
12, lO 
24,70 

11,30 

21,85 


Huldermann  knüpft  an  diese  Ziffern  unter  anderem  folgende 
Bemerkungen:  „Es  ist  außerordentlich  bezeichnend,  daß  in  dieser 
Tabelle,  in  die  nur  jene  Länder  aufgenommen  worden  sind,  die  sich 
entweder  durch  eine  große  Handelsflotte  oder  durch  große  Sub- 
ventionen auszeichnen,  gerade  diejenigen  beiden  Länder  durch  eine 
außerordentlich  kleine  Ziffer  der  Subvention  pro  Tonne  der  Handels- 
flotte hervortreten,  die  anerkanntermaßen  in  der  Schiffahrt  besonders 
hervorragendes    geleistet    haben,     nämlich     Großbritannien 
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und  Deutschland.  Sie  haben  im  letzten  Jahrzehnt  ihre  Flotten 
gewaltig  vergröi3ern  können,  England  um  fast  fünf,  Deutschland  um 
mehr  als  zwei  Millionen  Tonnen." 

Es  wäre  noch  hinzuzufügen,  daß  sogar  die  verhältnismäßig  kleinen 
britischen  und  deutschen  Dampfersubventionen  zum  großen  Teile  für 
Postdampferdienste  sowie  für  solche  Schiffsbauten  (Schnell- 
dampfer) gewährt  wurden,  die  im  Kriegsfalle  besonderen  militä- 
rischen Zwecken  dienen.  Der  wichtigste  Gesichtspunkt  wird  aber 
von  Huldermann  bei  seiner  vorwiegend  im  Hinblick  auf  das 
Reedereigeschäft  geschriebenen  Darstellung  nicht  genügend  gewürdigt; 
Großbritannien  ist  ein  Freihandelsstaat,  das  deutsche  Reich 
ein  Land  mit  gemäßigter  Schutzzollpolitik^). 
Hier  können  sich  Ausfrachten  und  Einfrachten  verhältnismäßig  leicht 
gewissermaßen  automatisch  ausgleichen,  was  in  hochschutzzöllnerischen 
Ländern  weit  schwieriger  ist. 

Dies  erweist  sich  besonders  am  Beispiele  der  Vereinigten 
Staaten  ^),  Diese  verfügen  nämlich  über  große  Mengen  schwerer 
Ausfuhrwaren,  denen,  eben  infolge  des  dortigen  Hochschutzzolles, 
im  Einfuhrhandel  ähnliche  schwere  Frachtgüter  in  ausreichender 
Menge  nicht  gegenüberstanden.  Bis  1890  war  dies  anders.  Damals 
versandte  die  europäische  und  insbesondere  britischeEisen-  und  sonstige 
metallurgische  Industrie  bedeutende  Produktenmengen  (z.  B.  das 
später  prohibitiven  Zöllen  unterworfene  Weißblech)  nach  der  Union. 
Hierdurch  erhielten  die  Massensendungen  der  Union  in  Getreide,  Holz, 
Baumwolle,  Fleisch  und  Vieh,  Kupfer,  Blei  usw.  ihren  Gegenpart,  so 


^)  Vgl.  hierüber  Abteilung  VI  der  Anlage  IV  vorliegenden  Bandes.' 
*)  Zwar  haben  sich  die  Hochschutzzöllner  und  Trustmonopolisten  der  Ver- 
einigten Staaten  sehr  bemüht,  SchifEahrtssubventionen  für  überseeische  Linien  durch- 
zusetzen, und  die  republikanischen  Unionspräsidenten  der  anderthalb  Jahrzehnte 
1897 — 1912  waren  ihnen  in  dieser  Beziehimg  durch  Einbringung  entsprechender 
Vorlagen  im  Washingtoner  Kongress  durchaus  zu  Willen.  Dennoch  ist  es  in  der  Union 
zu  solchen  Subventionen  nicht  gekommen.  Denn  gar  zu  deuthch  erkannte  man 
eben  die  Gefahr,  daß  mit  allen  angeforderten  großen  GeldbewilHgungen  nur  Wasser 
in  ein  löcheriges  Faß  geschüttet  würde.  Die  durch  den  Underwood- 
Tarif  vom  3.  Oktober  191 3  bewerkstelligte  Abkehr  vom  Hochschutzzoll  und 
Aufnahme  einer  gemäßigteren  Schutzzollpolitik  imter  dem  demokratischen 
Präsidenten  Wilson  hat  die  Sachlage  überhaupt  stark  verändert.  Nimmehr 
wird  es  den  schweren  bergbaulichen,  land-  und  forstwirtschaftlichen  sowie 
industriellen  Ausfuhrwaren  der  Union  weit  weniger  an  Rückfrachten  aus 
Europa  und  anderen  Erdteilen  fehlen,  zumal  da  der  Underwood-Tarif  in  seiner 
Freiliste  sowie  im  Verzeichnisse  der  zollpflichtigen  Waren  gegenüber  den  schweren, 
billigen  Rohstoffen  und  auch  gegenüber  zahlreichen  ebensolchen  weiterzuver- 
arbeitenden Fabrikaten  besonders  entgegenkommend  ist. 
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daß,  beim  Vorhandensein  von  Fracht  und  Rückfracht,  auch  für  die 
Ausfuhr  billige  Frachtsätze  berechnet  werden  konnten.  Aber  seit 
dem  Mac  Kinley-  Tarife  von  i8go  und  noch  mehr  seit  dem 
D  i  n  g  1  e  y  -  Tarife  von  1897  bildeten  Bisen-  undStahlfabri- 
kate  sowie  sonstige  Metallwaren  nicht  mehr  oder 
nur  in  ungenügendem  Maße  die  Rückfracht  für  die  Ausfracht  der  nord- 
amerikanischen Ackerbau-  und  Walderzeugnisse,  Rohmetalle,  Fabrik- 
kate usw.  Seither  vermehrten  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
metallurgischen  Fabrikate  noch  die  Zahl  und  Menge  der  Ausfuhr- 
waren, denen  es  an  Rückfrachten  immer  mehr  fehlte.  Das  seit  1890 
andauernde  Hochschutzzollsystem  führte  dazu,  daß  vorwiegend  wert- 
vollere, feinere  Erzeugnisse  zur  Einfuhr  gelangten  und  nur  aus- 
nahmsweise neue  Massenartikel  eingeführt 
wurden,  wie  z.  B.  Eisenerze  aus  Kuba,  das  aber  schon  halb  und  halb 
zum  Wirtschaftsgebiet  der  Vereinigten  Staaten  gehört,  freilich  neuerer 
Zeit,  seit  der  Zollermäßigung  im  Payne-Tarif  vom  5.  August  1909, 
auch  aus  Skandinavien  und  den  Mittelmeergebieten;  Magnesit  aus 
Österreich;  Manganerz  aus  Transkaukasien,  Kupfererze  aus  Deutsch- 
Südwestafrika  (zum  Raffinieren  nach  der  Union  gesandt)  usw.  Im 
allgemeinen  kamen  aber  stets  mehr  feinere,  hochwertige  Fabrikate  von 
verhältnismäßig  geringem  Gewichte  nach  den  Vereinigten  Staaten 
bis  zur  bereits  erwähnten,  bedeutsamen  Veränderung  durch  den 
Underwood-Tarif  von  1913. 

Sogar  der  Rohstoffbedarf  der  Union  umfaßte  zum  über- 
wiegenden Teile  mancherlei  mehr  oder  weniger  hochwertige  Textil- 
rohstoffe  (Seide,  Wolle,  Baumwolle  aus  Ägypten,  Henequen,  Manila- 
hanf, Kapok  usw.),  ferner  Kautschuk,  Kork,  Tee,  Kaffee,  Kakao, 
Gewürze,  Häute,  Borsten,  Federn  und  Daunen,  Pelze,  Haare,  Elfen- 
bein, Perlmutter,  Diamanten  und  andere  Edelsteine  usw.  Durch  alle 
diese  Artikel  wurde  zwar  die  Handelsbilanz  der  Vereinigten 
Staaten  dem  Werte  nach  ausgeglichen;  d.h.  sie  balanzierte  mit  jenem 
Ausfuhrüberschusse,  der  zur  Verzinsung  und  Amortisierung  der 
bedeutenden  auswärtigen  Verschuldung  der  Union  im  Auslande  un- 
entbehrlich ist.  Aber  die  nach  dem  Gewichte  (oder  nach  Schiffsräumen) 
zu  berechnende  Frachtenbilanz  (vgl.  Seite  166)  der  Union 
wies  einen  bedeutenden  Überschuß  der  Ausfrachten  über  die  Rück- 
frachten auf.  Durch  diesen  Überschuß  wären  die  Frachtsätze  für  den 
Ausfuhrhandel  der  Vereinigten  Staaten  noch  mehr  verteuert  und  für 
den  Einfuhrhandel  noch  mehr  verbilligt  worden,  als  dies  ohnehin  der 
Fall  war,  hätten  nicht,  so  im  Verkehr  mit  Europa,  Auswanderer  an 
Stelle  der  Rückfrachten,  wenigstens  bei  regulären  Linien,  treten  können. 
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Durch  diesen  Mangel  an  schweren  Rückfrachten  ist  es  auch  zu 
erklären,  weshalb  die  öfters  unternommenenen  Versuche  n  o  r  d  - 
amerikanischer  Kohlenexporteure,  bei  hohen  euro- 
päischen Kohlenpreisen  (so  zum  ersten  Mal  im  Jahre  1900  und  auch 
seither  mehrmals,  wie  z.  B.  während  des  britischen  Kohlenbergbau- 
Streiks  vom  März  1912)  diesen  Artikel  in  Massen  nach  Europa  zu 
bringen,  bisher  immer  nur  einen  vorübergehenden  und  verhältnis- 
mäßig bescheidenen  Erfolg  ergeben  haben  ^).  Dagegen  sind  bei  einem 
größeren  Arbeitskampf  in  der  Kohlenproduktion  der  Vereinigten 
Staaten  die  britischen  Kohlengruben-Besitzer  sofort  in  der  Lage, 
große  Kohlenmengen  nach  der  Union  zu  werfen.  Denn  diese  britischen 
Kohlen  sind  als  Rückfracht  für  die  aus  den  Vereinigten  Staaten  unauf- 
hörlich nach  Großbritannien  gehenden  Massenartikel  sehr  gesucht 
Übrigens  sind  auch  die  verhältnismäßig  billigen  Überfahrtpreise 
für  europäische  Auswanderer  nach  den  Vereinigten 
Staaten  mit  dem  Mangel  an  sonstigen  Rückfrachten  für  die  Massen- 
artikel der  nordamerikanischen  Ausfuhr  zu  erklären. 

Noch  schärfer  zeigten  sich  bisher  im  Ausfuhrhandel  der  Vereinigten 
Staaten  diese  aus  dem  Mangel  an  Rückfrachten  entspringenden  Nach- 
teile im  Handelsverkehre  mit  Südamerika.  Zum  großen  Ver- 
drusse  der  Nordamerikaner  war  nämlich  ihre  Ausfuhr  nach  dem  ro- 
manischen Amerika  im  allgemeinen  weit  geringer  als  diejenige  der 
europäischen  Länder.  Eine  Ausnahme  hiervon  bilden  nur  jene 
Länder  des  romanischen  Amerika,  die  von  den  Vereinigten  Staaten 
geradezu  oder  annähernd  als  Nachbarn  betrachtet  werden 
können,  wie  Mexiko,  die  kleinen  mittelamerikanischen  Republiken, 
ferner  die  zwei  Negerrepubliken  auf  Haiti,  über  welche  die  Union, 
ähnlich  wie  über  Panama,  eine  politische  Oberherrschaft  ausübt, 
vielleicht  auch  noch  Kolumbien  und  Venezuela^).     Nach  Vollendung 


1)  Im  Fiskaljahr  1907/1908  (beendet  am  30.  Juni)  betrug  die  Kohlenausfuhr 
der  Vereinigten  Staaten  10,31  Millionen  Tonnen  (zu  1000  kg),  etwa  2%  Prozent 
der  dortigen  Gesamtförderung.  Diese  Ausfuhr  ging  fast  ausschUeßHch  nach  den 
Nachbarländern,  wie  Kanada,  Mexiko  usw.,  und  nach  Europa  kamen  nur  209  481  t. 
Im  Jahre  1912  (Kalenderjahr)  war  die  Kohlenausfuhr  der  Vereinigten  Staaten 
nior  auf  14,46  MilHonen  t  gestiegen,  die  gleichfalls,  bis  auf  einen  verhältnismäßig 
kleinen  Rest,  nach  Kanada,  Mexiko,  Panama,  Kuba  imd  den  anderen  näher 
zur   Union   liegenden   westindischen    Gebieten   gingen. 

2)  Die  Gesamtwareneinfuhr  der  Länder  des  romanischen  Amerika 
wurde  im  Jahre  191 1  auf  6040  Millionen  Franken  geschätzt,  woran  die 
Vereinigten  Staaten,  trotz  der  großen  absoluten  imd  auch  relativen  Zunahme 
ihrer  Ausfuhr  nach  diesen  Ländern  seit  dem  Beginne  des  20.  Jahrhunderts, 
nur    mit     23 — 24   Prozent    beteiligt     waren.       Dabei   kam     es     sogar    zu     diesem 
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des  Panamakanals    dürfte  sich  dieses  Nachbarverhältnis  mög- 
licherweise auch  auf    Ecuador    und    Peru    erstrecken. 

Abgesehen  vom  bereits  erörterten  Hindernisse  der  großen 
europäischen  Kapitalsinvestitionen ^)  im  romanischen 
Amerika  war  der  dorthin  gehenden  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  ins- 
besondere der  Mangel  an  billigen,  bequemen  und  häufigen  Schiffs- 
verbindungen zwischen  der  Union  und  den  anderen  Republiken 
Amerikas  im  Wege.  Die  Vereinigten  Staaten  hatten  nämlich  bis- 
her für  die  Massenartikel  des  romanischen  Ame- 
rika, wie  Getreide,  Ölsaaten,  Vieh,  Fleisch  usw.,  nur  eine  beschränkte 
oder  gar  keine  Verwendung.  Manche  wichtige  Erzeugnisse  der  I^änder 
des  romanischen  Amerika  begegneten  sogar  wenig  rationellen  Roh- 
stoffzöllen, wie  z.  B.  Rinderhäute  bis  zum  Payne-Tarif  vom  5,  August 
1909,  Rohwolle  auch  nach  den  Bestimmungen  dieses  Tarif  es,  Blei- 
undZinkerze^)  usw.  Im  Handelsverkehr  zwischen  Südamerika  und  den 
Vereinigten  Staaten  nahmen  überhaupt  südamerikanische  Er- 
zeugnisse höheren  Wertes  und  geringeren  Gewichtes 
eine  hervorragende  Stellung  ein,  so  Kaffee,  Kakao,  Gewürze,  Tabak, 
Wolle,  Wachs,  Häute,  Kautschuk,  Chinarinde,  Tapioka,  Strohhüte  usw. 
Dagegen  versandte  Südamerika  seine  Massenfrachtartikel  Getreide, 
Ölsaaten,  Salpeter,  Fleisch  usw.  vorläufig  noch  vorwiegend  nach 
Europa;  denn  Europa  bildet  für  die  genannten  agrarischen  und 
mineralischen  ^)  Ausfuhrwaren  Süd-  und  Mittelamerikas  ein  aufnahms- 
fähiges  und  aufnahmswüliges  Absatzgebiet,  und  diese  Ausfuhrwaren 
gleichen,  als  Rückfrachten  für  die  europäischen  Fabrikatsendungen 
und  Auswandererschiffe,  die  Frachtenbilanz  vorteühaft  aus.  Dies 
kommt  der  europäischen  Fabrikatenausfuhr  zugute  und  begünstigt 
die  Einrichtung  großer  regelmäßiger  Dampferlinien  zwischen  Europa 


Anteile  nur  durch  die  weit  stärkere  Anteilnahme  der  Union  an  der  Einfuhr 
Kubas,  wo  sie  Vorzugszölle  genießt,  sowie  an  jener  Mexikos  und  der  mittel- 
amerikanischen Republiken  nebst  Haiti,  der  Dominikanischen  Republik, 
Kolumbien,  Venezuela,  wo  sie  gewissermaßen  Nachbar  ist.  Der  Anteil  der 
Vereinigten  Staaten  an  der  Einfuhr  der  anderen  hierher  gehörenden  Republiken 
schwankte  im   Jahre    191 1    noch  immer   zwischen   elf  bis   neunzehn   Prozent. 

1)  Vgl.  im  I.  Bande  vorliegenden    Buches  Abteilung  I  i  des  IX.  Kapitels. 

*)  Der  liberalere  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  19 13  beläßt  Rohwolle 
zollfrei,  ermäßigt  den  Bleierzzoll  von  1^/2  auf  ^j^  Cents  das  engl.  Pfund  und 
unterwirft  Zinkerze  dem  gleichmäßigen,  nicht  sehr  hohen  Satze  von  zehn  Prozent 
des   Wertes. 

3)  Die  Vereinigten  Staaten  heßen  zwar  den  chilenischen  Salpeter  zollfrei  ein, 
aber  die  Länder  Europas  mit  ihrem  ausgedehnten  Zuckerrübenanbau  brauchen 
weit  mehr  davon. 
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und  Südamerika.  Dagegen  stellten  die  zumeist  verhältnismäßig  leichten 
Waren,  die  aus  Südamerika  nach  den  Vereinigten  Staaten  gingen, 
keine  genügenden  Rückfrachten  für  das  Holz,  Mehl,  die  verschiedenen 
Metallwaren,  Maschinen  usw.  der  Union  dar,  die  an  und  für  sich  in 
Südamerika  auf  ausgedehnten  Absatz  rechnen  könnten  und  dort  auch 
tatsächlich,  wenn  auch  in  beschränkten  Mengen  abgesetzt  wurden.  Über 
größere  Mengen  von  Rückfrachten  verfügte  die  Union  in  ihrem  Handels- 
verkehre mit  Mexiko  (Versendungen  mexikanischer  Erze  in  die 
Raffinierungsanstalten  der  Vereinigen  Staaten,  teilweise  vermöge  eines 
zollbegünstigten  Veredlungsverkehrs)  und  mit  den  mittel- 
amerikanischen  Republiken  sowie  mit  den  Antillen, 
indem  dortige  Südfrüchte,  Bananen,  roher  Rohrzucker,  tropische  Hölzer 
usw.  nach  der  Union  ausgeführt  wurden. 

Schon  vor  dem  Underwood-Tarif  hatten  sich  diese  Verhältnisse 
für  die  Vereinigten  Staaten  etwas  gebessert.  Der  Zoll  für  Rinder- 
häute  wurde  im  Payne-Tarif  von  1909  beseitigt,  die  Zölle  für  Eisen- 
erze und  Roheisen  sowie  Abfalleisen  namhaft  ermäßigt.  Auch  wurden 
einzelne  Schiffahrtslinien  von  den  atlantischen  Häfen  der  Union, 
namentlich  von  New  York  aus  nach  den  Hafenplätzen  Brasiliens 
und  der  La  Plata-Staaten  begründet  (Fahrten  der  Prince  Steamship 
Line),  die  freüich  nicht  die  Flagge  der  Vereinigten  Staaten  trugen^). 
Im  großen  und  ganzen  war  aber  der  alte,  für  die  europäischen  Kon- 
kurrenten der  Vereinigten  Staaten  günstige  Zustand  im  Jahre  191 2 
noch  immer  anzutreffen.  Ohne  den  Umschwung  des  Underwood- 
Tarif  es  von  19 13  wäre  wohl  auch  die  Eröffnung  des  Panama- 
k  a  n  a  1  s  nicht  imstande,  hierin  eine  bedeutende  Veränderung  zu- 
gunsten der  Union  herbeizuführen. 

Diese  für  den  europäischen  Ausfuhrhandel  nach  Südamerika  vor- 
teühaften  Verhältnisse  haben  noch  eine  weitere  Befestigung  durch 
folgenden  Brauch  erfahren,  der  sich  zuerst  in  der  Trampschiff- 
fahrt der  europäischen  Handelsflotten  gemäß  der  Natur  der  Dinge 
entwickelt  hat,  nämlich  durch  den  sogenannten  „triangulär 
t  r  i  p"  (Fahrt  im  Dreieck).  Schiffe  aus  Europa  kommen  mit 
allerlei  europäischen  Fabrikaten  und  sonstigen  Artikeln  nach  den 
Ländern  an  der    südamerikanischen    Ostküste.     Dort 

^)  Im  Herbst  191 3  wurde  die  Gründmig  einer  Dampferlinie  unter  der 
Flagge  der  Vereinigten  Staaten,  der  „United  States  &  Brazil  Steamship  Comp." 
für  den  Betrieb  der  Schiffahrt  zwischen  Nordamerika  imd  Brasilien  gemeldet. 
Die  erste  Abfahrt  von  New  York  nach  Rio  de  Janeiro  fand  im  September  191 3 
statt.  Bisher  war  dieser  Verkehr  nur  von  europäischen,  besonders  britischen 
Reedereien  bedient  worden.  Es  hieß,  daß  bei  den  höheren  Spesen  der  unter 
der  Unionsflagge  fahrenden  Schiffe  ein  geschäftlicher  Erfolg  wenig  wahrscheinlich  sei. 
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löschen  sie  die  mitgebrachten  Waren  und  beladen  sich  wiederum  mit 
allerlei  südamerikanischen  Erzeugnissen  für  Eu- 
ropa, Diese  Trampdampfer  nehmen  aber  den  Rückweg  nach  Europa 
nicht  direkt,  sondern  auf  dem  Umweg  über  die  Antillen 
und  die  nordamerikanischen  Häfen.  Daraus  er- 
wächst diesenDampfschiffen  ein  doppelter  Vorteil :  Erstens  sind  sie  in  der 
Lage,  die  nach  den  Vereinigten  Staaten  bestimmten  wertvolleren,  wenn 
auch  wenig  gewichtigen  Waren  zur  Vervollständigung  ihrer  Ladung 
mitzunehmen;  hierdurch  entziehen  sie  aber  etwaigen  regulären, 
zwischen  Nordamerika  und  der  Ostküste  Südamerikas  verkehrenden 
Linien  noch  die  kleinen  Mengen  vorhandener  Rück- 
fracht. Ferner  nehmen  diese  Trampdampfer  in  den  atlantischen 
Häfen  der  Vereinigten  Staaten  (auch  in  den  Antillen-Häfen)  wiederum 
nordamerikanische  Agrarerzeugnisse  und  schwere  Fabrikate  auf,  die 
für  Europa  bestimmt  sind.  Derart  kommen  die  Trampdampfer 
wieder  zu  ihrem  europäischen  Ausgangspunkt  zurück,  nachdem  sie 
ihre  Ladung  zwei-  bis  dreimal  in  mehr  oder  weniger  gewinnbringender 
Weise  gewechselt    haben  ^).      Den  Vereinigten  Staaten    war  es  bis 

^)  So  heißt  es  im  bekannten  anglo-brasilianischen  kommerziellen  Fachblatte 
„Brazilian  Review"  vom  lo.  Dezember  1907,  das  sich  freihch  in  den  nach- 
folgenden Ausführungen  stark  vom  bekannten  Standpunkt  der  britischen 
Reedereiinteressen  beeinflussen  läßt:  „Nach  telegraphischen  Nachrichten 
aus  Washington  über  eine  Botschaft  des  Präsidenten  Roosevelt  soll  er  gesagt 
haben,  daß  die  gegenwärtige  Entwicklung  des  Dampferdienstes  zwischen 
den  Vereinigten  Staaten  und  den  Völkern  beider  Amerika 
ein  ernstKches  Hindernis  auf  dem  Wege  der  kommerziellen  Entwicklung  des  Landes 
darstelle  und  daß  ihm  (dem  Präsidenten)  der  geringe  Anteil  bekannt  sei,  den  die 
Flagge  der  Vereinigten  Staaten  am  Hafenverkehr  der  befreundeten  südamerikanischen 
Republiken  besitze.  Diese  Äußerungen  Roosevelts  sollen  wahrscheinlich  den  Weg 
für  eine  neuerUche  Kampagne  zur  Votierung  von  Schiffahrts- 
subventionen ebnen.  Doch  wird  das  Kampffeld  einigermaßen  zu  spät 
betreten,  nachdem  Lamport  &  Holt  (bekannte  große  britische  Reederei)  sowie  andere 
Reedereien  sich  bereits  nach  Kräften  bemühen,  dengesamten  Verkehr  zwischen 
Nord-  und  Südamerika  zu  absorbieren.  Neben  den  von  diesen 
Reedereien  besorgten  Verfrachtungen  wird  nur  wenig  aus  den  Vereinigten  Staaten 
nach  Brasiüen  gebracht.  Dies  geht  schon  daraus  hervor,  daß  Lamport  &  Holt  die 
meisten  ihrer  Schiffe  im  Dreieck  fahren  lassen,  nämlich  von  Liverpool  nach  Rio 
de  Janeiro  und  Santos  mit  besserer  Ware  (fine  goods),  von  Santos  und  Rio 
de  Janeiro  nach  New  York  oder  New  Orleans  mit  Kaffee  und  von  dort  wieder 
zurück  nach  Liverpool  mit  irgendwelcher  gerade  anzutreffender  Ladung  oder  auch 
in  Ballast,  da  dies  noch  immer  weniger  Kosten  verursacht,  als  ein  Versuch,  in 
den  Vereinigten  Staaten  Ladung  für  Brasihen  zu  erlangen  und  solche  dorthin  zu 
bringen.  Nach  unserer  Ansicht  könnte  dadurch  nicht  viel  erzielt  werden,  daß  eine 
subventionierte  Linie  in  Fahrten  von  Nord-  nach  Südamerika  und  wieder  zurück 
die  Plagge  der  Vereinigten  Staaten  sehen  lassen  würde." 
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zum  Underwood-Tarif  von  1913  kaum  möglich,  für  ihren  Ausfuhr- 
handel nach  Südamerika  ähnlich  vorteühafte  Verschiffungsbe- 
dingungen zustande  zu  bringen.  Doch  die  mannigfachen  Zoll- 
befreiungen und  Zollermäßigungen  dieses  Tarifs,  so  namentlich 
die  Zollfreiheit  für  Weizen,  Wolle  und  Fleisch,  eröffnen  neue 
Aussichten  für  die  Handels-  und  Schiffahrtsbeziehungen  der 
Union  zu  Südamerika. 

Eine  ähnlich  ungünstige  Frachtenbilanz  besteht  auch  im  hoch- 
schutzzöllnerischen  Rußland.  Die  Eisenbahnwaggons,  die  Getreide, 
Hülsenfrüchte,  Mehl,  Spiritus,  Zucker,  Ölsaaten,  Holz  und  sonstige 
Agrarerzeugnisse  oder  Erzeugnisse  landwirtschaftlicher  Industrien 
(aus  Südrußland  neuerer  Zeit  wohl  auch  Erze  und  metallurgische  Pro- 
dukte sowie  Kohle)  nach  den  Hafenstädten  und  zu  den  Landgrenzen 
bringen,  fahren  nicht  selten  leer  und  fast  nie  ordentlich  gefüllt  zurück. 
Besonders  gegen  schwere  Erzeugnisse  aus  Metallen 
und  Holz  richtet  sich  die  russische  Hochschutzzollpolitik  mit 
größtem  Nachdrucke.  Bedarf  es  doch  sogar  der  ganzen  politischen 
Übermacht,  die  der  Großgrundbesitz  im  konstitutionellen  Rußland 
erlangt  hat,  um  die  Zentralstellen  zu  verhindern,  den  Schutzzoll- 
wünschen einiger  Fabrikanten  landwirtschaftlicher  Maschinen  zu 
wülfahren;  danach  sollten  diesen  Maschinen,  an  Stelle  der  noch  aus 
den  neunziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  stammenden  niedrigeren 
Sätze  und  Zollfreiheiten,  beträchtlich  höhere  Zollsätze^)  auferlegt 
werden. 

Gerade  durch  eine  gegen  die  Einfuhr  landwirtschaftlicher  Ma- 
schinen gerichtete  Zollpolitik  würde  den  baltischen  und  Schwarzes 
Meer-Häfen  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  ihrer  ohnehin  unzuläng- 
lichen einwärts  gehenden  Frachten  entzogen  werden.  Auf  der  ent- 
gegengesetzten Seite  des  europäischen  Rußlands,  an  der  Küste  des 
nördlichen  Eismeeres,  herrschen  ähnliche  Verhältnisse. 
So  wurde  von  deutscher  offizieller  Seite  ^)  den  deutschen  Export- 
firmen angeraten,  ihre  Ausfuhrsendungen  nach  Nordrußland  und 
Sibirien,  statt  über  den  teuren  Eisenbahnweg  durch  ganz  Rußland, 
lieber  über  Hamburg  nach  Archangelsk  und  weiter  die  Dwina 
hinauf  über  Kotlas  und  Wologda  zu  leiten;  die  Seefracht  über  Archan- 
gelsk stehe  besonders  niedrig,  etwa  5 — 7  Mark  für  die  Tonne  bei 
Schwergut,  da  die  Schiffseigner  meist  nur  mit  einer  Fracht  von 
Archangelsk  aus  rechnen  und  nach  Archangelsk  meist  in  Ballast 
fahren  müssen.  ' 

1)  Vgl.  hierüber  im  vorliegenden   Bande  Abteilung  VI  der  Anlage  III. 
*)  Siehe  „Nachrichten  für  Handel  und  Industrie"  vom   17.   Dezember   191  o. 
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Speziell  in  den  baltischen  Häfen  ist  die  Frachtenbilanz 
für  Rußland  noch  verhältnismäßig  günstig,  weil  die  von  einheimischen 
Kohlengruben  weit  entfernten  baltischen  Industriegebiete  bedeutende 
Mengen  britischer  Kohle  einführen  müssen.  Diese  Einfuhr 
wird  aber  nicht  nur  durch  Zölle  erschwert;  schon  seit  den  neunziger 
Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts  datieren  die  bisher  freilich 
nicht  von  Erfolg  begleiteten  Pläne  russischer  Wirtschafts-  und  Ver- 
kehrspolitiker, mit  Hilfe  von  umfangreichen  Kanalbauten,  besonderen 
Kohlenbahnen,  billigen  Eisenbahntarifen  und  auf  sonstige  Weise 
Kohlenbezüge  aus  den  südrussischen  Produktionsplätzen  nach  den  bal- 
tischen Industriegebieten  zu  ermöglichen^  ).  Selbstverständlich  kommt 
ein  solcher  Zustand  einer  künstlichen  Niedrighaltung 
der  Frachten  für  jene  Waren  gleich,  die  vom  Auslande 
nach    dem     russischen    Reiche    gesandt  werden. 

Im  Gegensatz  hierzu  istz.  B.  Großbritannien  imstande, 
seine  Schiffe,  die  nach  Nordspanien  Kohlen  bringen,  mit 
nordspanischen  Eisenerzen  zu  beladen  und  derart  ein 
günstiges  Verhältnis  zwischen  Ausfracht  und  Rückfracht  zu  er- 
zielen. Spanien  hindert  aber,  teÜs  von  hochschutzzöllnerischen 
Ideen,  teils  vom  Fiskalismus  geleitet,  das  Zustandekommen  einer 
besser    ausgeglichenen   Frachtenbilanz    nach    Kräften:    es   belastet 


^)  über  einen  der  letzten  dieser  Pläne  machte  das  Oktoberheft  1910  der  finn- 
ländischen  Fachzeitschrift  „Mercator"  folgende  Mitteilungen:  ,, Schon  seit  langem 
wurden  in  Rußland  Pläne  erörtert,  wie  man  die  britische  und  deutsche  Kohle  aus 
den  Ostseehäfen  verdrängen  und  an  ihre  Stelle  südrussische  Kohle  aus  dem 
Donezgebiete  bringen  könnte.  Eine  Verfrachtung  zu  I^ande  quer  durch  ganz  Rußland 
scheiterte  bisher  an  dem  Kostenpunkte.  Auch  ein  Seetransport  über  die  Häfen  des 
Schwarzen  Meeres  und  die  Straße  von  Gibraltar  wäre  nur  zum  Frachtsatze  von  7  bis 
8  Kopeken  pro  Pud  (6  Pud  =  ca.  i  q)  südrussischer  Kohle  möghch.  Zu  diesem  Satze 
ist  aber  die  russische  Schiffahrt  nicht  leistungsfähig,  und  ausländische  Fahrzeuge 
sind  von  solchen  in  Rußland  zur  Küstenschiffahrt  gerechneten  Verfrachtungen  gesetz- 
lich ausgeschlossen.  Nun  sind  im  Oktober  19 10  mehrere  finnländische  Reedereien, 
mit  sechs  Dampfern  von  einer  Ladefähigkeit  von  je  240 — 300000  Pud,  an  die  russische 
Regienmg  mit  dem  Vorschlag  herangetreten,  sie  möge  die  betreffenden  finnländischen 
Fahrzeuge  mcht  wie  bisher  als  fremde  ansehen  und  ihnen  einen  jährlichen  Mindest- 
betrag von  Fracht  garantieren.  Die  südrussischen  Kohlenproduzenten  waren  für  die 
Annahme  dieses  Vorschlages  sehr  eingenommen,  während  sich  die  russische  Finanz- 
verwaltimg ablehnend  verhielt."  Auch  während  der  Kohlennot,  die  infolge  des  bri- 
tischen Kohlenarbeiterstreiks  von  März  1912  in  den  russischen  Ostseehäfen  entstand, 
wurden  derartige  Vorschläge  wiederum  erörtert.  Doch  das  Versagen  des  süd- 
russischen Kohlenbergbaues  sogar  gegenüber  dem  süd-  und  zentralrussischen, 
allerdings  rasch  gestiegenen  Bedarfe  im  Jahre  191 3  (vorübergehende  russische 
Zollbefreiungen  für  Brennstoffe  im  II.  Halbjahr  191 3)  hat  diese  Pläne 
vorläufig  vertagt. 
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nämlich  die  britische  Kohle  mit  Einfuhrzöllen  und  die  spanischen 
Erze  mit  allerdings  geringen  Ausfuhrzöllen^). 

Aus  besonderen  Gründen  kann  es  wohl  auch  vorkommen,  daß 
ein  hochschutzzöhnerisches  Land,  wie  Frankreich,  nichts- 
destoweniger eine  vom  Standpunkte  büliger  Ausfuhrfrachten  durchaus 
nicht  ungünstige  Frachtenbüanz  hat.  Frankreich  leidet  nämlich  an 
einer  unzulänglichen  Erzeugung  so  wichtiger  schwerer  Massenartikel 
wie  Kohle  und  Holz.  Schon  um  dieses  Umstandes  wiUen  erhält 
Frankreich,  obwohl  es  die  Einfuhr  beider  genannter  Artikel,  auch  die 
des  Rohholzes,  durch  Zölle  erschwert,  in  seine  Häfen  dennoch  weit 
größere  Frachtenmengen  hinein,  als  es  zur  Ausfuhr  bringt.  Hierzu 
kommen  freüich  noch  weitere  unterstützende  Umstände:  Frankreich 
steht  in  nahezu  vollkommener  Zollunion  mit  Algerien  (der  Schiffs- 
verkehr mit  Algerien  bleibt  freilich  auf  die  französische  Flagge  be- 
schränkt), Madagaskar,  Französisch-Hinterindien  usw.  und  gewährt 
den  anderen  Kolonien  mehr  oder  minder  weitgehende  Zoll- 
begünstigungen; die  Exportindustrien  Frankreichs  hefern 
zum  überwiegenden  Teüe  Qualitätserzeugnisse  von  ge- 
ringem Gewichte  bei  hohem  Werte;  ferner  verbraucht  die  bedeutsame 
französische  öl-,  Seifen-  und  Kerzenindustrie  große 
Mengen  billiger  RohmateriaHen,  während  sie  weit  kleinere  Mengen 
von  Fabrikaten  höheren  Wertes  zur  Ausfuhr  bringt.  Minder  auffällig 
sind  ähnliche  Verhältnisse  bei  Italien,  dessen  SchutzzoUpoHtik 
nicht  von  so  hochschutzzöllnerischer  Färbung  ist  wie  die  französische 
Handelspolitik,  In  Italien  mangelt  es  nämlich  an  Kohle  und 
Holz  noch  weit  mehr  als  in  Frankreich,  Auch  gibt  es  im 
Königreiche  auffaUend  wenig  Eisenerze,  Keinerlei  Schutz- 
zollpolitik vermag  die  Einwirktmg  aufzuheben,  die  derartige 
von  der  Natur  eines  Landes  geschaffene  Verhältnisse  auf  die 
Frachtenbüanz  des  betreffenden  Landes  ausüben.  Sogar  dem 
freihändlerischen  Großbritannien  wird  die  Herbeiführung 
seiner  günstigen  Frachtenbüanz  durch  Holzmangel  bei  Kohlen- 
reichtum erleichtert. 

Aber  sogar  dieZölle  einesLandesmit  gemäßigter  Schutz- 
zollpolitik sind  ein  Hindernis  für  den  Ausgleich  der  Frachten- 
büanz, Der  Gesamtausgleich  mag  zwar  noch  leidlich  bewerkstelligt 
werden,  aber  der  Einzelausgleich  spezieUer  Fahrten  wird  oft  genug 


1)  I.  J.  191 1  wurden  in  spanischen  Häfen  5,35  Millionen  t  (zu  1000  kg) 
ausländischer  Waren  ans  Land  gebracht  und  14,16  Millionen  t  spanischer  Waren 
zur   Versendung  ins  Ausland  in  die  Schiffe  verladen, 

S  c  h  i  1  d  e  r.    n.  12 
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auf  das  Hindernis  zollpolitischer  Einfuhr-  oder  Ausfuhrerschwerungen 
stoßen.  Daher  sind  Schiffahrtsinteressen  und  auch 
selbständig  organisierte  (nicht  etwa  durch  eine  Ver- 
staatlichung neutralisierte)  Eisenbahninteressen  jedenfalls 
zum  mindesten  anti-hochschutzzöUnerisch^),  wenn  nicht  geradezu 
freihändlerisch. 


^)    Siehe  im  vorliegenden   Bande  Abteilmig  III   der  Anlage  XIV. 
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In  hochsdiutzzöUnerisclien  Staaten  ist  die  Vermögens- 
bildung naturgemäß  in  noch  weit  höherem  Grade  plutokra- 
tisch  als  in  den  anderen  Kulturstaaten  unserer  Zeit,  soweit  diese 
nicht  die  massenhafte  Vermögensansammlung  in  wenigen  Händen  be- 
reits durch  allerlei  bodenreformerische  ^)  und  sonstige  sozialpolitische 
Maßregeln  zu  bekämpfen  beginnen.  In  den  hochschutzzöllnerischen 
Staaten  mit  ihrem  besonders  starken  Drange  zur  Kartellbil- 
dung ist  die  I^eitung  der  Produktion,  die  kapitalistische  Verfügung 
über  die  Produktionsmittel,  der  Besitz  der  öfters  gleichfalls  zoll- 
geschützten mineralischen  Bodenschätze  in  verhältnismäßig  noch 
weniger  Händen  konzentriert  als  in  den  kapitalistisch  entwickelten 
Freihandelsländern.  Anderseits  sind  aber  die  Kapitalisten  reicher 
Freihandelsländer,  wie  Großbritannien,  Holland  und  Belgien,  sehr 
häufig  durch  Aktienbesitz  imd  in  sonstiger  Weise  an  den  Er- 
trägnissen zollgeschützter  Unternehmungen  des  schutzzöUnerischen 
Auslandes  interessiert. 

Die  unter  einem  solchen  Stande  der  Dinge  lawinenartig 
anschwellenden  großen  Vermögen  und  Ein- 
kommen werden  zur  Entfaltimg  eines  weitgehenden,  öfters  gerade- 
zu sinnlosen,  barbarisch  abgeschmackten  Luxus  ausgenützt.  Für  die 
den  Luxusbedürfnissen  dienenden  Erzeugnisse  büden  dann  Zölle 
nicht   immer     ein   Einfuhrhindernis,    sondern  unter 

^)  Als  solche  bodenrefonnerische  Maßregeln  wären  beispielsweise  zu  nennen: 
Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  nach  dem  Verkehrswert,  nicht  nach  dem  Er- 
tragswert; Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses  beim  Gnmdeigentum ;  Er- 
schwerung der  hypothekarischen  Beleihung  von  Baugründen;  Vorzugspfandrechte 
der  Bauhandwerker;  Erwerb  von  Forsten  und  Gemeinweiden  durch  ländliche  Ge- 
meinden und  sorgsame  Festhaltung  bereits  vorhandenen  derartigen  Gemeinde- 
eigentums; Erwerb  von  Baugeländen  rings  um  die  Städte  durch  die  Stadtgemeinden 
und  Verwertung  dieser  Gelände  im  Erbbaurecht  sowie  sorgsame  Festhaltimg  bereits 
vorhandenen  städtischen  oder  auch  staatüchen  Grtmdbesitzes ;  innere  Kolonisation, 
gestützt  auf  staatUche  Enteignimgsbefugnisse  gegenüber  dem  Großgnmdeigentum 
mit  richterlicher  Entscheidung  der  Streitigkeiten  über  den  Bodenwert  usw. 

12* 
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Umständen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eher  ein  Reizmittel; 
denn  in  solchen  plutokratischen  Gesellschaften  ist  das  Kostspielige  an 
und  für  sich  das  Gesuchte  ^).  Auch  handelt  es  sich  hier  nicht  bloß 
um  die  stets  kleine,  wenn  auch  sehr  kaufkräftige  Schichte  der  Millio- 
näre 2)  oder  gar  Multimillionäre,  sondern  auch  um  ihr  zahlreiches 
Gefolge  aus  weit  weniger  wohlhabenden  Volkskreisen.  Diese 
männlichen  und  weiblichen  Snobs  opfern  nicht  selten  Hinkommen 
und  Vermögen,  sei  es  ganz,  sei  es  nur  zum  großen  Teile,  und  stürzen 
sich  sogar  in  eine  nicht  selten  mit  dem  wirtschaftlichen  Ruin  oder 
gar  kriminell  endende  Verschuldung,  um  nur  die  kostspieligen  Launen 
und  Modetorheiten  ihrer  reichen  Vorbilder  so  weit  als  möglich  nach- 
ahmen zu  können. 

Es  mag  ja  zuweilen  in  den  Vereinigten  Staaten  und  anderen 
hochschutzzöllnerischen  Ländern  einer  Verbindung  von 
H  o  ch  s  c  h  u  t  z  z  o  11  mit  Unternehmungsgeist  und 
technischem  Geschick  gelingen,  die  Einfuhr  einzelner 
Luxuswaren,  namentlich  in  den  minder  feinen,  leichter  herstellbaren 
Sorten  zurückzudrängen ;  dann  bleibt  aber  gewöhnlich  noch  immer  eine 
Einfuhr  hochwertiger  Rohstoffe  oder  weiter  zu  ver- 
arbeitender Fabrikate  nötig,  woraus  der  Produktion  und  dem  Ausfuhr- 
handel des  Auslandes  Anregung  und  reichliche  Beschäftigung  zuteil 
werden. 


^)  Vgl.  hierüber  die  Bemerkung  in  Abteilung  II  des  VII.  Kapitels  yorUegenden 
Bandes  Seite    197. 

2)  Ein  Aufsatz  im  „Neuen  Wiener  Tagblatt"  vom  11.  September  1909  „Ameri- 
kanische Millionen.  Wie  sie  erworben  und  wie  sie  verzehrt  werden"  stellt  nach  einem 
„berühmten  transatlantischen  Statistiker"  (leider  wird  er  nicht  genannt)  die  Be- 
hauptung auf,  daß  ein  Prozent  der  Bewohner  der  Vereinigten  Staaten  neunzig  Prozent 
des  auf  ungefähr  600  MiUiarden  Franken  geschätzten  „Nationalvermögens"  inne- 
haben soll.  Dies  ergäbe  immerhin  etwa  0,8 — 0,9  MilUonen  mindestens  wohlhabender, 
wenn  nicht  reicher  Leute  mit  einem  Durchschnittsvermögen  von  0,60 — 0,67  MilHonen 
Franken.  Ein  solches  Durchschnittsvermögen  bietet  genügende  Mittel  für  allerlei 
verschwenderische  Snobismen,  auch  wenn  es  durch  die  größeren  Anteile  der  Multi- 
millionäre bis  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  würde.  Überdies  handelt  es  sich  hier  nicht 
bloß  um  den  durchschnittlichen  Zinsertrag  solcher  Durchschnittsvermögen;  es  kom- 
men in  den  Vereinigten  Staaten  auch  noch  Einkommen  größeren  Umfangs  in  Betracht, 
die  teils  auf  der  Grimdlage  eines  derartigen  Vermögens,  teils  ohne  eine  solche  Grimd- 
lage  bezogen  werden.  Diese  Einkommen  sind  überdies  nicht  immer  rein  geschäft- 
licher Art,  sondern  mögen  auch  nicht  selten  dem  Mißbrauche  politischer  oder  ad- 
ministrativer Macht  entstammen.  In  letztgenannter  Beziehung  sei  nur  an  die  im 
zweiten  Halbjahr  19 12  bekaimt  gewordenen  New  Yorker  Polizeiskandale  (Ermordung 
des  Spielhöllenbesitzers  Rosenthal  diurch  Polizeibeamte,  deren  Erpressungen  er  nicht 
völlig  nachgab)  erinnert. 
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Welch  großen  Umfang  die  Einfuhr  von  lyuxusbedürfnissen  in 
hochschutzzöUnerischen  und  dabei  ziemlich  wohlhabenden  Staaten 
aimehmen  kann,  ist  bei  einem  einigermaßen  genauen  Studium  der 
Handelsbilanz  der  Vereinigten  Staaten^)  leicht  zu  erkennen. 
So  erweist  sich  z.  B.  das  Auf  und  Nieder  im  internationalen  Diamanten- 
geschäft als  ein  nicht  unverläßlicher  Barometer  für  die  Schwankungen, 
die  auf  dem  nordamerikanischen  Geld-  und  Kapitalsmarkte  sowie  im 
dortigen  Geschäftsleben  überhaupt  zu  verzeichnen  sind.  In  normalen 
Zeiten  sollen  75 — 80  Prozent  der  Gesamtproduktion  an  Diamanten 
ihren  Weg  nach  den  Vereinigten  Staaten  nehmen.  Im  günstigen  Fiskal- 
jahre 1906/1907  (beendet  am  30.  Juni),  das  kaum  von  den  ersten  Vor- 
läufern der  großen,  Herbst  1907  ausgebrochenen  Krise  gestreift  wurde, 
betrug  die  Einfuhr  geschliffener  und  ungeschliffener  Diamanten  etwa 
35,3  Millionen  Dollar,  im  Jahre  1907/1908,  das  bereits  zum  überwiegen- 
den Teil  unter  dem  schwersten  Drucke  der  Krise  stand,  nur  13,8, 
im  etwas  günstigeren  Jahre  1 908/1909  wiederum  24,1  und  im  bedeutend 
gebesserten  Fiskaljahre  1909/1910  sogar  39,8  Millionen  Dollar^).  Noch 
stärker  zeigt  sich  dieser  Unterschied  zwischen  guten  und  schlechten 
Zeiten,  wenn  man  die  ersten  Monate  der  Jahre  1907  und  1908  ver- 
gleicht. In  den  fünf  Wochen,  die  am  25.  Januar,  i.,  8.,  15.  und  22.  Fe- 
bruar der  Jahre  1907  und  1908  begannen,  ergab  sich  in  der  Diamanten- 
einfuhr, nach  den  Feststellungen  des  New  Yorker  Zollamtes,  ein 
Rückgang  von  4,54  auf  0,38  Millionen  Dollar.  Die  gesamte  Diamanten- 
einfuhr der  Vereinigten  Staaten  betrug  im  Dezember  1906  noch  4,03, 
im  Dezember  1907  nur  0,21  Millionen  Dollar. 

Besonders  die  Einfuhr  von  Konfektionsartikeln  aller 
Art  im  weitesten  Umfange  dieses  Wortes  umfaßt  in  den  Vereinigten 
Staaten  zum  nicht  geringen  Teile  einen  lyUxusbedarf  maßloser  Ver- 
schwendung. So  schätzte  im  Sommer  1910  das  New  Yorker  Zollamt 
den  Wert  der  aus  Paris  als  Reisegepäck  eingeführten  Modewaren 
und  Luxusartikel  im  Durchschnitt  der  letztvergangenen  Jahre 
auf  etwa  dreihundert  Millionen  Franken.  Abgesehen  von  dieser 
sogenannten   „unsichtbaren    Ausfuhr"  2)   werden  in  Paris 

1)  Wenn  auch  die  Schutzzollpolitik  der  Vereinigten  Staaten  seit  dem  U  n  d  e  r  - 
wood-Tarif  vom  3.  Oktober  191 3  (dieses  Kapitel  wtirde  vor  dem  Inkrafttreten 
dieses  Tarifs  gedruckt)  gemäßigter  geworden  ist,  nähert  sie  sich  in  einzelnen  Be- 
ziehungen, so  namentlich  in  der  schikanösen  Art  der  Einhebung  der  Wertzölle,  noch 
immer  dem  Hochschutzzoll. 

*)  In  dem  durch  zoll-  und  trustpolitische  Kämpfe  etwas  weniger  günstig  ge- 
wordenen Jahr  1911/1912  betrug  die  Diamanteneinfuhr  der  Union  immerhin  noch 
34,37  Millionen  Dollar. 

3)  Vgl.  hierüber  im  VII.  Kapitel  vorliegenden   Bandes  Abteilung  VI. 
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zum  großen  Teile  für  die  nordamerikanische  Schneider-  und  Modisten- 
kundschaft  jene  reichhaltigen  Modell  kollektionen  ge- 
schaffen, die  einzelnen  Pariser  Modehäusern  eine  Saisonausgabe  von 
100  000 — 150  000  Franken  verursachen.  Freilich  kaufen  auch  einzelne 
große  nordamerikanische  Firmen  in  normalen  Jahren  um  je  etwa 
150  000  Franken  Modelle  ein.  Der  eigentümliche  „Chic",  den  die  Pa- 
riser Arbeiterinnen  auf  Pariser  Boden  entwickeln,  kann 
aber  auch  durch  die  hohen  Schutzzölle  der  Vereinigten  Staaten  für 
Konfektionsartikel  nicht  nach  der  Union  verpflanzt  werden.  Die 
reichen  Amerikanerinnen,  die  nicht  genau  zu  rechnen  brauchen,  lassen 
sowohl  die  nordamerikanischen  Nachahmungen  der  Pariser  Modelle 
als  auch  ehrgeizige  Schöpfungen  der  ureigenen  Schneiderkunst  ihres 
I^andes  links  liegen  und  verschaffen  sich  ihre  Toiletten  direkt  in  Paris, 
am  liebsten  auf  Besuchsreisen  in  der  Hauptstadt  Frankreichs.  In 
diesem  Zusammenhange  wäre  wohl  auch  zu  erwähnen,  daß  die 
französischeAusfuhrvon  allerlei  Konfektions- 
artikeln (wie  Wirkwaren  aller  Art,  Posamentierwaren,  Tülle  und 
Spitzen,  Stickereien,  fertige  Wäsche,  fertige  Herrenkleider,  fertige 
Damenkleider,  fertige  Krawatten,  andere  fertige  Artikel,  Mieder),  die 
zwar  nicht  durchaus,  aber  zum  großen  Teile  als  Luxuswaren  zu  be- 
trachten sind,  von  nahezu  272  Millionen  Franken  im  Jahre  1902  auf 
mehr  als  354  Millionen  im  Hochkonjunktur  jähre  1907  gestiegen  ist. 
In  den  letzten  Jahren  ist  es  auch  der  Wiener  Konfek- 
tionsindustrie gelungen,  die  nach  Österreich  und  besonders 
nach  Karlsbad  kommenden  reichen  Amerikanerinnen  als  Kunden  zu 
gewinnen.  Hierüber  läßt  sich  ein  auf  Mitteilungen  erfahrener  Kon- 
fektionäre beruhender  Artikel  im  „Neuen  Wiener  Tagblatt"  vom 
30.  Oktober  1910  folgendermaßen  aus:  „Von  den  Amerikanerinnen, 
deren  Namen  in  Europa  ebenso  bekannt  sind,  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten,  und  die  alljährlich  zu  uns  kommen,  um  ihre  Garderobe  wieder 
zu  vervollständigen,  nehmen  die  meisten  von  den  wirklich  Reichen 
durchschnittlich  achtzehn  bis  zwanzig  Toiletten  mit 
und  bezahlen  mit  Vergnügen,  wie  sie  versichern,  bei  der  Heimkehr  den 
hohen  Zoll;  denn  sie  wissen,  daß  die  Wiener  Toüetten  auch  diese 

Auslagen  vollauf  wert  sind   Einigen  amerikanischen  Damen 

wurde  in  den  letzten  Wochen  folgendes  geliefert:  eine  einfache 
Straßentoilette,  einfache  Korsage  mit  Etamine  und  Stickerei  1000 
Kronen,  ein  Kostüm  aus  Satin  foure  2000  Kronen,  ein  gesticktes 
Seidenkostüm  mit  pelzgefüttertem  Straßenmantel  15000  Kronen, 
ein  Zobelpelz  für  die  Straße  40  000  Kronen,  eine  mit  Edelsteinen  ge- 
stickte Abendtoilette  mit  echten  Spitzen  25  000  Kronen.     Freilich 
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gehören  solche  Ausgaben  auch  bei  den  Frauen  der  amerikanischen 
Multimillionäre  nicht  zu  den  Alltäglichkeiten,  Denn  häufig  sparen 
auch  diese  und  pflegen  sich  mit  weniger  prunkvollen  Toiletten  zu 
begnügen,  falls  sie  eine  größere  Anzahl  brauchen.  Aber  immerhin 
gibt  eine  Amerikanerin,  die  in  Wien  oder  in  Karlsbad  ihren  Toiletten- 
bedarf  deckt,  durchschnittlich   25  000 — 30  000  Kronen   dafür  aus/' 

Von  den  Vereinigten  Staaten  aus  ist  im  letzten  Jahrzehnt  die 
Moderichtung,  die  für  schönes  Pelzwerk  schwärmt  und  dafür 
Unsummen  ausgibt,  nach  Großbritannien  vorgedrimgen  und  hat  die 
alte  Vorliebe  des  Kontinents  für  diese  Artikel  (in  Rußland  galt  feines 
Pelzwerk  stets  als  hochelegant)  von  neuem  angefacht.  Hierbei  gingen 
die  Preise  maßlos  in  die  Höhe^).  So  stieg  in  den  Vereinigten  Staaten 
die  Einfuhr  von  unbearbeitetem  Pelzwerk  von  11,65  Millionen  Dollar 
in  dem  noch  überwiegend  der  internationalen  Depression  angehörenden 
Jahre  1908/1909  (beendet  am  30.  Juni)  auf  15,59  Millionen  im  günsti- 
geren Jahre  1909/1910,  und  die  Einfuhr  des  bearbeiteten  Pelzwerks 
hob  sich  gleichzeitig  von  9,43  auf  11,01  Millionen  Dollar 2).  Auch  für 
kostbare  belgische  handerzeugte  Spitzen  bilden  die  Vereinigten 
Staaten  eines  der  wichtigsten  Absatzgebiete. 

Aber  feine  Konfektionsartikel,  Diamanten,  Edelsteine  und 
Juwelen  aller  Art  sind  nur  hervorragende,  aber  durchaus  nicht  die 
einzigen  Gebiete,  auf  welchen  der  Luxusverbrauch  der  reichen  Nord- 
amerikaner  große,  alle  Zollhindernisse  überspringende  Einfuhren  ^) 

1)  Freilich  werden  die  Preise  des  feinen  Pelzwerks  nicht  bloß  durch  die  dar- 
gestellten Verhältnisse  der  Nachfrage,  sondern  auch  durch  das  stete  Seltenerwerden 
der  Pelztiere  infolge  rücksichtsloser  Jagd  in  die  Höhe  getrieben  (vgl.  hierüber  An- 
lage XXI).  Doch  bildet  die  Verteuerung  des  Pelzwerks  durch  zunehmende  Seltenheit 
der  Pelztiere  ebensowenig  ein  Hindernis  für  die  nordamerikanische  Luxusnachfrage, 
wie  die  Zölle  der  Vereinigten  Staaten  für  Pelzwerk.  Diese  betrugen  nach  dem  Payne- 
tarif  von  1909:  rohes  Pelzwerk  20,  bearbeitetes  35,  Bekleidimgsgegenstände  aus  Pelz- 
werk 50  Prozent  des  Wertes.  Diese  Tarif posten  stellten  sich  nach  dem  hier  Luxus- 
steuem  erhebenden  Underwood-Tarif  von  1913  sogar  auf  30,  40  und  50  Prozent  des 
Wertes. 

2)  Im  Jahre  1911/1912  betrug  die  Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  an  Pelz- 
werk, roh,  bearbeitet  imd  zu  Kleidungsstücken  verarbeitet  25,87  MilHonen  Dollar. 

3)  So  bemerkt  der  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats  in 
Cleveland  (Ohio)  für  1909,  daß  sich  die  europäischen  Exporteure  feinerer,  ele- 
ganterer, origineller  Waren  durch  die  hohen  Zölle  der  Vereinigten  Staaten,  die  den 
Kaufpreis  der  Ware  oft  erreichen  und  sogar  übersteigen,  nicht  abschrecken  lassen 
sollen.  Detm  ,, nicht  nur  der  neue  Einwanderer,  sondern  auch  der  altangesessene 
Ansiedler,  der  längst  Bürgerrechte  erworben  hat,  ja  auch  der  eingeborene  Amerikaner 
weiß  europäische  Kunst-  und  Handelswerte  zu  schätzen. 
Dies  beweisen  die  unzähligen  Wertgegenstände,  die  alljährlich  von  Europareisenden 
nach  den  Vereinigten  Staaten  gebracht  und  als  Kuriositäten  und  selten 
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bewirkt  hat.  In  gleicher  Richtung  war  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch 
die  Automobilleidenschaft  der  wohlhabenden  Schichten 
der  Vereinigten  Staaten  wirksam,  bis  nicht  etwa  eine  Zollerhöhung  des 
Payne-Tarifes  vom  5.  August  1909  (der  frühere  Zollsatz  von  45  Pro- 
zent des  Wertes  wurde  in  Tarifpost  141  des  Payne-Tarifes  ausdrück- 
lich aufrecht  erhalten),  als  vielmehr  die  gewaltige  Entwicklung  der 
Automobilindustrie  in  der  Union  selbst  zu  einer  Einschränkung  dieser 
Einfuhr  führte  (französische  Ausfuhr  von  Automobilen  nach  den 
Vereinigten  Staaten  im  ersten  Halbjahr  1909  noch  4,63,  im  gleichen 
Zeiträume  des  Jahres  1910  nur  2,48  Millionen  Franken).  Einigermaßen 
dürfte  dies  für  den  internationalen  Handelsverkehr  durch  den 
stärkeren  Bezug  von  allerlei  Rohmaterialien 
und  Bestandteilen  für  die  Automobilfabrikation  der  Ver- 
einigten Staaten  ausgeglichen  werden.  Hier  wäre  insbesondere  eine 
stärkere  Einfuhr  der  Union  in  einem  so  wertvollen  Rohstoff  wie 
Kautschuk  zu  nennen,  der  zum  überwiegenden  Teile  gewonnen 
wird:  in  Gebietender  offenen  Tür,  wie  Kongostaat,  Deutsch-Ostafrika, 
Kamerun,  Liberia,  oder  in  noch  immer  allen  Staaten  gleichmäßig  ge- 
öffneten Kolonien,  wie  Ceylon,  Straits  Settlements,  Britisch  Indien, 
Holländisch  Ostindien  oder  in  souveränen  Staaten  mit  mäßig  ent- 
wickelter Industrie,  wie  Brasilien,  Peru,  Ecuador,  Kolumbien, 
kleine  mittelamerikanische    Republiken  usw. 

erreichbare  Artikel  hoch  geschätzt  werden.  Zu  diesen  in  den  Vereinigten 
Staaten  unbekannten  Gegenständen  gehören  nicht  nur  Kunstwerke,  sondern  auch 
Gold-  und  Silberwaren,  Juwelen,  Pelze,  kostbare  Kleider  und  Modeartikel,  ja  sogar 
Gebrauchsartikel.  Besonders  große  Absatzchancen  bietet  die  Modewarenbranche, 
deren  Erzeugnisse,  wie  Schmuckfedern,  Kunstblumen  und  Putz  waren,  Damenhüte, 
hoch  im  Preise  stehen.  Auch  ausländische  Kleiderstoffe,  Seide  und  Samt  sind  gangbare 
Artikel.  Toilettegegenstände  und  Parfümerien,  Drogen,  Medizinen,  Tee  und  Mund- 
wasser sind  in  den  Vereinigten  Staaten  entweder  zu  sehr  hohen  Preisen  oder  in  minderer 
und  unbefriedigender  Beschaffenheit  aiif  Lager.  Musikinstrumente,  Schmuck-  und 
Luxusgegenstände  für  das  Haus  würden  als  ausländische  Neuheiten  gewiß  glatte  Ab- 
nahme zu  gewärtigen  haben.  Ebenso  ist  der  Porzellanwarenhandel  in  der  Union 
auf  die  Einfuhr  angewiesen,  wobei  die  französischen  und  österreichischen  Waren  am 
meisten  geschätzt  werden.  Insbesondere  für  mehr  oder  weniger  wertvolle  MajoHken 
wäre  das  für  schmückende  Gegenstände  eingenommene  amerikanische  Pubhkum 
empfängUch,  wie  es  gegenwärtig  auch  für  Weiß-  und  Buntstickereien  große  Vor- 
liebe zeigt."  Ein  Aufsatz  über  die  bevorstehende  Weltausstellung  in  San  Francisco  (im 
,, Neuen  Wiener  Tagblatt"  vom  19.  August  191 3)  von  F.  L.  Voltolini  führt  aus, 
daß  Gegenstände,  die  dem  nordamerikanischen  Modegeschmack  entsprechen, 
von  den  dortigen  wohlhabenden  Kreisen  zu  Liebhaberpreisen  gekauft  werden,  wie 
orientahsche  Teppiche,  europäische  Weine,  kubanische  Zigarren,  französische  Mode- 
artikel, gewisse  deutsche  Chemikalien,  alte  niederländische  Bilder,  moderne  französische 
Gemälde  usw.,  obwohl  bisweilen  entsprechende  nordamerikanische  Erzeugnisse  weit 
bilüger  zu  haben  wären. 
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Es  ist  bekannt,  wie  sehr  die  Kaufkraft  der  reichen  Nordamerikaner 
die  Preise  auf  dem  Markte  für  Kunstgegenstände  und 
alte  Bücher  sowie  Antiquitäten  aller  Art  (z.  B.  kost- 
bares Tafelservice,  Gobelins)  im  letzten  Jahrzehnt  in  die  Höhe  getrieben 
hat.  Dabei  macht  es  für  den  internationalen  Handelsverkehr  wenig 
aus,  ob  diese  Kunstwerke  und  Antiquitäten  wegen  des  bis  zum  Payne- 
Tarif  von  1909  geltenden  Zolles  von  20  Prozent  (VertragszoU  15  Pro- 
zent) des  Wertes,  nach  dem  Vorbilde  Pierpont  Morgans,  etwa 
im  britischen  Freihandelsgebiete  aufbewahrt  wurden  oder  nach 
den  Vereinigten  Staaten  selbst  gelangten.  Die  im  Pa3me-Tarif  ent- 
haltene Zollbefreiung  für  mindestens  zwanzig  Jahre  alte  Kunstgegen- 
stände (jüngere  haben  allgemein  15  Prozent  zu  entrichten)  und  min- 
destens hundert  Jahre  alte  Antiquitäten  hat  zweifellos  in  dieser  Be- 
ziehung anregend  gewirkt^).  Ferner  sind  die  häufig  mangelhaft  vor- 
gebüdeten  und  schlecht  beratenen  nordamerikanischen  Sammler  ein  be- 
liebtes Opfer  für  die  namentlich  in  Italien  schwunghafte  Erzeugung 
gefälschter  Kunstwerke  und  Antiquitäten,  die  den  kunst- 
freudigen Yankees  zu  hohen  „Liebhaberpreisen"  angehängt  werden. 

Schließlich  wäre  noch  kurz  auf  allerlei  luxuriöse  Ver- 
schwendungen mehr  protziger  und  launischer 
Art  hinzuweisen,  die  gelegentlich  oder  auch  öfters  zu  verzeichnen 
sind,  die  Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  anschwellen  lassen  und  mit- 
unter von  der  nordamerikanischen  Sensationspresse  wohl  auch  in  über- 
triebener Weise  dargestellt  werden.  Hierher  gehören  z.  B.  Juwelen 
und  kostbare  Galanteriegegenstände  als  BaUspenden  auf  den  Unter- 
haltimgen  der  New  Yorker  Plutokraten,  große  Stallungen  mit  zahl- 
reichen Rassepferden,  spielerische  Verschwendung  von  allerlei  seltenen 
tropischen  (exotischen)  bunten  oder  bizarren  Tieren  oder  Pflanzen 
und  Blumen  ^)  bei  festlichen  Gelegenheiten  oder  als  Toüettebehelfe 
(Vogelbälge,  bunte  Käfer  usw.),  luxuriöse  Delikatessen  (Schildkröten- 


1)  Der  Underwood-Tarif  von  19 13  hat  (Tarifpost  652)  die  Zwanzig  Jahre-Grenze 
fallen  gelassen,  so  daß  auch  neueste  Kunstwerke  zollfrei  in  die  Union  gelangen  können. 

2)  So  berichtet  die  „Neue  Freie  Presse"  vom  25.  Dezember  1910  unter  der 
Spitzmarke  „Der  Christbaum  des  Kaisers"  unter  anderem:  „Die  Silberfichte 
ist  ein  seltener  Nadelbaum  von  größter  Schönheit,  deren  strotzend  reicher  Nadel- 
schmuck von  der  Krone  bis  zum  untersten  Ast  wie  nüt  blauschimmerndem  Silber 
Übergossen  erscheint.  Der  erste  Baum  ist  vor  achtzig  Jahren  aus  den  Rocky  Mountains 
von  Nordamerika  nach  Europa  gekommen,  wo  er  mit  so  viel  Kimst  kultiviert  wird, 
daß  die  amerikanischen  Milliardäre  für  ihre  Parks  den  ursprünglich  nur  in 
Nordamerika  heimischen  Baum  als  Luxusartikel  aus  Europa  beziehen. 
Erst  in  diesem  Jahre  hat  der  Tabakkönig  Tuke  auf  zwölf  Dampfern  15  oon 
solcher  Silberfichten  oder  Blautannen  aus  Holland  kommen  lassen." 
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suppen,  feine  Weine  und  Schaumweine  usw.)  und  noch  manches 
andere  dieser  Art. 

Ein  Seitenstück  zu  dem  plutokratischen  Luxusbedarf  der  Ver- 
einigten Staaten  bieten  die  Verhältnisse  eines  anderen  hochschutz- 
zöUnerischen  Landes,  nämlich  des  russischen  Reiches. 
Dies  gilt  namentlich  bis  ,zu  der  schweren  russischen  Wirtschaftskrise 
von  1900  und  den  folgenden  Jahren  mit  Einschluß  der  Kriegs-  und 
Revolutionsperiode  von  1904 — 1906.  Seit  dem  Abflauen  der  Re- 
volutionsperiode greift  aber  in  den  russischen  Großstädten  die  alte 
luxuriöse  Verschwendung  wieder  um  sich,  die  sich  um  die  Zollbelastung 
der  von  ihr  verwendeten  ausländischen  Erzeugnisse  wenig  kümmert. 
Das  russische  Reich  war  zwar  nie  ein  wohlhabendes  Land;  aber  bei  der 
Größe  seines  Gebietes  und  seiner  Bevölkerung  sowie  bei  der  rücksichts- 
losen Wirtschaft  seiner  wohlhabenden  und  mächtigen  Schichten  ergab 
sich  dennoch  stets  eine  große  Kaufkraft  und  ein  entsprechender  Bedarf 
an  allerlei  ausländischen  Luxusartikeln.  Freilich  war  diese  Kaufkraft 
auch  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  lebhafterer  hochschutzzöllnerischer 
Industrieentwicklung  niemals  auf  die  Kreise  der  industriellen  Pluto- 
kraten  beschränkt;  beteiligt  waren  vielmehr  auch  der  ländliche  Groß- 
grundbesitz, für  den  in  Rußland,  einem  agrarischen  Ausfuhrlande, 
ZöUe  kein  wirtschaftliches  Förderungsmittel  darstellten,  und  die 
amtlichen  Kreise,  die  durch  korruptionistischen  Mißbrauch  ihrer 
Machtstellung  Reichtümer  aufhäufen. 

In  Rußland  wie  auch  in  manchen  anderen  hochschutzzöUnerischen 
Ländern  weist  der  Einfuhrhandel  an  Verbrauchsartikeln  aller  Art 
noch  folgende  Eigentümlichkeiten  auf:  der  Bedarf  an  Massen- 
artikeln und  wohl  auch  an  mittlerer  Ware  wird,  von  be- 
sonderen Konjunkturen  abgesehen  ^),  durch  die  zollgeschützte  In- 
landsproduktion gedeckt.  Aber  in  den  feineren  Sorten  oder 
in  Spezialitäten  bleibt  die  Auslandserzeugung  noch  lange 
konkurrenzfähig.  In  hochschutzzöUnerischen  Ländern  mit  einer  aus- 
gedehnteren wohlhabenden  Schicht,  wie  die  Vereinigten  Staaten"^), 
bedeutet  dies  viel;  es  macht  weniger  aus  in  ärmeren  hochschutz- 
zöUnerischen Staaten  wie  Rußland  mit  entsprechend  schwächerer 
wohlhabenderer  Schicht,  die,  auch  nach  dem  absoluten  Betrage 
ihrer  Reichtümer,  hinter  der  nordamerikanischen  Plutokratie  weit 
zurückbleibt^).  Merkbar  ist  aber  diese  Erscheinung  im  Einfuhrhandel 

1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  I  der  Anlage  XXIV  im  vorhegenden   Bande. 

")  Sie  waren  es  mindestens  bis  zum  Underwood-Tarif  von  191 3. 

3)  Allerdings  wird  im  sorgloseren  Rußland  wohl  noch  mehr  als  in  den  verhältnis- 
mäßig nüchternen  Vereinigten  Staaten  durch  die  Verschwendung  nicht  nur  das  Ein- 
kommen, sondern  auch  nicht  selten  der  Vermögensstamm  aufgezehrt. 
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hochschutzzöllnerischer  Staaten  immer.  Speziell  für  Rußland  wären 
hier  als  Beispiele  zu  nennen:  feine  Ledergalanteriewaren,  feine  Schuh- 
waren; elegante  Bedarfsartikel  und  Nippesgegenstände  aus  Silber 
und  unedlen  Metallen,  namentlich  Bronze,  ferner  aus  Ton  und 
Porzellan;  vorzügliche  Spiegel,   elegante  Möbel  usw. 

Den  bisher  genannten  Beispielen  plutokratischen  Luxusbedarfes 
in  ausländischen  Waren  wären  ähnliche  Fälle  aus  Deutschland, 
ö  s  t  er  r  e  i  ch -Un  g  ar  n  ,  Italien,  Frankreich,  Spa- 
nien, Portugal,  Brasilien  usw.  anzureihen,  wobei  neben 
den  Fabrikatenzöllen  öfters  auch  agrarische,  bisweÜen  auch  monta- 
nistische Rohstojffzölle  (auf  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Vieh,  Fleisch, 
Holz,  Kohlen  usw.)  in  Betracht  kommen.  In  diesen  Ländern  wirkt 
der  Schutzzoll  und  Hochschutzzoll  nicht  selten  mehr  im  Sinne  einer 
eigentümlichen  Verschiebung,  als  in  dem  einer  Ver- 
hinderung des  internationalen  Verkehrs.  Womit  bezahlen 
nämlich  die  Produzenten  der  Luxuswaren  (die  von  den  wohlhabenden 
und  reichen  Schichten  der  hochschutzzöUnerischen  Staaten  aus  dem 
Auslande  bezogen  werden)  ihren  und  ihrer  Landsleute  Bedarf  an 
ausländischen  Artikeln  aller  Art?  Dieser  Bedarf,  unter  dem  sich  wohl 
auch  Rohmaterialien  für  die  betreffenden  Luxuserzeugungen  selbst 
befinden,  wird  zum  großen  Teüe  mittels  jener  Summen  beglichen, 
die  von  den  hochschutzzöUnerischen  Ländern  für  Luxusartikel 
geschuldet  werden;  d.  h.  die  aus  den  hochschutzzöUnerischen 
Ländern  stammenden  Waren  werden  in  mehr  oder  minder 
weitgehendem  Ausmaße  mittels  jener  Luxusartikel  bezahlt, 
die  von  den  wohlhabenden  und  reichen  Schichten  der  hoch- 
schutzzöUnerischen Staaten  dem  Auslande  abgekauft  werden. 
So  gleicht  Frankreich  seine  großen  Bezüge  von  Baumwolle, 
Kupfer,  Holz,  Mais  usw.  aus  den  Vereinigten  Staaten  zum 
großen  TeÜe  mittels  französischer  Konfektionsartikel,  Schaum- 
weine und  anderer  Luxuswaren  aus,  die  von  der  wohlhabenden 
Bevölkerung  der  Union  erworben  werden. 

Vom  sozialen  Standpunkte  aus  ist  dies  freilich  ein  bar- 
barischer Umweg  im  Vergleich  zum  internationalen  Waren- 
austausch ohne  HochschutzzoU.  Die  vorwiegend  nur  in  den  großen 
Städten  erhältlichen  und  dort  zusammenströmenden  qualifizierten 
Arbeitskräfte  zur  HersteUung  feiner  Luxuswaren  erhalten  hierdurch 
auf  dem  Arbeitsmarkte  noch  einen  ganz  besonderen  Vorzug  vor  den 
ungelernten  oder  nur  auf  Massenartikel  eingeschulten  Arbeitern.  Die 
letztgenannten  Arbeitskräfte  sind  hierdurch  in  gleichem  Maße  be- 
nachteiligt, und  das  bedenkliche  Anwachsen  der  Großstädte  wird 
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durch  diese  Verhältnisse  besonders  begünstigt^).  Insoweit  aber  dem 
Hochschutzzoll  die  Tendenz  eigen  sein  sollte,  die  Entwicklung  des 
internationalen  Handelsverkehrs  abzuschwächen,  stellt  der  lyuxus- 
bedarf  der  plutokratischen  Kreise  in  den  hochschutzzöllnerischen 
Staaten  sicherlich  eine  mächtige  Gegentendenz  ^)  dar. 


^)  Vgl.  über  diese  Ursache  großstädtischer  Ent\vicklung  Franz  O  p  p  e  n  - 
h  e  i  m  e  r  ,  „Großgrundeigentum  und  soziale  Frage"  (Berlin  1898),  Seite  111/112 
und  „Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie"   (Berlin  1910),  Seite  503. 

2)  Über  eine  andere,  noch  viel  mächtigere  und  schließUch  ausschlaggebende 
Gegentendenz  siehe  Abteilung  I  der  Anlage  IV  im   vorliegenden    Bande. 
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Siebentes  Kapitel. 

0er  Schmuggel  im  internationalen  Handelsverkehr.') 

I.  Der  Wert  der  geschmuggelten  Waren  stellt  eine  je  nach  den  Ver- 
hältnissen verschieden  große  Zuschlagspost  zu  den  Außenhandelsziffern 
der  einzelnen  Länder  dar;  durch  den  Schmuggel  werden  nicht  nur 
Einfuhrzölle,  sondern  öfters  auch  Ausfuhrzölle  und  Einfuhrverbote  um- 
gangen; Zolldefraudationen  mit  Hilfe  bestochener  Zollbeamter  sowie 
ohne  Wissen  und  gegen  den  Willen  der  Zollbeamten;  damit  zusammen- 
hängende Frage  der  Wertzölle. 

Aus  einer  Reihe  von  Gründen  hat  der  Schmuggel  für  die  Ent- 
wicklung des  internationalen  Handelsverkehrs  größere  Bedeutung. 
Vorerst  stellt  der  Wert  der  geschmuggelten  Waren  eine  je  nach  den 
Verhältnissen  verschieden  große  Zuschlagspost  zu  den 
Außenhandelsziffern  der  einzelnen  Länder  dar,  die  wohl 
kaum  in  irgendeinem  Lande  völlig  fehlt.  Man  pflegt  bei  Schmuggel 
gewöhnlich  nur  an  eine  Umgehung  der  Einfuhrzölle  zu  denken. 
Tatsächlich  rufen  aber  auch  Ausfuhrzölle  einen  nicht  selten 
sehr  beträchtlichen  Schmuggel  hervor.  Es  hat  z.  B.  der  Ausfuhrzoll, 
der  in  Deutsch-Südwestafrika  für  Diamanten  zu 
bezahlen  war,  zu  sehr  bedeutenden  und  recht  schlauen  Schmuggel- 
operationen Anlaß  gegeben^).  So  drangen  anfangs  Herbst  1909  Nach- 
richten in  die  Öffentlichkeit,  ein  in  Deutsch-Südwestafrika  und 
Deutschland  tätiges  Schmugglerkonsortium  habe  Diamanten, 
in  Zementstücke  eingegossen,  als  unverdächtige  Zementladung  in 
großen  Wertziffern  aus  der  Kolonie  nach  Europa  gebracht.  Im  JuH 
1910  meldeten  die  Zeitungen  wiederum  von  einem  Diamanten- 
schmuggel aus  Deutsch-Südwestafrika,  bei  dem  der  Fiskus  durch 
heimliche  Wegbringung  von  Diamanten  im  Werte  von  zwei  Millionen 


^)  Vgl.   im  vorliegenden   Bande  Kapitel  VIII,   Abschnitt  IV. 

*)  Die  Diamanten-Ausfulirzölle  Deutsch-Südwestafrikas  wurden  mittels  einer 
Verordnimg  vom  30.  Dezember  1912  aufgehoben,  und  die  Besteuenmg  der  Diamanten- 
Gewinnung  wurde  in  anderer,  minder  drückender  Form  durchgeführt. 
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Mark  über  700  000  Mark  an  Zollgebühren  verloren  haben  soll.  Ferner 
teilt  der  Bericht  des  britischen  Konsulats  in  B  a  h  i  a  (Nordbrasüien) 
über  das  Jahr  1906  mit,  daß  die  Handelsstatistik  des  gleichnamigen 
Staates  zwar  eine  Ausfuhr  von  Diamanten,  mit  Einschluß  der  wegen 
ihrer  Härte  wertvollen  schwarzen  Diamanten  (Carbonatos),  im  Betrage 
von  31,05  Millionen  Franken  aufweise;  doch  seien  hierbei  die  beträcht- 
lichen Werte  jener  Diamanten  außer  acht  gelassen,  die,  um  den 
Ausfuhrzoll  des  Staates  Bahia  von  fünf  Prozent  des  Wertes  zu  er- 
sparen, geschmuggelt  würden.  Endlich  bemerkt  der  Bericht  des 
österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  inLissabon  über  das 
Jahr  1906,  daß  sich  zwar,  nach  den  Angaben,  der  portugiesischen 
Handelsstatistik,  die  dortige  Korkholz-Ausfuhr  im  genannten 
Jahr  auf  3,8  Millionen  Milreis  gleich  21,3  Mülionen  Franken  belaufen 
haben  soll;  jedenfalls  sei  aber  diese  Ausfuhr  wesentlich  höher,  da  die 
tatsächlichen  Werte  infolge  des  Ausfuhrzolles^)  nicht  immer  voll 
in  Erscheinung  treten. 

Abgesehen  von  den  Ausfuhrzöllen  richtet  sich  der  Schmuggel 
auch  gegen  Einfuhrverbote.  In  der  älteren  Zeit,  d.  h. 
im  17.  und  18.  Jahrhundert,  arbeitete  die  Handelspolitik  fast  noch 
mehr  mit  Einfuhrverboten  als  mit  Einfuhrzöllen.  Daher  bezweckte 
auch  der  Schmuggel  vornehmlich  eine  Durchbrechung  dieser  Einfuhr- 
verbote. Gegenwärtig  richten  sich  die  Einfuhrverbote  zumeist  gegen 
Waffen  (Persien,  Britisch-Indien,  die  Türkei  namentlich  bis  zur 
konstitutionellen  Epoche,  nach  kurzer  Freigabe  aber  auch  seither, 
Mexiko,  Marokko,  Abessinien,  China  usw.),  schädlicheDrogen 
(Morphium  und  Kokain  in  China)  oder  aus  irgendwelchen  Gründen 
unliebsame  chemische  Erzeugnisse  (Saccharin  in 
zahlreichen  Zuckerproduktionsländern,  gewisse  zur  Schießmittel- 
Erzeugung  dienliche  Chemikalien  in  den  Ländern  mit  Waffen-Einfuhr- 
verboten). Alle  diese  Einfuhrverbote  geben  Anlaß  zu  einer  mehr 
oder  minder  lebhaften  Schmuggeltätigkeit. 

So  sind  z.  B.  in  den  Fachblättern  für  Zuckerindustrie  tmaufhörlich 
Klagen  über  Saccharinschmuggel  zu  lesen.  Dieser  wird 
den  Interessenten  und  Behörden  öfters  dadurch  indirekt  bekannt, 
daß  in  irgendeinem  an  der  Grenze  oder  tiefer  im  Binnenlande  be- 
findlichen Gebiete  Deutschlands,  Österreich-Ungarns  usw.  der  Absatz 


^)  Damals,  d.  h.  im  Jahre  1906,  betrug  der  Ausfuhrzoll  für  Rohkork  zwei  Reis 
pro  Kilogramm;  seit  einer  Verordnung  vom  21.  November  1910  gilt  aber,  im  Inter- 
esse der  portugiesischen  Korkwarenfabrikation,  der  bewußt  prohibitive  Satz  von 
150  Reis  pro  Kilogramm,  der  mehr  als  hundert  Prozent  des  Wertes  beträgt. 
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von  Zucker  allmählich  auf  einen  geringfügigen  Betrag  herabsinkt^). 
Bemerkenswert  ist  der  nicht  unbeträchtliche  Viehschmuggel 
an  den  östlichen  und  südöstlichen  Grenzen  Österreich-Ungarns  und 
Deutschlands,  der  sich  gegen  die  veterinärpolizeüichen  Einfuhrverbote 
wendet.  Dieser  jeder  Veterinären  Kontrolle  entbehrende  ülegitime 
Verkehr  ist  begreiflicherweise  sehr  geeignet,  Viehseuchen  zu  über- 
tragen. So  stand  tmter  den  mannigfachen  Gründen,  wodurch  die 
maßgebenden  Faktoren  Österreich-Ungarns  veranlaßt  wurden,  die 
Beendigung  der  Zollkriege  mit  Serbien  (7.  Juli  igo6  bis  24.  Januar 
1911)  und  Montenegro  (22.  Dezember  igo8  bis  Mitte  Juli  1911  oder 
März  1912)-)  mit  Nachdruck  zu  betreiben,  Bekämpfung  des  Vieh- 
schmuggels 2)  nicht  in  letzter  Reihe*).  Ferner  erzählt  das  Juniheft  191 1 
von  „Chine  et  Belgique"  (nach  „Bulletin  du  Comite  de  l'Asie  Fran- 
caise"):  In  den  Handelsverträgen  Chinas  mit  Großbritannien  und 
den  Vereinigten  Staaten  wurde  China  das  Zugeständnis  gemacht, 
die  Einfuhr  von  Morphium  zu  verbieten,  abgesehen  von  der  gegen 
hohe  Zölle  gestatteten  Einfuhr  für  medizinische  Zwecke.  Diese  bis 
dahin  verhältnismäßig  bedeutende  Einfuhr  (ungefähr  viertausend 
Kilogramm  jährlich)  hat  sich  hierauf  ganz  in  Schmuggel  verwandelt. 
Der  Verbrauch  hat  kaum  abgenommen,  aber  die  Einfuhr  hat  nach 
der  offiziellen  Handelsstatistik  fast  ganz  aufgehört. 

Hierzu  kommt  noch  der  Schmuggel  in  der  Form  von  Zoll- 
defraudationen. Diese  haben  wiederum  zwei  besonders  in 
Betracht    kommende    Unterarten:     einerseits    die    Zolldefraudation 


^)  So  heißt  es  in  der  „Deutschen  Zuckerindustrie"  vom  3.  März  191 1:  „Der 
Saccharinschmuggel  blüht  gegenwärtig  namentHch  in  der  Bodenseegegend  und  im 
Riesengebirge.  Es  sollen  in  den  Grenzgefängnissen  von  Baden,  Württemberg  und 
Bayern  60 — 70  Saccharinschmuggler  sitzen,  die  auf  ihre  Aburteilung  warten.  Ein 
besonderer  Aufschwung  des  Schmuggels  erfolgte,  da  wegen  der  schlechten  Weinlese 
des  Jahres  1910  die  Kunstweinproduktion  massenhaft  betrieben  wurde.  Für  den 
Eisenbahnverkehr  am  Bodensee,  namentHch  für  die  internationalen  Züge  zwischen 
der  Schweiz  und  Süddeutschland,  ist  der  Saccharinschmuggel  geradezu  zur  Kalamität 
geworden."  Februar  1913  tagte  sogar  in  Paris  eine  internationale  Konferenz  zur  Rege- 
lung der  Verwendimg,  d.  h.  zur  Bekämpfimg  von  Saccharin  und  anderen  Zucker- 
ersatzmitteln,  in  der  außer  Frankreich  selbst  noch  Deutschland,  Österreich-Ungarn, 
Italien,  Rußland,  Belgien,  Holland,  die  Schweiz,  Griechenland  und  Portugal  ver- 
treten waren. 

')  Vgl.  Abteilung  II  des  IV.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden   Buches. 

^)  Vgl.  den  Artikel  ,,Der  neue  österreichisch-ungarische  Handelsvertrag  mit 
Montenegro"  im  ,, Handelsmuseum"  vom  19.  Januar  191 1. 

*)  Doch  wurde  z.  B.  von  den  ungarischen  Agrariern  noch  im  Jahre  191 3  über 
die  Fortdauer  des  Viehschmuggels  über  die  rumänisch-siebenbürgische  Grenze  ge- 
klagt. 
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mit  Hilfe  bestochener  Zollbeamten,  die  namentlich  in 
Halbkulturstaaten  mit  mangelhafteren  Verwaltungszuständen^)  üb- 
lich ist,  so  in  der  Türkei  insbesondere  zur  Zeit  des  Absolutismus, 
in  Marokko  namentlich  vor  der  Zeit  der  europäischen  Finanz- 
kontrolle, aber  auch  in  den  hochkultivierten  Vereinigten 
Staaten,  deren  Verwaltungszustände  freilich  häufig  in  einem 
nahezu  grotesken  Gegensatze  zu  der  hohen  Stufe  stehen,  die  dort  die 
Technik,  die  Organisation  des  Wirtschaftslebens  sowie  der  finanzielle 
Apparat  erlangt  haben.  Ungefähr  jedes  halbe  Jahr  hörte  man,  daß  in 
den  Vereinigten  Staaten  eine  Neuorganisation  des  Zolldienstes  ge- 
plant sei  und  die  alten  Mißbräuche  mit  eisernem  Besen  weggefegt 
würden;  in  womöglich  noch  kürzeren  Zwischenräumen  erfuhr  man 
aber  von  riesenhaften  Zolldefraudationen,  die  ohne  Beihilfe  von 
Zollorganen  schwer  denkbar  wären,  sei  es  bei  der  Feststellung  der 
Wertzölle,  sei  es  bei  einfachen  Wäge-  und  Meßoperationen,  wie  z.  B. 
die  ungenauen  Wägungen  bei  den  Rohzuckereinfuhren  des  Zucker- 
trusts, die  im  ersten  Halbjahr  1910  aufgedeckt  und  verfolgt  wurden, 
aber  bereits  eine  längere  Reihe  von  Jahren  zurückreichten.  (Im  April 
1910  kam  ein  „Ausgleich"  zwischen  dem  Zollfiskus  und  den  großen 
Zuckerraffinerien  zustande,  wonach  diese  für  Minderleistungen  an 
Zoll  für  Rohzucker  3,5  Millionen  Dollar  gleich  18,4  Millionen  Franken 
nachzuzahlen  hatten.)  Einige  schuldige  Beamte  wurden  in  besonders 
ärgerlichen  Fällen  entlassen,  einige  öffentliche  und  private  Angestellte, 
wohl  auch  Geschäftsleute  mittels  Haft-  und  Geldstrafen  hart  herge- 
nommen 2),  Doch  nach  einiger  Zeit  wiederholte  sich  der  alte  Unfug 
von  neuem. 

Die  anderen  Zolldefraudationen,  die  ohne  Wissen  und 
gegen  den  Willen  der  Zollb  eamten  erfolgen,  stehen  zu- 
meist in  Verbindung  mit  den  Wertzöllen^).    Diese  sind  bei  den  Hoch- 

1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  III  dieses  Kapitels  Seite  204. 

*)  Mit  besonderer  Schärfe  ging  der  am  g.  März  1909  ins  Amt  berufene  Kollektor 
Loeb  im  New  Yorker  Zollamte  gegen  die  unter  seinen  Vorgängern  eingerissenen 
Übelstände  vor.  Wie  die  „New  Yorker  Handelszeitung"  vom  11.  November  1911 
mitteüt,  gelang  es  ihm  für  die  der  Bundeskasse  durch  Schmuggel,  Unterwertung, 
falsche  Gewichtsangabe  erwachsenen  Schäden  an  Ausgleichssummen,  Strafen  und 
nachträglichen  Zollgebühren  7,17  MilHonen  Dollar  hereinzubekommen.  Hiervon 
entfielen  4,92  MilHonen  auf  Ausgleiche  mit  den  Schuldigen,  rund  205  000  Dollar  auf 
Strafgelder,  506000  Dollar  auf  beschlagnahmte  Waren,  1,26  MilHonen  auf  rück- 
ständige ZöUe,  und  278  000  Dollar  Ausgleichsangebote  standen  in  der  ersten  Hälfte 
November  191 1  noch  in  Schwebe. 

')  Doch  können  Zolldefraudationen  gegen  Wissen  und  Willen  der  Zollbeamten 
auch  unter  spezifischen  ZöUen  erfolgen.  Es  sei  nur  an  die  gelegentHchen  Ver- 
suche erinnert,  grobe  Mehle,  die  meist  hohen  Zöllen  unterUegen,  mit  Kleie  ver- 
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schutzzöllnem  sehr  beliebt,  eben  weil  sie  durch  die  Ungewißheit  über 
ihren  Betrag  ein  Moment  schädigender  Unsicherheit 
in  den  Einfuhrhandel  hineintragen.  Um  die  tatsächliche 
Höhe  der  Wertzölle  entbrennt  nun  ein  unaufhörlicher  hef- 
tiger Kampfe  Auf  der  einen  Seite  stehen  die  Zollverwaltung 
des  Einfuhrlandes  und  die  dortigen  geschützten  Produzenten,  von 
denen  diese  Verwaltung  sowohl  unterstützt  als  auch  zu  größtem 
Eifer  angespornt  wird;  auf  der  anderen  Seite  befinden  sich  die  Ex- 
porteure der  Auslandsstaaten  und  die  mit  ihnen  verbündeten  Im- 
porteure^) des  Einfuhrlandes. 

Dieser  beständige  Kampf  zwischen  den  beiden  genannten 
Gruppen  spielt  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  besonders 
dramatisch  ah^).  Er  macht  die  Einhebung  von  Wertzöllen  bedeutend 
schwieriger  und  kostspieliger  als  diejenige  von  spezifi- 
schen Zöllen  (Gewichts-,  Hohlmaß-  oder  Stückzöllen),  ganz  abgesehen 
von  den  großen,  kaum  zu  überwindenden  Versuchungen,  die  beim 
System  der  Wertzölle  an  die  Zollbeamtenschaft  so  oft  herantreten. 
So  wird  in  einem  am  i8.  Dezember  191 1  erstatteten  Budgetberichte 
des  Washingtoner  Schatzsekretärs  der  möglichst  weitgehende  Ersatz 
der  Wertzölle  durch  spezifische  Zölle  empfohlen,  da  die  Wertzölle 
zu  zahlreichen  argen  Betrügereien  gegen  den  ZoUfiskus  Anlaß  gäben^). 


mischt,  die  meist  zollfrei  ist,  einzuführen  und  das  Gemenge  als  zollfreie  Kleie  passieren 
zu  lassen.  Vgl.  auch  die  Bemerkungen  über  „Reisegepäck"  und  über  den 
Schmuggel  mittels  Ausfahrt  in  „leichter"  und  Rückkehr  in  „eleganter"  Kleidung  in 
Abteilung  VI   dieses   Kapitels,   Seite  213. 

1)  Im  Gegensatz  zu  dieser  Empfehlung  hat  der  Underwood-Tarif 
vom  3.  Oktober  191 3  die  Wertzölle  durchaus  verallgemeinert  mit  dem  begreiflichen 
Ergebnisse,  daß  seither  die  Klagen  der  Importeure  über  schikanöses  Vorgehen  der 
Zollbeamten  und  diejenigen  dieser  Beamtenschaft  sowie  der  nordamerikanischen 
Industriellen  über  beständige  Versuche  der  Importeure,  sich  der  gehörigen  Zoll- 
zahlung zu  entziehen,   auf  der  Tagesordnung  sind. 

*)  Vgl.  jene  Bestimmungen  des  Payne-Tarifs  vom  5.  August  1909,  die  insbe- 
sondere gegen  die  ohne  Wissen  und  Wülen  der  Zollbeamten  verübten  Zolldefraudationen 
gerichtet  sind,  nämlich  den  Abschnitt  XXVIII  dieses  Tarifgesetzes,  der  das  „Gesetz 
zur  Vereinfachung  der  auf  die  Zollerhebung  bezügüchen  Gesetze  vom  10.  Juni  1890" 
teils  übernimmt,  teils  abändert.  Der  sonst  zumeist  liberalere  Underwood-Tarif  vom 
3.  Oktober  191 3  hat  gerade  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Erhebung  der 
Wertzölle  eher  verschärft  als  gemildert. 

ä)  Als  ein  Musterbeispiel  der  hierbei  geübten  Listen  sei  folgender  Fall  einer 
ZoUdefraudation  im  australischen  Automobilgeschäft  genannt,  der  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  191 3  aufgedeckt  wurde:  Man  führte  die  Automobile  in  zerlegtem 
Zustande  aus  Großbritannien  ein,  ließ  die  in  Australien  zollfreien  Chassis  von  den 
Fabrikanten  sehr  hoch  bewerten  und  setzte  die  anderen  Teile,  um  an  den  Wertzöllen 
zu  ersparen,  möglichst  niedrig  an. 
Schilder.    II. 
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Einzelne  nordamerikanische  Zeitungen  machten  aber  den  Schatz- 
sekretär darauf  aufmerksam,  daß  die  von  ihm  gerügte  allgemeine 
Unehrlichkeit  der  Importeure  mehr  auf  die  bestechlichen  Zollbeamten 
als  auf  eine  besondere  Bösartigkeit  der  Importeure  zurückzuführen 
sei.  Die  allgemeine  scharfe  Konkurrenz  zwinge  eben  jeden  Händler, 
mit  dieser  Möglichkeit  zu  rechnen. 

Manche  Länder  haben  freilich  ein  in  bescheidenen  Grenzen  ge- 
haltenes Wertzollsystem  von  altersher  ererbt,  verfolgen  damit  vor- 
wiegend fiskalische  Zwecke  und  suchen  der  im  Wertzollsystem  liegen- 
den Schwierigkeiten  folgendermaßen  Herr  zu  werden:  sie  stellen 
für  die  wichtigeren  Warengattungen,  die  nicht  etwa  aus  besonderen 
Gründen  laut  Faktura  verzollt  werden,  Zollwerttarife^)  im 
Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Einfuhrhändlern  und  sonstigen 
Interessenten  auf  und  erneuern  diese  der  Wertzollerhebung  zugrunde 
liegenden  Tarife  in  Zwischenräumen  von  einem  Vierteljahre  bis  zu  zwölf 
Monaten.  Dies  ist  z.  B,  der  Fall  in  Ägypten,  Britisch-Ostindien, 
HoUändisch-Ostindien  usw.  Selbstverständlich  haben  diese  Staaten 
nicht  viel  mehr  unter  ZoUdefraudationen  zu  leiden,  als  die  Länder 
mit  vorwiegend  spezifischen  Zöllen. 

Die  aus  dem  System  der  Wertzölle  entspringenden  Übel  sowie 
insbesondere  der  diesem  Zollsystem  entstammende  Anreiz,  mit  oder 
ohne  Beihilfe  der  Zollbeamten  ZoUdefraudationen  zu  begehen,  sind 
geringer,  wenn  die  betreffenden  Wertzölle  an  und  für  sich 
niedrig  sind,  etwa  15  Prozent  des  Wertes  nicht  übersteigen. 
Wenn  die  Wertzölle  aber  beträchtlich  höher  sind,  oder  wenn  sie  auch 
nur  wenige  Prozente  des  Warenwertes  ausmachen,  aber  von  sehr 
wertvollen  Waren,  wie  Diamanten,  Juwelen,  Kunstwerken, 
feinen  Seidenwaren  usw.  erhoben  werden,  dann  wird  eben  der  von  der 
Handelsstatistik  angegebene  Wert  der  Einftihr  (oder  auch  Ausfuhr) 
durch  die  tatsächliche  Handelsbewegung  in  mehr  oder  minder  weit- 
gehendem Maße  übertroffen. 


^)  Zollwerttarife  sind  Warenlisten  mit  beigesetzter  Angabe  jener  Preise  pro 
Gewichtseinheit  oder  Stück,    die  der   Wertzollerhebung   zugrunde   zu    legen    sind. 
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« 

II.  Der  Schmu^el  nimmt  in  ungefähr  gleichem  Verhältnisse  zu,  wie 
die  Höhe  und  der  drückende  Charakter  der  Zollsätze;  die  besonderen 
Anreiz  zum  Schmu^el  bildende  merkantilistische  Handelspolitik  im 
17.  und  18.  Jahrhundert;  für  den  Schmuggel  vornehmlich  geeignete 
hochwertige  Artikel  geringen  Gewichts  und  namentlich  mäßigen  Umfangs : 
„Tascabili",  Luxus  waren;  Massenartikel  kaum  zu  schmu^eln;  die  mit 
dem  Schmu^el  verbundenen  finanziellen,  politischen  und  moralischen 
Schwierigkeiten  und  Gefahren  bilden  einen  Anreiz  zu  einer  wehrhaft 
oder  sog&T  nichtwehrhaft  freihändlerischen  Handelspolitik,  zumindest 
einen  Grund  zu  mäßiger  Zollbelastui^  oder  gar  Zollbefreiung  mancher 
hochwertiger  Fabrikate  und  Rohstoffe. 

Die  Ziffern  mögen  zwar  recht  bedeutend  sein,  um  die  der  inter- 
nationale Handelsverkehr  größer  erscheinen  würde,  falls  die  Wert- 
summen der  geschmuggelten  Waren  und  ZoUdefraudationen  genau 
bekannt  wären.  Aber  in  der  Erhöhung  der  internationalen  Handels- 
umsätze liegt  die  Hauptbedeutung  des  Schmuggels  noch  nicht.  Diese 
ist  vielmehr  darin  zu  erblicken,  daß  der  Schmuggel  in  ungefähr 
gleichem  Verhältnisse  zunimmt  wie  die  Höhe 
und  der  drückende  Charakter  der  Zollsätze,  so- 
weit diese  überhaupt  für  den  Schmuggel  geeignete 
Waren  betreffen.  Daher  stellt  der  Schleichhandel  ein  nicht  zu 
unterschätzendes  Argument  gegen  eine  prohibitive 
oderauchnurhochschutzzöllnerischeHandels- 
p  o  1  i  t  i  k  dar.  Nur  eine  scheinbare  Ausnahme  bilden  die  bereits  er- 
wähnten (Seite  194)  besonders  hochwertigen  Waren,  die 
auch  bei  niedrigenWertzöllen  stark  geschmuggelt  werden;  denn  in  diesen 
Fällen  handelt  es  sich  eben  um  absolut  bedeutende  Zollbeträge. 
Die  bewußt  prohibitiven  Sätze  der  Zollkriege  bilden  natürlich 
einen  starken  Anreiz  zum  Schmuggelverkehr  zwischen  Ländern,  die 
etwa  früher  in  lebhaftem  nachbarlichen  Verkehr  gestanden  sind, 
was  z.  B.,  wie  bereits  (Seite  191)  erwähnt  wurde,  im  Zollkrieg  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Serbien  der  Fall  war,  der  vom  7.  Juli  1906  bis 
24.  Januar  1911,  mit  kurzer  Unterbrechung  1908/1909,  andauerte. 

Es  ist  leicht  einzusehen,  warum  zur  Zeit  des  Merkantüismus  im 
17.  und  18.  Jahrhundert,  ja  sogar  noch  in  den  ersten  Jahrzehnten 
des  19.  Jahrhunderts  der  Schmuggel  eine  verhältnismäßig  so  viel 
größere  Bedeutung  hatte  als  jetzt.  Wie  früher  (Seite  190)  bemerkt  wurde, 
war  die  damalige  Zollpolitik  weit  rücksichtsloser 
als  heutzutage  sogar  diejenige  mancher  als  hochschutzzöllnerisch  be- 
trachteter Länder.     Die  ältere  Handelspolitik  (jene  des  Kaisertums 
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Österreich  z.  B.  sogar  bis  zum  großen  Umsturz  von  1848)  arbeitete 
vor  allem  in  weit  höherem  Grade  als  die  neuere  mit  Einfuhrver- 
boten, die  den  Schmuggel  zumindest  ebenso  anregen  mußten, 
als  nur  irgendein  moderner  Prohibitivzoll  oder  drückend  hoher  Finanz- 
zoll. So  wurde  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  in  den 
damals  üblichen  Handelsbilanzberechnungen  für  Schweden^) 
dem  Schmuggel  eine  gleich  große  WertzifEer  zugewiesen,  als  dem  unter 
den  Augen  der  schwedischen  Zollbehörden  vor  sich  gehenden  gesetz- 
mäßigen Einfuhrhandel.  Bekanntlich  wurde  eine  riesige  Schmuggel- 
-periode  eingeleitet,  als  Napoleon  I.  am  21.  November  1806  von  Berlin 
aus  seine  erste  Verordnung  über  die  Kontinentalsperre 
gegen  Großbritannien  (und  in  weiterer  Folge  gegen  fast  alle  Übersee- 
länder und  Überseewaren)  erließ.  Das  damals  britische  Helgoland 
war  der  Hauptstützpunkt  für  den  Schmuggel  nach  den  Nordsee- 
gebieten, und  zwar  in  viel  ausgedehnterem  Maße  als  etwa  noch  gegen- 
wärtig Gibraltar  für  den  Schmuggel  nach  Marokko  und  Spanien 
oder  Trinidad  und  (das  holländische)  Curacao  für  den  nach 
Venezuela, 

Aber  auch  vom  Standpunkte  der  Eignung  der  Waren 
für  den  Schmuggelverkehr  mußte  in  älterer  Zeit  der 
Schmuggel  einen  verhältnismäßig  größeren  Umfang  an- 
nehmen als  in  der  Gegenwart.  Die  geeignetsten  Gegenstände  des 
Schmuggels  sind  selbstverständlich  Waren  von  größerem 
Werte  bei  geringem  Gewichte  oder  auch  Waren  von 
mäßigem  Werte,  die  aber  wegen  ihrer  Kleinheit  leicht 
verborgen  werden  können.  Es  sind  dies,  nach  einem  italienischen 
Zollausdrucke,  die  sogenannten  „Tascabili",  d.  h.  wörtlich 
Dinge,  die  man  leicht  in  der  Tasche  (tasca),  im  Reisekoffer  usw.  ver- 
bergen 2)  kann. 

Gerade  diese  wertvolleren,  kleinen,  leicht  ver- 
steckbaren Gegenstände  nahmen  aber  in  den  zwei  Jahr- 
hunderten, die  der  Ära  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  voraus- 
gingen, innerhalb  des  internationalen  Handelsverkehres  eine  bedeut- 
samere Stellung  ein  als  heutzutage.  Im  17.  und  18.  Jahrhundert 
traten  Massenfrachtartikelin  den  internationalen  Handelsverkehr 
nur  in  zwei  Fällen  in  nennenswertem  Ausmaße  ein:  erstens  im 
Grenzverkehr,  der  eben,  trotz  formeller  Überschreitung  der 
Grenzlinien,  Nahverkehr  war  und  blieb ;  zweitens  dort,  wo  das  Meer 

^)  Vgl.  Gunnar  Söderberg,  „Handelsbeziehungen  zwischen  Schweden 
und  Deutschland".     Leipzig  1906. 

•)  Vgl.  hierüber  Anlage  XXV  vorliegenden   Bandes. 
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oder  bequeme  (natürliche  oder  künstliche)  Binnenwasser- 
S  t  r  a  ß^e  n  eine  billige,  unmittelbare  Verbindung  zwischen  Er- 
zeugungs-  und  Verbrauchsplätzen  ermöglichten.  Aber  diese  beiden 
Ausnahmen  konnten  innerhalb  weitausgedehnter  binnenländischer 
Gebiete  nur  in  beschränktem  Ausmaße  Platz  greifen.  Abgesehen 
von  diesen  Ausnahmen  vermochte  sich  der  ältere  internationale 
Handelsverkehr  schon  der  Transportschwierigkeiten 
wegen  nur  mit  den  leichteren,  wertvolleren  Waren  zu  befassen,  und 
diese  stellten  zum  überwiegenden  Teüe  „Tascabüi"  dar. 

Gegenwärtig  nehmen  die  für  den  Schmuggel  unge- 
eigneten Massenfrachtartikel  eine  bedeutsame  Stellung 
innerhalb  des  internationalen  Handelsverkehres  ein  (Seite  51).  Über- 
dies kann  gegenwärtig  auch  der  Transport  wertvollerer  Güter  die 
billigen  und  schnellen  modernen  Transportmittel  nur  schwer  entbehren 
und  muß  daher  in  der  Mehrzahl  der  Fälle,  d.  h.  in  den  meisten  Ländern, 
jene  wenigen  Einbruchsstellen  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt wählen,  die  der  Überwachung  durch  die  Zollbehörden 
verhältnismäßig  zugänglich  sind. 

Nichtsdestoweniger  ist  der  Schmuggel  zumeist  wertvoller,  leicht 
zu  verbergender  „Tascabüi"  noch  im  zwanzigsten  Jahrhundert  groß 
genug,  um  im  Zusammenhang  mit  gewissen  Bemerkungen  gewürdigt 
zu  werden,  die  im  Kapitel  „Luxuswaren  im  internatio- 
nalen Handelsverkehr"  (Seite  179/180)  zufindensind.  Dort 
wurde  ausgeführt,  daß  die  in  den  mehr  oder  weniger  plutokratisch 
gearteten  hochschutzzöUnerischen  Ländern  lawinenartig  anschwellen- 
den großen  Vermögen  und  Einkommen  zur  Entfaltung  eines  weit- 
gehenden, öfters  geradezu  sinnlosen  und  barbarisch  abge- 
schmackten Luxus  ausgenützt  würden.  Für  die  den  Luxusbedürf- 
nissen dienenden  Erzeugnisse  büden  dann  Zölle  nicht  immer  ein 
Einfuhrhindernis,  sondern  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eher  ein 
Reizmittel;  denn  in  solchen  plutokratischen  Gesellschaften  sei 
das  Kostspielige  an  und  für  sich  das  Gesuchte.  Um  wie  viel  mehr 
wird  sich  dieser  Drang  nach  Luxusartikeln,  namentlich 
bei  den  minderbemittelten  snobistischen  Nachbetern  der  Multi- 
mülionäre,  ausleben,  wenn  er  infolge  der  (um  den  Schmugglerlohn 
verminderten)  Zollerspamis  verhältnismäßig  billig  befriedigt  werden 
kann! 

Der  ungeheure  Umfang  des  Schmuggels  in  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  und  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  war 
sicherlich  nicht  einer  der  geringsten  unter  jenen  Beweggründen,  die 
um  diese  Zeit  einer  freierenHandelspolitik  zuerst  in  der 
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Theorie  und  allmählich  auch  in  der  Praxis  den  Weg  bahnten.  Man 
stand  nämlich  damals  vor  der  Wahl,  den  Schmuggel  zu  ähnlicher 
Höhe  wie  den  legalen  Außenhandel  anwachsen  zu  lassen  oder  den  ge- 
samten Binnenhandel  samt  der  Inlandserzeugung  durch  ebenso 
kostspielige,  wie  g  eh  ä  s  s  i  g  -  kl  e  inl  i  c  h  e  Maß- 
regeln auf  das  äußerste  zu  belästigen.  Zu  diesen  Maßregeln  gehörte 
z.  B.  der  Bezeichnungszwang  für  Waren,  die  im  Inlande 
erzeugt  oder  gesetzmäßig  eingeführt  wurden.  Auch  in  diesen  Be- 
lästigungen wie  in  den  Einfuhrverboten  (vgl.  S.  195/196)  nahm  das 
Kaisertum  Österreich  bis  zum  großen  Umstürze  von  1848  einen 
traurigen  Vorrang  ein. 

Überdies  mußte  man  gegen  die  Schmuggler  ein  ganzesHeer 
von  bewaffneten  Zollwächtern,  im  damals  noch 
schutzzöUnerischen  Großbritannien  auch  eine  Flotille  von  Zollkuttern 
unterhalten.  Es  kam  gelegentlich  zu  wahren  Schlachten 
zwischen  den  Zollwächtern  und  bewaffneten  Schmugglern^),  in  welchen 
nicht  immer  die  Hüter  der  staatsfinanziellen  Interessen  Sieger  blieben. 
Auch  galt  eine  bewaffnete  Schmuggler-Grenzbe- 
völkerung vielleicht  nicht  mit  Unrecht  als  politisch  bedenklich. 
Hierzu  kam  noch  die  nicht  seltene  Beeinflussung  der  Zollbeamten- 
schaft durch  Mittel  der  Korruption.  Um  die  kostspielige  Be- 
wachung der  Zollgrenzen  durchführen  zu  können,  schienen  hohe 
Zölle  nötig  zu  sein;  hohe  ZöUe  stellten  wiederum  einen  starken  An- 
reiz zu  gewinnbringendem  Schmuggel  dar.  All  dies  bildete  einen 
fehlerhaften  Zirkel  schlimmster  Art, 

Dabei  war  die  öffentlicheMeinungden  Schmugg- 
lern günstig.  Sie  erblickte  in  diesen  I^euten  weit  mehr  Be- 
freier von  einem  schwer  erträglichen  Drucke, 
als  etwa  gemeinschädliche  Störer  der  öffentlichen  Ordnung.  Aber  auch 
inunsererZeit  kann  man  in  vielen  Ländern,  in  denen  ein  mehr 
oder  weniger  hochschutzzöUnerisches  System  herrscht,  ähnliche 
Ansichten  antreffen,  und  das  gleiche  gilt  auch  von  gemäßigt  schutz- 
zöUnerischen Ländern,  wie  etwa  Deutschland,  in  denen  wenigstens 
einzelne  wichtige  Bestandteüe  des  gesamten  Zollsystems  hochschutz- 
zöllnerischen  Charakter  tragen,  wie  z.  B.  die  Zölle  auf  Getreide, 
Roheisen  e.  c. 

So  klagt  z.  B.  die  Zollverwaltung  der  Vereinigten 
Staaten,  es  sei  aus  den  Berichten  der  nach  Europa  entsandten 


')  Vgl.  über  ähnliche  Vorfälle  im  BrasiUen  des  20.  Jahrhunderts  Abteilimg  III 
dieses  Kapitels,   Seite  203/204. 
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Zollspione  zu  ersehen,  daß  die  in  Großbritannien,  Frankreich  usw, 
befindlichen  Bürger  der  Union  über  Schmuggel  nach  dem  Heimat- 
lande wie  über  einen  interessanten,  aufregenden  und 
dabei  gewinnbringenden  Sport  sprechen;  die  wechsel- 
seitige Bekanntgabe  von  Kniffen  und  Praktiken,  die  zur  Hintergehung 
der  Zollverwaltung  geeignet  seien,  stelle  unter  den  im  Auslande  be- 
findlichen Bürgern  der  Vereinigten  Staaten  einen  I^ieblingsgegenstand 
der  Unterhaltung  dar^).  Bei  den  ganz  reichen  Yankees  hatte  sich  sogar 
eine  besondere  Art  von  Protzerei  entwickelt,  zum  Er- 
staunen der  übrigen  konnationalen  Reisegenossen  die  mitgebrachten 
Diamanten,  Juwelen,  Pelzwerks-  und  Konfektionsartikel  ehrlich 
anzugeben  und  auf  solche  Weise  gleichsam  kundzutun:  „Ich 
kann  nicht  nur  diese  teueren,  feinen  Sachen  bezahlen,  sondern  noch 
obendrein  den  hohen  ZoU^)  entrichten". 

Man  möge  sich  aber  sehr  wohl  vor  der  pharisäerhaft-selbst- 
gefälligen Meinung  hüten,  hierin  eine  besondere  Eigentümlichkeit 
des  I^andes  der  unbegrenzten  Möglichkeiten  zu  erblicken.  Man  ver- 
suche nur  unter  Leuten  aus  Österreich-Ungarn  oder  Deutschland, 
die  häufig  Reisen  machen  oder  in  Grenzgebieten  wohnen  oder  sich 
dort  längere  Zeit  aufgehalten  haben,  den  Schmuggel  zur  Sprache 
zu  bringen,  wie  es  der  Verfasser  vorliegender  Schrift  aus  wissen- 
schaftlichem Interesse  des  öfteren  getan  hat.  Man  wird  dann  mit 
Erzählungen  über  selbstvollführte  oder  von 
guten  Freunden  oder  Bekannten  bewerkstelligte 
Schmuggeltaten  geradezu  überschüttet.  Hierbei 
mag  zwar  manche  erfindungsreiche  Prahlerei  oder  ausschmückende 
Übertreibung  mitunterlaufen;  doch  nach  Abzug  aUer  derartigen 
Prahlereien  und  Übertreibungen  bleibt  noch  ein  bedenklich  großer 
positiver  Kern  übrig.  So  sollen  z.  B.  in  den  italienischen  Grenz- 
ortenamGardaseein  eigenen  Geschäften  massenhaft  Seiden- 
stoffe an  Fremde  verkauft  werden,  welche  aus  den  Kurorten  auf  der 


^)  Vgl.  hierüber  die  in  der  „New  Yorker  Handelszeitung"  vom  14.  Mai  1910 
erschienenen  Mitteilungen  eines  Spezialagenten  des  New  Yorker  Zollamtes  über 
seine  Erfahrungen  während  einer  viermonathchen  Bereisung  Europas. 

*)  So  sprach  sich  der  Chef  einer  großen  New  Yorker  Juwelenfirma  gegenüber 
einem  Vertreter  der  „New  Yorker  Handelszeitxxng"  (siehe  deren  Nummer  vom 
29.  September  1906)  folgendermaßen  aus:  „Die  Handlungsweise  des  Stahl- 
magnatenE.  H.  Gary  (Direktor  der  „United  States  Steel  Corporation"),  der 
bei  seinem  letzthin  erfolgten  Eintreffen  aus  Europa  aus  freien  Stücken  der  Zollbe- 
hörde zwei  echte  Perlen  im  Werte  von  53  000  Dollar  zur  Abschätzung  einhändigte 
und  prompt  den  Zoll  von  zehn  Prozent  des  Wertes  hierfür  erlegte,  hat  schon  wegen 
ihrer  Ungewöhnlichkeit  allgemeines  Aufsehen  erregt." 
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Österreichischen  Seite  des  Sees  herüberkommen  und  die  derart  er- 
worbene Ware  ziemlich  ungeniert  einschmuggeln. 

Bezeichnend  bleibt  aber  jedenfalls  die  Sorglosigkeit 
und  Gelassenheit,  womit  selbstverübte  Übertretungen  der 
Zollgesetze  einbekannt  oder  solche  guter  Freunde,  Verwandter  und 
Bekannter  mitgeteilt,  ja  sogar  rühmend  hervorgehoben  werden. 
Eben  dieselben  mitteüsamen  Leute  wären  bezüglich  irgendwelcher 
Gesetzesverletzungen  weit  zurückhaltender,  die  auch  den  allge- 
meinen moralischen  Auffassungen  widerstreben,  und  seien  es  auch 
nur  läßlicher  beurteilte  strafbare  Handlungen,  wie  etwa  Fund- 
verheimlichung, widerrechtliche  Aneignung  von  Erbschaftssachen, 
Fruchtabtreibung  usw. 

Man  kann  hieraus  folgendes  entnehmen:  der  Schmuggel  ist 
sogar  in  gutverwalteten  schutzzöllnerischen  oder  hochschutzzöllneri- 
schen  Ländern  unserer  Tage  recht  umfangreich,  und  die  Ver- 
folgung des  Schmuggels  durch  die  hierzu  berufenen  Be- 
hörden ist  mit  besonderen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden. Denn  eine  Anzeige  von  Schmuggelpraktiken  gilt  im  allge- 
meinen als  ehrlose  Denunziation,  woferne  sie  nicht  etwa  von  direkt 
geschädigten  Interessenten  ausgeht,  so  von  Erzeugern  der  massen- 
haft geschmuggelten  Waren  oder  von  gesetzestreuen  Händlern  in 
diesen  Artikeln.  Überhaupt  unterliegen  der  gewerbsmäßige 
Schmuggler  und  jene  Geschäftsleute,  auf  deren  Rechnung  er  tätig 
ist,  einer  schärferen  Beurteüung  als  die  Gelegenheitsschmuggler, 
mögen  auch  die  von  den  letzteren  in  zahlreichen  Einzelfällen  un- 
verzollt über  die  Grenze  gebrachten  Waren  gewaltige  Beträge  aus- 
machen. Aber  trotz  der  schärferen  Beurteüung  der  gewerbsmäßigen 
Schmuggler  und  ihrer  Hintermänner  kann  man  wohl  von  einem 
moralischen  Bankerott  der  H  o  ch  s  c  h  u  t  z  z  ö  1 1 - 
n  e  r  e  i  sprechen,  mag  diese  auch  gewissermaßen  mit  physischer 
Gewalt  noch  immer  zahlreiche  Länder  beherrschen.  Doch  den  Massen 
der  Bevölkerung  gilt  sie  als  eine  Vergewaltigung,  der  man 
sich  fügt,  insoweit  man  eben  muß^),  also  insbesondere  hinsichtlich 
schwerer,  nicht  leicht  zu  verbergender  Waren,  aber  durchaus  nicht 
in  gleichem  Maße  bezüglich  der  „Tascabili". 

^)  Vgl.  die  Bemerkungen  über  „Schleichhandel  und  ein  künstliches  System 
der  Defraudation"  inPichtes  „Geschlossener  Handelsstaat"  (Ende  des  VI.  Kapitels 
des  II.  Buches,  Seite  195 — 198  der  I.  Auflage),  die  den  handelspoUtisch  freiUch  noch 
viel  trostloseren  Zuständen  um  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert  angepaßt 
sind.  Hier  sind  von  besonderem  Interesse  die  Worte:  „Der  Betrug  gegen  die  Regierung 
hört  in  der  Meinung  des  Volkes  auf,  ein  Vergehen  zu  sein,  und  wird  zur  erlaubten 
und  rühmlichen  Selbstverteidigung  gegen  den  allgemeinen  Feind." 
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In  diesem  Zusammenhange  wäre  auch  (nach  Mitteilungen,  die 
dem  Verfasser  vorliegender  Schrift  von  Kennern  englischer  Verhält- 
nisse gemacht  wurden)  zu  bemerken,  daß  imbritischenFrei- 
handelslande  Schmuggelpraktiken  gegen  die  wenigen  dort  be- 
stehenden Zölle  in  der  Gesellschaft  keineswegs  die  gleiche  mildherzige 
Beurteilung  erfahren,  wie  sie  dem  Schmuggel  von  selten  der  Gesell- 
schaft hochschutzzöUnerischer  Länder  zuteil  wird.  Sicherlich  fällt 
es  aber  keinem  besser  erzogenen  Engländer  ein,  sich  schmugglerischer 
Heldentaten  zu  rühmen  oder  dergleichen  von  den  nächsten  Freunden 
und  Bekannten  zu  erzählen,  wie  es  in  den  meisten  Ländern  des 
europäischen  Kontinents  gang  und  gäbe  ist. 

Der  Schmuggel  mag  im  zwanzigsten  Jahrhundert  von  beträchtlich 
kleinerem  relativen  Umfange  sein  als  etwa  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert zur  Zeit  der  Einfuhrverbote  und  Prohibitivzölle.  Dem 
absoluten  Werte  nach  ist  er  im  zwanzigsten  Jahrhundert  sicher- 
lich viel  größer  geworden  und  jedenfalls  ein  Faktor  geblieben,  der  nicht 
nur  die  Handelsumsätze  gewissermaßen  mechanisch  erhöht,  sondern 
auch  für  die  Zollpolitik  selbst  nicht  ohne  Bedeutung  ist. 
Er  legt  es  nämlich  auch  den  Gesetzgebungen  hochschutzzöUnerischer 
oder  fiskalisch  raffsüchtiger  Länder  nahe,  die  Zollsätze  auf  gewisse 
leicht  zu  verbergende  und  daher  auch  leicht  zu  schmuggelnde  hoch- 
wertige Waren  oder  sonstige  „Tascabili"  nicht  allzusehr  in 
die  Höhe  zu  setzen,  da  sonst  sowohl  etwaige  schutzzöllneri- 
s  c  h  e  Absichten,  als  auch  die  rein  fiskalischen  Bestrebungen 
ihr  Ziel  verfehlen  würden.  Beachtenswert  ist  das,  zwar  teilweise  auch 
in  Berücksichtigung  von  Verbrau  eher  Interessen,  nicht  zum  wenigsten 
aber  auch  unter  Hervorhebung  der  Bekämpfung  des  Schmuggels  er- 
lassene griechische  Gesetz  vom  4.  März  1912,  worin  der  Zucker- 
zoll von  73,91  auf  31,03  Golddrachmen  für  100  Oka  (lOka  =  1,28  kg) 
herabgesetzt  und  zu  diesem  Zwecke  auch  die  Verpackung  des  einge- 
führten Zuckers  in  Kisten  vorgeschrieben  wird. 

Mitunter  kann  man  ein  naives  Erstaunen  darüber  vernehmen, 
daß  minder  wertvolle  Rohstoffe  oder  Rohmetalle 
Zöllen  unterliegen,  dagegen  solche  von  hohem  Werte, 
wie  z.  B.  Edelmetalle,  Diamanten,  Edelsteine,  seltene  Erden  usw. 
zollfrei  bleiben.  Aber  bei  solchen  hochwertigen  Rohstoffen  und 
Rohmetallen  ist  ein  Gewichtszoll,  wenn  er  nicht  geradezu  riesig  ist, 
fiskalisch  und  produktionspolitisch  gleich  bedeutungslos.  Ein  einiger- 
maßen höherer  Wertzoll  oder  ein  entsprechend  hoher  GewichtszoU 
bildet  aber  einen  fast  unwiderstehlichen  Anreiz  zum  mehr  oder 
weniger  erfolgreichen  Schmuggel. 
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So  war  während  der  Beratung  des  P  a  y  n  e  -  Tarifs  vom 
5.  August  1909  in  Washington  viel  davon  die  Rede,  die  Sätze  des 
D i n g  1  e y -Tarifs  von  1897 für  unbearbeitete  Diamanten  (Freiliste) 
und  für  bearbeitete,  d.  h.  geschliffene  Diamanten  (zehn  Prozent  des 
Wertes)  auf  fünf  Prozent  für  die  unbearbeiteten  und  auf  fünfzehn 
für  die  geschliffenen  zu  erhöhen.  Schließlich  siegte  aber  die  Erwägung, 
daß  man  mittels  solcher  Erhöhungen  nicht  der  Staatskasse  oder  den 
nordamerikanischen  Diamantenschleifern  nützen,  sondern  nur  dem 
Schmuggel  ein  wertvolles  Arbeitsgebiet^)  verschaffen  werde. 

Auch  die  gewiß  fiskalisch  sehr  bedürftige  Türkei  hat  im 
Juni  1901  ihre  Zölle  für  Schmuckwaren  freiwillig  vom  dama- 
ligen allgemeinen  Satze  von  acht  Prozent  des  Wertes  auf  vier  Prozent 
herabgesetzt.  Die  türkische  Regierung  war  nämlich  der  Überzeugung, 
daß  die  Staatskasse  bei  einem  achtprozentigen  Zolle  durch  den 
Schmuggel  derart  geschädigt  werde,  daß  sie  bei  einem  vierprozentigen, 
der  hinter  dem  Risiko  des  Schmuggels  zurückbleibe,  nur  gewinnen 
könne.  Auch  der  sonst  so  hochschutzzöUnerische  argentinische 
Zolltarif  vom  20.  Dezember  1905  belastet  Schmucksachen,  Taschen- 
uhren und  Geräte  aus  Gold  oder  Silber  wenigstens  formell  (abgesehen 
von  den  dort  üblichen  maßlos  hohen  Sätzen  des  Zollwerttarifes,  worüber 
vgl,  die  Anmerkung  auf  Seite  194)  nur  mit  fünf  Prozent  des  Wertes. 

III.  Der  Schmuggel  steht  auch  in  direktem  Verhältnisse  zur  Untücht^keit 
und  Unehrlichkeit  der  Verwaltung  im  al^emeinen  wie  der  Zollver- 
waltung im  besonderen;  Erläuterung  dieses  Satzes  an  Beispielen  aus 
Brasilien,  der  Türkei,  Marokko,  Abessinien,  Rußland,  den  Vereinigten 

Staaten. 

Den  Hauptanreiz  zum  Schmuggel  bilden  zwar,  wie  erwähnt, 
hohe  Zölle  oder  wenigstens  hohe  Zollbeträge  bei  ver- 
hältnismäßig niedrigen  Wertzöllen  für  Waren  bedeutenden  Wertes. 
Daneben  kommen  aber  noch  einige  andere  Momente  in  Betracht; 

^)  Vgl.  hierüber  Anlage  XXV  vorliegenden  Bandes.  Der  im  allgemeinen  liberale 
Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  191 3  hat  in  seinem  Streben  nach  einer 
Luxusbesteuerung  diese  Vorsicht  außer  acht  gelassen  und  die  bisher  zollfreien  Roh- 
diamanten mit  einem  Satze  von  zehn  Prozent  des  Wertes  belegt,  ferner  die  Zölle  für 
Perlen  und  bearbeitete  Diamanten  (sowie  einige  andere  Edelsteine)  von  zehn  auf 
zwanzig  Prozent  erhöht.  Der  Underwood-Tarif  ist,  sogar  abgesehen  von  der  Vor- 
versorgung bis  Anfang  Oktober  191 3,  zu  kurze  Zeit  in  Übung,  als  daß  die  Einwirkung 
dieser  Zollerhöhungen  auf  die  Schmugglertätigkeit  allgemein  bekannt  sein  sollte. 
Doch  die  New  Yorker  Juweliere  waren  hierüber  bereits  im  Herbst  1913  (siehe  ,,Zur 
Verhütung  des  Juwelenschmuggels"  in  der  ,,New  Yorker  Handelszeitimg"  vom 
S.November  191 3)  in  lebhafter  Besorgnis. 
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diese  sind  geeignet,  die  Bedeutung  des  Schmuggels  im  internationalen 
Handelsverkehre  zu  erhöhen  und  unter  Umständen  sogar  verhältnis- 
mäßig niedrige,  keineswegs  prohibitive  Zollsätze  fiskalisch  unlohnend 
zu  machen.  So  steht  der  Schmuggel  auch  im  direkten  Verhältnis 
zur  Untüchtigkeit  undUnehrlichkeit  der  Verwaltimg 
im  allgemeinen  wie  der  Zollverwaltung  im  besonderen.  In 
manchen  Ländern,  soinRußland  (vgl.  hierüber  auch  Abteilung  IV 
dieses  Kapitels)  imd  B  r  a  s  i  1  i  e  n,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sogar, 
wie  bereits  erwähnt  (siehe  Abteüung  I  dieses  Kapitels),  in  den  Ver- 
einigten Staaten^),  treffen  sogar  beide  Momente  zusammen: 
nicht  sehr  hoch  stehende  Zollverwaltimg  und  ein  drückend  hohes 
ZoUniveau.  Allerdings  büden  die  durch  den  Hochschutzzoll  ge- 
förderten plutokratischen  Gesellschaftszustände  einen  vor- 
züglichen Nährboden  für  das  Wachstum  der  Korruption. 

Speziell  hinsichtlich  Brasiliens  bemerkt  schon  Oskar  C  a  n  - 
statt  in  seinem  im  Jahre  1899  (in  Leipzig)  erschienenen  Buche 
„Das  republikanische  BrasÜien",  daß  nach  Südbrasilien  und  be- 
sonders nach  Rio  Grande  do  Sul,  dem  südlichsten  Staate  der 
Republik,  ein  sehr  bedeutender  Schmuggel  einerseits  über  Monte- 
video durch  Uruguay  nordwärts,  andererseits  über  Urugua- 
yana (brasüianische  Stadt  am  Uruguayflusse  gegenüber  der  argen- 
tinischen^)  Provinz  Corrientes)  stattfinde.  Dies  hat  sich  seither  kaum 
viel  gebessert.  So  wird  im  Berichte  des  österreichisch-ungarischen 
Konsulats  in  Porto  Alegre  (im  Staate  Rio  Grande  do  Sul)  über 
das  Jahr  1907  die  Schmuggeleinfuhr  des  Staates  Rio  Grande  do  Sul 
von  Argentinien  und  Uruguay  her  auf  13  Mülionen  Milreis  geschätzt 
bei  einer  offiziell  aufgenommenen  Gesamteinfuhr  von  59,7  Mülionen. 
Das  Jahr  1908  war  in  Rio  Grande  do  Sul  von  erbitterten,  aber  nur  be- 
schränkt erfolgreichen  Kämpfen  der  legitimen  Firmen  und  der  Re- 
gierung gegen  den  bereits  vor  Waffengewalt  nicht  zurück- 
scheuenden Schmuggel  und  seine  Nutznießer  erfüllt.  Mitte  März  1909 
hörte  sogar  die  von  MÜitär  des  Staates  Rio  Grande  do  Sul  besorgte 
Überwachung  der  südlichen  Reichsgrenzen  vorübergehend  auf 
infolge  eines  skandalösen  Streites  über  die  Höhe  der  Entlohnung, 


I 


^)  Vgl.  über  den  Underwood-  Tarif  vom  3.  Oktober  191 3  die  Anmerkungen 
1    und  2  in  der  I.  Abteilung  dieses  Kapitels  auf  Seite  193. 

*)  Auch  die  argentinische  Zollverwaltung  hat  mit  einem  ausgedehnten, 
schwimghaften  Schmuggel  zu  kämpfen,  da  der  argentinische  Zolltarif  im  Interesse 
einer  kleinen  Fabrikantenclique  zahlreiche  Industrieerzeugnisse  mit  drückend  hohen 
Abgaben  belastet  und  die  argentinischen  Zollbeamten  nicht  um  vieles  besser  sind  als 
jene  der  südamerikanischen  Nachbarstaaten  Argentiniens. 
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welche  die  brasilianische  Union  an  Rio  Grande  do  Sul  für  diesen  Wach- 
dienst zu  bezahlen  hat,  und  die  Schmuggler  hatten  natürlich  goldene 
Zeiten.  Die  Schlachten  an  der  Grenze  gegen  Uruguay  zwischen 
bewaffneten  brasilianischen  Schmugglern  und  den  allerdings  mäßig 
heldenhaft  veranlagten  brasilianischen  Bundessoldaten  haben  auch 
i.  J.  191 2  noch  nicht  aufgehört,  was  vor  allem  mit  der  engen, 
durch  Bestechung  aufrechterhaltenen  Verbindang  zusam-menhängen 
soll,  die  zwischen  den  die  Schmuggelwaren  aufkaufenden  Händlern- 
und  maßgebenden  Politikern  des  Staates  Rio  Grande  do  Sul^) 
besteht.  Anfangs  1913  schuf  das  Bundesfinanzministerium  mit 
einem  Jahresauf  wände  von  800,000  Milreis  einen  besonderen 
Dienst  zur  Bekämpfung  des  Schmuggels  von  Uruguay  her,  der 
aber  wohl  auch  mehr  zur  Unterbringung  von  Schützlingen  „maß- 
gebender" Personen  dienen  als  zur  Ausrottung  des  Schmuggels 
führen 2)  dürfte. 

Innerhalb  der  im  allgemeinen  wenig  hochstehenden  Verwaltung 
der  Gebiete  der  offenen  Tür^)  stellt  natürlich  die  des  Zollwesens 
keine  Ausnahme  dar,'  insofern  dieses  nicht  etwa  wie  in  China 
(Kaiserliche  Seezölle)  durch  Angehörige  europäisch-amerikanischer 
Kulturstaaten  kontrolliert  wird.  So  bildete  in  der  absolutistischen  Zeit 
der  Türkei  bis  Sommer  1908  die  schlechte  Bezahlung  der  Z  o  1 1  - 
abschätzer  (Abschätzer  des  Wertes  der  zu  verzollenden  Waren) 
eine  der  Hauptstützen  des  dortigen  Schmuggels,  der  in  Form  von  Zoll- 
defraudationen,  im  Einvernehmen  mit  bestochenen  Zollbeamten 
oder  gegen  den  Willen  überlisteter  Beamten,  betrieben  wurde. 

Doch  scheint  die  den  Schmuggel  sowie  Zolldefraudationen  er- 
leichternde Beschaffenheit  der  türkischen  Zollverwaltimg,  namentlich 
seit  den  Reformen  der  konstitutionellen  Ära,  bereits  weit  besser  ge- 
worden zu  sein,  als  die  noch  unverfälscht  „orientalische"  der  marok- 
kanischen scher ifischen  Zollbehörden.  So  heißt  es  (in  „Marokkani- 
sche Handelsstatistik"  im  „Handelsmuseum"  vom  5.  September  1907) 
über  die  Fehlerquellen  der  von  der  französischen  Schuldenkommission 
aufgenommenen  Handelsstatistik  (an  diese  Kommission 
waren  sechzig  Prozent  der  marokkanischen  Zolleinnahmen  ver- 
pfändet): „Es  ist  auch  bedenklich,  daß  sich  die  Aufzeichnungen  der 
Schuldenkommission  auf  die  Angaben  der  marokkanischen  Zollbe- 


^)  Siehe  Berliner  „Export"  vom  11.  Juli  1912,  Seite  465. 

-)  Siehe  „Unterdrückung  des  Schmuggels"  in  der  „Deutschen  Zeitung"  von 
Sao  Paulo  vom  15.  März  191 3. 

ä)  Vgl.  Abteilung  V  des  VIII.  Kapitels,  Seite  293  des  I.  Bandes  vor- 
liegenden Buches. 
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amten  stützen;  denn  diese  sind  bei  der  geringen  orientalischen  Red- 
lichkeit sehr  geneigt,  gegen  eine  Gratifikation  die  Waren  unverzollt 
durchgehen  zu  lassen,  ein  Schicksal,  von  dem  angeblich  25 — 30  Prozent 
der  in  die  Hände  dieser  Zollbeamten  gelangenden  Waren  betroffen 
werden."  Auch  der  Bericht  des  österreichisch-ungarischen  General- 
konsulats in  Tanger  über  das  Jahr  1907  glaubt  die  Gesamtziffer  der 
marokkanischen  Einfuhr,  die  nach  französischen  Quellen  41  Millionen 
Franken  betrug,  um  ca.  25  Prozent  erhöhen  zu  müssen,  in  Anbetracht 
der  mittels  Schmuggels  und  Zolldefraudationen  ohne  offizielle  Ver- 
merkung nach  Marokko  gelangten  Warenmengen. 

Auch  dürfte  eines  der  wichtigsten  unter  jenen  Momenten,  welche 
die  Einführung  des  Tabakmonopols  in  Marokko 
von  1906  bis  1910  aufgehalten  haben,  darin  gelegen  sein,  daß  alle 
Kenner  der  Verhältnisse  die  Verhinderung  des  Tabakschmuggels 
von  der  algerischen  Landgrenze  oder  von  der  See  her  für  nahezu 
unmöglich  hielten.  Wenn  sich  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1907 
die  damahge  spanische  Tabakregiegesellschaft 
nichtsdestoweniger  sehr  nachdrücklich  um  das  marokkanische  Tabak- 
monopol bewarb,  so  kam  für  diese  Gesellschaft  vor  allem  folgender  Be- 
weggrund in  Frage :  Sie  hoffte  dadurch  des  starken  Tabak- 
schmuggels von  Marokko  nach  Spanien  hin- 
über Herr  zu  werden,  durch  den  die  spanische  Regie  um  etwa 
134 — 2  Millionen  Franken  jährlich  geschädigt  wird.  Auch  nach  Ein- 
führung französischer  und  spanischer  Zollverwaltungen  in  Marokko, 
gemäß  dem  Deutsch-französischen  Marokko-Kongo-Abkommen  vom 
4.  November  191 1,  dürften  Schmuggel  und  Zolldefraudationen  nicht 
so  bald  völlig  aufhören,  und  der  Schmuggel  aus  der  spanischen 
Zone  in  die  französische  hinüber  machte  der  französischen  Re- 
gierung bereits  bei  den  spanisch-französischen  Abgrenzungsver- 
handlungen im  Jahre   191 2   schwere  Sorgen. 

Auch  aus  Abessinien  wird  von  einem  beständigen,  leb- 
haftenSchmuggel  berichtet,  der  sich  sowohl  gegen  die  dortigen  Einfuhr-, 
als  auch  Ausfuhrzölle  und  namentlich  gegen  das  Einfuhrverbot  von 
Waffen  und  Munition  richtet. 

IV.  Die  Schwierigkeit  der  Grenzüberwachung  bildet  ein  den  Schmuggel 
erleichterndes  nnd  anregendes  Moment;  Beispiele  hierfür:  Griechenland, 
russische  Westgrenze,  Grenze  der  Vereinigten  Staaten  g^en  Kanada. 

Als  ein  weiteres,  denSchmuggel  erleichterndes  und  daher  hierzu  an- 
reizendes Moment  ist  besondere  Schwierigkeit  der  Grenz- 
überwachung zu  betrachten.    Solche  Schwierigkeiten  bestehen 
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z.  B.  in  Griechenland  infolge  der  dortigen  ausgedehnten 
Küstenerstreckung  und  der  vielen  größeren  und  kleineren  Inseln 
mit  zahlreichen  natürlichen  Häfen  und  versteckten  Buchten.  Das 
gleiche  gilt  auch  für  die  offenen  Grenzen  zwischen  Kanada  und 
den  Vereinigten  Staaten,  wo  der  Schmuggel  herüber 
und  hinüber  stets  üppig  gedieh,  sowie  für  die  in  freier  Ebene  liegenden, 
nur  zum  kleineren  Teil  durch  (im  Winter  vereiste)  Flußläufe  mar- 
kierten Grenzen,  die  Rußland,  Preußen-Deutschland  und  Öster- 
reich innerhalb  des  ehemaligen  Königreichs  Polen 
(Galizien,  Kongreßpolen,  Wolhynien,  Podolien,  West-  und  Ost- 
preußen, Posen,  Preußisch-  und  Österreichisch-Schlesien)  gezogen 
haben. 

So  wurde  (nach  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft",  Juli- 
Augustheft  1907)  aus  Myslowitz^)  Mitte  Juni  1907  berichtet,  daß 
das  Schmuggelgeschäft  in  der  Hochsaison  stehe  und  durch  das  hohe 
Getreide  begünstigt  werde.  Es  vergehe  fast  keine  Nacht,  ohne  daß 
von  den  Soldaten  auf  fliehende  Schmuggler    geschossen    werde. 

Sodann  heißt  es  in  einem  offiziellen  Berichte  aus  Warschau 
vom  November  1907 :  „Das  Czenstochauer^)  Industrie- 
zentrum erfreute  sich,  insbesondere  in  der  Galanterie-  und  Manufak- 
turbranche, bis  unlängst  noch  eines  ziemlich  guten  Geschäftsganges. 
Dieser  Umstand  wird  jedoch  dem  außerordentlichen  Schmuggel  zu- 
geschrieben, der  in  letzter  Zeit  in  Czenstochau  zu  verzeichnen  war. 
Der  Schmuggel  soll  dort  sowohl  in  großem,  als  auch  in  kleinem  Maß- 
stabe betrieben  werden,  so  daß  sich  bereits  eine  bedeutende  Preis- 
differenz zwischen  in-  und  ausländischen  Waren  bemerkbar  macht. 
Um  diesen  für  die  inländische  Industrie  nachteiligen  Zustand  zu  be- 
seitigen, hat  die  örtliche  Behörde  eine  Verordnung  erlassen,  wonach 
nur  diejenigen  Kaufleute  Halbpässe  erhalten  können,  die  Handels- 
patente gelöst  haben." 

Ferner  wird  in  einem  Berliner  Telegramm  der  „Neuen  Freien 
Presse"  vom  21.  Januar  1908,  das  den  damaligen  Boykott  in 
Russisch  Polen  gegen  deutsche  Waren  bespricht,  unter  den  Gründen 
des  Scheiterns  dieser  Bewegung  auch  angeführt,  daß  zu  dieser  Zeit  der 
Schmuggel  von  Deutschland  nach  Rußland  schwunghafter  denn  je 
betrieben  worden  sei. 


^)  Myslowitz  liegt  in  Preußisch  Schlesien,  in  der  Nähe  des  Treffpunkts 
der  österreichischen,  deutschen  und  russischen  Grenzen. 

*)  Czenstochau  ist  ein  berühmter  Wallfahrtsort  in  Russisch  Polen  an 
der  oberen  Warthe,  nahe  der  Grenze  von  Preußisch  Schlesien  und  zwar  von  Ober- 
schlesien, Regierungsbezirk  Oppeln. 
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Besonders  gelungen  ist  aber  eine  unwidersprochen  gebliebene 
Nachricht,  die,  nach  einem  Bericht  aus  Warschau,  in  der  Berliner 
„Vossischen  Zeitung"  erschien  und  daraus  von  der  „Neuen  Freien 
Presse"  vom  13.  August  1907  übernommen  wurde.  Es  heißt  dort: 
„Entlang  der  deutsch-russischen  Grenze  ist  ein  Streik  ausge- 
brochen, der  gewiß  einzig  dasteht.  Es  sind  nämlich  alle 
Schmuggler  in  den  Ausstand  getreten.  Sie  fordern  eine 
Erhöhung  des  Schmuggellohnes  um  zwanzig  Prozent. 
Die  HauptroUe  im  Schmugglergewerbe  spielen  die  Frauen.  Sie 
passieren  täglich  zweimal  oder  dreimal,  mit  einem  Grenzpaß  versehen, 
beinahe  im  Neglige  die  Grenze  und  kommen  mit  den  nächsten  Zügen 
elegant  gekleidet  zurück.  Zumeist  werden  auf  diese  Weise  Unter- 
röcke geschmuggelt.  Die  Schmugglerinnen  werden  jedoch  von  den 
Unternehmern  ausgebeutet,  denn  diese  Frauen  verdienen  täglich 
kaum  achtzig  bis  neunzig  Kopeken." 

Über  den  Schmuggel  in  Griechenland  äußert  sich 
J.  Grunzel  („Bericht  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Griechen- 
lands", Wien  1906)  ^)  gelegentlich  einer  Erörterung  von  mancherlei 
Fehlerquellen  der  griechischen  Handelsstatistik:  „Es  muß  auch  be- 
rücksichtigt werden,  daß  der  Schmuggel  in  Griechenland  ein  relativ 
leichtes  und  einträgliches  Gewerbe  geworden  ist.  Die  überaus 
rei  che  Küstengliederung,  und  die  Nachbarschaft  vieler, 
zum  Teile  türkischer  Inseln,  die  mit  Segelbooten  leicht  erreicht 
werden  können,  begünstigen  diesen  Verkehr.  Die  an  und  für  sich 
schwache  Kontrolle  leidet  durch  die  Korruption  der  Ver- 
waltung und  durch  das  besonders  lebhafte  Gefühl  der  I^  a  n  d  s  - 
mannschaft  ..  .  .  Und  welch  hohe  Prämien  genießt 
der  Schmuggel:  Ein  Sack  Zucker  bringt  wenigstens  60  Franken  ein, 
einige  Kilogramm  Schmuckfedern  werfen  einen  Gewinn  von  tausend 
Franken  ab  usw.  Da  übrigens  die  Zölle  unter  der  im  I^ande  verhaßten 
internationalen  Finanzkontrolle  stehen  und  zur  Bezahlung  der  aus- 
wärtigen Staatsgläubiger  dienen,  so  umgibt  diese  Gewinne  in  den 
Augen  der  ungebildeten  Bevölkerung  auch  noch  die  Gloriole  der 
patriotischen  Tat.  Auf  diese  Weise  muß  der  Schmuggel  sehr  be- 
deutende Dimensionen  erreichen Der  Import  Griechenlands 

stieg  von  67  Millionen  Franken  i.  J.  1865  auf  100  Millionen  i.  J.\i875 
und  143  Millionen  i.  J.  1882.  Infolge  des  in  diesem  Jahre  eingeführten 
hochschutzzöUnerischen  Tarifs  sinkt  aber  die  Einfuhr  und  hat  sich 
zu  der  früheren  Höhe  niemals  wieder  erhoben.   Gegen  die  Möglichkeit 

*)  Grunzel  war  im  Jahre  1906  Fachberichterstatter  des  österreichischen 
Handelsministeriums  für  Griechenland. 
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einer  so  plötzlichen,  riesigen  und  andauernden  Zurückschraubung  des 
Imports  spricht  alle  handelspolitische  Erfahrung,  Die  Erscheinung 
läßt  sich  eben  nur  durch  das  Florieren  des  Schleichhandels  erklären." 
Seither  sind  die  Zustände  in  Griechenland  kaum  nennenswert 
besser  geworden.  So  heißt  es  in  einem  Artikel  der  ,, österreichischen 
Monatsschrift  für  den  Orient"  (Septemberheft  1910)  daß  unter  den 
mannigfachen  wirtschaftlichen  Schädigungen  Griechenlands,  die  aus 
dem  antigriechischen  Boykott  in  der  Türkei 
vom  Sommer  1910  entsprungen  sind,  auch  die  Betriebshemmung 
zahlreicher  Segelboote  (Kaiks)  zu  erwähnen  sei;  diese  nehmen 
von  allen  möglichen  Punkten  der  Türkei,  wo  zumeist  keine  Dampfer 
anlaufen,  I^adung  nach  Griechenland  und  vermitteln  haupt- 
sächlich das  Schmugglergeschäft  zwischen 
beiden  lyändern.  Ferner  befanden  sich  unter  den  mannig- 
fachen Reformentwürfen  des  griechischen  Ministeriums  V  e  n  i  z  e  - 
los  im  November  1910  auch  solche  des  Finanzministers  K  o  r  o  - 
m  i  1  a  s  betreffend  Zolltarifrevision,  Verbesserung  des  Zolldienstes 
nach  nordamerikanischem  Muster,  Verfolgung  der 
Schmuggler^)  durch  eine  eigene  Truppe  usw.  Es 
ist  bezeichnend,  daß  nach  den  Erfolgen  Griechenlands  in  den 
Balkankriegen  von  1912/13  eine  der  Hauptbesorgnisse  der  Türkei 
darin  besteht,  von  den  griechischen  Inseln  Chios  und  Mytilene 
aus  werde  ein  lebhafter  Schmuggel  nach  der  benachbarten  klein- 
asiatischen Küste,  und  zwar  auch  in  der  politisch  bedenklichen 
Warengattung  Waffen,  unterhalten  werden. 

V.  Anuut  der  Grenzbewohner  in  gebirgigen,  wenig  fruchtbaren 

Grens^ebieten  oder  an  leicht  zugänglichen  Küsten  mit  vielen  versteckten 

Buchten  ein  zum  Schmuggel  anreizendes  Moment. 

Ein  weiteres  zum  Schmuggel  sogar  bei  mäßigen  Zöllen  an- 
reizendes Moment  büdet  die  Armut  der  Grenzbewohner 
iii  gebirgigen,  wenig  fruchtbaren  Grenzländem,  wie  z.  B.  in  Monte- 
negro gegenüber  Österreich-Ungarn,  oder  auch  die  Dürftig- 
keit der  Küstenbevölkerung;  letzteres  Moment  ist 
namentlich  dann  besonders  wirksam,  wenn  die  Küste  durch  leichte 
Zugänglichkeit  und  viele  versteckte  Buchten  das  Schmugglerhand- 


^)  In  einem  Interview,  das  der  griechische  Ministerpräsident  Venizelos  einem 
Korrespondenten  des  „Neuen  Wiener  Tagblatt"  (vgl.  dieses  Blatt  vom 
6.  September  191 1)  gewährte,  schätzt  der  genannte  Staatsmann  die  Einbuße  des 
griechischen  Staatsschatzes  durch  den  Schmuggel  auf  etwa  fünf  Millionen  Drachmen 
jährlich. 
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werk  erleichtert,  z.  B.  wie  (gemäß  den  soeben  mitgeteilten  Ausfüh- 
rungen Grunzeis)  in  Griechenland  und  wohl  auch  an  den 
türkischen    Küsten  am  ägäischen  Meer. 

Im  Wirtschaftsleben  Montenegros  spielte  der  Schmuggel 
nach  Österreich-Ungarn,  d.  h,  nach  Dalmatien  und 
Bosnien-Herzegowina,  eine  so  wichtige  Rolle^),  daß  eine  von  der 
montenegrinischen  Regierung  am  i.  Januar  1904  in  Kraft  gesetzte 
Zollerhöhung  für  Kaffee  und  Zucker  infolge  des  einmütigen 
Widerstandes  der  Bevölkerung  nach  kurzer  Dauer  zurückgenommen 2) 
werden  mußte;  denn  bei  höheren  montenegrinischen  Zöllen  für 
diese  Artikel  erwies  sich  der  Schmuggel  nach  Österreich-Ungarn  als 
nicht   mehr  lohnend. 


VI.  ZoUbegünst^ungen  für  die  Grenzbevölkerung  behufs  Bekämpfung 
des  Schmuggels,  erläutert  an  Beispielen  aus  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland;  der  „unsichtbare  Export**  des  Fremdenverkehrs  und 
seine  alhnählichen  Übergänge  zum  Schmuggel,  erläutert  an  Beispielen 
aus  Europa,  insbesondere  Frankreich,  und  den  Vereinigten  Staaten. 

Indem  manche  Staaten  gerade  wertvollere  Waren 
mit  mäßigen  Zollsätzen  belegen,  suchen  sie  auf  solche 
Weise  den  bezüglich  dieser  Artikel  besonders  leichten  Schmuggel 
unlohnend  und  gewissermaßen  überflüssig  zu  machen.  Ein  weiteres 
Mittel,  den  Schmuggel  auf  indirekte  Art  zu  bekämpfen,  das 
gleichfalls  für  den  internationalen  Handelsverkehr  nicht  ohne  Be- 
deutung ist,  wendet  sich  an  die  Grenzbevölkerung.  Man 
macht  ihr  nämlich  allerlei  zoUpolitische  Zugeständnisse,  um  für  diese 
Bevölkerung  die  Verlockung  zum  Schmuggel  zu  verringern.  Denn 
wer  einmal  auf  eigene  Rechnung  schmuggelt,  kann  meist  unschwer 
dazu  gebracht  werden,  das  hiermit  verbundene  Risiko  durch  besonders 
vergoltenes  Schmuggeln  für  fremde  Rechnung  besser  auszugleichen. 

Hierher  gehören  namentlich  die  in  den  Zolltarifgesetzen  der 
verschiedenen  Länder  enthaltenen  Bestimmungen  über  kleine 
Mengen  von  allerlei  Gebrauchsartikeln,  die  zoll- 
frei eingeführt  werden  können.  Diese  Vorschriften  gelten  zwar  ganz 
allgemein,   kommen   aber   naturgemäß   in   erster   Linie   der   Grenz- 


^)  Dies  galt  zumindest  bis    zur  starken  Vergrößerung  Montenegros  durch  die 
Balkankriege  von  191 2/19 13. 

'')  Siehe  hierüber  „Änderungen  des  montenegrinischen  Zolltarifes"  im  „Handels- 
museum" vom  16.  März  1905. 

Schilder,    n.  14 
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bevölkerung  zugute.  So  besagt  Artikel  X  AI.  6  des  gegenwärtigen 
österreichisch-ungarischen  Zolltarifgesetzes  vom 
13.  Februar  1906:  „Mit  Ausnahme  von  Monopolgegenständen  sind 
alle  Waren  zollfrei  zu  behandeln,  welche  weniger  als  fünf- 
undzwanzig Gramm  wiegen  oder  für  welche  eine  Zollgebiihr 
von  weniger  als  zehn  Hellern  zu  entrichten  wäre.  Im 
Falle  von  Mißbräuchen  kann  diese  Erleichterung  rücksichtlich  ein- 
zelner Personen  oder  gewisser  Grenzstrecken  zeitweilig  aufgehoben 
werden."  Hierzu  gibt  die  Durchführungsvorschrift  zum  Zolltarif- 
gesetze folgende  Erläuterung :  ,,Die  Zollfreiheit  für  die  in  Artikel  X 
AI.  6  bezeichneten  kleinen  Warenmengen  hat  dort,  wo  Waren 
mehrerer  Tarifnummern  gleichzeitig  zur  Zoll- 
behandlung gelangen,  bei  jeder  einzelnen  Tarif- 
nummer in  Anwendung  zu  kommen.  Ist  die  festgesetzte 
Maximalgrenze  überschritten,  so  tritt  die  Zollpflichtigkeit  für  die 
ganze  vorhandene  Warenmenge  ein." 

Die  hier  angegebene  Gewichtsgrenze  ist  freilich  gering. 
Das  gleiche  gilt  aber  nicht  für  die  Höchstgrenze  an  Zoll- 
gebühren, insoweit  mäßig  hoch  verzollte  Waren  und  die  per- 
sönlichen Bedürfnisse  der  Grenzbewohner  in 
Betracht  kommen.  So  können  z.  B.  zollfrei  eingeführt  werden:  über 
4  kg  Bohnen,  Erbsen  oder  Linsen,  nahezu  3  kg  Reis,  ca.  66  dkg 
Mehl  und  andere  Mahlprodukte,  4  kg  Haselnüsse,  ca.  35  dkg  Honig, 
ca.  40  dkg  Butter,  2%  kg  Olivenöl,  über  3  kg  Oliven,  mehr  als  10  dkg 
Garne,  für  den  Detaüverkauf  adjustiert,  66  dkg  roher,  ungemusteter 
Jutegewebe  (Sackleinwand),  relativ  große  Mengen  (i — 3  kg)  ge- 
wisser in  Österreich-Ungarn  mäßig  hoch  verzollter,  freilich  dort  auch 
sehr  büliger  Papiersorten,  wie  Packpapier,  Druckpapier,  über  34  kg 
grobes,  unbedrucktes  Wachstuch,  über  6^  kg  Roheisen  usw.  Der 
Wert  dieser  Zollbegünstigung  für  die  Grenzbevölkerung  wird  noch 
dadurch  gesteigert,  daß  beijederGrenzüberschreitung 
vonj  eder  einzelnenWaredaszollfreie  Maximum 
mitgenommen  werden  darf,  also  z.  B.  gleichzeitig  60  dkg  Mehl, 
40  dkg  Butter,  10  dkg  Garne  usw. 

Im  gegenwärtigen  deutschen  Zolltarifgesetze  vom  25.  De- 
zember 1902  ist  zwar  (in  §  5)  die  wenig  bedeutsame  Gewichts- 
grenze der  zollfreien  Einfuhr  weiter  gesteckt,  nämlich  bis  zu 
50  Gramm  für  die  der  Gewichtsverzollung  unterliegenden  Waren  und 
bis  250  g  (letzteres  Bruttogewicht)  für  die  mit  der  Post  aus  dem 
Auslande  eingehenden  Warensendungen.  Dafür  ist  aber  das  weit 
wichtigere  Höchstausmaß  der  nicht   eingehobenen  Zoll- 
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betrage  auf  fünf  Pfennige  gleich  sechs  Heller  beschränkt^).  Diese 
Ziffern  wurden  unverändert  aus  dem  deutschen  Zolltarifgesetze  vom 
15.  Juli  1879  (§4)  übernommen,  während  in  Österreich- 
Ungarn  die  Höchstziffer  der  nicht  zur  Einhebung  gelangenden 
Zollbeträge  von  zwei  Kreuzern  oder  vier  Hellem  nach  Artikel  IX, 
AI.  6  des  Zolltarifgesetzes  vom  25.  Mai  1882  auf  zehn  Heller  im 
Zolltarifgesetze  vom  13.  Februar  1906  hinaufgesetzt  wurde. 

Dieser  zollfreie  Grenzverkehr^)  wird  von  den  Regierungen  wohl 
mehr  „der  Not  gehorchend,  als  dem  eigenen 
Triebe"  zugelassen.  Man  kann  dies  schon  den  zahlreichen  Siche- 
rungen entnehmen,  womit  diese  Zugeständnisse  umgeben  sind. 
Das  wichtigste  Sicherungsmittel  besteht  darin,  daß  die  Verwaltung 
durch  bloße  Verordnimg,  ohne  sich  erst  an  die  Gesetzgebung  wenden 
zu  müssen,  diese  Begünstigungen  nicht  nur  einzelnen  verdächtig 
gewordenen  oder  des  Schmuggels  überführten  Personen,  sondern 
auch  ganzen  Grenzbezirken  entziehen  kann.  Auch  hinsichtlich 
einzelner  wertvoller  Warengattungen,  die  für 
einen  solchen  Grenzverkehr  besonders  geeignet  sind,  wird  die  Be- 
günstigung des  zollfreien  Grenzverkehres  in  kleinen  Mengen  bisweüen 
aufgehoben.  So  beschränkt  ein  deutscher  Bundesratsbeschluß  vom 
5.  Juli  1882  die  Begünstigung  der  zollfreien  Einfuhr  mittels  Post- 
sendung aus  Österreich-Ungarn  oder  den  Zollausschlüssen  auf  ein 
Bruttogewicht  unter  50  g,  falls  es  sich  um  Waren  handelt,  die  einem 
ZollevonmehralshundertMark  pro  100  kg  unterliegen. 
Hiermit  will  der  deutsche  Zollfiskus  seinen  Verlust  an  der  einzelnen 
Postsendung  auf  höchstens  fünf  Pfennige  beschränken.  Dieser 
kleine   Zollgewinn   wird   aber   für   den   Adressaten   oder   Versender 


^)  Nichtsdestoweniger  kann  dieser  „kleine  Grenzverkehr"  sogar  für  eine  süd- 
deutsche Grenzstadt  von  der  Größe  Konstanz's  mit  seinen  ungefähr  30  000  Binwohnem 
namhafte  geschäftliche  Bedeutung  gewinnen,  wie  aus  einer  Konstanzer  Korrespondenz 
der  „Frankfurter  Zeittmg"  vom  13.  September  191 3  (unter  dem  Titel  „Der  kleine 
Grenzverkehr")  hervorgeht. 

*)  Bemerkenswert  sind  folgende  Mitteilungen  aus  dem  Bericht  des  österreichisch- 
ungarischen  Konsulats  in  Breslau  für  Oktober  191 1 :  „Der  kleine  Grenz- 
verkehrmitÖsterreich,  wonach  den  Grenzbewohnern  in  Preußisch-Schlesien 
die  zollfreie  Einfuhr  von  Rind-  und  Kalbfleisch  in  bestimmter  Menge  gestattet  ist, 
flaut  immer  mehr  ab.  Der  Unterschied  in  den  Preisen  diesseits  und  jenseits  der  Grenze 
wurde  infolge  Erhöhung  der  österreichischen  Fleischpreise  fast  ganz  ausgeghchen. 
An  der  Dreikaiserreichsecke,  wo  einst  auf  österreichischer  Seite  ein  lebhafter  Handel 
betrieben  wuide,  ist  es  daher  jetzt  still  geworden  ....  Dagegen  ist  der  Grenzver- 
kehr mit  Rußland  auf  gleicher  Höhe  gebüeben  wie  vordem.  Die  <Prenzbe- 
wohner  Preußisch-Schlesiens  versorgen  sich  in  Rußland  unter  anderem  hauptsäch- 
lich mit  Schweinefleisch." 

14* 
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solcher  Postsendungen  durch  den  Portoaufwand  ungefähr  auf- 
gehoben. Ein  anderer  Bundesratsbeschluß  vom  17,  Dezember  1885 
nimmt  Sendungen  von  Taschenuhren,  Werken  und  Ge- 
häuse n  bei  der  Einfuhr  über  fast  alle  deutschen  lyandgrenzen 
(mit  Ausnahme  von  Dänemark  und  Rußland)  von  der  erwähnten 
Begünstigung  der  zollfreien  Einfuhr  in  kleinen  Mengen  aus;  hier- 
durch wird  die  schweizerische  und  französische  Uhrenindustrie  be- 
troffen. 

Neben  diesem  zulässigen,  wenn  auch  von  den  Regierungen  mit 
großem  Mißtrauen  behandelten  Grenzverkehr  steht  ein  anderer,  der 
sich  schmugglerischer  Betätigung  zum  mindesten  nähert  und  schließ- 
lich ganz  und  gar  in  Schmuggel  übergeht.  Wenn  nämlich  die  Zoll- 
grenzen zweier  Staaten  ziemlich  dicht  bevöl- 
kertes Gebiet  durchschneiden,  dann  gibt  es,  be- 
sonders bei  der  sich  immer  mehr  verbreitenden  neuzeitlichen  Verkehrs- 
freiheit ohne  Paßschwierigkeiten,  ein  beständiges  Hinüber 
und  Herüber  zu  Fuß,  zu  Wagen,  auf  der  Eisenbahn,  auf 
Dampfern  oder  anderen  Wasserfahrzeugen  und  in  absehbarer  Zeit 
vielleicht  sogar  mittels  der  Luftschiffe.  Nun  sind  aber  die  Fälle  sehr 
häufig,  daß  diejenigen,  welche  die  Grenze,  sei  es  zu  Geschäftszwecken, 
sei  es  zum  Vergnügen  überschreiten,  nebenbei  auch  die  im  Nachbar- 
lande bestehenden  Möglichkeiten  billigeren  Einkaufes  auszunützen 
suchen.  Dieses  Bestreben  macht  sich  um  so  stärker  geltend,  je  höher 
die  Schutzzölle  desjenigen  Landes  sind,  dem  der  Fremde  angehört, 
und  je  bessere  Produktionsmöglichkeiten  (speziell  für  „Tascabili'') 
in  dem  von  ihm  besuchten  Auslandsstaate  bestehen.  Bald  werden 
Kleidungs-  und  Schmuckstücke  angeschafft,  die  am 
Leibe  getragen  werden  und  daher  keiner  Verzollung  unterliegen,  bald 
werden  irgendwelche  andere  Verbrauchs-  oder  Ge- 
brauchsgegenstände angekauft,  zumeist  „Tascabili",  und 
unangemeldet  über  die  Grenze  gebracht,  womit  dieser  Grenzverkehr 
in  den  Bereich  des  Schmuggels  gelangt.  Gerade  diese  Art  von 
Schmuggel  hat  durch  die  neueren  Verkehrsverbesse- 
rungen eine  ungemeine  Erweiterung  erfahren,  da  die  früheren, 
räumlich  beschränkten  Grenzgebiete  nunmehr  auf  mindestens  ein 
bis  zwei  Stunden  Eisenbahn-  oder  Dampferfahrt  hüben  und  drüben 
ausgedehnt  wurden. 

Eine  höhere  Entwicklungsstufe  dieses  Grenzverkehres  und  wie 
dieser  auf  die  so  leistungsfähigen  neueren  Verkehrsmittel  gestützt, 
bildet  der  „unsichtbare  Export"  des  Fremden- 
verkehres.      Dieser    „unsichtbare    Export"    geht    sehr    häufig 
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Hunderte  und  Tausende  von  Kilometern  jenseits  der  heimatlichen 
Zollgrenze  der  Fremden  vor  sich  und  bedeutet  zum  nicht  geringen 
Teil  eine  Umgehung  der  Schutzzollpolitik.  Hierbei  laufen  unanfecht- 
bare und  schmugglerische  Betätigungen  nebeneinander.  So  machen 
die  zahlreichen  wohlhabenden  Fremden,  die  Paris  aufsuchen,  in 
den  dortigen  Geschäften  für  Modeartikel  und  Schmuck- 
waren umfangreiche  Ankäufe^),  und  in  ähnlicher  Weise  betätigt 
sich  auch  der  nach  WienundBerlin  kommende  Fremdenzuzug 
aus  dem  Osten  und  aus  Amerika.  Diese  Erwerbungen  werden  sodann 
nach  der  oft  Tausende  von  Kilometern  entfernten  über- 
seeischen oder  östlichen  Heimat  der  Fremden  gebracht  und  als 
„dem  persönlichen  Bedarf  dienendes  Reise- 
gepäck" der  Verzollung  so  weit  als  möglich  entzogen  oder,  in- 
soweit es  sich  um  „Tascabili"  handelt,  ohne  jegliche  Beschönigung 
eingeschmuggelt.  Sogar  so  rücksichtslose  Zollbehörden,  wie  jene  der 
Vereinigten  Staaten,  haben  in  dieser  Beziehung  einen 
nur  mäßig  erfolgreichen  Kampf  gegen  das  Publikum  auszufechten. 
Die  von  Angehörigen  der  Union  allein  aus  Paris  nach  der  Heimat 
mitgebrachten  Gegenstände,    mögen  sie  nun  als  Reisegepäck^)   be- 


^)  Im  Gegensatz  zu  dieser  Ausnützung  der  Einkaufsgelegenheiten  des  Pariser 
Marktes  ziehen  wiederum  Franzosen  aus  den  biUigeren  Preisen  des  freihändlerischen 
Großbritanniens  auf  ähnhche  Weise  bedeutenden  Nutzen.  So  berichtet  J.  Wilhelm 
(in  „Teuerung  und  HandelspoHtik  in  Frankreich"  im  „Handelsmuseum"  vom 
24.  August  191 1):  „Es  gibt  jtmge  Leute  in  Paris,  die  alljährhch  zweimal  die  Reise 
nach  London  machen,  um  ihre  Freunde  zu  besuchen  und  einige  Tage  mit  ihnen  zuzu- 
bringen, ohne  daß  sie  dies  einen  Centime  kostet.  Da  sie  die  Verhältnisse  in  London 
kennen  und  wissen,  wo  man  gut  und  billig  einkauft,  fällt  es  ihnen  leicht,  ihren  halb- 
jährigen Bedarf  an  Kleidern  und  Wäsche  um  so  viel  bilUger  in  London  zu  beschaffen 
als  in  Paris,  daß  alle  Kosten  der  Reise  hereingebracht  werden.  Sie  reisen  mit  leerem 
Koffer  hin  und  mit  gefülltem  Koffer  zurück  und  machen  vom  Rechte  der  zollfreien 
Einfuhr  von  Reisegepäck  Gebrauch.  Diese  jungen  Leute  behaupten,  daß  sie  sich  nicht 
nur  wesentUch  billiger,  sondern  auch  besser  kleiden  können,  wenn  sie  solche  Ver- 
gnügungsreisen unternehmen."  Eine  von  Wilhelm  nicht  erwähnte  Vorbedingung 
solcher  nutzbringender  Vergnügungsreisen  besteht  aber  darin,  daß  die  Zollbehörden 
Frankreichs,  als  eines  auf  Fremdenverkehr  angewiesenen  Landes,  bei  Prüfung  der 
Koffer  nicht  mit  so  lästiger  Strenge  vorgehen,  wie  die  Zollbehörden  der  am  Fremden- 
verkehr iricht  interessierten  Vereinigten  Staaten. 

^)  Sowohl  Tarifpost  709  des  Payne-Tarifs  von  1909  als  auch  Tarifpost  642  des 
ünderwood-Tarifs  von  191 3  beschränken  den  Wert  des  im  Ausland  erworbenen 
Reisegepäcks  auf  hundert  Dollar.  Doch  werden  die  Zollbeamten  der  Union  den  aus- 
ländischen Ursprung  des  Reisegepäcks  nicht  immer  leicht  feststellen  können.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  191 2  wurde  übrigens  der  Zollbetrug  einer  Amerikanerin 
entdeckt,  die  in  Europa  auf  öfteren  Reisen  größere  Mengen  kostbarer  Damenkleidimgen 
aufkaufte  und  sich  vor  den  Zollbehörden  der  Union  stets  als  Ausländerin  ausgab. 
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zeichnet  oder  einfach  als  „Tascabili"  eingeschmuggelt  werden,  wurden 
im  Sommer  1910  für  die  letztvergangenen  Jahre  schätzungsweise, 
vielleicht  etwas  übertrieben,  mit  etwa  dreihundert  Milli- 
onen Franken  jährlich  angegeben. 

Im  Frühjahr  1909  kamen  aus  den  VereinigtenStaaten 
Berichte  über  eine  eigentümliche  systematische  Schmuggelpraxis, 
die  von  den  Zollbehörden  gerade  entdeckt  worden  war  und  sofort 
mit  größter  Energie  verfolgt  wurde.  Diese  Praxis  schloß  sich  an  den 
„unsichtbaren  Export"  des  Fremdenverkehres  an.  Konfektions- 
firmen der  Vereinigten  Staaten  setzten  sich  mit  einem  in  Schmuggel- 
künsten bewanderten  Syndikat  in  Verbindung.  Dieses  Schmuggel- 
syndikat entsandte  seine  Agentinnen,  zumeist  angesehene, 
mühelosem  Verdienste  zugeneigte  Personen,  namentlich  Schauspiele- 
rinnen, nach  Europa  und  speziell  nach  Paris.  Diese  Hüfskräfte 
brachten  sodann  als  „Privatpersonen"  in  ihren  Koffern  ihre 
angeblich  schon  getragenen  Toiletten  zurück,  darunter  die  jüngsten, 
teuersten  europäischen  Modelle,  für  die  unter  solchen  Umständen 
kein  Cent  ZolP)  gezahlt  wurde.  Für  ein  bestimmtes  mäßiges  Entgelt 
an  das  Schmuggelsyndikat  konnten  die  kostbarsten  Prinzeßtoiletten 
aus  Europa  zollfrei  bezogen  werden. 

Sicherlich  stellen  die  Riesenbeträge  jener  Güterbewegung,  die 
sich  an  den  Grenzverkehr  und  an  den  Fremdenverkehr  großen  Stils 
anschließt,  einen  bedeutsamen  Faktor  innerhalb  des  internationalen 
Handelsverkehres  dar.  Diese  vom  erlaubten  Grenzverkehr  und 
„unsichtbaren  Export"  allmählich  in  zweifellosen  Schmuggel  über- 
gehenden Warenbewegungen  zeigen  um  so  größere  Neigung  zum 
Wachstum,  je  mehr  sich  die  einzelnen  Staaten  hochschutzzöll- 
n  e  r  i  s  c  h  von  einander  absperren,  je  mehr  sich  die  Verkehrs- 
mittel vervollkommnen  (Förderung  des  Fremdenverkehrs,  gerade 
soweit  er  die  kaufkräftigsten  Schichten  umfaßt,  durch  den  Auto- 
mobilismus) und  vielleicht  auch  verbilligen,  und  je  ungleicher  die 
Vermögensverteilung  nicht  zum  wenigsten  eben  durch 
das  HochschutzzÖllnertum  wird. 


1)  Nach  dem  damals  noch  in  Kraft  stehenden  Dingley-  Tarif  von  1897 
hatten  an  Zoll  zu  entrichten:  Kleidungen  aus  Baumwolle  mindestens  50  Prozent 
des  Wertes,  solche  aus  I,einen  oder  Seide  60  Prozent,  solche  aus  Wolle  nicht  nur 
60  Prozent  des  Wertes,  sondern  überdies  noch  einen  Gewichtszoll  von  44  cents  für 
das  Pfund.  Der  Payne- Tarif  vom  5.  August  1909  hat  diese  Zollsätze  nicht  er- 
mäßigt. Sogar  nach  dem  Underwood-  Tarif  von  191 3  sind  baumwollene  Klei- 
dungsstücke mit  30,  wollene  mit  35  und  seidene  mit  50  Prozent  des  Wertes  zu  verzollen 
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VII.  Wenn  auch  der  Schmuggel  unter  den  die  Entwicklung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehres  beeinflussenden  Momenten  nur  in  zweiter 
Linie  steht,  so  verdient  er  immerhin  eine  eingehendere  Erörterung, 
zumal  bei  der  bisherigen  Dürftigkeit  seiner  literarischen  Behandlung. 

Zusammenfassend  kann  wohl  gesagt  werden:  Der  Schmuggel 
hat  für  die  Entwicklung  des  internationalen  Handelsverkehres  nicht 
jene  einschneidende  Bedeutung  wie  etwa  der  auf  tief- 
greifenden wirtschaftlichen  Verschiedenheiten  beruhende  Austausch 
zwischen  den  Tropengebieten  und  den  lyändem  der  ge- 
mäßigten Zone,  oder  wie  die  bedeutenden,  durch  Zölle  überhaupt 
kaum  zu  hindernden  Umsätze  in  hochwertigen  Rohstoffen, 
die  Neigimg  nicht  weniger  tropischer  und  subtropischer  Gebiete  zur 
Monokultur  usw.  Aber  unter  jenen  Momenten  zweiten 
Ranges,  die  das  Wachstum  des  internationalen  Handelsverkehres 
günstig  beeinflussen,  verdient  der  Schmuggel,  neben  den  inter- 
nationalen Handelsumsätzen  in  lyuxuswaren,  neben  der 
Frachtenbilanz  im  internationalen  Handelsverkehr  usw.^) 
eine  eingehendere  Erörterung. 

Eine  derartige  Erörterung  schien  um  so  eher  geboten,  als  es  an 
einer  grundsätzlichen  Behandlung  des  Schmuggels, 
soweit  mir  bekannt  ist,  völlig  fehlt.  Man  findet  gelegentliche 
Bemerkungen  über  den  Zusammenhang  von  Schmuggel  und 
rücksichtslos  hochschutzzöllnerischer  Handelspolitik,  von  Schmuggel 
und  geographischer  Konfiguration  einzelner  Länder,  juristische  Er- 
örterungen über  den  „Schleichhandel"  gemäß  den  darauf  bezüglichen 
Rechtssätzen  der  einzelnen  Staaten.  Aber  eine  grundsätzliche  Er- 
örterung des  Schmuggelthemas  in  seinen  Zusammenhängen 
mitdergesamtenHandels-und  Womöglichwirt- 
schaftspolitik ist  in  der  staatswissenschaftlichen  Literatur 
wohl  kaum  anzutreffen^).  Sogar  die  Gewinnung  einer  größeren  Anzahl 


^)  Vgl.  über  Tropengebiete,  hochwertige  Rohstoffe,  Monokulturen,  Luxuswaren, 
Frachtenbilanz  im  internationalen  Handelsverkehre  die  entsprechenden  Kapitel  im 
vorliegenden    Bande. 

*)  Bemerkenswert  ist  trotz  Kürze  und  fast  ehrwürdigen  Alters  das  Kapitel 
„Von  dem  Schleichhandel"  in  dem  „Vortrag"  des  Vizepräsidenten  der  allgemeinen 
Hofkammer  (v.  Eichhoff)  vom  29.  März  1835,  mit  welchem  der  Entwurf  des  öster- 
reichischen Strafgesetzes  für  Gefällsübertretungen  vom  i  r.  Juli  1835  dem 
Monarchen  vorgelegt  wurde.  Es  wird  darin  insbesondere  auf  mehrere  Momente 
poHtischer  Art  hingewiesen,  die  den  Schmuggel  im  allgemeinen  und  insbesondere 
die  „Schleichhandelsgesellschaften"  betreffen. 
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von  Einzeldaten  über  diesen  Gegenstand  war  nicht  leicht. 
Möge  daher  der  vorliegende  Versuch  einer  von  allgemeinen  Gesichts- 
punkten ausgehenden  Besprechung  der  Schmuggeltätigkeit  mit  jener 
Nachsicht  aufgenommen  werden,  mit  welcher  der  Bearbeitung  von 
wissenschaftlichem  Neuland  im  allgemeinen  begegnet  wird. 
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Achtes  Kapitel. 

Zukunftsphantasien  utopischer  Färbung. 

I.  Die  mehr  oder  weniger  phantastischen  oder  utopischen  Betrach- 
tungen und  Vorhersagungen  über  eine  angeblich  nahe  oder  auch  ent- 
fernte „bessere^'  Zukunft  haben  fast  immer  unter  ihren  Bestandteilen 
auch  den  Hinweis  und  die  sichere  Hoffnung  auf  eine  freiere  Bewegung 
im  Weltverkehr;  scheinbare  Ausnahmen:  Fichtes  „Geschlossener 
B[andelsstaat'S  Äbsonderungsgelüste  in  national  gemischten  oder  sonst 
stark  uneinheitlichen  Staaten,  russisch-finnländische  Zollverhältnisse, 
die  Verkleinerung  des  türkischen  Zollgebietes  seit  dem  Beginne  des 
19.  Jahrhunderts,  die  Trennung  der  schwedisch-norwegischen  Zoll- 
union; der  marxistisch-kollektivistische  Sozialismus. 

Ein  bemerkenswerter  Wahrscheinlichkeitsgrund, 
wenn  auch  kein  direkt  schlüssiges  Argument  für  das  Vorhandensein 
einer  Entwicklungsrichtung,  die  in  Zukunft  zu  einer  freieren  Be- 
wegung des  Weltverkehres  führen  mag,  liegt  trotz  mancher  an- 
scheinend wenig  hoffnungsvollen  handelspolitischen  Vorgänge  im 
Jahrfünft  1906 — 1910^),  in  folgendem:  die  mehr  oder  weniger  phan- 
tastischen oder  utopischen  Betrachtungen  und  Vorhersagungen  über 
eine  angeblich  nahe  oder  auch  entfernte  „bessere"  Zukunft  haben  fast 
immer  unter  ihren  Bestandteilen  auch  den  Hinweis  und  die 
sichere  Hoffnung  auf  eine  freiere  Bewegung 
im    Weltverkehr. 


^)  Vgl.  über  Anzeichen  einer  hoffnungsvolleren  Entwicklung  seit  1910  im 
I.  Band  vorliegenden  Buches  den  Schlußabsatz  der  I.  Abteilung  der  Einleitung.  Die 
seit  dem  Drucke  des  genannten  Schlußabsatzes  größten  Erfolge  dieser  neuen  freieren 
Richtung  waren:  Der  anscheinend  eine  antihochschutzzölhierische  Mehrheit  liefernde 
Ausgang  der  deutschen  Reichstagswahlen  vom  Januar  1912 ;  die  Sicherung  des  holländi- 
schen Freihandels  durch  die  Niederlage  der  poUtisch  und  wirtschaftlich  reaktionären 
Parteien  Hollands  gegenüber  Liberalen  und  Sozialdemokraten  bei  den  Parlaments- 
wahlen von  Ende  Juni  1913 ;  die  Verstärkung  der  antiagrarischen  Bewegung  in  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  (klarere  Erfassung  des  Gegensatzes  zwischen  vieh- 
züchtenden Bauern,Kleingrundbesitzern  und  Getreide  erzeugenden  Großgrundbesitzern, 
Großbauern) ;  ganz  besonders  aber  der  Underwood-Tarif  der  Vereinigten  Staaten  vom 
3.  Oktober  191 3. 
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Fichte  steht  mit  seinem  Ideal  oder  seiner  Utopie  des  ge- 
schlossenen Handelsstaates  ganz  vereinzelt  da.  Teilweise  ist  er  noch 
eher  als  ein  Vorgänger  Friedrich  Lists,  Careys  und 
anderer  nationalpolitischer  Schutzzöllner  um 
die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  denn  als  ein  frühgeborener  Herold  des 
20.  Jahrhunderts  aufzufassen.  ^),  Andererseits  ist  Fichtes  Idee 
von  der  natürlichen  Abgrenzung  der  Staaten  auf  das  Größenmaß  der 
europäischen  Großstaaten  um  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert 
berechnet,  die  für  ihre  Zeit  auf  der  damaligen  kleineren  Weltbühne  2) 
den  heutigen  Weltreichen  entsprachen.  Von  diesem  Standpunkte 
aus  betrachtet  erscheint  Fichtes  geschlossener  Handelsstaat  gar  nicht 
so  sehr  als  jene  hochschutzzöllnerische  Idee  ^),  als  welche  er  gewisser- 
maßen sprüchwörtlich  geworden  ist. 

Auch  in  neuerer  Zeit  mag  sich  wohl  gelegentlich  nationaler 
Überschwang,  im  Bunde  mit  kühl  berechnender,  kleinlicher  Selbst- 
sucht, in  national  gemischten  oder  sonst  stark 
uneinheitlichen  Staaten  bemühen,  die  Zerreißung  bereits 
bestehender  größerer  Zollgebiete  oder  die  Loslösung  eines  kleineren 
Gebietsteües  von  dem  größeren  Zollgebiete  durchzusetzen.  In  dieser 
Beziehung  wären  zu  erwähnen:  die  bis  1904  öfter  hervorgetretenen 
Wünsche  mancher  russischen  industriellen  Interessenten  nach 
höheren  Schutzzöllen  gegen  das  mit  Rußland  in  einem  unvoll- 
kommenen Zollverein  stehende  Finnland*)  oder  gar  gegen  das  seit 


1)  „Der  geschlossene  Handelsstaat"  von  J.  G.  Fichte  erschien  im  Jahre  1800, 
ein  friedlich-nationaler,  durchaus  nicht  rein  weltbürgerhcher  Traum  inmitten  des 
heftigsten  Tobens  der  Koaütions-  und  napoleonischen  Kriege.  Fichte  behält  das 
Weltbürgertum  nur  der  Wissenschaft  vor,  während  er  in  allem  übrigen  die  nationale 
Besonderheit  entschieden  gewahrt  sehen  will  (vgl.  in  dieser  Beziehung  insbesondere 
das  VIII.  Kapitel  des  III.  Buches  im  ,, Geschlossenen  Handelsstaat").  Ein  weit- 
gehendes Vorausahnen  gewisser  späterer  schutzzöllnerischer  Gedankengänge  ist 
namentUch  im  VI.  Kapitel  des  III.  Buches  (Abteilung  i — 3)  zu  finden.  Fichte  gibt 
in  der  Widmung  seines  Werkes  an  den  preußischen  Minister  v.  Struensee  das  uto- 
pistische Gepräge  seines  Werkes  oflFen  zu,  erwartet  aber,  daß  die  praktische  Wirt- 
schaftspolitik daraus  Richtlinien  entnehmen  werde. 

*)  Vgl.  hierüber  Seite  204  und  205  (VI.  Kapitel)  im  I.  Bande  vorliegenden 
Buches. 

ä)  Vgl.  über  den  an  und  für  sich  freihändlerischen  Charakter  der  großen  Zoll- 
gebiete die  Abteilungen  V,  X  und  XIII  des  VI.  Kapitels  des  I.  Bandes  vorüegenden 
Buches.  Vgl.  in  Fichtes  ,,Der  geschlossene  Handelsstaat"  besonders  die  4.  Abteilung 
des  VI.  Kapitels  des  III.  Buches. 

«)  In  den  letzten  Jahren  neigt  aber  die  russische  Regierungspolitik  ent- 
schieden der  völligen  ZoUvereinigimg  Rußlands  mit  Finnland  zu.  Das  bedeutsamste 
Beispiel  hierfür  ist  die  Ausgleichung  der  russischen  imd  finnländischen  Getreidezölle 
im  Juni  1914,  die  unter  Wahrung  der  Zollfreiheit  für  russisches  Getreide  auf  dem  finn- 
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185 1  völlig  zoUvereinte  Russisch-Polen;  die  Bemühungen  der  Iren 
um  ein  zollpolitisch  selbständiges  Irland  (vgl.  hierüber  die  I.  Ab- 
teilung des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande) ;  das  magyarisch-  chauvi- 
nistische Widerstreben  gegen  das  österreichisch-ungarische  gemein- 
same Zollgebiet.  Aber  die  erfahrenen,  mit  dem  Gange  der  neueren 
Weltwirtschaft  und  Weltpolitik  praktisch  und  theoretisch  besser 
vertrauten  IMitglieder  der  betreffenden  Nationen  stemmen  sich  einem 
so  unbesonnen  und  mutwillig  eingeleiteten  Verkleinerimgsprozesse 
zumeist  mit  aller  Kraft  entgegen.  So  werden  z.  B.  von  den  meisten 
einsichtigeren  ungarischen  Wirtschaftspolitikern  die  auf  Zerreißung 
des  einheitlichen  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes  gerichteten 
Bestrebungen  bekämpft.  Eines  der  stärksten  Argumente  dieser 
besonneren  Köpfe  ist  eben  der  Hinweis  auf  das  allgemeine 
Streben  nach  Vergrößerung  der  bestehenden 
Zollgebiete,  nach  großen  Zollgebieten  über- 
haupt; ferner  weisen  diese  erfahreneren  Wirtschaftspolitiker  auch 
noch  auf  die  Gefahren  hin,  denen  ein  Klein-  oder  Mittelstaat  oder 
richtiger  gesagt  ein  kleineres  Zollgebiet  leicht  ausgesetzt  ist,  wenn 
sich  Großmächte  oder  Weltreiche  (große  Zollgebiete)  auf  eine  in 
wirtschaftlicher  oder  politischer  Beziehung  unfreundliche  Behandlung 
des  betreffenden  Klein-  oder  Mittelstaates  verlegen.  Einem  solchen 
kleineren  Staate  sei  damit  nur  wenig  geholfen,  daß  hierbei  auch 
gewisse  wirtschaftliche  und  politische  Interessen  der  feindlichen 
Großmacht  Schaden  erleiden,  welche  Interessen  aber  von  den  maß- 
gebenden Faktoren  des  Großstaates  als  minder  bedeutsam  einge- 
schätzt werden.  Ein  Beispiel  hierfür  bildet  die  agrarische  Handels- 
politik Österreich-Ungarns  gegenüber  den  Balkanstaaten  seit  Mitte 
der  1880er  Jahre  unter  Vernachlässigimg  der  industriellen  Inter- 
essen der  habsburgischen  Monarchie.  Demgemäß  kann  das  Streben 
nach  Verkleinerung  bestehender  größerer  Zollgebiete  nur  als  eine 
verhältnismäßig  seltene  und  praktisch  wenig 
bedeutsame  r  e  ak  t  i  o  n  ä  r  -  nationalistische  Utopie 
betrachtet  werden.  Als  einzige  scheinbare  Erfolge  einer  derartigen 
gewissermaßen  reaktionär-utopischen  Richtimg  wären  vielleicht  zu 
bezeichnen : 

I.  Die  Verhinderung  der  während  der  Mitte  der  achtziger  Jahre 


ländischen  Markte  beide  Zollgebiete  gegen  die  deutschen  Ausfuhrprämien  (Einfuhr- 
scheinsystem) zu  schützen  sucht.  Nach  wie  vor  arbeiten  allerdings  die  russischen 
Industriellen,  insbesondere  die  Erzeuger  von  Holzstoff  xmd  Papier,  gegen  das 
von  ihnen  als  bedrohlich  erachtete  völlige  Aufgehen  Finnlands  in  das  große  russische 
Zollgebiet. 
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des  19.  Jahrhunderts  und  sodann  im  Jahre  1890  von  maßgebender 
russischer  Seite  bereits  geplanten  vollkommenen  Zollvereinigung 
zwischen  Rußland  und  Finnland.  Diese  Zollvereinigung 
wurde  nämlich  durch  den  Einfluß  der  schutzzöllnerischen  russischen 
Industriellen  vereitelt.  Doch  handelte  es  sich  hier  nicht  um  die 
Verkleinerung  eines  bereits  bestehenden  größeren  einheitlichen  Zoll- 
gebietes, sondern  vielmehr  um  die  Verzögerung  der  vollkommenen 
Zollvereinigung  zweier  in  unvollkommener  Zollunion  (mit  wechsel- 
seitigen Vorzugszöllen)  bereits  befindlicher  Länder,  die  aber  noch 
immer  selbständige  Zollgebiete  darstellten. 

2.  Die  partielle  Aufteilung  des  noch  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts vom  Mittelmeere  und  dem  indischen  Ozean  bis  zur  Save, 
Donau,  Karpathen  und  dem  Dniester  reichenden  Zollgebietes  der 
europäischen  Türkei  an  die  heutigen  Balkanstaaten. 
Doch  trifft  auch  dieses  Beispiel  nicht  ganz  zu.  Denn  der  Übergang 
eines  europäischen  Gebietes  aus  türkischem  Besitz  in  denjenigen 
eines  neugegründeten  Balkanstaates  bedeutete  gleichzeitig  den  Über- 
gang aus  dem  Bereiche  eines  mittelalterlich-theokratischen  Staates 
in  den  eines  annähernd  modern-europäischen  Staatswesens.  Gegen- 
über dieser  entscheidenden  Umwandlung  war  es  von  geringerer  Be- 
deutung, daß  ein  großes,  aber  wirtschaftlich  noch  sehr  wenig  ent- 
wickeltes Zollgebiet  an  Umfang  einigermaßen  verlor  und  die  von  ihm 
abgesprengten  Stücke  zu  selbständigen  Zollgebieten  wurden.  Über- 
dies kamen  einige  der  von  der  Türkei  in  Europa  und  Asien  verlorenen 
Provinzen  in  großstaatlichen  Besitz;  so  wurde  Bosnien-Herzegowina 
von  Österreich-Ungarn,  Bessarabien  sowie  Kars-Batum  (im  Süd- 
westen von  Transkaukasien)  von  Rußland,  Cypern,  Sinai  und  Koweit 
(überhaupt  Nordwest-  und  Südküste  des  persischen  Golfs  mit  El  Hasa 
und  El  Katr)  von  Großbritannien  in  Besitz  genommen.  Die  durch 
den  lyausannerFrieden  vom  1 8 .Oktober  1 9 1 2  völkerrechtlich  anerkannte 
Eroberung  Libyens  durch  Italien  dürfte  sogar,  mit  geplanten  weiteren 
abessinischen  Eroberungen,  die  Grundlage  für  das  Emporwachsen 
des  südeuropäischen  Königreiches  zumindest  zur  Mittelstufe  zwischen 
europäischem  Großstaat  älteren  Zuschnitts  und  den  großen  Zoll- 
gebieten des  20.  Jahrhunderts  (den  „Subkontinenten",  worüber  vgl.XX. 
Abteilung  der  X.  Anlage  im  vorliegenden  Bande)  werden.  Die  Balkan- 
kriege von  1912/1913  haben  zwar  einerseits  die  Zerbröcklung  des  großen 
türkischen  Zollgebietes  auf  europäischem  Boden  namhaft  gefördert, 
aber  andererseits  das  Ergebnis  dieser  Zerbröcklung  in  zweifacher 
Richtung  bedeutsam  beeinflußt :  alle  Balkanstaaten  mit  Einschluß  Ru- 
mäniens erfuhren  Vergrößerungen,  Serbien,  Montenegro  und  Griechen- 
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land  (dieses  auch  durch  Erwerbung  von  Insehi  nahe  der  Küste  Klein- 
asiens) sogar  nahezu  Verdopplungen  ihrer  früheren  Bodenflächen;  im 
Herbst  1912  tauchte  der  Gedanke  eines  balkanländischen  Zollvereines 
mit  großer  Kraft  auf,  wurde  zwar  durch  den  gegen  Bulgarien  gerichteten 
zweiten  Balkankrieg  vom  Sommer  1913  in  seiner  schönsten  Entwicklung 
geknickt,  dürfte  aber  mindestens  hinsichtlich  Serbiens  und  Monte- 
negros zur  Verwirklichung  gelangen,  und  weitere  Fortschritte  in 
einer    entfernteren  Zukunft   sind   wohl  nicht    ganz    ausgeschlossen. 

3.  Der  dritte  Fall  ist  jener  der  schwedisch-norwegi- 
schenZollunion,  die,  1874  begründet,  nach  sechzehnjährigem 
Bestände  im  Jahre  1890  wieder  der  Trennung  verfiel,  wobei  noch 
ein  bis  1897  andauerndes  Übergangsstadium  mit  wechselseitigen 
Vorzugszöllen  zu  verzeichnen  war.  Aber  in  diesem  Falle  scheint 
es  sich  um  den  Versuch  gehandelt  zu  haben,  bestehende  große  Gegen- 
sätze der  Nationalpolitik  und  der  sozialen  Auffassungen  (norwegische 
Demokratie  und  schwedischer  Aristokratismus)  durch  die  Schaffung 
eines  Zollvereines  zu  überbrücken.  Doch  erwiesen  sich  diese  Gegen- 
sätze stärker  als  der  noch  nicht  recht  eingelebte  Wirtschaftsbund 
und  bewirkten  beim  ersten  Anlasse  (Streit  um  die  Getreidezölle 
Mitte  der  achtziger  Jahre)  die  endgültige  Trenmmg  in  wirtschaft- 
licher Beziehung;  dieser  Trennung  folgte  im  Sommer  1905  die  Zer- 
reißung des  letzten,  zwischen  beiden  Staaten  bestehenden  politischen 
Bandes,  das  in  der  gemeinsamen  Dynastie  und  in  der  einheitlichen 
Verwaltung  der  äußeren  Angelegenheiten  bestand.  Doch  die  gemein- 
same russische  Gefahr  (schwedische  Reichstagsauflösung  am  5.März  1914 
wegen  der  Wehrreform-Maßregeln,  die  durch  das  Vorgehen  der  russi- 
schen Militärverwaltung  in  Finnland  veranlaßt  wurden)  hat  beide 
skandinavischen  Länder  einander  wiederum  m.erklich  nähergebracht. 

Im  großen  und  ganzen  bewegen  sich  aber  die  Zukunfts- 
phantasien auf  dem  Boden  großer  Zollver- 
einigungen, wenn  nicht  völligen  internatio- 
nalen Freihandels,  und  die  Tatsachen  der  letzten  hundert 
Jahre  lassen  wenigstens  eine  überwiegende  Tendenz  zur  Schaffung 
und  Erhaltung  großer  Zollgebiete  i)  erkennen. 

Daß  mehr  oder  weniger  utopische  Phantasien  als  ein  Wahr- 
scheinlichkeitsgrund für  das  Eintreten  einer  in  ihrem 
Ideenkreise  an  erster  Stelle  stehenden  oder  wenigstens  nebenbei 
erörterten  Entwicklung  angesehen  werden,  ist  nicht  so  seltsam,  als 
es  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag.      Die  nach  Befriedigung 


^)  Vgl.  die  IX.  Abteilung  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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stürmisch  drängende  Sehnsucht  der  einzelnen  Zeitalter  kleidet  sich 
gern  in  das  Gewand  utopischer  Phantasien,  die  einen  ernsten  Grund- 
gedanken spielerisch  übertrieben  darstellen,  oder  phantastischer 
Utopien,  die  eine  ernste  Absicht  in  ein  Märchengewand  einhüllen. 
Wer  die  Geschichte  der  Utopien  studiert,  dem  drängt  sich  geradezu 
die  Erkenntnis  auf,  daß  die  Utopie  von  heute  sehr  oft  ein  Schatten- 
bild der  tatsächlichen  Entwicklung  des  nächsten,  zweitnächsten  Jahr- 
hunderts oder  eines  der  nächsten  Jahrhunderte  darstellt.  Im  19.  und 
20.  Jahrhundert  geht  aber  die  Entwicklung  der  Dinge  rascher  vor 
sich  als  in  früheren  Zeiten.  Nunmehr  drängt  sich  in  Jahrzehnten 
ebensoviel  an  grundstürzender  Veränderung  zusammen,  als  früher 
in  halben  oder  sogar  ganzen  Jahrhunderten.  Um  so  wichtiger  ist 
eine  aufmerksamere  Betrachtimg  der  Richtlinien  innerhalb  der 
modernen  sozialen  Utopien  für  denjenigen,  der  über  die  Möglichkeiten 
der  noch  einigermaßen  absehbaren  Zukunft  ins  Klare  kommen  will. 
Die  derzeit  praktisch  bedeutsamste  Zukunftsphantasie  utopischer 
Färbung  ist  die  des  marxistischen,  kollektivistischen 
Sozialismus  mit  seinem  Ideal  der  auf  den  Regulator  des  freien 
Wettbewerbs  verzichtenden  Volks-  und  Weltwirtschaft,  Es  mag 
von  jenen  Umständen  abgesehen  werden,  die  eine  Annäherung  der 
tatsächlichen  Gestaltungen  an  die  marxistische  Zukunftsphantasie 
noch  weniger  wahrscheinlich  machen,  als  ein  Näherrücken  der  tat- 
sächlichen Entwicklung  an  die  meisten  anderen  Zukunftsphantasien 
utopischer  Färbung.  Es  mag  auch  nicht  in  Rechnung  gezogen  werden, 
daß  die  Zahl  der  vom  marxistischen  Zukunftsideal  tatsächlich  inner- 
lich erfaßten  Personen  weit  kleiner  ist  als  die  Anhängerschaft  der 
Sozialdemokratie  als  politischer  Partei^).  Zwar  steht  dieses  Ideal  der 
nicht  mehr  durch  den  freien  Wettbewerb  regulierten  Wirtschaft 
weit  ab  von  jenen  volkswirtschaftlichen  Regelungen  der  weltwirt- 
schaftlichen freien  Konkurrenz,  wie  sie  durch  den  Schutzzoll,  freilich 
auch  durch  den  Freihandel  dargestellt  werden;  doch  steht  das  mar- 
xistische Wirtschaftsideal  in  weit  schärferem  Gegensatze  zum  Schutz- 
zoll als  zum  Freihandel,  und  zwar  sowohl  praktisch,  gemäß  der 
üblichen  Handlungsweise  der  sozialdemokratischen  Parteien,  als  auch 


1)  In  dieser  Beziehung  ist  die  Begünstigung  bemerkenswert,  die  dem  Genossen- 
schaftswesen, namentlich  den  Konsumvereinen,  nach  einigem  Zögern  und 
Schwanken  während  der  1890er  Jahre,  nunmehr  schon  seit  langem  von  allen  sozial- 
demokratischen Parteileitungen  Europas  und  der  Überseegebiete  zuteil  wird.  Sicher- 
lich haben  sich  aber  Genossenschaften  und  insbesondere  Konsumvereine  in  freiem 
Wettbewerb  mit  den  rein  kapitalistisch  organisierten  Einzel-  xmd  Gesellschafts- 
unternehmungen zu  betätigen. 
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theoretisch.  So  äußert  sich  z.  B.  Eduard  Bernstein  i)  hierüber: 
„Nichts  verbietet  die  Hypothese,  daß  Staaten,  in  denen  durch  eine 
Reihe  sozialistischer  ^Maßnahmen  der  Handel  von  Privaten  so  gut 
wie  ausgeschaltet  wäre,  den  radikalen  Schritt  tun,  alleEinfuhr- 
zölle  abzuschaffen.  Die  Beseitigung  der  Zölle  würde  sogar 
die  notwendige  Folge  solcher  Vergesellschaftung  des  Austauschs  sein; 
denn  im  Angesicht  ihrer  noch  Zölle  fortzuerheben,  wäre  der  Wider- 
sinn einer  Selbstbezollung  um  nichts  und  wieder  nichts:  Die  in 
Frage  kommenden  Gemeinwesen  würden  dabei  zwecklos  sich  selbst 
eine  Steuer  zahlen." 

Abgesehen  von  dem  alle  Grenzen  und  Möglichkeiten  praktischer 
Erfahrung  weit  hinter  sich  zurücklassenden  marxistisch-kollekti- 
vistischen Sozialismus  wären  als  wichtigste  Beispiele  modemer 
Zukunftsphantasien  mit  einigermaßen  utopischer  und  zugleich  dem 
freien  Weltverkehre  günstiger  Färbung  zu  nennen :  die  W  e  1 1  - 
reichsphantasien,  die  sozialliberalen  Zukunfts- 
phantasien, die  Phantasien  über  eine  vom  lenkbaren  Luft- 
schiff beherrschte  Zukunft. 

n.   Die  Weltreichsphantasien. 

-  Schon  seit  Jahrzehnten  wird  von  verschiedenster  Seite,  von 
Pazifisten,  Weltmachtsschwärmem,  Nationalpolitikern  kleinerer 
Völkerschaften  usw.,  der  Gedanke  der  Büdimg  großer  Weltreiche 
oder  doch  zum  mindesten  umfassenderer  Zollvereine  gehegt  und 
gepflegt.  Diese  größeren  Zollgebiete  sollen  an  die  Stelle  der  heutigen 
kleineren  und  mittleren  Zollgebiete  treten,  die  ihr  Dasein  einem 
politisch-historischen  Ungefähr  verdanken,  aber  in  wirtschaftlicher 
Beziehung  öfters  geradezu  sinnlos  geformt  sind.  Trotz  aller  grau- 
samen Enttäuschungen,  welche  der  tatsächliche  Gang  der  Dinge 
seit  Beginn  der  1870er  Jahre  den  meisten  dieser  Pläne  bereitet  hat, 
wird  an  derartigen  Hoffnungen  und  Träumen  mit  auffälliger 
Zähigkeit  festgehalten.  Eine  eingehende  Darstellung  dieser 
Zollvereinshoffnungen  und  -Träume  ist  in  „Zollallianzen  und  Zoll- 


^)  „Das  Grundsätzliche  in  der  Frage  der  Handelspolitik"  in  den  „Sozialistischen 
Monatsheften",  VII.  Heft,  16.  April  191 1.  Vgl.  auch  die  Idee  von  R.  Schüller 
in  seinem  „Schutzzoll  und  Freihandel"  (Wien  1905),  Seite  300 — 304,  wonach  bei 
„öffentHcher  Regelung  der  Produktion"  die  bisher  übUchen  Handelsverträge  durch 
wechselseitige  Lieferungsverträge  zwischen  den  Gesamtwirtschafts- Verwaltungen 
der  einzelnen  kollektivistischen  Staatswesen  ersetzt  würden.  Eine  ähnHche  Idee 
wie  Schüller  entwickelt  J.  G.  Fichte  in  seinem  „Geschlossenen  Handelsstaat" 
im  VII.  Kapitel  des  III.  Buches. 
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Unionen"  von  L.  B  o  s  c ,  aus  dem  Französischen  übersetzt  und 
kommentiert  von  S.  Schilder  (Berlin  1907)  enthalten.  Die  viel- 
leicht etwas  zu  pessimistisch  gehaltene  Darstellung  Boscs  wird  in 
mehr  optimistischem  Sinne  durch  meine  Anmerkungen  als  kommen- 
tierender Übersetzer  ergänzt.  Ich  wies  nämlich  in  diesen  Anmer- 
kungen auf  die  bedeutenden  ZoUvereinigungen  hin,  die  außerhalb 
Europas,  zumeist  gleichzeitig  mit  umfassenderen  politischen  Ver- 
bänden, gebildet  wurden,  wie  namentlich  der  kanadische  Bundes- 
staat, die  australische  Commonwealth,  der  Südafrika- 
nische Zollverein  und  der  übrigens  von  Bosc  selbst  eingehend 
gewürdigte  französische  Reichszollverein.  Hierzu 
kämen  noch:  die  seit  1898  bestehende  innige  zollpolitische  Ver- 
bindung zwischen  Ägypten  und  dem  ägyptischen  Sudan;  der 
seit  1900  andauernde  unvollkommene  Zollverein  zwischen  der  Türkei 
und  Bulgarien,  der  freilich  in  der  provisorischen  Vereinbarung 
vom  6./19.  Februar  1911  wiederum  einem  einfachen  Meistbegünsti- 
gungsvertrage, mit  einigen  besonderen  Begünstigungen  im  Grenz- 
verkehre, Platz  machte^) ;  die  innigere  zollpolitische  Verbindung,  die 
zwischen  Rußland  und  P  e  r  s  i  e  n  durch  den  Handelsvertrag  zwischen 
beiden  Ländern  vom  27.  Oktober  1901  mit  den  darin  enthaltenen 
russischen  Vorzugszöllen  für  eine  Reihe  wichtiger  persischer  Waren 
angebahnt  wurde.  Überhaupt  ist  mitten  unter  den  heftigsten  Klagen 
über  die  Beengtheit  und  Unzulänglichkeit  der  bestehenden  ZoUge- 
^biete  eine  weltwirtschaftliche  Entwicklung  zu  verzeichnen,  vermöge 
welcher  das  „G  roße  Zollgebiet"  im  Sinne  der  Vereinigten 
Staaten,  Rußlands,  des  französischen  Reichszollvereines  usw.  immer 
mehr  zum  Nor  malfalle  2)  wird. 

Trotz  eines  gewissen  entgegenstehenden  äußeren  Scheines  liegt 
aber  die  Bildung  von  Weltreichen  oder  großen 
Zollgebieten  (vollkommenen  oder  unvollkommenen  Zollver- 
einen)   in    der    Richtung    zu    einem    freieren    W^elt- 


1)  Während  der  Balkankriege  von  1912/1913  trat  an  die  Stelle  des  bulgarisch- 
türkischen Handelsvertrages  vom  6./19.  Februar  191 1  ein  Zollkriegszustand,  bis  dieser 
Handelsvertrag  durch  den'  Friedensvertrag  vom  29.  September  191 3  wieder  auf- 
lebte. Die  seither  angeknüpften  bulgarisch-türkischen  Handelsvertrags- Verhandlungen, 
die  im  Juni  1914  noch  zu  keinem  endgültigen  Ergebnisse  geführt  haben,  drehen  sich 
bezeichnender  Weise  nicht  zum  wenigsten  auch  um  die  Frage  der  immerhin  eine 
innigere  Verbindung  beider  Zollgebiete  bewirkenden  „Grenzbegünstigimgen". 

^)  Vgl.  über  diese  Entwicklung  und  über  die  Gründe,  weshalb  sich  die  Öffent- 
lichkeit der  erwähnten  Entwicklung  noch  sehr  unvollkommen  bewußt  geworden  ist, 
Abteilung  IX  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vorUegenden   Buches. 
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verkehre^).  Übrigens  kommt  der  Umstand,  daß  sich  zahl- 
reiche Wirtschaftspolitiker  mit  allerlei  ZoUvereinsplänen,  auch  unter 
den  zäheren,  solchen  Schöpfungen  nicht  besonders  günstigen  Ver- 
hältnissen Europas  beschäftigen,  einer  nützlichen  Vorbereitung 
des  öffentlichen  Geistes  gleich.  Diese  vorbereitende 
Tätigkeit  trägt  ihre  Früchte,  sobald  der  eine  oder  andere  dieser 
stets  besprochenen  Zollvereins-  oder  Weltreichspläne  infolge  irgend- 
welcher (politischer  oder  wirtschaftlicher)  günstiger  Umstände  der 
Verwirklichung  näherrückt.  So  boten  z.  B.  die  schon  seit  langem 
gepflogenen  Erörterungen  über  einen  halb  politischen,  halb  wirt- 
schaftlichen Balkanbund  eine  wertvolle  Stütze,  als  in  den  letzten 
Monaten  des  Jahres  1905  der  Plan  eines  serbisch-bulgari- 
schen Zollvereines  von  den  Regierungen  beider  Balkan- 
staaten selbst  in  eine  freüich  recht  unbeholfene  Vertragsform  gegossen 
wurde.  Seither  tauchte  dieser  Plan  stets  von  neuem  auf,  wenn  beide 
Staaten  gerade  keine  gegensätzliche  Richtung  in  der  Balkanpolitik 
verfolgten  und  wenigstens  einer  von  ihnen  sich  wirtschaftlich  oder 
politisch  im  Gegensatze  zu  Österreich-Ungarn  befand^).  Ebenso  war 
es  für  das  einen  unvollkommenen  Zollverein  anstrebende  Gegen- 
s  e  i  t  i  gk  e  i  t  s  ab  k  o  m  m  e  n  zwischen  den  Verei- 
nigten Staaten  und  Kanada  vom  21.  Januar  1911 3) 
zumindest  bei  der  öffentlichen  Meinmig  der  Union  von  großem  Nutzen, 
daß  man  sich  dort  bereits  seit  den  1880  er  Jahren  mit  panameri- 
kanischen Zollvereinsplänen  lebhaft  beschäftigt.  Das  Abkommen 
scheiterte  freÜich  hauptsächlich  aus  politischen  Gründen  infolge  des 
Ausganges  der  kanadischen  Parlamentswahlen  vom  21.  September  1911. 

ni.   Die  sozialliberalen  Zukunftsphantasien. 

Die  sozialliberalen  Vertreter  der  Staats-  und  Gesellschafts- 
wissenschaft halten  sich  ebenso  entfernt  von  dem  schwach  begrün- 
deten Vertrauen  auf  die  heilsamen  Wirkungen  eines  Kollektivismus, 
der  auf  das  praktisch  entscheidende  wirtschaftliche  Selbst- 
interesse nur  in  beschränktem  Maße  rechnen  kann,  als  auch  von 


1)  Vgl.  Abteilung  V,  X  und  XIII  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden 
Bandes. 

*)  Dies  gilt  ganz  besonders  für  die  ersten  Monate  der  B  alkankriege  von  1912/1913, 
da  im  Herbst  191 2  der  balkanländische  politisch-militärische  und  Zollbund  zum  Greifen 
nahe  zu  sein  schien.  Vgl.  über  die  Frage  des  Balkan- Zollbundes  A.  Stojanoff, 
„Zur  Geschichte  des  Projektes  einer  serbisch-bulgarischen  Zollunion  und  deren  even- 
tuelle Folgen"  im  „Handelsmuseum"  vom  5.  und  12.  März  1914. 

3)  Vgl.  über  dieses  Abkommen  insbesondere  die  VI.  Abteilimg  der  X.  Anlage 
vorliegenden  Buches. 

Schilder,    n.  lö 
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dem  reaktionären  Begriff  einer  angeblich  notwendigen  wirtschaft- 
lichen undpolitischenUnterordnung  derbreiten 
Bevölkerungsmassen  unter  eine  weit  kleinere  Schicht  von 
Beamten  (Militärs)  und  Plutokraten.  Für  die  sozialliberalen  National- 
ökonomen bildet  es  dem  Wesen  nach  keinen  besonderen  Unterschied, 
ob  diese  Beamten  und  Plutokraten  mehr  feudalen  oder  mehr  man- 
chesterlichen Richtungen  und  Interessenkreisen  angehören;  denn  im 
einen  wie  im  anderen  Falle  handelt  es  sich,  nach  sozialliberaler  Auf- 
fassung, in  erster  Linie  um  die  aus  älterer  und  ältester  Zeit  her  über- 
kommene Machtposition  möglichst  ausgedehnten, 
arbeitslose  Renten  liefernden  Grundbesitzes. 
Erst  die  „Reservearmee  der  Arbeitslosen",  die,  auch  bei  völliger 
politischer  Freiheit,  durch  solchen  Großgrundbesitz  oder  vielmehr 
durch  die  (den  Großgrundbesitz  ermöglichende)  Bodensperrung 
geschaffen  werde,  mache  es  auch  den  Besitzern  großer  Mengen  „pro- 
duzierter Produktionsmittel",  d.  h.  den  Kapitalisten,  mög- 
lich, auch  ohne  Grundbesitz  oder  ohne  besonders  umfangreichen 
Grundbesitz  arbeitsloses  Hinkommen  auf  Kosten  der  breiten  Massen 
zu  beziehen. 

An  dieser  Stelle  kann  die  etwaige  Richtigkeit  oder  Unrichtig- 
keit jener  Ansichten  nicht  des  näheren  besprochen  werden.  Nur 
soviel  sei  über  die  praktische  Wirtschaftspolitik  der 
Sozialliberalen  bemerkt :  Die  verschiedenen  Formen  der  sozialliberalen 
Staats-  und  Gesellschaftsauffassung  (deutsche  Bodenreformer,  briti- 
sche Anhänger  der  „lyandnationalisierung",  nordamerikanische 
„Single  taxer"  gemäß  den  Ansichten  von  Henry  George,  Franz 
Oppenheimers  eigentümliche  Verbindung  genossenschaftlicher  und 
bodenreformerischer  Ideen  und  Vorschläge,  ähnliche  Ansichten  seines 
Vorgängers  Hertzka  usw.)  haben  alle  folgendes  gemein:  Eine  all- 
mähliche Ausschaltung  der  Grundrente  und  anderer  Ausbeutungs- 
formen, die  als  abgeleitete,  sekundäre  Formen  der  Grundrente  be- 
trachtet werden.  Diese  Ausschaltung  soll  erfolgen  teils  durch  freie 
gesellschaftliche  Organisationen  (Konsumvereine,  Gewerkvereine, 
städtisch-industrielle  sowie  agrarische  Werk-  und  Produktiv- 
genossenschaften, B  augenossenschaf  ten,  Siedlungsgenossenschaften 
Oppenheimers  usw.),  teils  durch  nachhelfende  oder  auch  im  Vorder- 
grunde wirkende  staatliche  Rechts-  und  Steuerordnungen  sowie  Ver-. 
waltungsmaßregeln,  wie  innere  Kolonisation,  single  tax,  Land- 
nationalisierung,  Bodenreform  usw. 

Allen  diesen  Formen  sozialliberaler  Staats-  und  Gesellschafts- 
auffassung ist  zumindest  ein  kühles  Verhalten,  sehr  oft  aber  auch 
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ein  entschiedener  Widerspruch  gegen  die  argen 
s  chu  t  z  zö  lln  er  isch  en  Übertreibungen  unserer 
Tage  eigen.  Hinsichtlich  der  praktischen  Bekämpfung  und  schließ- 
lichen Überwindung  des  Hochschutzzöllnertums  wird  von  allen 
sozialliberalen  Richtungen  auf  folgenden  Umstand  das  größte  Ge- 
wicht gelegt :  Man  hofft,  daß  sich  die  Kleingrundbesitzer 
der  mitteleuropäischen  Großstaaten,  der  Schweiz,  der  Vereinigten 
Staaten  usw.,  nach  dem  Muster  des  dänischen,  holländischen,  neu- 
seeländischen Kleingrundbesitzers,  von  jener  Illusion  befreien  werden, 
die  den  Kleingrundbesitzern  der  früher  genannten  I^änder  von  dem 
arbeitslose  Renten  beziehenden  agrarischen  Großgrundbesitz  beige- 
bracht wurde,  der  hierbei  sein  besonderes  Interesse  geschickt  wahrte. 
Es  ist  dies  die  Illusion  einer  direkten  Produktions- 
und Wirtschaftsförderung  von  Staatswegen, 
d.  h.  durch  Zölle  auf  jedes  denkbare  Erzeugnis  von  Ackerbau  und 
Viehzucht  ^).  Die  verschiedenen  sozialliberalen  Richtungen  hoffen 
aber,  daß  die  Kleingrundbesitzer  endlich  dazu  kommen  werden,  in 
einem  mehr  oder  weniger  weitgehenden  Freihandel,  d.  h.  in  mög- 
lichst niedrigen  Preisen  der  von  der  lyandbevölkerung  benötigten 
Genußgüter  sowie  erwerbswirtschaftlichen  Hilfsmaterialien  und  Hilfs- 
apparate, die  beste  Sicherung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen 2)  zu 
erblicken. 

Gerade  diese  sozialliberalen  Richtungen  greifen  seit  der  Mitte 
der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  immer  mehr  um  sich. 
Den  klarsten  Begriff  des  inneren  Zusammenhanges  von  Sozial- 
liberalismus und  Freihandel  hat  der  Nationalökonom  und  Soziolog 
Franz  Oppenheimer^).  Er  erblickt  in  den  Schutzzöllen 
auf  Getreide  einen  letzten,  verzweifelten  Versuch,  das  durch  das 
aufsteigende  Lohnniveau  der  Landarbeiter  herbeigeführte  allmäh- 
liche Versinken  des  Großgrundbesitzes  zu  verhüten  oder  mindestens 
um  einige  Jahrzehnte  hinauszuschieben. 

Die  britischen  Bodenreformer  oder  Anhänger  der  ,,L  a  n  d  - 
nationalisierung"  sind  die  unverdrossensten,  eifrigsten  Ver- 
teidiger des  seit  1860  zum  völligen  Siege  gelangten  britischen  Frei- 


^)  Vgl.  über  den  hierbei  zutage  tretenden  Gegensatz  zwischen  Großgrund- 
besitz und  dem  kleinen  Grundbesitz  Anlage  XXI  vorliegenden   Bandes. 

*)  Vgl.  hierüber  Anlage  III  (insbesondere  Abteilung  I— V)  vorliegenden  Bandes. 

3)  Hier  wären  von  Oppenheimers  Schriften  insbesondere  zu  nennen:  ,,Groß- 
griindeigentum  und  soziale  Frage"  (BerUn  1898)  und  sein  zusammenfassendes  Haupt- 
werk „Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie"   (Berlin  igio). 

15* 
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handeis  ^).  Minder  klar  blickend,  aber  ungemein  eifrig  bei  der  Sache 
sind  die  Genossenschaftstheoretiker  im  engeren  Sinne 
des  Wortes,  die  der  agrarischen  Entwicklung  im  Sinne  eines  immer 
stärkeren  Vorwaltens  des  Kleingrundbesitzes  zwar  sehr  freundlich 
gegenüberstehen,  aber  doch  nicht  darin,  wie  Oppenheimer,  das 
einzige  Heil  erblicken.  Auch  diese  Genossenschafter  sind,  schon 
vom  Konsumentenstandpunkte  aus,  als  Vorkämpfer  der  Konsum- 
vereine (Hans  Müller)  ganz  entschiedene  Freihändler,  In  dieser 
Beziehung  wäre  an  die  von  den  schweizerischen  Konsumvereinen 
angeregte  Volksabstimmung  über  den  schweizerischen  Zolltarif  vom 
Jahre  1902  zu  erinnern,  die  am  15,  März  1903  329  000  befürwortende 
und  223  000  gegnerische  Stimmen  hinsichtlich  dieses  schutzzöllne- 
rischen,  wenn  auch  wohl  kaum  hochschutzzöllnerischen  Tarifwerkes 
ergab. 

Die  von  Damaschke  geführte  deutsche  Boden- 
reform ist  zwar  aus  Opportunismus  den  dornigen  Fragen  der 
deutschen  Zollpolitik,  besonders  jener  der  Agrarzölle,  ausgewichen, 
mochte  sie  auch  im  allgemeinen  gegenüber  dem  Vordringen  des 
SchutzzöUnertums  außerhalb  Deutschlands  eine  mehr  abweisende 
Haltung  einnehmen.  So  hält  sich  die  deutsche  Bodenreform  hin- 
sichtlich der  Frage,  ob  das  britische  Fiskalproblem 
durch  Schutzzölle  gelöst  werden  soll,  wie  die  Konservativen  wollen, 
oder  durch  Besteuerung  des  „unverdienten  Wertzuwachses"  von 
Grund  und  Boden,  wie  die  Liberalen  und  Radikalen  wünschen, 
selbstverständlich  auf  Seiten  der  letzteren.  Die  deutsche  Boden- 
reform wird  sich  aber  schließlich  jener  Logik  wohl  kaum  entziehen 
können,  vermöge  deren  die  Bodenreform  den  auf  Zölle  gestützten 
Erscheinungsformen  der  arbeitslosen  Grundrente  ebenso  entgegen- 
treten muß,  wie  den  auf  privat-  und  steuerrechtlicher  Grundlage 
beruhenden  Spielarten. 

Wenn  die  sozialliberalen  staatswissenschaftlichen  Anschauungen 
unter  den  phantastisch-utopischen  Ideenkreisen  aufgezählt  wurden, 
so  sollen  hierdurch  weit  weniger  diese  Anschauungen  an  und  für  sich 
beurteilt,  als  vielmehr  die  Ansichten  zahlreicher  ihrer  Anhänger 
hinsichtlich  der  Schnelligkeit  oder  des  Zeitraumes  gekennzeichnet 
werden,  mit  der  oder  während  dessen  die  betreffenden  sozial- 
liberalen Verbesserungspläne  verwirklicht  werden  können. 


1)  über  den  Zusammenhang  zwischen  Bodenreform  und  Freihandel  speziell 
in  Großbritannien  vgl.  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches  Abteilung  III  des  II. 
Kapitels  (Seite  67/68)  und  Abteilung  XIV  des  V.  Kapitels  Seite  188/189. 
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Es  ist  z.  B.  zum  mindesten  recht  optimistisch,  wenn  Oppen- 
heimer davon  spricht,  daß  es  „in  absehbarer  Zeit"  zu  einer  von 
Staats  wegen  durchgeführten  „Liquidatio  n" 
des  deutschen  Großgrundbesitzes  kommen  werde. 
Diese  Liquidation  soll  als  einzige  Rettung  der  Wertsubstanz  des 
Großgrundbesitzes  verbleiben,  der  durch  Landflucht,  private  und 
öffentliche  Kolonisation  sowie  beständiges  Ansteigen  der  Land- 
arbeiterlöhne unterwühlt  werde  ^).  Abgesehen  vom  entgegenwirken- 
den Moment  der  Getreidezölle  wäre  noch  eine  Reüie  anderer 
Momente  zu  nennen,  die,  in  mehr  oder  weniger  ähnlicher  Weise 
wie  in  dem  seit  ungefähr  sieben  Jahrzehnten  freihändlerisch  gewordenen 
Großbritannien,  die  Fortdauer  des  arbeitslose  Renten  beziehenden 
Großgrundbesitzes  ermöglichen,  so  „L  i  e  b  e  s  g  a  b  e  n"  für  die  groß- 
agrarische  Branntweinbrennerei;  „E  in  f  u  hr  s  ch  e  in  e"  (d.  h. 
Ausfuhrprämien  auf  Staatskosten  behufs  Hochhaltung  der  Inlands- 
preise) für  Getreide  und  Mehl^) ;  Waldwirtschaft,  die  wegen 
des  steigenden  gewerblich-industriellen  Holzbedarfs  immer  nutz- 
bringender wird  (aber  in  Großbritannien  freüich  keine  nennenswerte 
Rolle  spielen  konnte);  allerlei  „landwirtschaftliche"  und  sonstige 
Industrie  be  triebe  neben  der  weniger  lohnenden  Ackerwirt- 
schaft, wie  Brennereien,  Mälzereien,  Sägereien,  Stärkefabriken  und 
andere  Kartoffelverwertungen,  Obstverwertimgen,  Zuckerfabriken  usw. 
Bei  der  zunehmenden  Kraft  der  besonders  gegen  städtische  Grund- 
renten gerichteten  deutschen  Bodenreformbewegung  wird  freilich  Her 
deutsche  Großgrundbesitz  weit  weniger  in  der  Lage  sein,  sich  in 
bedeutendem  Ausmaße  auf  städtischen  Hausbesitz  zu 
stützen,  als  es  der  britische  Großgrundbesitz  von  1846  (Aufhebung 
der  Getreidezölle)  bis  1910  (erstes  bodenreformerisches  Budget  Groß- 
britanniens) zu  tun  vermochte. 

Man  kann  Oppenheimer  unbedingt  recht  geben,  wenn  er  den 
„Bankerott"  (im  heutigen  Rußland  spricht  man  von  der  „Liqui- 
dation", in  Irland  vom  „Rückkauf")  des  Großgrundbesitzes  als  einen 
„dies  certus  an,  incertus  quando"  bezeichnet,  als  einen  Zielpunkt 
der  Entwicklung  (die  Anfangsstadien  erlebt  man  bereits  seit 
längerer  Zeit),  der  mit  Sicherheit  erreicht  werden  wird, 


^)  Siehe  Oppenheimer  „Theorie  der  reinen  und  poUtischen  Ökonomie"  (Berlin 
1910)  Seite  598. 

2)  Die  deutschen  Einfuhrscheine  dürften  allerdings  bei  der  im.  Jahre  191 7  be- 
vorstehenden Erneuerung  des  II.  mitteleuropäischen  Handelsvertragssystems  von 
Rußland,  vielleicht  auch  von  anderen  Staaten  (Schweiz,  Österreich-Ungarn)  scharf 
augegriffen  werden. 
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wenn  auch  noch  kein  bestimmter  Termin  hierfür  ange- 
geben werden  könne^).  Nur  begrenzt  sich  in  Oppenheimers  feurigem 
Optimismus  diese  Unsicherheit  des  Termines  auf  eine  nahe  und 
nächste  Zeitspanne,  statt  größere  oder  geringere  zeitliche  Ent- 
fernungen zu  umfassen.  Aber  in  der  Hauptsache  dürfte  Oppen- 
heimer Recht  haben :  die  Liquidation  oder  der  Bankerott,  nicht  nur 
des  deutschen  und  österreichisch-ungarischen,  sondern  auch  des  west- 
und  südeuropäischen,  russischen  usw.  Großgrundbesitzes  wird  noch 
im  20.  Jahrhundert  eintreten  und  einen  Freihandel  agra- 
rischerFärbung2)  zur  Folge  haben.  Denn  die  für  ihre  eigenen 
Produkte  vom  geringen  Nutzen  des  Zollschutzes  überzeugten  Klein- 
grundbesitzer würden  wohl  kaum  geneigt  sein,  sich  ihren  Bedarf 
an  Industrieartikeln  durch  übermäßige  Fabrikatenzölle  verteuern 
zu  lassen. 

Einen  ähnlichen  Optimismus  wie  bei  den  sozialliberalen  Boden- 
reformern, denen  auch  Oppenheimer  beizuzählen  ist,  kann  man  noch 
bei  den  Vorkämpfern  der  Genossenschaftsidee  finden. 
Freilich  ist  dies  vorzugsweise  bei  jenen  Genossenschaftern  einiger- 
maßen anarchistischer  Färbung  der  Fall,  die  sich  antheoreti*sch- 
prinzipiellen  Ausweitungen  des  alten  englis  ch- 
schottischen  Konsumvereinssystems  mit  seinen 
gewaltigen  Großeinkaufs-Gesellschaften  zu  begeistern  lieben,  und  zwar 
womöglich  unter  unklar  gedachter  Ausdehnung  dieses  Systems  auf 
die  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  der  breiten  Massen, 

Weit  weniger  optimistisch-utopisch  sind  die  Männer  der  ge- 
nossenschaftlichen Praxis.  Diese  wissen  nämlich  ganz 
gut,  mit  welch  harter  Mühe  Stein  auf  Stein  zu  fügen  ist,  bis  sich 
auch  nur  ein  bescheidener  genossenschaftlicher  Bau  erhebt.    Noch 


^)  So  war  die  allmähliche  Verdrängung  der  Türkei  aus  Europa  seit  1812  stets 
von  einem  heilsamen  Ersatz  des  türkischen  feudalen  GroJ3grundbesitzes  durch  neu- 
zeitlichen Kleingrundbesitz  begleitet.  Dieser  Ersatz  trat  bei  den  Eroberungen  Serbiens 
Montenegros,  Bulgariens  und  Griechenlands  sofort  ein,  mit  Ausnahme  des  griechischen 
Thessalien,  wo  Griechenland,  durch  internationale  Verträge  gebunden,  erst  seit  der 
Verfassungsrevision  von  19 11  an  die  entgeltliche  Beseitigung  des  Großgrundbesitzes 
schreiten  konnte.  In  Bosnien-Herzegowina  wird  die  Ablösung  der  feudalen  Abgaben- 
rechte  der  ,, Grundherrn"  (Begs)  gegenüber  den  ,,Kmeten"  seit  191 1  mit  größeremNach- 
druck  und  Erfolg  betrieben.  In  Rumänien  wurde,  unter  dem  starken  Eindrucke  des 
Bauernaufstandes  vom  Frühjahr  1907,  in  den  letzten  Jahren  eine  auf  Einschränkung 
des  dortigen  ausgedehnten  Großgrundbesitzes  abzielende  innere  Kolonisation  ins 
Werk  gesetzt  und  zu  diesem  Zwecke  im  Jahre  19 14  eine  tiefgreifende  Verfassungs- 
revision in  Angriff  genommen. 

*)  Vgl.  hierüber  Anlage  III  vorliegenden   Bandes. 
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viel  größere  Schwierigkeiten  sind  natürlich  zu  überwinden,  bis  sich 
ein  großes  genossenschaftliches  System  auftürmt,  unter  dessen 
Schutze  ganze  Völker  oder  wenigstens  größere  Volksteile  ihre  wirt- 
schaftlichen Interessen  und  ihre  Hoffnungen  auf  sozialen  Fortschritt 
geborgen  wissen.  Nun  findet  man  eine  grundsätzliche  Vorliebe  für 
einen  möglichst  weitgehenden  Freihandel  gerade  bei  jenen  sangui- 
nischen Genossenschaftsoptimisten  und  -Uto- 
pisten, die  schon  von  den  schönsten  Früchten  träumen,  kaum 
daß  erst,  ja  sogar  bevor  noch  ein  zarter  Keim  in  die  Erde  gesenkt 
wurde;  auch  gesellt  sich  bei  diesen  Leuten  zur  Vorliebe  für  weit- 
gehenden Freihandel  die  sichere  Überzeugung  von  einem  baldigen 
Siege  der  freihändlerischen  Bestrebungen, 

Eine  im  Zusammenhange  dieser  Ausführungen  nicht  zu  über- 
gehende Lieblingsidee  der  sozialliberalen  Nationalökonomen  besagt: 
Der  gegenwärtige  Zustand  der  Volkswirtschaft  sei  dadurch  charakteri- 
siert, daß,  um  ein  vielzitiertes  Wort  Adam  Smiths  zu  gebrauchen, 
zwei  Arbeiter  einem  Arbeitgeber  oder  Unter- 
nehmer nachlaufen,  wobei  natürlich  dieser,  als  Klasse 
aufgefaßt,  zum  Herrn  und  Gebieter  der  arbeitenden  Massen  sowie 
der  ganzen  Volkswirtschaft  wird.  Durch  irgendwelche  Ver- 
anstaltungen auf  dem  Gebiete  des  Genossenschaftswesens,  des  Boden- 
und  Steuerrechtes,  der  inneren  Kolonisation  usw.  könne  aber  dieses 
Verhältnis  umgekehrt  werden,  so  daß  zwei  Unternehmer 
einem  Arbeiter  nachlaufen. 

Ein  solcher  Wandel  der  Dinge  müßte,  wie  die  sozialliberalen 
Nationalökonomen  weiter  ausführen,  grundstürzende  Ver- 
änderungen in  allen  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhält- 
nissen der  modernen  bürgerlichen  Staatswesen  herbeiführen.  Vor 
allem  würde  die  wirtschaftliche  Beherrschung  der  Massen  durch  eine 
kleine  Schicht  von  Plutokraten  und  ihren  bureaukratisch-mÜitärischen 
Helfern  ein  Ende  nehmen.  Der  Arbeitsmarkt  würde  dann 
dauernd  jenes  Gepräge  starker,  zu  Überzahlungen  stets  bereiter 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften  tragen,  das  er  gegenwärtig  nur  in 
Zeiten  fiebernder  Hochkonjunktur  aufweist,  wenn 
die  gesamte  Volkswirtschaft  (Weltwirtschaft)  bereits  mit  blinder 
Überstürzung  dem  Abgrunde  der  Krise  und  Geschäftsdepression 
zueüt.  Als  Beispiel  für  einen  derartigen,  der  Arbeiterschaft  günstigen 
Stand  des  Arbeitsmarktes,  wie  er  kurz  vor  dem  Beginne  der  Krisen 
einzutreten  pflegt,  könnte  nachfolgende  Stelle  aus  dem  Jahresberichte 
des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  in  Chicago  für 
1906  angeführt  werden: 
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„Das  beste  Merkmal  der  allgemeinen  Prosperität  im  Jahre  1906 
war  der  sich  im  ganzen  Lande  fühlbar  machende  Arbeiter- 
m  a  n  g  e  1.  In  den  verschiedensten  Zweigen  der  Fabrikation,  in  den 
Bergwerken,  bei  den  Eisenbahnen,  hauptsächlich  auch  auf  den 
Farmen,  überall  wurden  mehr  Arbeitskräfte,  als  zur  Verfügung 
standen,  dringend  benötigt.  Die  ungeheuren  Anforderungen,  welche 
an  die  Industriellen  gestellt  wurden,  konnten  mit  dem  vorhandenen 
Arbeitermaterial  nicht  mehr  bewältigt  werden,  und  aus  letzterem 
Grunde  stand  in  zahlreichen  Fabriken  ein  Teil  der  Maschinerie  still. 
Die  großen  Etablissements  beschäftigten  Agenten,  um  sich  aus 
anderen  Distrikten  Arbeiter  zuführen  zu  lassen.  20  000  Arbeitern 
hätte  an  einem  Tage  von  den  Arbeitsbureaus  Chicagos  Beschäftigung 
verschafft  werden  könnnen,  während  dies  im  Laufe  einer  Woche  für 
100  000  möglich  gewesen  wäre,  ohne  daß  damit  jedoch  der  Nachfrage 
auch  nur  annähernd  entsprochen  worden  wäre,  eine  Tatsache,  die 
in  der  Praxis  der  in  Chicago  schon  über  32  Jahre  bestehenden  Arbeits- 
vermittlungsbureaus ganz  vereinzelt  dasteht.  Die  Löhne  waren 
entsprechend  hoch.  Der  niedrigste  Taglohn  stellte  sich  auf 
1,75  Dollar,  ein  Betrag,  zu  welchem  jedoch  nur  die  erst  kurze  Zeit 
im  Lande  befindlichen  Arbeiter  akzeptierten,  die  zudem  der  eng- 
lischen Sprache  noch  nicht  mächtig  waren.  Sobald  der  Arbeiter 
letztere  erlernt  und  auch  sonst  einige  Erfahrung  erworben  hatte, 
waren  die  Arbeitgeber  froh,  wenn  sie  ihn  mit  einem  Taglohn  von 
2,50 — 2,75  Dollar  halten  konnten,  ein  Betrag,  der  von  dem  Arbeiter, 
da  ihm  sehr  häufig  auch  freies  Quartier  und  freie  Beköstigtmg  zuge- 
standen worden  ist,  bei  sparsamer  Lebensführung  fast  ganz 
zurückgelegt  werden  konnte  und  ihn  bald  in  die  Lage  versetzte,  an 
die  Gründung  einer  Famüie  zu  denken  oder  auch  seine  Familie 
aus  der  alten  Heimat  herüberkommen  zu  lassen." 

Ähnliche  Mitteilungen  neueren  Datums  sind  dem  Jahres- 
bericht des  Österreich-ungarischen  Konsulats  in  Adelaide  (Süd- 
australien) für  1910  zu  entnehmen,  worin  es  heißt:  „Der  große  wirt- 
schaftliche Aufschwung  des  Jahres  1910  verschärfte  den  bereits  im 
Jahre  1909  in  Südaustralien  zutage  getretenen  Mangel 
an  Arbeitern,  so  daß  sich  die  Regierung  gezwungen  sah,  den 
Minimallohn  für  gewöhnliche  Taglöhner  auf  8  Schüling  pro  Tag  zu 
acht  Arbeitsstunden  zu  erhöhen.  Es  kam  zu  zahlreichen  Streiks, 
und  die  namentlich  von  den  Transportarbeitern  geforderten  Lohn- 
erhöhungen mußten  durchwegs  zugestanden  werden."  Der  hier 
genannte  Lohnsatz  für  ungelernte  Arbeit  entspricht  bei  Annahme 
eines  25  tägigen  Arbeitsmonates  ungefähr  einem  monatlichen  Ein- 
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kommen  von  250  Franken,  was  den  mitteleuropäischen  Löhnen  oder 
Gehalten  für  hochqualifizierte  Arbeiter,  Staatsbeamte  der  unteren 
Rangsklassen  usw.  gleichkommt.  Ähnliche  Erscheinungen  hat  in 
größerer  Allgemeinheit  auch  die  europäisch-amerikanische  Hoch- 
konjunktur der  Jahre  1911  und  1912  gezeitigt.  Diese  Hoch- 
konjunktur verriet  zwar  einzelne  Anzeichen  von  Schwäche  bereits 
im  Frühjahr  1912,  erfuhr  aber  erst  durch  die  von  den  Balkan- 
kriegen von  19 12/19 13  ausgehenden  weltpolitischen  Störimgen  einen 
jähen  Absturz,  der  wohl  noch  weit  schlimmer  war  als  jener  des 
Jahres  1908  zur  Zeit  der  im  Spätherbst  1907  von  Nordamerika 
ausgegangenen  internationalen  Krise.  Besonders  die  Bisen-  und 
Maschinenindustrien  Nordamerikas  und  Europas 
hatten  im  Frühjahr  und  Sommer  19 12  trotz  höherer  Lohnzahlungen 
mit  großen  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Anwerbung  der  von 
ihnen  benötigten  zahlreichen  Arbeitskräfte  zu  kämpfen.  Sogar 
die  Rückwanderung  der  militärpflichtigen  balkanländischen  Aus- 
wanderer aus  den  Vereinigten  Staaten  im  Herbst  1912  erschien  als 
arge  Verschlimmerung  des  dort  von  den  genannten  Industrien 
empfundenen  Mangels  an  Arbeitskräften.  Erst  das  Jahr  1913 
brachte  in  Nordamerika  und  in  Europa  (doch  in  Oesterreich- 
Ungam  bereits  im  Herbst  19 12,  dagegen  in  Großbritannien  sogar 
im  ers-ten  Halbjahr  1914  nur  in  schwächerem  Ausmaße)  eine 
ungemein  ausgedehnte  Arbeitslosigkeit  bei  sinkenden  Löhnen. 

Inmitten  dieser  im  allgemeinen  ungünstigen  Zustände  des 
Arbeitsmarktes  im  Jahre  1913  und  im  ersten  Halbjahr  1914  waren 
zwei  Vorkommnisse  um  so  auffallender,  die  auf  gewisse,  den  Stand 
der  Löhne  dauernd  in  die  Höhe  hebende  Kräfte  hin- 
zudeuten scheinen:  die  imaufhörlichen  Klagen  der  russischen 
mittleren  und  größeren  Landwirte  über  Arbeitermangel, 
der  wohl  weit  weniger  mit  der  Ansaugung  von  Arbeitskräften 
durch  die  im  Jahre  19 13  auch  nur  mäßig  gedeihende  russische 
Industrie  zusammenhängt,  als  vielmehr  auf  die  innere  Kolo- 
nisation (zum  Teil  auch  Agrarreform)  im  europäischen  Rußland 
und  noch  weit  mehr  in  Sibirien  zurückzuführen^)  ist;  der  ewige 
Arbeitermangel  der  französischen  Industrie  auch  bei 
schlechter  Geschäftslage,  der  zum  nicht  geringen  Teile  von  der 
geringen  Geburtenhäufigkeit-)  und  den  hierdurch  bewirkten 

^)  Vgl.  über  die  Wirkung  des  allmählichen  Seltenerwerdens  und  der  Verteuerung 
der  landwirtschaftlichen  Arbeitskräfte  Anlage  XVI  (insbesondere  Abteilung  VII) 
im  vorliegenden  Bande. 

')  Vgl.  über  den  Rückgang  der  Geburtenhäufigkeit  in  den  europäisch-amerika- 
nischen Kulturländern  II.  Kapitel  (Seite  64)  vorUegenden  Bandes. 
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stationären,  in  einzelnen  Teilen  Frankreichs  sogar  rückgängigen 
Bevölkerungsziffern  herbeigeführt  wurde.  Trotzdem  einzelne  In- 
dustriegebiete, so  namentlich  in  den  Kohlenbezirken  des  Nordens, 
durch  die  starke  Einwanderung  fremder  Arbeiter  fast  schon  ihren 
französischen  Charakter  verlieren,  bleibt  die  Erzeugung  nicht 
weniger  französischer  Industrien  infolge  Mangels  an  Arbeitskräften 
ungenügend.  Daher  müssen  trotz  hoher  Zölle  und  mannigfacher 
Zollschikanen  mancherlei  Fabrikate  eingeführt  werden,  in  denen 
die  französische  Erzeugung  an  und  für  sich  leistungsfähig  wäre. 
Unter  Voraussetzung  der  stetenFortdauer  derartig  er 
Verhältnisse  auf  dem  Arbeitsmarkte  würde,  nach 
Ansicht  der  sozialliberalen  Nationalökonomen,  sicherlich  eines 
der  stärksten  s  c  h  u  t  z  z  ö  1 1  n  e  r  i  s  c  h  e  n  Argumente 
wegfallen.  Dieses  Argument  wird  immer  zur  Unterstützung 
der  Neueinführung  oder  Aufrechthaltung  von  Schutzzöllen  vorge- 
bracht, und  weite  Kreise  der  ärmeren  Bevölkerung  im  allgemeinen 
sowie  der  Lohnarbeiterschaft  im  besonderen  ließen  sich 
(in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Großbritannien,  einigermaßen  auch 
in  Frankreich,  Deutschland  und  Österreich)  hierdurch  beeinflussen: 
Es  ist  dies  das  Argument  von  der  Notwendigkeit,  den 
Arbeitslosen  im  eigenen  Lande  Beschäftigung i) 
zu  vermitteln.  Wenn  aber  das  Angebot  von  Arbeitskräften 
auf  dem  Arbeitsmarkte  dauernd  hinter  dem  Bedarf e  so  stark  zurück- 
bleiben sollte,  wie  es  in  jenem  Beispiele  aus  den  Vereinigten  Staaten 
(Bericht  aus  Chicago  über  das  Jahr  1906)  für  eine  flüchtige  Hoch- 
konjunkturperiode  der  Fall  war,  dann  wäre  die  Redensart  vom 
„Schutze  der  nationalen  Arbeit''  vollends  zur  sinn- 
losen Phrase  geworden.  Die  sozialliberalen  Nationalökonomen  weisen 
darauf  hin,  daß  es  bei  einem  solchen  Arbeitsmarkte  nur  noch  darauf 
ankäme,  den  Bedarf  durch  Zölle  nicht  widersinnig  zu  verteuern; 
denn  die  vorhandenen  Arbeitskräfte  würden  zur  Bereitstellung  der 
benötigten  Warenmengen  ohnehin  nicht  genügen,  und  diese  Waren 
müßten  trotz  der  hohen  Zölle  eingeführt  werden.    So  mußten  auch 


')  Hierbei  wird  aber  der  Frage  ausgewichen,  ob  durch  die  hochschutzzöUne- 
rischen  Ausschreitungen  nicht  viel  mehr  Arbeitskräfte  zur  Arbeitslosigkeit  oder 
schlecht  bezahlter  Arbeit  oder  zur  Arbeit  um  niedrigen  Reallohn  verurteilt  werden, 
als  durch  die  Hochschutzzollpolitik  überhaupt  je  beschäftigt  werden  können.  In- 
wiefern durch  die  verteuernde  Wirkung  der  Hochschutzzölle  die  Kaufkraft  der  breiten 
Massen  geschwächt  und  hierdurch  die  für  den  Inlandsbedarf  arbeitende  National- 
produktion nicht  nur  nicht  gefördert,  sondern  sogar  eingeengt  wird,  siehe  Anlage  IV 
vorliegenden  Bandes. 
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im  Jahre  1906  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Erzeugnisse  nicht  weniger 
nordamerikanischer  Produktionen,  die  sonst  den  inneren  Bedarf  leicht 
deckten  und  sogar  noch  exportierten,  um  den  Zoll  verteuert  aus  dem 
Auslande  bezogen  werden.  Daher  wäre  ein  derartigerdauern- 
der Zustand  des  Arbeitsmarktes,  den  manche  sozial- 
liberale Nationalökonomen  wohl  in  allzu  großer  Nähe  träumen, 
sicherlich  das  denkbar  stärkste  Freihandelsargument. 
Worin  liegt  also  das  Utopische  der  soziaUiberalen  Grundansicht, 
welche  die  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  in  den  Vordergrund 
schiebt?  Die  Utopie  liegt  nicht  in  der  abfälligen  Beur- 
teilung der  gegenwärtigen  Zustände,  auch  nicht 
immer  in  den  Hoffnungen  hinsichtlich  der  Durchführbarkeit  jener 
Vorschläge,  die  von  den  Sozialliberalen  behufs  Besserung 
der  gegenwärtigen  Übelstände  gemacht  werden,  vielleicht  auch  nicht 
in  manchen  Erwartungen  hinsichtlich  der  Resultate,  die  aus  der 
Anwendung  dieser  Mittel  hervorgehen  soUen,  Die  Utopie  steckt 
vielmehr  hauptsächlich  in  der  Selbsttäuschimg  dieser  sozialliberalen 
Kreise  über  die  Zeitspanne,  die  nötig  ist,  um  das  vorgeschlagene 
Heilverfahren  zur  Wirksamkeit  zu  bringen.  Sie  stellen  es  sich  zu 
leicht  vor,  die  Anwendung  der  für  die  kranke  Wirtschaftsgesellschaft 
unserer  Zeit  vorgeschlagenen  sozialliberalen  Heilmittel  gegenüber 
einem  doppelten  Widerstände  durchzusetzen :  einerseits 
gegen  die  bewußte  Gegnerschaft  der  hierdurch  in  ihren  Interessen 
verletzten  Klassen  oder  Minoritäten  ^),  andererseits  gegenüber  dem 
Trägheitsmoment  und  der  wirtschaftspolitischen 
Verworrenheit  innerhalb  der  breiten  Volksmassen,  denen  durch 
die  sozialliberale  Wirtschaftspolitik  geholfen  werden  soll.  Hier  wäre 
beispielsweise  die  Ablenkung  eines  nicht  geringen  Teüs  der  britischen 
Arbeiterschaft  von  den  sozialliberalen  Reformvorschlägen  (Boden- 
reform) des  Ministeriums  Asquith  zu  erwähnen,  die  im  Jahre  1910 
von  gegnerischer  Seite  durch  schutzzöllnerische  Quack- 
salbereien oder  gar  durch  Hinweise  auf  die  angebliche  maritime 
„deutsche  Gefah  r^)"  bewerkstelligt  wurde.  Es  wäre  auch  auf 
die  ungemein  großen  Schwierigkeiten  hinzuweisen,  die  bei  der  Aus- 
breitung des  Konsumvereinswesens,  bisweüen  sogar  der  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  zu  überwinden  sind. 


1)  Hier  wäre  beispielsweise  der  Kampf  zu  nennen,  den  die  britischen  Lords 
und  ihr  Anhang  gegen  die  steuerpoUtischen  Bodenreformpläne  des  Ministeriums 
Asquith  in  den  Jahren  1909  und  19 10  und  seither  führten. 

*)  Im  nordirischen  Ulster  spielte  noch  im  Jahre  1914  die  „katholische  Gefahr" 
die  gleiche  Rolle. 
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IV.    Die  Phantasien  über  eine  vom  lenkbaren  Luftschiff  beherrschte 

Zukunft. 

Ein  sehr  häufig,  ja  fast  immer  anzutreffender  Bestandteil  jener 
Phantasien,  die  sich  auf  die  vom  lenkbaren  Luftschiff  beherrschte 
Zukunft  beziehen,  sind  die  Betrachtungen  über  die  angebliche  Un- 
möglichkeit, bei  Vorhandensein  dieses  höchst  vollkommen  und 
leistungsfähig  gedachten  neuen  Verkehrsmittels  die  bestehenden  Zoll- 
grenzen, ja  überhaupt  irgendein  Zollregime  ^)  noch  weiter  aufrecht- 
zuhalten 2).  In  solchen  Betrachtungen  steckt  wohl  ein  starkes 
Stück  Utopie.  Es  wäre  darauf  noch  am  wenigsten  Gewicht  zu  legen, 
daß  die  I^uftschiffe  gegenwärtig  noch  imVersuchs-undAus- 
probierungsstadium  sind  sowie  praktische  Verwendung 
fast  nur  zu  militärischen  Zwecken  finden  und  bestenfalls  als  Be- 
förderungsmittel für  Personen,  Postsachen  und  andere  Gegen- 
ständegrößerenWertes  dienen  könnten.  Sogar  die  größten 
Optimisten  haben,  nach  dem  gegenwärtig  absehbaren  Stande  der 
Luftschifftechnik,  wohl  kaum  die  Berechtigung,  sich  die  Luftschiffe 
als  Ersatzmittel  der  den  Transport  schwerer  M  a  s  s  e  nf  räch  t- 
artikeP)  besorgenden  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  vorzustellen*). 


^)  Vgl.    hierüber   Kapitel  VII   des   vorliegenden   Bandes. 

*)  Vgl.  in  dieser  Beziehung  z.  B.  „Berlin-Bagdad"  von  Rudolf  Martin  (Leipzig 
1907). 

3)  Vgl.  Über  ,, Massenf rachtartikel"  Anlage  XIV  und  Abteilung  IV  des  I.  Ka- 
pitels vorUegenden  Bandes. 

*)  Sogar  ein  so  nüchterner,  sachUcher  Kopf,  wie  der  im  Februar  19 12  ver- 
storbene österreichisch-ungarische  Minister  des  Äußeren,  Baron  Ährenthal, 
soll  in  einem  anfangs  1907  geführten  Gespräch  mit  W.  T.  Stead,  dem  bekannten 
Herausgeber  der  ,, Review  of  Reviews",  die  Ansicht  vertreten  haben,  die  Entwicklung 
des  lenkbaren  Luftschiffs  werde  aller  ZoUpohtik  ein  Ende  bereiten  (nach  ,, Neues  Wiener 
Tageblatt"  vom  31.  Januar  1909,  Sportteil),  wenn  er  auch  besonnen  genug  war, 
schwere  Massenfrachtartikel  von  dieser  Umwälzung  ausdrückHch  auszunehmen.  Es 
ist  eher  zu  begreifen,  wenn  die  leicht  entzündliche  Phantasie  eines  Romanschrift- 
stellers, wie  des  berühmten  Engländers  H.  G.  Wells,  des  enghschen  Jules  Verne 
(in  einem  Interview  irn  ,,Evening  Standard",  wiedergegeben  im  Sportteil  des  ,, Neuen 
Wiener  Tagblatt"  vom  5.  Januar  191 1,  Abendblatt)  vom  lenkbaren  Luftschiff  die 
größten  Umwälzungen  erwartet.  Damit  zu  vergleichen  wären  die  pessimistischen 
Ansichten  eines  technischen  Fachmannes,  des  Leiters  der  Aerodynamischen  Anstalt 
in  Göttingen,  Professor  C.  R  u  n  z  e  (nach  einem  im  März  191 1  in  der  Wiener  „Urania" 
gehaltenen  Vortrage,  wiedergegeben  im  ,, Neuen  Wiener  Tagblatt"  vom  15.  März 
191 1,  Sportteil,  Abendblatt),  der  die  Lastenbeförderung  durch  die  Luft  eine  jämmer- 
liche, unwirtschafthche  Methode  nennt  und  sich  zu  glauben  weigert,  daß  es  die  Menschen 
in  den  Lüften  je  den  Vögeln  werden  gleichtun  können.  Sehr  begreifUch  ist  der  weit 
größere  Optimismus,  den  der  bekannte  österreichische  Erfinder  und  Fabrikant  von 
Luftfahrzeugen,  Igo  E  t  r  i  c  h  ,  in  einem  am  i.  März  191 1  in  Wien  gehaltenen  Vor- 
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Solange  aber  Luftschiffe  zum  Transport  von  Massenfrachtartikeln  nicht 
geeignet  sind,  werden  sie  höchstens  dazu  beitragen,  den  Schmuggel 
zu  erleichtern,  besonders  in  den  sogenannten  „T  a  s  c  a  - 
b  i  1  i"  ^).  Doch  ist  eine  durch  die  Lüfte  mit  gewaltiger  motorischer 
Kraft  dahinsausende  Flugmaschine  ein  mittels  Auge  und  Ohr  weit 
leichter  wahrzunehmender  Gegenstand,  als  ein 
einzelner  Schmuggler,  der  etwa  bei  Nacht  und  Nebel  durch  Wälder, 
Gebirge  und  Einöden  schleicht,  und  kann  leichter  ertappt  werden, 
als  irgendein  Reisender,  der  auf  der  Eisenbahngrenzstation  dem 
nachfragenden  Zollbeamten  über  mitgeführte  kleine  zollpflichtige 
Gegenstände  keine  Auskunft  gibt  ^).  Sicherlich  könnten  aber  Be- 
wegtmgen  großer  Mengen  von  Massenfrachtartikeln  nie  unbemerkt 
bleiben,  sogar  wenn  Luftschiffe  zu  derartigen  Transporten  je  befähigt 
wären.  Das  Haupthemmnis  des  allzu  argen  Umsichgreifens  des 
Schmuggels,  das  bisher  wirksam  war,  wird  auch  dann  noch  den 
Finanzbehörden  zur  Verfügung  stehen,  nämlich  die  Eifersucht 
der  ehrlichen,  das  Hilfsmittel  des  Schmuggels 
verschmähenden  Händler  auf  die  unehrlichen,  die  sich 
auf  solche  Weise  mühelos  bereichern.  Diese  Eifersucht,  die  Haupt- 
stütze der  ihre  Zolleinkünfte  verteidigenden  Regierungen,  würde  wohl 
auch  im  Zeitalter  der  Beherrschimg  des  internationalen  V^erkehrs 
durch  das  Luftschiff  ihre  Schuldigkeit  tun,  falls  es  bis  dahin  nicht 
etwa  schon  aus  anderen  Ursachen  zu  einer  weniger  hochschutz- 
zöllnerischen  oder  zollfiskalischen  Regelung  des  internationalen 
Handelsverkehres  gekommen  sein  soUte. 

Schließlich   wäre    noch   zu    bedenken,    daß    schnelle   und 
bequemeVerkehrsmittel  für  wertvolle  Güter  und  Massen- 


trage (siehe  Sportteil  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  5.  März  191 1)  hinsichtlich 
des  Aeroplans  als  Verkehrsmittel  entwickelte.  In  den  seither  verflossenen  mehr  als 
drei  Jahren  hat  wohl  die  Beförderung  von  Personen  und  Postsachen  durch  Luftschiffe 
einige  Fortschritte  gemacht;  aber  hinsichthch  der  Massenfrachtartikel  ist,  trotz  der 
Bestückung  großer  Luftschiffe  mit  Maschingewehren  usw.,  keine  nennenswerte 
Veränderung  eingetreten. 

1)  Vgl.  hierüber  Anlage  XXV  vorliegenden   Bandes.  ~ 

*)  Bereits  im  Mai  1910  tagte  in  Paris  eine  offiziell  beschickte  internationale 
Konferenz,  die  über  einen  von  der  französischen  Regierung  ausge- 
arbeiteten Entwurf  eines  internationalen  Abkommens  beriet,  das  die  Regelung  des 
internationalen  Luftschiffahrtsverkehrs  zum  Gegenstande  hatte.  Darin  befanden 
sich  auch  Bestimmungen  über  das  Zollverfahren.  Ein  deutscher  Fachmann,  Viktor 
Würth,  hat  diesem  Gegenstande  eine  eigene  Schrift  („Luftzollrecht",  Berlin  191 1) 
gewidmet.  Auch  seither  hat  es  nicht  an  Kongreßverhandlungen  und  schriftstellerischen 
Arbeiten  über  das  „internationale  Luftrecht"  mit  Einschluß  des  „Luftzollrechts" 
gefehlt. 
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frachtartikel  keineswegs  an  und  für  sich  ein  das  Schutzzollsystem 
verhinderndes  Moment  darstellen,  wie  Mitte  des  19,  Jahrhunderts 
bezüglich  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  tatsächlich  geglaubt 
wurde.  Den  Gegenbeweis  lieferte  die  in  den  siebziger  Jahren  be- 
ginnende, schutzzöUnerisch-hochschutzzöUnerische  Strömung  in  Mittel- 
europa, Rußland,  Nordamerika  usw.,  die  auch  noch  im  zweiten  Jahr- 
zehnt des  20.  Jahrhunderts  die  ihr  unterworfene  Völker  bedrückt. 

Ein  gewisser  Argwohn  der  Staatsverwaltungen 
gegen  die  Durchfahrung  des  nationalen  Luftraumes  durch  fremde 
Luftschiffe  hat  in  Frankreich  anfangs,  ganz  im  Gegensatz  zu 
den  Hoffnungen  und  Erwartungen  der  Utopisten,  sogar  zu  zoll- 
politischen Schikanen  gegen  die  Luftschiffe  geführt.  Nach  einer 
anfangs  1909  erlassenen  Verordnung  sollte  nämlich  ein  fremdes  Luft- 
schiff, das  auf  französischem  Boden  landet,  für  den  niedergegangenen 
Ballon  oder  die  gelandete  Flugmaschine  den  Zoll  nach  den  herkömm- 
lichen Tarifsätzen  entrichten,  widrigenfalls  das  betreffende  Luftschiff 
zur  Sicherstellung  der  Zollgebühren  mit  Beschlag  zu  belegen  sei. 
Spätere  Verordnungen  vom  16.  November  und  27.  Dezember  1909 
haben  dies  freilich  derart  gemildert,  daß  der  Zollbetrag  nur  vor- 
läufig zu  zahlen  ist,  aber  zurückgestellt  wird,  falls  der  Ballon  oder 
die  Flugmaschine  Frankreich  binnen  eines  Monats  wieder  verläßt. 
Noch  weitere  Erleichterungen  wurden  für  den  Fall  gewährt,  daß  ein 
Luftschiff  in  der  Nähe  der  französischen  Zollgrenze  niedergehen^)  sollte. 

Doch  mag  das  lenkbare  Luftschiff,  wofern  es  auch  nur  für  Per- 
sonen und  leichtere  Waren  ein  bequemes,  nicht  zu  teures  Trans- 
portmittel werden  sollte,  eine  für  die  Entwicklung  der 
Weltwirtschaft  wichtige  Tendenz  verstärken. 
Gemäß  dieser  mit  der  Entwicklung  der  modernen  Transportmittel 
zusammenhängenden  Tendenz  rücken  die  noch  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts, ja  sogar  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  als 
riesengroß,  ja  fast  als  zu  groß  geltenden  Zollgebiete  von 
der  Ausdehnung  der  europäischen  Großmächte 
(300 — 600  000  km^  mit  30 — 60  Millionen  Einwohnern)  gegenwärtig 
in  die  zweite  Linie,  und  an  die  erste  Stelle  in  Weltwirtschaft  und 
Weltpolitik  gelangen  die  sogenannten  Weltreiche  von  min- 
destens 2,5  Millionen  km^  und  wenigstens  70 — 80  Millionen  Ein- 
wohnern.    Die  erwähnte  Tendenz  dürfte  durch  Luftschiffe,  die  für 


^)  Hierzu  kommt  noch  eine  französische  Verordnung  vom  19.  Oktober  1912, 
welche  die  fremden  I,uftschiffe  annähernd  ähnlichen  zollamtUchen  Vorsichtsmaß- 
regeln xmterwirft,  wie  die  fremden  Automobile.  In  gleicher  Richtung  bewegt  sich 
auch  eine  Verordnimg  des  schweizerischen  Bundesrats  vom  26.  September  1913. 
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den  Groß  verkehr  brauchbar  geworden  sind,  sicherlich  eine  namhafte 
Verstärkung  erfahren  und  um  so  eher  imstande  sein,  sei  es  durch 
Verträge  über  Vorzugszölle  oder  völlige  Zollvereinigungen,  sei  es 
durch  politischen  und  dann  erst  wirtschaftlichen  Zusammenschluß, 
eine  Reihe  lästiger  Zollgrenzen  zu  beseitigen  sowie  ungemein  aus- 
gedehnte Gebiete  inneren  Freihandels  ^)  zu  schaffen.  Doch  wäre 
der  Unterschied  hinsichtlich  der  Wirkung  derartiger  Luftschiffe 
und  der  Wirkung  der  Eisenbahnen,  Dampfschiffe,  Telegraphie  und 
des  Telephons  nur  ein  gradueller,  kein  grundsätzlicher,  was  diese 
bedeutsamen  Annäherungen  an  den  allgemeinen,  universellen  Frei- 
handel betrifft. 

Immerhin  ist  es  bezeichnend,  daß  die  herannahende  Erfüllung 
des  uralten  menschlichen  Wunsches,  sich  frei  in  den  Lüften  bewegen 
zu  können,  sofort  in  eine  Verbindung  mit  der  viel  jüngeren  Sehn- 
sucht gebracht  wird,  die  drückenden  Fesseln  des  Hochschutzzoll- 
regimes unserer  Tage  zu  lockern.  Wünsche,  die  so  eifrig  nach  jeder 
entfernten  Möglichkeit  ihrer  Erfüllung  Ausschau  halten,  sind  sehr 
häufig  die  Baumeister  einer  absehbaren  Zukunft. 


1)  Vgl.  im  I.  Band  vorliegenden  Buches  Abteilung  V,  X  und  XIII  des  VI.  Ka- 
pitels und  im  II.  Bande  Abteilung  XX  der  Anlage  X. 
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Anlagen. 

Anlage  I. 

Absolute  Steigerung  der  Außenhandelsziffem^). 

Das  ,, Deutsche  Handelsarchiv"  (Band  „Gesetzgebung  und 
Statistik"  für  1910^  Seite  950)  bringt  über  das  absolute  Wachs- 
tum der  Bewegung  des  internationalen  Außen- 
handels folgende  bemerkenswerte  (den  „Statistical  Tables  and 
Charts  relating  to  British  and  Foreign  Trade  and  Industry  [1854 
bis  1908]",  London  1909  entnommene)  Ziffern: 

Noch  größeren  Steigerungen  begegnet  man  natürlich,  wenn  man 
statt  um  ein  bis  anderthalb  um  fünf  bis  sieben  Jahrzehnte  in  die 
Vergangenheit  und  gleichzeitig  freilich  auch  in  eine  mehr  frei- 
händlerische Periode  zurückgreift.  So  betrug  im  Durch- 
schnitte der  Jahre  1855 — 1859  die  britische  Ausfuhr  (mit  Aus- 
schluß der  Durchfuhr)  116,  die  Einfuhr  146  Mülionen  Pfund  Sterling; 


Einheit 


Großbritannien 


Jahresdurchschnitt  für  die  Jahre 
1895/1899  1905/1908 


Bevölkerung 

Gesamteinfuhr      

Fabrikateneinfuhr        

Gesamtausfuhr 

Fabrikatenausfuhr 

Gesamteinfuhr  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
Fabrikateneinfuhr  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
Gesamtausfuhr  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
Fabrikatenausfuhr  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung   

Ausfuhr  von   Eisen    und    Stahl   sc^^'ie   Waren 

daraus        

Maschinenausfuhr 

Ausfuhr     von    Baumwollgarn    u.     Baumwoll- 
waren      


1000 
Mülion.Pfd.J 


£shd 


Million.Hd.  £ 


39  993 

392,7 

94,3 

199,6 
9.  16.    5 

2.     7.     2 
5.  18.  II 

4.  19.  10 

25,2 
17,3 

65,9 


43882 

519,3 
124,8 

368,5 
294,7 

II.  16.  8 
2.  16.  II 
8.    7.  II 

6.  14.    4 

45,1 
28,2 

99,2 


^)  Vgl.  die  Anmerkung  auf  Seite  i  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches. 
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im  Jahre  1846  erreichte  die  britische  Ausfuhr  sogar  erst  40,4  Mülionen 
Pfund  Sterling.  Die  französische  Ausfuhr  betrug  im  Durch- 
schnitte der  Jahre  1840 — 1844  (samt  Durchfuhr)  41,2,  im  Durchschnitte 
der  Jahre  1857 — 1860  75,9  Millionen  Pfund  Sterling.  Die  Ausfuhr 
des  Kaisertums  Österreich  umfaßte  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1860 — 1862  632,  die  Österreich-Ungarns  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1906 — 1909  2530  Millionen  Kronen.  Die  belgische  Ausfuhr 
(im  Spezialhandel  ohne  Durchfuhr)  belief  sich  im  Jahre  1836  auf 
145,  im  Jahre  1855  auf  375,  im  Jahre  1860  auf  545,  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1906 — 1908  auf  2692  Millionen  Franken.  Die  Ausfuhr 
der  Schweiz  umfaßte  im  Durchschnitt  der  Jahre  1853 — 1855 
bereits  538,  im  Durchschnitt  der  Jahre  1907 — 1909:  1092  Millionen 
Franken;  dagegen  betrug  der  Durchschnitt  der  schweizerischen  Ein- 
fuhr in  den  Jahren  1853 — 1855  nur  479,  im  Durchschnitt  von  1907 
bis  1909  über  1627  Mülionen  Franken,  so  daß  sich  eine  weitaus  größere 
Zunahme  in  der  Einfuhr  dieses  Fremdenverkehrs-  und  Gläubiger- 
landes vollzogen  hatte  als  in  seiner  Ausfuhr.  Die  Ausfuhr  Spaniens 
belief  sich  im  Durchschnitt  der  Jahre  1859  und  1860  auf  etwa  265, 
im  Durchschnitt  von  1907 — 1909  auf  898  Millionen  Franken. 

In  diesem  Zusammenhange  wäre  auch  auf  die  Ausführungen 
von    Bernhard   H  a  r  m  s  ^)    über    die   Entwicklung    des   britischen 


Frankreich 

Deutschland 

Vereinigte  Staaten 

Jahresdurchschnitt  für  die  Jahre 

Jahresdurchschnitt  für  die  Jahre 

Jahresdurchschnitt  für  die  Jahre 

1895/1899 

190S/1908 

1895/1899 

1905/1908 

1895/1899 

1905/1908 

38625 

39243 

53803 

61873 

71  609 

85  092 

163,7 

222,7 

232,8 

387,9 

145,5 

253,5 

25,2 

41,6 

49,1 

77,8 

58,3 

109,0 

144,3 

207,8 

181,3 

311,5 

212,6 

359,3 

79,5 

121,3 

116,9 

213,5 

61,6 

145,2 

4.    4.8 

5.  13.  6 

4.    6.6 

6.5.5 

2.    0.  8 

2.  19.  7 

0.  13.  0 

I.     I.  2 

0.  18.  3 

I.  5.  2 

0.  16.  3 

I.    5.8 

3-  14-  8 

5.    5.  II 

3-    7-  5 

5.  0.  8 

2.  19.  5 

4.    4.  5 

2.    I.  2 

3.    I.  10 

2.    3-5 

3.  9.  0 

0.  17.  2 

I.  14.  2 

2,6 

5,3 

15,3 

27,3 

5,5 

IS.6 

2,0 

3,4 

6,2 

18,7 

7,6 

21,7 

5,5 

12,6 

10,0 

20,8 

3,7 

7,5 

^)  Siehe  B.  Harms,  „Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft"  (Jena  19 12),  Seite  145 
bis  179. 
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Außenhandels  von  1800 — 1910  hinzuweisen.  Er  legt  darin  nicht  nur 
dar,  um  wieviel  kleiner  die  Außenhandelsziffern  Großbritanniens 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  als  im  ersten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  waren  (so  Einfuhr  im  Jahre  1800  35,9,  im 
Jahre  1816  49,6  und  im  Jahre  1830  wieder  nur  35,2,  die  gleich- 
zeitigen Einfuhren  24,  31,8,  42,3  Millionen  Pfund  Sterling);  er  zeigt 
auch,  an  dem  Musterbeispiel  der  eingehend  erörterten  Außenhandels- 
ziffern des  Jahres  1829,  um  wieviel  weniger  innig  damals  die  Ver- 
flechtung der  britischen  Volkswirtschaft  in  die  Weltwirtschaft  und 
besonders  ihre  Anteilnahme  am  außereuropäischen  Überseehandel 
war  als  im  20.  Jahrhundert,  dessen  Verhältnisse  am  Beispiel  der 
ausführlich  besprochenen  Ziffern  des  Jahres  1909  dargetan  werden. 
Wie  sehr  gar  der  Außenhandel  in  einem  Lande  zunehmen  kann, 
dessen  Bevölkerung  bei  fast  unverändertem  Flächenraum  durch 
Einwanderung  rasch  zunimmt,  mag  folgenden  Ziffern  entnommen 
werden :  Argentinien  hatte  anfangs  der  1860  er  Jahre  etwa 
1,9,  Mitte  der  1880  er  Jahre  ungefähr  3,6  und  im  Jahre  1910  bereits 
7,1  Millionen  Einwohner.  Gleichzeitig,  d.  h.  in  den  Jahren  1861, 
1885  und  1910  stieg  die  Einfuhr  des  Landes  von  112  auf  461  und 
1759,  die  Ausfuhr  von  72  auf  419  und  1863  Millionen  Franken^). 
Während  also  die  Bevölkerung  auf  das  3,7  fache  anwuchs,  stieg 
die  Einfuhr  auf  den  15 — 16  fachen  und  die  Ausfuhr  auf  den  25  bis 
26  fachen  Betrag.  Gemäß  den  Ziffern  dieser  Anlage  haben  sich 
die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwick- 
lung" (vgl.  über  sie  Seite  26  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches) 
jedenfalls  eine  schwere  Beweislast  aufgebürdet,  insofern  sie  be- 
haupten, daß  diese  große  absolute  Steigerung  der  Außenhandels- 
ziffern nur  eine  optische  Täuschung  sei  gegenüber  dem  weit  ge- 
waltigeren Wachstum  des  inneren  Handelsverkehrs,  d.  h.  der  für 
den  Inlandsbedarf  arbeitenden  Nationalproduktion. 


*)  Diese  Ziffern  sind  dem  Pariser  „ßconomiste  Europeen"  vom  3.  Mai  1912 
entnommen,  wo  in  tabellarischer  Form  die  Außenhandelsziffern  Argentiniens  von 
1 861— 1910  dargestellt  -werden. 
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Anlage  II. 

Das  Verhältnis  der  Wertziffern  des  Außenbandels 
und  der  Nationalproduktion. 

I.  unstatthafte  Verallgemeinerungen. 

Den  polemisclien  Ausgangspunkt  dieser  Arbeit  bildet^)  folgende  An- 
sicht :  „Der  internationale  Handelsverkehr  ist  im  Verhältnis  zu  den  dem 
Eigenbedarfe  dienenden  Nationalproduktionen  in  den  einzelnen 
Handels-  und  Industriestaaten  unserer  Tage  bestenfalls  stationär, 
wahrscheinlich  aber  in  relativem  Rückgange  begriffen,  und  nur 
mehr  diese  Nationalproduktionen  haben  Aussicht  auf  nicht  bloß 
absolutes,  sondern  auch  relatives  Wachstum,"  Diese  Ansicht  wird 
mitunter  in  etwas  veränderter  Form  vorgetragen.  Es  wird  nämHch 
behauptet,  daß  in  den  einzelnen  Staaten  der  Umfang  desAußen- 
h  a  n  d  e  1  s  gegenüber  der  für  den  Inlandsmarkt  ar- 
beitenden Nationalproduktion  wohl  schon  derzeit 
stark  zurücktrete;  der  Außenhandel  mache  nur  wenige  Prozent  der 
Nationalproduktion  aus.  Gegen  diese  Behauptung  läßt  sich  um  so 
schwerer  ankämpfen,  als  sie  fast  immer  ohne  eine  greifbare  statistische 
Grundlage  vorgebracht  wird.  Bestenfalls  kennen  die  betreffenden 
„Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  ^)  einige  wenige 
Industriezweige  aus  eigener  Erfahrung,  in  welchen,  gemäß  den 
speziellen  Verhältnissen  des  betreffenden  I^andes,  der  Absatz  auf 
dem  Inlandsmarkte  bei  weitem  über  die  Umsätze  im  Außenhandel 
überwiegen  mag.  Zu  einem  derartigen  Überwiegen  des  Inlandsabsatzes 
kommt  es  namentlich  dann,  wenn  durch  prohibitive,  den  Verbrauch 
schwer  belastende  Zölle  eine  Produktion,  die  nach  den  Verhältnissen 
des  betreffenden  Landes  nur  in  beschränktem  Maße  exportfähig  ist, 
auf  dem  Inlandsmarkte  vor  der  Konkurrenz  des  Auslandes  nach- 
drücklich geschützt  wurde.   Diese  vereinzeltenTatsachen 

')  Siehe  Abteilung  I  der  Einleitung  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches,  insbe- 
sondere Seite  I  und  3. 

^)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26  des  I.  Bandes 
vorliegenden   Buches. 
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werden  sodann  in  ganz  unstatthafter  Weise  auf  den 
Bereich  der  ganzen  Volkswirtschaft  ausge- 
dehnt. Aus  einzelnen  Fällen  dieser  Art  folgern  nun  die  „Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung",  daß  die  Aussichten  des 
internationalen  Verkehrs  gering  seien  und  dieser  in  relativem  Rück- 
gange begriffen  wäre,  also  das  Bemühen  um  Freihandel  als  gegen- 
standslos betrachtet  werden  könne. 

II.    Nationalproduktion  und  Außenhandel  der  Vereinigten  Staaten. 

Vermöge  einer  glücklichen  Schicksalsfügung  besitzt  gerade  eines 
der  größten  und  wichtigsten  Zollgebiete  der  Erde,  die  Ve  reinigten 
Staaten,  eine  besonders  sorgfältige  Produktionsstatistik  und  zu- 
gleich eine  verhältnismäßig  verläßliche  Außenhandelsstatistik;  daher 
stehen  dort  einem  Vergleiche  der  Nationalproduktion  mit  dem 
Außenhandel  keine  besonderen  Schwierigkeiten  gegenüber.  Nach 
dem  Zensus  der  Vereinigten  Staaten  vom  Jahr  1905,  der  über 
die  Produktionsverhältnisse  im  Jahre  1904  Aufschluß  gibt,  stellten 
im  letztgenannten  Jahre  die  Farmer-Erzeugnisse  einen  Wert 
von  6139,  die  mineralischen  Erzeugnisse  einen  solchen  von 
1363  und  die  Industrieerzeugnisse  einen  Wert  von  14802 
Millionen  Dollar  dar.  Formell  beträgt  zwar  der  aufgenommene  Wert 
der  Industrieerzeugnisse  14802  Millionen  Dollar;  aber  hiervon  ist, 
nach  Rechnung  des  Washingtoner  Zensusbureaus,  ungefähr  ein  Drittel 
zur  Vermeidung  von  Doppelzählungen  für  Rohstoffe  und 
Zwischenstufen  ihrer  Bearbeitung  abzuziehen^).  Sogar  nach  diesem 
Abzug  dürfte  die  durch  Zusammenzählung  der  drei  Posten  ent- 
stehende Summe  von  17  323  Mülionen  Dollar  noch  zu  groß  sein, 
da  ja  auch  bei  den  Rohstoffproduktionen  Doppelzählungen  von 
großer  Tragweite  vorkommen;  so  werden  z.  B,  die  vom  Vieh  ver- 
zehrten Futtermittel  doppelt  gezählt,  einmal  für  sich,  das 
andere  Mal  in  den  ermittelten  Viehwerten,  und  das  gleiche  gilt  für 
die  Wertziffern  der  Koks  und  der  Kohlen-. 

Bemerkenswert  mit  Hinblick  auf  die  Frage  der  Doppelzählungen 
eben  derselben  Werte  auf  verschiedenen  Stufen  der  Produktion  sind 
auch  die  Bemerkungen,  die  ein  so  ausgezeichneter  Kenner  industrieller 
Verhältnisse,  wie  F.  C.  Hub  er  (Stuttgart),  in  seinem  im  Jahre 
1901  erschienenen  Buche  „Deutschland  als  Industriestaat"  über  die 
als  Vorbereitung  für  die  Handelsvertragsverhandlungen  (der  Jahre 


^)  Nach  Abzug  eines  Drittels  blieben  9868  Millionen  Dollar;    tatsächlich  ver- 
bleiben aber  als  Nettowert  der  industriellen  Erzeugung  nur  9821  Millionen. 
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igo4 — 1906)  gedachte  deutsche  industrielle  Produk- 
tionsstatistik vom  Jahre  1897  macht.  Von  der  Gesamt- 
summe der  damals  veröffentlichten  Produktionsziffern  von  zwölf 
der  wichtigsten  deutschen  Industrien  im  Betrage  von  9505,4  Millionen 
Mark  zieht  Huber,  als  Wert  in-  und  ausländischer  Rohstoffe  und 
unfertiger  Fabrikate,  nicht  weniger  als  3171,6  Millionen  ab.  Dem- 
nach bleiben  von  diesen  industriellen  Produktionswerten  nur  6333,8 
Millionen  Mark,  also  etwas  weniger  als  zwei  Drittel  der  ur- 
sprünglichen Hauptsumme  übrig.  So  kommt  Huber  auf  ungefähr 
die  gleiche  Quote,  die  bei  industriellen  Produktionszählungen  für 
Rohstoffe  und  Zwischenstufen  ihrer  Bearbeitung  von  der  Wertziffer 
der  Gesamtproduktion  abzuziehen  sei,  wie  das  Zensusbureau  in 
Washington. 

Mag  aber  auch  die  Ziffer  von  17323  Millionen  Dollar  für  die 
Nationalproduktion  der  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1904  etwas 
zu  hoch  sein,  so  kann  dies  als  „Sicherheitskoeffizient" 
hingenommen  werden,  da  nur  eine  zu  kleine  Produktionsziffer  in 
der  vorliegenden  Darstellung  als  eine  unstatthafte  „Beweiserleichte- 
rung" erschiene.  Obwohl  in  den  Vereinigten  Staaten,  als  einem 
Goldproduktionslande  ersten  Ranges,  zumindest  die  Edel- 
metallausfuhr Berücksichtigung  verdienen  würde,  sollen  im  folgenden 
nur  die  Außenhandelsziffern  ohne  Edelmetalle 
in  Rechnung  gezogen  werden,  also  für  das  Jahr  1904  eine  Einfuhr 
von  1036,  eine  Ausfuhr  von  1426  Mülionen  Dollar. 

Bevor  man  aber  daran  gehen  kann,  die  Summe  von  Einfuhr 
und  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  der  Nationalproduktion  dieses 
Landes  gegenüberzustellen,  ist  noch  ein  durchlaufender 
Posten  auszumerzen.  Dieser  besteht  darin,  daß  in  den  aus- 
geführten Erzeugnissen  aus  dem  Auslande  be- 
zogene Rohstoffe  und  sonstige  Hilfsmate- 
rialien stecken.  In  den  Vereinigten  Staaten  besteht  aber  die 
Ausfuhr  zu  bedeutendem  Teile  aus  Rohstoffen,  wozu  noch  große 
Mengen  von  Fabrikaten  kommen,  die  eine  wenig  weitgehende  Be- 
arbeitung einheimischer  Rohstoffe  darstellen  (z.  B.  Rohmetalle, 
Kottonöl  usw.);  daher  dürfte  gerade  bei  der  Union  die  Annahme, 
daß  aus  diesem  Grunde  die  Ausfuhrziffer  um  ungefähr  zehn  Prozent 
zu  vermindern  sei,  über  das  tatsächliche  Ausmaß  sogar  weit  hinaus- 
gehen ^).     Es  dürfte  sogar   mittels   dieses  zehnprozentigen  Abzuges 


^)    Bei  der  britischen   Ausfuhr,  die  zum  großen  Teile  aus  Fabrikaten  be- 
steht, deren  wertvolle  Roh-  und  Hilfsstoffe  (wie  Baumwolle,  Wolle,  Jute,  Kupfer, 
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für  die  weitere  Möglichkeit  Vorsorge  getroffen  sein,  daß  sich  i  n 
der  Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  Fabrikate 
befinden,  die  aus  n  o  r  d  ame  r  ik  a  n  i  s  c  h  e  n  Roh- 
stoffen hergestellt  wurden,  wie  z.  B.  europäische  Baumwoll- 
waren aus  nordamerikanischer  Baumwolle  usw.  Zehn  Prozent  der 
Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1904  machen  143  Millionen 
Dollar  aus.  Diese  Summe  ist  als  durchlaufender  Posten  sowohl  von 
der  Einfuhr,  als  auch  von  der  Ausfuhr  abzuziehen;  ferner  ist  die  in 
ihren  Ausfuhrproduktionen  auch  für  den  Weltmarkt  arbeitende 
Nationalproduktion  um  diesen  Betrag  von  143  Millionen  zu  vermindern. 
Wenn  man  die  derart  von  17323  auf  17180  Millionen  Dollar  ver* 
kleinerte  Nationalproduktion  gleich  100  Prozent  setzt,  beträgt  die 
von  1426  auf  1283  Millionen  herabgeminderte  Ausfuhr  7,47  Prozent, 
und  die  von  1036  auf  893  Millionen  ermäßigte  Einfuhr  macht  5,19 
Prozent  aus.  Danach  ergibt  sich  zwischen  National- 
produktion und  Außenhandel  der  Vereinigten 
Staaten  im  Jahre  1904,  Einfuhr  und  Ausfuhr  zusammenge- 
nommen, ein  Verhältnis  von  100  zu  12,66  oder  etwas 
mehr  als  ein  Achtel. 

Nun  steckt  aber  im  Binnenhandel  der  großen 
Zollgebiete  und  Weltreiche  gegenwärtig  noch  ein 
namhaftes  Stück  Welthandel  i).  Dieses  Stück  Welt- 
handel kann  sogar  von  jenen  großen  Zollgebieten,  die  sich  ausge- 
dehnter Anwendung  der  ungemein  leistungsfähigen  Verkehrstechnik 
des  20.  Jahrhunderts  erfreuen,  ohne  drückend  hohen  Zoll- 
schutz nur  mühsam  und  sogar  mit  diesem  nur  allmählich  dem  Binnen- 
handel einverleibt  werden.  Das  verkehrstechnisch  höchststehende 
dieser  großen  Zollgebiete  sind  wohl  die  VereinigtenStaaten. 
Die  Wertziffern  des  Außenhandels  der  Union,  in  deren  Binnenhandel 
also  noch  ein  großes  Stück  Welthandel  steckt,  kommen  ungefähr 
zwölf  Prozent  der  Wertziffer  der  Nationalproduktion  gleich.  Es 
ist  aber  als  sicher  anzunehmen,  daß  in  kleineren  Zollgebieten,  wozu 
auch  europäische  Großstaaten,  wie  Österreich-Ungarn, 
Italien,  Spanien  gehören,  die  Wertziffern  des  Außenhandels 
einem  beträchtlich  höheren  Prozentsatz  der  Ziffern  der  National- 
produktion gleichzustellen  sind.  Denn  die  kleineren  Zollgebiete 
können  begreiflicherweise  weder  in  Rohstoffen,  noch  in  Fabrikaten 


Blei,  Zinn  usw.)  aus  dem  Auslande  bezogen  wurden,  wäre  wahrscheinUch  ein  größerer 
Abzug  vonnöten. 

^)   Vgl.  hierüber  Abteilung  V,  X  und  XIII  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vor- 
liegenden Buches. 
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auch  nur  jenen  verhältnismäßigen  Grad  von  Selbst- 
genügsamkeit erreichen,  wie  die  so  riesig  ausgedehnten,  un- 
gemein Produktenreichen  und  dazu  noch  industriell  hochentwickelten 
Vereinigten  Staaten. 

ni.    Nationalproduktion  und  Außenhandel  im  Deutschen  Reiche. 

Die  europäischen  großstaatlichen  Zollgebiete  sind  verhältnis- 
mäßig klein  geworden  durch  das  gewaltige  Wachstum,  das  die  Ver- 
einigten Staaten,  Rußland,  Britisch-Indien  usw.  an  Flächenraum, 
Bevölkerung  und  wirtschaftlicher  Kraft  erfahren  haben.  Für  eines 
dieser  europäischen  Zollgebiete,  nämlich  für  das  DeutscheReich, 
hat  Sombart^)  das  Verhältnis  der  Wertzififern  von  National- 
produktion imd  Außenhandel  für  das  Jahr  1895  auf  tmgefähr  neun- 
undzwanzig Prozent  berechnet.  Sombart  sucht  nämlich, 
vom  Durchschnittseinkommen  ausgehend,  die  Nationalproduktion 
zu  berechnen,  während  der  allein  richtige  Weg  doch  darin  besteht, 
von  der  Nationalproduktion  ausgehend,  auf  das  Durchschnittsein- 
kommen der  Bevölkerung  zu  schließen  ^) .  Sombart  kann  freüich  sagen, 
daß  ihm  speziell  für  jene  Zeitperiode,  die  er  mit  dem  Ende  des  19.  Jahr- 
hunderts vergleichen  wollte,  nämlich  für  den  Beginn  der  dreißiger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts,  keine  ziffernmäßigen  Angaben  über  die 
einzelnen  Produktionszweige  Deutschlands  zur  Verfügung  standen. 
Aber  in  diesem  Falle  hätte  er  auf  so  ungenügend  fundierte 
Vergleiche  lieber  verzichten  sollen,  anstatt  sie  mit  verschiedenen 
Verwahrungen  vorzuführen,  die  beim  Durchschnittsleser  nicht  haften. 

Bezüglich  des  Endes  des  19.  Jahrhunderts  hat  aber  Sombart 
bereits  vorhandenes,  tragfähiges  Material  nicht  benützt.  Es  ist  dies 
die  industrielle  Produktionsstatistik,  die  von 
der  deutschen  Regierung  nach  dem  Stande  von  1897  zur  Vorbe- 
reitung des  neuen  ZoUtarifes  und  der  Handelsverträge  zusamn^en- 
gestellt  worden  ist.  Hierzu  kommt  noch  die  bereits  seit  längerer 
Zeit  in  Deutschland  verhältnismäßig  gut  entwickelte 
agrarische  und  bergbauliche  Produktions- 
statistik,    Diese  wirklich  brauchbaren  Grundlagen  einer  halb- 


^)  Siehe  Sombarts  „Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhundert"  (Berlin 
1903),  Seite  428/429,  und  die  Anführving  dieses  Buches  in  Abteilung  I  der  Einleitung 
des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches,  Seite  4. 

*)  Einkünfte  des  betreffenden  Landes  aus  Transportleistungen  und  Fremden- 
verkehr wären  der  Nationalprodiiktion  immittelbar  zuzuschlagen;  die  Einkünfte 
aus  Kapitalsanlagen  im  Auslande  hätten  einen  besonderen  Posten  für  sich  zu  bilden. 
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wegs  verläßlichen  Berechnung  der  Nationalproduktion  hat  Sombart 
beiseite  gelassen  und  begnügte  sich  mit  den  von  M  u  1  h  a  1 1  für  die 
Industriestaaten  der  Brde  zusammengestellten  durchschnittlichen 
Einkommensziffern,  deren  Wert  von  ihm  selbst  als  sehr  fraglich  be- 
zeichnet wird.  Was  wäre  aber  das  Resultat  gewesen,  wenn  Sombart 
die  ihm  damals  für  das  Ende  des  19.  Jahrhunderts  bereits  zur  Ver- 
fügung stehende  deutsche  Produktionsstatistik  zum  Vergleiche  mit 
jener  Verhältnisziffer  benützt  hätte,  die  er  für  1830  aus  den  damaligen 
angeblichen  Einkommensziffern  (genau  betrachtet  aus  jenen  des 
Jahres  1802!)  her  ausgerechnet  hatte?  Dann  wäre  er  eben  für  das 
Ende  des  ig.  Jahrhunderts  zu  einer  beträchtlichen  Steigerung  gegen- 
über 1830  gekommen.  Sein  „System"  hätte  zwar  hierbei  Schaden 
genommen,  aber  er  wäre  hierdurch  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
besser  gerecht  geworden,  als  es  bei  dem  von  ihm  eingeschlagenen 
Verfahren  der  Fall  war. 

Denn  tatsächlich  dürften  die  Verhältnisziffern 
zwischen  der  für  den  Inlandsbedarf  arbeiten- 
den Nationalproduktion  und  dem  Außenhandel 
des  Deutschen  Reiches  in  den  letzten  zwei  Jahr- 
zehnten größer  gewesen  sein  als  Sombarts  29  Prozent.  F.  C.  H  u  b  e  r 
(Stuttgart)  übernimmt  nämlich  in  seinem  bereits  erwähnten  i)  im 
Jahre  1901  (in  Stuttgart)  erschienenen  Buche  „Deutschland  als 
Industriestaat"  die  von  B  a  1 1  o  d  und  Voigt  (in  ihrer  „Handels- 
und Machtpolitik"  Stuttgart)  berechnete  Ziffer  von  rund  sechs 
Milliarden  Mark  für  den  Produktionswert  der  deutschen 
Landwirtschaft,  während  jener  von  Kleingewerbe 
und  Industrie  zusammen  von  ihnen  auf  das  Doppelte 
veranschlagt  wird.  Die  letztgenannte  Ziffer  findet  in  jener  i  n  - 
dustriellenProduktionsstatistik  eine  gewisse  Stütze, 
die,  wie  bereits  erwähnt,  von  der  deutschen  Regierung,  nach  dem 
Stande  des  Jahres  1897,  durchgeführt  wurde.  Nach  dieser  Produk- 
tionsstatistik ergaben  nämlich  12  der  wichtigsten  deutschen  In- 
dustrien eine  Gesamtziffer  des  Produktionswertes  von  ungefähr 
9,5  Milliarden  Mark.  Die  Ziffer  von  zwölf  Müliarden  Mark  dürfte 
durch  die  noch  ausstehenden  Industrien  und  kleineren  gewerblichen 
Betriebe  wohl  kaum  überholt  werden;  denn  bei  der  erwähnten 
Produktionsstatistik  kommen  sehr  umfangreiche  Doppelzäh- 
lungen von  Rohstoffen  und  weiterer  Verarbeitung  unterzogenen 
Fabrikaten  in  Betracht,   wie  ja  auch  bei  der   landwirtschaftlichen 


^)  Siehe  Seite  244. 
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Produktionsstatistik  die  Doppelzählung  der  Futtermittel  für  sich 
allein  und  im  Werte  des  Viehs  wohl  kaum  vermieden  wurde. 

Demgemäß  stand  im  Jahre  1897  einerWertziffer  der  deutschen 
Nationalproduktion  von  höchstens  achtzehn 
Milliarden  Mark  eine  Einfuhr  in  das  deutsche  Zollgebiet 
(ohne  Edelmetallverkehr  und  ohne  Veredlungsverkehr)  von  4646,6, 
eine  Ausfuhr  von  3652,9  und  ein  Gesamtaußenhandel  von 
8299,4  Millionen  Mark  gegenüber.  Hiervon  sind  aber  auf  beiden 
Seiten  abzuziehen:  zwanzig  Prozent  der  Ausfuhr, 
insoweit  sie  aus  bearbeiteten,  ausländischen  Rohstoffen  besteht,  die 
daher  im  gesamten  deutschen  Außenhandel  nur  einen  durchlaufenden 
Posten  büden.  Diese  für  den  fraglichen  Zweck  wohl  reichlich  be- 
messenen zwanzig  Prozent  mögen  auch  zur  Ausscheidimg  jenes 
Verkehrs  in  zollfreien  Rohstoffen,  wie  Baum- 
wolle, Kautschuk  usw.,  dienen,  die  in  der  Einfuhr  wie  auch  in  der 
Ausfuhr  erscheinen;  dieser  Verkehr  stellt  aber  nur  eine  Art  von 
Durchfuhr  dar  und  ist  daher  als  durchlaufender  Posten  auszuscheiden. 
Wenn  man  die  Wertziffer  dieser  zwanzig  Prozent  der  Ausfuhr  im 
Betrage  von  929,3  Millionen  Mark  sowohl  von  der  Ausfuhr  als  auch 
von  der  Einfuhr  abzieht,  erhält  man  als  Ziffer  des  deutschen  Gesamt- 
Außenhandels  im  Jahre  1897  statt  8299,4  bloß  6440,8  Millionen 
Mark.  Aber  selbst  nach  dieser  in  übergroßer  Vorsicht  wohl  allzu 
reichlich  vorgenommenen  Verkleinerung  des  deutschen  Außenhandels 
im  Jahre  1897  umfaßt  er  von  der  eher  zu  groß  berechneten  Ziffer 
der  damaligen  deutschen  Nationalproduktion  35,8  Prozent.  Hier- 
durch wird  die  Verhältnisziffer  von  neunund- 
zwanzig Prozent  nicht  unbedeutend  über- 
troffen, die  Sombart  für  das  Jahr  1895  nach  ungeeigneten 
Grundlagen,  nämlich  nach  den  Mulhallschen  Einkommensziffem  be- 
rechnet hat. 

Wenn  man,  in  genauer  Wiederholung  des  gegenüber  den  Ver- 
einigten Staaten  beobachteten  Vorganges,  die  zwanzig  Prozent  der 
deutschen  Ausfuhr  des  Jahres  1897  oder  929,3  Mülionen  Mark,  welche 
sowohl  von  der  Ausfuhr  als  auch  von  der  Einfuhr  abgezogen  wurden, 
auch  von  der  Gesamtziffer  der  deutschen  Nationalproduktion  abziehen 
würde,  käme  man  zu  einer  noch  höheren  Verhältnis- 
ziffer zwischen  Nationalproduktion  und  Außenhandel,  nämlich 
zu  37,7  Prozent.  Um  aber  zu  möglichst  beweiskräftigen  Zahlen  zu 
gelangen,  möge  auf  diese  an  und  für  sich  statthafte  Erhöhung  der 
Verhältnisziffer  lieber  verzichtet  werden. 

Inzwischen  dürfte  sich  das  Verhältnis  noch  weiter  zugunsten 
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des  Außenhandels  verschoben  haben.  Denn  der  deutsche 
Außenhandel  ist  im  Jahre  1907,  wenn  auch  auf  einiger- 
maßen verschiedener  handelsstatistischer  Grundlage  (Einbeziehung 
des  Freihafenverkehres  in  die  bisherigen,  nur  auf  Grund  des  Zoll- 
gebietsverkehres allein  berechneten  Ziffern)  auf  15,601  Millionen  ge- 
stiegen und  hat,  mit  Abzug  von  20  Prozent  der  Ausfuhrziffer  sowohl 
vom  Betrage  der  Ausfuhr  als  auch  von  dem  der  Einfuhr,  12,861 
Millionen  Mark  erreicht.  Dies  ist  ungefähr  das  Doppelte  der 
in  gleicher  Weise  für  1897  berechneten  Außenhandelsziffer.  Nun  ist 
die  agrarische  Produktion  Deutschlands,  trotz  der  in 
vielen  Einzelwirtschaften  verbesserten  Kulturtechnik  und  trotz  der 
Preissteigerungen  einer  Reihe  wichtiger  landwirtschaftlicher  Erzeug- 
nisse, sicherlich  nicht  viel  über  die  Ziffer  des  Jahres  1897  hinaus- 
gelangt; denn  ein  Vergleich  der  Zählungen  von  1895  und  1907  läßt 
eine  Abnahme  der  deutschen  berufstätigen  Agrarbe- 
völkerung  von  11,38  auf  10,86  Millionen  Köpfe  ersehen.  Die 
Zahl  der  „Berufszugehörigen"  mit  Einschluß  der  nicht  Erwerbs- 
tätigen in  der  deutschen  Land-  und  Forstwirtschaft  hat  sogar 
von  1895  bis  1907  eine  Abnahme  von  18,50  auf  17,68  MÜlionen 
erfahren.  Eine  so  namhafte  Verringerung  der  lebendigen  produktiven 
Kräfte,  bei  nicht  sehr  starker  Zunahme  der  Viehbestände,  Waldungen, 
der  bebauten  Bodenflächen  usw.,  kann  durch  verbesserte  Agrar- 
technik sowie  durch  Steigerung  der  Preise  für  eine  Reihe  von  Agrar- 
produkten  wohl  eben  nur  wettgemacht  worden  sein.  Speziell  einer 
allgemeineren  Verbesserung  der  Agrartechnik  stünde  sogar  der 
Mangel  der  hierzu  unbedingt  nötigen  größeren  Anzahl  von 
Arbeitskräften  als  ein  wohl  kaum  überwindliches  Hindernis 
entgegen.  Tatsächlich  berechnet  eine  produktionsstatistische 
Schätzung,  die  im  Deutschen  Reichsamt  des  Inneren  im  Jahre  1905 
vorgenommen  wurde,  den  Nettowert  der  deutschen  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Produktion,  mit  Einschluß  der  seit  1897  im  Werte 
bedeutend  gestiegenen  forstwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  auf  nur 
8500  Millionen  Mark.  Daß  aber  die  industriell-bergbau- 
liche Produktion  Deutschlands  inzwischen  um  beträchtlich 
mehr  als  das  Doppelte  (genauer  gesagt  um  etwa  140  Prozent)  ge- 
stiegen sein  sollte,  ist  trotz  des  bedeutenden  Aufschwunges,  den  sie 
im  Jahrzehnt  nach  1897  tatsächlich  genommen  hat,  wenig  wahr- 
scheinlich. Sogar  von  deutscher  industrieller  Seite  vorgenommene 
Schätzungen  des  Nettowertes  der  industriellen  Erzeugung  ^),  die  zur 


^)  Vgl.  „Industrie  und  Landwirtschaft"  von  Arnold  Steinmann-Bucher 
in  der  „Deutschen  Industriezeitung"  vom  25.  März  und  i.  April  1911. 
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Erhärtung  eines  gewissen  Vorranges  der  Industrie  gegenüber  der 
Landwirtschaft  dienen  sollten,  zu  ihrer  Unterstützung  allerlei  un- 
sichere Momente  heranzogen  (Eüikommensstatistik,  Statistik  der 
industriellen  Behelfe)  und  noch  dazu  für  das  Jahr  1910,  nicht  für 
1907  vorgenommen  wurden,  rechnen  nicht  viel  mehr  als  eine  Ver- 
doppelung heraus. 

IV.     Nationalprodnktion    und  Außenhandel    in  einer  Reihe  anderer 
größerer  und  kleinerer  enropäischer  Zollgebiete. 

Abgesehen  von  den  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland,  wohl 
auch  noch  von  Australien,  lassen  sich  bei  den  meisten  anderen 
Industriestaaten  mangels  einer  verläßlichen  Industrie- 
Statistik  über  das  Verhältnis  der  Wertziffem  des  Außenhandels  und 
der  (dem  Inlandsbedarfe  dienenden)  Nationalproduktion  nur  Ver^ 
mutungen  aufstellen.  Die  betreffenden  Prozentzahlen  dürften  für 
die  nicht  einmal  mehr  die  Abmessungen  europäischer  Großstaaten 
erreichenden  und  daher  noch  weniger  selbstgenügsamen  kleineren 
Zollgebiete,  wie  Schweiz,  Belgien,  Holland,  Däne- 
mark usw.,  noch  größer  ausfallen  als  für  das  ohnehin  eine  nicht 
unbeträchtliche  Prozentzahl  aufweisende  Deutsche  Reich.  Eine 
besondere  Stellung  nimmt  allerdings,  vermöge  seiner  im  Jahre  1912 
veröffentHchten  erstmaligen  besseren  Produktionsstatistik,  das  bri- 
tische Wirtschaftsgebiet  (Großbritannien  und  Irland)  ein. 

Schon  als  ich  im  Jahre  1905  meine  Arbeiten  über  die  „Ent- 
wicklungstendenzen der  Weltwirtschaft"  begann,  hielt  ich  es  für 
höchst  wahrscheinlich,  ja  für  nahezu  zweifellos,  daß  Groß- 
britannien mit  dem  internationalen  Handelsverkehr  noch 
inniger  verflochten  sei  als  Deutschland;  daraus  war  zu  folgern,  daß 
die  britischen  Außenhandelsziffern  einer  noch  höheren  Prozentzahl 
der  (dem  Inlandsbedarfe  dienenden)  Nationalproduktion  Groß- 
britanniens gleichkämen,  als  ein  Vergleich  der  entsprechenden 
deutschen  handeis-  und  produktionsstatistischen  Ziffern  ergibt. 
Diese  Voraussicht  erfuhr  eine  geradezu  überraschend  weitgehende 
Bestätigung  durch  den  im  Jahre  1908  durchgeführten  ersten  britischen 
Produktionszensus  1),  der  sich  auf  das  Jahr  1907  bezog  und  dessen 
Ergebnisse  erst  gegen  Ende  1912  veröffentlicht  wurden.     Danach 


^)  Diese  Erhebung  erfolgte  auf  Gnmdlage  des  ,,  Censusof  Production 
Act"  vom  21.  Dezember  1906.  Es  handelte  sich  hierbei  in  erster  Linie  um  Berg- 
bau imd  industrielle  Tätigkeit;  doch  nahm  das  britische  Ackerbauamt  auch  das 
gleichzeitige    Produktionsergebnis  von  Landwirtschaft  imd  Fischerei  auf. 
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betrug  im  Jahre  1907  der  Wert  der  Brutto-Produktion  in  Groß- 
britanniens Industrie  und  Bergbau  1765,37  Millionen  Pfund  Sterling 
mit  einem  Kostenaufwand  für  verarbeitete  Materialien  verschiedener 
Produktionsstufen  von  1028,35  Millionen  nebst  24,88  Millionen  der 
an  andere  Firmen  gezahlten  Beträge^);  daher  umfaßte  die  britische 
Nettoproduktion  nur  einen  Wert  von  712,14  Millionen  Pfund  Sterling 
am  Orte  der  Produktionsstätten.  Hierzu  kommen  noch  die  Produk- 
tionsergebnisse für  Landwirtschaft  und  Fischerei  im  Betrage  von 
196,37  Millionen,  so  daß  sich  ein  Wert  der  britischen  National- 
produktion von  908,51  Millionen  Pfund  Sterling'-^)  ergibt.  Dem- 
gegenüber stand  im  Jahre  1907  (im  Spezialhandel  ohne  Durchfuhr) 
eine  Einfuhr  von  554  und  eine  Ausfuhr  von  426  Millionen  Pfund 
Sterling. 

An  der  britischen  Einfuhr  dürften  wiedereingeführte, 
im  Auslande  bearbeitete  oder  verwertete  bri- 
tische RohstoffeundFabrikate  niedriger  Produktions- 
stufe wohl  nur  in  ganz  geringem  Maße  vertreten  sein,  wie  etwa 
Kohle,  Baumwollgarne  hoher  Nummern,  Jutesäcke  aus  Dundee, 
Weißblech  aus  Südwales  usw.  Diesem  Umstände  dürfte  reichlich 
Rechnung  getragen  sein,  wenn  man  die  hier  in  Betracht  zu  ziehende 
Einfuhrziffer  von  554  auf  500  Millionen  und  dementsprechend  auch 
die  Ausfuhr  von  426  auf  372  Millionen  Pfund  Sterling  herabsetzt. 
Diese  Ausfuhr  besteht  allerdings  zum  sehr  bedeutenden  Teile  aus 
Fabrikaten,  zu  deren  Herstellung  mehr  oder 
minder   wertvolle   ausländische    Rohstoffe,   Ab- 


')  Diese  rund  25  Millionen  Pfund  Sterling  betreffen  weniger  von  Unternehmern 
an  wirtschaftlich  schwächere  Elemente  hinausgegebene  Arbeit,  d.  h.  Verlagsarbeit, 
außerhalb  von  Fabriken  imd  Werkstätten  geleistete  Arbeit,  als  vielmehr  an  un- 
gefähr gleich  starke  Wirtschaftssubjekte,  nämHch  an  sogenannte  Lohnwebereien, 
Lohnfärbereien,  Lohnsägereien  usw.,  vergebene  Aufträge. 

*)  Nicht  miteingerechnet  sind  in  diesen  908,51  MilHonen  Pfund  Sterling:  der 
Wert  der  ja  für  die  HandelspoUtik  nicht  in  Frage  kommenden  Dienstleistxmgen  der 
freien  Berufe,  Friseure  usw.;  die  für  das  Jahr  1907  auf  100  Millionen  Pfund  Sterling 
geschätzten  Bezüge  der  britischen  Volkswirtschaft  aus  Schiffahrt  sowie  kommerzieller 
und  bankmäßiger  Vermittlertätigkeit  für  das  Ausland,  zumal  die  hieran  beteiligten 
Kreise  das  größte  Interesse  an  der  Aufrechthaltung  des  bisherigen  britischen  Frei- 
handels haben  und  bekunden;  die  für  das  Jahr  1907  mit  140  Millionen  Pfund  Sterling 
zu  veranschlagenden  Eingänge  der  britischen  Volkswirtschaft  aus  Kapitalsanlagen 
im  Auslande,  deren  Bezieher  gleichfalls  weitaus  überwiegend  am  Fortbestehen  des 
britischen  Freihandels  interessiert  sind;  die  Preiserhöhungen,  welche  die  Erzeugnisse 
der  Landwirtschaft  tmd  Fischerei,  des  Bergbaues  und  der  Industrie  Großbritanniens 
durch  Zuschlag  von  Transportkosten,  Handelsspesen  und  Handelsgewinnsten  auf 
dem  Wege  von  der  Produktionsstätte  zum  Verbraucher  erfahren. 
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fälle,  weiter  zu  verarbeitende  Fabrikate  (Textilmaterialien,  Kaut- 
schuk, Häute,  Rohmetalle  und  Altmetalle,  Zucker,  Mehl  usw.)  ver- 
wendet wurden.  Wenn  man  den  Wert  dieser  in  der  britischen 
Fabrikatenausfuhr  steckenden  Rohstoffe,  Abfälle,  weiter  zu  ver- 
arbeitenden Fabrikate  wohl  sehr  übertrieben  dem  Drittel  des  ver- 
bliebenen Ausfuhrbetrages  von  372  Millionen  gleichsetzt,  dann  bleibt 
noch  immer  eine  Ausfuhrziffer  von  248  und  ein  Gesamtaußenhandel, 
Einfuhr  und  Ausfuhr  zusammengenommen,  von  624  Millionen  Pfund 
Sterling  übrig.  Diese  so  stark  zusammengestrichene  Wertziffer  des 
britischen  Außenhandels  im  Jahre  1907  kommt  noch  immer  ungefähr 
zwei  Drittel  oder  68,6  Prozent  jener  Wertziffer  von  908,51  Millionen 
gleich,  die  auf  Grundlage  des  im  Jahre  1908  abgehaltenen  Pro- 
duktionszensus^)  errechnet  wurde. 

Hier  wäre  freilich  ein  Einwand  möglich:  die  Wertziffern  des 
Produktionszensus  umfassen  grundsätzlich  nur  die  Selbstkosten  des 
Erzeugers  am  Produktionsorte  ohne  Transportkosten  bis 
zumVerbraucher  und  ohne  Handelsgewinn.  Dagegen 
steckt  in  den  Ausfuhrziffern  ein  mehr  oder  minder  großer 
Betrag  von  Transportspesen  vom  Erzeugungsorte  bis  zum  Ver- 
schiffungsplatze nebst  Handelsgewinnsten,  Auch  dieser  Betrag 
dürfte  wohl  durch  die  zwei  großen  Abzüge,  wodurch  die 
Bruttoziffer  der  Ausfuhr  von  426  Millionen  Pfund  Sterling  auf  eine 
Nettoziffer  von  248  Millionen  herabgesetzt  wurde,  reichlich  gedeckt 
sein. 

Wie  steht  es  aber  in  dieser  Beziehung  mit  der  Einfuhr? 
Die  britische  Einfuhr  besteht  zum  überwiegenden  Teile  aus  tierischen, 
pflanzlichen,  mineralischen  Rohstoffen  und  Abfällen,  die  aus 
zwingenden  natürlichen  (oder  teilweise  auch  sozialen)  Gründen 
innerhalb  Großbritanniens  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  ganz 
ungenügenden  Mengen  erzeugt  werden  können,  wie  Baumwolle,  Jute, 
Seide,  wohl  auch  Wolle,  Kautschuk,  Holz  (Großbritannien  eines  der 
waldärmsten  Länder  Europas),  die  meisten  unedlen  Metalle  (etwa 
mit  Ausnahme  von  Eisen)  und  alle  edlen  Metalle,  zahlreiche  Edel- 
steine, Asbest,  Glimmer,  Schwefel  usw.  Auch  manche  Fabrikate 
niedriger  Bearbeitungsstufe,  wie  Sägewaren,  Dauben,  gewisse  ein- 
fache Metallfabrikate  usw.  gehören  hierher.  Das  britische  Volk  muß 
alle    diese    Rohstoffe   und    weiter    zu    verarbeitenden    Erzeugnisse, 


^)  Im  Jahre  191 3  wurde  eine  Wiederholung  des  britischen  Produktionszensus 
gemäß  den  Ziffern  des  Jahres  19 12  vorgenommen;  die  Gesamtergebnisse  dieses  zweiten 
Zensus  dürften  wohl  frühestens  im  Jahre  191 5  veröfiEentlicht  werden. 
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mit  Frachtkosten  und  Handelsgewinnsten  belastet,  aus  dem  Aus- 
lande beziehen,  da  sich  Großbritannien  die  genannten  Waren  ander- 
weitig eben  nicht  verschaffen  kann.  Daher  bilden  bei  diesen  Einfuhr- 
artikeln Frachtspesen  und  Handelsgewinn  des  ausländischen  Ex- 
porteurs überhaupt  keinen  Abzugsposten,  sondern  höchstens  dem 
Handelsgewinn  des  britischen  Importeurs  kommt  dieser  Charakter  zu. 

Dagegen  wären  bei  der  Einfuhr  von  Fabrikaten,  deren 
Erzeugung  in  Großbritannien  kein  grundsätzliches  Hindernis  entgegen- 
steht (wenn  man  nicht  etwa  den  britischen  Freihandel  als  ein  solches 
Hindernis  betrachten  will),  Transportspesen  bis  zum  britischen 
Einfuhrhafen  sowie  Handelsgewinn  des  ausländischen  Exporteurs 
und  britischen  Importeurs  als  Abzugsposten  zu  behandeln.  Da 
Fabrikate  und  zwar  namentlich  solche  höherer  Verarbeitungsstufe 
(Articles  whoUy  or  mainly  manufactured)  innerhalb  der  britischen 
Einfuhr  nur  einen  kleineren  Teü  ausmachen,  ist  wohl  auch  der  hiermit 
zusammenhängende  Abzug  nicht  allzu  groß  anzunehmen. 

Man  könnte  aber  allen  diesen  Einwänden  vollauf  und  noch 
darüber  Rechnung  tragen,  indem  man  ein  weiteres  Drittel 
der  Ausfuhr  abzieht  und  nur  das  Verhältnis  des  (auf 
500  Millionen  Pfund  Sterling  herabgesetzten)  britischen  Außenhandels- 
Restes  zur  Gesamtziffer  des  Produktionszensus  (908,51  Mülionen)  be- 
rücksichtigt; sogar  dann  käme  man  zu  einer  Verhältnisziffer  von 
ungefähr  55  Prozent. 

Die  überraschend  großen  VerhäJtnisziffern  der  Wertsummen 
des  britischen  Außenhandels  und  Produktionszensus  wären  zwar 
sicherlich  unmöglich  gewesen  ohne  die  besonderen  Eigentümlichkeiten 
der  Volkswirtschaft  Großbritanniens,  wie  schwächlich  gewordene 
Landwirtschaft,  riesig  entwickelte  Exportindustrie,  mehr  als  sieben 
Jahrzehnte  grundsätzlichen  und  über  fünf  Jahrzehnte  wehrlosen  Frei- 
handels, verhältnismäßig  rasch  anwachsende  Bevölkerung  usw. 
Von  derartigen  Verhältnissen  sind  wohl  Deutschland,  Frankreich, 
Österreich-Ungarn,  Italien,  Spanien  noch  für  absehbare  Zeit  weit 
entfernt.  Nichtsdestoweniger  besteht  weit  größere  Wahrscheinlichkeit 
dafür,  daß  die  fünf  letztgenannten  Länder  während  der  nächsten 
zwei  bis  drei  Jahrzehnte  den  englischen  Verhältnisziffern  zwischen 
Außenhandel  und  Nationalproduktion  allmählich  näherrücken,  als 
daß  in  England  etwa  eine  Rückbüdung  zur  früher  (siehe  Seite  249) 
erwähnten  deutschen  Verhältnisziffer  vom  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
stattfinden  würde.  Sogar  eine  während  der  nächsten  zwei  Jahr- 
zehnte bewerkstelligte,  außerordentlich  großartige  und  erfolgreiche 
innere  Kolonisation  in  England,  Wales  und  Schottland,  nach  dem 
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Muster  der  im  letzten  Vierteljahrhundert  in  Irland  allmählich  durch- 
geführten friedlichen  Enteignung  des  Großgrundbesitzes^),  dürfte 
höchstens  ein  weiteres  Anwachsen  der  britischen  Verhältnisziffer 
über  68,6  (oder  bei  Abzug  eines  weiteren  Ausfuhr  dritteis  55)  Prozent 
hinaus  verhindern. 

Der  Wert  der  australischen  (Commonwealth)  National- 
produktion wird  für  1908  mit  4125,  für  1909  mit  4363  und  für  1910 
mit  4693  Millionen  Franken  angegeben  (siehe  den  vom  7.  Mai  1912 
datierten  Bericht  des  französischen  Generalkonsulats  in  Sydney 
„lya  pToduction  generale  du  Commonwealth  Australien"  im  Pariser 
„Moniteur  officiel  du  Commerce"  vom  13.  Juni  1912).  Die  gleich- 
zeitigen Ziffern  der  Einfuhr  Australiens  betrugen  1245,  1280  und 
1500,  jene  der  Ausfuhr  1552,  1570  und  1795,  die  des  Gesamtaußen- 
handels 2797,  2850  und  3295  Millionen  Franken.  Nun  war  die 
australische  Industrie  in  jenen  drei  Jahren  noch  viel  zu  unentwickelt, 
um  eine  nennenswerte  Fabrikatenausfuhr  mit  Hilfe  weiterverarbeiteter 
ausländischer  Rohstoffe  und  Fabrikate  unterhalten  zu  können.  Die 
australische  Landwirtschaft  war  zwar  seit  jeher  sehr  ausfuhrfähig, 
bedurfte  aber  an  ausländischen  Materialien  fast  nur  Dungmittel, 
Zuchtvieh,  Insektenvertügungsmittel,  Jutesäcke  usw.  und  bei  Dürren 
wohl  auch  Futtermittel.  Auch  der  stark  exportierende  Bergbau 
benötigt  nur  verhältnismäßig  wenige  ausländische  Materialien  (Che- 
mikalien für  Goldbergbau  usw.),  wobei  allerdings,  geradeso  wie  im 
Falle  der  Landwirtschaft,  von  den  nur  allmählich  sich  abnützenden 
Maschinen  und  Apparaten  abzusehen  ist.  Je  weniger  aber  von  den 
Außenhandelsziffern  an  mittelbarer  Durchfuhr  abgezogen  werden 
kann,  desto  größer  ist  der  Abzug  von  der  Nationalproduktion,  der 
auf  die  Ausfuhr erzeugungen  entfällt.  Man  kann  diesen  Abzug,  sehr 
mäßig  gerechnet,  auf  mindestens  ein  Drittel  der  australischen  National- 
produktion veranschlagen.  Die  Wertziffer  der  Einfuhr  Australiens 
kommt  aber,  sogar  nach  mäßigen  Abzügen  für  eine  etwaige  mittelbare 
Durchfuhr,  ungefähr  40 — 45  Prozent  des  Wertes  der  verbleibenden 
zwei  Drittel  der  Nationalproduktion  gleich.  Alle  diese  Ziffern  lassen 
auf  eine  ganz  gewaltige  Verflechtung  der  schütter  bewohnten  australi- 
schen Commonwealth  mit  dem  Weltmarkte  schließen;  allerdings  war 
dies  bei  ihrer  schwachen  industriellen  Entwicklung  sowie  in  Anbe- 


^)  In  dieser  Beziehung  wären  zu  erwähnen:  irische  Landbill  von  1887,  Par- 
zellierungs-  und  Enteignungsgesetz  von  1891,  endlich  die  bedeutsame  Landakte  für 
Irland  von  1903;  diese  stellte  zugunsten  der  irischen  Landbevölkerung  den  britischen 
Staatskredit  in  weitgehendem  Ausmaße  der  Enteignimg  des  irischen  Großgnmd- 
besitzes  zur  Verfügimg. 
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tracht  ihrer  auf  die  Ausfuhr  zugeschnittenen  Bergbauproduktionen, 
Bodenbebauung  und  Viehzucht  vorauszusehen. 

Weit  schwieriger  ist  es  aber,  bezüglich  Frankreichs, 
Italiens,  Österreich-Ungarns  Vermutungen  aufzu- 
stellen. Frankreichs  Außenhandel  ist  zwar  dem  absoluten 
Betrage  nach  bedeutend  kleiner  als  jener  Deutschlands;  aber  die 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Quote  des  Außenhandels 
ist  in  beiden  I/ändern  nicht  sehr  verschieden  (im  Jahre  1907  ohne 
Edelmetallverkehr  in  Deutschland  251,50,  in  Frankreich  243,60  Mark). 
Dagegen  ist  Frankreichs  agrarische  Lebensmittel-  und 
Rohstoffproduktion,  teils  aus  klimatischen  Gründen,  teils 
wegen  der  verhältnismäßig  reichlicheren  Versorgung  der  französischen 
Landwirtschaft  mit  Arbeitskräften  (Vorherrschen  des  Kleingrund- 
besitzes), befähigt,  einen  größeren  Teil  des  französischen  Bedarfes 
zu  decken,  als  dies  die  deutsche  Landwirtschaft  bezüglich  des  Be- 
darfes ihres  Landes  zu  leisten  imstande  ist.  Von  einigen  Ausnahmen 
zugunsten  Deutschlands,  wie  Holzgewinnung,  Kartoffelproduktion, 
Hopfenbau  usw.,  wäre  natürlich  abzusehen.  Überdies  besteht 
die  deutsche  Industrie  in  ausgedehnterem  Maße  aus  Aus- 
fuhrproduktionen, als  dies  bei  der  französischen  Industrie  der  Fall 
ist.  Aus  allen  diesen  Gründen  dürfte  das  Verhältnis  zwischen  den 
Wertziffern  des  Außenhandels  und  der  Nationalproduktion  in  Frank- 
reich einen  etwas  kleineren  Prozentsatz  ergeben  als  in 
Deutschland.  Doch  ist  hier  wieder  in  Rechnung  zu  ziehen,  daß  die 
„unsichtbare  Ausfuhr"  des  Fremdenverkehrs  (siehe  Seite  212)  für 
Frankreich   von   weit  größerer  Bedeutung  ist  als  für  Deutschland. 

In  Österreich-Ungarn  ist  zwar  die  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  entfallende  Quote  des  Außenhandels  beträchtlich  kleiner 
als  in  Deutschland  (im  Jahre  1907  bloß  79,50  Mark  gegen  251,50  Mark 
im  Deutschen  Reiche).  Andererseits  ist  aber  sowohl  die  industrielle 
als  auch  die  agrarische  Produktion  der  habsburgischen  Monarchie 
bedeutend  schwächer  und  weniger  leistungsfähig  als  jene  Deutsch- 
lands. Das  Verhältnis  der  Wertziffern  von  Außenhandel  und  National- 
produktion dürfte  daher  in  Österreich-Ungarn  keinen  viel  kleineren 
Prozentsatz  aufweisen,  als  er  etwa  in  Frankreich  zu  verzeichnen  ist. 

In  Italien  ist  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallende 
Quote  des  Außenhandels  fast  genau  so  groß  wie  in  Österreich-Ungarn, 
nämlich  80,47  M^ark  im  Jahre  1907  (im  Jahre  1908  infolge  beträcht- 
lich gesteigerter  Einfuhr  freilich  87,09  Mark).  Auch  die  sonstigen 
Verhältnisse  weisen  gewisse  Ähnlichkeiten  mit  Öster- 
reich-Ungarn  auf.      Wie   in   jenem   der   stärker   industrielle 
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Westen  einem  vorwiegend  agrarischen  Osten  gegenübersteht,  so  in 
Italien  die  stark  industriellen  nördlichen  und  mittleren  Gebiete  dem 
noch  immer  vorwiegend  agrarischen  Süden  samt  den  Inseln.  Mag 
auch  die  agrarische  Produktion  Italiens  durch  das  Klima  besonders 
begünstigt  sein,  so  wird  sie  doch  wiederum  gerade  im  Süden  und  auf 
den  Inseln  durch  die  Unbildung  und  Armut  der  Landbevölkerung, 
durch  die  höchst  ungünstige  Agrarverf  assung  und  die  damit  zusammen- 
hängende Entvölkerung  der  Landdistrikte  stark  zurückgehalten.  Alle 
diese  Umstände  dürften  bewirken,  daß  das  Verhältnis  der  Wert- 
zÜfem  des  Außenhandels  und  der  Nationalproduktion  in  Italien 
einen  Prozentsatz  ergibt,  der  sich  vom  bezüglichen  Prozentsatze 
Österreich-Ungarns  nicht  viel  unterscheidet.  Aber  sowohl  Italien 
als  auch  Österreich-Ungarn  befinden  sich  gegenwärtig  in  einer  ziem- 
lich rasch  vorwärtsschreitenden  Entwicklung; 
diese  bringt  die  Volkswirtschaft  beider  Reiche  in  immer 
engeren  Zusammenhang  mit  dem  internatio- 
nalen Handelsverkehr  und  hebt  daher  auch  den  soeben 
erwähnten  Prozentsatz  in  ähnlichem  Tempo  in  die  Höhe.  Bezeichnend 
hierfür  ist  in  beiden  Ländern^)  das  den  Ziffern  der  Außenhandels- 
statistik zu  entnehmende  Anschwellen  des  Bedarfes  an  ausländischen 
tierischen  und  pflanzlichen  Nahrungsmitteln  sowie  industriellen  Hilfs- 
stoffen, ferner  die  wachsende  Ausfuhr  von  Fabrikaten. 


V.    Die  außerhalb  der  Konkurrenz  Verhältnisse  zwischen  In-  und  Aus- 
land stehenden  Produktionen. 

Unter  Berücksichtigung  gewisser  tatsächlicher  Verhältnisse  muß 
aber  die  Bedeutung  des  Außenhandels,  im  Vergleich  zu  der  dem 
Inlandsbedarfe  dienenden  Nationalproduktion  nach  den  beider- 
seitigen Wertziffern  bemessen,  noch  namhaft  größer  erscheinen, 
als  sie  bisher  berechnet  oder  geschätzt  wurde.  Eine  große  Anzahl 
der  wichtigsten  Produktionen,  die  in  den  Summenziffern  der  National- 
produktion enthalten  sind,  steht  nämlich  naturgemäß  überhaupt  ganz 
oder  fast  ganz  außerhalb  der  Konkurrenzverhält- 
nisse zwischen  In-  und  Ausland  und  ermangelt  daher 
der  näheren  Beziehungen  zur  Handelspolitik.    Hier  wären  z.  B.  zu 


1)  über  verschiedene  Fehler    der  dem  Hochschutzzoll  zuneigenden  Handels- 
politik Österreich-Ungarns,    wodurch    die  Inlandsproduktion  gehemmt  und  gleich- 
zeitig gegenüber  der  Einfuhr  aus  dem  Auslande  bis  zu  einem  gewissen  Grade  wehrlos 
gemacht  wurde,  vgl.  Anlage  IV,  Abteilung  II  vorliegenden   Bandes. 
S  c  h  i  1  d  e  r.    n.  1'^ 


258    Anlage  II.  Verhältnis  d,  WertzifEern  d.  Außenhandels  u.  d,  Nationalproduktion. 

nennen:  Häuserbau  ^),  dessen  Erzeugnisse,  von  verhältnismäßig 
seltenen  Ausnahmen  abgesehen,  überhaupt  nicht  transportabel  sind, 
mögen  auch  die  Materialien  zum  Häuserbau,  namentlich  jene  aus 
Holz  und  Metall,  eventuell  aus  dem  Auslande  bezogen  werden;  auch 
die  Ziegel-  und  Backsteinproduktion  gehört  dazu, 
wenn  man  von  den  Verfrachtungsmöglichkeiten  absieht,  die  sich  für 
Fabriken  unmittelbar  an  den  Grenzen  oder  an  Schiffahrtsstraßen 
längs  dieser  Grenzen  oder  über  das  Meer  hin  ergeben ;  Bäckerei 
(mit  Ausschluß  der  Zuckerbäckerei),  deren  Erzeugnisse  bei  Transport 
aus  etwas  weiterer  Ferne,  ganz  abgesehen  von  den  Zollverhältnissen, 
nicht  mehr  in  frischem  Zustande  anlangen  könnten;  Kleider- 
konfektion  und  Schuherzeugung  nach  Maß;  die 
Produktion  von  Heu  und  anderen  Futtermitteln,  deren  geringer 
Wert,  bei  großem  Umfang  sogar  in  gepreßtem  Zustande,  einen 
einigermaßen  weiten  Transport  meist  nur  bei  den  Preisen  einer 
Futternotperiode  gestattet  usw. 

Alle  diese  Produktionen  befinden  sich  mehr  oder  weniger  außer- 
halb des  Wettbewerbs  zwischen  Inland  und  Ausland  und  sind  daher 
an  der  Handelspolitik  wenig  oder  höchstens 
vom  Verbraucherstandpunkt  interessiert.  Wenn 
man  nun  von  der  Nationalproduktion  die  großen  Wertsummen  ab- 
zöge, die  auf  diese  handelspolitisch  indifferenten  Produktionszweige 
entfallen,  dann  wäre  das  ziffernmäßige  Verhältnis  zwischen  den  Wert- 
summen der  (dem  Inlandsverbrauche  dienenden)  Nationalproduktion 
und  des  Außenhandels  für  den  letzteren  noch  viel  günstiger;  d.  h. 
der  Wert  des  Außenhandels  kommt,  prozentuell  gerechnet,  einem 
noch  viel  größeren  Bruchteüe  des  Wertes  der  Nationalproduktion 
gleich,  als  wenn  man  die  letzterwähnten  Abzüge  nicht  vornehmen 
würde. 


1)  Beim  Häuserbau  ist  freiUch  der  Preis  der  Ziegel,  Bausteine,  Beton- 
massen,  der  zugerichteten  Hölzer,  der  Eisen-,  Stahl-  und  sonstigen  Metallfabrikate  usw. 
in  die  Produktionsstatistik  nicht  einzubeziehen,  da  dies  einer  unstatthaften  Doppel- 
Zählung  gleichkäme.  Es  kommt  nur  die  Wertsumme  jener  Arbeitsleistungen  in 
Betracht,  durch  welche  die  Ineinanderfügung  und  ordnungsmäßige  Aufstellung  aller 
dieser  Materialien  und  Behelfe  bewerkstelHgt  wird.  Der  Preis  des  nackten  Bau- 
grundes wäre  gleichfalls  nicht  mitzurechnen,  da  dieser  kein  „produziertes  Pro- 
duktionsmittel" darstellt. 
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Anlage  III. 

Freihandelstendenz  agrarischer  Ausfuhrerzeugungen'). 

I.    Dänemark. 

Dänemark  bildet  gegenwärtig  wohl  das  bezeichnendste  Bei- 
spiel für  ein  Land,  dessen  Handelspolitik  durch  Freihandelstendenzen 
agrarischer  Ausfuhrerzeugungen  in  weitgehendem  Maße  beeinflußt 
wird.  Im  Jahre  1907  betrug  die  gesamte  dänische  Ausfuhr  416 
Millionen  skandin.  Kronen,  darunter  Agrarerzeugnisse 
für  339,4  Millionen,  Demgemäß  enthält,  abgesehen  von  einem  im 
allgemeinen  mäßigen  Zollniveau,  der  am  i,  Januar  1909  in  Kraft 
getretene  dänische  Zolltarif  vom  5,  Mai  1908  Zollbe- 
freiungen für  zahlreiche  wichtige  Artikel,  von  denen  eine  keines- 
wegs vollständige,  ausführliche  leiste  in  der  X.  Abteilung  dieser 
Anlage  zu  finden  ist.  Der  auf  einer  grundsätzlich  freihändlerischen 
Handelspolitik  beruhende  starke  Anteil  der  Agrarerzeugnisse 
an  Dänemarks  Einfuhr  und  Ausfuhr  war  auch  in  den  Jahren  1909 
und  1910  zu  verzeichnen,  wobei  die  betreffenden  Ziffern,  je  nach 
Gunst  oder  Ungunst  der  dänischen  Ernteergebnisse,  etwas  größer 
oder  kleiner  ausfallen.  Im  Jahre  1909  waren  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse  beteiligt:  mit  223,2  Millionen  skandin.  Kronen  an  der 
566,8  Millionen  betragenden  Einfuhr  und  mit  406,3  Millionen  an  der 
443,8  Millionen  umfassenden  Ausfuhr.  Im  Jahre  1910  entfielen 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse :  196  Millionen  auf  eine  Gesamteinfuhr 
von  570,2  Millionen  und  437,3  Millionen  auf  eine  Gesamtausfuhr  von 
480,2  Millionen  skandin.  Kronen. 

Die  Zollbefreiungen  und  mäßigen  Zölle  des  dänischen  Zolltarifes 
erweisen  sich  von  praktischer  Bedeutung  für  die  dänische 
Einfuhr,  deren  ständiger  Überschuß  über  die  Ausfuhr  insbesondere 
durch  den  Gewiim  aus  der  Tätigkeit  der  dänischen  Handelsflotte 
gedeckt  wird.     Dies  geht  aus  so  bedeutenden  Einfuhrziffem  hervor, 


^)  Vgl.     die    Erwähnung    von     ,, Freihandelstendenzen     agrarischer    Ausfuhr- 
erzeugungen" im  I.    Bande  vorliegenden  Buches  Seite  24,   55,  59—62,  66,  168. 

17* 


260  Anlage  III.     Freihandelstendenz   agrarischer  Ausfuhrerzeugungen. 

wie  sie  in  Millionen  skandin.  Kronen,  für  das  Jahr  1907  (und  in 
Klammer  für  das  Jahr  1908)  nachstehend  verzeichnet  sind: 

Fett  und  Schmalz  9  (21,2),  Butter  5,6  (27,5),  Eier  1,9 
(2,6),  Weizen  10,9  (18,2),  Hafer  2,5  (5,4),  Gerste  2,7  (5,3),  Roggen 
14,4  (15,6),  Weizen-  und  anderes  Mehl  9,9  (18,2),  Hopfen 
1,8  (1,2),  Ölkuchen  52,2  (57,6),  Ölsaaten  12,9  (9,5),  Sämereien 
8,0  (10,0),  frische  und  getrocknete  Früchte  6,5  (9,7),  Düngemittel 
9,8  (9,7),  Petroleum  5,3  (8,3),  Holz,  zugerichtetes  Bauholz,  Holzwaren 
und  Papiermasse  34,8  (27,7),  Schiffe  14,0  (1,3)  usw. 

Zur  richtigen  Würdigung  dieser  Ziffern  darf  folgendes  nicht 
übersehen  werden :  sie  gelten  für  ein  verhältnismäßig 
kleines  Land  von  ungefähr  2,8  Millionen  Einwohnern;  Däne- 
mark hatte  im  Jahre  1907  außergewöhnlich  günstige  Ernteverhält- 
nisse zu  verzeichnen,  während  es  im  Jahre  1908  unter  der  damaligen 
internationalen  Krise  schwer  damiederlag. 

II.    Kanada. 

Im  verhältnismäßig  schutzzöUnerischen  Kanada  bilden 
mächtige  agrarische  Freihandelstendenzen  einen  Faktor  von  Be- 
deutungi).  j)jgs  ^^r  auch  bereits  einigen  Stellen  einer  Londoner 
Korrespondenz  über  „Kanadische  Handelspolitik",  d.  h.  über  den 
neuen  kanadischen  Zolltarif  vom  12.  AprÜ  1907  zu  entnehmen,  die 
im  „Handelsmuseum"  vom  3,  Januar  1907  (als  dieser  Tarif  noch 
in  Beratung  stand)  veröffentlicht  wurden.  Es  heißt  darin  unter 
anderem :  „Die  von  den  kanadischen  Textilfabrikanten 
gemachten  Anstrengungen,  einen  höheren  Zollschutz  zu  erhalten, 
blieben  ohne  Erfolg.  Im  ganzen  wird  der  neue  Zolltarif  als  eine 
Niederlage  der  industriellen  Interessenten  und  als  ein  Sieg  der 
Agrarier  aufgefaßt,  für  die  insbesondere  die  Herabsetzung  der 
Zölle  auf  landwirtschaftliche  Maschinen  und 
Sensen  von  Bedeutung  ist.  Die  Befriedigung  der  Agrarier  über 
den  neuen  Zolltarif  kommt  auch  in  einem  Artikel  der  Weekly  Sun, 
des  Organs  der  Vereinigung  der  kanadischen  Landwirte,  zum  Ausdrucke. 
Dieser  Artikel  konstatiert,  daß  der  neue  Zolltarif  den  Landwirten 
die  größten  Vorteüe  sichere." 

Eine  Durchsicht  des  Tarifes  dürfte  zu  einer  Bestätigung 
dieses  Urteüs  führen.     Die   kanadische   Freüiste   ist  zwar  nicht  so 


^)  Vgl.  Seite  103  im  I.  Bande  (Kapitel  III,  Abteilung  XII)  vorliegenden 
Euches  die  Besprechimg  des  französisch-kanadischen  Handelsvertrages  vom 
19.  September  1907. 
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umfassend,  wie  jene  Australiens  oder  gar  die  Neuseelands.  Aber  die 
Zölle  sindj  soweit  man  es  den  Wertzöllen  direkt  entnehmen  kann, 
nur  mäßig  hoch.  Dies  gilt  insbesondere  dann,  wenn  man  die  leiste 
der  Vorzugszölle  für  britische  Waren  in  Betracht 
zieht. 

Durch  die  vorwiegend  gemäß  den  Wünschen  und  Hoffnungen 
der  stark  exportfähigen  kanadischen  Landwirtschaft  zustande  ge- 
kommenen Vorzugszölle  Kanadas  für  britische  und  britisch 
koloniale  Waren  sowie  durch  die  ähnlichen  Vorzugszölle  Australiens, 
Südafrikas,  Neuseelands  usw.,  wird  ein  „G  roßes  Zollgebiet" 
gebüdet,  das  an  und  für  sich  einen  bedeutsamen  Schritt  auf  dem 
Wege  erleichterter  internationalerHandelsbeziehungen  darstellt^).  Auch 
versuchte  Kanada  dem  überseeischen  unvollkommenen  Zollver- 
eine, in  dem  es  mit  Großbritannien  und  mit  der  Mehrzahl  der  bri- 
tischen Kolonien  steht 2),  ein  kontinentales  Seitenstück 
anzureihen,  nämlich  den  wichtigen  Handelsvertrag  vom  21.  Januar 
1911  mit  den  Vereinigten  Staaten.  Dieser  Vertrag  wäre 
zwar  in  Kanada  formell  einer  Reihe  anderer,  Meistbegünstigung  ge- 
nießender Länder  zugutegekommen.  Er  hätte  aber  infolge  des  N  a  c  h  - 
barschaftsverhältnisses  beider  nordamerikanischer  Ge-  >j> 
biete  sicherlich  den  rasse-  und  kulturverwandten  Vereinigten  Staaten 
am  meisten  genützt  und  den  kanadischen  Erzeugnissen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  geradezu  eine  Vorzugsstellung  verschafft,  falls  nicht 
etwa  die  Washingtoner  Regierung  durch  die  seit  1910  über  die 
Union  dahinflutende  freihändlerische  Welle  veranlaßt  worden  wäre, 
die  im  genannten  Vertrage  enthaltenen  Zollbefreiungen  und  Zoll- 
ermäßigungen auch  dritten  Ländern  zu  gewähren^).  Auch  hätte 
Kanada  sogar  in  diesem  Falle  vor  dritten  Ländern  den  sehr 
wichtigen  Vorteil  seiner  geographischen  Nachbarschaft  und  kulturellen 
Verwandtschaft  zu  den  Vereinigten  Staaten  vorausgehabt.^  So  bildete 
der  Vertrag  vom  21.  Januar  1911  wohl  den  deutlichsten  Ausdruck  der 


1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  V,  X  und  XIII  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vor- 
liegenden Buches. 

*)  Zur  weiteren  Stützung  dieses  Zollvereines  dienten  die  mit  mehreren  britisch- 
westindischen Besitzungen  abgeschlossenen  Handelsabkommen  Kanadas  vom  9.  April 
1912,  die  am  2.  Juni  1913  in  Kraft  traten,  und  die  Verordnung  vom  25.  Januar  1913, 
worin  der  Vorzugstarif  für  britische  Waren  auf  zahlreiche  kleinere  afrikanische, 
asiatische,  australische  imd  amerikanische  Besitzvmgen  der  britischen  Krone  aus- 
gedehnt wurde,  die  bisher  dieser  Begünstigtmg  noch  nicht  teilhaftig  waren. 

3)  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  sind  die  im  Vertrage  vom  2 1 .  J  anuar  1 9 1 1  nur 
Kanada  zugedachten  Zollbegünstigungen  durch  den  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober 
191 3  tatsächlich  allen  Staaten  zugänglich  gemacht  worden. 
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a  gr  a  r  i  s  c  h  e  n  V  o  r  h  e  r  r  s  c  h  a  f  t  innerhalb  der  kana- 
dischenHandelspolitik.  Er  enthielt  nämlich  wechsel- 
seitige Zollbefreiungen  und  Zollerleichterungen  für  eine  Reihe 
land-  und  forstwirtschaftlicher  sowie  Fischereierzeugnisse,  die  haupt- 
sächlich der  Produktion  Kanadas  und  dem  Verbrauche  der  Union 
zugutegekommen  wären;  Kanada  gewährte  den  Fabrikaten  der  Ver- 
einigten Staaten  weitgehende  Zollerleichterungen,  die  nur  zum  Teil 
auch  der  aufstrebenden  kanadischen  Industrie  genützt  hätten.  Dieser 
so  bedeutsame  Vertrag  ist  zwar  durch  das  Ergebnis  der  kanadischen 
Wahlen  vom  21.  September  1911,  die  dem  Ministerium  Laurier  eine 
Niederlage  brachten,  für  Kanada  gewissermaßen  in  eine  Ver- 
senkung verschwunden.  Aber  bei  diesem  Wahlergebnis 
waren  weniger  wirtschaftliche,  als  politische  Gesichtspunkte  maß- 
gebend, indem  das  kanadische  Selbstgefühl  durch  täppische  „An- 
nexions "-Redensarten  einiger  hervorragender  Politiker  der  Union 
empfindlich  verletzt  und  um  die  Fortdauer  des  Zusammenhanges 
mit  dem  Mutterlande  besorgt  gemacht  wurde.  Aber  seither  hat  es 
nicht  an  Anregungen  und  Bemühungen  gefehlt,  den  Kern  von 
agrarischem  Freihandel  des  Vertrags  vom  21.  Januar  igii  in  einem 
neuen  Abkommen  wieder  ins  Leben  zu  rufen.  Vielleicht  hätten  diese 
Bemühungen  sogar  schon  ein  Ergebnis  gehabt,  wenn  nicht  einzelne, 
Kanadas  Interessen  verletzende  Anordnungen  des  Panamakanal- 
Gesetzes  vom  22.  August  1912  die  Stimmung  von  neuem  verdorben 
hätten. 

Mochte  auch  der  Handelsvertrag  Kanadas  mit  den  Vereinigten 
Staaten  vom  21.  Januar  1911  toter  Buchstabe  geblieben^)  sein,  so 
fehlt  es  doch  nicht  an  anderen  kanadischen  Tarifverträgen, 
auch  wenn  man  von  den  Vorzugszoll- Vereinbarungen  mit  anderen 
britischen  Überseebesitzungen  (so  namentlich  von  jenen  mit  mehreren 
westindischen  Kolonien  vom  9.  April  1912)  absieht;  diese  Tarifverträge 
halten  sich  allerdings  zumeist  innerhalb  der  Grenzen  des  ,,Intermediate 
Tariff"  oder  Verhandlungstarifs,  so  der  grundlegende  Handelsvertrag 
mit  Frankreich  vom  19.  September  1907,  ferner  der  Handelsvertrag  mit 
den  Vereinigten  Staaten  vom  26.  März  1910,  mit  Belgien  (Ver- 
ordnung des  Generalgouverneurs  vom  7.  Juni  1910),  mit  Italien 
vom  6.  Juni  1910.  Der  Handelsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten 
vom  Jahre  1910  ist  deshalb  noch  von  besonderem  Interesse,  weil 


^)  über  die  Ausnahme  der  Unionszölle  für  Holzmasse  und  Druckpapier  vgl. 
Anlage  XX,  Abteilung  III  vorliegenden  Bandes. 
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seine  Vertragssätze,  nach  älterer  Freihandelsart  (vgl.  im  I.  Bande 
vorliegenden  Buches,  Seite  54),  in  den  allgemeinen  Tarif  (General- 
tarif) aufgenommen  wurden. 

Doch  abgesehen  von  den  kanadischen  Vorzugszöllen  stellen  im 
kanadischen  Zolltarife  (allgemeiner  Tarif  und  Intermediate  Tarif f  oder 
Vertragstarif)  Zölle  von  15 — 25  Prozent  des  Wertes  zumeist  schon  das 
Höchstausmaß  dar;  zahlreich  sind  die  minder  hohen  Wertzölle,  und 
auch  die  nichtbritischen  Waren  haben  zumeist  nur  um  wenige  Prozent 
des  Warenwertes  mehr  zu  entrichten,  als  die  aus  Großbritannien 
und  vielen  britischen  Kolonien  bezogenen  Erzeugnisse.  Dieses 
Plus  beträgt  etwa  5 — 10  Prozent  des  Wertes,  nicht  selten  auch  weniger. 
Bei  den  hohen  kanadischen  Löhnen  und  dem  dortigen 
Mangel  an  w  o  h  1  g  e  s  c  h  u  1 1  e  n  industriellen  Ar- 
beitskräften sind  derartige  Sätze  zumeist  nichtprohibi- 
t  i  V  und  ermöglichen  den  europäischen  Industriestaaten  sowie  der 
großen  Nachbarrepublik  eine  starke  Fabrikatenausfuhr  nach  Kanada. 

So  klagen  z.  B.  die  kanadischen  Wollwarenfabrikanten 
darüber,  daß  der  Vorzugszoll  für  die  nicht  besonders  benannten  Woll- 
waren britischer  Herkunft  von  30  Prozent  des  Wertes  (nach  Tarif- 
post 567;  für  nichtbritische  Erzeugnisse  beträgt  dieser  Zollsatz 
35  Prozent)  zu  niedrig  sei,  eine  massenhafte  Einfuhr  britischer  Woll- 
waren ermögliche  und  die  kanadische  Wollindustrie  schwer  schädige. 
Tatsächlich  bewegten  sich  die  zum  nicht  geringen  TeÜe  als  prohibitiv 
oder  annähernd  prohibitiv  erklärten  Fabrikatenzölle  der 
Vereinigten  Staaten  zwischen  40 — 60  Prozent  des  Wertes 
und  erreichten  häufig  noch  höhere  Sätze^).  Dabei  weist  'die  Union 
in  ihren  wirtschaftlichen  und  namentlich  Lohnverhältnissen  vielfach 
ähiüiche  Züge  wie  Kanada  auf  und  steht  auf  einer  namhaft 
höheren  Stufe  industrieller  Entwicklung  als  das  kanadische  Nachbar- 
land. 

Vor  allem  prägt  aber  die  kanadische  FreÜiste  selbst  (sowie  einzelne 
besonders  mäßige  Zölle)  dem  Tarif  von  1907  deutlich  die  Züge  der 
Zollpolitik  eines  agrarischen  Ausfuhrlandes 
auf,  mögen  auch  bei  der  Zusammenstellung  dieser  Freüiste,  ähnlich 
wie  in  Australien  und  Neuseeland,  noch  andere  Gesichts- 
punkte maßgebend  gewesen  sein.  Solche  andere  Gesichtspunkte 
sind:  Das  Bestreben,  der  (zum  nicht  geringen  TeÜe  mittels  Kapitals- 


^)  Dies  bezieht  sich  auf  die  Sätze  des  Dingley -Tarifs  von  1897  und  des  Payne- 
Tarifs  von  190g,  nicht  auf  die  zumeist  beträchtlich  niedrigeren  Sätze  des  Underwood- 
Tarifes,  der  am  4.  Oktober  19 13  in  Kraft  trat. 
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investitionen  aus  den  Vereinigten  Staaten)  emporblühenden  kana- 
dischen Industrie  billiges  Rohmaterial  mit  Einschluß  einfacherer, 
weiter  zu  verarbeitender  Fabrikate  zu  verschaffen;  kulturell-humanitäre 
Bestrebungen;  antialkoholische  Rücksichten,  die  mit  der  in  angel- 
sächsischen lyändern  wichtigen  Sorge  für  den  freien  Frühstücks- 
tisch zusammenfallen  (Zollfreiheit  für  Tee,  Kaffee,  Kakao),  Doch 
unterstützt  einer  dieser  Gesichtspunkte  den 
anderen,  und  die  wichtigste  Grundlage  aller  freihändlerischen 
Tendenzen  des  kanadischen  ZoUtarifes  bleibt  immer  das  Bestreben 
dieses  agrarischen  Ausfuhrlandes,  sich  gegen  maßlose  Verteuerung 
seines  Fabrikatenbedarfes  zu  sichern  und  für  den  freien  Verkehr  in 
den  eigenen  agrarischen  Ausfuhrwaren  durch  niedrige  Einfuhrzölle 
für  diese  Artikel  zu  demonstrieren. 

So  wurde  einem  zeitweiligen  teils  agrarischen,  teils  allgemeinen 
Bedürfnisse  entsprochen,  als  im  Jahre  1912  die  mit  der  starken 
Einwanderung  zusammenhängende  lebhafte  Bautätigkeit  einen 
Zementmangel  herbeiführte.  Es  wurden  nämlich  während 
der  vier  Monate  Juni  bis  Oktober  1912  die  Zölle  für  Zement  sowie 
hydraulischen  Kalk  auf  die  Hälfte  ermäßigt,  und  die  im  genannten 
Zeiträume  bewerkstelligte  Einfuhr  betrug  300  000  Faß  gegen  nur 
3000  Faß  in  der  gleichen  Periode  des  Jahres  1911.  Ferner  räumte 
eine  Zollverordnung  vom  14.  Juni  1912  in  ähnlicher  Weise  wie  die 
Verordnung  vom  10.  Juni  1910  einer  großen  Reihe  von  in- 
dustriellen Bedarfsartikeln  (sogar  einer  beträchtlich 
größeren  Anzahl  weiter  zu  bearbeitender  Fabrikate  als  Rohstoffe) 
Zollfreiheit  oder  wenigstens  Zollermäßigungen  ein. 

Der  kanadische  Freihandel  erhält  (ohne  dogmatisch  starr  zu 
sein  und  der  Wehrhaftigkeit  zu  ermangeln,  wie  der  britische  Frei- 
handel) eine  deutlich  sichtbare  und  auch  bereits  mehrfach  angewandte 
anti-plutokratische  Spitze  in  der  sogenannten  K  a  r  - 
tellklausel,d.  h.  Artikel  12  des  Zolltarif-Gesetzes  vom  12.  April 
1907  samt  dem  Durchführungsgesetze,  dem  „Combines  Investigation 
Act"  vom  4.  Mai  1910.  Darin  wird  der  „Gouverneur  im  Rate" 
unter  gewissen  Bedingungen  ermächtigt,  die  Zölle  für  solche  Waren 
zu  ermäßigen  oder  aufzuheben,  deren  Preise  „auf  Kosten  der  Käufer- 
schaft" von  Industriellen  oder  Händlern,  die  in  Übereinstimmung 
miteinander  vorgehen,  ,, ungebührlich  erhöht"  werden. 

Eine  Liste  der  Zollbefreiungen  und  verhältnis- 
mäßig sehr  niedrigen  Sätze  des  kanadischen 
ZoUtarifes  von  1907,  nach  dem  Muster  des  am  Ende  dieser 
Anlage  gebrachten  Auszuges  aus  der  Freiliste  des  dänischen  Zoll- 
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tarifes,  wäre,  wenn  sie  auch  nur  die  wichtigsten  hierher  gehörenden 
Agrar-  und  Fabrikatenzölle  Kanadas  umfassen  sollte,  von  einer 
den  Umfang  dieser  Anlage  geradezu  sprengenden  Ausführlichkeit. 
In  noch  höherem  Grade  wäre  dies  der  Fall,  wenn  auch  die  besonderen 
Zollbefreiungen  und  Zollermäßigungen  im  Vorzugstarif  für  britische 
und  britisch  koloniale  Waren  berücksichtigt  werden.  Nur  nebenbei 
mag  auch  auf  die  große  Freiliste  innerhalb  des  Zolltarifkapitels 
der  Metallwaren  von  Tarif  post  455  bis  492  hingewiesen  werden, 
die  nur  durch  wenige,  nicht  sehr  beträchtliche  Zollsätze  unterbrochen 
wird.  Sie  enthält  die  verschiedenartigsten  ^Maschinen,  x\pparate, 
Behelfe  für  Zwecke  industriell-gewerblicher  und  montanistischer  Be- 
triebe, für  Schiffahrt,  für  landwirtschaftliche  Industrien  und  Er- 
zeugungen landwirtschaftlicher  Bedarfsartikel,  für  medizinische  und 
wissenschaftliche  Zwecke;  darunter  zahlreiche  Artikel,  die  in  den 
meisten  schutzzöUnerischen  Ländern  mehr  oder  minder  hohen  Zöllen 
unterliegen.  Eine  ähnlich  bedeutsame  Freiliste  stellen  im  Textil- 
warenkapitel die  Tarifposten  539 — 547  und  559 — 561  dar. 
Hierzu  kommt  noch  die  große  Freiliste  am  Schlüsse  des  Zolltarif- 
kapitels „V  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  e  s  ",  etwa  von  Tarif  post  671 — 732.  Diese 
enthält  neben  mancherlei  Selbstverständlichkeiten  und  Geringfügig- 
keiten zahlreiche  weiter  zu  verarbeitende  Fabri- 
kate und  kleine  industrielle  Bedarfsartikel, 
die  in  vielen  schutzzöUnerischen  Ländern  mehr  oder  minder  hohen 
Zöllen  unterworfen  werden. 

Seit  etwa  einem  Jahrzehnt  war  die  Besiedlung  des 
westlichen  Kanada  durch  Farmer  aus  den  benachbarten 
Vereinigten  Staaten,  dem  Osten  Kanadas  und  aus  Europa  in  rascher 
Zunahme  begriffen.  Dies  hat  in  Britisch-Nordamerika  die  agrarischen 
Freihandelstendenzen  gegenüber  dem  im  kanadischen  Osten  bereits 
seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  vorhandenen  industriellen  Schutz- 
zöUnertum  noch  kräftiger  gemacht,  als  diese  Tendenzen  schon  ohne- 
hin waren.  So  wurde  der  zwar  formell  der  liberalen  Freihandelspartei 
angehörende,  aber  gelegentlich  aus  politischen  Opportunismus  den 
ostkanadischen  industriellen  Schutzzöllnern  sehr  entgegenkommende 
Premierminister  Laurier  bei  einer  Zusammenkunft,  die 
er  in  Winnipeg  mit  zahlreichen,  dorthin  gekommenen  Farmern 
des  südlichen  Saskatchewan  am  4.  August  1910  hatte,  für  diese 
Grundsatzlosigkeit  sehr  energisch  zur  Rechenschaft  gezogen.  Die 
Farmer  erklärten,  sie  seien  durchaus  nicht  geneigt,  wie  Sklaven 
zu  arbeiten,  um  die  ostkanadischen  Fabrikanten  beständig  reicher 
zu  machen;  das  britische  Freihandelss5''stem  sei  das 
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Licht  der  Welt  und  sollte  auch  der  Leitstern  für  Kanada  sein.  Hier- 
auf erklärte  der  geschmeidige  Premierminister  seine  unverbrüchliche 
Anhänglichkeit  an  die  freihändlerischen  Grundsätze,  wobei  er  die 
moralischen  Wirkungen  des  Schutzzolles  in  düsteren  Farben 
schüderte.  Solche  Vorfälle  lassen  den  agrarischen  Freihandel  Kanadas 
als  eine  lebenskräftige  Erscheinung  erkennen,  der  wohl  eine  längere 
Dauer  beschieden  sein  dürfte. 


III.  Neuseeland. 

Ein  weiteres  interessantes  Beispiel  für  die  praktische  Wirksam- 
keit der  Freihandelstendenzen  agrarischer  Ausfuhrerzeugungen  bietet 
auch  Neuseeland,  speziell  in  seinem  neuen  Tarif  von  1908. 
Die  Freiliste  (im  technischen  Sinne  des  Worten)  dieses  Tarifes 
umfaßt  226  Positionen,  Tarifpost  248 — 483,  während  die  zoll- 
pflichtigen Waren  bei  den  restlichen  247  Posten  des  Tarifes  ein- 
geteilt sind,  unter  welch  letzteren  Positionen  zahlreiche  niedrige 
Zollsätze  von  fünf  Prozent  des  Wertes  zu  finden  sind. 

Freilich  befinden  sich  nicht  wenige  der  hier  genannten  Artikel 
nur  auf  der  Freüiste  für  britische  Erzeugnisse,  während  die- 
selben Waren,  wenn  anderer  Herkunft,  mit  20  oder  wenigstens 
IG  Prozent  ihres  Wertes  zollpflichtig  sind,  (Vgl.  Seite  261  die  Be- 
merkungen über  das  durch  die  britisch-kolonialen  Vorzugszölle  ge- 
schaffene „Große  Zollgebiet"  in  den  Ausführungen  über  Kanada.) 
Bemerkenswert  sind  auch  die  Zölle  von  fünf  Prozent  des  Wertes  für 
zahlreiche  industrielle  und  Bergbaumaschinen  in 
den  Tarifposten  164 — 168,  während  dieselben  Maschinen,  wenn  nicht- 
britischer Herkunft,  Zollzuschläge  von  10  Prozent  des  Wertes  ent- 
richten müssen.  Hinsichtlich  der  verschiedenen  Momente,  die  für 
die  neuseeländische  Freüiste  und  niedrigen  Verzollungen  des  neu- 
seeländischen ZoUtarifes  maßgebend  sind,  gilt  ungefähr  das  nämliche, 
was  soeben  über  die  entsprechenden  kanadischen  Verhältnisse  gesagt 
wurde. 

IV.  Australien. 

Auch  im  grundsätzlich  schutzzöUnerischen  a  u's  tralischen 
Zolltarif  vom  3.  Juni  1908  (durch  Sperrgesetz  zum  großen  Teile 
bereits  Anfangs  August  1907  in  Kraft  getreten)  wird  die  Freihandels- 
tendenz der  dortigen  agrarischen  Au  sfuhrerzeugungen, 
ähnlich  wie  im  kanadischen  und  neuseeländischen  Zolltarif,  auch 
noch  von  anderen  freihändlerischen  Tendenzen  begleitet  und  durch 
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diese  verstärkt.  Vor  allem  bemühen  sich  nicht  wenige  Zweige  der 
aufstrebenden  australischen  Industrie,  die  zum  großen 
Teile  eine  Veredlungs-  und  Montageindustrie  ist, 
ihre  Hilfsmaterialien,  darunter  auch  Fabrikate  von  mehr  oder  minder 
weitgehender  Verarbeitungsstufe,  möglichst  billig,  sei  es  nun  aus 
dem  Inlande,  sei  es  aus  dem  Auslande,  zu  erhalten^).  Ferner  sind 
im  australischen  Zolltarif  Zollbefreiungen  in  kultureller  und 
humanitärer  Absicht  besonders  stark  vertreten,  wie  aus  dem 
in  der  XI.  Abteilung  dieser  Anlage  gebrachten  Auszug  aus  der 
australischen  Freiliste  zu  entnehmen  ist. 

V.  Vereinigte  Staaten. 
In  den  Vereinigten  Staaten  schien  die  agrarische  Frei" 
handelstendenz  in  den  zwei  Jahrzehnten  nach  dem  Mac  Kinley- 
Tarif  von  1890  wohl  ziemlich  ohnmächtig  geworden  zu  sein,  indem 
nicht  nur  viele  Fabrikatenzölle  maßlos  in  die  Höhe  geschraubt, 
sondern  auch  die  meisten  Agrarerzeugnisse  mit  mehr  oder  minder 
hohen  Zöllen  belegt  wurden.  Demgegenüber  wäre  aber  in  Betracht  zu 
ziehen,  daß  die  Vereinigten  Staaten  infolge  spekulativer  Boden- 
sperrung und  kapitalistischen  Raubbaues  in  einer  Reihe  von  Er- 
zeugnissen nicht  mehr  exportfähig,  sondern,  wenigstens  in  einzelnen 
Landesteilen,  einfuhrbedürftig  geworden  sind.  Dies  gut  schon  seit 
längerer  Zeit  für  Holz,  insbesondere  für  weiche  Holzarten  zur 
Papierbereitung.  Auch  hinsichtlich  des  Viehs  und  der  Vieh- 
produkte, wie  Fleisch,  Fette  usw.,  rückt  dieser  Zeitpunkt  immer 
näher  2).  Für  Häute  und  Wolle  ist  er,  dank  der  bedeutenden 
industriellen  Entwicklung  der  Union,  bereits  gegen  das  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  eingetreten.  Den  sonstigen  Agrarproduktionen 
konnte  von  hochschutzzöllnerischer  Seite  wenigstens  eingeredet  werden, 
daß  sie  bald  „s  c  h  u  t  z  b  e  d  ü  r  f  t  i  g",  d.  h.  zu  völligen  Deckung 
des  Nationalbedarfes  nicht  mehr  ausreichend  sein  werden,   wie  es 


^)  Bemerkenswerte  neuere  Beispiele  derartiger  Zollbefreiungen  weiter 
zu  verarbeitender  Rohstoffe  und  Fabrikate  bilden  die  australischen  Zollverordnungen 
vom  12.  und  15.  Januar  191 2.  Falls  sich  die  Erzeugung  der  betreffenden  industriellen 
Behelfe  im  Lande  selbst  entwickelt,  wird  die  gewährte  Zollbegünstigung  zurück- 
gezogen, wofür  verschiedene  Verordnungen  vom  12.  und  17.  Januar  1912  als  Beispiele 
(siehe  für  beides  ,, Deutsches  Handelsarchiv"  1912,  Gesetzgebung,  Seite  563)  an- 
zuführen sind. 

*)  Bezeichnend  hierfür  sind  die  während  der  letzten  Jahre  bald  von  mehr, 
bald  von  weniger  Erfolg  begleitet  gewesenen  Bemühungen  der  großen  nordamerikani- 
schen Schlächtereigesellschaften,  in  das  Fleischgeschäft  der  La  Plata-Staaten,  Bra- 
siUens,  Neuseelands,  Australiens  usw.  einzudringen. 
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einzelne  Spezialproduktionen  (Südfrüchte,  Weinbau  usw.) 
tatsächlich  noch^)  sind. 

Nichtsdestoweniger  war  in  den  agrarischen  Kreisen  der  Union, 
insbesondere  in  den  mittleren  und  Weststaaten,  bei  jeder  Zolltarif- 
beratung und  bei  jeder  zollpolitischen  Aktion  immer  ein  gewisses 
Schwanken  zu  bemerken,  ob  man  die  Vorteüe  etwaiger  AgrarzöUe 
höher  zu  schätzen  habe,  als  die  Belastung  durch  die  mit  den  Fabrikaten- 
zöllen zusammenhängende  beträchtliche  Verteuerung  aller  Produk- 
tionsbehelfe und  I^ebensbedürfnisse,  oder  nicht.  Nicht  wenige  Maß- 
losigkeiten auf  dem  Gebiete  der  Fabrikatenzölle  wurden,  insbesondere 
gelegentlich  der  neunmonatlichen  Vorbereitungen  und  Beratungen, 
die  der  Fertigstellung  des  Payne-Tarifes  vom  5.  August  1909  vorher- 
gingen, durch  die  agrarische  Gegenströmung  auf  ein  bescheideneres 
Ausmaß  zurückgeführt;  die  seither  kräftig  emporgewachsene  anti- 
hochschutzzöUnerische  Bewegung,  die  ihren  vorläufigen  Gipfelpunkt 
in  der  maßvoll  schutzzöUnerischen,  vielfach  sogar  freihändlerischen, 
dem  Kongreß  am  7.  April  1913  vorgelegten  Underwood- 
Tarifbill  erreicht  hat,  zieht  ihre  Hauptstärke  aus  den  vorwiegend 
agrarischen  Distrikten  in  der  Mitte,  im  Westen  und  wohl  auch  im 
Süden  der  Union. 

Abgesehen  von  manchen  kleineren  Resultaten  2)  hat  die  agrarische 
Freihandelstendenz  gelegentlich  der  Beratung  des  Payne-Tarifes 
einen  nicht  zu  unterschätzenden  größeren  Erfolg  errungen.  In  Tarif- 
post 460  seines  Vorgängers,  des  Dingley-Tarifes  von  1897, 
hieß  es:  „Zwanzig  Prozent  des  Wertes  haben  zu  entrichten : 
Pflüge,  Zahn-  und  Scheibeneggen,  Erntemaschinen,  Nähmaschinen, 
Sä-  und  Pflanzmaschinen,  Heuwender,  Pferderechen,  Kultivatoren, 
Dreschmaschinen  und  Baumwollentkernmaschinen."  Die  ent- 
sprechende Tarifpost  476  des  Payne-Tarifes  ermäßigte  nicht  nur  die 
Zollbelastung  dieser  Artikel  auf  fünfzehnProzent  des  Wertes, 
sondern  fügte  noch  eine  wichtige  Klausel  hinzu:  „Wenn  die  vor- 
stehenden landwirtschaftlichen  Maschinen  aus  einem  lyande,  einer 
Dependenz,  Provinz  oder  Kolonie  eingehen,  die  keine  Abgaben 
oder  Zölle  auf  gleiche,  aus  den  Vereinigten  Staaten  eingehende 

^)  Im  letzten  Jahrzehnt  wurden  aber  von  Exporteuren  der  Vereinigten  Staaten 
insbesondere   mit  Orangen   wohlgelimgene  Ausfuhrversuche  größeren  Stils  gemacht. 

2)  So  wvurde  z.  B.  basische  Schlacke  im  Dingley-Tarif  von  1897  wegen 
ihres  leicht  ausnutzbaren  Eisengehaltes  als  Unterabteilung  der  auch  die  Eisenerze 
umfassenden  Tarifpost  121  mit  einem  DoUar  die  Tonne  belegt,  während  Eisenerz 
selbst  nur  40  cents  für  die  Tonne  zu  entrichten  hatte.  In  Tarif post  581  des  Payne- 
Tarifes  von  1909  wurde  aber  diese  Schlacke,  gleich  anderen  als  Dungmittel  verwend- 
baren   Rohstoffen,  Fabrikaten  und  Abfällen,  atif  die  FreiUste  gesetzt. 
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Waren  legen,  so  sollen  sie  zollfrei  bleiben".  Hierdurch  ist  der  gewiß 
leistungsfähigen  Erzeugung  des  freihändlerischen  Großbritan- 
niens die  zollfreie  Einfuhr  auf  den  Märkten  der  Union  gewähr- 
leistet worden.  Nun  gehört  freilich  die  Fabrikation  landwirtschaft- 
licher Maschinen  zu  den  bedeutendsten  Ausfuhrindustrien  der  Ver- 
einigten Staaten.  Nichtsdestoweniger  hatte  sich  unter  dem  Schutze 
des  zwanzigprozentigen  Zolles  eine  für  die  Farmer  der  Union  recht 
drückend  gewordene  Trustorganisation  entwickelt,  der 
seit  1909  Schranken  gesetzt  worden  sind.  Noch  bedeutsamere 
Schranken  hätte  diesem  Trust  das  bereits  mehrfach  erwähnte  Handels- 
abkommen der  Vereinigten  Staaten  mit  Kanada  vom 
21 .  Januar  191 1  gesetzt ;  darin  wurde  wechselseitige  Zollfreiheit  für  land- 
wirtschaftliche Maschinen  ausbedungen.  Da  gerade  die  Erzeugung 
solcher  Maschinen  in  Kanada  zu  hoher  technischer  Entwicklung 
und  Exportfähigkeit  aufgestiegen  ist,  würde  diese  Vertragsbestimmung 
große  praktischeBedeutung  erlangt  haben,  wenn  nicht  die  kanadischen 
Parlamentswahlen  vom  21.  September  1911  durch  die  Niederlage 
der  Liberalen  unter  Laurier  diesen  Vertrag  zunichte  gemacht  hätten. 

Bereits  Tarifpost  491  des  Dingley-Tarifes  von  1897  unterwarf 
den  für  landwirtschaftliche  Zwecke  hochvdchtigen  Bindfaden, 
d.  h.  Garn  zum  Binden  von  Garben  (der  aus  neuseeländischem  Hanf, 
Manüahanf,  Ixtle-  oder  Tampicofaser,  Sisalgras  oder  Sunn  oder  aus 
Mischimgen  dieser  Textüstoffe)  hergestellt  ist,  wenn  eindrähtig  und 
höchstens  600  Fuß  lang  pro  englisches  Pfund  Gewicht,  dem  nicht 
sehr  hohen  Zolle  von  14  Cent  pro  Pfund.  Solcher  Bindfaden  darf 
aber  zollfrei  eingehen,  wenn  er  aus  einem  Lande  stammt,  das  den 
gleichen  Artikel  aus  den  Vereinigten  Staaten  zollfrei  einläßt.  Diese 
gleichfalls  für  Großbritannien  sehr  günstige  Tarifpost  wurde  unver- 
ändert als  §  507  in  den  Payne-Tarif  von  1909  übernommen. 

Auch  das  soeben  erwähnte  Handelsabkommen  der 
VereinigtenStaatenmitKanada  vom  21.  Januar  1911 
sollte  nicht  nur  dem  Bedürfnis  der  städtisch-industriellen  Massen 
nach  billigeren  Lebensmitteln  i)  dienen,  sondern  auch  manchen 
klimatisch  begünstigten  landwirtschaftlich  en 
Erzeugungen  der  Union  (Obst,  Südfrüchte,  Gemüse  usw.) 
behilflich  sein,  ihre  Produkte  zu  den  günstigen  Bedingungen  des 
genannten  Vertrages  mit  Vorteü  in  Kanada  abzusetzen. 

Der  am  4.  Oktober  1913  in  Kraft  getretene  Underwood- 
Tarif    enthält  (abgesehen  von  seinen  zahlreichen  und  wichtigen 


^)  Vgl.  die  Bemerkungen  hierüber  in  Abteilung  III   der  Anlage  IV. 
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Zollermäi3igungen,  die  sein  gesamtes  Zollniveau  gegenüber  dem 
Payne-Tarif  von  1909  durchschnittlich  um  20 — 25  Prozent  des  Wertes 
herabsetzen)  auch  in  seiner  ausführlichen  Freiliste  nicht  wenige 
neue  Posten,  die  besonders  den  Bedürfnissen  der  Agrar- 
bevölkerung  der  Union  entgegenkommen,  so  z.  B.  landwirt- 
schaftliche Geräte  und  Maschinen,  Maschinen  für  Zuckerfabrikation, 
Wagen  und  Wägelchen;  Säcke  zum  Verpacken  von  Baumwolle, 
Garbenbindfaden  (ohne  die  noch  im  Payne-Tarif  enthaltene,  erwähnte 
einschränkende  Bedingung),  Bandeisen  zum  Verpacken  von  Baum- 
wolle und  anderen  Waren,  Stacheldraht,  galvanisierter  Draht;  alles 
nicht  besonders  benannte  Leder,  auch  Lederpappe,  Lederaussctnitt, 
Lederschuhe,  Sattlerwaren;  Handschuhe  aus  Roß-,  Schweins-  und 
Rindsleder  (doch  nicht  aus  Kalbleder);  Naglerwaren  verschiedenster 
Art;  Holzschliff,  Zellulose,  Druckpapier.  Mindestens  ebenso  in- 
dustriellen Bedürfnissen  wie  der  Lebenshaltung  und 
der  Erwerbswirtschaft  der  Landbevölkerung  dienen  die  Zollbe- 
freiungen für  Zement,  Kohle,  Koks  und  Briketts;  Schießpulver  und 
Explosivstoffe  zu  Bergbau-,  Spreng- und  Artilleriezwecken ;  Eisenerz, 
Alteisen  und  Altstahl,  Ferromangan,  Spiegeleisen,  Eisen  und  Stahl 
in  Blöcken,  Stahlingots;  Salz,  Schellfische.  Die  Zollfreiheit  für 
Zuchtvieh  nützt  einerseits  zahlreichen  agrarischen  Betriebs- 
wirtschaften, wie  sie  anderseits  nicht  wenige  dieser  Betriebe  dem 
freien  weltwirtschaftlichen  Wettbewerb  gegen- 
überstellt. Noch  mehr  gilt  das  letztere  von  den  Zollbefreiungen  für 
Weizen,  Weizenmehl  und  Gries  (doch  an  die  bereits  nach  Kanada 
und  Argentinien  wirkende  Bedingung  der  Zollfreiheit  für  dieselben 
Erzeugnisse  im  Herkunftslande  geknüpft),  Mais  und  Maismehl, 
Buchweizen  und  Buchweizenmehl,  Zwieback,  Brot  und  Waffeln; 
Kartoffeln,  auch  getrocknet,  Soyabohnen  (die  Union  ist  ein  großes 
Erzeugungsgebiet  für  Ölsaaten);  Fleisch,  Speck  und  Schinken  (unter 
sanitären  Vorsichtsmaßregeln),  Milch  und  Rahm,  auch  sterilisiert 
und  als  konservierte  Milch ;  Schweine,  Rindvieh,  Schafe  und  sonstige 
Haustiere  zu  Nahrungszwecken;  Rohwolle  und  Wollabfälle.  Die 
Zollbefreiungen  für  Registrierkassen,  Typensetzmaschinen,  Näh- 
maschinen, Schreibmaschinen,  Maschinen  für  Schuhfabrikation, 
Milchseparatoren  sind  teils  auf  agrarische  Bedürfnisse,  teils  auf 
demokratische  Kaitellfeindschafc,  teils  auf  die  Freihandelstendenz 
der  Ausfuhrindustrien  1)  zurückzuführen. 


1)  Vgl.    hierüber    Abteilung   II   des   II.    Kapitels   im    I.    Bande   vorliegenden 
Buches. 
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VI.    Rußland. 

Im  Jahre  1898  setzte  der  damalige  russische  Finanzminister 
Witte  verschiedene  Zollbegünstigungen  für  landwirtschaft- 
liche Maschinen  durch,  um  auf  solche  Weise  die  Klagen  der 
Landwirte  Rußlands  zu  beschwichtigen,  die  sich  über  die  ausschließ- 
liche Bevorzugung  der  Industrie  durch  die  damalige  offizielle  Wirt- 
schaftspolitik beschwerten.  Diese  Zollerleichterungen  betrafen  die 
Tarifpost  167  des  damals  gültigen  ZoUtarifes  von  1893  und  machten 
zollfrei : 

Mäh-  und  Bindmaschinen  (kombinierte  Ernte- 
maschinen); Mähmaschinen  mit  automatischem  Zusammenlegapparat; 
Dampfpflüge;  Kleedreschmaschinen,  komplizierte  mit  zwei 
Trommeln ;  Dreschmaschinen  mit  Schlagtrommeln  (Schlag- 
leistenmaschinen) von  nicht  weniger  als  4  Fuß  3  Zoll  Länge  oder  mit 
Stifttrommeln  von  nicht  weniger  als  40  Zoll  Länge;  Futterwend- 
maschinen; Pferderechen;  Grassamensortierer;  Sortiermaschinen 
mit  Spiraldrahtwalzen;  Kartoffelsortiermaschinen;  Düngerstreu- 
maschinen; Pulverisateurs;  Blasebälge  und  Injektoren 
für  Wein-  und  Obstbau;  Traubenentkörnmaschinen,  auch  mit  Apparat 
zum  Entfernen  der  Traubenkämme ;  kontinuierliche  Trauben- 
pressen; Zentrifugal-Entrahmapparate  und  deren 
Teile;  alle  für  Versuchsstationen  oder  Museen  eingeführten,  neu  er- 
fundenen oder  vervollkommneten  landwirtschaftlichen  Maschinen  und 
Instrumente. 

Auf  den  verhältnismäßig  erträglichen  Vertragszoll  von  0,75  Rubel 
das  Pud  ^)  (deutsch-russischer  Handelsvertrag  von  1894)  blieben  be- 
schränkt: Landwirtschaftliche  Maschinen  und  Geräte  ohne  Dampf- 
motoren, nicht  besonders  benannte,  ferner  Modelle  von  solchen ;  Loko- 
mobüen  in  Verbindung  mit  Dreschmaschinen. 

Der  neue  russische  Zolltarif  von  1903  und  der  ihn 
ergänzende  deutsch-russische  Handelsvertrag  von  1904  hält  diesen 
Zustand  unverändert  aufrecht  bis  auf  die  Behandlung  der  Ersatz- 
teile. Nach  dem  älteren  Regime  wurden  diese,  wenn  es  sich  um 
ErsatzteÜe  der  Zollfreiheit  genießenden  Maschinen  handelt,  zollfrei, 
und  wenn  sie  zu  anderen  landwirtschaftlichen  Maschinen  und  In- 
strumenten gehörten,  zum  Satze  von  75  Kopeken  das  Pud  zugelassen. 
Seit  I.  März  1906,  dem  Beginne  des  neueren  Zollregimes,  unterliegen 
die  ErsatzteÜe  weit  höheren  Zollsätzen. 


^)     I  Pud   «   16.380  kg. 
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Nach  Zeitungsmitteilungen  von  Ende  Februar  1910  beschäftigten 
sich  damals  bereits  seit  längerer  Zeit  Kommissionen  im  russischen 
Handelsministerium  mit  der  Frage  der  Revision,  d.  h.  der 
Erhöhung  der  Zölle  für  landwirtschaftliche 
Maschinen,  soweit  dem  nicht  bis  1917  die  Handelsverträge 
entgegenstehen.  Die  russischen  Landwirte  haben  aber,  unterstützt 
von  den  allgemeinen  innerpolitischen  Verhältnissen  ihres  Landes, 
diesen  Plänen  einen  so  entschiedenen  Widerstand  entgegengesetzt, 
daß  die  namentlich  von  mehreren  russischen  Maschinenfabrikanten 
eifrig  geförderten  Bestrebungen  nach  Zollerhöhungen  für  landwirt- 
schaftliche Maschinen  scheiterten.  Schließlich  glich  ein  Gesetz  vom 
26.  April  (a.  St.)  1912  diesen  handelspolitischen  Streit  dahin  aus, 
daß  den  Erzeugern  landwirtschaftlicher  Maschinen  nicht  nur  weit- 
gehende Zollbefreiungen  für  die  von  ihnen  benötigten  Maschinen, 
Apparate,  Bestandteüe  (mit  Einschluß  von  Bindfaden  für  Getreide- 
garbenbinder), sondern  noch  überdies  Produktionsprämien  gewährt 
wurden.  Ein  ähnlicher  Zug  agrarischen  Freihandels  war  auch  in  der 
Zolltarifnovelle  vom  28.  Mai  1912  sichtbar,  worin  zwei  wichtige 
Dungmittel,  schwefelsaures  Ammoniak  und  Kalksalpeter,  von 
Einfuhrzöllen  befreit  wurden. 

VII.    Frankreich. 

Ein  interessantes  Beispiel  für  die  Freihandelstendenz  agrarischer 
Ausfuhrerzeugungen  bot  sich  im  ersten  Vierteljahre  1910  in  F  r  a  n  k  - 
reich.  Der  Weinbau  sowie  die  Produktion  von  Blumen  und  Pri- 
meurs  in  Südfrankreich  wandte  sich  nämlich  mit  großem  Nachdrucke 
gegen  die  im  Frühjahr  1907  begonnene  Revision  des  französischen 
Zolltarif  es  von  1892,  die  im  neuen  Zolltarif  gesetz  vom  29.  März 
1910  gipfelte.  Diese  Revision  schien  nämlich  dahin  zu  führen,  daß 
Frankreich  mit  einer  Reihe  von  Nachbarstaaten  und  ferner  liegenden 
Ländern  in  Zollkriege  verwickelt  würde,  deren  Kosten  zum  nicht 
geringen  TeÜe  die  genannten  agrarischen  Ausfuhrerzeugungen  hätten 
tragen  müssen.  Die  Wortführer  dieser  Produktionszweige  verlangten 
geradezu  eine  zollpolitische  Wendung,  wodurch  wenigstens  zwei  der 
wichtigsten  Absatzgebiete  für  den  Wein,  die  Blumen  und  Primeurs 
Südfrankreichs,  nämlich  Deutschland  und  Belgien,  von  Zollkriegs- 
maßregeln 1)  zurückgehalten  werden  sollten. 


^)  Tatsächlich  hat  Deutschland  seine  Zölle  auf  verschiedene  geistige  Getränke, 
so  Schaumwein,  Kognak,  Liköre,  vom  i.  JuK  19 10  an  namhaft  erhöht.  Die  deutsche 
Regierung  gebrauchte  hierbei  fiskalische  Vorwände ;  tatsächlich  war  aber  vorwiegend 
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Vni.    Holzausfuhrländer. 

Die  Neigung  der  Ausfuhrländer  für  Rohholz  und  ein- 
fachere Holzfabrikate  ^),  diese  ihre  Ausfuhrwaren  zollfrei 
oder  mit  niedrigen  Zöllen  belastet  einzulassen,  wird  in  „Holzzölle 
und  Holzproduktionsverhältnisse"  von  M.  v,  Engel  (Wien  1908) 
eingehend  begründet  und  dargetan.  (Vgl.  insbesondere  die  dortigen  Aus- 
führungen über  Österreich-Ungarn  Seite  7 — g,  sodann  über  Finnland, 
Schweden  und  Norv/egen  Seite  28 — 32,  über  Kanada  Seite  53 — 56.) 
Speziell  ein  Vergleich  der  Einfuhr-  und  Ausfuhrstatistik  Öster- 
reich-Ungarns in  Rohholz  und  einfacheren  Holzfabrikaten 
läßt  ersehen,  daß  diese  Freihandelstendenz  auch  nicht  ohne  prak- 
tische Bedeutung  ist.  So  betrug  die  dortige  Einfuhr  in  Rohholz 
und  einfacheren  Fabrikaten  in  den  Jahren  1908  und  1909  ungefähr 
dreißig  Millionen  Kronen  gleich  etwa  einem  Achtel  des  Wertes  der 
betreffenden  Ausfuhren  Österreich-Ungarns  ^).  Freilich  befanden 
sich  darunter  auch  für  zwei  Millionen  Kronen  Kork  und  für  etwa 
sechs  Millionen  überseeische  Hölzer. 

IX.     Japanische  Dungmittel-Einfuhr;  allgemeine  Ausführungen. 

Von  welch  großer  Bedeutung  in  einem  landwirtschaftlich  auf- 
strebenden Lande  die  zolltarifarisch  zumeist  begünstigte  Dünger- 
einfuhr werden  kann,  lehrt  das  Beispiel  Japans,  wo  diese 
Einfuhr  in  riesiger  Zunahme  begriffen  ist.  Sie  betrug  ^)  bereits  im 
Jahre  1904  24,6,  im  Jahre  1907  bereits  101,0,  im  Jahre  1908  107,2 
Millionen  Franken  und  sank  freilich  im  Jahre  1909,  im  Zusammen- 
hange mit  einem  Darniederliegen  der  gesamten  japanischen  Volks- 
wirtschaft, auf  94,3  Mülionen,  stieg  aber  schon  wiederum  im  Jahre 
1911  auf  134  Millionen  Franken.  Im  Jahre  1908  betrug  die  Dünger- 
einfuhr bereits  9,5  und  im  Jahre  191 1  10,1  Prozent  der  gesamten 


eine  Erwiderung  auf  die  neuen  französischen  Zollerhöhungen  beabsichtigt,  womit  eine 
Reihe  wichtiger,  in  Frankreich  stark  abgesetzter  deutscher  Ausfuhrwaren  bedacht 
worden  war. 

1)  Inwiefern  es  sich  gerade  hier  um  sogenannte  „Zw i tterfabrikate" 
handelt,  die  zollpolitisch  den  RohstofEen  fast  näher  stehen,  als  den  Fabrikaten,  siehe 
Aiüage  XXII. 

*)  Vgl.  hierüber  auch  die  kleine  Schrift  „Österreich-Ungarns  Holzhandel  und 
Holzexport"  von  M.  v.  E  n  g  e  1  ,  Wien  19 lo,  Seite  26.  In  den  Jahren  1910  und  191 1 
hat  sich  dieses  Verhältnis  nur  in  geringem  Ausmaße  zu  Ungimsten  der  Holzeinfuhr 
verändert. 

ä)  Siehe  hierüber  im  ,,Moniteur  officiel  du  Commerce"  vom  22.  Juh  1909  einen 
Bericht  'des  französischen  Konsulates  in  Kobe. 

S  c  h  i  1  a  e  r.    II.  18 
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japanischen  Einfuhr.  Den  Hauptbestandteil  unter  den  aus  dem  Aus- 
lande nach  Japan  eingeführten  Dungmaterialien  bilden  die  ö  1  - 
k  u  c  h  e  n  ,  und  zwar  weniger  die  von  Kottonöl  und  Raps,  als  viel- 
mehr die  der  Soyabohnen,  die  zumeist  aus  den  gegenüberliegenden 
ostasiatischen  Gebieten  (Mandschurei)  nach  Japan  gebracht  wurden. 
Insgesamt  kamen  im  Jahre  1911  für  75,2  Millionen  Franken  Ölkuchen 
nach  Japan.  Umfangreich  ist  auch  die  japanische  Einfuhr  von 
Ammoniaksulfat,  ^)  die  vornehmlich  aus  Großbritannien 
stammt.  Phosphate  wurden  in  beträchtlichen  Mengen  teils  aus  Tunis, 
teils  von  verschiedenen  ozeanischen  Inseln  her  bezogen.  In  kleineren, 
aber  immerhin  noch  namhaften  Mengen  kamen:  Kalziumhyper- 
phosphat, getrocknete  Fische  und  Fischpulver,  tierische  Knochen 
in  Stücken  und  gepulvert,  geronnenes  Blut  usw.,  und  der  Einfuhrwert 
von  Natronsalpeter  betrug  im  Jahre  1911  7,29  Millionen 
Franken. 

* 

Wenn  nicht  Raummangel  im  Wege  stünde,  könnten  für  die 
Freihandelstendenz  agrarischer  Ausfuhrerzeugungen  noch  mancherlei 
interessante  Belege  aus  den  Zolltarifen  anderer  Ausfuhrgebiete  für 
Agrarprodukte  und  auch  aus  den  Zolltarifen  mancher  Ausfuhrländer 
für  einzelne  agrarische  Spezialitäten  erbracht  werden,  so  aus  den 
Tarifen  der  Türkei  (Zollfreiheit  für  landwirtschaftliche  Maschinen 
seit  1882),  der  Südafrikanischen  Zollunion,  2)  ver- 
schiedener südamerikanischer  3)  Staaten,  der  Balkanstaaten 


1)  Im  Jahre  191 1  betrug  die  Wertziffer  der  japanischen  Einfuhr  von  Ammoniak- 
sulfat  27,42  Millionen  Franken. 

*)  In  Britisch-Südafrika  finden  allerdings  die  freihändlerischen 
Bestrebungen  der  Farmer  eine  mächtige,  ja  nicht  selten  sogar  ausschlaggebende 
Unterstützung  im  Verbraucherinteresse  der  Bergbau-Bevölkerungen 
des  Witwaatersrand  und  anderer  Bergbauplätze,  die  sich  gleichfalls  gegen  das  süd- 
afrikanische industrielle  Schutzzöllnertum  wenden. 

3)  So  befinden  sich  in  der  ausgedehnten  Freiliste  des  argentinischen 
Zolltarif  es  vom  20.  Dezember  1905:  Maschinen  zum  Mähen,  Binden  der  Garben 
und  Ährenlesen,  Dreschmaschinen,  Maschinen  zum  Entkernen  und  Enthülsen,  Molkerei- 
maschinen, Baumwollreinigungsmaschinen,  Bergwerksmaschinen,  Maschinen  für 
Herstellimg  von  Gerbstofiauszügen,  Maschinen  für  Zuckerraffinerie,  Lokomotiven, 
Schiffskessel,  Verpackungsbehelfe  aller  Art  für  Fleischkonserven-Fabriken,  Fässer 
aus  Holz  und  Eisen,  allerlei  kleinere  Eisenbahnmaterialien,  Wasserleitungsmaterialien, 
Bücher,  lebende  Pflanzen,  Sämereien  zur  Aussaat  usw.  Die  Listen  der  Waren  mit 
niedrigen  Wertzöllen  sind  weniger  bezeichnend,  da  in  Argentinien  die 
Tarife  der  feststehenden  Verzollungswerte  ungemein  hoch  sind  und  die 
Bemühxmgen    der    dortigen    freihändlerischen    sowie    gemäßigt    schutzzöllnerischen 
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(rumänische  Zolltarifnovelle  vom  1./14.  März  1912;  serbische  Zoll- 
freiheit im  Vertragstarif  für  Maschinen  und  Apparate,  insbesondere 
landwirtschaftliche  verschiedener  Art)  usw.  Aber  das  bisher 
Gesagte^)  dürfte  genügen. 

X.  Auszug  aus  der  Freiliste  des  dänischen  Zolltariles  vom  5.  Mai  1908. 

Abfälle  aller  Art,  nicht  besonders  genannt  {Tarifpost  i);  eine 
zahlreiche  Gruppe  mehr  oder  minder  wichtiger,  in  vielen  anderen 
Staaten  zollpflichtiger  Chemikalien,  und  zwar  Metalloide,  Sulfide, 
Säuren,  Salze,  Metalloxyde,  Kalziumkarbid  usw.  (Tarifpost  3);  roh 
zugerichtete  Platten,  Tafeln  und  andere  Stücke  zur  weiteren  Ver- 
arbeitung aus  Knochen  imd  Zähnen  sowie  Hufen,  Hörnern  und 
Klauen  (Tarifpost  7);  Stangen,  Blöcke,  Platten,  Röhren  und  ähnliche 
Materialien  aus  Zelluloid  zur  weiteren  Verarbeitung  (Tarifpost  11); 
Milch  und  Sahne  (Tarifpost  15);  Farbhölzer  und  Farbrinden 
(Tarifpost  34);Futtermittel,  nur  als  solche  verwendbar  (Tarif- 
post 40);  Sämereien,  Ölsaaten  (Tarifpost  50);  Gerbstoffe  und  (die 
in  vielen  Ländern  zollpflichtigen)  Gerbstoff auszüge  (Tarifpost  62); 
Präparate  und  grobe  Arbeiten  aus  Asphalt  oder  Harz,  gemischt 
mit  Zement,  Spänen  und  ähnlichen  zollfreien  Stoffen,  z.  B.  Fliesen, 
Ornamente,  Feueranzünder  usw.  (Tarifpost  69);  Steine  für  Stein- 
druckereien, mit  oder  ohne  Zeichnung;  Rechen-  und  Schreibtafeln 
aus  Schiefer,  auch  in  Holzrahmen  eingefaßt,  sowie  Griffel,  auch 
von  Holz  und  Papier  umgeben  (Tarifpost  76);  Mauersteine,  Dach- 
steine, Ornamentsteine,  Formsteine  und  feinere  Fassadesteine,  glasiert 
und  unglasiert;  feuerfeste  Steine  aller  Art;  Röhren  aller  Art  und 
Teüe  zu  Röhrenleitungen;  Fliesen  mit  Ausnahme  der  zu  den  feinen 


Kreise  vor  allem  der  Herabsetzung  dieser  Verzollungswerte  gelten.  Immerhin  wäre 
zu  erwähnen,  daß  sich  unter  den  mit  fünf  Prozent  des  "Wertes  belasteten  Waren 
befinden:  Stacheldraht  imd  verschiedene  andere  Drahtwaren,  Kabel  und  Material 
zu  imterirdischen  Kabelanlagen,  tmbearbeitetes  Schmiedeeisen,  Eisen  in  Blöcken 
für  Gießereien,  unbearbeitetes  Blech,  nicht  besonders  benannte  Maschinen  tmd  ihre 
Ersatzteüe,  Nähmaschinen  imd  ihre  Ersatzteile,  landwirtschaftliche  Maschinen  und 
ihre  Ersatzteile,  Schreib-,  Rechen-  imd  Registriermaschinen,  Motoren  und  Lokomobile, 
Dreiräder,  Heupressen,  Pflugmesser,  Pflugscharen,  eiserne  Träger  für  Brücken  und 
Durchlässe,  Schmucksachen,  Geräte  aus  Gold  und  Silber,  Taschenuhren,  Bindfaden 
für  Mähmaschinen,  kohlensaures  Natron,  feuerfester  Ton,  feuerfeste  Steine,  Schamotte- 
steine usw.  In  der  Liste  der  nur  mit  zehn  Prozent  des  Wertes  zu  verzollenden 
Waren  befinden  sich  tmter  anderem:  Automobile  imd  ihre  Ersatzteile,  Buchbinder- 
leinen, Malz,  Bleiweiß,  Weinstein-  und  Zitronensäure,  Kupfervitriol, 

^)  Vgl.    noch   Abteilung   VIII    des   III.    Kapitels   im   I.    Bande   vorliegenden 
Buches. 

18* 
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Ton  waren  gehörenden;  Rinnsteinböden,  Krippensteine  und  ähnliche 
Steine;  Retorten  und  Tiegel  (Tarif post  85);  Getreide  und  Er- 
zeugnisse aus  Getreide,  insbesondere  Mehl, 
sowie  andere  nicht  besonders  benannte  Feld- 
und  Gartengewächse  (Tarif post  95);  Filz,  durchtränkt  mit 
Teerstoffen,  z.  B.  zur  Schiffsverkleidung  und  Dachbekleidung  sowie 
lose  zusammengepreßter  Filz  zu  Isolierzwecken  und  dergleichen 
(Tarifpost  111);  Garn  aus  Kokosfasern  (Tarifpost  115);  Matten 
zu  Packzwecken  (Tarifpost  126);  Kunstbutter  (Tarifpost  165); 
Roh-  und  Altmetall  aller  Art,  einschließlich  des  Roheisens  (Tarif- 
post 171);  eine  größere  Anzahl  von  Eisen-undStahl  waren, 
meist  zur  weiteren  Verarbeitung  dienend  (auch  wenn  sie  blank  ge- 
walzt, angestrichen  oder  dgl.,  verzinnt,  verzinkt  oder  mit 
anderem,  auch  auf  galvanischem  Wege  hergestelltem  Überzuge  ver- 
sehen sind),  die  in  den  meisten  schutzzöUnerischen  lyändern  zoll- 
pflichtig sind  (Tarifpost  176);  Platten  und  Bleche,  auch  gewellt 
oder  gebogen,  Stangen  und  Bolzen  sowie  roh  gezogene  Röhren  aus 
Zinn  oder  Zink;  Draht,  roh,  gewalzt  aus  Blei,  Zinn,  Zink,  Kupfer, 
Messing  oder  Gelbmetall  sowie  Aluminium  (Tarifpost  191);  Mine- 
ralöle (Tarifpost  189);  Abfallöle,  Teeröle  und  Harzöle  mit  Ent- 
flammungspunkt zwischen  90  und  200  Grad  (Tarifpost  199); 
Schiffe,  Boote  und  Fahrzeuge  aller  Art,  einschließlich  der  dazu 
gehörigen  festen  und  beweglichen  Geräte  und  Inventarstücke  (Tarif- 
post 229);  Butter  (Tarifpost  239);  zum  Genüsse  verwendbares 
pflanzlichesöl  mit  der  Konsistenz  gewöhnlichen  Fettes,  zum 
Kleinverkauf  in  Packungen  von  höchstens  i  kg  Stückgewicht  eingeführt 
(Tarifpost  242);  Tran,  Tranlauge,  Degras,  Fettlauge 
(Tarifpost  258);  Eier  sowie  Eidotter  oder  Eiweiß  getrennt  für 
sich,  auch  getrocknet  oder  in  anderer  Weise  behandelt  (Tarifpost  299). 

XI.  Auszug  aus  der  Freiliste  des  australischen  Zolltarif  es  vom  3.  Junil908. 

Denaturierter  Tabak  für  Herstellung  von  Schafwaschmitteln 
(Tarif post  23);  Melasse,  wohl  als  Futtermittel  (Tarif post  32);  Pack- 
materialien für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und  Produkte  land- 
wirtschaftlicher Industrien  (Tarifpost  113);  zahlreiche  Webwaren 
aus  Baumwolle,  Leinen,  Jute  und  anderen  pflanzlichen  Textilstoffen 
(Tarifpost  123  und  130);  Roßhaartuch,  Hopfentuch,  Kamelhaartuch 
(Tarifpost  127);  zahlreiche  landwirtschaftliche  Maschinen  und  Geräte 
(Tarifpost  147  b,  152,  229  d);  Petroleum  (Tarifpost  2340  und  p); 
Schaf-,    Rinder-   und   Pferdewaschmittel,    Insektenvertilgungs-   und 
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Desinfektionsmittel  (Tarifpost  284  a) ;  Speichen,  Radnaben,  Rad- 
kränze und  Felgen  aus  verschiedenen  Hölzern,  nicht  zugerichtete 
Faßdauben  (Tarif post  303  x,  z,  dd,  ee);  Körbe  für  Werkleute  aus 
Binsen  oder  Stroh  (Tarifpost  388);  Düngemittel  (Tarifpost  397); 
Fisch-  und  Kaninchennetze  und  Netzwerk  dazu,  Fischhaken, 
Schwimmer  für  Fischnetze  (Tarifpost  399);  allerlei  Zünd- und  Spreng- 
mittel, darunter  Jagdpatronen,  Zündhütchen  usw.  (Tarifpost  409); 
Apparate  zur  Prüfung  und  Untersuchung  von  Milch,  Wein  und  anderen 
landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  (Tarifpost  488  f)  usw. 

Nicht  wenige  der  genannten  Artikel  stehen  nur  auf  der  Frei- 
liste des  Vorzugstarifes  für  britische  Waren,  während 
sie  im  allgemeinen  Tarif  einem  Zolle  von  fünf  Prozent  des 
Wertes  unterliegen;  dies  ist  aber  noch  immer  als  eine  verhältnis- 
mäßig wenig  drückende  Zollbelastung  zu  bezeichnen.  Die  am 
I.  Dezember  1911  in  Kraft  getretene  Zolltarifnovelle 
(Schedule  to  the  Customs  Tarüf  1911)  ändert  an  den  hier  als  Beispiel 
angeführten  Zollbefreiungen  des  Zolltarifs  von  1908  nur  wenig.  So 
sind  die  Waren  der  Tarifpost  229  d  „Maschinen  wie  Mähmaschinen, 
Erntemaschinen;  ferner  Ernte-  und  Bindemaschinen"  nicht  mehr 
zollfrei,  sondern  werden  —  es  handelt  sich  um  eine  seit  jeher  be- 
günstigte, im  Aufschwung  begriffene  Erzeugung  —  ohne  Rücksicht 
auf  die  Herkunft  mit  17^  Prozent  des  Wertes  belastet.  Sodann 
hört  die  Zollfreiheit  einzelner  zur  Tarifpost  303  gehörender  Holz- 
waren auf,  und  sie  werden  dem  in  Anbetracht  der  australischen  Lohn- 
und  Arbeitsverhältnisse  noch  immer  mäßigen  Zolle  von  zehn  Prozent 
des  Wertes  unterworfen. 
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Anlage  IV. 

Verbrauchseinengung  und  Außenhandelsbewegung 
in  hochschutzzöUnerischen  Ländern. 

I.  Vorbemerkung. 

Leider  sind  gerade  die  mit  dieser  Anlage  zusammenhängenden 
Stellen  des  I.  Bandes  (Abteilung  IV  des  II.  Kapitels)  der  „Ent- 
wicklungstendenzen der  Weltwirtschaft"  von  mehreren  Kritikern,  so 
von  G  r  u  n  z  e  1  (in  der  ^^Neuen  Freien  Presse"  vom  13.  August  191 2) 
und  von  Trescher  (in  „Stahl  und  Eisen",  Nr.  i  aus  1913),  miß- 
verstanden worden.  Ich  hatte  nämlich  ursprünglich  die  Absicht, 
die  zu  den  Kapiteln  des  I.  Bandes  gehörigen  Anlagen  auch  diesem 
Bande  beizugeben,  was  ihn  aber  unverhältnismäßig  groß  gemacht 
hätte  und  daher  unterbleiben  mußte.  Im  Vertrauen  auf  die  er- 
klärende, aber  dem  I.  Bande  schließlich  doch  nicht  beigegebene  Anlage  IV 
hatte  ich  mich  vielleicht  im  genannten  Bande  etwas  zu  kurz  aus- 
gedrückt. Daher  konnte  geglaubt  werden,  daß  ich  nur  an  eine  Ver- 
allgemeinerung der  bekannten  Mißstände  des  sogenannten 
„Dumping"  denke,  wonach,  unter  Belastung  des  heimischen 
Verbrauches  durch  hohe,  zollgeschützte  Preise,  dem  Auslande  be- 
sonders niedrige,  bisweilen  sogar  die  Selbstkosten  unterschreitende 
Preise  berechnet  werden.  Tatsächlich  suchte  ich  aber  einen  weit 
umfassenderen  Gedanken  darzulegen.  Dieser  Gedanke 
besagt:  „Der  Hochschutzzoll  hemmt  durch  die  von  ihm  bewirkten 
hohen  Preise  den  Inlandsverbrauch  derart,  daß  die,  aus  natur- 
gegebenen und  sozialen  Gründen,  unvermeidlichen  Ein- 
fuhren dem  Außenhandel  zu  einem  (gegenüber  der  für  den  Inlands- 
verbrauch arbeitenden  Nationalproduktion)  verhältnismäßig  gioßem 
Umfange  verhelfen".  Unter  diesen  sozialen  Faktoren  sind 
insbesondere  zu  nennen:  die  Hindernisse,  die  der  eigenen  Industrie, 
zugunsten  der  konkurrierenden  Auslandsindustrien,  durch  Er- 
höhung der  Produktionskosten  und  durch  die  Lohn- 
forderungen der  durch  den  Hochschutzzoll  im  Betrage  ihres 
Reallohnes  verkürzten  Arbeiter  bereitet  werden;  die  arge  Störung 
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der  „Symmetrie"  der  hochschutzzöllnerischen 
Zolltarife  durch  die  bisweilen  doch  unvermeidlichen  entgegen- 
kommenden Sätze  der  Vertragstarife  und  durch  freüiändlerische 
Anwandlungen  der  politisch  mächtigen  Landbevölkerung  hinsichtlich 
einzelner  ihrer  Bedarfsartikel;  die  durch  ausländische  Waren  ohne 
Rücksicht  auf  den  Preis  befriedigten  Luxusbedürfnisse  der 
durch  den  Hochschutzzoll  bereicherten  kleinen,  aber  sehr  kaufkräftigen 
Schichten  (siehe  Kapitel  VI  des  II.  Bandes  der  „Entwicklungstenden- 
zen der  Weltwirtschaft");  der  eben  durch  den  Hochschutzzoll  un- 
gemein lohnend  gemachte,  gar  nicht  auszurottende,  nicht  selten  sogar 
die  Zollbeamtenschaft  moralisch  verseuchende  und  die  Arbeitskraft 
sowie  geistige  Begabung  der  Grenzbevölkerungen  auf  staatsfeindliche 
Abwege  lockende  Schmuggel;  siehe  hierüber  Kapitel  VII  im 
vorliegenden  Bande. 

Dieser  Gedanke  von  der  die  relative  Bedeutung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehrs  auf  Umwegen  för- 
dernden Wirksamkeit  des  H  o  c  h  s  c  h  u  t  z  z  o  1 1  e  s 
ist  nicht,  wie  sogar  wohlwollende  Kritiker  angenommen  haben,  eine 
für  sich  stehende  Schrulle  in  einem  sonst  in  planmäßigem  Zusammen- 
hange ausgearbeiteten  Buche,  sondern  vielmehr  einer  der  Grund- 
steine meines  weltwirtschaftlichen  Gedankengebäudes;  mit  diesem 
steht  und  fällt  gewissermaßen  der  ganze  Bau,  zumindest  in  seinen 
handelspolitischen  Teilen.  Mögen  nun  meine  Kritiker  diese  meine 
Auffassung  des  Hochschutzzolles  billigen  oder  zurückweisen,  jeden- 
falls richte  ich  an  sie  das  Ersuchen,  sich  mit  der  dargestellten  Auf- 
fassung ernstlich  auseinanderzusetzen  und  sie  nicht  als  eine  für  den 
großen  Zusammenhang  meiner  Arbeit  belanglose  Schrulle  abzutun. 

II.    Österreich-Ungarns  Verbrauch  und  Erzeugung  unter  dem  Drucke 
der  Schutz-  und  Hochschutzzölle. 

Bereits  früher  wurden  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Öster- 
reich-Ungarns als  Beispiel  für  folgende  Behauptung  heran- 
gezogen: „In  den  hochschutzzöllnerischen  Ländern  wird  durch  jene 
Verbrauchseinengung,  die  mit  dem  Schutzzoll  und  namentlich  Hoch- 
schutzzoll Hand  in  Hand  geht,  der  Außenhandelsbewe- 
gung ein  relatives  Übergewicht  über  die  (dem 
Inlandsbedarfe  dienende)  Nationalproduktion  verschafft"^). 


^)  Vgl.    insbesondere     auf     S.    72/73     des     I.    Bandes     vorliegenden   Buches 
(Abteilimg  IV    des   Kapitels  II)    die   Bemerkungen  über   „Notverkäufe"  ins  Aus- 
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In  einem  Aufsatze  „Die  Produktivkräfte  Österreichs"  vom  Präsidenten 
des  jjBundes  österreichischer  Industrieller"  Heinrich  Vetter 
(Wiener  ,,Zeit"  vom  27.  März  1910)  werden  ähnliche  Gedanken  zum 
Ausdrucke  gebracht. 

Vetter  geht  davon  aus,  daß  die  Produktionskosten  in  Öster- 
reich unausgesetzt  anwachsen  und  hierdurch  die  Bedeutung  des  Zoll- 
schutzes geschmälert  werde.  Anfangs  März  1906  mochte  der  Zoll- 
schutz, den  die  damals  in  Kraft  getretenen  Handelsverträge  vom 
autonomen  Zolltarife  übrigließen,  für  die  österreichische  Industrie 
völlig  ausreichend  gewesen  sein.  Aber  die  seitherigen  Erhöhungen 
der  österreichischen  Produktionskosten  hätten  den  Zolltarif  gewisser- 
maßen durchlöchert  und  der  Einfuhr  aus  dem  Ausland  breite  Bahnen 
eröffnet.  Als  einen  der  grundlegenden  Faktoren  dieser  Verteuerung 
bezeichnet  Vetter  die  als  Folgeerscheinung  der  groß- 
agrarischen Handelspolitik  eingetretene 
Lebensmittelteuerung.  Hierbei  nennt  Vetter  andere 
österreichische  Schutzzölle  nicht,  die  nicht  weniger  als  die  Zölle 
auf  Lebensmittel  zur  Schwächung  der  österreichischen  Gesamt- 
industrie beigetragen  haben,  wie  z.  B.  die  viel  zu  hohen  Eisen- 
zolle,  verschiedene  Zölle  auf  Chemikalien,  Farb  waren, 
Maschinen,  Garne  ^)  usw. ;  es  ist  dies  wohl  seiner  heiklen 
Stellung  an  der  Spitze  einer  großen  industriellen  Organisation  zuzu- 
schreiben, zu  deren  Mitgliedern  oder  wenigstens  Bundesgenossen  auch 
Interessenten  an  den  hier  soeben  als  bedenklich  hoch  bezeichneten 
Fabrikatenzöllen  gehören. 

Von  besonderem  Interesse  sind  nun  folgende  Worte  Vetters: 
„Die  Verteuerungen  der  Produktionskosten  sind  sicher  die  ärgsten 
Sorgen  des  österreichischen  Industriellen.  Denn  eine  Überwälzung 
derselben  auf  den  Auslandskonsumenten,  insofern  sein  Erzeugnis  im 
Auslande    Absatz    findet,    ist    bei    den    Weltmarktskonkurrenz-Ver- 


land  einzelner,  unter  der  Verbrauchseinengung  auf  dem  Inlandsmarkte  leidender 
österreichischer  Industrien.  Im  Jahre  191 3  haben  diese  Notverkäufe  unter 
dem  Drucke  einer  ungünstigen  Zahlungsbilanz  (Zurückziehung  auswärtiger  Guthaben 
infolge  von  Kriegsbefürchtungen)   einen  erschreckenden  Umfang  angenommen. 

^)  Die  österreichische  Baumwollspinnerei  hat  sich  übrigens  während 
der  Hochkonjunktur  1906/1907,  verlockt  durch  die  von  den  hohen  Zöllen  gesicherten 
Gewinnste,  derart  übermäßig  ausgedehnt,  daß  sie  noch  in  der  Hochkonjimktur  191 1/12 
(vor  der  durch  die  Balkankriege  von  1912/1913  eingeleiteten  Niedergangsperiode) 
die  Folgen  der  vor  einem  Jahrfünft  vorgenommenen  allzu  raschen  Ausdehnung  nicht 
überwunden  hatte;  siehe  hierüber  z.  B.  den  datenreichen  Aufsatz  „Die  Zukunft 
der  österreichischen  Baumwollindustrie"  im  ,, Neuen  Wiener  Tagblatt"  vom  19.  April 
1913- 
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hältnissen  vollkommen  ausgeschlossen,  und  im  wenig  kauf- 
kräftigen Inland  führt  jede  Preiserhöhung 
selbst  der  notwendigsten  Gebrauchsartikel  zu 
einer  Konsumabnahme.  Gerade  jene  Industriellen,  die  in 
intimster  Fühlung  mit  den  großen  Massen  der  Bevölkerung  stehen, 
konstatieren  seit  der  Teuerung  der  Lebensmittel  eine  entschiedene 
Abnahme  der  Kaufkraft  für  die  Industrieprodukte." 

Der  gleiche  Gedanke,  den  Vetter  hier  allgemein  vorbringt, 
ist  im  Jahresbericht  der  Wiener  Handelskammer 
für  1909  in  Anwendung  auf  zahlreiche  einzelne  Industriezweige  zu 
finden.  Die  industriellen  Berichterstatter  der  Wiener  Handels- 
kammer sind  nämlich  in  ihren  Klagen  über  die  für  ihre  Betriebe 
drückenden  Fabrikatenzölle  nicht  so  zurückhaltend  wie  Vetter  in 
seinen  Äußerungen  über  die  österreichische  Gesamtindustrie.  So 
wird  nun  im  genannten  Kammerberichte  über  die  produktionsver- 
teuernde  Wirkung  der  österreichischen  Zölle  auf  Lebensmittel,  Roh- 
eisen, Garne,  Maschinen,  Chemikalien,  Farbwaren  an  zahlreichen 
Stellen  Klage  geführt:  diese  Zölle  sollen  die  Produktion  derart 
behindern,  daß  einerseits  die  Einfuhr  aus  dem  Ausland  trotz  der 
Schutzzölle  nicht  unbeträchtliche  Fortschritte  mache;  andererseits 
nehme  aber  die  Kaufkraft  der  Massen  infolge  der  allgemeinen  Ver- 
teuerimg  in  beängstigender  Weise  ab,  und  jede  weitere  noch  so  not- 
wendige, weil  durch  Steigerung  der  Produktionskosten  erzwungene 
Preiserhöhung  führe  zu  bedenklichen  Verbrauchsabnahmen.  Das 
Jahr  1909,  als  letztes  des  seit  Herbst  1907  eingetretenen  internatio- 
nalen Wirtschaftsrückganges  und  erstes  schwaches  Stadium  einer 
internationalen  Besserung,  mochte  vielleicht,  ähnlich  wie  1908,  diese 
ungünstigen  Züge  des  österreichischen  Wirtschaftslebens  in  besonders 
scharfer  Ausprägung  erscheinen  lassen.  Aber  auch  das  Jahr  1910 
hat,  nach  dem  im  Sommer  1911  erschienenen  Jahresbericht  der 
Wiener  Handelskammer  für  1910,  in  Österreich  keine  Besserung, 
sondern  eher  noch  Verschlimmerungen  gebracht.  Erst  die  inter- 
nationale Hochkonjunktur  des  Jahres  1911  brachte  für  Österreich- 
Ungarn,  unterstützt  durch  eine  dortige  günstige  Ernte,  etwas  bessere, 
wenn  auch  keineswegs  alle  Industrien  befriedigende  Verhältnisse. 
Dieser  relativen  Gunst  der  Lage  wurde  aber  bereits  seit  Frühjahr  1912 
im  Zusammenhange  mit  einer  beginnenden  Kreditbeengung,  noch 
mehr  aber  seit  Herbst  191 2  infolge  der  durch  den  Balkankrieg  ver- 
anlaßten  weltpolitischen  Krise  ein  wenig  tröstliches  Ende  bereitet. 

Bezeichnend  ist  auch  der  Umstand,  daß  in  Österreich-Ungarn 
zugleich  mit  dem  Inkrafttreten  des  gegen  früher  weit  mehr  schütz- 
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zöllnerischen  ZoUtarifes  von  1906,  bei  minder  entgegenkommenden 
Handelsverträgen  im  allgemeinen  und  besonders  verschlechterten 
Handelsbeziehungen  zu  Serbien  und  Montenegro,  die  bis  dahin  (mit 
200 — 300  Millionen  Kronen,  abgesehen  von  Mißerntejahren)  mehr 
oder  weniger  hochaktive  Handelsbilanz  bereits  im  Jahre  1908 
bei  einem  Passivum  von  77,3  Millionen  Kronen  angelangt  war; 
dieses  erreichte  in  seitheriger,  fast  ununterbrochener  Steigerung  un- 
gefähr 350  Millionen  Kronen  in  den  Jahren  1908  und  1909  sowie 
ungefähr  700  Millionen  in  den  Jahren  1911  und  1912^).  Hierbei  mochten 
zwar,  ähnlich  wie  in  Italien,  andere  Umstände  mitgewirkt  haben, 
nämlich  ein  starker,  die  Einfuhr  fördernder  Fremdenverkehr 
und  die  Einfuhr  ebenso  beeinflussende,  bedeutende  aus  Deutschland, 
Nordamerika  usw.  stammende  Rücksendungen  und  Geldmitnahmen 
von  Auswanderern;  nichtsdestoweniger  ist  die  verhältnismäßig 
weit  raschere  Zunahme  der  Einfuhr  gegenüber  einem  langsameren 
Steigen  der  Ausfuhr,  auch  der  Fabrikatenausfuhr,  als  ein  Anzeichen 
dafür  zu  betrachten,  daß  die  stärkere  Betonung  der  schutzzöUnerischen 
Richtung  in  der  Handelspolitik  Österreich-Ungarns  seit  1906  den 
Außenhandel  durchaus  nicht  gehemmt  hat,  so  drückend  und 
störend  sie  auch  vom  Inlandsverbrauch  der 
habsburgischen  Monarchie  empfunden  wurde.  Die 
Einfuhr  Österreich-Ungarns  wurde  durch  die  neuere  handelspolitische 
Richtung,  zum  Schaden  der  Industrie  des  Landes  selbst,  sogar  offen- 
sichtlich bedeutend  gefördert.  Diese  Ansicht  dringt  in  den  lebhaften 
Erörterungen,  die  seit  1 911  in  Österreich-Ungarn  der  passiven  Handels- 
bilanz gewidmet  werden,  immer  mehr  durch. 

III.  Verbrauch  und  Erzeugung  der  Vereinigten  Staaten  unter  dem  Drucke 

der  Hochschutzzölle. 

Die  Vereinigten  Staaten  wurden  von  den  schlimmsten 
Folgen  ihrer  durch  etwas  mehr  als  zwei  Jahrzehnte  betriebenen  Hoch- 
schutzzöUnerei  durch  ihr  an  Flächenraum  und  Menschenzahl  so 
großes    Absatzgebiet    bewahrt  2).       Hier    kommen    auch    die    nach 

^)   Die    genaue   Ziffer    für    das  Jahr    1912    beträgt   743,2  Millionen   Kronen. 

2)  Vgl.  hierüber  Abteilung  V,  X  und  XIII  des  VI.  Kapitels  des  I.  Bandes  der 
„Entwicklxingstendenzen  der  Weltwirtschaft".  Zu  bemerken  wäre  noch,  daß  die 
erste,  scheinbar  grundsätzHche  Abwendung  vom  zwanzigjährigen  Hochschutzzoll 
der  Union,  der  infolge  der  kanadischen  Parlamentswahlen  vom  21.  September  ig  11 
ins  Bodenlose  versunkene  Handelsvertrag  mit  Kanada  vom  2 1 .  Januar 
191 1,  in  den  britischen  Zeitimgen  nicht  mit  Unrecht  mit  dem  Schlagwort  ,,  K  o  n - 
tinentalismus"  bezeichnet  wurde;  d.  h.  man  glaubte  in  England  mehr  an 
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Hunderttausenden  zählenden  Menschenmassen,  die  alljälulich  ins 
Land  strömen,  sowie  die  noch  immer  in  großem  Maßstabe  fort- 
schreitende agrarische  Besiedlung  und  bergbauliche  Aufschließung 
des  Landes  in  Betracht.  Diese  Umstände  ließen  kein  solches  Sta- 
gnieren der  Verhältnisse  zu,  wie  es  in  manchen  anderen  hochschutz- 
zöllnerischen  Ländern  zu  erblicken  ist,  denen  alle  diese  A  nregungs- 
mittel  mehr  oder  weniger  fehlen.  Nichtsdestoweniger  zeigten  auch 
die  Vereinigten  Staaten  bereits  mancherlei  Spuren  der 
den  Verbrauch  gewaltsam  einengenden  Wir- 
kungen des  Hochschutzzolles.  Seit  dem  fast  alle  Hoff- 
nungen auf  Zollerleichterung  schnöde  enttäuschenden  P  a  y  n  e  - 
Tarif  vom  5.  August  1909 1)  erhob  sich  mit  verstärkter  Kraft  eine 
Gegenbewegung  der  republikanischen  „Insurgenten"  und  der  Demo- 
kraten. Diese  Gegenbewegung  hat  bereits  bei  den  Kongreßwahlen 
vom  November  1910  zu  einer  schweren  Niederlage  der  durch  unge- 
fähr anderthalb  Jahrzehnte  herrschenden  republikanischen  Partei 
geführt.  Die  erwähnte  Gegenbewegung,  die  einer  liberalen  Zoll- 
politik günstiger  ist,  zog  ihre  agitatorische  Hauptkraft  aus  der 
durch  den  Zolltarif  erzwungenen  Verbrauchseinengung.  Denn  diese 
Einengung  wurde  von  den  selbstbewußten  breiten  Massen  der  Be- 
völkerung bereits  sehr  unangenehm  empfunden.  Der  teilweise  einem 
Zollverein  nahekommende  Handelsvertrag  der  Vereinigten  Staaten 
mit  Kanada  vom  21.  Januar  1911  stellte  einen  großzügigen  Ver- 
such des  Präsidenten  Taft  dar,  durch  weitgehende  Berücksichtigung 
der  Verbraucherwünsche  für  die  republikanische  Partei  noch  zu 
retten,  was  zu  retten  war. 

Zum  besonderen  Verdruß  gereichten  in  den  Vereinigten  Staaten 
den  breiten  Bevölkerungsschichten  die  maßlos  hohen  Zölle  für  W  o  1 1  - 
waren.  Diese  Zölle  sind  aus  dem  Dingley-Tarif  von  1897  mit 
geringen  Veränderungen  in  den  Payne-Tarif  vom  5.  August  1909 
übergegangen.  Sie  erreichten  und  überstiegen  sogar  nicht  selten 
die  Höhe  von  hundert  Prozent.    Im  Durchschnitt  der  zehn  Fiskal- 


einen Versuch  der  Vereinigten  Staaten,  ihre  wirtschaftliche  und  vielleicht  auch 
politische  Machtsphäre  nach  Norden  hin  zu  erweitern,  als  an  eine  grundsätzliche 
Abwendimg  vom  Hochschutzzoll,  wie  sie  in  dem  am  7.  April  191 3  im  Reprä- 
sentantenhause eingebrachten,  am  4.  Oktober  191 3  in  Kraft  getretenen  Under- 
wood -Tarife   tatsächlich   vorliegt. 

1)  So  soll  die  durchschnitthche  Höhe  der  Zollsätze  für  die  Einfuhr  der  Baum- 
wollwaren durch  den  Payne-Tarif  (nach  Ausführimgen  in  der  ,, Frankfurter  Zeitung" 
vom  26.  März  1912)  von  44,7  auf  49,4  Prozent  gegenüber  dem_^ Dingley-Tarif  von 
1897  gestiegen  sein. 
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jähre  von  1897/1898  bis  1906/1907  betrugen  die  für  die  Wollwaren- 
einfuhr eingehobenen  Zölle  89,2  Prozent,  und  sogar  die  gleich- 
zeitige Durchschnittsziffer  für  die  Einfuhr  von  Rohwolle  belief 
sich  bereits  auf  48,8  Prozent.  Die  Wollwarenzölle  gehörten  zu  den 
wenigen  Tarifgruppen,  die  sogar  der  frühere  republikanische  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  Taft  in  seiner  Mitte  September  1909  zu 
Winona  (im  Staate  Minnesota)  gehaltenen  Verteidigungsrede  für  den 
Payne-Tarif  als  zu  hoch  beanstandete. 

Diese  maßlosen  Zölle  hatten  bereits  zu  einer  namhaften  Ver- 
ringerung des  dortigen  Wollwaren  Verbrauches  geführt.  Man  trug 
und  verwendete  halbwollene  Stoffe  mit  starkem  Baumwollzusatz  oder 
Wollstoffe  aus  grober  billiger  Teppich  wolle  oder  schließlich  auch 
Baumwollstoffe  statt  der  vor  dem  Dingley-Tarif  von  1897  bevor- 
zugten rein  wollenen  Kleiderstoffe,  Teppiche  und  Decken,  Nichts- 
destoweniger hatten  die  Vereinigten  Staaten  innerhalb  ihrer  Handels- 
bilanz einen  großen  Passivposten  in  Gestalt  einer  Einfuhr 
von  Rohwolle,  die  im  Durchschnitte  der  sechs  Fiskaljahre 
1905/1906  bis  1910/1911  rund  180  Millionen  Franken  betrug;  dagegen 
betrug  die  gleichzeitige  Ausfuhr  von  Wollwaren  (Kleidungsstücke, 
wearing  apparel,  nicht  mitinbegriffen)  nur  2,6  bis  7,8  Millionen 
Franken. 

IV.     Verbrauch  und  Erzeugung  in  Spanien  und  Portugal  unter  dem 
Drucke  der  Hochschutzzölle. 

In  ähnlicher  Weise  belasten  und  hemmen  die  unter  einem  un- 
gemein hohen  ZoUschutze  arbeitenden  Textil-  und  insbe- 
sondere B  au  m  wo  Hin  du  s  t  r  i  en  Spaniens  und 
Portugals  den  dortigen  Verbrauch  ungemein.  Nichtsdestoweniger 
steigt  sowohl  die  Einfuhr  Spaniens  als  jene  Portugals  an  einem  so 
wertvollen  Rohstoffe  wie  Baumwolle  beständig.  So  hatte  Spanien 
im  Jahre  1906  eine  Einfuhr  von  Rohbaumwolle  im  Betrage  von 
130,55  Millionen  Pesetas  zu  verzeichnen,  gleich  12,4  Prozent  der 
gesamten  damaligen  spanischen  Wareneinfuhr,  der  eine  Ausfuhr  vor 
Baumwollwaren  im  Betrage  von  nur  ungefähr  46  Millionen  Pesetas 
gegenüberstand.  Im  ungünstigsten  Jahre  1909  betrug  die  spanische 
Baumwolleinfuhr  nur  106,1  Millionen  Pesetas  gleich  11,5  Prozent 
der  gesamten  damaligen  spanischen  Wareneinfuhr,  bei  einer  Ausfuhr 
von  Baumwollwaren,  die,  zum  Teil  durch  Kartellprämien  der  organi- 
sierten Erzeuger,  auf  64,5  Millionen  Pesetas  gebracht  wurde.  Im 
Jahre  1910  belief  sich  die  spanische  Baumwolleinfuhr  auf  112,5  Millio- 
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nen  Pesetas,  gleich  io,2  Prozent  der  gesamten  Einfuhr  des  Landes, 
gegenüber  einer  Ausfuhr  von  BaumwoU waren  für  52  Millionen  Pesetas; 
im  günstigeren  Jahre  1911  machte  Spaniens  Baumwolleinfuhr 
127,3  Millionen  Pesetas,  gleich  11,9  Prozent  der  gesamten  spanischen 
Einfuhr,  gegenüber  einer  Ausfuhr  von  Baumwollwaren  für  55,1  Millio- 
nen Pesetas  aus. 

In  Portugal  betrug  1909  die  Einfuhr  von  Rohbaumwolle 
4,19  Millionen  Milreis  (i  portugiesischer  Müreis  =  5,6  Franken,  ab- 
gesehen vom  schwankenden  Agio),  gleich  6,3  Prozent  der  gesamten 
portugiesischen  Einfuhr,  der  eine  Ausfuhr  an  Baumwollwaren  (zu- 
meist im  zollgeschützten  Absatz  nach  den  portugiesischen  Kolonien) 
von  nur  1,81  Mülionen  Milreis  zur  Seite  stand.  Dabei  heißt  es  in  einem 
Berichte  des  portugiesischen  Finanzministers  an  die  Cortes,  der 
speziell  den  Außenhandel  des  Jahres  1907  zum  Gegenstande  hatte, 
die  Einfuhr  nach  Portugal  im  Spezialhandel  (mit  Ausschluß  des 
reinen  Durchfuhrhandels)  mache  in  den  letzten  Jahren  Fortschritte, 
während  die  Ausfuhr  nationaler  (und  durch  Zollzahlung  nationali- 
sierter) Waren  fast  stationär  geblieben  sei.  Die  weitverbreitete  Miß- 
stimmung über  den  Druck,  den  das  portugiesische  Hochschutzzoll- 
system auf  den  Verbrauch  ausübte,  war  wohl  eine  der  Hauptursachen 
für  den  Sturz  der  dortigen  Monarchie  anfangs  Oktober  1910. 

Über  die  „U  ngünstige  Wirkung  des  spanischen 
Schutzzollsystems"  äußert  sich  ein  vom  15.  Dezember  1906 
datierter  (im  „Handelsmuseum"  unter  diesem  Titel  am  3.  Januar 
1907  veröffentlichter)  Bericht  des  damals  in  Spanien  tätigen  Fach- 
berichterstatters des  österreichischen  Handelsministeriums,  J.  G  r  u  n  - 
z  e  1 ,  folgendermaßen : 

„Die  Situation  vieler  spanischer  Industrien  ist  eine  kritische  ge- 
worden. Auf  den  ersten  Blick  muß  dies  wundernehmen,  weil  sich 
die  Gesetzgebung  bemüht  hat,  den  Zollschutz  möglichst  hoch  zu 
schrauben  und  hierin  auch  viel  weiter  gehen  konnte  als  manches 
andere  Land,  da  Spanien  wegen  der  Art  seiner  Exportartikel  (Erze, 
Kork  usw.)  Repressalien  des  Auslandes  weniger  zu  fürchten  hatte. 
Bei  näherer  Betrachtung  sieht  man,  daß  gerade  der  irratio- 
nelle Zollschutz  an  der  unerfreulichen  in- 
dustriellen Entwicklung  Schuld  trägt.  Spanien 
ist,  wie  viele  zurückgebliebene  Länder,  in  den  Fehler  verfallen,  das 
Heil  ausschließlich  in  einem  allgemeinen  hohen  Schutzzoll  zu  er- 
blicken. Dadurch  schoß  in  einigen  Zweigen  die  Produktion  empor, 
aber  der  Konsum  entwickelte  sich  nicht,  weil  die 
Verteuerung   aller   Bedarfsartikel   hemmend   wirkte,   und   auch   ein 
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Export  war  nicht  möglich,  weil  man  bei  den  hohen 
Produktionskosten  auf  dem  Weltmarkte  nicht  konkurrieren  konnte. 
So  entstand  eine  Überproduktion,  die  aber  infolge  des  äußerst  schwer- 
fälligen und  kostspieligen  Zwischenhandels  auch  nicht  zu  einer  Ver- 
billigung  der  Fabrikate  führte." 

Grunzel  erläutert  sodann  diese  allgemeinen  Darlegungen  an  einer 
Reihe  besonderer  Beispiele  aus  folgenden  spanischen  Industrien: 
Zuckerindustrie,  Spiritusindustrie,  Eisenin- 
dustrie, P ap i e r f ab r ik a t i o n ,  Glasindustrie, 
Tuchfabrikation.  Seither  ist  es  wohl  kaum  nennenswert 
besser  geworden.  Kamen  nämlich  die  konservativ-reaktio- 
nären Parteien  ans  Ruder,  dann  bemühte  sich  die  von  den  hoch- 
schutzzöllnerischen  katalonischen  und  sonstigen  Fabrikantencliquen 
beherrschte  Regierung,  den  Zolltarif  durch  gesetzgeberische  Maß- 
regeln oder  durch  kniffige  administrative  Zollentscheidungen  noch 
drückender  zu  machen,  als  er  ohnehin  schon  war.  Bekamen  1  i  b  e  r  a  - 
1  e  Regierungen  die  Leitung  der  Staatsgeschäfte  in  die  Hand,  so  blieb 
der  geltende  Zolltarif  einfach   bestehen. 

Immerhin  hat  die  am  i.  Januar  1912  nach  langwierigen,  jahre- 
langen Verhandlungen  in  Kraft  getretene  (vom  27.  Dezember 
1911  datierende)  spanische  Zolltarif  revision,  neben  einigen 
Zollerhöhungen,  auch  eine  Reihe  von  Zollermäßigungen  gebracht. 
Diese  Ermäßigungen  betreffen  insbesondere  weiter  zu  verarbeitende 
Fabrikate,  deren  hohe  Zollbelastung  der  spanischen  Industrie  im 
ganzen  weit  mehr  abträglich  als  förderlich  war,  so  namentlich  ver- 
schiedene Rohmetalle  und  einfache  MetaUwaren,  auch  Werkzeuge 
und  verschiedene  Maschinen  (landwirtschaftliche,  elektrische.  Näh-, 
Schreib-Maschinen),  Kohlenteer-Farben,  verschiedene  Chemikalien, 
eine  größere  Anzahl  von  Textilwaren,  Halbzeug  zur  Papierfabrikation, 
Papier  und  Pappe,  Fleisch,  Speck,  Schmalz,  Butter  und  Kunstbutter, 
konservierte  Milch,  Drechsler-  und  Schnitzstoffe,  Pinsel,  Bürsten,  einige 
Kautschukwaren.  Abgesehen  von  den  nebenher  auch  vorgesehenen 
Zollerhöhungen,  wurden  die  Zoller leichterungen  zumeist  so  vor- 
sichtig bemessen,  daß  der  Hochschutzzoll  als  solcher i)  wohl 
nur  in  wenigen  Fällen  preisgegeben  sein  dürfte.  Nichtsdestoweniger 
kann  vielleicht  gesagt  werden,  daß  mit  dieser  Zolltarifrevision  der 
Anfang  eines  Anfanges  zu  einer  liberaleren  Zollpolitik  gemacht  wurde. 

Von  einigem  Interesse  sind  wohl  auch  die  Ausführungen,  die. 


^)  Vgl.  über  den  Begriff  des  Hochschutzzolls  Abteilung  III  der  Einleitung  des 
I.  Bandes  vorhegenden  Buches. 
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anläßlich  dieses  Beginnes  einer  minder  hochschutzzöllnerischen 
spanischen  Handelspolitik,  ein  durchaus  nicht  freihänd- 
lerisches deutsches  industrielles  Fachblatt, 
das  „Wochenblatt  für  Papierfabrikation"  in  Biberach  (vom  9.  März 
1912)  der  bisherigen  spanischen  Handelspolitik  widmet:  „In  Spanien 
hat  es  sich  ähnlich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  herausgestellt, 
daß  die  Lehre  vom  vorteilhaften  Einflüsse  der  Schutzzölle  auf  die 
Entwicklung  der  Industrie  dann  falsch  wird,  wenn  sie  überspannt 
und  ohne  Einschränkung  zur  Anwendung  gebracht  wird.  Die  bis 
zum  I.  Januar  1912  geltenden  spanischen  Zölle  hatten  einen  beinahe 
ausschließenden  Einfluß  auf  die  fremde  Einfuhr  nach  Spanien  gehabt. 
Trotzdem  hatten  sie  zum  Aufblühen  der  spanischen  Industrie  nicht 
beigetragen,  namentlich  deshalb  nicht,  weü  sie  auch  die  Ein- 
fuhrvonRoh-undHalbstoffenmitunerschwing- 
lichen  Beträgen  belasteten.  Ihre  hauptsächliche  Folge 
war  das  Steigen  der  Preise  für  Rohstoffe  und  Fertigfabrikate  in  einem 
Maße,  daß  die  Kosten  von  der  im  allgemeinen  wenig  wohlhabenden 
und  zur  Arbeit  nicht  übermäßig  geneigten  Bevölkerung  Spaniens  nicht 
mehr  aufgebracht  werden  konnten.  Die  allgemeine  Un- 
zufriedenheit innerhalb  der  Bevölkerung  Spaniens,  die  sich 
mehrfach  in  kleineren  und  größeren  Aufständen  geäußert  hat,  ist  ja 
bekannt;  sie  ist  zum  großen  Teile  auch  den  elenden  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  des  Landes  zuzuschieiben." 

Sowohl  in  Spanien  als  auch  in  Portugal  wurde  der  Lebensfuß  der 
Bevölkerung  besonders  niedrig  gehalten  durch  die  Verbindung 
des  industriellen  mit  dem  agrarischen  Hoch- 
schutzzolle. Gerade  für  den  letzteren  lieferten  die  beiden  Staaten 
der  Pyrenäenhalbüisel  sogar  besonders  bezeichnende  Beispiele,  so 
etwa  die  portugiesischen  Sperrmaßregeln  gegen  die  Weizeneinfuhr; 
nur  zeitweüig,  bei  dringendem  Bedarfe  der  Getreidemühlen  und 
hohen  Einfuhrzöllen,  wurden  ziffernmäßig  beschränkte  Weizenmengen 
überhaupt  eingelassen.  Die  verhältnismäßig  kleinen  Cliquen  der 
spanisch-portugiesischen  industriellen  Hochschutzzöllner  wären  für 
sich  allein  wohl  zu  schwach,  um  das  Ziel  ihrer  Wünsche  zu  erreichen, 
wenn  sie  nicht  bei  den  Großgrundbesitzern  beider  Länder,  denen 
die  Agrarzölle  und  namentlich  die  Getreidezölle  besonders  zugute 
kommen,  einb  so  wirksame  Unterstützung  finden  würden. 

Ein  österreichisch-ungarischer  Gesandtschaftsbericht  aus  Lissabon, 
der  im  „Handelsmuseum"  vom  17.  Oktober  1907  wiedergegeben  ist, 
enthält  eine  Zusammenstellung  über  die  portu- 
giesischen   Lebensmittelzölle,    die    einer    Veröffent- 
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lichung  eines  kurz  vorher  zurückgetretenen,  damaligen  portugiesischen 
Finanzministers  entnommen  war.  Darnach  ergaben  im  Jahre  1905 
die  Weizenzöll  e  etwa  1 1  Millionen  Franken  bei  einem  Einfuhr- 
werte von  27,24  Millionen,  woraus  ein  Zoll  von  ungefähr  vierzig 
Prozent  des  Wertes  zu  berechnen  ist.  Dieselben  Daten  betragen  bei 
Stockfisch:  Zollertrag  4,34,  Einfuhr  16,30  Millionen  Franken, 
Zoll  etwa  27  Prozent;  bei  Zucker:  Zollertrag  18,58,  Einfuhr 
12,70  Millionen  Franken,  Zoll  etwa  146  Prozent;  Mais:  Zollertrag 
3,55,  Einfuhrwert  9,70  Millionen  Franken,  Zoll  etwa  36  Prozent; 
Reis:  Zollertrag  5,04,  Einfuhrwert  8,33  Millionen  Franken,  Zoll 
etwa  60  Prozent;  Summe  der  genannten  fünf  Artikel:  Zollertrag 
42,50,  Einfuhrwert  74,20  Millionen  Franken,  Durchschnittszollsatz 
57  Prozent. 

Dann  fährt  der  soeben  erwähnte  Gesandtschaftsbericht  fort: 
„Die  Zölle  auf  andere  notwendige  Bedarfsartikel,  die  hauptsächlich 
zum  Schutze  der  portugiesischen  Industrie  er- 
hoben wurden,  sind  noch  höher  und  betragen  häufig  70 — 100  Prozent 
des  Wertes."  Seither  ist  es  in  Portugal  kaum  besser  geworden,  da  die 
inzwischen  vorgenommene  portugiesische  Zolltarifrevision,  trotz  des 
deutsch-portugiesischen  Handelsvertrages  vom  30.  November  1908, 
den  Hochschutzzoll  eher  verschärft  alsgemildert 
hat.  So  heißt  es  z.  B.  im  Märzberichte  1910  des  österreichisch- 
ungarischen Generalkonsulates  in  Lissabon  (,, Handelsmuseum"  vom 
14.  Aprü  1910) :  „Die  Lebensmittelteuerung  hat  eine  nie 
geahnte  Schärfe  angenommen,  wenn  sie  auch  schon  seit  dem  finanziellen 
Zusammenbruche  im  Jahre  1891,  welcher  das  hohe  Goldagio  im  Ge- 
folge hatte,  zutage  trat.  Endlich  fängt  auch  die  Presse  an,  sich  mit 
dieser  Frage  ernstlich  zu  beschäftigen,  während  der  Finanzminister 
in  seinen  neuen  Gesetzesvorlagen  ganz  besonders  darauf  Rücksicht 
nimmt,  die  wichtigsten  Nahrungsmittel  von  steuerlichen  Belastungen 
zu  befreien.  Nicht  allein  die  Arbeiter  leiden  schwer  unter  der  Teuerung; 
am  empfindlichsten  werden  die  Mittelklassen  und  Beamten  getroffen. 
Es  ist  unleugbar,  daß  hierdurch  der  Gesundheitszustand  der  Be- 
völkerung geschwächt  wird." 

Es  ist  begreiflich,  daß  sich  die  durch  solche  Verhältnisse  ge- 
schaffene Mißstimmung  anfangs  Oktober  19 10  im  Kampfe  gegen 
das  Königtum  und  in  der  Gründung  einer  Repul)lik  entlud, 
deren  Machthabern  eine  weniger  hochschutzzöllnerische  Gesinnung 
nachgesagt  wurde.  Einen  Beweis  dieser  Gesinnung  hat  das  republi- 
kanische Regime  durch  die  Verordnung  vom  27.  Dezember  19 10 
gegeben,  worin  die  Einfuhr  von  Gefrierfleisch  aus  dem  Aus- 
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lande  und  den  portugiesischen  Kolonien  sowie  die  Einfuhr  von 
Rindern  aus  diesen  Kolonien  von  Zöllen  befreit  wird.  Ein  Gesetz 
vom  29.  Februar  191 2  trifft  Vorsorge  hinsichtlich  zeitweiliger  Er- 
mäßigungen des  Einfuhrzolles  für  RoggenundMais,  und  auf 
Grundlage  dieses  Gesetzes  erfloß  seither  eine  Reihe  von  einzelnen 
Verordnungen.  Ein  Gesetz  vom  13.  April  1912  gewährt  frischen 
und  getrockneten  Früchten  aus  den  Kolonien  Zollfreiheit.  Ein 
Gesetz  vom  20.  Juni  1912  ermächtigt  zu  vorübergehenden  Zoll- 
ermäßigungen für  Gerste, HaferundBohnen.  Im  großen 
und  ganzen  blieb  aber  das  bisherige  Hochschutzzoll-Gebäude,  nament- 
lich hinsichtlich  der  industriellen  Schutzzölle,  unangetastet.  Daher 
haben  auch  die  sozialen  Krankheitserscheinungen, 
die  unter  dem  Königtum,  infolge  des  Druckes  auf  den  Verbrauch 
der  Massen  und  der  Verteuerung  der  Produktion,  zur  Entwicklung 
gelangt  waren,  keine  nennenswerte  Besserung  erfahren,  abgesehen 
davon,  daß  auch  die  wohlhabenderen  Klassen,  infolge  der  Erleichterung 
von  Arbeitsbewegungen  unter  dem  neuen  Regime,  die  Rückwirkung 
der  allgemeinen  Teuerung  durch  nunmehr  unabweisbare  Forderungen 
nach  höheren  Löhnen  zu  spüren  bekamen.  Eine  der  ärgsten  Krank- 
heitserscheinungen, die  starke  Auswanderung  nach  Brasilien,  Nord- 
amerika, den  afrikanischen  Kolonien  usw.,  die  bei  der  verhältnismäßig 
wenig  dichten  Besiedlung  des  von  der  Natur  so  reichlich  bedachten 
Landes  besonders  schwer  empfunden  wird,  hat  unter  der  Republik 
sogar  noch  bedeutend  zugenommen. 

Bei  der  Verbrauchseinengung  der  breiten  Massen,  die  durch  eine 
solche  Handelspolitik  erzwungen  wird,  können  sich  insbesondere  im 
kleineren  portugiesischen  Absatzgebiete  sogar  die  z  o  1 1  g  e  - 
schützten  Industrien  nur  in  beschränktem  Maße  ent- 
wickeln. Es  wurden  in  diesen  Industriezweigen  immer  neue  Unter- 
nehmungen ins  Leben  gerufen,  denen  bald  die  Abnehmer  fehlten. 
Die  Folge  hiervon  waren  Überproduktion,  gedrückte  Preise,  Ein- 
schränkungen des  Betriebes  (der  Arbeitszeit),  all  dies  freilich  noch 
verschärft  durch  die  bereits  seit  einem  Viertel]  ahrhund er t  wenig 
sichere  innerpolitische  Lage  Portugals. 

V.  Verbrauch  und  Erzeugung  Brasiliens  unter  dem  Drucke  der  Hoch- 
schutzzölle. 

Brasilien  wird  als  einer  jener  Staaten  bezeichnet,  die  unter 
der  durch  den  Hochschutzzoll  hervorgerufenen  Verbrauchseinengung 
besonders  leiden.    Dies  gilt  namentlich  seit  der  Einfühnmg  des  ZoU- 

8  c  h  i  1  d  e  r.    II.  19 
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tarifes  vom  19.  März  1900.  Auch  seither  erfuhren  seine  Sätze  mannig- 
fache Erhöhungen,  und  zwar  namentlich  in  den  ersten  Jahren  des 
20.  Jahrhunderts  bis  zu  der  am  i.  Januar  igo6  in  Kraft  getretenen 
Anpassung  einer  größeren  Anzahl  von  Zollsätzen  an  den  im  Jahre 
1905  von  13  auf  17  Pence  gestiegenen  Milreiskurs.  Hier  macht  sich 
insbesondere  jene  Mißwirtschaft  und  Korruption  geltend,  die  für 
unabhängige  Tropengebiete  ^)  bezeichnend  ist. 

Wie  drückend  und  den  innerenVerbrauchbeengend 
das  brasilianische  Hochschutzzöllnertum  ist,  möge  einigen  Beispielen 
entnommen  werden.  So  erfuhren  (nach  dem  Jahresberichte  des 
österreichisch-ungarischen  Generalkonsulates  in  Rio  de  Janeiro  für 
das  Jahr  1905,  Seite  3)  nachfolgende  Zollsätze  belangreiche  Er- 
höhungen, in  Prozenten  des  Wertes  berechnet,  innerhalb  des  Zeit- 
raumes 1900 — 1906,  obgleich  bereits  die  Zölle  des  Jahres  1900  un- 
gemein hoch  waren:  Buntes  Schreibpapier  von  43  auf  90,  Herren- 
hemden von  78  auf  162,  reinwollene  Webwaren  von  85  auf  191, 
Zigarettenpapier  in  Schachteln  zu  50  Bücheln  von  137  auf  360  Prozent 
des  Wertes!  Sehr  bezeichnend  ist  auch  folgende  Stelle  im  Jahres- 
bericht des  soeben  genannten  Konsularamtes  über  das  Jahr  1007 
(Seite  14):  „Im  allgemeinen  kann  die  brasüianische  Industrie  auf 
das  Jahr  1907  als  auf  ein  zufriedenstellendes  Geschäftsjahr  zurück- 
blicken. Im  Genüsse  hohen  Schutzzolles  war  es  ihr  nicht  schwierig, 
fremde  Konkurrenz  fernzuhalten  und  dabei  auch  immer  günstige 
Preise  zu  erzielen.  Infolge  der  beginnenden  Stag- 
nation in  vielen  Geschäftszweigen  und  der 
fortgesetzten  Teuerung  der  Lebensverhält- 
nisse ging  freilich  auch  die  Kaufkraft  der  ein- 
heimischen Bevölkerung  vielfach  zurück,  und 
darunter  litt  auch  der  Absatz  der  brasiliani- 
schen Eabrike  n." 

Seither  sind  diese  brasÜianischen  Verhältnisse  nicht  im  geringsten 
besser  geworden.  Eben  wegen  dieser  Teuerung  ist  auch  Brasilien 
mehr  das  Ziel  einer  südeuropäischen  Saisonauswanderung 
als  das  Bestimmungsland  dauernder  Massenübersiedlungen. 

Ferner  sei  ein  gleichfalls  sehr  bezeichnender  Einzelfall  er- 
wähnt, der  in  einer  Notiz  des  „Handelsmuseum"  vom  31.  Dezember 
1908,  unter  dem  Titel  „Brasilianische  Zollbelastungen"  folgender- 
maßen erörtert  wird:  „Ein  Fall  ungeheuerlicher  Zollbelastung  in 
Brasilien  wird  als  „ein  Beispiel  für  viele"  in  der  „Brazüian  Review" 


^)  Vgl.    Kapitel   II   vorliegenden    Bandes,    Seite  59/60. 
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vom  24,  November  1908  erwähnt.  Eine  Firma  in  Rio  de  Janeiro 
bezog  aus  England  eine  größere  Anzahl  von  Abreißkalendern  für 
1909,  deren  Blätter  mit  Sprüchen  englischer  Dichter  versehen  waren. 
Diese  Kalender  kosteten  in  England  8  Schilling  pro  Dutzend  oder 
8  Pence  (0,84  Franken)  pro  Stück,  was  ungefähr  500  brasilianischen 
Reis  oder  einem  halben  Milreis  gleichkommt.  Der  Detailpreis  in 
Rio  de  Janeiro  beträgt  aber  5  Milreis  oder  6  Schilling  3  Pence  {jßfj 
Franken)  pro  Stück!  Dies  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  der 
brasilianische  Einfuhrzoll  3,5  Milreis  (5,5  Franken)  pro  Stück  eines 
solchen  Kalenders  ausmacht." 

Im  Anschlüsse  an  diese  älteren  Daten  mögen  auch  neuere  ihren 
Platz  finden,  aus  denen  zu  ersehen  ist,  daß  die  brasilianischen  Zu- 
stände seither  keine  Besserung  erfahren  haben.  So  heißt  es  in  einem 
„Wink  für  den  Export  von  Textilwaren"  im  „Handels- 
museum" vom  5.  Mai  1910  unter  anderem:  „Der  Verbrauch  an 
I/cinenwaren  ist  in  Brasilien  bei  der  verhältnismäßig  geringen 
Erzeugung  fast  gänzlich  auf  die  Einfuhr  angewiesen,  die  jedoch 
wegen  der  hohen  Zollsätze  nur  sechs  bis  sieben  Millionen  Franken 
beträgt.  Auch  hier  rentiert  sich  nur  die  Einfuhr  feiner  und  feinster 
Waren  wie  in  den  anderen  Zweigen  des  Textilgeschäftes."  Die  Nutz- 
nießer des  Hochschutzzolles  und  der  an  diesem  sich  mästenden 
politischen  Korruption  brauchen  sich  allerdings  um  die  Höhe  der 
Preise  ihrer  Verbrauchsartikel  nicht  zu  kümmern. 

In  der  „BraziUan  Review"  vom  24.  Oktober  1911  wird  aus- 
einandergesetzt, daß  die  Teuerung  im  Lande  einen  derart  hohen 
Grad  erreicht  habe  und  die  gleichzeitige  Steigerung  der  Löhne  hinter 
dieser  Teuerung  so  weit  zurückgeblieben  sei,  daß  Unruhen  unter 
der  ärmeren  Stadtbevölkerung  zu  befürchten  seien,  wenn  nicht  die 
Marktpolizei  wenigstens  dem  weiteren  Wucher  der  Zwischenhändler 
Schranken  setze. 

Ein  „Teuerung"  überschriebener  Aufsatz  der  „Deutschen  Zei- 
tung" in  Sao  Paulo  vom  17.  Mai  1912  beschäftigt  sich  besonders 
mit  den  „Raubzügen",  welche  die  unter  hohen  Schutzzöllen  ar- 
beitenden Zuckerindustriellen  von  Pernambuco 
durch  Aufkauf  und  Einsperrung  von  Vorräten  gegen  die  verbrauchen- 
den Massen  verüben.  Dabei  könnte,  nach  der  Gunst  der  Naturver- 
hältnisse, die  Zuckerproduktion  in  Brasüien  eine  der  größten  Ausfuhr- 
industrien des  Landes  sein,  deckt  aber  kaum  den  inneren  Bedarf. 
Sind  doch  hochschutzzöUnerische  Industrielle  seit  jeher  mehr  dafür 
eingenommen,  den  Inlandsmarkt  monopolistisch  auszubeuten  als 
den  schwierigen  Kampf  auf  dem  freien  Weltmarkte  zu  wagen! 

19* 
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Eine  Noti^  der  Londoner  „Commercial  Intelligence"  vom 
7.  August  1912  ,, Hungersnotpreise  von  Nahrungsmitteln  in  Brasilien" 
enthält  am  Schlüsse  einer  zusammenfassenden  Preisstatistik  die 
Bemerkung:  ,,Alle  Drogen^  Seifen  und  Spezereiwaren  (groceries) 
haben  mindest  doppelt  so  hohe  Preise  zu  verzeichnen  als 
in  Europa.  Im  allgemeinen  sind  die  Kosten  des  Lebens- 
unterhalts in  Brasilien  ungefähr  dreimal  so  hoch  als  in 
Großbritannien".  Dabei  ist  Brasilien  ein  Tropen-  und 
Subtropenland  von  kontinentaler  Gebietserstreckung,  von  üppiger 
Fruchtbarkeit,  mit  bedeutenden  Mineralschätzen  und  ausgedehnten 
natürlichen  Binnenwasserstrai3en,  Großbritannien  ein  mäßig  um- 
fangreiches, feuchtkühles  Inselgebiet  im  nordwestlichen  Europa. 

Die  „Brazilian  Review"  vom  11.  Februar  1913  widmet  der  Ab- 
sicht des  Bundesfinanzministeriums,  eine  Kommission  mit  der 
Durchsicht  des  Zolltarifes  zu  betrauen,  längere  Aus- 
führungen über  die  Schädlichkeit  der  hohen  Tarifsätze  sowohl  für 
den  Verbrauch  als  auch  für  die  billiger  Rohmaterialien  bedürfenden 
Erzeugungen  des  Landes.  Allerdings  ist  noch  ein  Punkt  zu  berück- 
sichtigen: die  Teuerung  in  Brasilien  hängt  zum  Teile  auch  damit 
zusammen,  daß  die  einzelnen  Bundesstaaten  ihr  verfassungsmäßiges 
Recht,  Ausfuhrzölle  zu  erheben,  vielfach  widerrechtlich  auch 
auf  die  Ausfuhr  nach  anderen  brasilianischen  Bundesstaaten  (nicht 
bloß  nach  dem  Auslande)  ausdehnen. 

Die  „Deutsche  Zeitung"  in  Sao  Paulo  vom  29.  März  1913  bringt 
Äußerungen  angesehener  brasilianischer  Wirtschaftspolitiker  über  die 
dortige  Zollpolitik.  So  behauptet  Assis  Brasil,  früherer  brasilianischer 
Gesandter  in  Washington,  daß  Brasilien  den  höchsten  Zoll- 
tarif unter  allen  Ländern  der  Erde  habe  und  jeden- 
falls durch  seine  die  Sätze  Argentiniens  und  Uruguays  weit  über- 
steigenden Zölle  den  Schmuggel  aus  diesen  Nachbarstaaten  zu 
einem  unausrottbaren  Übel  mache.  Dabei  sei  die  schikanöse  Art 
der  Zollerhebung,  insbesondere  bei  Textilwaren,  für  den  Einfuhr- 
handel fast  noch  drückender  als  die  Höhe  der  Zölle  selbst.  Ebenso 
klagt  Jansen  Müller,  ein  hervorragender  Zollbeamter  Brasiliens, 
über  die  zumeist  zwischen  fünfzig  und  zweihundert 
Prozent  des  Wertes  schwankende  Höhe  der 
meisten  brasilianischen  Zölle  und  ist,  ähnlich  wie 
Assis  Brasil,  schon  vom  Standpunkte  der  Bekämpfung  des  Schmuggels 
gegen  die  übermäßige  Zollbelastung  der  meisten  Waren  einge- 
nommen. 

Der  Pariser  „Moniteur  officiel  du  Commerce"  vom  5.  Juni  1913 
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enthält  einen  Bericht  des  französischen  Konsulats  in  Rio  de  Janeiro 
über  die  hohen  Kosten  der  dortigen  I/ebenshaltung.  Die  Na  h  r  u  n  g  s- 
mittel  seien  schlecht  und  doppelt  so  teuer  als  in  (dem  durch  Billig- 
keit gewiß  nicht  hervorragenden)  Frankreich,  für  Kleidungs- 
stücke seien  loo — 130  Prozent  mehr,  für  das  Waschen  der  Wäsche 
dreimal  so  viel,  für  Möbel  um  150  Prozent  mehr  zu  bezahlen  als 
in  Frankreich;  die  Zölle  betragen  im  allgemeinen  95 — 120  Prozent 
des  Wertes. 

Diesen  ebenso  lebhaften  als  wie  verschiedenen  Gesichtspunkten 
aus  erhobenen  Klagen  über  den  empfindlichen  Druck  des  brasiliani- 
schen Hochschutzzollsystems  suchte  das  Budgetgesetz  für  1913  durch 
etliche  Zollermäßigungen  abzuhelfen,  die  der  Einfuhr 
von  Zement,  wasserdichten  Papiersäcken  zum  Verpacken  von  Zucker 
und  anderen  landv/irtschaftlichen  Erzeugnissen  (agrarischer  Frei- 
handel!), verschiedenen  eisernen  Materialien  für  Eisenbahnzwecke, 
Schwefel  zugute  kommen  sollen.  Dem  standen  aber  in  demselben 
Budgetgesetz  Zollerhöhungen  für  Weizen-  und  Reisstärke,  Reklame- 
material, Feldspat,  Quarz  und  Kryolith  gegenüber. 


VI.    Günstigere  Verhältnisse  im  Deutsehen  Reiche. 

Zur  Erklärung  der  mit  dem  Hochschutzzolle  in  Verbindung 
stehenden  Verbrauchseinengung^)  mag  eine  kurze  Erörterung  der  in 
einem  Lande  gemäßigten  Schutzzolles  bestehenden  Verhältnisse  dien- 
lich sein.   Als  ein  solches  Land  wäre  gegenwärtig  Deutschland 


*)  Es  könnten  wohl  auch  noch  aus  anderen  lyändern  auf  Einzelheiten  eingehende 
Beispiele  der  mit  dem  Hochschutzzolle  zusammenhängenden  Verbrauchseinengimg 
gebracht  werden.  Doch  ähnlich  wie  bei  den  Erörterimgen  über  den  agrarischen 
Freihandel  (vgl.  Seite  274)  zwingen  auch  hier  Raumrücksichten  zur  Ein- 
schränkimg. Nur  im  allgemeinen  sei  auf  Rußland  imd  Prankreich  hin- 
gewiesen. Die  Armut  Rußlands  machte  allerdings  den  nachteiligen  Einfluß  der 
Hochschutzzölle  auf  Verbrauch  und  Erzeugung  besonders  klar;  andererseits  -wurde 
in  Frankreich  der  ungünstige  Einfluß  der  Hochschutzzölle  einigermaßen  verdeckt 
durch  den,  bei  absichtlich  sparsamer  Lebensführung  und  schwacher  Bevölkerungs- 
zunahme, verhältnismäßigen  Wohlstand  der  breiten  Massen  und  durch  die  Kapitalsfülle 
der  besitzenden  Ellassen.  Dagegen  gibt  es  in  Frankreich  noch  immer  eine  Frei- 
handelsschide,  die  zwar  auf  die  praktische  Handelspohtik  des  Landes  seit  etwa  einem 
Viertel]  ahrhundert  nur  geringen  Einfluß  ausübt,  nichtsdestoweniger  aber  eine  sehr 
rege  hterarische  tmd  propagandistische  Tätigkeit  entfaltet.  Durch  diese  Tätigkeit 
wird  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  die  doch  keineswegs  belanglosen  Schäden 
gelenkt,  die  auch  Frankreichs  Verbrauch  und  Erzeugung  durch  das  Hochschutz- 
zollsystem erfahren. 
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ZU  betrachten  ^).  Auf  den  ersten  Blick  mag  dies  zwar  verwunderlich 
erscheinen,  da  man  ja  namentlich  von  der  britischen  SchutzzoU- 
(fair  trade)  -Agitation  her  gewohnt  ist,  Deutschland  als  das  an  der 
Spitze  der  Schutzzollbewegung  stehende  Land  des  kontinentalen 
Europa  zu  betrachten.  Nun  muß  wohl  zugestanden  werden,  daß 
die  deutschen  Agrarzölle  vielfach  ins  Gebiet  des  Hochschutz- 
zolles übergreifen,  was  auch  von  den  wichtigen  Roheisenzöllen 
gut.  Aber  die  deutschen  Fabrikaten  zolle  halten  sich  zumeist 
unter  jenem  Niveau,  das  vom  Verbraucherstandpunkte  2)  als  drückende 
Überlastung  zu  bezeichnen  ist. 

Eine  durch  derartige  Hochschutzzölle  verweichlichte  Industrie 
könnte  wohl  nicht  eine  allseitig  gefürchtete  Kon- 
kurrenz entfalten,  wozu  viele  deutsche  Ausfuhrindustrien  be- 
fähigt sind.  Deutschland  büdete  hiermit  einen  Gegensatz  zu  den  seit 
1890  tatsächlich  hochschutzzöUnerischen  VereinigtenStaaten. 
Als  deren  industrielle  Konkurrenz  während  der  letzten  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  auf  dem  Horizonte  auftauchte,  erregte  sie  große 
Besorgnis.  Aber  bald  zeigte  es  sich,  daß  den  nordamerikanischen 
Trustgewaltigen  im  allgemeinen  die  sichere  Ausbeutung  der  heimischen 
Märkte  unter  der  Deckung  von  Hochschutzzöllen  weit  lieber  sei 
als  der  anstrengendere  und  weniger  lohnende  Wettbewerb  auf  dem 
Weltmarkte.  Wenn  aber  Konjunkturrückgänge  den 
Inlandsmarkt  der  Vereinigten  Staaten  weniger  aufnahmsfähig 
machten,  dann  zogen  die  Trusts  der  Vereinigten  Staaten  eine  rück- 
sichtslose Produktionseinschränkung  unter  Stillegung  oder  starker 
Einschränkung  der  Betriebe,  verbunden  mit  Massenentlassungen  der 
Arbeiter,  dem  scharfen  Kampfe  um  die  Auslandsmärkte  vor'^).  Doch 
gerade  diesem  Kampfe  widmen  sich  nicht  wenige  deutsche  Industrien, 
bei  Ungunst  der  nationalen  und  internationalen  Konjunktur,  mit 
besonders  zähem  Eifer. 

Wenn  nichtsdestoweniger  vielfach  Klagen  über  die  angeblich 
prohibitive  Höhe  der  deutschen  Fabrikatenzölle  zu  hören  sind,  so 
ist  dies  der  hohen  technischen  und  kommerziellen 


^)  Siehe  Abteilung  II  des  II.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 

*)  Vgl.  die  hierauf  bezügUchen  Bemerkungen  in  der  III.  Abteilung  der  Ein- 
leitung des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches. 

3)  Die  großartige,  planmäßige  Ausfuhrorganisation  der  United  States  Steel 
Corporation,  des  nordamerikanischen  Stahltrusts,  wäre  vielleicht  als  Ausnahme  zu 
betrachten.  Aber  gewaltige  Arbeitereutlassungen,  als  Kampfmittel  gegen  das  Vor- 
gehen Roosevelts  gegenüber  den  Trusts,  wurden  auch  bei  der  Krise  von  1907/ 1908 
hierdurch  nicht  verhindert. 
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Entwicklung  der  deutschen  Industrie  zuzu- 
schreiben; denn  diese  weiß  mittels  Zölle,  die  anderwärts  mäßige 
Finanzzölle  oder  höchstens  schwache  Schutzzölle  darstellen  würden, 
die  ausländische  Konkurrenz  bereits  in  weitgehendem  Maße  abzu- 
wehren. Übrigens  ist  hier  der  Ausdruck  „A  b  w  e  h  r"  nicht  allzu 
wörtlich  zu  nehmen.  So  betrug  im  Jahre  1909  im  Deutschen  Reiche 
bei  einer  Gesamteinfuhr  von  8520  Millionen  Mark  die  Einfuhr  von 
Fabrikaten  höherer  Verarbeitungsstufe,  der 
sogenannten  „Endfabrikate",  nicht  weniger  als  1276  Mülionen,  d.  h. 
nahezu  15  Prozent  der  Gesamteinfuhr^).  Diese  Ziffern  wären  freilich 
bedeutend  höher,  wenn  man  die  zahlreichen  Nahrungsmittel 
in  Fabrikatenform  hinzuzählen  würde,  die  sich  in  der  Ein- 
fuhrgruppe  „Nahrungs-  und  Genußmittel"  befinden.  Diese  Gruppe 
umfaßte  im  Jahre  1909  nicht  weniger  als  2324  Millionen  Mark  gleich 
27,28  Prozent  der  gesamten  Einfuhr.  Hierzu  kämen  noch  die  zahl- 
reichen wichtigen  Fabrikate,  die  in  der  Gruppe  „Rohstoffe 
zu  Industriezwecken  und  Halbfabrikate"  von 
4689  Millionen  Mark  enthalten  sind.  Denn  diese  „Halbfabrikate'' 
sind  eben  nichts  anderes  als  Fabrikate  niedriger  Verarbeitungsstufe, 
die  eventuell  dem  Rohstoffstadium  unmittelbar  nachfolgt. 

Es  ist  für  den  Zweck  der  vorliegenden  Darstellung  von  be- 
sonderer Wichtigkeit,  darauf  hinzuweisen,  daß  diese  deutsche  Einfuhr 
von  Endfabrikaten  des  Jahres  1909  im  Betrage  von  1276  Mülionen 
Mark  nur  128,44  Mülionen  an  Zoll  zu  entrichten  hatte.  Sie  unterlag 
also  einem  nicht  viel  höheren  Durchschnittssatze  alszehnProzent 
des  Wertes,  was  sicherlich  nicht  als  ein  die  Verbraucher  über- 
mäßig drückendes  Zollniveau  bezeichnet  werden  karm  ^).     Als  lUu- 


1)  Vgl.  die  kürzeren  Bemerkungen  über  diesen  Gegenstand  auf  Seite  58 
(Kapitel   II,    Abteilung  II)   des  I.  Bandes  vorliegenden    Buches. 

*)  Man  konnte  zwar  im  einzelnen  bis  in  die  letzte  Zeit  gegen  die  Wertberechnungs- 
methode der  deutschen  Einfuhrstatistik  mancherlei  Einwände  erheben.  Denn  sie  be- 
ruhte nicht  etwa  auf  verhältnismäßig  zuverlässigen  Schiffspapieren  (wie  in 
Großbritannien  die  Ein-  und  Ausfuhrstatistik  und  in  den  Vereinigten  Staaten  wenigstens 
die  Ausfuhrstatistik),  noch  auf  den  Fakturen  (wie  die  Einfuhrstatistik  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  in  anderen,  Wertzölle  erhebenden  Ländern),  sondern  vor- 
wiegend auf  nachträglichen  Bemessungen  durch  Feststellimg  von 
Einheitswerten  nach  Angaben,  die  von  fachmännischen  Kommissionen  gemacht 
wurden.  Trotzdem  sind  die  Daten  der  deutschen  Handelsstatistik  für  den  vorhegenden 
Zweck  wohl  verläßHch  genug.  Dies  dürfte  um  so  mehr  der  Fall  sein,  als  kaum  ange- 
nommen werden  kann,  daß  die  Irrtümer  ausschließlich  in  Jilinderbewerttmgen  der  ein- 
geführten Fabrikate  bestehen .  Es  wird  bei  der  fragHchen  Riesenziffer  von  1 276  MiUionen 
^lark  wohl  auch  zu  mancherlei  Überschätzungen   gekommen  sein,  die  den  Minderbe- 
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strationsfaktum  hierzu  mag  folgende  Tatsache  Erwähnung  finden: 
Österreich-Ungarn,  wohl  sicherlich  kein  Industriestaat 
ersten  Ranges,  hat  fast  in  jedem  einzelnen  derjenigen  Industrie- 
zweige, in  welchen  es  überhaupt  exportfähig  ist,  eine  mehr  oder 
minder  große  Ausfuhr  nach  dem  freilich  benachbarten  und  kulturell 
verwandten  Deutschland  zu  verzeichnen. 

Binen  nicht  unwesentlichen  Bestandteil  des  deutschen  gemäßigten 
Schutzzollsystems  büdet  auch  die  in  der  Gruppe  „Rohstoffe 
zu  Industriezwecken  und  Halbfabrikate"  zu  ver- 
zeichnende niedrige  Belastung.  Hier  ergab  sich  nämlich  im  Jahre 
1909  bei  einer  Einfuhr  von  4689  Millionen  Mark  ein  Zollertrag  von 
122,01  Millionen,  also  nur  etwas  mehr  als  2^  Prozent.  Es  handelt 
sich  hierbei  wohl  zumeist  um  völlig  zollfreie  Artikel  oder  um  Finanz- 
zölle, wie  z.  B.  diejenigen  auf  Rohholz.  Doch  sind  die  deutschen 
Zollbefreiungen  oder  niedrigen  Zölle,  die  der  Einfuhr  von  Rohstoffen 
zu  industrieller  Bearbeitung  oder  von  ebensolchen  Fabrikaten  nied- 
riger Verarbeitungsstufe  zugute  kommen,  nicht  gerade  eine 
Selbstverständlichkeit,  sondern  ein  bemerkenswerter 
Bestandteil  des  in  Deutschland  in  weitem  Umfange  bestehenden 
gemäßigten  Schutzzollsystems.  Man  denke  nur  an  die  zahlreichen, 
mehr  oder  weniger  drückenden,  wenn  auch  zum  großen  Teile  nur 
fiskalisch  wirkenden  Rohstoffzölle  in  anderen,  meist  hochschutz- 
zöUnerischen  Ländern.  Beispiele  hierfür  sind  die  Kohlenzölle  Ruß- 
lands, Frankreichs,  Spaniens  und  der  Vereinigten  Staaten;  die  Zölle, 
die,  abgesehen  von  Eisen  und  Stahl,  einzelnen  unedlen  Metallen 
in  Rußland  (Kupfer,  Zinn,  Zink,  Blei,  Quecksilber,  Nickel  usw.), 
den  Vereinigten  Staaten  (Zink,  Blei,  Quecksüber)  und  sogar  in  Öster- 
reich-Ungarn (Blei)  auferlegt  werden;  die  Wollzölle  der  Vereinigten 
Staaten  (nach  dem  Payne-Tarif  von  1909  und  dem  Dingley-Tarif 
von  1897),  die  Baumwollzölle  Rußlands  und  Italiens  usw.  Doch  hat 
der  am  4.  Oktober  1913  in  Kraft  getretene  Underwood-Tarif 
der  Vereinigten  Staaten  gerade  in  der  Zollbefreiung  von  Rohstoffen 
und  weiter  zu  verarbeitenden  Fabrikaten  hervorragendes  geleistet. 
In  dieser  Beziehung  sei  nur,  abgesehen  von  den  zollfrei  gewordenen 
pflanzlichen  und  tierischen  Lebensmitteln,  erinnert  an  die  im  Un- 
derwood-Tarif vorgesehene  Zollfreiheit  für  Rohwolle,  Zement,  Roh- 
und  Alteisen-  sowie  Stahl,  verschiedene  Eisen-  und  Stahllegierungen, 


Wertungen  die  Wage  halten.  Seit  dem  i .  April  191 1  beruhen  übrigens  die  ganz  e  deutsche 
Ausfuhrstatistik  und  drei  Prozent  der  statistischen  Positionen  (natürlich  wichtiger) 
für  die  Einfuhrstatistik  auf  sofortigen  Wertangaben  der  Versender  oder  Empfänger. 
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alles  nicht  besonders  benannte  Leder,  Soyabohnen,  Holzschliff  und 
Zellulose,   Kohle,   Koks,   Briketts    usw. 

Dagegen  stellen  die  deutschen  Zölle  auf  Nahrungs-  und 
Genußmittel  nicht  selten  Hochschutzzölle  dar;  hierdurch  wird 
auch  eine  hohe  Zollbelastung  jener  Nahrungsmittel  in  Fabrikaten- 
form herbeigeführt,  die  mit  Hilfe  der  betreffenden  Rohmaterialien 
erzeugt  werden.  So  wurde  von  der  Einfuhr  von  Nahrungs-  und  Ge- 
nußmitteln des  Jahres  1909,  die  2324  Millionen  Mark  betrug,  493,83 
Millionen  an  Zoll  erhoben,  also  ungefähr  21  Prozent.  Diese  schon 
an  sich  nicht  gerade  niedrige  Durchschnittsziffer  erfährt  eine  nam- 
hafte Erhöhung,  wenn  man  von  den  zollfrei  oder  mit  niedrigen  Zöllen 
eingeführten  Futtermitteln  absieht,  wie  Futtergerste,  Kleie,  Ölkuchen 
usw.i).  So  beträgt,  nach  den  Daten  der  deutschen  Handels-  und  Zoll- 
statistik für  das  Jahr  1909,  in  Prozenten  des  Wertes  der  Durch- 
schnittszoll für  Getreide  und  Hülsenfrüchte  24,  für  Kaffee  50  ^)  und 
für  Petroleum  74  Prozent  vom  Werte.  Hierzu  kommt  noch  die 
Verteuerung  des  Fleisches,  die  noch  mehr  durch  angeblich 
Veterinär-  und  gesundheitspolizeüiche  als  durch  zollpolitische  Maß- 
regeln bewirkt  wurde.  Trotzdem  dürfte  die  Bezeichnung  Deutsch- 
lands als  eines  Staates  mit  einem  vom  Verbraucherstandpunkte 
gemäßigten  Schutzzollsystem  in  überwiegendem  Aus- 
maße zutreffen. 


^)  Vgl.  über  die  durch  die  „Einfuhrscheine"  erzielte  verschärfte  Einwirkujig 
der  deutschen  Getreidezölle  auf  den  Verbrauch  Abteilung  IV  des  II.  Kapitels  (Seite  71) 
des  I.  Bandes  vorUegenden  Buches. 

*)  Im  Jahre  1910,  nach  der  am  i.  August  1909  in  Kraft  getretenen  Erhöhung 
der  deutschen  Kaflfeezölle  von  40  auf  60  Mark  pro  100  kg  mittels  Gesetzes  vom  15.  Juli 
1909,  dürfte  dieser  Prozentsatz  bereits  mehr  ausmachen,  insoweit  nicht  ein  Ausgleich 
durch  die  internationale  Kaffeepreissteigerung  des  Jahres  1910  erfolgt  ist;  diese  hat 
aber  wiederum  im  Jahre  19 13  einem  nicht  unbedeutenden  Rückgange  der  Kaffee- 
preise Platz  gemacht. 
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Anlage  V, 

Wie  konnte  die  Ansicht  von  der  „Entwertung 
der  Meistbegünstigung  durch  Tarifspezialisierung" 

entstehen? 

I.    Ein  häufiger  Fehler  bei  „eleganter"  schriftstellerischer  Behandlung 
zollpolitischer  Probleme. 

In  welcher  Weise  ist  der  (in  Abteilung  XIII  des  III.  Kapitels 
des  ersten  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft" 
besprochene)  Köhlerglaube  an  dieWunderwirkung 
der  Tarif  spezialisierung  entstanden?  Die  große  Öffent- 
lichkeit mit  Einschluß  der  Zeitungsleute  ist  mit  den  schwierigen 
und  verwickelten  Details  der  Zolltarife  und 
Handelsverträge  wenig  vertraut.  Bei  den  Erörte- 
rungen^ die  hierüber  in  den  Tagesblättern,  ja  sogar  in  manchen 
sich  fachmännisch  gebärdenden  Zeitschriften  und  Büchern  zu  finden 
sind,  wird  nicht  etwa  der  Durchschnitt  dessen  festzustellen 
gesucht,  was  in  der  überwiegenden  Masse  der  zolltarifarischen  und 
Handelsvertragsbestimmungen  zum  Ausdrucke  gelangt;  ganz  im 
Gegenteil  werden  einzelne  Merkwürdigkeiten,  P  i  k  a  n  - 
t  e  r  i  e  n  ,  die  sich  der  allgemeinen  Aufmerksamkeit  von  selbst  auf- 
drängen oder  ihr  von  den  Interessenten  aufgedrängt  werden,  mit 
einer  Ausführlichkeit  besprochen,  als  ob  sie  von  besonders 
großer  Wichtigkeit  oder  gar  für  den  Gesamtcharakter  des 
besprochenen  Zolltarifes,  Handelsvertrages,  Handelsvertragssystemes 
entscheidend  wären. 

Das  soeben  Gesagte  gilt  ganz  besonders  von  jenen  Einzel- 
fällen, die  in  ihrer  Gesamtheit  die  angebliche  „Entwertung  der 
Meistbegünstigung  durch  Spezialisierung"  darstellen.  Hier  hilft  eine 
Anzahl  von  Umständen  zusammen,  diese  Einzelfälle  der  öffent- 
lichen Aufmerksamkeit  aufzudrängen:  der  laute 
Jammer  jener  Interessenten,  die  durch  solche  Versuche,  die  Wir- 
kungen der  Meistbegünstigung  einzuschränken,  getroffen  werden;  die 
Genugtuung  der  ähnliche  Waren  (Surrogate)  erzeugenden 
Interessenten   anderer   Länder,    denen   der   betreffende   Vertragszoll 
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oder  allgemeine  Zollsatz  zugute  kommt;  die  Selbstzufrieden- 
heit der  bureaukratischen,  parlamentarischen  oder  der  betreffenden 
Branche  angehörigen  Handelspolitiker,  die  den  Kniff  er- 
dacht und  in  gesetzliche  oder  vertragsmäßige  Form  gebracht  haben. 
Für  Zeitungsleute, ja  sogar  für  Mitarbeiter  gelehrter 
n  at  i  on  al  ö  k  o  n  o  m  i  s  ch  e  r  Zeitschriften  und  Ver- 
fasser handelspolitischer  Werke  ist  es  verhältnis- 
mäßig leicht,  sich  durch  Erörterung  dieser  viel  besprochenen  und 
daher  ohne  besondere  Studien  darstellbaren  Einzelheiten  den  An- 
schein verblüffender  Detailkenntnis  zu  geben. 
Weit  schwieriger  wäre  es,  die  Beschaffenheit  eines  Zolltarifes,  Handels- 
vertrages oder  Handelsvertragssystems  durch  eingehende  Er- 
wägung wenigstens  der  Mehrzahl  seiner  Zoll- 
sätze festzustellen,  ob  diese  Sätze  gegen  früher  in  die  Höhe  gesetzt 
oder  ermäßigt,  ob  sie  in  mehr  Einzelposten  zerlegt  oder  in  allge- 
meineren Bezeichnungen  zusammengefaßt  worden  sind,  ob  sie  der 
Einfuhr  aus  dem  Auslande  leicht  zu  berechnende,  unzweideutige 
Lasten  auferlegen,  oder  ob  sie  die  tatsächliche  Belastung  möglichst 
im  unklaren  lassen  und  Fallen  stellen  sowie  Handhaben  zu  Schikanen 
bieten.  All  dies  festzustellen,  ist  ungeheuer 
mühsam,  langwierig,  zahlreichen  Mißverständ- 
nissen und  Zweifeln  unterworfen.  Das  Resultat 
solcher  Untersuchungen  stellt,  bei  dem  unvermeidlichen  Eingehen 
in  höchst  verwickelte  Detaüs,  für  die  meisten,  die  nicht  etwa  ge- 
schäftliche Interessenten  der  gerade  behandelten  Branche  sind,  eine 
ermüdende,  schwer  verständliche,  die  Mehr- 
zahl der  eiligen  Leser  wenig  anregende  Lektüre 
dar.  Viel  weniger  Mühe  macht  es,  ein  paar  Einzelfälle  aus  Zolltarifen 
und  Handelsverträgen  über  „Entwertung  der  Meistbegünstigung 
durch  Spezialisierung  "zu  erörtern,  und  ein  Zolltarif,  Handelsvertrag 
oder  Handelsvertragssystem  ist  viel  „eleganter"  durch  Hinweis  auf 
einige  solcher  „Einzelfälle"  angeblich  „charakterisiert" 
als  durch  sorgfältiges,  ohne  Weitläufigkeiten  undurchführbares  Ver- 
gleichen  und  Abwägen   zahlreicher   Zollsätze  tatsächlich   erläutert. 

II.      Einander   widerspiechende  Uiteile   über   die   Meistbegünstigung. 

Zu  all  dem  kommt  noch,  daß  die  Kochschutzzöllner 
aller  Länder  das  lebhafteste  Interesse  haben, 
die  unbedingte  Meistbegünstigung  zurückzu- 
drängen  und   in   der   öffentlichen  Meinung  her- 
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abzusetzen;  denn  diese  Einrichtung  ermöglicht  gar  häufig  ganz 
unerwartete  Bezüge  und  Versendungen,  und  hierdurch  werden  bis- 
weilen die  bestausgerechneten  Pläne  zur  Ausbeutung  des  heimischen 
Marktes  oder  auch  irgendeines  durch  internationale  Kartelle  schein- 
bar sichergestellten  Auslandsmarktes  durchkreuzt  (I.  Band  Abteilung  X 
des  III.  Kapitels).  So  wird  nun  von  den  industriellen  und  agrarischen 
Hochschutzzöllnern  die  Behauptung  aufgestellt,  die  Meistbegünstigung 
leiste  nicht  viel,  da  sie  „durch  Spezialisierung  der  Zolltarife  und 
Handelsverträge  entwertet"  werde.  Schließlich  gelang  es,  durch 
häufige  und  im  Tone  der  Selbstverständlich- 
keit vorgetragene  Wiederholung  solcher  Behaup- 
tungen die  in  handelspolitischen  Fragen  wenig  sachkundige  Öffent- 
lichkeit und  sogar  unbefangene,  aber  mit  den  Details  der  Zoll- 
politik nur  ungenügend  vertraute  Nationalökonomen  zu 
beeinflussen.  So  wurde  die  Meistbegünstigung  in  den  Ruf  einer  durch 
Spezialisierung  der  allgemeinen  und  Vertragstarife  entwerteten  oder 
wenigstens  leicht  zu  entwertenden  Einrichtung  gebracht,  obwohl  dies 
wie  im  I.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft" 
(vgh  Abteilung  XIII  des  III.  Kapitels)  dargelegt  wurde,  mit  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  nur  in  beschränktem  Ausmaße  über- 
einstimmt. 

Wie  beschränkt  dieses  Ausmaß  ist,  geht  unter  anderem  auch 
aus  jenen  Klagen  hervor,  die  in  Deutschland  und  in  Österreich-Ungarn 
zur  Zeit  des  ersten  mitteleuropäischen  Vertrags- 
systemes  (Caprivi- Verträge)  von  1892 — 1906  von  hochschutz- 
zöllnerischer  Seite  gegen  die  unbedingte  Meistbegünstigung  vorge- 
gebracht  wurden.  Man  bezeichnete  damals  diese  Meistbegünstigung 
nicht  etwa  als  eine  Sache  von  mäßiger  Bedeutung,  sondern  als  eine 
ganz  unabsehbare  Gefahr,  da  durch  diese  Einrichtung 
bald  die  eine,  bald  die  andere  Produktion  mit  unerwartetem  Wett- 
bewerb irgendeines  meistbegünstigten  lyandes  bedroht  werde;  dieser 
Wettbewerb  stütze  sich  auf  Vertragssätze,  für  welche  das  unerwartet 
mitkonkurrierende  Land  keinen  Gegenwert  gegeben  habe, 
aus  denen  aber  dieses  Land  mehr  Nutzen  ziehe  als  jener  Vertrags- 
staat, der  die  betreffenden  Vertragssätze  mit  zolltarifarischen  Zu- 
geständnissen voll  bezahlt  habe.  So  wurde  z.  B.  öfters  darauf  hin- 
gewiesen, daß  Chile  aus  dem  deutschen  Vertragszolle  der 
Caprivi- Verträge  für  Sohlenleder  mehr  Nutzen  gezogen  habe 
als  die  europäischen  Vertragsstaaten  Belgien,  Rußland  und 
Schweiz,  die  diesen  Vertragszoll  mit  Zolltarif  arischen  Zugeständ- 
nissen bezahlt  hatten.     (Neuerdings  soll  übrigens  diese  chilenische 
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Industrie  stark  zurückgegangen  sein.)  Andererseits  müsse  man 
zolltarifarische  Zugeständnisse,  die  man  in  einem  anderen  Lande 
teuer  erkauft  habe,  mit  dritten,  dort  meistbegünstigten  Staaten 
teilen;  diese  letzteren  hätten  hierfür  nichts  gegeben,  befriedigen  aber 
unter  Umständen  den  Bedarf  des  Vertragsstaates  am  zollbegünstigten 
Artikel  zum  überwiegenden  Teile.  So  klagte  man  inösterreich- 
Ungarn  darüber,  daß  die  von  diesem  Staate  teuer  bezahlten 
Zugeständnisse  Deutschlands  hinsichtlich  einer  Reüie  agra- 
rischer Erzeugnisse,  abgesehen  von  Ländern  mit  Tarif- 
verträgen wie  Rußland,  Rumänien  und  Serbien,  insbesondere  einer 
Reihe  bloß  meistbegünstigter  Länder  zugute  gekommen  seien,  so  den 
Vereinigten  Staaten,  Argentinien,  Kanada  (bis  1898),  Indien,  Bulgarien, 
der  Türkei  usw. 

Es  soll  hier  nicht  des  näheren  auf  folgenden  durchschlagenden 
Grund  eingegangen  werden,  der  allen  oder  wenigstens  den  meisten 
dieser  seinerzeitigen  (1892 — 1906)  Klagen  über  die  unbedingte  Meist- 
begünstigung entgegenzuhalten  ist:  Unter  dem  Regime  der  unbe- 
dingten Meistbegünstigung  erkauft  man  zwar  nicht  selten  mittels 
zolltarifarischer  Opfer  Zugeständnisse  eines  Vertragsstaates,  die 
nachher  vorwiegend  oder  zum  großen  Teile  einem  anderen  Lande 
nützen,  zieht  aber  wiederum  selbst  öfters  auch  aus  jenen  Vertrags- 
zöllen anderer  Länder  Nutzen,  für  welche  nur  dritte  Staaten  Mühe 
und  Opfer  aufgewandt  haben.  Daher  halten  sich  Aufwandzum 
Nutzen  anderer  und  Gewinn  aus  fremdemAuf- 
wand    im    allgemeinen    die  Wage. 

Vereinzelte  größere  Störungen  dieses  Ausgleiches  zwischen  Auf- 
wand an  zolltarifarischen  Zugeständnissen  und  Erfolg  hinsichtlich 
der  Eröffnung  von  Absatzwegen  mögen  immerhin  vorkommen.  So 
verlangten  die  Vereinigten  Staaten  alle  Vertragszölle  und 
erhielten  sie  auch  in  vielen  Ländern  (seit  Ende  März  1910  geniei3en 
aber  die  Vereinigten  Staaten  in  den  für  sie  wichtigen  Absatzgebieten 
Kanada  und  Frankreich  nur  einen  beschränkten  Teil  des  Vertrags-' 
oder  Minimaltarif  es).  Doch  gewährte  die  Union  seit  1894  (Wilson- 
Tarif)  fast  gar  keine  Zollzugeständnisse  von  größerem  Werte  mehr, 
wenigstens  nur  sehr  wenige  in  der  herkömmlichen  Vertragsform. 
(Über  Zollzugeständnisse  anderer  Art  als  jene  in  der  herkömmlichen 
Vertragsform  siehe  Abteilung  II  des  III.  Kapitels  im  I.  Bande 
der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft");  erst  die  weit- 
gehenden Ermächtigungen  des  Underwood-Tarifes  vom  3.  Oktober 
1913  an  den  Unionspräsidenten  zum  Abschlüsse  von  Handelsverträgen 
machen  eine  wohltätige  Veränderung  dieses  seit  1894  zu  beklagenden 


802       Anlage  V.     „Entwertung"  der  Meistbegünstigung  durch  Tarifspezialisierung. 

Zustandes  wahrscheinlich^  ganz  abgesehen  von  der  bedeutend 
niedrigeren  Durchschnittshöhe  der  Sätze  des  Underwood-Tarifes  selbst 
und  seiner  stark  erweiterten  Freiliste.  Aber  solche  vereinzelte  be- 
deutendere Störungen,  wie  sie  aus  der  von  den  Vereinigten  Staaten 
1894 — 1913  beobachteten  Handelspolitik  hervorgingen,  können  doch 
die  Grundtendenz  zur  Ausgleichung  zwischen  dem  Aufwand  an  zoll- 
tarifarischen Zugeständnissen  und  dem  Erfolg  hinsichtlich  der  Er- 
öffnung von  Absatzwegen  nicht  aufheben. 

Aber  eines  geht  doch  aus  der  seinerzeitigen  hochschutzzöllnerischen 
Polemik  gegen  die  unbedingte  Meistbegünstigung  mit  Sicherheit  her- 
vor: dieselbe  wirtschaftspolitische  Richtung,  die  seit  1906  die  unbe- 
dingte Meistbegünstigung  als  eine  „durch  Spezialisierung  der  Tarife 
entwertete  Einrichtung"  bagatellisieren  wollte,  wußte  noch 
in  der  seit  etwa  acht  Jahren  abgeschlossenen  Periode  des  ersten 
mitteleuropäischen  Vertragss3^stems  von  1892 — 1906  gar  nicht 
Schauerdinge  genug  von  den  Verheerungen  zu  erzählen,  welche 
angeblich  durch  die  unbedingte  Meistbegünstigung  auf  den  wohl- 
bestellten Feldern  der  zollgeschützten  Produktionen  hervorgerufen 
würden.  Es  ist  sicherlich  ein  arger  Widerspruch,  wenn  die  unbe- 
dingte Meistbegünstigung  zuerst  als  Miturheber  wirt- 
schaftlicher Katastrophen  („amerikanische  Gefahr"), 
sodann  als  ein  wenig  bedeutsamer  Faktor  bezeichnet 
worden  ist. 

Man  kann  sogar  noch  folgende  besondere  Merkwürdigkeit  ver- 
zeichnen; Die  auf  Grund  eines  mangelhaften  Tatsachenmaterials 
flüchtig  erfolgte  Beurteilung  der  unbedingten  Meistbegünstigung 
war  nicht  nur  in  der  Zeit  des  ersten  mitteleuropäischen  Vertrags- 
systems (1892 — 1906)  eine  andere  als  während  des  zweiten  von 
1906  an;  auch  in  jeder  dieser  beiden  Perioden  trifft  man  beide 
Auffassungen  nebeneinander.  Allerdings  herrschen 
die  Hinweise  auf  die  unbedingte  Meistbegünstigung  als  „Gefahr" 
in  der  erstgenannten  Periode,  die  Bagatellisierung  dieser  Meistbe- 
günstigung in  der  zweiten  Periode  seit  1906  vor. 

So  konnte  man  schon  vor  1906  die  britischen  Schutz- 
zöllner über  den  angeblich  geringen  Nutzen  klagen  hören,  den  die 
europäischen  Vertrags-  und  allgemeinen  Tarife  infolge  ihrer  gegen 
England  gerichteten  Spezialisierung  für  den  britischen  Ausfuhrhandel 
besäßen.  Auch  in  Frankreich  waren  bereits  zur  Zeit  des  ersten 
mitteleuropäischen  Vertragssystems  von  1892 — 1906  vereinzelte 
Klagen  vernehmbar,  daß  der  Wert  der  Meistbegünstigungsklausel 
des  Frankfurter  Friedensvertrages  von   1871   für  die  französischen 
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Ausfuhrinteressen  durch  die  deutsche  Tarifspezialisierung  stark  ver- 
mindert ^)  werde. 

Andererseits  fehlt  es  auch  in  der  seit  1906  datierenden  Periode 
des  zweiten  mitteleuropäischen  Vertragssystemes,  in  welcher  die 
Bagatellisierung  der  Meistbegünstigung  vorherrscht,  nicht  an  Hin- 
weisen auf  die  unter  Umständen  mit  dem  Zugeständnisse  der  unbe- 
dingten Meistbegünstigung  angeblich  verbundenen  Gefahren.  So 
erklärten  die  hochschutzzöllnerischen  Agrarier 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  gelegent- 
lich auch  noch  in  den  letzten  acht  Jahren,  wenn  von  Meist- 
begünstigungsverträgen mit  überseeischen  Agrarländern  (Kanada, 
Argentinien  usw.)  die  Rede  war,  es  sei  nicht  vorauszusehen,  was 
für  bedenkliche  Folgeerscheinungen  hieraus  erwachsen  könnten. 

Die  hier  tatsächlich  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse  wären  aber  nicht  gemäß  hervorstechenden 
Einzelfällen,  sondern  nach  dem  großen  Durchschnitt  der 
Zollsätze  festzustellen.  Doch  sind  diese  Verhältnisse  mit  keiner  der 
beiden  erwähnten,  einander  widersprechenden  extremen  Behaup- 
tungen über  Wirkung  und  Bedeutung  der  unbedingten  Meistbe- 
günstigung in  Einklang  zu  bringen.  Diese  ist  weder  eine  Ge- 
fahr oder  auch  nur  eine  nennenswert  schädliche  Unbe- 
quemlichkeit, noch  auch  eine  infolge  der  modernen  Tarif- 
spezialisierung belanglosgewordeneEinrichtung.  Sie 
stellt  vielmehr,  von  verhältnismäßig  seltenen  Ausnahmen  -)  abge- 
sehen, noch  immer  das  beste  Mittel  dar,  die  mit  handelspolitischen 
Zugeständnissen  etwa  verbundenen  Nachteile  und  die  durch 
den  Genuß  von  Vertragstarifen  erlangbaren  Vorteile  innerhalb 
der  weiten  Erstreckung  des  Weltmarktes  auszugleichen.  So  unter- 
hält z.  B.  Deutschland  seit  1906  ebenso  wie  vorher,  was  Ein- 
und  Ausfuhr  anbetrifft,  die  ausgedehntesten  Handelsbeziehungen  zu 
jenen  Staaten,  deren  Märkte  es   sich   durch   Tarifverträge^) 


^)  Vgl.  hierüber  L.  B  o  s  c  „Zollallianzen  und  Zollunionen"  (Paris  1904),  Seite  73 
der  mit   Kommentar  versehenen  Übersetzung  von  Sigmund  Schilder  (Berhn  1907). 

-)  Einer  der  bedeutsamsten  hierher  gehörenden  Ausnahmsfälle  war  im  Jahre  19 10 
zu  verzeichnen,  nämhch  die  Bekämpfung  des  rücksichtslosen  Hochschutzzöllnertums 
des  Paynetarifes  (vom  5.  August  1909)  der  Vereinigten  Staaten  durch  Kanada  und 
Prankreich  mittels  Versagung  des  ganzen  Vertrags-  oder  Minimaitarifes  dieser  Länder. 

^)  Doch  ist  die  Zahl  dieser  deutschen  Tarifverträge  seit  i.  März  1906  größer  ge- 
worden als  vorher,  indem  zu  Österreich- Ungarn,  Rußland,  Italien,  Schweiz,  Belgien, 
Japan,  Rumänien,  Bulgarien,  Griechenland  und  Serbien  auch  noch  Schweden  (Ver- 
träge vom  S.Mai  1906  und  2.  Mai  191 1),  Haiti,  seit  1910  Portugal  sowie  Kanada 
hinzugekommen  sind. 
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besonders  gesichert^)  hat.  Eine  Sonderstellung  nehmen  selbst- 
verständlich folgende  Zweige  des  deutschen  Außenhandels  ein:  Die 
Ausfuhr  nach  den  Freihandelsländern  Großbritannien  (samt  Kron- 
kolonien), Holland  (samt  Kolonien)  und  Dänemark  sowie  der  Export 
nach  den  Gebieten  der  offenen  Türe  ^)  (Türkei,  Ägypten,  China  usw.), 
ferner  die  Einfuhr  aus  solchen  Ländern,  aus  denen  eine  Anzahl 
unentbehrlicher  Rohstoffe  und  Hilfsmaterialien  um  Hunderte  von 
Millionen  Mark  bezogen  werden  muß,  so  aus  den  1890/1913  hoch- 
schutzzöUnerischen  Vereinigten  Staaten  Baumwolle,  Kupfer,  Blei  usw., 
aus  Chile  Salpeter,  Kupfer,  aus  Argentinien  Getreide,  Ölsaaten,  Wolle, 
Häute,  aus  Brasilien  Kaffee.  Tabak.  Kautschuk  usw. 


1)  Es  war  keine  Entwertung  der  Meistbegünstigung,  sondern  ein  Versuch,  ge- 
wissen minder  angenehmen  Folgeerscheinungen  dieses  handelspolitischen  Systems 
beizukommen,  als  die  deutsche  Regierimg  mit  Erfolg  den  Handelsvertrag  mit 
Rußland  vom  28.  Juli  1904  geheim  hielt,  bis  die  anderen  Handelsverträge  des 
II.  mitteleuropäischen  Vertragssystems,  namentlich  jener  mit  Österreich-Ungarn 
(vom  25.  Jänner  1905)  abgeschlossen  waren.  Hierdurch  war  Deutschland  imstande, 
einzelne  wertvolle  Zugeständnisse  nicht  nur  an  Rußland,  sondern  auch  an  Österreich- 
Ungarn  gegen  Entgelt  abzugeben  und  die  Unterhändler  Österreich-Ungarns  über 
gewisse  Grundrichtimgen  der  deutschen  Vertragspolitik  in  Unkenntnis  zu  erhalten 
(Erleichterimg  der  Einfuhr  von  Futtergerste,  mögUchst  hohe  Zollspannimg  zwischen 
Rohholz  und  Sägewaren).  Doch  konnte  Deutschland  bereits  beim  Abschlüsse  des 
Vertrages  mit  Schweden  vom  8.  Mai  1906  die  für  dieses  Land  so  wichtigen  Vertrags- 
zölle für  Holz-  und  Steinwaren  nicht  mehr  verborgen  halten,  was  die  begrenzte 
Wirksamkeit  solcher  Geheimhaltung  ersehen  läßt. 

2)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  I.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels  im  I.  Bande 
vorliegenden  Buches. 
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Anlage  VI. 

Vorzugszölle  im  britischen  Reiche'). 

Die  seit  i.  August  1898  bestehenden  kanadischen  Vor- 
zugszölle für  britische  Waren  begannen  mit  einem  Zollabschlage  von 
25  Prozent  des  Zollbetrages,  der  seit  i.  Juli  1900  auf  33^  Prozent 
erhöht  wurde.  Der  gegenwärtige  kanadische  Zolltarif  vom  12.  April 
1907  spezialisiert  den  Abschlag  vom  allgemeinen  Tarif  zugunsten 
britischer  Waren  für  die  einzelnen  Artikel  etwa  zwischen  10 — 33  ^  Pro- 
zent des  Zollbetrages,  und  für  einzelne  Waren  erreicht  der  ZoUab- 
schlag  zugunsten  Großbritanniens  sogar  50  Prozent.  Eine  Reihe 
von  Artikeln  ist  zollfrei,  wenn  britischer  Herkunft,  unterliegt'  aber, 
wenn  aus  anderen  Ländern  stammend,  Zöllen  von  5 — 10  Prozent. 
Dagegen  bestehen  für  viele  Artikel,  namentlich  solche  der  Freiliste, 
einheitliche  Sätze  im  Generaltarif  und  dem  für  britische  Waren. 
Endlich  wurde  zu  Verhandlungszwecken  zwischen  den  allgemeinen 
imd  Vorzugszolltarif  der  „Intermediate  Tariff"  eingeschoben.  Zwar 
schien  der  Handelsvertrag  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
Kanada  vom  21.  Januar  1911  mit  seiner  ausgedehnten  gemeinsamen 
Freiliste  und  seinen  zahlreichen  Zollermäßigungen  die  Sachlage  zu- 
ungunsten Großbritanniens  stark  verschoben  zu  haben.  Dieser  Ver- 
trag wurde  aber  (mittels  Gesetzes  vom  26.  Juli  191 1)  nur  einseitig 
von  den  Vereinigten  Staaten  angenommen,  während  die  Annahme 
in  Kanada  durch  die  Wahlniederlage  des  liberalen  Ministeriums 
Laurier  (am  21.  September  1911)  vereitelt  wurde. 

Einen  bedeutsamen  imperialistischen  Vorstoß  in  handels- 
politischer Beziehung  bedeutete  für  Kanada  sowie  für  das  gesamte 
Britisch-Westindien  das  kanadische  Abkommen  vom 
9.  April  1912  mit  einer  Anzahl  westindischer  Ko- 
lonien. Dieses  Abkommen  trat  am  2,  Juni  1913  in  Kraft  und 
zwar  mit  unbedingter  Giltigkeit  für  zehn  Jahre  (sodann  ein  Jahr 
nach  Kündigung)  für  Trinidad,  Britisch-Guayana,  Barbados,  St.  lyucia, 
St.  Vincent,  Antigua,  St.   Kitts,   Dominica,    Montserrat,    Grenada. 

^)  Vgl.  Abteilung  VII  des  V.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
Schilder,    n.  20 
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Für  die  Bahamainseln,  Bermuda,  Britisch-Honduras,  Jamaica  und 
Neufundland  wird  das  Abkommen  vom  9,  April  1912  nur,  insoweit 
Begünstigungen  in  Kanada  in  Frage  kommen,  für  drei  Jahre  in 
Kraft  gesetzt.  Hiermit  wird  den  genannten  Kolonien  gewissermai3en 
ein  Angebot  mit  längerer  Überlegungsfrist  gestellt.  Von  besonderer 
Wichtigkeit  für  die  kanadische  Handelspolitik  sind  hierbei  Neu- 
fundland, das  sich  bisher  gegenüber  den  kanadischen  Be- 
werbungen um  einen  Vorzugszollvertrag  spröde  gezeigt  hat,  und 
Jamaica.  Dieses  ist  zwar  durch  die  Zollbefreiungen  desUnderwood- 
Tarifes  vom  3.  Oktober  1913  für  Zucker  und  Bananen  von  einigen 
seiner  schwersten  Sorgen  bezüglich  seiner  Handelsbeziehungen  zu  den 
Vereinigten  Staaten  befreit  worden,  bleibt  aber  nach  wie  vor  auf  den 
Markt  der  Union  angewiesen  und  könnte  durch  Retorsionszölle  der 
Vereinigten  Staaten  schwer  getroffen  werden.  In  diesem  Abkommen 
gestehen  sich  Kanada  und  die  westindischen  Kolonien  wechselseitig 
zwanzigprozentige  Vorzugszölle  für  eine  Reihe  wichtiger  Ausfuhr- 
waren der  begünstigten  Gebiete  zu  nebst  besonderen  Bevorzugungen 
des  kanadischen  Mehls,  des  Zuckers,  Kakaos,  Limonensaftes,  der 
frischen  Limonen  und  Bananen  Britisch- Westindiens. 

Die  neuseeländischen  Vorzugszölle  wurden  durch  den 
„Preferential  and  Reciprocal  Trade  Act"  vom  Jahre  1903  eingeführt, 
der  allgemein  am  i.  November  1903  und  für  die  bereits  vor  diesem 
Zeitpunkte  gekauften  Waren  am  i,  April  1904  in  Kraft  trat.  Er 
belegte  nichtbritischen  Zement  mit  einem  Zuschlage  von  100  Prozent, 
viele  andere  nichtbritische  Waren  (Fabrikate)  mit  Zuschlägen  von 
50  Prozent  des  allgemeinen  Zollsatzes  und  belastete  nicht  wenige 
Waren  mit  20  prozentigen  Wertzöllen,  die  bei  britischer  Herkunft 
zollfrei  eingingen.  Der  neuseeländische  Zolltarif  vom  Jahre  1907 
ist  an  und  für  sich  höher  als  sein  Vorgänger,  wodurch  die  Zollzu- 
schläge auf  nichtbritische  Waren  von  50  und  auch  20  Prozent  des 
Zollsatzes  stärker  wirken.  Ferner  verblieb  es  bei  der  Belastung 
zahlreicher,  bei  britischer  Herkunft  zollfreier  Artikel  mit  20  (teilweise 
auch  ig)  Prozent  des  Wertes,  wenn  sie  aus  nichtbritischen  Ländern 
stammten.  Der  Tarif  von  1907  brachte  wohl  eine  sorgfältigere 
Spezialisiertmg,  aber  sicherlich  keine  zu  Gunsten  des  nichtbritischen 
Auslandes  wirkende  Milderung  der  neuseeländischen,  Vorzugszölle 
von  1903.  Das  gleiche  gilt  für  den  zum  großen  Teile  nur  eine  Reihe 
älterer  Gesetze  zusammenfassenden  Customs  Duties  Act  von  1908; 
doch  ist  darin  eine  größere  Zahl  von  Zollbefreiungen  für  britische 
Waren  zu  finden,  die  bei  nichtbritischer  Herkunft  Einfuhrzölle  von 
zehn  Prozent  des  Wertes  zu  entrichten  haben. 
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In  Australien  wurde  die  Bevorzugung  britischer  Waren, 
nach  einem  mißlungenen  Versuche  im  Jahre  1906,  im  Zolltarif  von 
1907  eingeführt;  die  nichtbritischen  Waren  haben  noch  Zuschläge 
von  5 — 10  Prozent  des  Warenwertes  zu  den  Sätzen  für  britische 
Erzeugnisse  zu  entrichten  oder  werden  mit  5  Prozent  des  Wertes 
belastet,  während  britische  Waren  zollfrei  sind. 

Erwähnenswert  ist  der  Umstand,  daß  der  Zolltarif  der  Fidschi- 
Inseln  vom  22.  Mai  1912  für  australische,  neuseeländische  und  süd- 
afrikanische Weine  nur  halb  so  viel  an  Zollgebühren  verlangt  als 
für  die  meisten  Faß-  und  Flaschenweine  anderer  Herkunft. 

Der  südafrikanische  Zolltarif  vom  März  1906  (mit 
kleineren  Abänderungen  durch  das  Protokoll  von  1908)  sieht  bei  der 
I.  Warenklasse  mit  spezifischen  Zöllen  verschiedene  Nachlässe  für 
britische  Erzeugnisse  vor,  die  meist  nicht  viel  über  20  Prozent  des 
ZoUbetrages  und  oft  noch  weniger  ausmachen.  Die  V.  Warenklasse 
enthält  die  für  Waren  jedweder  Herkunft  gültige  Freüiste.  Jene 
Einfuhrwaren,  die  der  II.  (Wertzölle  mit  spezifischen  Mindestsätzen), 
III.  (Wertzölle  von  25  Prozent),  IV.  (Wertzölle  von  3  Prozent)  und 
VI.  Warenklasse  (nicht  besonders  benannte,  mit  15  Prozent  des 
Wertes  belastete  Waren)  angehören,  werden,  wenn  britischer  Herkunft, 
mit  Zöllen  belegt,  die  um  3  Prozent  des  Wertes  der  Waren  niedriger 
sind  als  die  allgemeinen  Zölle.  Im  gleichfalls  Vorzugszölle  für 
britische  Waren  gewährenden  Zolltarife  des  südafrikanischen  Zoll- 
vereines von  1903  betrug  der  Zollnachlaß  zugunsten  Großbritanniens 
zumeist  nur  2 1/2\ Prozent  des  Wertes.  Nach  dem  letzten  südafrika- 
nischen Zollvereinsabkommen  aus  dem  Jahre  1910  gehören  diesem 
Zollvereine  an:  als  fester  Kern  der  südafrikanische  Bund  (Union  of 
South  Africa)  mit  Kapkolonie,  Natal,  Transvaal  und  Oranjefreistaat; 
die  Eingeborenengebiete  Swasüand  imd  Basutoland;  das  Schutz- 
gebiet Betschuanaland ;  Süd-  und  Nordwestrhodesia.  Das  Nyassa- 
land-Protektorat  und  Nordostrhodesia  gehören  zum  vertragsmäßig 
offenen  Gebiete^)  des  östlichen  Kongobeckens. 

^)  Vgl.  über  die  „neueren  Gebiete  der  offenen  Tür"  Abteilung  IV  des  VIII.  Ka- 
pitels im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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Anlage  VII. 

Krieg  als  ausnahmsweises  Hilfsmittel 
schutzzöllnerischer  Staaten  gegen  denHochschutzzoll.') 

Das  Bestreben,  demHochschutzzoll,  wenn  nicht  anders 
möglich,  auch  mit  den  Waffen  in  der  Hand  oder 
wenigstens  mit  den  schärfsten  diplomatischen 
Mitteln  entgegenzutreten,  ist  nicht  auf  Großbritannien  ^)  beschränkt 
geblieben,  Bs  sind  ausnahmsweise  wohl  auch  FäUe  vorgekommen, 
in  welchen  schutzzöllnerische  Mächte  von  mehr  oder 
weniger  ausgeprägtem  Protektionismus  gegen  andere  Mächte  von 
etwa  noch  schärferer  schutzzöllnerischer  Tendenz  gewaffnet  auf  den 
Plan  traten.  Es  kamen  zwar  fast  immer  in  solchen  Fällen  überdies 
noch  vorwiegend  politische  Zwecke  in  Frage;  aber  sie  waren  Neben- 
zweck, wenn  nicht  gar  Vorwand,  und  die  Hauptsache  bildete  doch 
immer  die  Wahrung  eines  verhältnismäßig  freieren 
handelspolitischen  Regimes  gegenüber  Staaten,  deren 
Gebietserweiterungen  mit  einer  Einschränkung  dieser  Handelsfreiheit 
verbunden  zu  sein  pflegten. 

Als  Beispiel  hierfür  wären  zu  nennen:  in  den  fünfziger  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  das  Auftreten  Frankreichs,  das  übrigens 
gerade  damals  einem  freieren  handelspolitischen  Regime  entgegen- 
ging, gegen  Rußland  im  Krimkriege  an  der  Seite  Großbri- 
tanniens; das  von  britischer  Seite  so  nachdrücklich  unterstützte 
Vorgehen  Österreich-Ungarns  in  den  1880 er  Jahren 
gegenüber  den  Anschlägen  Rußlands  auf  Bulgarien  (und  Rumänien), 
wie  ja  Österreich  bereits  im  Krimkriege  trotz  verschiedener  Schwan- 
kungen im  großen  und  ganzen  den  Westmächten  stets  nahestand 
und  gegen  Rußland  Stellung  genommen  hatte.  Hierher  gehört  wohl 
auch    die    d  e  u  t  s  c.h  -französische     Spannung     über 


^)  Siehe  die  Bezugnahme  auf  diese  Anlage  in  Abteilung  XV  des  V.  Kapitels 
im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 

2)  Vgl.  insbesondere  Abteilung  X  des  V.  Kapitels  des  I.  Bandes  vor- 
liegenden Buches. 
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Marokko  während  der  Jahre  1905 — 1911;  hierbei  wandte  sich 
Deutschland  gegen  das  von  Frankreich  geübte  System  der  z  o  1 1  - 
politischen  Absperrung  französischen  Kolo- 
nialbesitzes überhaupt,  abgesehen  vom  besonderen  Anlasse, 
der  in  den  diplomatischen  Unkorrektheiten  Delcasses  unmittelbar 
nach  der  Veröffentlichung  des  britisch-französischen  Kolonialver- 
trages vom  8.  Aprü  1904^)  bestand. 

Sogar  in  der  Monroedoktrin  der  Vereinigten  Staaten 
steckt,  neben  ihrer  doktrinär-liberalen  und  eigensüchtig-imperia- 
listischen politischen  Seite,  wohl  auch  die  Besorgnis  vor  Kolonial- 
erwerbungen europäischer  Mächte  auf  amerikanischem  Boden,  die, 
wie  Spanien  bis  1898  auf  Kuba  und  Portorico,  in  ihren  Kolonien 
einem  Regime  schutzzöllnerischer  Absperrung  huldigen. 

Ebenso  ist  die  weitgehende,  lebhafte  diplomatische  Unterstützung 
aufzufassen,  welche  die  Vereinigten  Staaten  während  des  Russisch- 
Japanischen  Krieges  1904/1905  Japan  gegenüber  den  russischen 
Ausbreitungsgelüsten  angedeihen  ließen,  und  ihre  seitherige  diplo- 
matische Bekämpfung  des  ostasiatischen  Inselreiches,  seitdem  dieses 
die  kommerzielle  Monopolisierung  der  südlichen  Mandschurei  anstrebt. 


1)  Tatsächlich  war  der  diesen  deutsch-französischen  Zwist  beilegende  Marokko- 
Kongo-Vertrag  vom  4.  November  191 1  ein  entschiedener,  wertvoller  Sieg  der 
deutschen  Freihandels-  und  Meistbegünstigungswünsche  hinsischtlich  Marokkos. 
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Anlage  VIII. 

Krieg  und  Freiheit  der  internationalen  Handels- 
bewegung. 

Bei  Besprechung  des  nicht  wehrhaften  britischen 
Freihandels  war  auch  davon  die  Rede,  daß  eine  diesem  handels- 
politischem Systeme  grundsätzlich  ergebene  Weltmacht,  wie  das 
britische  Reich,  gewissermaßen  dazu  gedrängt  werde,  die  handels- 
politischen und  sonstigen  Wirtschaftsverhältnisse  des  Auslandes 
durch  politisch-militärische  Machtmittel  und 
diplomatische  Ränke  in  recht  weitgehendem  Ausmaße 
zu  beeinflussen;  denn  mittels  Verhandlungszölle,  ZoUretorsionen, 
Androhung  und  Führung  von  Zollkriegen  könne  ein  solches  Reich 
auf  das  Ausland  eben  keinen  Einfluß  ausüben.  Ferner  wurde  er- 
wähnt, daß  auch  verschiedene  mehr  oder  weniger  schutzzöll- 
nerische  Staaten,  wie  z,  B.  Frankreich,  Österreich-Ungarn, 
Deutschland,  die  Vereinigten  Staaten  usw.,  ausnahmsweise  mit  be- 
waffneter Hand  oder  wenigstens  unter  Anwendung  schärfster  diplo- 
matischer Mittel  andere  hochschutzzöUnerische  Mächte  zurückzu- 
drängen oder  wenigstens  an  weiterer  Ausbreitung  zu  hindern  ^) 
gesucht  haben. 

Hier  muß  aber  ein  naheliegendes  Mißverständnis 
von  vornherein  zurückgewiesen  werden.  Kriege  sowie  mehr  oder 
minder  energische  Anwendung  oder  Zurschaustellung  militärischer 
Machtmittel,  wie  Strafexpeditionen,  Flottendemonstrationen,  Mobili- 
sierungen usw.,  mögen  bisweilen  als  letztes,  äußerstes  Hilfsmittel 
mit  Erfolg  angewendet  werden,  um  ein  System  rücksichtsloser,  den 
Weltmarkt  einengender  Schutzzöllner  ei  zurückzuwerfen  oder  wenigstens 
an  territorialer  Ausbreitung  zu  hindern.  Dies  soll  aber  keinesweg 
besagen,  daß  Kriege  überhaupt  die  Tendenz 
hätten,  dem  internationalen  Handelsverkehr 
zu  freierer  Bewegung  zu  verhelfen.   Ganz  im  Gegen- 

1)   Vgl.  V.  Kapitel,   Abteilung  XV,   I.  Band  [und  dort  zitierte  Anlage  VII   des 
vorliegenden  Bandes. 
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teil  haben  Kriege  auf  die  D  a  u  e  r  i)  nur  in  Ausnahmsfällen,  die 
stets  einer  besonderen  Erklärung  bedürfen,  den  Charakter  eines 
Förderungsmittels  der  freieren  Bewegung  im  internationalen  Handels- 
verkehr. 

Im  allgemeinen  schlagen  aber  Kriege,  ja  sogar  schon  kost- 
spieligere Kriegsrüstungen  in  ihren  dauernden  Wirkungen,  nicht 
bloß  vorübergehenden  Einflüssen  zuungunsten  einer 
freieren  internationalen  Handelsbewegung  aus, 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  Zur  Verzinsung  und  Tilgung  der 
großen  Kriegs-  und  Rüstungsanleihen  bietet  sich 
als  naheliegendstes,  scheinbar  bequemstes  Hilfsmittel  die  Erhöhung 
und  Neueinführung  von  Zöllen  dar.  Außerdem  bÜdet  die  starke 
nationale,  öfters  sogar  chauvinistische  Strömung,  die 
durch  Kriege  (wohl  auch  durch  scharfe  diplomatische  Kampagnen) 
fast  immer  erzeugt  wird,  den  besten  Nährboden  für  pseudopatriotische 
Agitationen  hochschutzzöllnerischer  Cliquen,  die  nur  den  eigenen 
Vorteü  schlau  verfolgen. 

Beispiele  für  das  Zusammenwirken  beider  Momente  sind  zahl- 
reich genug.  Die  Vereinigten  Staaten  gingen  nach  dem 
Sklavenkriege  in  der  ersten  Hälfte  der  sechziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts zu  einem  vorläufig  noch  gemäßigten  Schutzzollsystem  über, 
und  zwar  nicht  nur,  weil  die  freihändlerischen  Sklavenhalter  der 
Südstaaten  unterlegen  waren,  sondern  auch,  weil  riesige  Kriegsanleihen 
verzinst  und  getügt  werden  mußten.  Noch  im  Jahre  1859  waren  die 
Vereinigten  Staaten  schuldenfrei,  und  sogar  die  Schulden  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  im  Norden  und  Süden  betrugen  zusammen 
nicht  ganz  250  Millionen  Dollar.  Zur  Zeit  der  Beendigung  des  Sklaven- 
krieges im  Mai  1865  betrug  die  Staatsschuld  der  Union  ungefähr 
drei  Milliarden  Dollar!  Der  Niederlage  der  Franzosenim  Kriege 
von  1870/1871  folgte  eine  schutzzöUnerische  Reaktion,  wobei  persön- 
lich interessierte  Großindustrielle,  so  namentlich  der  Baumwollwaren- 
fabrikant  und  Finanzminister  Pouyier-Quertier,  und  volks- 
feindliche Plutokraten,  wie  der  Präsident  der  Republik  Thiers  selbst, 
den  Ton  angaben.  Wenn  sich  in  Deutschland  der  grundsätz- 
liche Freihandel  noch  etwa  acht  Jahre  länger  erhielt,  so  ist  dies 
wohl  zum  nicht  geringen  Teüe  auch  der  großen  Kriegsentschädigung 
zuzuschreiben,  die  eine  Belastung  des  neuen  Deutschen  Reiches  durch 


^)  Inwiefern  Kriege,  kleinere  Expeditionen  sowie  militärische  Rüstungen  den 
internationalen  Handelsverkehr  vorübergehend  beleben,  wird  in  Abteilung  I 
der  Anlage  XXIV  vorliegenden  Bandes  auseinandergesetzt. 
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Kriegsanleihen  überhaupt  vermeidlich  machte.  Aber  die  durch  den 
Krieg  angefachte  stark  nationale  Strömung  kam  noch  der  schutz- 
zöUnerischen  Wendung  gegen  Ende  der  siebziger  Jahre  zugute. 

In  diesem  Zusammenhang  wäre  auch  die  schutzzöllnerische 
Handelspolitik  zu  erwähnen,  die  Rußland  nach  dem  Kriege 
mit  der  Türkei  von  1877/1878  beobachtete,  sowie  die  Art,  wie 
die  Kosten  des  russischen  Feldzuges  in  China  gegen  die  Boxer 
im  Jahre  1900  durch  Zuschläge  zu  den  nicht  vertragsmäßig  ge- 
bundenen Zöllen  gedeckt  wurden.  Unmittelbar  nach  dem  Kriege 
mit  Japan  konnte  die  russische  Regierung  wegen  der  revolutionären 
Wirren  nicht  an  Zollerhöhungen  denken,  zumal  bei  der  nahezu 
prohibitiven  Höhe  vieler  russischer  Zölle  weitere  Hinaufsetzungen 
wahrscheinlich  nur  ein  geringes  finanzielles  Resultat  ergeben  hätten. 
Aber  seit  der  Überwindung  der  Revolution  und  im  Gefolge  des  als 
antirevolutionäres  Gegengift  offiziell  begünstigten  Chauvinismus 
machen  sich  recht  lebhafte  Tendenzen  im  Sinne  schutzzöllnerischer 
Erhöhungen  jener  Sätze  des  russischen  Zolltarif  es  geltend,  die  nicht 
vertragsmäßig  gebunden  sind;  die  Vorbereitungen  für  die  bis  1917 
zu  erneuernden  Handelsverträge,  namentlich  für  den  mit  Deutschland, 
werden  unter  starker  Hervorkehrung  von  Gesichtspunkten  des 
industriellen  HochschutzzöUnertums  durchgeführt. 

Durch  die  Finanzschwierigkeiten  und  die  patriotische  Stimmung 
des  Burenkrieges  wurden  in  Großbritannien  die  Vor- 
schläge Chamberlains  behufs  Einführung  von  Schutz-  und  Vorzugs- 
zöllen bedeutend  gefördert.  Konnten  doch  sogar  Getreidezölle,  deren 
Abschaffung  einer  der  größten  Triumphe  des  sich  entwickelnden,  unbe- 
dingten britischen  Freihandels  war,  ein  Jahr  hindurch  (1902/1903) 
dem  britischen  Volke  wieder  auferlegt  werden.  Noch  lange  nach 
dem  Burenkriege  kam,  neben  manchen  anderen  hilfreichen  Um- 
ständen, auch  die  durch  um  angefachte  patriotisch-imperialistische 
Strömung  der  Schutzzollagitation  Chamberlains  zugute. 

Besonders  lehrreich  in  dieser  Beziehung  ist  die  Finanzpolitik, 
die  Japan  während  des  Krieges  mit  Rußland  von  1 904/1 905 
und  nach  diesem  Kriege  verfolgte.  Der  Russisch-Japanische 
Krieg  ist  nämlich  nicht  zum  mindesten  als  ein  Verzweiflungsakt 
aufzufassen,  zu  dem  sich  Japan  gegenüber  den  auf  zollpolitische 
und  sonstige  Absperrung  hinzielenden  Absichten  Rußlands  in  Ost- 
asien entschloß.  Das  angestrebte  Ziel,  die  Freihaltung  der  ostasiati- 
schen Märkte  für  den  Weltverkehr  und  insbesondere  für  Japan  selbst, 
wurde  von  den  Japanern  zwar  erreicht.  Aber  vom  weltwirtschaft- 
lichen Standpunkte  wurde  dieser  Gewinn  immerhin  dadurch  nicht 
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unbeträchtlich  geschmälert,  daß  Japan  in  eine  von  seinen  industri- 
ellen Schutzzöllnern  freudig  ausgenützte  finanzielle  Zwangslage  geriet. 
Es  mußte  nämlich  seine  schwankend  gewordene  Zahlungsbilanz  durch 
Zollerhöhungen  stützen  und  durch  dasselbe  Mittel  wiederum  Hüfs- 
quellen  für  die  Bestreitung  der  übernommenen  großen  Anleihever- 
pflichtungen schaffen.  Seither  war  der  durch  die  Kriegsereignisse 
stark  angefachte  japanische  Chauvinismus  den  dortigen  industriellen 
SchutzzöUnem  behüflich,  die  dauernde  Beibehaltung  der  einmal 
vorgenommenen  Zollerhöhimgen  durchzusetzen,  die  als  angeblich 
unentbehrliche  Schutzwehren  der  heimischen  Produktion  bezeichnet 
wurden.  Der  im  Sommer  1911,  dem  Ablaufstermin  der  Handelsver- 
träge aus  den  i8go  er  Jahren,  in  Kraft  getretene  neue  japanische 
Zolltarif  räumt  auch  mit  jenen  niedrigeren  Zollsätzen  auf,  die  bisher, 
weil  vertragsmäßig  gebunden,  nicht  erhöht  werden  konnten.  Frei- 
lich wurde  eine  Anzahl  dieser  Zollerhöhungen  mittels  neuer,  durch 
äußeren  Druck  erzwungener  Vertragssätze  ermäßigt,  da  sich  die 
Japaner  hüten  mußten,  die  Regierungen  und  Kapitalsmärkte  einzelner 
Großstaaten  allzu  sehr  zu  verstimmen  und  die  Ausfuhr  gewisser 
japanischer  Seidenwaren  und  anderer  besonderer  Ausfuhrwaren 
allzusehr  zu  erschweren.  So  kam  es  zum  britisch-japanischen 
Tarifvertrage  vom  3.  April  1911,  zum  deutsch-japanischen  vom 
24.  Juni  1911,  zum  französisch-japanischen  vom  19.  August  1911 
und  zum  italienisch-japanischen  vom  25.  November  1912. 
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Anlage  IX. 

Anteil  des  britischen  Weltreiches  am  internationalen 
Handelsverkehr'). 

Der  im  Jahre  1910  verstorbene  österreichische  Statistiker 
Juraschek  schätzt  in  seinen  ,, Geographisch  statistischen  Tabellen 
aller  lyänder  der  Erde"  für  1909  den  Gesamtbetrag  des  internationalen 
Handelsverkehres  im  Jahre  1907,  dem  letzten  fast  allgemein 
günstiger  internationaler  Konjunktur  2)^  auf  un- 
gefähr 131  Milliarden  Mark,  Nach  den  von  ihm  angegebenen  Einzel- 
daten  für  Großbritannien  und  seine  über- 
seeischen Besitzungen  beträgt  der  Anteil  des  britischen 
Weltreiches  am  internationalen  Handelsverkehr  über  36  Milliarden 
Mark,  also  mindestens  27,5  Prozent^).   Hierbei  wurden  Gibraltar 

^)  Vgl.  den  Hinweis  auf  diese  Anlage  in  Abteilung  XVI  des  V.  Kapitels  im 
I.   Bande  vorliegenden  Buches. 

2)  Das  Jahr  191 1  wies  namentlich  in  Europa  und  Südamerika,  weniger  in  Nord- 
amerika, Anzeichen  einer  Hochkonjunktur  auf.  Doch  gab  es  eine  Anzahl  störender 
Momente:  Unruhen  in  Mexiko  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres,  die  Marokkokrise 
im  Sommer,  der  tripoUtanische  Krieg  seit  Ende  September,  die  chinesische  Revolution 
namentUch  seit  Oktober  191 1.  Das  Jahr  19 12  zeigte,  abgesehen  von  der  Fortdauer 
des  tripolitanischen  Krieges,  gleich  in  den  ersten  Monaten  Anzeichen  einer  gewissen 
Kreditbeengung,  bis  der  Ausbruch  des  Balkankrieges  im  Oktober  191 2  die  Depression 
einleitete,  mochten  auch  in  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten  verhältnis- 
mäßig befriedigende  Zustände  bis  in  den  Sommer  des  Depressions  Jahres  191 3  hinein 
andauern.  Allerdings  gehörten  auch  die  letzten  zwei  Monate  des  Jahres  1907  einer 
ausgesprochenen  Depressionsperiode  an. 

3)  Für  das  Jahr  191 1  kommt  man  auf  folgende  Außenhandelsziffern,  nach  der 
weiter  angegebenen  Art  berechnet:  britische  Besitzungen  in  Europa  (d.  h.  Groß- 
britannien) 22  985,  in  Asien  5024,  in  Afrika  3188,  in  Amerika  4180,  in  Australien 
3749  Millionen  Mark,  also  zusammen  39  126  Millionen  oder  24,9  Prozent  von  der 
157232  Millionen  Mark  betragenden  Gesamtziffer  des  internationalen  Handels- 
verkehrs (nach  der  Schätzung  von  H.  v.  SchruUern-Schrattenhofen,  Jurascheks 
Nachfolger  in  Herausgabe  der  ,, Geographisch-statistischen  Tabellen  aller  I^änder  der 
Erde",  Jahrgang  19 13).  Der  Rückgang  der  Verhältniszahl  gegenüber  1907  dürfte 
auch  damit  zusammenhängen,  daß  die  völUge  Erholung  im  Außenhandel  Groß- 
britanniens nach  den  Krisen  jähren  1908  und  1909  nicht  i.  J.  191 1,  sondern  erst 
i.  J.  1912  eintrat. 
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und  Malta  nicht  einbezogen,  weil  die  Handelsstatistik  dieser 
Freihafengebiete  einerseits  sehr  mangelhaft  ist,  andererseits  keine 
Trennung  des  Eigenhandels  von  der  dortselbst  weit  beträchtlicheren 
Durchfuhr  zuläßt.  Hinsichtlich  der  asiatischen  Besitzungen  wurde 
der  namentlich  in  der  Hinfuhr  bedeutende  indische  Außen- 
handel in  Edelmetallen  nicht  einbezogen,  wie  überhaupt  so 
weit  als  möglich  der  Edelmetallverkehr  ausgeschieden  wurde. 

Hierdurch  wird  wohl  die  kommerzielle  Bedeutung  des  britischen 
Reiches  einigermaßen  geschmälert.  Denn  London  ist  das  Zentrum 
des  internationalen  Edelmetallgeschäftes;  ferner  sind  die  süd-  und 
ostasiatischen  Besitzungen  Englands  als  Einfuhrländer,  Südafrika, 
Australien,  Kanada  als  Ausfuhrländer  der  Edelmetalle  von  Wichtigkeit. 
Aber  Gibraltar,  Malta  und  der  Edelmetallverkehr  sind  nicht  die 
einzigen  Gründe,  welche  die  Ziffer  von  36  Milliarden  Mark  nur  als 
eine  hinter  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
wahrscheinlich  weit  zurückbleibende  Minimal- 
Ziffer  erscheinen  lassen.  So  wurden  auch  keine  Ziffern  für  Hong- 
kong und  die  StraitsSettlements  angegeben.  Für  Hong- 
kong wurde  dies  unterlassen,  weil  im  dortigen  Freihafen  überhaupt 
kaum  eine  Statistik  besteht  und  auch,  wenn  sie  bestünde,  der  Eigen- 
handel vom  dortigen  gewaltigen  Durchfuhrhandel  kaum  zu  trennen 
wäre.  In  den  Straits  gibt  es  zwar  eine  sogar  ziemlich  genaue  Handels- 
statistik. Sie  läßt  aber  keine  genaue  Trennung  zwischen  dem 
Eigenhandel  und  dem  ungemein  beträchtlichen  Durchfuhrhandel 
zu;  überdies  ist  dieser  letztere  zum  großen  Teile  in  den  beigebrachten 
Außenhandelsziffem  der  „Vereinigten  Malaienstaaten"  enthalten. 
Immerhin  fällt  hierbei  der  nicht  geringe  Eigenhandel  der 
Straits  Settlements  und  Hongkongs  aus  mit  ihrer 
verhältnismäßig  kaufkräftigen  Bevölkerung  von  ungefähr  1,2  Mülionen 
Menschen.  Aus  ähnlichen  Gründen  wurde  von  der  Aufnahme 
des  übrigens  minder  bedeutenden  Außenhandels  von  W  e  i  h  a  i  w  e  i 
abgesehen.  Auch  der  sogenannte  indische  Landhandel 
(über  die  Landgrenzen  von  Persien,  Afganistan,  Tibet,  Chinesisch 
Ostturkestan,  Nepal  und  Butan,  chinesische  Provinz  Jünnan,  Siam) 
wurde  in  die  Außenhandelsziffern  Indiens  nicht  einbezogen,  da  er 
zum  großen  TeÜe,  wenn  auch  durchaus  nicht  gänzlich,  einen  indischen 
Durchfuhrhandel  darstellt. 

Dagegen  wurden  die  Außenhandelsziffern  der  britischen 
Schutzgebiete  Ägypten  (mit  ägyptischem  Sudan)  und 
Oman  aufgenommen,  obwohl  die  offizielle  Handelsstatistik  Groß- 
britanniens  aus   Opportunitätsgründen   die   Handelsbeziehungen   zu 
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diesen  Gebieten  unter  jenen  zum  nichtbritischen  Auslande  ausweist. 
Natürlich  gibt  es,  bei  dem  lebhaften  Handelsverkehre  zwischen  den 
einzelnen  Teilen  des  britischen  Weltreiches  selbst,  bedeutende 
Doppelzählungen.  Diese  sind  aber  in  der  von  Juraschek 
angegebenen  Gesamtziffer  für  den  Welthandel  von  ungefähr  131 
Milliarden  Mark  für  das  Jahr  1907  gleichfalls,  und  zwar  in  des  Wortes 
wörtlichster  Bedeutung  enthalten.  Die  letztgenannte  Ziffer  setzt 
sich  nämlich  zusammen  aus  rund  69  Müliarden  Einfuhr  und  62  Müli- 
arden  Ausfuhr,  die  selbstverständlich  innerhalb  des  Weltmarktes 
die  gleichen  Waren  darstellen,  nur  das  einemal  vom  Standpunkte 
und  in  der  um  die  Transportkosten  vermehrten  Bewertung  des 
Einfuhrlandes,  das  anderemal  vom  Standpunkte  und  nach  der  Be- 
wertung des  Ausfuhrlandes.  Überhaupt  kümmern  sich  bekanntlich 
die  mit  der  Handelsstatistik  betrauten  Zollbeamten  begreif- 
licherweise mehr  um  genaue  Erfassung  der  Einfuhr  nach  Menge 
und  Wert,  als  um  die  von  Zöllen  meist  nicht  belastete  x\usfuhr. 

Die  Detailziffern  des  Außenhandels  (Ein-  und 
Ausfuhr  zusammen)  des  britischen  Weltreiches  be- 
trugen für  1907:  europäische  Besitzungen,  d.  h.  Großbritannien  selbst 
21,903  Millionen,  asiatische  Besitzungen  5341,  afrikanische  Kolonien 
2539,  amerikanische  Besitzungen  3143,  australische  Gebiete  3124 
Mülionen  Mark,  zusammen  über  36  Milliarden,  genauer  36,050 
Mülionen  Mark. 

Hiervon  entfallen  auf  Asien:  Indien  4270,  Ceylon  339,  Malaii- 
sche Schutzstaaten  552,  kleinere  asiatische  Inseln  (wie  Cypern,  die 
Gebiete  auf  Nordborneo  nebst  Labuan,  die  Kamaran-  und  Bahrein- 
inseln usw.)  156  und  Oman  14  Millionen  Mark. 

Auf  den  afrikanischen  Kolonialbesitz  kommen  folgende 
Handelsziffern:  Britisch  Südafrika  942,  Britisch  Westafrika  279, 
kleinere  afrikanische  Inseln  (Mauritius,  Rodriguez,  Seychellen,  St. 
Helena  usw.)  85,  Ostairikanischer  Besitz  76,  Ägypten  und  ägyptischer 
Sudan  1157  Millionen  Mark. 

Die  amerikanischen  Besitzungen  der  britischen  Krone 
haben  folgende  Außenhandelsziffern  zu  verzeichnen :  Kanada  2635,  Neu- 
fundland 97,  Britisch  Westindien  405,  Falklandsinseln  6  Mülionen  Mark. 

Die  Handelsziffern  der  australischen  Gebiete  betrugen 
im  Jahre  1907:  Australischer  Bund  (Commonwealth)  2337,  Neusee- 
land 748,  kleinere  australische  Inseln  (Fidschi,  Tonga,  Salomons- 
usw.  Inseln)  39  Millionen  Mark. 

Zum  besseren  Verständnisse  der  gewaltigen  Stellung  des  britischen 
Weltreiches  im  internationalen  Handelsverkehr  mag  wohl  auch  der  ■ 
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Hinweis  darauf  nicht  überflüssig  sein,  daß  Großbritannien  samt 
seinen  Kolonien  ungefähr  die  Hälfte  der  internatio- 
nalen Dampfertonnage  ^)  besitzt,  wenn  man  die  dem  Ver- 
kehr auf  den  Großen  Seen  und  der  Küstenschiffahrt  dienende 
Handelsflotte  der  Vereinigten  Staaten  nicht  einbezieht. 

Im  Jahre  1912  betrug  die  Gesamttonnage  auf  den  Weltmeeren 
ungefähr  44,6  Millionen  Brutto-Registertonnen,  woran  Großbritannien 
und  seine  Überseebesitzungen  mit  rund  zwanzig  Millionen  t  oder 
mehr  als  44,8  Prozent  beteiligt  waren.  Unter  der  nichtbritischen 
Tonnage  befanden  sich  aber  i.  J.  1912  etwa  5,26  Millionen  der  Ver- 
einigten Staaten,  wovon  kaum  eine  Million  t  (genauer  etwa 
850000  t)  auf  die  Hochseeschiffahrt,  der  Rest  auf  die  Fahrzeuge  der 
Küstenschiffahrt  und  der  Großen  Seen  entfielen.  Wenn  man  in 
Berücksichtigung  dieser  Tatsachen,  andererseits  wiederum  in  Hinblick 
auf  die  zweideutige  Art  mancher  „Küstenschiff ahrts"-Strecken  der 
Union  (z.  B.  New  York — San  Francisco)  die  hier  in  Betracht  kom- 
mende Tonnage  der  Vereinigten  Staaten  statt  mit  5,26  nur  mit  3 
Millionen  t  annimmt,  dann  entfällt  i.  J.  1912  auf  die  Handelsflotte 
Großbritanniens  und  seiner  Überseebesitzungen  ein  Anteil  von  47,5 
Prozent  der  internationalen  Gesamttonnage. 

Auch  an  den  internationalen  Kapitals-Investi- 
tion e  n  2),  deren  aktive  TeÜnehmer  noch  immer  fast  nur  einige 
west-  und  mitteleuropäische  I^änder  (Großbritannien,  Frankreich, 
HoUand,  Belgien,  Deutschland  und  die  Schweiz)  sind,  dürfte  Groß- 
britaimien  sogar  mit  mehr  als  einem  Viertel  der  Gesamtsumme 
teÜnehmen. 


^)  Vgl,  über  den  ausfnhrfördernden  Einfluß  und  zugleich  über  die  dem  Hoch- 
schutzzoll entgegengesetzten  Lebensbedingungen  eines  lebhaften  Verkehres  von  Tramp- 
dampfern und  regulären  Linien  das  V.  Kapitel   im  vorliegenden  Band. 

*)  Über  den  ausfuhrfördemden  Einfluß  der  Kapitalsinvestitionen  vgl.  Ab- 
teüung  I   des  IX.  Kapitels   im    I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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I.  In  dei  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  neben  zahlreichen,  meist 
fruchtlosen    Zollvereinsplänen    und    Zollvereinsphantasien    im   außer- 
russischen Europa,  gewaltige  Zollgebietserweiterungen  zumeist  außerhalb 
Europas;  neuer  Begriff  des  ,, Großen  Zollgebietes". 

Während  sich  deutsche,  französische,  österreichische  usw.  Frei- 
händler in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  und  noch  bis  in 
die  siebziger  ja  sogar  neunziger  Jahre  hinein  schriftstellerisch  und 
agitatorisch  für  deutsch-österreichische,  deutsch-holländische,  holl- 
ländisch-belgische,  lateinische,  mitteleuropäische  usw.  Zollvereine 
abmühten,  waren,  fast  völlig  unabhängig  von  ihren  ganz  fruchtlosen 
Anstrengungen,  außerhalb  Europas  Entwicklungen  größeren  Stiles 
zu  verzeichnen.  Diese  Entwicklungen  führten  in  dem  ausgedehnteren 
Rahmen  der  neueren,  die  ganze  bewohnte  Erde  um- 
fassenden Weltwirtschaft  zu  weit  gewaltigeren  Resultaten,  als  in 
der  Beschränkung  auf  das  nichtrussische  Europa  er- 
zielbar gewesen  wären. 

Demgemäß  erfuhr  auch  die  Anschauung  darüber, 
was  unter  kleinen,  großen  und  riesigen  Zoll- 
gebieten zu  verstehen  sei,  im  Laufe  der  letzten  sechzig 
Jahre  eine  namhafte  Veränderung.  Heutzutage  gelten  nämlich  Länder 
von  dem  Umfange  der  älteren  europäischen  Großstaaten  (von  ca. 
300  000 — 600  000  km^  mit  ungefähr  30 — 60  Millionen  Einwohnern,  von 
Rußland  natürlich  abgesehen)  als  klein,  wofern  nicht  ihr  Schwergewicht 
durch  einen  Anhang  überseeischer  Besitzungen  er- 
höht wird.  Unter  Umständen  wird  dann  mit  Erstaunen  gefragt,  wie 
denn  dieses  kleine  Ding  von  einem  europäischen  Großstaat  oder  gar 
Mittelstaat  imstande  sei,  diese  weitentfernten,  ausgedehnten  über- 
seeischen Besitzungen  mit  ihrer  gewaltigen  Bevölkerung  in  seiner 
Botmäßigkeit  zu  erhalten.  Dies  gilt  namentlich  für  England, 
in  geringerem  Ausmaße  für  Frankreich,  dessen  überseeische  Be- 

^)  Siehe  Kapitel  VI  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches. 
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Sitzungen  bisher  mehr  durch  räumliche  Größe  als  durch  zahlreiche 
Bevölkerung  hervorragten,  wobei  insbesondere  die  9,82  Millionen  km'* 
zusammenhängender  französischer  Territorien  in  Nord-,  West-  und 
Zentralafrika  mit  riesigen  Saharagebieten  als  Verbindungsstück  und 
mit  nur  etwa  34  Millionen  Einwohnern  zu  nennen  wären.  In  weit 
höherem  Maße  als  für  Frankreich  gilt  der  Widerspruch  zwischen 
kleinem  Territorium  und  mäßiger  Bevölkerung  des  europäischen 
Mutterlandes  und  gewaltigem  Kolonialbesitz  für  Holland  und 
Belgien. 

Bereits  seit  zwei  bis  drei  Jahrzehnten  wird  die  Bezeichnung 
„Große  Zollgebiete"  immer  mehr  den  Weltreichen  mit  ge- 
waltig ausgedehnten  kontinentalen  Landmassen  vorbehalten.  Die 
Großstaaten  älteren  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts 
scheinen  auf  eine  Mittelstufe  herabgesunken  zu  sein  tmd  sind 
neben  den  riesigen  Zollgebieten  der  Weltreiche  bestenfalls  als 
groß  zu  bezeichnen.  Die  Weltreiche  des  20.  Jahrhunderts  stehen 
hinter  kleineren  Kontinenten  an  Umfang  kaum  zurück,  wofern  diese 
Reiche  nicht  sogar  beträchtlich  größer  sind  (Rußland,  China^)),  und  be- 
rechnen ihre  räumliche  Erstreckung  mit  Millionen  Quadratkilometern 
als  Einheit.  Dagegen  umfaßt  das  ganze  nichtrussische  Europa  mit 
seinen  fünf  Großmächten,  zwei  großmachtähnlichen  Mittelstaaten, 
Spanien  und  die  Türkei 2),  und  12  nennenswerten  Klein-  oder  Mittel- 
staaten im  Süden,  der  Mitte  und  im  Norden  nur  4,5  Millionen  km^. 
Auch  bieten  die  an  Flächenraum  kleinen  Kontinenten  vergleichbaren 
Weltreiche  des  beginnenden  20.  Jahrhunderts  riesigen 
Menschenmassen  Unterkunft.  Teüs  sind  so  gewaltige 
Menschenmassen  im  Gebiete  der  einzelnen  Weltreiche  bereits  seßhaft, 
teils  ist  es  zu  erwarten,  daß  sie  dort  durch  natürliches  Wachstum 
und  Einwanderung  seßhaft  werden.  Man  hat  eben  bei  einem  „Großen 
Zollgebiet"  in  erster  Linie  daran  zu  denken,  daß  dieses  Gebiet  einen 
großen  Anteil  an  der  Erdoberfläche  (Festland) 
darstellt,  insofern  es  sich  überhaupt  um  kultivierbare  Länderstrecken 
handelt,  die  eine  größere  Bevölkerung  aufnehmen  und  ernähren 
köimen.  Diese  Bevölkerung  selbst  ist,  im  relativen  Gegensatz 
zum  Territorium,  als  ein  entwicklungsfähiger  Faktor 
zu  betrachten.    Sie  kann  von  kleinen  Anfängen,  wie  sie  auch  in  den 


')  Hier  handelt  es  sich  insbesondere  um  das  durch  die  Revolution  seit  Herbst 
191 1  noch  nicht  in  der  Herrschaft  über  seine  „Nebenländer"  bedrohte  China. 

*)  Auch  hier  handelt  es  sich  vornehmlich  um  die  größere  europäische  Türkei  vor 
den  Balkankriegen  von  1912/1913. 
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Vereinigten  Staaten  um  die  Wende  des  i8.  zum  19,  Jahrhundert  und 
sogar  im  Rußland  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  zu  ver- 
zeichnen waren,  zu  bedeutenden  Ziffern  emporsteigen. 

II.  Faszinierende  Kombination  politischer  und  wirtschaftlicher  Über- 
macht im  Begriffe  des  Weltreiches  unserer  Tage,  dessen  vollentwickelten 
Typus  die  Vereinigten  Staaten  darstellen. 

Die  Riesenreiche  machen  sich  gegenwärtig  in  Weltwirtschaft  und 
Weltpolitik  unvergleichlich  stärker  geltend,  als  dies  noch  Mitte  des 
19,  Jahrhunderts  der  Fall  war;  eben  dadurch  erfährt  gegenwärtig 
das  nichtrussische  Buropa  trotz  seines  seitherigen  Bevölkerungs- 
wachstums^)  eine  relative  Verkleinerung.  Zwei  dieser  Weltreiche,  die 
Vereinigten  Staaten  und  Rußland,  standen  freilich  schon 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  in  imponierender  Größe  da.  Aber  Ruß- 
land galt  zu  dieser  Zeit  höchstens  als  übermächtiger  politi- 
scher Kraftfaktor,  und  sogar  diese  Ansicht  erfuhr  durch  den  bald 
darauf  ausgebrochenen  Krimkrieg  eine  nachdrückliche  Widerlegung. 
Die  Vereinigten  Staaten  wurden  zur  angegebenen  Zeit  höchstens  als 
ein  bedeutender,  wenn  auch  nicht  gerade  übermächtiger  wirt- 
schaftlicher Faktor  angesehen ;  vor  allem  galt  die  Union  in 
der  damaligen  Übergangszeit  vom  Segelschiffe  zum  Dampfer  als  eben- 
bürtiger Nebenbuhler  Englands  auf  dem  Gebiete  der  Hochseeschiff- 
fahrt. 

Aber  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  erschien  den  Zeitgenossen 
weder  Rußland,  noch  die  Vereinigten  Staaten  als  jene  faszinie- 
rende Kombination  politischer  undwirtschaft- 
licher  Übermacht,  die  im  Begriffe  des  Weltrei  ches 
unserer  Tage  liegt.  Diese  imponierende  Kombination  beruht 
auf  folgenden  Grundlagen:  ungeheure  Größe  eines  eben  deshalb  nicht 
leicht  angreifbaren,  zusammenhängenden  kontinentähn- 
lichenTerritoriums;  umfassende  Produktivität, 
die  zahlreiche  Naturerzeugnisse  verschiedener  Zonen  und  geologischer 
Formationen  sowie  eine  kräftige  Industrie  in  sich  begreift;  Aussicht 
auf  gewaltige  Volks-  und  Wohlstandsvermeh- 
rung in  den  dünner  besiedelten  Weltreichen;  endlich  eine  erst- 
klassige oder  zum  mindesten  zweitklassige  See- 
macht. Büien  vollentwickelten  Typus  dieser  Art  stellen  auch  noch 
derzeit  eigentlich  nur  die   Vereinigten   Staaten    dar. 


^)  Die   Bevölkerung  des    nichtrussischen    Europa    betrug  in   den    iSsoer 
Jahren  etwa  205  —  210,  zu  Beginn  der  1910er  Jahre  ungefähr  315  Millionen. 
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Die  Vereinigten  Staaten  umfassen  1914  einen  be- 
trächtlichen Teil  der  bewohnbaren  Erde  (mit  Ausschluß  der  Polar- 
gebiete) und  damit  auch  des  Weltmarktes^).  So  bildet  die  Union  ein 
Riesenreich,  das  in  Nord-  und  Zentralamerika,  in  der  Inselwelt  der 
Antillen  und  Ozeaniens,  in  Ostasien,  neuerdings  auch  in  Westafrika 
(Liberia)  an  unmittelbaren  Besitzungen  und  Einflußsphären 
melir  als  zehn,  vielleicht  sogar  schon  (mit  Mexiko  und  den  kleinen 
zentralamerikanischen  Republiken)  12,52  Millionen  km^  umfaßt. 
Dies  kommt  7,6  oder  9,5  Prozent  des  gesamten  Festlandes  gleich, 
und  innerhalb  dieser  riesigen  Ländermassen  lebte  gegen  Ende  1913 
eine  Bevölkerung  von  ungefähr  118  oder  137  Millionen  Einwohnern, 
gleich  7,2  oder  8  Prozent  der  gesamten  Erdbevölkerung.  Die  Ver- 
einigten Staaten  erstreckten  sich  zur  Zeit  ihrer  Begründung  nur  bis 
zum  Mississippi.  Ihre  heutige  Ausdehnung,  die  an  und  für  sich  ein 
glänzendes  Beispiel  extensiver  überseeischer 
Entwicklung  darstellt,  erlangten  sie  durch  militärische  Ope- 
rationen gegen  Mexiko,  Spanien  usw.  (Texas,  Arizona,  New  Mexiko, 
Kalifornien,  Kuba,  Portorico,  Philippinen,  Panama),  durch  halb  ge- 
waltsameLandkäufe  (Louisiana,  Florida),  durch  friedlichen  Landankauf 
(Alaska)  und  durch  müitärisch  fundierte,  diplomatische  Unterhand- 
lungen (Oregon,  d.  h.  der  Nordwesten  der  Union,  östlicher  TeÜ  der 
Samoainseln,  Hawai,  Liberia). 

ni.  Rußland  als  Annäherui^  an  den  von  den  Vereinigten  Staaten  dar> 
gestellten  vollentwickelten  Typus  des  Weltreiches  unserer  Tage. 

Rußland  verfügte  zwar  in  viel  weitergehendem  Ausmaße  bereits 
vor  ungefähr  hundert  Jahren  (Sturz  Napoleons,  Wiener  Kongreß  2)  über 


*)  Diese  Festlandsgebiete  sind  mit  132  Millionen  km*  imd  1630  Millionen  Ein 
wohnern  anzunehmen. 

")  Bei  Betrachtung  der  Entwicklung  der  Riesenreiche  darf  nur  bis  zum  Beginn  des 
neunzehnten,  höchstens  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  zurückgegangen 
werden;  denn  sogar  die  heutigen  (inzwischen  für  ihr  europäisches  Territorium, 
mit  Ausnahme  eben  Rußlands,  gewissermaßen  zu  Mittelstaaten  gewordenen)  europä- 
ischen Großstaaten  wurden  erst  in  der  II.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  teilweise  noch 
später  durch  Abschaffung  ihrer  zahlreichen  Binnenzölle  einheithche  Zollgebiete. 
In  Frankreich  war  dies  das  Werk  der  Revolution  (Gesetz  vom  5.  November 
1790) ;  in  Großbritannien  kam  es,  nach  frühzeitiger  Zollvereinigung  Englands 
und  Schottlands,  erst  im  Jahre  1823  zum  Fall  der  Binnenzollschranken  zwischen  Irland 
und  Großbritannien ;  in  Österreich  wurden  innerhalb  der  nichtungarischen 
(westösterreichischen)  Erblande  bereits  1775  die  Binnenzölle  abgeschafft,  während  die 
innere  Zollinie  gegenüber  Ungarn  erst  infolge  der  Ereignisse  von  1848/ 1849  fiel.  Ita- 
lien gewann  seine  Zolleinheit  zugleich  mit  seiner  politischen  Einigung  in  den  Jahren 
Schilder,    n.  21 
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sein  heutiges  Territorium  als  die  Vereinigten  Staaten  vor  etwa  hundert- 
zwölf Jahren,  da  die  Union  erst  im  Jahre  1803  Louisiana  von  Frank- 
reich erwarb  und  hiermit  die  Mississippilinie  überschritt.  Rußland 
liefert  demgemäß  in  höherem  Grade  ein  Beispiel  für  die 
Chancen  des  inneren  Wachstums  eines  Welt- 
reiches als  für  dessen  Ausdehnungsmöglichkeiten  nach  außen 
hin.  Nichtsdestoweniger  wuchsen  dem  Russischen  Reiche  noch  seit  1815 
so  wertvolle  Gebiete  zu,  wie  ein  großer  Teil  Transkaukasiens,  Russisch- 
Zentralasien,  die  Amurprovinz  und  dasUssurigebiet  sowie  das  nörd- 
liche Sachalin.  Bemerkenswerterweise  verkehrte  das  im  Wiener 
Kongreß  gewonnene  Russisch-Polen  (Kongreß-Polen)  erst 
seit  dem  i.  Januar  1851  ohne  Zollschranken  mit  dem  russischen  Haupt- 
gebiet. Finnland  ist  sogar  noch  19 14  handelspolitisch  mit  Ruß- 
land nur  durch  einen  unvollkommenen  Zollverein  mit  beiderseitigen 
Vorzugszöllen  verbunden.  Ferner  nahm  das  östliche  Sibirien 
(insbesondere  das  Ussurigebiet  mit  Wladiwostok  und  die  Amurpro- 
vinz sowie  das  Baikalgebiet  bis  zum  Baikalsee)  noch  bis  zum  14.  März 
1909  gegenüber  der  Hauptmasse  des  Russischen  Reiches  eine  Art  von 
Freigebietsstellung  ein  und  genießt  noch  immer  verschiedene  wichtige 
Zollerleichterungen  gegenüber  dem  allgemeinen  russischen  Zolltarife. 
Auch  derzeit  haben  ausgedehnte,  allerdings  die  Kosten  einer  zollamt- 
lichen Überwachung  kaum  lohnende,  menschenarme  ostsibirische 
Gebiete  (nämlich  das  Küstengebiet  nördlich  von  der  Amurmündung 
mit  der  Halbinsel  Kamtschatka  und  die  auch  nach  1905  im  Besitze 
Rußlands  verbliebene  Nordhälfte  der  Insel  Sachalin)  ihre  frühere 
Freigebietsstellung  beibehalten. 

Wenn  auch,  wie  früher  bemerkt,  nur  die  Vereinigten  Staaten 
als  voll  entwickelter  Typus  des  heutigen  Weltreiches  in  seiner  Kom- 
bination wirtschaftlicher  und  politischer  Übermacht  angesehen  werden 
können,  so  galt  doch  das  Russische  Reich  bis  zum  Kriege  mit  Japan 
von  1904/1905  zum  mindesten  als  eine  weitgehende  Annäherung 
an  diesen  Typus.  Aber  am  Schlüsse  dieses  Krieges  verfügte  Rußland 
über  einen  der  genannten  Weltreichsfaktoren,  nämlich  über  die  zum 
mindestenzweitklassigeFlotte,  nicht  mehr^).  Dagegen 

1859 — 1870,  und  in  Deutschland  begann  eine  ähnliche  Entwicklung  mit  dem 
preußischen  Zolltarif e  vom  Jahre  18 18,  diesem  Vorläufer  des  Deutschen  Zollvereines. 
Übrigens  kam  es  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  zur  Zolleinheit  erst  ver- 
möge der  Bundesverfassung  von  1788,  in  Rußland  dagegen  bereits  durch  das  Manifest 
vom  20.  September  1753. 

1)  Seit  dem  Abflauen  der  Revolution  von  1905—1907  wandte  die  russische 
Regierung  der  Wiederherstellung  der  Flotte  viel  Mühe  und  Geldmittel  nicht  ohne 
Erfolg  zu. 
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"bewährte  sich  der  zweite  Faktor,  die  Unangreifbarkeit 
eines  ungeheuren,  kontinentähnlichen  Terri- 
toriums vollständig.  Die  japanischen  Heere  gelangten  unter  Er- 
schöpfung ihrer  Kräfte  kaum  an  die  Außenwerke  der  russischen 
Machtstellung,  und  ihre  Eroberungen  russischen  Territoriums  be- 
schränkten sich,  abgesehen  von  den  ihrem  völkerrechtlichen  Charakter 
nach  zweifelhaften,  halb  russischen,  halb  chinesischen  südmandschuri- 
schen Gebieten,  auf  die  südliche  Hälfte  von  Sachalin,  einer  bisher  fast 
menschenleeren,  bis  in  die  Mitte  der  fünfziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts zweifellos  japanischen  und  erst  seit  1875  zweifellos  russischen 
Insel  im  Stülen  Ozean. 

Aber  auch  der  dritte  Weltreichsfaktor,  die  imponierende  wirt- 
schaftlich-finanzielle Kraft,  bewährte  sich  weit 
besser,  als  liberale  oder  radikale  Kritiker  des  korrupten  autokratischen 
Regimes  unmittelbar  nach  Beginn  des  ostasiatischen  Krieges  ver- 
mutet hatten.  Rußland  schnitt,  trotz  seiner  schweren  Niederlagen 
in  den  Jahren  1904  und  1905,  eben  wegen  seiner  finanziellen 
Überlegenheit  gegenüber  dem  kapitalsschwachen 
Japan,  bei  den  Friedensverhandlungen  zu  Portsmouth  verhältnis- 
mäßig günstig  ab. 

Die  nach  dem  Kampf  mit  Japan  vorübergehend  eingetretenen 
schweren  wirtschaftlichen  Störungen  waren  weit  mehr  auf  die  Revolution 
gegen  das  absolutistische  Zarentum  als  auf  den  Krieg  selbst  zurück- 
zuführen. Insbesondere  die  russische  Industrie,  die  in  der  Ära 
Witte  (1893 — 1903)  infolge  zollpolitischer  und  öfters  sogar  pekuniärer 
Unterstützung  der  Regierung  einen  bemerkenswerten  Aufschwung 
genommen  hatte,  litt  vorübergehend  auf  das  empfindlichste.  Nament- 
lich trat  während  der  unruhigen  Jahre  1905 — 1907,  abgesehen  von 
manchen  anderen  störenden  Momenten,  eine  tiefgehende  Zer- 
rüttimg der  industriellen  Arbeitsverfassung  ein,  die  besonders  in 
Russisch-Polen,  aber  auch  in  den  zentralrussischen  Industriegebieten 
ÄU  bemerken  war^).  Sobald  aber  im  Lauf  des  Jahres  1907  die  ärgsten 
revolutionären  Wirren  ihr  Ende  gefunden  hatten,  begann  wiederum 
neben  der  langsamer  vorwärts  schreitenden  industriellen  Tätigkeit 
die  Ausnützung  der  riesigen,  noch  kaum  angebrochenen  minera- 
lischen sowie  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Schätze  des  weiten  Russischen  Reiches.  Die  hierbei  tätigen  aus- 
ländischen und  russischen  Unternehmer  erblickten  ein  ihre  Phantasie 
beflügelndes,  aussichtsreiches,  praktisch  kaum  zu   ermessendes  Feld 


Vgl.  hierüber  Abteilung  I  der  Anlage  XXIV  vorliegenden  Bandes. 
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vor  sich,  zumal  die  russische  Regierung  durch  wohltätige  Agrar- 
reformen und  eine  großartige  innere  Kolonisation  die  Grundlagen 
der  russischen   Volkswirtschaft    befestigte   und  verbreiterte. 

Desgleichen  begann  Rußland  von  1907  an,  gestützt  auf  Ver- 
träge und  Ententen  mit  Großbritanien  (1907),  Japan  (1910)  und 
Deutschland  (1910/1911),  wiederum  eine  größere  weltpoli- 
tische Stellung  in  Mittel-,  Ost-  und  Westasien  einzunehmen. 
Insbesondere  Persien  und  China  bekommen  die  Verjüngung  Rußlands 
zu  spüren,  das  Ende  19 13,  auch  ohne  seine  nordpersischen,  nord- 
mandschurischen und  mongolischen  Einflußsphären,  auf  22, 3  Millionen 
km^  mit  170  Millionen  Einwohnern  17  Prozent  (oder  rund  ein 
Sechstel)  der  bev/ohnbaren  Erde  und  10,4  Prozent  der  Erd- 
bevölkerung umfaßte. 

IV.  Das  britische  Weltreich  um  die  Mitte  des  19.  und  in  den  ersten 
anderthalb  Jahrzehnten  des  20.  Jahrhunderts. 

In  den  bisherigen  Erörterungen  wurde  darzutun  gesucht,  daß 
Rußland  und  die  Vereinigten  Staaten  bereits  um  die 
Mittedes  19.  Jahrhunderts  eine  besondereStellung  eingenommen  haben. 
Es  wurde  ausgeführt,  daß  damals  sogar  recht  scharfsichtige  Beob- 
achter bestenfalls  zwei  den  heutigen  Weltreichen  vergleichbare 
Gebüde  hätten  wahrnehmen  können,  nämlich  das  Russische  Reich  und 
die  Union,  deren  Flächenräume  sowie  müitärische  und  wirtschaftliche 
Kräfte,  bei  Rußland  auch  die  Bevölkerungsziffern  über  die  bis  dahin 
üblichen  Dimensionen  europäischer  Großstaaten  namhaft  empor- 
ragten oder  emporzuragen  schienen.  Hier  liegt  nun  ein  Einwand  nahe. 
Bestand  nicht  schon  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  das  britische 
Weltreich?  Gehörten  diesem  nicht  schon  damals  die  Menschen- 
massen und  weiten  Erstreckungen  Indiens  und  seiner  innerhalb 
britischer  Einflußsphäre  befindlichen  Nachbarländer  an?  Waren  nicht 
schon  1850  die  weiträumigen  kanadischen  und  australischen  Gebiete 
Bestandteile  eines  britischen  Weltreiches,  abgesehen  von  zahlreichen 
kleineren  britischen  Kolonien,  die  aber  schon  damals  durch  Lage, 
Produktenreichtum,  mehr  oder  weniger  dichte  Bevölkerung,  wirt- 
schaftliche Zukunftsaussichten  von  Wichtigkeit  erschienen? 

Dieser  Einwand  überträgt  Vorstellungen  und  Größenmaße,  die 
den  ersten  2  Jahrzehnten  des  20.  Jahrhunderts  geläufig  sind,  auf  die 
Mitte  des  neunzehnten.  Die  damals  allgemein  verbreitete  Anschauung 
ging  dahin,  im  britischen  Reiche  eine  auf  die  Dauer 
unhaltbare  Ungeheuerlichkeit  zu  erblicken.  Ein 
europäischer  Großstaat,  und  zwar  nicht  einmal  einer  der  bevölkertsten 
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und  umfangreichsten,  überdies  noch  geschwächt  und  nicht  verstärkt 
durch  das  unaufhörlich  revoltierende  Irland^)  an  seiner  Seite,  habe 
zwar  zahlreiche  und  ausgedehnte,  über  alle  Weltmeere  und  Kontinente 
verstreute  überseeische  Besitzungen  gewonnen;  doch  sei  deren 
dauernde  Behauptung  angesichts  ihrer  inneren  Selbständigkeitsgelüste 
(Beispiel  des  Abfalls  der  Vereinigten  Staaten),  der  Eifersucht  anderer 
Großmächte  (Frankreich,  Rußland,  Vereinigte  Staaten)  und  der  Un- 
sicherheit, die  aller  monopolistischen  Seeherrschaft  anhafte,  höchst  un- 
wahrscheinlich. Man  betrachtete  damals  das  britische  Weltreich  als  ein 
„künstliches  Gebilde";  es  sei  mit  den  Vereinigten  Staaten 
und  den  russischen  Besitzungen  gar  nicht  zu  vergleichen,  die  in  ge- 
wissermaßen organischem  Wachstum  über  große  kontinentale  Länder- 
massen zur  Ausbreitung  gelangt  seien. 

Derzeit  erscheint  uns  das  britische  Weltreich  als  ein  irdisches 
Widerspiel  jener  Doppelsterne,  die  zwei  Sonnen  darstellen, 
welche  sich  um  einen  ideellen,  zwischen  ihnen  liegenden  Mittelpunkt 
drehen  mit  zahlreichen  Planeten  ringsum.  Den  beiden  Sonnen  ent- 
spricht das  britische  Mutterland  im  Nordwesten  Europas  und  das 
indische  Reich  in  Südasien,  den  zahlreichen  Planeten  die  übrigen 
britischen  Überseelande  als  Zwischenstationen  und  Außenwerke.  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  koimte  Indien  mit  Recht  als  eine  der  Selbständig- 
keit entbehrende,  ordnungslose,  nur  durch  Gewalt  im  Zaum  gehaltene 
Masse  buntscheckiger  Bevölkerungen  angesehen  werden,  als  I^ast 
und  nicht  als  Hauptstütze  des  britischen  Weltreiches,  und  der  indi- 
sche Aufstand  von  1857/1858,  dessen  England  nur  mit  gewaltiger 
Kraftanstrengung  Herr  werden  konnte,  schien  diese  Auffassung  zu 
bestätigen.  Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  und  noch  bis  in  die 
achtziger  Jahre  hinein  war  es  eine  beliebte  Geistreichelei,  Groß- 
britannien mit  Karthago  zu  vergleichen.  Das  dazu  gehörige, 
kraftvoll  über  kontinentale  Weiten  sich  ausbreitende,  siegreiche  Rom 
wurde,  je  nach  der  Herkunft  des  betreffenden  weltpolitischen  Phan- 
tasten, in  Frankreich,  Rußland  oder  gar  in  Deutschland  erblickt. 

Die  uns  heute  ziemlich  geläufig  gewordene  Idee,  in  Britisch- 
Ostindien  den  noch  unentwickelten  Körper  eines  Weltreiches 
etwa  in  der  Art  von  Rußland  oder  gar  der  Vereinigten  Staaten  zu 
erblicken,  lag  der  Zeit  von  der  Thronbesteigung  Königin  Viktorias 
bis   zum  Deutsch-Französischen  Kriege  völlig  ferne.     Ebensowenig 


^)  Iriand  umfaßte  in  den  fünfziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts,  bei  nicht  viel 
mehr  als  einem  Viertel  des  Flächenraumes,  ungefähr  ein  Fünftel  der  damaligen  Be- 
völkerung Großbritanniens,  nach  der  Volkszählung  von  191 1  aber  nur  9,6  Prozent 
der  britischen  Gesamtbevölkerimg. 
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•wurde  an  Kanada,  Australien  oder  gar  Südafrika 
als  keimende  Weltreiche  und  zugleich  engverbündete  Bundesstaaten 
unter  dem  Ehrenpräsidium  der  britischen  Krone  gedacht.  Die 
Briten  selbst  waren  in  der  genannten  Zeitspanne  (1837 — 1870) 
in  kolonialer  Beziehung  recht  kleingläubig  geworden^).  Hieran 
trug  teils  die  Nachwirkung  des  von  dem  Abfall  der  nordamerikanischen 
Kolonien  erhaltenen  Eindruckes,  teüs  der  damalige  überschäumende 
Freihandelsgedanke  die  Schuld.  Erst  zu  Ende  der  genannten 
Periode  (1868)  pflanzte  D  i  1  k  e,  die  gewaltigen  Veränderungen  der 
letzten  drei  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  vorausahnend,  die 
Fahne  des-  „G  r  e  a  t  e  r     B  r  i  t  a  i  n"    auf. 

So  bleibt  es  also  richtig:  Um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts konnten  sogar  recht  scharfsichtige  Beobachter  besten- 
falls zwei  den  heutigen  Weltreichen  vergleichbare  Gebilde  wahr- 
nehmen, deren  Flächenräume,  Bevölkerungsziffern,  militärische 
und  wirtschaftliche  Kräfte  über  die  bis  dahin  üblichen  Dimensionen 
europäischer  Großstaaten  namhaft  hinausragten .  Doch  in  den  ersten 
15  Jahren  des  20.  Jahrhunderts  waren  Gebüde  solcher 
Art  bereits  in  größerer  Zahl  wahrnehmbar.  Zwar  ist  noch 
nicht  bei  allen  das  Wachstum  bis  zur  vollständigen  Ausbildung  jenes 
Mustertypus  gediehen,  der  gegenwärtig  durch  die  Vereinigten  Staaten 
dargestellt  wird.  Namentlich  die  zum  Begriff  des  großen  Zollgebietes 
gehörende  Ausfüllung  der  vorhandenen  weiten  Räume  mit  ge- 
waltigen Menschenmassen  läßt  in  einigen  der  in  Frage 
kommenden  Fälle  noch  viel  zu  wünschen  übrig.  Doch  sind  jedenfalls 
in  verschiedenen  Festlandsgebieten  mehr  oder  minder  weitgehende 
Annäherungen  an  diesen  Typus  zu  verzeichnen. 

Das  gewaltigste  Beispiel  eines  über  den  Erdball  ausgebreiteten 
Weltreiches  und  großen  Zollgebietes  im  20.  Jahrhundert  wäre  gerade 
Großbritannien  samt  den  überseeischen  Besitzungen  der 
britischen  Krone,  falls  die  Pläne  Chamberlains  zur  Ausführung 
gekommen  wären;  diese  zielten  auf  ein  dichtes  Netzwerk  wechselseitiger 
Vorzugszölle  ab,  zugunsten  der  Handelsbeziehungen  des  Mutterlandes 
zu  den  Kolonien  und  der  Kolonien  untereinander.  Doch  blieben  diese 
Pläne  bisher  nur  glänzende  Träume  gegenüber  den  Verbraucher- 
interessen der  breiten  Massen  Großbritanniens,  dem  Materialbedarfe 
seiner  weitverbreiteten  Industrien,  dem  Streben  seiner  Schiffahrts-, 
Kohlenbergbau-  und  Finanzinteressen  nach  freier,  von  Zollschranken 
ungehinderter  Betätigung. 


*)  Vgl.  hierüber  Abteilung  II  des  V.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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Doch  hat  sich  Großbritannien  eifrig  bemüht,  aus  seinem 
über  alle  Erdteile  und  Weltmeere  verbreiteten  Weltreich  durch 
andere  Mittel  als  wechselseitige  Vorzugszölle 
in  gewissem  Sinne  eine  handelspolitische 
Einheit  zu  bilden,  so  durch  Beeinflussung  der  Handelspolitik  der 
Kronkolonien  und  Indiens  von  London  aus  zugunsten  besonderer 
britischer  Ausfuhrinteressen,  durch  britische  Investitionstätigkeit 
in  den  Kolonien,  durch  sachdienliche  grundsätzliche  Regelung  der 
öffentlichen  Lieferungen  innerhalb  des  britischen  Weltreiches,  durch 
koloniale  Vorzugszölle  für  Waren  Großbritanniens  tmd  der  britischen 
Kolonien.  Inwiefern  dies  den  Briten  gelungen  ist,  wurde  in  den  Ab- 
schnitten V — ^VII  des  V.  Kapitels  und  teilweise  auch  im  III.  Ab- 
schnitt des  VII.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches  so- 
wie in  Anlage  VI  vorliegenden  Bandes  erörtert. 

Schon  wegen  dieser  anderweitigen  imperialistischen  Hüfsmittel 
zur  Herbeiführung  einer  gewissen  handelspolitischen  Einheit  wäre 
dieses  Weltreich  mit  seinen  mehr  als  ein  Viertel  der  Erdbevölkerung 
und  des  Festlandes  umfassenden  Dimensionen^)  anzuführen,  sobald 
man  den  Anteil  der  großen  Zollgebiete  an  der  Erd- 
bevölkerung und  den  bewohnbaren  Festlands- 
flächen  bemessen  wiU.  Überdies  befinden  sich  innerhalb  des  riesen- 
haften britischen  Weltreiches  mehrere  Zollgebiete  von  gewaltiger  Aus- 
dehnung, die  auch  von  mehr  oder  minder  beträchtlichen  Volksmassen 
bewohnt  sind.  Diese  Zollgebiete  können  schon  an  und  für  sich  als 
„Große  Zollgebiete"  im  neuerenSinne  dieses  Wortes  bezeichnet  werden. 
Zum  mindesten  stellen  sie,  bei  ziemlich  sicher  vorauszusehender  nam- 
hafter Bevölkerungszunahme,  hoffmmgsvolle  Anfangsstadien  solcher 
„Großer  Zollgebiete"  dar. 

V.  Britisch-Ostindien. 

Das  hervorragendste  unter  den  „Großen  Zollgebieten"  irmer- 
halb  des  britischen  Weltreiches  bÜdet  gegenwärtig,  nach  den  für  solche 
Gebiete  maßgebenden  geographischen,  wirtschaftlichen  und  mili- 
tärischen Gesichtspunkten,  wohl  das  Anglo-Indische  Reich; 
die  Sicherung  und  gelegentlich  wohl  auch  Erweiterung  dieses  Reiches 
macht  eben  deshalb  die  Hauptaufgabe  oder  wenigstens  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  der  britischen  Weltpolitik  aus.  Wenn  man 
zu  Britisch-Ostindien  die  zwar  nicht  administrativ,  aber  dem  Wesen 


^)  Vgl.    hierüber    Abschnitt   XVI    des    V.  Kapitels   im    I.  Bande   vorliegenden 
Buches  und  die  dazu  gehörige  Anlage  IX  im  II.  Baude. 
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nach  dazu  gehörigen  benachbarten  Kolonien  und  Schutzstaaten  hinzu- 
schlägt, so  insbesondere  Ceylon,  Malakka  und  Straits  Settlements, 
Afganistan,  die  Himalajastaaten,  so  kommt  man  (für  Ende  191 2)  auf 
eine  Ausdehnung  von  5,8  Millionen  km^  mit  ungefähr  330  Millionen 
Einwohnern.  Mit  Oman,  verschiedenen  kleineren  anglo-arabischen 
Besitzungen  nebst  Sokotra,  Nordborneo  und  Hongkong,  die  gleich- 
falls als  Ausläufer  des  Anglo-Indischen  Reiches  aufzufassen  sind,  käme 
dieses  sogar  auf  6,3  Millionen  km^  mit  333  Millionen  Einwohnern^). 
Dagegen  umfaßt  z.  B.  das  nichtrussische  Europa  Ende 
1912  nur  4,5  Millionen  km^  mit  ungefähr  315  Millionen  Bewohnern. 
Noch  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  mochte,  wie  bereits  früher  er- 
wähnt wurde,  .die  Ansicht  zutreffen,  Indien  stelle  nur  eine  namhafte 
Belastung  der  militärischen  Kräfte  Englands 
dar,  das  zu  Lände  ohnehin  nur  von  mäßiger  Leistungsfähigkeit  sei. 
Doch  seit  den  bedeutsamen  Verbesserungen,  die  Lord  Kitchener 
im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  im  indischen  Heerwesen 
durchgeführt  hat,  ist  dies  sicherlich  nicht  mehr  richtig.  Auch  bemüht 
sich  die  britische  Regierung  seit  den  im  Burenkriege  erhaltenen 
Lehren  nach  Kräften,  Indien  in  militärischer  Beziehung,  von  der 
maritimen  Verteidigung  natürlich  abgesehen,  selbstgenügsam 
zu  machen.  Die  zahlreichen  kriegstüchtigen  Stämme  der  dortigen  ein- 
geborenen Bevölkerungen  liefern  hierzu  ein  überreichliches  Material, 
dessen  Ausnutzung  höchstens  durch  finanzielle  Hindernisse  be- 
schränkt wird.  Großbritannien  vermag  in  Indien  so  viel  Truppen  auf- 
zustellen, als  das  indische  Budget  bezahlen  kann.  Noch  wichtiger  als 
die  von  Kitchener  bewerkstelligte  Vervollkommnung  der  militärischen 
Organisation  Indiens  ist  aber  die  Tatsache,  daß  zur  Verteidigung 
Indiens  gegen  äußere  Feinde  im  allgemeinen  die  britische  Seemacht 
genügt.  Denn  die  Landgrenzen  Indiens  sind  durch  hohe, 
wenig  gangbare  Gebirge,  wasserarme  Wüsteneien  und  diplomatisch- 
mÜitärisch  beherrschte  Schutzstaaten  womöglich  noch  besser  gesichert, 
als  die  nördlichen  Seegrenzen  Rußlands  durch  die  Beschaffenheit  des 
Eismeeres  oder  die  Landgrenzen  der  Vereinigten  Staaten  oder  die  ge- 
samten asiatischen  Landgrenzen  Rußlands  bis  zum  Auftauchen  der 
japanischen  Großmacht  durch  die  Ohnmacht  der  Nachbarn. 


')  Nicht  miteingerechnet  sind:  ;Das  von  der  Türkei  in  Vereinbarungen  von 
Mai  1913  ausdrücklich  Großbritannien  überlassene  Gebiet  El  Hasa  (mit  El  Katr 
imd  Koweit)  im  nordwestlichen  Teile  des  persischen  Golfes,  etwa  100,000  km*  mit 
150,000  Einwohnern;  das  diu'ch  britisch-chinesische  Verhandlungen  von  Herbst  191 3 
bis  Juli  1914  immer  mehr  zur  anglo-indischen  Einflußsphäre  werdende  Tibet  mit 
2,1  Millionen  km»  und  etwa  2  Millionen  Einwohnern. 
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Ein  schweres  Hindernis  für  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung Indiens  sind  die  unberechenbaren  Launen  des  Witterungs- 
verlaufes, namentlich  die  den  Ertrag  des  indischen  Ackerbaues  schwer 
schädigenden  Dürren,  wenn  die  regenbringenden  Monsune  ihr  unent- 
behrliches Werk  in  ungenügendem  Ausmaße  vollbringen.  Dies  gilt 
insbesondere  für  den  vorderindischen  Kontinent,  in  weit  geringerem 
Maße  für  Ceylon,  Birma,  die  malaiische  Halbinsel,  deren  Witterungs- 
verhältnisse minder  unberechenbar  launenhaft  sind.  Dabei  ist  aber  die 
indische  Produktion  vermöge  der  Fruchtbarkeit,  der  mannig- 
faltigen vertikalen  Gliederung  und  der  Mineral- 
schätze der  ausgedehnten  Elächenräume  von  buntester  Reich- 
haltigkeit. So  wird  die  Entfaltung  der  indischen  Produktivkräfte 
und  damit  auch  der  indischen  Verbrauchskraft  weit  mehr  durch  die 
Ignoranz,  den  zähen  Konservatismus  und  die  orientalisch-tropische 
Indolenz  der  Bevölkerung  als  durch  äußere  Verhältnisse  in  beschei- 
denen Dimensionen  zurückgehalten.  Weder  die  wenig  industrie- 
freundliche anglo-indische  Zollpolitik,  noch  die  auf  der  indischen  Land- 
wirtschaft schwer  lastende  anglo-indische  Steuerpolitik  würden  für 
sich  allein  genügen,  den  tatsächlich  vorhandenen  Tiefstand  der  in- 
dischen Produktion  zu  erklären,  der  zu  den  natürlichen  Reichtümern 
des  Landes  in  so  scharfem  Widerspruche  steht. 

Seitdem  aber  aus  Anlaß  der  im  Jahre  1905  vollzogenen  Teilung 
Bengalens  in  zwei  Provinzen  die  „S  w  a  d  e  s  h  i  Movement^)" 
benannte  nationalwirtschaftliche  Bewegung  so 
mächtig  in  die  Höhe  geschossen  ist  2),  eröffnen  sich  für  Indien  gerade  in 
wirtschaftlicher  und  zwar  vorläufig  hauptsächlich  in  industrieller  Be- 
ziehung bedeutsame  Aussichten.  Teüs  gezwungen  durch  diese  auch 
politisch  nicht  unbedenklich  gewordene  nationale  Bewegung,  teüs 
vertrauend  auf  das  fortschreitende  Eindringen  und  die  dem  orien- 
talischen Wesen  entsprechende  Verarbeitung  europäischer   Kultur- 


^)  Vgl.  über  das  „Swadeshi  Movement"  Abteilung  III  des  VI.  Kapitels  im 
I.  Bande  vorliegenden  Buches,  Seite  253.  Auch  seit  1912  hat  die  Swadeshi- Bewegung 
in  Förderung  indisch-nationaler  industrieller  und  kommerzieller  Fortschritte  viel 
geleistet,  wenn  es  auch  an  Rückschlägen  (Krach  der  Eingeborenen- Banken  im  Herbst 
1913)  nicht  fehlte 

*)  Die  teilweise  Rückgängigmachimg  der  Teilung  Bengalens,  bei  gleichzeitiger 
Verlegung  der  Hauptstadt  Indiens  von  Kalkutta  nach  dem  inmitten  mohamme- 
danischer Be Völker xingen  befindlichen  Delhi,  wurde  auf  dem  Durbar  zu  Delhi  am 
12.  Dezember  191 1  vom  englichen  König  selbst  angekündigt,  hat  aber  nur  mäßig 
beruhigend  gewirkt.  Die  Rückwirkung  der  Balkankriege  von  1912/1913  (Adrianopler 
Frage!)  hat  sogar  die  bisher  der  britischen  Herrschaft  verhältnismäßig  treu  ergebenen 
Mohammedaner  störrig  gemacht. 
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elemente  hat  die  anglo-indische  Regierung  die  „Gesetzgebenden 
Räte"  in  Kalkutta  und  in  den  verschiedenen  Provinzialzentren^ 
die  bisher  vorwiegend  offizielle  Körperschaften  waren,  in   Selbst- 
verwaltungsorganisationen    mit    starker    Beteiligung 
gewählter  Elemente  verwandelt.    Es  ist  dies  der  umfangreiche,  nach 
dreijähriger  Vorbereitung  und  Durcharbeitung   in   Kraft  getretene 
„Indian  Councils  Act"  vom  15.  November  1909.    Er  enthält  sehr  vor- 
sichtig   ausgeklügelte   Wahlberechtigungen   stark     plutokrati- 
scher   Art,  die  noch  überdies  die  innerhalb  der  indischen  Bevölke- 
rung  bestehenden   konfessionellen  sowie  sozialen    Gegensätze     zum 
Vorteile  der  britischen  Oberherrschaft  ausnützen.     Dennoch  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  daß  diese  so  vorsichtig  und  zurückhaltend 
gewährte   Selbstverwaltungs-Organisation   das   erste   Stadium   einer 
aufsteigenden  Entwicklung  darstellt.    Am  Ende  dieser  Entwicklung 
dürfte  Indien  dem  nordwesteuropäischen  „Mutterlande"  wohl  ähn- 
lich   gegenüberstehen    wie    derzeit    die    „Dominions"    Kanada^ 
Neuseeland,  Australien,  Südafrika,  d.  h.   als  einer  unter  mehreren 
mit  Großbritannien    innig    verbündeten    Staaten    unter 
dem  Ehrenpräsidium   der  britischen   Krone  und  nicht  als  ein   im 
wesentlichen  von  London  abhängiges  Gebiet. 

Schon    die    gegenwärtige    embryonale    Selbstverwaltungsorgani- 
sation Indiens   dringt  auf  zollpolitische  Berücksichtigung  der  pro- 
duktionspolitischen und  insbesondere  industriellen  Interessen  Indiens^ 
namentlich  auf  die  Aufhebung  der  zum  Ausgleiche  der  BaumwoU- 
webwaren-ZöUe  dienenden  Verbrauchssteuern  (vgl.  Band  I,  Abteüung 
II  des  VII.  Kapitels),  ferner  auf  die  Vorbereitung  einer  obligatorischen 
allgemeinen  Volksschulbüdung,   auf  die  Ermäßigung  der  indischen 
Heeresausgaben  usw.     Zum  Schlüsse  wird  die  von  den  Indern  ge- 
wonnene Autonomie  die  Aufgaben  der  wirtschaftlichen  und  kultu- 
rellen Verwaltung,  vielleicht  sogar  jene  der  müitärischen  Verteidigung 
zu  Lande  größtenteüs  selbst  besorgen.    Dem  britischen  Mutterlande 
wird  dann,  gegen  wenigstens  teüweise  Fortdauer  der  bisherigen  vor- 
teühaften  wirtschaftlichen  Stellung  Großbritanniens  in  Indien,  vor- 
wiegend nur  die  maritime  Verteidigung  sowie  die  d  i  p  1  o- 
matische  Vertretung   nach  außen  überlassen  bleiben.    Die 
Dauer  dieser  Entwicklung  wird  freüich  sehr  verschieden 
geschätzt.      Von  kühler  denkenden  europäischen  Kennern  Indiens 
wurde  der  wahrscheinlich  übertrieben  lange  Zeitraum  eines  Jahr- 
hunderts genannt;  die  Hoffnung  der  heißer  empfindenden  indischen 
Intellektuellen  erwartet  den  Abschluß  dieser  Entwicklung  binnen  weit 
kürzerer  und  wohl  zu  kurzer  Zeiträume. 
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Es  ist  der  britischen  Staatsklugheit  zuzutrauen,  daß  sich  diese 
Entwicklung  nicht  in  wilden  haßvollen  Kämpfen 
gegen  das  britische  Regime,  sondern  in  gutem  Einvernehmen  der  bis- 
her in  Indien  maßgebenden  Faktoren  mit  der  Londoner  Regierung 
vollziehen  werde.  Hat  doch  Großbritannien  auch  Kanada  und  Süd- 
afrika trotz  blutiger  Aufstände  und  Kriege  (in  Kanada  1837/1838; 
in  Südafrika  1880/1881  und  1899 — 1902)  schließlich  für  den 
Gedanken  des  weltumspannenden  britischen 
Imperiums  zu  gewinnen  gewußt.  England  wird  es  in 
Indien  an  Bemühungen  in  dieser  Richtung  um  so  weniger  fehlen  lassen, 
als,  wie  bereits  früher  (siehe  Abteilung IV  dieser  Anlage)  am  Doppel- 
stern-Beispiele  erläutert  wurde,  das  britische  Weltreich  so- 
zusagen zwei  Zentralländer  besitzt,  nämlich  Großbritaimien  selbst 
und  Indien^).  Dies  zeigt  sich  in  verschiedenen  Beziehungen,  wirt- 
schaftlich, militärisch  und  populationistisch. 
So  weist  schon  gegenwärtig  die  indische  Volkswirtschaft  zahlreiche 
wichtige  Rohstoffproduktionen  auf,  deren  Erzeugung 
nur  in  vereinzelten  Fällen  zur  Grundlage  bedeutender  indischer  In- 
dustrien wird,  so  namentlich  der  Baumwoll-  und  Juteindustrie; 
zumeist  liefern  aber  die  indischen  Rohstoffproduktionen  den  Eigen- 
bedarf weit  übersteigende  Mengen.  Hierdurch  werden  das  Mutterland 
und  auch  die  übrigen  Teile  des  britischen  Weltreiches  in  bedeutsamen 
Belangen  von  nicht  britischen  Bezugsgebieten 
mehr  oder  weniger  unabhängig.  Sogar  die  Leistungs- 
fähigkeit der  indischen  Baumwoll-  und  Juteproduktionen  übersteigt 
den  Eigenbedarf  der  betreffenden  indischen  Industrien  in  beträcht- 
lichem Ausmaße.  Hierzu  kommen  noch  (mit  Einrechnung  Ceylons 
und  der  malaiischen  Halbinsel)  Wolle,  Häute,  Ölsaaten,  Tabak, 
Kautschuk,  Reis,  Weizen,  Tee,  Kaffee,  Chinarinde,  Gewürze,  Schellack, 
Zinn,  Graphit  usw. 

Vielleicht  noch  wichtiger  sind  für  England  die  fast  unbe- 
grenzten Möglichkeiten  Indiens  für  den  An- 
bau von  Rohstoffen  und  Handelspflanzen  aller 
Art,  wobei  die  für  Nahrungspflanzen  erforderlichen  Flächen  nicht 
einmal  eine  besondere  Verringerung  zu  erfahren  brauchten.  Das  briti- 
sche Weltreich  verfügt  zwar  auch  in  anderen  Erdteilen  über  aus- 
gedehnte   tropische    und    subtropische    Landstriche    von    ähnlicher 

^)  Der  Gedanke,  daß  Großbritannien  und  Indien  die  beiden  Zentren  der  britischen 
"Weltmacht  darstellen,  wird  in  neueren  englischen  imperiaHstischen  Darlegungen  öfters 
vorgebracht,  so  z.  B.  in  einem  Leitartikel  der  „Times"  vom  24.  Mai  191 1,  betitelt 
„The  Two  Empires". 
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Fruchtbarkeit.  Man  denke  nur  an  Nigeria,  Uganda,  den  ägyptischen 
Sudan,  das  Nyassa-Protektorat,  Nordborneo,  Britisch-Neuguinea, 
Britisch-Guayana  usw.  Aber  fast  nirgends  sind  wie  in  Indien  hiermit 
auch  die  anderen  Produktionsbedingungen  günstig  vereint,  nämlich 
große  und  dabei  leidlich  zivilisierteMenschen- 
m  a  s  s  e  n,  leichte  Erreichbarkeit  des  offenen  Meeres,  zum 
Teile  auch  große  schiffbare  Ströme  und  ein,  teilweise  auch 
aus  strategischen  Gründen,  gut  ausgebautes  Eisenbahnnetz. 
Auch  in  geologischer  Beziehung  ist  Indien  noch  lange  nicht  genügend 
durchforscht,  um  nicht  allerlei  freudige  Überraschungen  hinsichtlich 
unerwarteter  Mineralschätze  als  möglich  annehmen  zu 
können.  All  dies  läßt  Indien  (samt  Ceylon  und  der  malaiischen  Halb- 
insel) als  die  bei  fortschreitender  wirtschaftlich-technischer  Kultur  des 
Landes  bedeutendste  Hilfsquelle  Großbritanniens  für  Rohstoffe  und 
manche  weiterzuverarbeitende  Fabrikate  erscheinen. 

Nicht  minder  wichtig  vermag  Indien  für  Großbritannien,  d.  h. 
für  die  Wirtschaftspolitik  der  britischen  Regierung  durch  den  starken 
indischen  Verbrauch  verschiedener  auslän- 
discher Erzeugnisse  zu  werden.  So  ist  die  von  London  aus 
diktierte  Silberpolitik  der  indischen  Regierung  von  bedeuten- 
dem Einflüsse  auf  die  internationalen  Marktverhältnisse  dieses  Metalls. 
Die  indischen  Ausgleichszölle  auf  Zucker  vom  20.  März  1899 
waren  das  Vorspiel  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902, 
imd  Indien  war  der  britischen  Regierung  bei  Durchsetzung  und  Auf- 
rechthaltung dieser  Konvention  ein  wertvoller  Bundesgenosse,  solange 
diese  Regierung  selbst  jenem  internationalen  Vertrage  einen  höheren 
Wert  beimaß,  d.  h.  bis  Ende  1905,  da  das  konservativ-unionistische 
Regime  nach  mehr  als  zehnjähriger  Dauer  durch  das  liberale  Mini- 
sterium  Campbell-Bannermann   abgelöst  wurde. 

Überhaupt  wäre  bei  der  Einschätzung  der  von  Indien  auf  den 
internationalen  Handelsverkehr  ausgeübten  Einwirkungen  folgender 
Umstand  im  Auge  zu  behalten :  der  Außenhandel  Britisch-Ostindiens, 
ohne  Ceylon,  Malakka,  Singapore,  Aden  und  sonstige  Außengebiete 
des  indischen  Weltreiches,  war  noch  im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahr- 
hunderts dem  Handelsverkehr  Rußlands  (ohne  Finnland)  mit 
dem  Weltmarkt  ungefähr  gleich.  Im  zweiten  Jahrzehnt  dürfte  aber 
der  Außenhandel  des  industriell  und  landwirtschaftlich  große  Fort- 
schritte aufweisenden  Rußland  rascher  zunehmen  als  jener  Indiens. 

Einen  ungemein  bedeutsamen  Bestandteü  im  kunstvollen  Bau 
des  britischen  Weltreiches  stellen  die  riesigen  Menschenmassen  Indiens 
auch  noch  in  anderer  Beziehung  dar.    Sie  sind  nämlich  ein  praktisch 
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unerschöpfliches  Reservoir  für  Hilfsorgane  Groß- 
britanniens bei  der  Kolonisation,  Zivilisierimg,  Verwaltung, 
Festhaltung,  ja  sogar  Erwerbung^)  tropisch-subtropischer  Gebiete 
sowie  zur  Beeinflussung  der  wirtschaftlichen  und  wohl  auch  politischen 
Verhältnisse  in  nichtbritischen  Gebieten  dieser  Zone.  Sehr  häufig 
werden  indische  Auswanderer  als  Arbeiter,  Kuli  in  britischen 
Kolonien  selbst  benötigt,  so  in  Britisch-Westindien  für  den  Anbau  von 
Zuckerrohr  und  Kakao,  auf  Mauritius  für  Zuckerrohr-Pflanzungen, 
in  Britisch-Ostafrika  zuerst  beim  Bau  der  Ugandabahn  und  dann 
bei  der  Kolonisierung  des  Landes,  in  der  Zucker-  und  Teeproduktion 
Natals  usw.  Eine  andere  wichtige  Auswanderergruppe  bilden  die 
Händler,  die  sogenannten  Banianen,  die  für  England  (und  damit 
in  gewissem  Ausmaße  auch  bereits  für  Indien  selbst)  ein  be- 
sonders nützliches  Werkzeug  zur  Wahrung  wirtschaftlicher  und 
politischer  Interessen  außerhalb  Indiens  sind.  Die  Tätigkeit  dieser  höher- 
stehenden indischen  Auswanderer  erstreckt  sich  teüs  auf  britische 
Kolonien,  wie  Britisch-Ostafrika,  Zanzibar,  Britisch-Südafrika,  Bahrein, 
Hongkong,  teils  auf  fremde  Gebiete,  wie  Abessinien,  Französisch- 
und  Italienisch  -  Somaliland,  Deutsch  -  Ostafrika,  Portugiesisch- 
Ostafrika,  die  Küstenländer  des  Persischen  Golfes  und  Südmesopo- 
tamien, auch  das  westliche  Arabien.  So  stellt  sich  Mekka  infolge 
Einwanderung  von  Kuli  und  Händlern  bereits  fast  mehr  als  eine 
indische  denn  als  arabische  Stadt  dar.  Ferner  zieht  Großbritannien 
den  gebildeteren  Teil  seiner  indischen  Untertanen  in  hohem  Maße  zur 
Bekleidung  niederer  Beamtenstellungen  in  seinen 
tropischen  und  eventuell  auch  subtropischen  Gebieten  außerhalb 
Indiens  heran,  wofür  weiße  Arbeitskräfte  viel  zu  wertvoll  und  teuer 
wären. 

Schließlich  dienen  indische  Truppen  der  Behauptung 
britischer  Machtinteressen  in  tropischen  und  auch  subtropischen  Ge- 
bieten, so  beispielsweise  im  Kriege  gegen  Abessinien  im  Jahre  1868, 
in  den  Feldzügen  gegen  China  bis  zur  Bekämpfung  des  Boxerauf- 
standes, gelegentlich  der  Okkupation  Ägyptens  im  Jahre  1881  und  bei 
der  späteren  Verteidigung  Suakins  gegen  die  Mahdisten,  bei  der  Ver- 
teidigung von  Britisch-Somalüand  gegen  den  „mad  Moullah"  (1902 — 
1904)  usw.,  ganz  abgesehen  von  der  originellen  Demonstration  B  e  - 
aconsfields,  der  im  Frühjahre  1878  nach  Malta  9000  Mann 
indischer  Truppen  kommen  ließ,  um  den  Ausgang  des  russisch- 
türkischen    Krieges   zu   beeinflussen.     Die  Garnisonen,    welche  die 


^)    Vgl.  im  I.  Bande  Abteilung  IX  des  V.  Kapitels  ^Bemerkung  über  Zanzibar) 
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britische  Regierung  in  gelegentlichen  Notfällen  nach  chinesischen 
Plätzen  verlegt,  sowie  die  Polizeimannschaften  in  den  britischen 
Settlements  in  China  (Shanghai,  Hankow,  Kanton,  Tientsin  usw.) 
bestehen  zumeist   aus  indischen  Truppen. 
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Britisch-Indien  ist  unter  jenen  weiträumigen  Zollgebieten,  die 
sich  innerhalb  des  ungeheuren  britischen  Weltreiches  in  mehr  oder 
weniger  vorgeschrittenen  Bntwicklungsstadien  befinden,  das  groß- 
artigste und  höchstentwickelte,  aber  es  ist  nicht  das  einzige.  Neben 
Indien  umfassen  die  überseeischen  Besitzungen  der  britischen  Krone 
noch  vier  umfangreiche  lyändermassen,  die  den  Typus  des  „Großen 
Zollgebietes"  neuerer  Auffassung  zum  mindesten  in  seinen  Anfangs- 
stadien aufweisen.  Drei  dieser  lyändermassen,  nämlich  die  n  o  r  d  - 
amerikanische,  die  australische,  die  südafrika- 
nische, sind  auch  bereits  zollpolitisch  in  überwiegendem  Ausmaße 
zu  einem  einheitlichen  Ganzen  verschmolzen.  Bei  der  vierten,  der 
nordostafrikanischen,  die  von  Alexandrien  bis  Mom- 
bassa  und  Zanzibar  reicht,  ist  dies  wohl  nicht  der  Fall;  doch  handelt 
€s  sich  in  diesem  Falle  um  Länder  ohne  handelspolitische  Selbständig- 
keit (vorwiegend  Gebiete  der  offenen  Türe)  mit  niedrigen  Wertzöllen 
vorwiegend  fiskalischen  Charakters. 

In  Kanada  (dessen  Zollgebiet  Neufundland  freilich  noch 
nicht  angehört)  ist  eine  Weltreichsentwicklung  großen  Stils  weniger 
durch  das  kalte,  die  Besiedlung  vielfach  erschwerende  Winterklima 
als  vielmehr  durch  den  mächtigen  Nachbarn  im  Süden  behindert. 
Kanada  ist  in  ähnlicher  Lage  wie  manche  Gebiete  Asiens,  die  politisch 
sowohl  zum  russischen  als  auch  zum  anglo-indischen  Reiche,  oder  sowohl 
nach  Rußland  als  auch  nach  China  hin  gravitieren.  Wie  immer  ihr 
Schicksal  schließlich  ausfallen  mag,  können  sie  höchstens  aus  dem 
Bereiche  des  einen  ,,Großen  Zollgebietes"  [in  den  eines  anderen  ähnlich 
großen  kommen. 

So  unterlag  Kanada  bereits  seit  1854  (Handelsvertrag  mit  den 
Vereinigten  Staaten  vom  5.  Juli  1854,  abgelaufen  am  17.  März  1866) 
bald  mehr  der  wirtschaftlichen  Anziehungskraft  der  Vereinigten 
Staaten,  bald  jener  des  britischen  Mutterlandes,  und  die  stärkere 
wirtschaftlicheAnziehungskraft  könnte  sich  schließ- 
lich auch  als  die  stärkere  politische  erweisen.  Im  Vertrage 
Kanadas  mit  der  Union  vom  5.  Juli  1854  war  eine  ausgedehnte, 
zumeist  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und  Rohstoffe  umfassende 
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I^'reiliste    enthalten,  die  beide  Staaten  einander  gewährten,  die 
aber  praktisch  für  Kanada  von  beträchtlich  größerem  Nutzen  war 
als  für  die  Vereinigten  Staaten^).    Doch  erblickte  die  Union  im  ge- 
nannten Vertrage  nicht  ganz  mit  Unrecht  eine  Vorstufe  zur  politischen 
Angliederung  Kanadas  an  die  Vereinigten  Staaten  und  gab  sich  daher 
mit  einer  für  ihre  Ausfuhrinteressen  minder  günstigen  Gestaltung 
dieses  Vertrages  zufrieden.    Bis  zum  Sklavenkriege  von  1861 
bis  1865  strebten  die  Nordstaaten  der  Union  die  Annexion  Kanadas 
an,  um  hierdurch  das  Übergewicht  über  die  sklavenhaltenden  Süd- 
staaten zu  gewinnen.     Ein  Erfolg  dieser  Pläne  konnte  um  so  eher 
als  wahrscheinlich  angenommen  werden,  als    in    Kanada    noch 
vom  antibritischen  Aufstande  von  1837/1838  her  eine  gewisse  Miß- 
stimmung gegen  England  herrschte.    Diese  Mißstimmung 
wurde  im  Laufe  der  vierziger  Jahre  noch  verschärft  durch  die  völlige 
Beseitigung  der  alten  britischen  Vorzugszölle  für  koloniale  Waren, 
eine  Konsequenz  der  darnaligen  englischen  unbedingten  Freihandels- 
politik.  Aus  den  gleichen  Gründen  bemühten  sich  die  Südstaaten  der 
Union,  in  deren  Händen  sich  bis  1861  die  Kongreßmajorität  und  die 
Präsidentschaft  befand,  die  Annexion  zu  verhindern,  wobei  ihre  Zu- 
stimmung   zu    dem    die  Ausfuhrinteressen    der  Union   ungenügend 
wahrenden  Vertrage  mit  Kanada  von  1854    bereits    ein  Entgegen- 
kommen gegenüber  den  Nordstaaten  bedeutete. 

Nach  siegreicher  Beendigung  des  Sklavenkrieges  hatten  die  Nord- 
staaten die  Annexion  zu  dem  angegebenen  Zwecke  nicht  mehr  nötig. 
Ihr  nunmehr  gleichfalls  zum  Siege  gelangtes   schutzzöllneri- 
sches  Industrieinteresse  fand  an  dem  allzu  freihändleri- 
schen Vertrage  wenig  Gefallen.    Hierzu  kam  noch  die  Erbitterung  in 
den  Nordstaaten  über   angebliche  Neutralitätsverletzungen,   die  in 
kanadischen  Häfen  zugunsten  der  Südstaaten  erfolgt  sein  sollten. 
So  wurde  dieser  Vertrag  auf  den  17.  März  1866  gekündigt.   Nun  über- 
nahmen die  Kanadier,  die  das  benachbarte,  aufnahmsfähige  und  bei 
rascher    Bevölkerungszunahme    immer    aufnahmsfähiger    werdende 
große  Absatzgebiet  der  Union  immer  weniger   zugänglich  fanden, 
die  Rolle  der  Werbenden,  erfuhren  aber  in  der  Union  wenig  Entgegen- 
kommen und  schließlich  eine  scharfe  Abweisung  in  Gestalt  des  hoch- 
schutzzöllnerischen     Mac       Kinley-  Tarif  es    von    1890    sowie 
seiner  Nachfolger,  des  etwas  gemäßigteren    Wilson-  Tarifes  von 
1894  und  des  wiederum  hochschutzzöllnerischen   D  i  n  g  1  e  y  -Tarifes 
von  1897. 

^)   Vgl.    h.    Glier    „Die  Meistbegünstigungsklausel"    (Berlin  1903)   Seite  202 
bis   205. 
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Unter  solchen  Verhältnissen  fand  der  freie  Markt  des 
Mutterlandes  bei  den  Kanadiern  erhöhte  Schätzung.  Sie  be- 
mühten sich,  dort  Vorzugszölle  für  ihre  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  zu  erlangen  und  gingen  selbst  hierin  dem  Mutterlande 
mit  gutem  Beispiele  vor  an  ^).  Aber  die  Erfolglosigkeit  auch  dieser  Be- 
mühungen wurde  durch  die  zugunsten  des  unbedingten  Freihandels 
ausfallenden  Parlamentswahlen  vom  Januar  1906  sowie  Januar 
und  Dezember  1910  erwiesen.  Den  Verdruß  der  Kanadier  über  diese 
Entwicklung  machte  sich  der  Unionspräsident  Taft,  angeeifert  durch 
die  gegen  den  Hochschutzzoll  ausgefallenen  Kongreßwahlen  vom 
November  1910  zu  Nutzen  und  schloß  mit  Kanada  das  Gegenseitig- 
keitsabkommen vom  21.  Januar  1911  ab.  Dieses  bedeutete  eine  grund- 
sätzliche Wiederholung  des  für  Kanada  so  günstigen  Handelsvertrages 
von  1854;  doch  waren  im  neueren  Gegenseitigkeitsabkommen  die  Inter- 
essen der  inzwischen  mächtig  gewachsenen  Industrie  der  Vereinigten 
Staaten  etwas  besser  gewahrt  als  im  älteren,  das  1866  erlosch.  Neben 
der  großen  gemeinsamen  Freiliste  des  Abkommens  von  1911,  die 
vornehmlich  Kanada,  doch  auch  den  Verbraucherinteressen  der 
Union  zugutekommen  sollte,  war  noch  eine  Reihe  von  Vertragszöllen  im 
neueren  Vertrage  zu  finden,  die  auch  für  die  Industrie  der  Union 
von  Nutzen  sein  konnten.  Rein  formell  genommen,  gewährte  Kanada 
im  Abkommen  mit  den  Vereinigten  Staaten  vom  21.  Januar  1911 
den  Waren  der  Union  keine  Zölle,  die  es  nicht  auch  den  anderen,  in 
Kanada  Meistbegünstigung  genießenden  Ländern  und  selbstverständ- 
lich auch  Großbritannien  und  seinen  Kolonien  einräumte.  Aber  in- 
folge des  Nachbarschaftsverhältnisses,  das  zwischen 
beiden  Vertragsstaaten  besteht,  und  wegen  der  Ähnlichkeit 
ihrer  Sitten  und  Gebräuche  wären  die  von  Kanada 
eingeräumten  Zollbegünstigungen  jedenfalls  in  erster  Linie  den  Ver- 
einigten Staaten  zugutegekommen.  Überdies  hatten  die  maßgebenden 
Faktoren  der  Union  bereits  mit  aller  Entschiedenheit  erklärt,  es  sei 
gar  nicht  daran  zu  denken,  daß  die  Kanada  gewährten  Zollermäßi- 
gungen- und  Befreiungen  auch  dritten  Ländern  auf  dem  Wege  der 
Meistbegünstigung  zufallen  würden.  Hierdurch  wurde  das  Ziel  des 
Vertrages,  die  Herbeiführung  einer  unvollkommenen  Zoll- 
vereinigung besonders  unterstrichen.  Doch  der  gegen  das 
liberale  Ministerium  Laurier  gerichtete  Ausgang  der  kanadischen 
Parlamentswahlen  vom  21.  September   1911   ließ  den  besprochenen 


^)    Vgl.  über  die  Vorzugszölle  Kanadas  für  Waren  Großbritanniens  und  seiner 
Kolotüen  Anlage  VI  vorliegenden  Bandes. 


VI.   Kanada.  337 

Vertrag,  bis  auf  wenige  Spuren  in  der  Zollgesetzgebung  der  Ver- 
einigten Staaten,  wie  in  einer  Versenkung  verschwinden.  Hier- 
durch kam  man  um  das  eigentümliche  Schauspiel  inniger,  auf  Vorzugs- 
zölle oder  Zollbefreiungen  gestützter  Beziehungen  Kanadas  sowohl 
zu  Großbritannien  und  seinen  Kolonien  als  auch  zu  den  Vereinigten 
Staaten,  was  wahrscheinlich  zu  einem  immer  engeren  wirtschaftlichen 
und  politischen  Anschluß  Kanadas  an  die  Union  geführt  hätte.  Eine 
Behauptung  der  kanadischenGegner  des  Vertrages  vom  21.  Jänner  1911 
wurde  allerdings  durch  den  Underwood-Tarif  der  Vereinigten  Staaten 
vom  3.  Oktober  1913  als  richtig  erwiesen.  Diese  Gegner  meinten 
nämlich,  daß  der  zu  erwartende  Umschwung  in  der  Union  vom 
Hochschutzzoll  zum  gemäßigten  Schutzzoll  den  kanadischen  Aus- 
fuhrerzeugungen all  dasjenige  umsonst  bringen  würde,  was  Kanada 
nach  dem  vom  Ministerium  Laurier  vereinbarten  Vertrage  mittels 
wertvoller   Gegenzugeständnisse  hätte  bezahlen  müssen. 

Man  mag  sich  die  handelspolitischen  Schicksale, 
denen  Kanada  in  absehbarer  Zukunft  ent- 
gegengeht, wie  immer  vorstellen.  In  allen  möglichen  Fällen  würde 
Kanada,  sei  es  in  Verbindung  mit  einem  anderen  großen  Staatswesen, 
sei  es  für  sich  allein  den  „G  roßen  Zollgebieten"  neuerer 
Auffassung  angehören.  Auch  wenn  man  vom  Territorium  Kanadas, 
das  an  Größe  das  gesamte  Buropa  noch  übertrifft,  die  darin  enthaltenen 
polaren  und  subpolaren  Gebiete  abzieht,  die  für  Ackerbau  und  sogar 
für  Waldwirtschaft  nur  von  mäßiger  Brauchbarkeit  oder  völlig  un- 
nütz sind,  sogar  dann  bleiben  ausgedehnte  Ländermassen  mit  ungefähr 
mitteleuropäischem  oder  zentralrussischem  Klima  übrig,  in  welchen 
Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Italien, 
Frankreich,  Schweiz,  Holland,  Belgien  zu- 
sammen bequem  Platz^)  finden  würden.  Überdies  mag  der  sub- 
polare und  vielleicht  auch  der  polare  Rest  Kanadas  noch  große  Schätze 
an  wertvollen  Mineralien  (Goldlager  im  Yukon-Territorium,  angeblich 
auch  Kohlenlager  großen  Umfangs  im  Baffinsland),  jagdbaren  Pelz- 
tieren usw.  enthalten.  Gerüchte  über  Annexionspläne  der  Ver- 
einigten Staaten  bezüglich  der  Eismeer-Inseln  zwischen  der  nord- 
amerikanischen Küste  und  Grönland  i.  J.  1911  bewogen  die  kana- 
dische   Regierung,    ihren   Besitzwillen    und    ihr    Besitzrecht    hin- 


^)  Abgesehen  von  etwa  3,5  Millionen  km*  zusammenhängender  Waldflächen, 
die  zum  bedeutenden  Teile  bereits  in  die  subpolare  Zone  fallen,  verfügt  Kanada  über 
mehr  als  zwei  Millionen  km*  zum  Ackerbau  geeigneter  Bodenflächen,  und  zwar  zum 
großen  Teile  Prärieboden,  der  nicht  erst  gerodet  werden  muß,  bevor  man  ihn  unter 
den  Pflug  nimmt. 

Schilder,    n.  22 
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sichtlich  dieser  Inseln  in  völkerrechtlich  unanfechtbarer  Weise  zu. 
erklären. 

Hierzu  kommt  noch  eine  reiche  Ausstattung  auch  der  fruchtbaren, 
klimatisch  begünstigten  Teile  Kanadas  mit  Erzen  und  anderen 
brauchbaren  und  wertvollen  Mineralien,  ein  ungemein  ausgedehntes 
Netz  von  ausgezeichneten  Binnenwasserstraßen,  das 
freilich  durch  mehrere  Wintermonate  in  Eisfesseln  gebannt  ist,  mäßige 
Verkehrsschwierigkeiten  infolge  Ungleichmäßigkeiten  des  Terrains 
oder  gar  durch  Gebirge,  abgesehen  vom  Bergland  Britisch-Columbien 
und  dem  südwestlichen  Yukon-Territorium,  ausgezeichnete  und  zum 
Teil  sogar  dauernd  eisfreie  Seehäfen.  Daher  muß  Kanada,  wie 
immer  seine  handelspolitischen  Schicksale  sein  mögen,  bei  der  Ver- 
teilung der  Festlandsgebiete  unter  große,  mittlere  und  kleine  Zoll- 
gebiete den  in  Entwicklung  begriffenen  großen 
zugerechnet  werden,  denen  es  sich  seit  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts auch  durch  rasche  Bevölkerungszunahme  (Einwanderung) 
immer  mehr  annähert.  So  ist  Kanadas  Einwohnerzahl  dank  dieser 
seit  1903  jährlich  nach  Hunderttausenden  zählenden  Einwanderung 
von  4,83  Mülionen  im  Jahre  1891  und  5,37  Mülionen  im  Jahre  1901 
auf  ungefähr  7,2  Millionen  im  Jahre  1911  gestiegen.  An  der  Steigerung 
zwischen  den  beiden  Volkszählungen  von  1901  und  191 1  war  die  nahe- 
zu zwei  Millionen  Köpfe  umfassende  Einwanderung  stark  beteiligt, 
die  ungefähr  zu  je  einem  Drittel  aus  Großbritannien  und  den  Vereinigten 
Staaten  kam.  Raum  und  Ausbreitungsmöglichkeiten  sind  in  aller  Be- 
quemlichkeit für  80 — 100  Millionen  Menschen  innerhalb  der  kanadi- 
schen Grenzen^)  vorhanden. 

Kanada  hat  übrigens  gezeigt,  daß  es  eine  großzügige,  nutz- 
bringende, nicht  nur  den  Grundsatz  der  Zollbevorzugung  aufrecht- 
haltende Handelspolitik  zu  treiben  und  sich  wertvolle  Absatz- 
gebiete zu  Vorzugsbedingungen  zu  sichern  vermag,  ohne  hierbei  in 
Abhängigkeit  von  den  in  Washington  und  London  gerade  vor- 
herrschenden Stimmungen  und  Neigungen  zu  geraten.  Dies  ge- 
lang der  kanadischen  Regierung  durch  die  mit  einer  Reihe 
britisch  westindischer  Kolonien  am  9.  April  1912  abge- 
schlossenen Vorzugszollabkommen,   die  am  2.  Juni  1913  in    Kraft 


^)  In  Kanada  schmeichelt  sich  patriotischer  Gefühlsüberschwang  sogar  mit 
der  Hoffnung,  infolge  der  raschen  Bevölkerungs-  und  Wohlstandszunahme  des  Landes 
werde  der  Schwerpunkt  des  britischen  Reiches  noch  im  Laufe  des  20.  Jahrhunderts 
vom  bisherigen  europäischen  Mutterlande  auf  Kanada  übergehen;  vgl.  eine  Rede 
des  kanadischen  Finanzministers  White,  die  er  am  26.  November  191 1  im  „Canadiaa 
Club"  zu  Ottawa  hielt,  nach  der  ,, Times"  vom  27.  November  191 1. 
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traten    und    in    Anlage    VI    vorliegenden    Bandes    ausführlich   be- 
sprochen wurden. 

Für  absehbare  Zeit  ^echt  wenig  wahrscheinlich  ist  aber  der 
baldige  Eintritt  Neufundlands  in  den  kanadischen  Zollbund, 
da  diese  selbständige  Dominion  vorläufig  der  Ansicht  ist,  für  sich  allein 
die  handelspolitischen  Interessen  ihrer  Haupterzeugungen,  Fischerei 
und  Holzproduktion,  ganz  gut  und  unter  niedrigerer  Belastung  des 
Verbrauches  wahren  zu  können  als  im  Zollverein  mit  Kanada.  Von 
kanadischer  Seite  wird  freilich  der  Zollverein  mit  Neufundland 
sehr  lebhaft  angestrebt. 

VII.  Die  Commonwealth  of  Anstralia. 

Wie  für  Kanada  Tundren,  Eiswüsten  und  schüttere  nordische 
Wälder  einer  Weltreichs  entwicklung  großen 
Stils  hinderlich  sind,  so  stellen  innerhalb  des  australischen 
Bundesstaates  die  ausgedehnten  wasserarmen  oder  ganz 
wasserlosen  Wüsten-  und  Steppengebiete,  die 
den  überwiegenden  Teü  des  australischen  Binnenlandes  ausfüllen, 
ein  ähnliches  Hemmnis  dar.  Ja  sogar  die  einigermaßen  fruchtbaren 
und  wirtschaftlich  wertvollsten  Teile  Australiens  haben  stets  mit  der 
Gefahr  verheerender  Dürren  zu  rechnen.  Glückliche  Ausnahmen 
bÜden  die  dem  australischen  Kontinent  zunächst  liegenden  Insel- 
gebiete mit  ozeanischem  Klima.  Von  diesen  befindet  sich 
aber  ein  TeÜ  unter  nichtbritischer  Herrschaft,  so  der  ganze  Westen 
imd  Norden  von  Neuguinea  sowie  ein  bedeutender  Teü  der  „mela- 
nesischen"  Inselgruppen,  und  die  große  Doppelinsel  Neuseeland  ge- 
hört zwar  dem  britischen  Weltreich  an,  büdet  aber  keinen  Bestand- 
teil der  australischen  Commonwealth,  sondern  ist  eine  britische 
Dominion  für  sich.  Nur  Tasmanien,  ein  Inselgebiet  von  an- 
genehmsten klimatischen  Verhältnissen  und  nur  unbeträchtlich 
kleiner  als  das  rechtsrheinische  Bayern,  gehört  von  den  hier  in  Betracht 
kommenden  größeren  Inseln  dem  australischen  Bundesstaate  an. 
Trotzdem  kommt  das  Gebiet  der  Commonwealth  ungefähr  85  Prozent 
des  Flächeninhaltes  des  gesamten  europäischen  Kontinents  gleich. 

Um  so  mehr  mangelt  es  aber  Australien  vorläufig  noch  an  den 
mit  dem  Begriffe  eines  Weltreiches  verbundenen  gewaltigen  Be- 
völkerungsmassen. Vor  ungefähr  126  Jahren  begannen 
die  ersten  zaghaften  Besiedlungsversuche  auf  dem  australischen 
Kontinent  mit  der  Ansetzung  von  Sträflingen  an  der  Südküste  des 
heutigen  Neusüdwales,  während  die  Besiedlung  Nordamerikas  durch 
Engländer  und  Franzosen  um  mehr  als  drei  Jahrhunderte  zurück- 

22* 
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reicht.  Der  stürmischen  Bevölkerungszunahme,  die  im  Gefolge  der 
Goldentdeckungen  seit  1851  eintrat,  folgte  eine  verhältnismäßige 
Stagnation  im  letzten  Jahrzehnt  des  neunzehnten  und  im  ersten  Jahr- 
zehnt des  20.  Jahrhunderts.  vSo  stieg  zwar  die  weiße  Bevölkerung  inner- 
halb des  heutigen  Gebietes  der  australischen  Commonwealth  von 
ungefähr  einer  halben  Million  im  Jahre  1850  auf  etwa  1,1  Millionen 
im  Jahre  1861  und  ungefähr  drei  Millionen  im  Jahre  1891.  Durch  die 
weitere  Steigerung  bis  191 1  kam  aber  die  weiße  australische  Bevölke- 
rung nur  auf  etwa  4,5  Millionen.  Hierzu  kommen  noch  0,55  Millionen 
Eingeborener,  wobei  der  Anteil  Neuguineas  stets  mit  350  000  Einge- 
borenen angenommen  wurde. 

Die  verhältnismäßig  schwache  Zunahme  der  australischen  Be- 
völkerung während  der  letzten  zwei  Jahrzehnte  mag  zum  Teil  auch  auf 
Naturkatastrophen  zurückzuführen  sein,  wie  die  mehrjährigen 
Dürren  in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts. Aber  die  unmittelbaren  Hauptursachen  hat  man  in  der  Ab- 
neigung der  australischen  Familien  gegen  große  Kinder- 
zahl und  in  den  Einwanderungserschwerungen 
zu  erblicken,  die  auf  den  mächtigen  politischen  Einfluß  der  australi- 
schen Arbeiterverbände  zurückzuführen  sind.  Diese  Politik  der 
Arbeiterverbände  konnte  ihr  Ziel  um  so  leichter  erreichen,  als  die 
europäische  Auswanderung  nach  Australien  durch  die  große  Ent- 
fernung dieses  Antipodenkontinents  ohnehin  sehr  erschwert  ist. 

Die  tiefer  liegende  Ursache  der  verhältnismäßig  langsamen  Be- 
völkerungszunahme Australiens  im  Zeiträume  1891 — 191 1  liegt  aber 
wohl  in  den  Grundbesitzverhältnissen  dieses  Kontinents. 
Eine  kleine  Anzahl  von  Großgrundbesitzern  und  Landspekulanten 
sperrte  der  überwiegenden  Masse  der  Bevölkerung  den  Zutritt  zum 
Grund  und  Boden.  Plierdurch  wurden  die  Australier  gezwungen, 
sich  trotz  der  riesigen,  menschenleeren  Erstreckungen  eines  ganzen 
Kontinents  vorwiegend  in  wenigen  Groß-  und  Mittelstädten,  wie 
namentlich  Melbourne  und  Sydney,  zusammenzudrängen.  Die  hier- 
durch hervorgerufene  Beengung  der  gesamten  australischen  Wirt- 
schafts- und  Lebensverhältnisse  legte  die  Kinderlosigkeit  nahe  und 
schreckte  auch  die  Einwanderung  ab.  Im  letzten  Jahrzehnt  wird  aber 
eine  bodenreformerische,  auf  Bekämpfung  des  boden- 
sperrenden Großgrundbesitzes  und  Landspekulantentums  gerichtete 
Finanzpolitik  mit  Nachdruck  verfolgt.  Im  Zusammenhang  damit 
wird  auch  von  den  australischen  Regierungen  wiederum  eine  leb- 
haftere Einwanderungspropaganda  betrieben.  Seither  haben  sich  die 
Bevölkerungsverhältnisse    Australiens      bereits     einigermaßen      ge- 


VII.    Australien.  341 

bessert^).  Da  in  Neuseeland  diese  gegen  Großgrundbesitz  und 
Bodenspekulation  gerichtete  bodenreformerische  Politik  bereits  in  die 
erste  Hälfte  der  neunziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  zurück- 
reicht, ist  dort  auch  der  entsprechende  populationistische  Erfolg 
früher  eingetreten,  indem  sich  die  Bevölkerung  von  0,67  Millionen 
im  Jahre  1891  auf  etwa  1,23  Millionen  im  Jahre  1912  hob.  Dies  läßt 
erwarten,  daß  sich  in  Australien  die  zum  Begriffe  des  großen  Zollge- 
bietes gehörenden  groß  en  Bevölkerungsmassen  bis 
zur  Mitte  des  20.  Jahrhunderts  wenigstens  halbwegs  eingestellt 
haben  werden. 

Doch  für  absehbare  Zeit  wird  Australien,  trotz  seiner  großen 
territorialen  Erstreckung  und  seiner  bedeutenden  landwirtschaftlichen 
und  bergbaulichen  Hilfsquellen  2),  nach  Bevölkerungszahl  sowie  Ent- 
wicklung seiner  Land-  und  Seemacht  hinter  den  Erfordernissen  des 
im  StÜlen  Ozean  so  scharfen  weltpolitischen  Wettbewerbes  stark 
zurückbleiben;  die  australische  Commonwealth  wird  daher  wohl  für 
absehbare  Zeit  die  politisch-militärische  Anlehnung 
an  eine  der  beiden  im  Stülen  Ozean  sich  geltend  machenden  angel- 
sächsischen Weltmächte,  Großbritannien  und  Vereinigte 
Staaten,  oder  an  einen  Bund  beider  nicht  entbehren  können,  um  sich 
gegen  die  beiden  aufstrebenden  ostasiatischen  Großmächte 
Japan  und  China  zu  behaupten,  die  nach  Auswanderungsgebieten  in 
gemäßigtem  Klima  gierig  auslugen^).  Diese  politische  An- 
lehnung wird  natürlich  mittels  Gewährung  handels- 


^)  Die  weiße  Bevölkervmg  Australiens  dürfte  im  Jahre  19 14  von  fünf  Millionen 
nicht  mehr  weit  entfernt  sein,  zumal  sich  die  australische  Landwirtschaft  im  letzten 
Jahrfünft  verhältnismäßig  günstiger  Witterungsverhältnisse  zu  erfreuen  hatte. 

^)  Australien  ist  ein  wichtiges  Erzeugungs-  und  Ausfuhrgebiet  für  Fleisch,  Wolle, 
Häute,  Talg,  Käse,  Butter,  Getreide,  Gold,  Silber,  unedle  Metalle  mit  Ausnahme  von 
Eisen,  Harthölzer,  Äpfel,  Wein  usw. 

3)  Bemerkenswert  sind  die  großen  australischen  Eisenbahnbauten, 
die,  von  SüdaustraUen  aus,  den  Kontinent  von  Osten  nach  Westen  und  von  Süden 
nach  Norden  gegen  Westaustrahen  und  das  Nordterritorium  zu  durchqueren  sollen. 
Diese  Bahnen  werden  weit  weniger  um  wirtschaftlicher  Zwecke  willen  erbaut,  da  hier- 
für die  Schiffahrt  längs  der  australischen  Küsten  noch  lange  ausreichen  würde,  sondern 
vielmehr  behufs  erleichterter  militärischer  Festhaltung  jener  Teile  des  australischen 
Kontinents  errichtet,  die  durch  Wüstenstrecken  vom  besser  bevölkerten  Osten  imd 
Süden  abgetrennt  und  etwaigen  Angriffen  einer  seegewaltigen  asiatischen  Großmacht 
stärkerer  Bevölkerung,  insbesondere  Japans  ausgesetzt  sind.  In  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  1914  hatte  der  Bau  der  Eisenbahn  nach  Westaustralien  bereits  namhafte 
Fortschritte  gemacht,  während  die  südnördliche  Transversalliiüe  infolge  der  Schwierig- 
keit, die  nötigen  Anlehensgelder  aufzutreiben,  über  Vermessimgsarbeiten  noch  nicht 
hinausgekommen  war.    Das  trotz  seiner  riesigen  Größe  (rund  1,36  Millionen  Quadrat- 
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politischer  Vorteile  bezahlt  werden  müssen.  Solche 
Vorteile  können  in  Vorzugszöllen  oder  in  Bevorzugung  bei  öffentlichen 
und  privaten  Lieferungen  bestehen  und  mehr  Großbritannien  oder 
den  Vereinigten  Staaten  oder  beiden  zugute  kommen.  Auf  jeden  Fall 
wird  dadurch  Australien  in  die  wirtschaftlich-politische  Einflußsphäre 
eines  der  beiden  angelsächsischen  Weltreiche  oder  großen  Zollgebiete 
gerückt  oder  mit  beiden  in  innigere  Verbindung  gebracht.  Noch 
weniger  fähig,  sich  ohne  Anlehnung  an  eine  angelsächsische  Welt- 
macht innerhalb  des  heiß  umstrittenen  Stülen  Ozeans  zu  behaupten, 
ist  natürlich  Neuseeland.  Demgemäß  hat  es  verhältnismäßig 
frühe,  nämlich  seit  November  1903,  die  Bahnen  der  Vorzugspolitik 
für  britische  und  britisch-koloniale  Waren  beschritten  und  ist,  trotz 
der  Enttäuschungen  der  drei,  zugunsten  des  unbedingten  Frei- 
handels ausgefallenen  britischen  Parlamentswahlen  von  Jänner  1906 
sowie  Jänner  und  Dezember  1910,  ohne  Äußerungen  besonderer 
Unzufriedenheit  dabei  verblieben. 

Immerhinwäre  der  Fall  denkbar,  daß  sich  Australien  später  einmal, 
unter  Beseitigung  der  Vorzugszölle  für  britische  und  britisch-koloniale 
Waren  und  ohne  Einführung  solcher  Zölle  für  die  Erzeugnisse  der  Ver- 
einigten Staaten,  in  erster  Linie  als  selbständiges  Zoll- 
gebiet entwickeln  wollte.  Auch  dann  wird  in  absehbarer  Zeit 
Australien,  ähnlich  wie  Kanada,  bei  der  Verteüung  des  Festlandes 
der  Erde  unter  große,  mittlere  und  kleine  Zollgebiete,  den  in 
Entwicklung  begriffenen  großen  zuzurechnen 
sein.  Den  letzgenannten  wird  sich  die  australische  Commonwealth 
nunmehr,  ähnlich  wie  Kanada  seit  dem  Beginne  des  20.  Jahrhunderts, 
durch  rasche  Bevölkerungszunahme  immer  mehr  nähern.  Dürfte  doch 
auch  der  Panamakanal  von  19 15  an  Australien  für  Einwanderer 
aus  Europa  schneller  und  billiger  zugänglich  machen. 

Hierbei  hat  Australien  eine  Reihe  von  Vorteilen  vor 
Kanada  voraus.  Es  wird  in  der  nächsten  Nähe  nicht  so  scharf 
eingeengt  wie  Kanada  durch  die  Vereinigten  Staaten. 
Hinsichtlich  etwaiger   Erweiterungen   seines      Zollgebietes  kann   es 


kilometer)  nur  von  ein  paar  Tausend  Menschen  bewohnte,  durch  ausgedehnte  Vieh- 
weiden und  reiche  Minerallager  wertvolle  Nordterritorium  wurde  mittels  des  „Northern 
Territory  Acceptance  Act  igio"  Südaustralien  abgenommen  und  in  die  leistungs- 
fähigere Verwaltung  des  australischen  Bundes  übertragen,  wobei  die  Brbauung  der 
Transkontinentalbahn  Adelaide  (Port  Augusta)-Port  Darwin  als  Hauptziel  vor- 
schwebte. Auch  die  Eisenbahnbauten  Queenslands  zur  Erschließung  seines  Binnen- 
landes in  der  Richtung  gegen  die  erwähnte  Transversallinie  zu  hatten  in  den  Jahren 
19 13  und   1914  größere  Fortschritte  zu  verzeichnen. 
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unter  Umständen  auf  Neuseeland  rechnen,  das  nicht  nur  be- 
deutend größer  ist  als  das  Kanada  benachbarte  Neufundland  (samt 
der  Insel  Anticosti  und  dem  neufundländischen  Anteile  von  Labrador), 
sondern  auch  nach  Gunst  des  KHmas  und  Reichtum  an  Naturschätzen 
viel  schönere  Aussichten  besitzt.  Auch  sind  die  zahlreichen  Insel- 
gruppen des  nord-  und  ostwärts  vom  australischen  Festlande  be- 
findlichen Ozeaniens  vermöge  verschiedener  Verträge,  die  von 
den  dort  herrschenden  Großmächten  abgeschlossen  wurden,  zum 
überwiegenden  Teile  Gebiete  der  offenen  Tür  (vgl.  über  diese 
neuartigen  Gebiete  der  offenen  Tür  im  I.  Bande  die  IV.  Abteilung  des 
VIII.  Kapitels). 

Während  Kanada  nur  über  Gebiete  gemäßigten,  subpolaren  und 
polaren  Klimas  verfügt,  liegt  Australien  vöUig  außerhalb  der 
wirtschaftlich  und  populationistisch  wenig  wertvollen  subpolaren  und 
polaren  Zonen,  gewährt  aber,  vermittels  seiner  Erstreckung  über  ge- 
mäßigte, subtropische  und  tropische  Gebiete,  weit  größere  Möglich- 
keiten für  Ackerbau,  Waldwirtschaft  und  Viehzucht  als  Kanada, 
mögen  auch  die  australischen  Waldgebiete  kleiner  und  arten- 
ärmer sein  als  die  kanadischen.  Immerhin  umfassen  die  Wälder 
mindestens  zehn  Prozent  des  Territoriums  der  australischen  Common- 
wealth ohne  Britisch-Neuguinea.  Abgesehen  von  recht  ausgedehnten, 
vorwiegend  wohl  nur  für  Weidewirtschaft  verwendbaren 
australischen  Ländereien  werden  die  für  Ackerbau  geeigneten 
australischen  Gebiete  auf  mehr  als  zwei  Millionen  km^  geschätzt, 
stehen  also  hinter  dem  bei  Kanada  (siehe  Abteilung  VI  dieser  Anlage) 
genannten  Gesamtflächenraume  von  Deutschland,  Österreich-Ungarn, 
Italien,  Frankreich,  Schweiz,  Holland  und  Belgien  nur  wenig  zurück. 
Überdies  haben  sich  nicht  nur  die  fruchtbaren  Teüe,  sondern  auch 
gerade  manche  ausgesprochenen  Wüstengebiete  Australiens  reich 
an  Mineralschätzen  erwiesen  (BrokenhÜl,  Goldfelder  im 
Süden  von  Westaustralien).  So  dürfte  Australien,  auch  ohne  Anleh- 
nung an  das  britische  Weltreich  oder  an  die  Vereinigten  Staaten, 
durchaus  imstande  sein,  sich  im  Range  eines  „Großen  Zoll- 
gebietes" neuerer  Auffassung  zu  behaupten,  sobald  es  nur  durch 
stärkere  Einwanderung  und  eigene  Bevölkerungszunahme  die  hierzu 
erforderlichen  Bevölkerungsmassen  gewonnen  haben  wird. 

VIII.  Britisch-Südafrika;  der  südafrikanische  Zollverein. 

Britisch-Südafrika  vermag  sich  trotz  der  räumlichen 
Geschlossenheit,  die  es  seit  dem  1902  beendeten  Burenkrieg  erlangt 
hat,  mit  den  großen,  tatsächlich  oder  doch  annähernd  einen  Kontinent 
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umfassenden  kanadisclien  und  australischen  Besitzungen  der  britischen 
Krone  kaum  zu  messen.  Es  zählt  gegenwärtig  etwa  3,22  Millionen  km* 
mit  10,2  Millionen  Einwohnern.  Hierbei  sind  miteingerechnet:  K  a  p  - 
kolonie,  Natal,  Transvaal,  Oranjefreistaat 
und  Basutoland  nebst  Betschuana-  Protektorat,  die 
sich  im  politischen  Verbände  des  Südafrikanischen  Bundes 
(Union  of  South  Africa)  befinden;  ferner  Rhodesia,  das  bisher 
nur  dem  südafrikanischen  Zollverein  angehört,  erst  seit  1889  der 
britischen  Krone  gewonnen  wurde  und  gegenwärtig  etwa  1,14  Mülionen 
km^  mit  1,6  Millionen  Einwohnern  umfaßt,  endlich  sogar  N  y  a  s  s  a  - 
1  a  n  d  -  Protektorat,  das  als  Teil  des  „östlichen  Kongobeckens"  ein 
dem  Handel  aller  Völker  gleichmäßig  geöffnetes  Gebiet  der  offenen 
Tür  von  106  000  km^  mit  etwa  einer  Million  Einwohnern  bildet,  frei- 
lich wirtschaftlich  nach  Britisch-Südafrika  gravitiert.  Eine  namhafte 
Vergrößerung  erfährt  aber  der  Umfang  und  die  Bevölkerung  Britisch- 
Südafrikas,  wenn  man  sachgemäß  auch  Portugiesisch-Ost- 
a  f  r  i  k  a  (Mozambique)  hinzurechnet.  Denn  dieses  portugiesische 
Kolonialgebiet  war  schon  seit  1875,  also  zu  einer  Zeit,  da  der  Trans- 
vaal noch  eine  selbständige  Burenrepublik  war,  in  einer  zollvereins- 
ähnlichen  Verbindung  mit  dem  genannten  Freistaate,  und  diese  Ver- 
bindung ist  unter  britischer  Herrschaft  über  die  beiden  ehemaligen 
Burenrepubliken  eher  noch  inniger  geworden^).  Mit  Portugiesisch-Ost- 
afrika  (1,27  Millionen  km^  mit  etwa  3,8  Millionen  Einwohnern)  kommt 
man  auf  eine  teüs  politische,  teüs  wirtschaftliche  Einflußsphäre 
von  Britisch-Südafrika  im  Umfange  von  4,49  MÜlionen 
km-,  also  ebensoviel  wie  das  nichtrussische  Europa,  doch  nur  mit  un- 
gefähr vierzehn  Millionen  Einwohnern. 

Auch     Nordost-Rhodesia     (im    Winkel    zwischen    der 
belgischen  Kongokolonie,   dem  Tanganikasee  imd  Deutsch-Ostafrika) 


^)  In  Übereinstimmung  damit  stehen  die  Meldungen  über  deutsch-britische 
Verhandlungen,  welche  die  Teilung  der  portugiesischen  Besitzungen  in  Afrika  in 
deutsche  imd  britische  „Wirtschaftssphären"  betreffen.  Diese  Meldungen  kamen 
bereits  im  Jahre  191 3  recht  häufig  und  verdichteten  sich  Mitte  Februar  19 14  zu 
ziemlich  eingehenden  Mitteilungen  über  ein  Abkommen,  wonach  Portugiesisch  West- 
afrika (Angola)  dem  deutschen.  Portugiesisch  Ostafrika  dem  britischen  Kapital 
und  Unternehmertum,  vorläufig  nitr  zur  wirtschaftlichen  Ausbeutung,  zufallen  sollen. 
TatsächHch  haben  sich  auch  deutsche  KapitaUstengruppen  seit  Beginn  des  Jahres  1914 
stärker  als  je  der  Untersuchung  und  Inangriffnahme  der  in  Angola  dvurchzuführenden 
Eisenbahnbauten,  vorhandenen  Bergbaumöglichkeiten,  Schiffahrtsgelegenheiten  usw. 
zugewandt.  Portugiesisch  Ostafrika  ist  schon  längst  von  einem  Netze  britischer 
Bergbau-  und  sonstiger  Ausnützungsgesellschaften  überzogen,  die  zum  Teil  von  der 
portugiesischen  Regiervmg  an  Hoheitsrechte  streifende  Privilegien  erhalten  haben. 
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gehört  gleich  dem  bereits  genannten  Nyassaland-Protektorat  dem  ver- 
tragsmäi3igen  östlichen  Kongobecken  an  und  ist  daher  ein  den  Waren 
aller  Länder  gleichmäßig  zugängliches  Gebiet  der  offenen  Tür,  das 
außerhalb  des  Südafrikanischen  Zollvereins  bleiben 
muß.  Dieser  Zollverein  wurde  mittels  Vertrages  zwischen  der  Kap- 
kolonie und  dem  Oranjefreistaate  vom  5.  April  1889  begründet,  imd 
im  Laufe  der  neunziger  Jahre  traten  ihm  noch  Betschuanaland, 
Basutoland  und  Natal  bei.  Der  Burenkrieg  brachte  noch  den  Trans- 
vaal und  Südrhodesia  sowie  Portugiesisch-Ostafrika  hinzu,  Swasiland 
schloß  sich  im  Jahre  1904  und  Nordwest-Rhodesia  im  Jahre  1905  an. 
Die  letzte  Neuvereinbarung  des  Südafrikanischen  Zollvereins  beruht 
auf  einer  Reihe  von  Abkommen  seiner  Gliedstaaten  untereinander 
vom   Juni  bis  November   1910. 

Das  mittels  Vertrages  vom  11.  Dezember  1875  zwischen  dem 
Transvaal  und  Portugiesisch-Ostafrika  begründete 
und  seither  in  den  Jahren  1901  und  1903  mit  Britisch-Südafrika  er- 
neuerte Zollvereinsverhältnis  ist  ganz  eigentümlicher  Art.  Abgesehen 
von  eisenbahntarif  arischen  Bestimmungen  sowie  solchen,  die  sich  auf 
die  Arbeiter anwerbung  für  den  Transvaalbergbau  in  Portugiesisch- 
Ostafrika  beziehen,  wird  insbesondere  die  Einfuhr  über  die  portugiesi- 
sche Delagoabai  jener  über  die  Häfen  von  Britisch-Südafrika  gleich- 
gestellt imd  zollfreie  Einfuhr  der  beiderseitigen  Urprodukte  sowie  jener 
Fabrikate  vereinbart,  die  aus  Rohmaterialien  Britisch-Südafrikas 
oder  Portugiesisch-Ostafrikas  hergestellt  wurden.  Dagegen  sind  die 
beiderseitigen  Zolltarife  in  jeder  anderen  Beziehung  von  einander  völlig 
imabhängig  und  auf  durchaus  verschiedenen  Grundlagen  aufgebaut. 
So  gewährt  der  Zolltarif  des  Südafrikanischen  Zollvereines  den  Waren 
des  Mutterlandes  und  auch  einiger  britischer  überseebesitzimgen 
Vorzugszölle,  jener  von  Portugiesisch-Ostafrika  gesteht  die  gleiche 
Begünstigung  in  ausgedehntem  Maße  den  Waren  Portugals  und  seiner 
Kolonien  zu,  unter  Benachteüigung  aller  Waren  des  britischen  Reiches, 
insoweit  diese  nicht  etwa  dem  Südafrikanischen  Zollvereine  ent- 
stammen. 

Die  Zusammenschweißung  des  überwiegenden  Teiles  von  Süd- 
afrika unter  britischer  Führung  mittels  des  vom  Herbst  1899  bis 
Sommer  1902  andauernden  Burenkrieges  erfolgte  gegen  einen  hohen 
Preis :  Landwirtschaft  und  Viehzucht  des  ausge- 
dehnten Kriegsschauplatzes  erfuhren  eine  derartige  Zerrüttung,  daß 
die  hiermit  zusammenhängende  schwere  schleichende  Wirtschafts- 
krise erst  im  Jahre  1910  als  überwunden  gelten  konnte.  Die  un- 
ermüdliche zähe   Arbeit   der  Buren  machte  Britisch-Südafrika,    das 
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noch  längere  Zeit  nach  dem  Kriege  hinsichtlich  seiner  Lebens- 
mittelversorgung vom  Auslande  abhängig  war,  in  dieser 
Beziehung  nicht  nur  wieder  ziemlich  selbstgenügsam,  sondern  er- 
möglicht bereits  wiederum  Ausfuhren  von  Mais,  Obst  und  sogar  Fleisch, 
abgesehen  von  den  alten  großen  agrarischen  Ausfuhrwaren  Britisch- 
•Südafrikas:  Wolle,  Mohair,  Häute  und  Straußfedern. 

Trotzdem  sich  der  Zwist  der  beiden  Südafrika  bewohnenden 
weißen  Völker  als  so  verderblich  für  den  wirtschaftlichen  Fortschritt 
dieses  britischen  Überseegebietes  erwiesen  hat,  liegt  doch  ein  größerer 
dauernder  Nachteil  im  beträchtlichen  Über- 
wiegen der  farbigen  und  namentlich  der 
schwarzen  Bevölkerung.  Alle  Leistungen  der  britisch- 
burischen  Herrschaft  zur  Herstellung  von  Ruhe  und  Ordnung  im 
Lande,  zur  Bekämpfung  menschlicher  und  tierischer  Krankheiten, 
zur  Schaffung  überseeischer  Absatzgebiete  kommen  in  erster  Linie 
dem  Negerelement  zugute.  Zwar  bildet  Britisch-Südafrika  in  weit 
stärkerem  Ausmaße  ein  Land  für  Weiße,  als  seiner  geographischen 
Breite  entspricht.  Denn  die  ungünstige  Einwirkung  der  Tropen 
auf  Arbeitsfähigkeit  und  schließlich  sogar  Fortpflanzungsfähigkeit 
der  weißen  Rasse  wird  dadurch  namhaft  gemildert,  daß,  abgesehen 
von  einem  nicht  besonders  breiten  Küstenstreifen,  fast  ganz  Süd- 
afrika in  bedeutender  Höhe  über  dem  Meere  liegt. 
Daher  sind  sogar  ausgedehnte  Teile  von  Rhodesia,  und  zwar  auch 
von  Nordwest-Rhodesia  zwischen  dem  Zambesi  und  der  Südgrenze 
der  belgischen  Kongokolonie  nicht  nur  für  Schwarze,  sondern  auch 
für  die  dauernde  Ansiedlung  von  Weißen  völlig  geeignet.  Der  Wende- 
kreis des  Steinbocks  durchschneidet  bereits  den  Norden  des  Trans- 
vaal und  die  Mitte  des  Betschuana-Protektorates;  daher  fallen  das 
ganze  große  Rhodesia  und  das  Nyassaland-Protektorat  formell  in 
die  Tropenzone,  der  sie  freüich  wegen  ihrer  die  Wirkung  der  Sonnen- 
strahlen müdernden  Höhenlage  (durchschnittlich  etwa  zwölf - 
hundert  Meter  über  dem  Meere)  tatsächlich  kaum  angehören.  Auch 
das  in  handelspolitischer  und  sonstiger  wirtschaftlicher  wie  auch 
weltpolitischer  Beziehung  mit  Britisch-Südafrika  eng  verbundene 
Portugiesisch-Ostafrika  reicht  überhaupt  nur  mit 
einem  kleinen  Zipfel  seiner  Südspitze  in  die  Subtropen  hinein  und  liegt 
sonst  völlig  innerhalb  der  Tropenzone.  Im  Gegensatz  zu  Rhodesia 
und  Deutsch-Südwestafrika  ist  aber  der  niedrige  Küstenstreifen  in 
der  genannten  portugiesischen  Besitzung  verhältnismäßig  breit  und 
diese  daher  zur  Besiedlung  durch  Weiße  weit  weniger  geeignet.  Dafür 
büdet  Portugiesisch-Ostafrika  die  große  Reserve  Britisch-Südafrikas 
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und  namentlich  des  dortigen  Goldbergbaues  für  schwarze  Arbeits- 
kräfte. 

Derzeit  ist  aber  in  Britisch-Südafrika  das  ziffermäßige 
Verhältnis  zwischen  den  Weißen,  die  nicht  viel  mehr 
als  eine  Million  betragen  (genauer  mit  Rhodesia  etwa  1,35  Millionen), 
und  denSchwarzen^),  die  sogar  ohne  Portugiesisch-Ostafrika 
ungefähr  neun  MÜlionen  ausmachen  dürften,  recht  ungünstig.  Die 
gegenwärtige,  in  überwiegendem  Ausmaße  von  den  Buren  beein- 
flußte Regierung  der  Südafrikanischen  Union  bemüht  sich  allerdings, 
die  Einwanderung  der  Weißen  zu  beleben.  Nichtsdestoweniger  dürfte 
für  absehbare  Zeit  an  eine  durchgreifende  Beseitigung  des  gegen- 
wärtigen erdrückenden  ziffermäßigen  Übergewichtes  der  Schwarzen 
nicht  zu  denken  sein,  zumal  deren  Vermehrung  eine  rasche  ist. 
Hierzu  tragen  nicht  nur  die  Sicherheits-  und  Gesund- 
heitspolizei der  weißen  Regierung  mächtig  bei;  in  gleicher 
Richtung  wirkt  auch  der  gute  Verdienst,  den  die  Schwarzen 
beim  südafrikanischen  Bergbau  (Gold-,  Diamanten,  Kohlen,  Zinnerze, 
Kupfererze  usw.)    finden. 

Daher  wird  sich  die  Entwicklung  von  Britisch-Südafrika  niemals 
in  gleichen  Linien  bewegen  können  wie  die  der  bereits  behandelten 
großen,  weltreichähnlichen  Überseebesitzungen  der  britischen  Krone, 
Dominion  of  Canada  und  Commonwealth  of  Australia.  Daß  Britisch- 
Südafrika  auch  im  Zollvereine  mit  Portugiesisch-Ostafrika  kleiner 
ist  als  Kanada  oder  Australien,  wäre  nicht  entscheidend.  Denn  minder 
fruchtbare  oder  ganz  unfruchtbare  Gebiete  nehmen  in  Britisch- 
Südafrika  verhältnismäßig  weit  weniger  Raum  ein  als  in  den  beiden 
genannten  anderen  großen  Besitzungen  der  britischen  Krone.  Die 
ödesten  und  unfruchtbarsten  Teüe  Südafrikas  sind  eben  im  räumlich 
ausgedehnten,  aber  schwach  bevölkerten  Deutsch-Südwestafrika  zu 
finden.  Sogar  die  gegenwärtig  ödesten  Teüe  von  Britisch-Südafrika, 
das  Betschuanaland-Protektorat  mit  der  sogenannten 
Kalahariwüste,  werden  in  einem  deutschen  offiziellenBerichte^) 
folgendermaßen  gekennzeichnet:  „Die  östliche  Hälfte  des  durch- 
schnittlich etwa  5000  Fuß  (1500  Meter)  hohen  Gebietes  ist  eine  gras- 


^)  Unter  den  hier  genannten  „Schwarzen"  sind  auch  die  Mischlinge  in- 
begriffen, deren  Zahl  nach  der  hier  zugrunde  gelegten  südafrikanischen  Volkszählung 
von  191 1  bereits  ungefähr  720,000  betrug.  Daher  wird  vielfach  angenommen,  daß 
die  Zukimft  von  Britisch  Südafrika  weder  schwarz,  noch  weiß,  sondern  braun  sein 
werde;  vgl.  im  II.   Kapitel  vorliegenden  Bandes  Seite  63/64. 

^)  Vgl.  „Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  von  Britisch  Südafrika",  5.  Heft  des 
X.  Bandes  der  ,, Berichte  über  Handel  und  Industrie"   (BerHn  1907)  Seite  291. 
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bewachsene  Ebene,  die  sich  zur  Viehzucht  und  zum  Anbau  von 
Korn  gleich  gut  eignet.  Der  westliche  Teil  besteht  aus  der  Kalahari- 
wüste,  die  aber  den  Namen  Wüste  nicht  ganz  verdient,  da  sie  stellen- 
weise eine  gute  Vegetation  zeigt.  Fast  das  ganze  Land,  einschließlich 
der  Kalahariwüste  könnte  vermutlich  besiedelt  werden,  wenn  aus- 
giebig nach  Wasser  gebohrt  würde,  das  fast  überall  in  erreichbarer 
Tiefe  vorhanden  sein  soll".  Britisch-Südafrika  dürfte  daher  hin- 
sichtlich der  Ausdehnung  seiner  landwirtschaftlich 
brauchbaren  Bodenflächen  hinter  Australien  und 
Kanada  nicht  zurückstehen,  und  nur  (ähnlich  wie  Australien)  von 
Kanada,  was  Holz-  und  Waldreichtum  anbelangt,  namhaft  über- 
troffen werden.  Doch  eröffnet  das  tropisch- wasserreiche  Rhodesia 
auch  für  Waldwirtschaft  günstigere  Aussichten. 

Entscheidend  für  die  schwächeren  Aussichten  Britisch-Süd- 
afrikas  ist  vielmehr  der  scharfe  Rassen-  und  Klassen- 
gegensatz, der  die  kleine  weiße  Minderheit  und  zwar  insbesondere 
die  Buren  von  der  überwiegenden  Mehrheit  der  Schwarzen  trennt. 
Diese  letzteren  stehen  in  ihren  politischen  und  Bürgerrechten  sowie 
in  ihren  wirtschaftlichen  Aufschwungsmöglichkeiten  hinter  den  Weißen 
zumeist  stark  zurück,  und  viele  Schwarze  sind  bereits  mit  diesem 
Stande  der  Dinge,  belehrt  oder,  wenn  man  es  so  nennen  wÜl,  auf- 
gereizt durch  die  Prediger  der  sogenannten  äthiopischen  Be- 
wegung, durchaus  nicht  zufrieden.  Britisch-Südafrika  wird  dem- 
nach stets  einen  Bastard  zwischen  einer  weißen 
Siedlungskolonie,  wie  Australien,  Neuseeland,  Kanada, 
Neufundland,  und  einer  tropisch  -  subtropischen 
Pflanzer-  und  Bergwerkskolonie  darstellen,  deren 
weiße  Herrenklasse  sich  mit  der  Ausbeutung  der  vorhandenen  Natur- 
schätze und  farbigen  Bevölkerung  beschäftigt,  etwa  ähnlich  wie  es 
derzeit  in  Britisch-Ostafrika  der  Fall  ist,  falls  nicht,  wie  bereits 
früher  (Siehe  Seite  347)  bemerkt  v/urde,  ein  braunes  Mischlingsvolk 
in  Südafrika  zur  Entstehung  gelangen  sollte, 

Britisch-Südafrika  mag,  auch  wenn  man  von  einer  stärkeren  Ein- 
wanderung aus  dem  dichter  bewohnten  Europa  absieht,  gerade  ver- 
möge seiner  schwarzen  Bevölkerung,  die  sich  den  Vermehrungstrieben 
noch  recht  sorglos  hingibt,  besonders  große  Chancen  für 
eine  rasche  Zunahme  seiner  Volksmenge  haben. 
Diese  Chancen  mögen  in  Südafrika  sogar  größer  sein,  als  in  irgend  einer 
der  anderen  britischen  Dominions  mit  überwiegend  weißer  Bevölkerung, 
vielleicht  mit  Ausnahme  Kanadas.  Dies  mag  um.  so  mehr  der  Fall  sein, 
als  die  bibelfesten  Buren  auch  das  Wort  „Seid  fruchtbar  und  mehret 
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euch"  mit  ihren  Familien  von  lo — 18  Kindern  recht  wörtlich  be- 
folgen. Ferner  genießt  Britisch-Südafrika,  ebenso  wie  Australien  und 
im  Gegensatze  zu  Kanada,  den  wichtigen  Vorteil,  keinen  über- 
mächtigen Nachbar  an  seiner  ausgedehntesten  Land- 
grenze zu  haben.  Ganz  im  Gegenteil  stellt  Portugiesisch-Ostafrika 
bei  der  Schwäche  des  seit  Oktober  1910  republikanisch  gewordenen 
Mutterlandes  nur  ein  Nebenland,  Schutzgebiet,  oder  wie  man  es 
sonst  nennen  will,  der  benachbarten  Besitzungen  der  britischen 
Krone  dar. 

Trotz  alledem  ist  wohl,  bei  der  tiefgehenden  Spaltung  zwischen 
der  verhältnismäßig  kleinen  Minderheit  der  Weißen  und  der  ge- 
waltigen Überzahl  der  Schwarzen,  die  südafrikanische  Ent- 
wicklung zum  Weltreich  und  „Großen  Zollgebiet"  neuerer  Auffassung 
minder  hoffnungsvoll  als  z,  B.  diejenige  Australiens,  und  die  unent- 
behrliche Seemacht  zum  Schutze  gegen  Raubsucht  und  Über- 
mut seegewaltiger  Auslandsstaaten  wird  wohl  auf  irgendwie  abseh- 
bare Zeit  noch  Großbritannien  selbst  den  südafrikanischen  Besitzungen 
der  britischen  Krone  stellen  müssen.  Dafür  wird  England  in  irgend- 
welcher Form,  mit  oder  ohne  ausgesprochene  Vorzugszölle,  eine  an- 
gemessene wirtschaftlich  -  kommerzielle  Ent- 
lohnung einheimsen.  Die  gewiß  sehr  segensreiche  und  bereits 
von  einem  wirtschaftlichen  Aufschwung  begleitete  strammere  Zu- 
sammenfassung von  Britisch-Südafrika  in  der  seit  Anfang  Juni  1910 
ins  Leben  getretenen  Südafrikanischen  Union  wird  an 
diesen  Macht-  und  Abhängigkeitsverhältnissen  nicht  so  bald  etwas 
ändern.  Auch  dürften  die  weißen  Bewohner  von  Rhodesia, 
vorwiegend  Engländer,  die  gegen  Ende  1910  etwa  20  000  Köpfe  stark 
waren  und  infolge  Einwanderung  in  rascher  Zunahme  begriffen  sind, 
für  absehbare  Zeit  wenig  geneigt  sein,  sich  der  Südafrikanischen  Union 
anzuschließen,  wo  die  Buren  das  große  Wort  führen. 

IX.  Britisch-Nordostafrika:  Ägypten,  ägyptischer  Sudan,  Uganda,  Britisch- 
Ostafrika,  Britisch-Somaliland,  Zanzibar. 

Das  fünfte  der  unter  der  Herrschaft  oder  dem  Schutze  der 
britischen  Krone  stehenden  großen  Zollgebiete  ist  das  nordost- 
afrikanische oder  richtiger  gesagt:  die  britischen  Besitzungen 
in  Nordostafrika  sind  in  der  Entwicklung  zu  einem  großen  einheit- 
lichen Zollgebiete  begriffen.  Das  durch  völkerrechtliche  Verträge 
(französisch-britischer  Kolonialvertrag  vom  8.  Aprü  1904)  mindestens 
bis  1934  als  Gebiet  der  offenen  Tür  sichergestellte  Ägypten  und 
der  von  Großbritannien  in  den  Jahren  1896 — 1898  aus  den  Händen  der 
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Mahdisten  zurückeroberte  ehemalige  ägyptische  Sudan  bilden 
zusammen  einen  Zollverein,  der  zugleich  ein  Gebiet  der  offenen 
Tür  ist.  Gemäß  der  britisch-ägyptischen  Konvention  vom  19.  Januar 
1899  gehen  ägyptische  Produkte  im  Sudan  zollfrei  ein;  andere  als 
ägyptische  haben  beim  Eintritt  in  den  Sudan  die  in  Ägypten  üblichen 
Zölle  zu  entrichten,  während  die  wichtigsten  sudanesischen  Ausfuhr- 
artikel ganz  allgemein  mit  Ausfuhrzöllen  belastet  sind,  die  an  Stelle 
einer  Produktionssteuer  treten. 

Das  riesenhafte  ägyptisch -sudanesische  Zoll- 
gebiet i)  umfaßt  3,03  Millionen  km^.  Die  Bewohnerschaft  dieser  aus- 
gedehnten Ländermassen  ist  auf  etwa  fünfzehn  Millionen  zu  schätzen. 
Nach  Gutmachung  der  mahdistischen  Verwüstungen  und  längerer 
Dauer  der  zivilisatorischen  britischen  Herrschaft  im  Sudan  wird  dieses 
in  seiner  Volkszahl  auf  etwa  3  Millionen  zurückgegangene  Gebiet  von 
mehr  als  2  Millionen  km  ^  wahrscheinlich  weit  höhere  Bevölkerungsziffern 
erreichen 2).  Die  Bevölkerungen  des  ganzen  Niltales  vom  Viktoria- 
Njansa  bis  zur  Nilmündung  gehören  zu  den  fruchtbarsten  Mensch- 
heitsgruppen, insofern  sie  sich  eben  ihren  Vermehrungstrieben  mit 
größter  Sorglosigkeit  hingeben,  ferner  ein  europäischer  Kulturstaat 
ihren  inneren  Streitigkeiten  sowie  den  Sklavenhandel  ein  Ende 
bereitet  und  die  nötigen  gesundheitspolizeilichen  Vorsorgen  trifft. 

Das  für  sich  allein  schon  so  ausgedehnte  ägyptisch-sudanesische 
Zollgebiet  ist  auch  noch  in  unmittelbarer  territorialer  Verbindung 
mit  den  britischen  Kolonialbesitzungen  in  Ostafrika,  nämlich  mit  dem 
Uganda-  Protektorat  und  dem  „Ostafrikanischen  Pro- 
tektorat". Diese  beiden  Protektorate  stehen  zwar  außerhalb 
des  ägyptisch-sudanesischen  Zollvereines,  gehören  aber  einem  anderen 
Gebiete  der  offenen  Türe  an,  nämlich  dem  östlichen   Kongo- 


^)  Nach  dem  britisch-französischen  Teilungsvertrag  über  die  afrikanischen 
Besitzungen  beider  Staaten  vom  21.  März  1899  würde  auch  die  lybische  Wüste 
mit  den  Kufra- Oasen,  dem  Mittelpvmkt  und  innersten  Zufluchtsort  der  fanatischen 
mohammedanischen  Senussi-Brüderschaft,  eine  britische  Einflußsphäre  von  etwa 
einer  Million  km^  bilden.  Dieses  freilich  ungemein  menschenarme  und  schwer  in  tat- 
sächlichen Besitz  zu  nehmende  Gebiet  wurde,  nach  Verlautbarungen  von  Mitte  Mai 
1914,  von  Großbritannien  den  von  der  cirenäischen  Küste  aus  binnenwärts  vor- 
dringenden Italienern  großmütig  überlassen,  zumal  sich  England  bereits  zu  Beginn 
des  tripoUtanischen  Krieges  (Dezember  191 1)  durch  die  Besetzung  des  strategisch 
bedeutsamen  und  auch  wirtschaftlich  (Handel  mit  und  Schmuggel  nach  der  Cirenaica) 
nicht  im  wichtigen   Soll  um  entschädigt  hatte. 

^)  In  Dar  für,  der  wichtigen  Westlandschaft  des  ägyptischen  Sudan,  begnügt 
sich  die  anglo-ägyptische  Verwaltung  sogar  mit  der  TributpfUcht  des  dortigen,  ihre 
Oberhoheit  anerkennenden  Sultans,  den  sie  im  übrigen  die  innere  Verwaltung  nach 
Gutdünken  führen  läßt  und  als  Bollwerk  gegen  die  Senussi  in  Ehren  hält. 
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b  e  c  k  e  n,  das  östlich  vom  28.  Meridian  bis  zum  5.  Grad  nördlicher 
Breite  reicht.  Uganda  und  Britisch-Ostafrika  umfassen  1,5  Millionen 
km  2  mit  etwa  sechs  Millionen  Einwohnern  und  noch  um  ungefähr 
180,000  km^  mit  600  000  Einwohnern  mehr,  wofern  die  nicht  un- 
mittelbar anschließenden  englischen  Besitzungen  Zanzibar  und 
Somaliland  hinzugerechnet  werden,  die  politisch  und  auch 
historisch  mit  dem  übrigen  britischen  Länderkomplex  in  Nordostafrika 
eng  verbunden  sind.  Diesem  riesenhaften  Komplex  von  ungefähr 
4,7  Millionen  km^  mit  gegenwärtig  nur  etwa  22  Millionen  Einwohnern 
gehören  zwar  ausgedehnte  Strecken  völlig  wüster 
oder  wenigstens  wasserarmer  Bodenflächen 
an;  aber  die  verbleibenden,  immer  noch  sehr  umfangreichen  fruchtbaren 
Landstriche^)  können  auch  bei  mangelhafter  Agrartechnik  unter  der 
tropisch-subtropischen  Sonne  riesige  Bevölkerungs- 
massen ernähren,  und  diese  Möglichkeit  vermag  bei  dem,  wie 
bereits  erwähnt,  starken  Vermehrungstrieb  der  dortigen  wirtschaft- 
lich sorglosen  Völkerschaften  unschwer  zur  Wirklichkeit  zu  werden. 
Ist  doch  die  Bevölkerung  des  eigentlichen  Ägyptens  (von  Alexandrien 
bis  Assuan)  innerhalb  der  Jahre  1821  bis  1907  von  2,54  auf  11,29 
Mülionen  gestiegen ! 

Doch  wird  sich  das  von  Großbritannien  beherrschte  nordost- 
afrikanische Gebiet,  mag  es  auch  räumlich  hinter  den  für  Indien 
früher  berechneten  Ziffern  nicht  allzusehr  zurückstehen,  mit  diesem 
an  Volkszahl,  innerer  Kraft  und  Wichtigkeit  für  das  britische  Welt- 
reich wohl  niemals  auch  nur  entfernt  messen  können.  Vorerst  sind  die 
wüsten  oder  wenigstens  s t e p p e n a r t i g e n  Ge- 
biete innerhalb  Britisch-Nordwestafrikas  weit  größer  als  in  Britisch- 
Ostindien  samt  Einflußsphäre,  trotz  der  Wüste  Thar,  des  trockenen 
Beludschistan  und  südlichen  Afganistan  sowie  einzelner  dürrer 
Teüe  des  Dekkan.  Die  stets  wohl  beträchtlich  kleinere  Bevölkerung 
Britisch-Nordostafrikas  ist  noch  überdies  durchaus  uneinheitlich  nach 
Rasse,    Sprache  und    Kulturzuständen,    insoweit    nicht    der  Islam 


*)  Von  der  Nilmündung  bis  etwa  zum  1 5.  Grad  nördlicher  Breite  bleiben  die  frucht- 
baren Grundflächen  von  Britisch-Nordostafrika  auf  die  Gebiete  längs  des  Nils  und  seiner 
abessinischen  Zuflüsse  beschränkt.  Erst  südhch  vom  15.  Grad  ist  der  jährliche  Regen- 
fall stark  genug,  um  auch  seitwärts  von  den  Flußufern  das  Pflanzenwachstum  zu  ge- 
währleisten. Südlich  von  Berber  (18.  Grad)  beginnt  freihch  schon  ein  Übergangs- 
stadium stärkeren  jährlichen  Regenfalles.  Ausgedehnte  wüste  oder  wenigstens  wasser- 
arme Strecken  befinden  sich  noch  in  Britisch-Somaüland  und  in  jenen  Teilen  von  Britisch 
Ostafrika,  die  an  Abessinien,  das  (tatsächlich)  unabhängige  binnenländische  Somali- 
gebiet und  ItaUenisch-Somaliland  angrenzen,  namenthch  um  den  Rudolfsee  und 
Stefaniesee  herum. 
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Über  alle  verschiedenen  Rassen  und  Sprachen  hinweg  eine  Art  religi- 
öser Einheit  schafft.  Mögen  aber  auch  einerseits  Ägypten  ^und  der 
ägyptische  Sudan,  anderseits  Zanzibar,  die  Küste  von  Britisch-Ost- 
afrika  sowie  Britisch-Somalüand  überwiegend  mohammedanisch  sein, 
so  sind  doch  die  dazwischenliegenden  ausgedehnten  Gebiete  Uganda 
und  Ostafrikanisches  Protektorat  durch  die  Tätigkeit  der  Missionäre 
stark  mit  christlichen  Elementen  durchsetzt  worden,  und  zahlreiche, 
kulturell  mehr  oder  weniger  tief  stehende  „heidnische"  Völkerschaften 
bieten  in  Uganda  und  in  Britisch-Ostafrika  der  christlichen  Missions- 
tätigkeit noch  ein  ausgedehntes  Arbeitsfeld. 

Derzeit  besteht  überhaupt  zwischen  dem  ägyptisch-sudanesi- 
schen Zollgebiet  einerseits,  Uganda  und  Britisch-Ostafrika  ander- 
seits eigentlich  mehr  ein  räumlich-formeller,  als 
ein  inniger  w i r t s c h  a  f  1 1 i c h - p  o  1  i t i s c h e r  Zu- 
sammenhang, abgesehen  von  der  Tatsache  der  gemeinsamen 
Beherrschung  durch  die  britische  Weltmacht.  Wie  Ägypten  und  der 
ägyptische  Sudan  durch  den  Zollverein  sowie  durch  eine  Kombination 
von  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  (Nu)  verbunden  sind,  so  Uganda 
und  Britisch-Ostafrika  durch  die  Ugandabahn.  Zwischen  den 
beiden  Hauptgebieten  von  Britisch-Nordostafrika,  ägyptisch-sudanesi- 
scher Zollverein  und  Uganda-Ostafrikanisches  Protektorat  (im 
östlichen  Kongobecken)  mangelt  es  aber  noch  immer  an  einer 
gleich  innigen  Verbindung.  So  sind  Chartum  und  der  Viktoria-Nyanza 
gegenwärtig  weder  durch  eine  Eisenbahnlinie,  noch  durch 
eine  schiffbare  Wasserstraße  miteinander  verbunden, 
da  der  Nu  infolge  seiner  zahlreichen  Stromschnellen  und  Fälle  zwischen 
dem  Viktoria-  und  Albert-Nyanza  für  die  Schiffahrt  auf  der  genannten 
wichtigen  Strecke  nicht  in  Betracht  kommt. 

Aber  noch  mehr  als  durch  diese  nicht  allzuschwer  umzuändernden 
Verkehrsverhältnisse  werden  die  einzelnen  Hauptgebiete  von  Britisch- 
Nordostafrika  durch  die  grundverschiedene  politisch-kulturelle  Ent- 
wicklung auseinandergehalten,  die  sie  seit  der  britischen  Okkupation 
Ägyptens  im  Jahre  1882  genommen  haben.  Das  alte  ägyptische 
Kulturland  war,  trotz  seiner  noch  immer  bedeutenden  Anzahl 
von  Analphabeten^),  imstande,  eine  nationalistische  Bewegung 
größeren  Stüs  hervorzubringen;  diese  ragt  bereits  über  den  alten 
mohammedanischen  Fremdenhaß  hinaus,  gleicht  eher  der  indischen 
Nationalbewegung  für  wirtschaftliche  und  politische  Unabhängigkeit 


^)    Nach  E.  de  Renty  in  „L'Angleterre  en  Afrique"  (Paris  1910)  soll  die  Zahl 
der  ägyptischen  Analphabeten  noch  immer  75  Prozent  der    Bevölkerung  betragen. 
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und  erinnert  sogar  an  das  Jungtürkentum.  Die  jungägyptische  Be- 
wegung, die  seit  Sommer  1908  aus  den  Erfolgen  der  Jungtürken  neue 
Stärkung  schöpfte^),  strebt  verfassungsmäßige  Regierungsformen  und 
eine  minder  einseitig  von  britischen  Interessen  diktierte  Wirtschafts- 
politik  an. 

Im  Gegensatz  zu  dem  kulturellen  und  politischen  Aufschwung 
der  eingeborenen  Bevölkerung  Ägyptens  hat  der  ägyptische 
Sudan  unter  der  sechzehnjährigen  Schreckensherrschaft  der  Mah- 
disten  nicht  nur  eine  Verminderung  der  Bevölkerung  um  drei  Viertel, 
sondern  auch  einen  wirtschaftlich-kulturellen  Verfall  erlitten.  Daher 
sind  dort  noch  die  Anfänge  einer  auf  lange  Sicht  hin  arbeitenden 
Kolonialpolitik  zu  leisten.  Dagegen  blieb  wiederum  das  seither 
kulturell  etwas  höher  stehende  Uganda  von  den  mahdistischen 
Verheerungen  verschont.  Jedenfalls  weisen  sowohl  Uganda  als  auch 
das  vielfach  in  recht  primitiven  Verhältnissen  befindliche  ostafrika- 
nische Protektorat  politisch-kulturelle  Zustände  auf,  die  von  denen  des 
eigentlichen  Ägyptens  grundverschieden  sind.  Speziell  das  Ostafrikani- 
sche Protektorat  zeigt,  bei  wachsender  weißer  Besiedlung  seiner 
höhergelegenen  kühleren  Bezirke  (Nairobi,  Kenia  usw.),  Eigentüm- 
lichkeiten einer  weißen  Siedlungskolonie  innerhalb  einer  weit  zahl- 
reicheren farbigen  Bevölkerung  bei  starker  Einwanderung  aus  Indien. 

So  könnte  in  gewissem  Sinne  sogar  von  einem  Rückschritt  hinter 
die  Zeit  vor  der  britischen  Okkupation  Ägyptens  und  dem  mahdisti- 
schen Aufstande  gesprochen  werden,  da  der  Telegraphendraht  die 
Befehle  des  Khedives  von  Kairo  bis  zum  Vik- 
toria-Nyanza  über  ein  zusammenhängendes  Gebiet  ägyptischer 
Herrschaft  trug  und  auch  Assab,  Massaua  (heute  in  der  italienischen 
Eritrea)  sowie  Berberah  und  Zeilah  (heute  in  dem  als  besondere  briti- 
sche Kolonie  verwalteten  Somalüand)  der  äg5^tischen  Einflußsphäre 
angehörten  und  nur  die  französischen  Plätze  gegenüber  Aden  (Obok 
und  Dschibuti)  den  territorialen  Zusammenhang  unterbrachen. 

Aus  alledem  geht  hervor :  das  riesige  nordwestafrikanische  Gebiet 
unter  britischer  Herrschaft  von  nicht  ganz  fünf  Mülionen  km^  weist 
trotz  seiner  Fähigkeit,  gewaltigen  Bevölkerungsmassen  Unterkunft 
zu  bieten,  doch  nur  einige  der  wirtschaftlichen,  aber  kaum  die  politi- 
schen Züge  eines  in  den  ersten  Entwicklungsstadien  begriffenen 
„Großen    Zollgebietes"     auf.        Britisch-Nordostafrika 


1)  Die  Mißerfolge  der  Jtmgtürken  seit  Herbst  191 1  haben  den  Jvmgägyptern 

nicht  geschadet.   Im  Gegenteil  wurden  ihnen,  infolge  des  klugen  Entgegenkommens 

Kitcheners,  in   der  zweiten   Hälfte  des  Jahres  191 3  einigermaßen  einflußreichere 

parlamentarische    Körperschaften  statt  der  früheren  Scheinvertretungen  zuteil. 

Schilder,    n.  .23 
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stellt  eher  das  Verbindungsglied  zwischen  den 
beiden  Zentren  des  britischen  Weltreiches, 
Großbritannien  und  Indien,  vielleicht  sogar  eher  einen  vorge- 
schobenen Posten  des  großen  a n gl  o i n d i s c h e n 
Reiches  dar,  ist  aber  nicht  so  recht  als  ein  zu  selbständiger 
wirtschaftlicher  und  politischer  Größe  berufenes  Gebiet,  wie  etwa 
Kanada,  Australien,  Südafrika  oder  Britisch-Indien  selbst,  zu  be- 
trachten. 

War  es  doch  sogar  lange  Jahre  hindurch  ein  Lieblingsplan 
britischer  Imperialisten,  Ägypten  mittels  britischer  Erwerbungen 
im  südlichen  Syrien,  nördlichen  Arabien,  südlichen  Mesopotamien 
und  Persien  in  unmittelbare  Landverbindung  mit 
Indien  zu  bringen.  Schon  derzeit  liegt  die  Südwestküste  von 
Britisch-Beludschistan  gegenüber  Maskat,  der  Hauptstadt  des  von 
England  beherrschten  ostarabischen  Küstenlandes  Oman,  und  die  an 
Oman  angrenzende  Südküste  Arabiens  selbst  unterliegt  gleicher- 
maßen britischer  Bevormundung^).  Die  verhältnismäßig  nahe  zu 
Britisch-Somalüand  liegenden  britischen  Besitzungen  Aden  und 
die  Insel  S  o  k  o  t  r  a  gehören  politisch  zu  Indien,  was  sogar  für 
Britisch-Somalüand  selbst  von  der  Zeit  der  Übernahme  aus  ägyptischer 
Beeinflussung  (1885)  bis  1898  (Übernahme  der  Verwaltung  durch  das 
Auswärtige  Amt,  seit  1905  durch  das  Kolonialministerium)  zutraf. 
Man  kann  ebensogut  sagen,  daß  den  Briten  durch  ihre  Besitzungen  in 
Nordostafrika  und  die  damit  verbundene  Kontrolle  des  Suezkanals 
Beherrschung  und  Besitz  Indiens  erleichtert  wird,  als  auch,  daß  den 
Engländern  durch  diese  Besitzungen  Indien  noch  wertvoller  gemacht 
werde;  die  Engländer  können  nämlich  von  Indien  aus  die  Küsten 
des  Roten  Meeres  sowie  jene  des  Golfes  von  Aden  und  Britisch-Ost- 
afrikas  leicht  verteidigen  und  die  überschüssige  Volkskraft  sowie 
manche  Exportproduktionen  Indiens  in  und  für  Nordostafrika 
wenigstens  zum  Teil  beschäftigen. 

Innige  politisch-militärische  Beziehungen 
zwischen  dem  angloindischen  Reich  und  den  britischen  Besitzungen 
in  Nordostafrika  bestehen  bereits  seit  längerer  Zeit,  und  auch  einzelne 
wirtschaftlich-kulturelle  Beziehungen  zwischen 
beiden  Ländermassen  wurden  während  der  letzten  drei  Jahrzehnte 
angeknüpft,  so  durch  Versendung  indischer  BaumwoU-  und  Jute- 
waren nach  Britisch-Nordostafrika,  durch  Verbrauch  von  indischem 


1)  über  die  Anerkennung  der  britischen  Ansprüche  auf  El  Hasa  und  Koweit 
durch  die  Pforte  vgl.  Abteilung  V  dieser  Anlage,  Anmerkung  i  auf  Seite  328. 
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Reis  in  Ägypten  und  im  britischen  Somaliland,  durch  massenhafte 
Auswanderung  indischer  Kuli  und  Händler  nach  Britisch-Ostafrika, 
Britisch-Somaliland,  Zanzibar  usw.  Je  größere  Fortschritte  die  wech- 
selseitigen politisch- wirtschaftlichen  Beziehungen  Indiens  und 
Britisch-Nordostafrikas  machen,  desto  gesicherter  ist  aber  die 
oberste  britische  Kontrolle  über  beide  Lände  r- 
und  Völkermassen,  da  die  gemeinsame  Herrschaft  Englands 
über  beide  ein  wertvoller  Behelf  für  die  Entwicklung  der  genannten 
Beziehungen  ist. 

Sollte  Britisch-Indien  je  die  Möglichkeit  erlangen,  auf  seine  eigene 
Handels-  und  Zollpolitik  ohne  eine  jedes  DetaÜ  vorschreibende  Kon- 
trolle Londons  bestimmend  einzuwirken,  so  wird  die  erste  Sorge  der 
indischen  Wirtschaftspolitiker  sein,  die  handelspolitischen 
Beziehungen  zu  den  indischen  A  u  ß  e  n  g  e  b  i  e  t  e  n 
im  Sinne  einer  möglichst  weitgehenden,  wechselseitigen  Annäherung 
zu  regeln.  Man  würde  es  mit  ähnlichen  Bestrebungen  zu  tun  haben, 
wie  jene  Australiens  und  Neuseelands,  die  so  weit  als  möglich  zu  eigenem 
Nutzen  die  bisherige  unmittelbare  Kontrolle  Londons  über  die  ozeani- 
schen Inseln  zu  einer  bloß  mittelbaren  umzugestalten  suchen.  Kanada 
verfolgt  ähnliche  Absichten  bezüglich  Britisch-Westindiens,  wobei 
es  ihm,  wie  bereits  erwähnt  wurde  (siehe  Abschnitt  VI  dieser  Anlage), 
an  einem  gewissen  Entgegenkommen  einzelner  westindischer  Insel- 
gruppen nicht  fehlt.  Zu  den  Außengebieten  Indiens  würde  aber  von 
den  indischen  Handelspolitikern  nicht  nur  Ceylon,  Malakka-Straits 
Settlements,  Afganistan,  Oman,  Bahrein,  Südküste  Arabiens,  Aden  und 
Sokotra,  sondern  wahrscheinlich  auch  Britisch-SomalÜand,  Zanzibar, 
Britisch-Ostafrika  mit  Uganda  und  das  ägyptisch-sudanesische  Zoll- 
gebiet, vielleicht  sogar  Zypern  gerechnet  werden^).  Dann  wärenLänder- 

1)  Daher  entscheidet  sich  für  Großbritannien  die  Frage  der  Erhaltung  oder 
Teilxing  Abessiniens  unter  die  drei  angrenzenden  Mächte  England,  Italien  und 
Frankreich  nicht  blos  nach  Gesichtspunkten  der  Erweiterung  oder  Nichterweiterimg 
von  Britisch  Nordostafrika,  das  mit  Grenzen  von  2500  km  I^ängserstreckung 
an  Abessinien  stößt,  wo  Kämpfe  mit  den  halbwilden  abessinischen  Grenzstämmen 
zu  den  Alltäglichkeiten  gehören  imd  ,, Grenzzwischenfälle"  als  Anlaß  zu  Eroberungs- 
zügen immer  zur  Verfügung  stehen;  hier  sind  vielmehr  auf  Indien  bezügliche  Ge- 
sichtspunkte maßgebend.  Der  Vorteil  der  Erweiterung  des  anglo-ägyptischen  Sudan 
und  Britisch  Ostafrikas  wäre  für  die  britischen  Weltreichsinteressen  vielleicht  da- 
durch weit  aufgewogen,  daß  die  (bisher  nvir  schmale,  wenig  bedeutsame  Küstensäume 
darstellenden)  Besitzungen  Frankreichs  und  Italiens  am  Roten  Meer  nach  Vergrößerung 
durch  Stücke  abessinischen  Gebietes  zu  Kräften  kämen  und  leicht  zum  Ausgangs- 
punkt von  Störungen  der  Verbindungslinie  zwischen  Großbritannien  und  Indien 
werden  könnten.  Bios  vom  Standpunkte  Ägyptens  und  des  ägyptischen  Sudans 
wäre   allerdings   die   Herrschaft    Großbritanniens   über   die   innerabessinischen    Seen 

23* 
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massen  der  politischen  Einigung  näher  gebracht,  die  zusammen  unge- 
fähr elf  Millionen  km^  mit  350  Millionen  Einwohnern  um- 
fassen. Diese  Flächenräume  und  Bevölkerungsziffern  kämen  der  an 
Indien  angrenzenden  Ländermasse  des  chinesischen  Reiches^) 
nahezu  gleich,  wären  aber  auf  viel  weitere  Strecken  von  Meer  und 
Land  verteilt  als  die  gedrungen  beisammenliegende  Masse  des  Reiches 
der  Mitte. 

X.  Aussichten  eines  „Greater  Britain'-ZoUgebietes 

Zusammenfassend  wäre  über  die  Möglichkeit  einer  Entwicklung 
des  britischen  Weltreiches  zum  , ^Großen  Zollgebiete"  zu  sagen:  diese 
Entwicklung  dürfte  sich  kaum  in  jener  idealen  Einfachheit  vollziehen, 
wie  es  sich  Chamberlain  zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  vorstellte. 
Er  dachte  nämlich  an  einen  vertragsmäßig  geregelten  Austausch  von 
Vorzugszöllen  zwischen  dem  Mutterlande  und  den  Kolonien  sowie 
zwischen  den  Kolonien  untereinander.  Eine  Annäherung  an  diese 
Vorstellungen  Chamberlains  bildet  höchstens  der  wechselseitige 
Verkehr  zwischen  einzelnen,  aber  nicht  zwischen  allen  Kolonien. 
Andrerseits  ist  hiermit  noch  keineswegs  jede  Art  von  einheitlichem 
„Greater  Britain"-Zollgebiete  negiert.  Abgesehen  von  den  inter- 
kolonialen Vorzugszöllen  dürften  auch  die  Vorzugszölle  für  Waren  des 
Mutterlandes  kaum  völlig  beseitigt  werden,  mögen  auch  diese  letzteren 
Vorzugszölle  in  absehbarer  Zeit  eine  Minderung  ihres  Wertes  dadurch 
erfahren,  daß  die  unabhängigen  Dominions  dritten  Staaten  vertrags- 
mäßige Zugeständnisse  gewähren,  so  z.  B.  Kanada  an  Frankreich 
im  französisch-kanadischen  Handelsvertrag  vom  19.  September  1907 
und    Kanada    an    Italien    im  Handelsvertrage  vom  6.   Juni  1910. 

Denn  Großbritannien  verfügt  nicht  nur  gegenüber  seinen  ab- 
hängigen Uberseebesitzungen,  sondern  auch  gegenüber  den  unab- 
hängigen Kolonien,  den  Dominions,  über  viele  wichtige  Gewährungen 
auf  politisch-müitärischem  und  wirtschaftlichem  Gebiete.  Diese  hieraus 
für  Kronkolonien  und  Dominions  entspringenden  Vorteile  machen 
ein  baldiges  Dahinschwinden  der  noch  vorhandenen  Einheitsmomente 
des  britischen  Weltreiches  unwahrscheinlich,  insoweit  sich  die  Er- 


■wünschenswert,  da  erst  dann  eine  vollkommen  geregelte  ägyptische  imd  ägyptisch- 
sudanesische  Wasserwirtschaft  bis  zu  den  abessinischen  Nilquellen  möglich  wäre. 
Doch  hat  sich  die  britische  Regierung  noch  unter  Menelik  das  Recht  gesichert,  am 
Blauen  Nil  bis  zum  Tsana-See  im  Herzen  Abessiniens  alle  ihr  nötig  scheinenden 
Stromregelungen  und  Staudämme  ausbauen  zu  dürfen. 

1)  Gemeint  ist  das  chinesische  Reich  mit  ziemlich  unversehrten  „Nebenländern", 
wie  es  noch  vor  der  chinesischen  Revolution  vom  Herbst  191 1  bestand. 
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Wartung  dieses  Dahinschwindens  nur  auf  die  in  drei  Parlaments 
wählen  bezeugte  Unlust  des  Mutterlandes  stützt,  z  u 
einem  Regime  von  Vorzugszöllen  für  koloniale 
Waren  überzugehen^).  i\.ls  derartige,  den  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Zusammenhalt  des  britischen  Weltreiches  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  verbürgende  Faktoren  wären  zu  nennen:  Vorzugszölle 
der  Kolonien  untereinander,  die  den  unversehrten  Bestand  des  Ge- 
samtreiches zur  Voraussetzung  haben;  Bevorzugung  britischer  und 
britisch-kolonialer  Waren  bei  I^ieferungen  im  Mutterlande  und  den 
überseeischen  Besitzungen;  Begünstigung  kolonialer  Kapital sanlagen 
und  Auswanderungsziele  im  britischen  Mutterlande;  die  britische 
Seemacht  als  stärkste  auf  dem  Weltmeer ;  gewaltige  britische  Handels- 
flotte; noch  immer  zum  großen  Teüe  vorhandene  Konzentrierung 
vieler  internationaler  Warenmärkte  inl^ondon^)  trotz  des  Wettbewerbes 
von  Hamburg,  Amsterdam-Rotterdam,  New  York  usw.;  seit  der 
Londoner  Reichskonferenz  (Imperial  Conference)  vom  Mai  191 1  die 
Verständigung  der  lyondoner  Regierung  mit  den  Regierungen  der 
Dominions  über  die  Grundzüge  der  britischen  auswärtigen  Politik. 
Wie  immer  sich  das  Verhältnis  zwischen  Mutterland  und  den 
selbständigen  Kolonien,  den  Dominions,  gestalten  mag,  so  bleibt  hier- 
durch jedenfalls  das  innere  und  vielleicht  auch  äußere  Wachstum  der 
„Großen  Zollgebiete"  innerhalb  des  britischen 
Weltreiches  (Kanada,  Australien,  Südafrika,  Nordostafrika 
und  Indien)  unangefochten.  Höchstens  mag  eine  weitergehende  An- 
lehnung Kanadas,  vielleicht  auch  Neuseelands  und  Australiens  an  die  Ver- 
einigten Staaten  wahrscheinlich  werden,  falls  aus  irgendwelchen,  derzeit 
nicht  ersichtlichen  Gründen  die  weltpolitischen  Kräfte  Großbritanniens  in 
stärkeremMaße  zurückgehen  sollten.  Aber  auch  in  diesem  schlimmsten, 
nicht  gerade  wahrscheinlichen,  aber  immerhin  möglichen  Falle  würde 
eben  nur  das  Zentrum  einiger  zu  „Großen  Zollgebieten"  führender 
Entwicklungen  von  London  nach  Washington  verschoben  werden. 
Doch  das  Viereck  Kapstadt  -Delhi  -Kairo- 
Nigermündung  wird  wohl  auch  dann  noch  immer  Zentral- 
punkte einer  Entwicklung  verbinden,  die  sich  in  der  Richtung  zu  einem 
gewaltigen,  von  London  aus  mehr  oder  weniger  beherrschten  Welt- 
reiche und  „Großem  Zollgebiete"  hin  bewegt.  Jedenfalls  kann  aber 
das  gegenwärtige  britische  Weltreich  in  seiner  Gesamtheit  den  ,, Großen 


^)  Bs  sind  dies  die  Wahlen  voa  Januar  1906,  Januar  und  Dezember  19 10. 
*)  An  dieser  Konzentrierung  nehmen  auch  lyiverpool  imd  Glasgow  teil;  Gegen- 
stände hiervon  sind  auch  die  eigentümlichen  Waren  Gold  und  Silber. 
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Zollgebieten"  insofern  zugerechnet  werden,  als  die  überwiegende 
Masse  seiner  Flächenräume  und  Bewohner  fünf  in  mehr  oder  weniger 
vorgeschrittenen  Stadien  ihrer  Entwicklung  begriffenen  „Großen 
Zollgebieten"  angehört.  Überdies  stehen,  wie  bereits  erwähnt  wurde, 
das  Mutterland  mit  den  Kolonien  und  die  Kolonien  vielfach  unter- 
einander durch  Vorzugszölle,  durch  Bevorzugung  britischer  und 
britisch-kolonialer  Waren  bei  öffentlichen  und  größeren  privaten  Liefe- 
rungen, durch  Begünstigung  kolonialer  Kapitalsanlagen  und  Aus- 
wanderungsziele im  britischen  Mutterlande  usw.  in  derart  enger  Ver- 
bindung, daß  hierdurch  annähernd  ähnliche  Verhältnisse  wie  in  einem 
einheitlichen  „Großen  Zollgebiete"  geschaffen  werden. 

XI.  Der  französische  Reichszollverein  als  „Großes  Zollgebiet"  neuerer 

Auffassung. 

Das  französische  Weltreich,  das  mit  dem  fran- 
zösischen Reichszollverein  nur  zum  großen  Teile,  aber 
keineswegs  völlig  zusammenfällt,  umfaßte  Ende  1910  in  allen  fünf 
Erdteilen  ungefähr  11,5  und  bei  der  Unsicherheit  der  Abgrenzung 
gegenüber  Marokko  vielleicht  sogar  schon  iijQMülionenkm^  mitimge- 
fähr  ^y  Millionen  Einwohnern,  Doch  ist  die  Bevölkerung 
des  französischen  Weltreiches  sehr  steige- 
rungsfähig, insoweit  dieses  vermehrungslustige  tropische  und 
subtropische  Völkerschaften  in  fruchtbaren  Gebieten,  wie  Nord- 
afrika nördlich  der  Wüstengebiete,  westlicher  Sudan  und  westafrika- 
nische Küstengebiete  südlich  vom  Kap  Bojador,  ferner  Madagaskar 
und  Indochina,  umfaßt.  Die  Bevölkerung  des  Mutterlandes  ist  freilich, 
wie  allgemein  bekannt,  ziemlich  stationär.  Gegen  Ende  1913,  nach 
dem  Gewinn  des  weitaus  überwiegenden  Teils  von  Marokko  und  dem 
Verlust  eines  Teüs  von  Französisch-Kongo  an  Deutschland  gemäß 
dem  deutsch-französischen  Marokko-Kongo-Abkommen  vom  4.  No- 
vember 191 1  und  der  Auseinandersetzung  mit  Spanien  vom  27.  No- 
vember 1912,  umfaßte  das  französische  Weltreich  rund  zwölf  Millionen 
Quadratkilometer  mit  ungefähr  95  Millionen  Bewohnern. 

Das  in  der  Entwicklung  zum  französischen  Reichszollverein  be- 
griffene französische  Weltreich  ist  an  systematischer  Gliede- 
rung und  zum  großen  Teile  auch  an  räumlicher 
Geschlossenheit  dem  britischen  Weltreich  weit  überlegen, 
mag  es  auch  an  Umfang,  Bevölkerung  und  weltwirtschaftlicher  Be- 
deutsamkeit hinter  dem  britischen  Widerpart  namhaft  zurückstehen. 
Es  waren  nämlich  Ende  1913  77,5  Prozent  der  Bevölkerung  und  mehr 
als  88  Prozent  des  Flächenraumes,  über  die  das  französische  Weltreich 


XI.    Französischer  Reichszollverein.  359 

verfügt,  in  jenem  Komplex  beisammen,  der  das  Mutterland 
und  den  territorial  geschlossenen  nordwest- 
und  zentralafrikanischen  Besitz  umfaßt.  Dieser 
Komplex  wird  in  seinem  räumlichen  Beieinandersein  nur  durch  das 
schmale  Mittelländische  Meer  zwischen  Marseille  und  Algier  (i — i  % 
Tage  Dampferfahrt)  unterbrochen,  das  den  Zusammenhang  des  Ganzen 
weit  weniger  stört,  als  die  nur  mittels  schwieriger  Eisenbahnbauten 
zu  bewältigenden  Einöden  der  Sahara.  Abgesehen  von  diesen  beiden 
Hindernissen  bestand  ein  ununterbrochener  Zusammenhang  von  der 
Südküste  des  Ärmelkanals  bis  zum  unteren  Kongo  und  vom  Atlanti- 
schen Ozean  bis  zur  lybischen  Wüste^)  und  der  Westgrenze  des  Nil- 
beckens. Doch  seit  der  im  deutsch-französischen 
Kongo  -  Marokko  -  Abkommen  vom  4.  November 
1911  von  Deutschland  erzielten  Vergrößerung  Kameruns  bis  zum 
unteren  Kongo  ist  das  Küstengebiet  von  Französisch-Kongo  mit 
dem  Mittelstück  dieser  französischen  Kolonie  nur  durch  eine  im 
genannten  Vertrag  sichergestellte  Etappenstraße  (auch  Eisen- 
bahnbau-Berechtigung) sowie  durch  die  internationale,  neutrale 
Fahrstraße  des  Kongo-Ubangi  verbunden,  mögen  auch  die  zwei 
an  den  Kongo  heranreichenden  Zungen  deutschen  Gebietes  nur 
schmal  sein. 

Allerdings  stören  den  Zusammenhang  auch  noch  die  britischen 
deutschen,  spanischen  und  portugiesischen  Kolonien  sowie  das  nord- 
amerikanischer Kontrolle  unterliegende  Liberia,  die  von  der  Mündung 
des  Gambia  bis  zu  der  des  Kongo  reichen  und  wiederum  durch  vier 
mehr  oder  minder  breite  Küstenstreifen  französischen  Kolonialgebietes 
(Französisch-Guinea,  Elfenbeinküste,  Dahomey  und  Gabun-Kongo) 
unterbrochen  werden.  Von  diesen  Einkeilungen  fremden  Ge- 
bietes in  Französisch- Westafrika  unterbricht  nur  eine  den  Zusammen- 
hang des  französischen  Besitzes  in  weitgehendem  unangenehmen, 
auch  handelspolitisch  besonders  bedeutsamen 
Maße,  nämlich  jeneEinschiebung  fremden  Gebietes  in  den  französischen 

^)  Zwischen  die  lybische  Wüste  und  die  französische  Sahara  schob  sich  zwar 
seit  Ende  1910  die  Türkei  von  Tripolitanien  her  mit  ihren  militärisch  unterstützten 
Ansprüchen  auf  Tibesti  xind  Borku  ein ;  doch  hat  der  italienische  Eroberimgs- 
zug  nach  Tripolitanien  seit  Herbst  191 1  die  Franzosen  von  diesem  bei  dem  Islam 
der  dortigen  Bevölkerungen  doppelt  lästigen  Wettbewerb  befreit,  und  etwaigen 
italienischen  Festsetzungsversuchen  kam  Frankreich  im  II.  Halbjahr  191 3  durch 
Besitznahme  der  Ivandschaften  Borku  und  Tibesti  zuvor;  diese  liegen  im  Winkel 
zwischen  Wadai,  Darfur,  Kufra  und  Fezzan.  Während  französische  Truppen  Ain- 
Galakka  am  27.  November  19 13  besetzten,  kamen  die  Italiener  erst  am  4.  März  1914 
nach  Mursuk. 
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Besitz,  die  durch  das  britische  Nigeria  zugleich  mit  dem  deutschen 
Kamerun  undSpanisch-Guinea  gebildet  wird^ ).  Immerhin  werden  auch 
durch  die  anderen  Binkeilungen  (britische  Gambia-Kolonie  und 
Portugiesisch-Guinea;  britische  Kolonie  Sierra  Leone  und  lyiberia; 
britische  Goldküste  und  deutsches  Togogebiet)  die  Schwierigkeiten 
erhöht,  denen  der  „Reichszollverein"  in  Französisch-Westafrika  be- 
gegnet. Die  spanischen  Gebiete  im  Norden  Marokkos  und  südlich 
des  eigentlichen  Marokko  (Rio  de  Oro,  Ifni)  stören  weniger,  da  sie 
vorwiegend  das  vorläufig  mit  dem  französischen  Reichszollverein 
nur  lose  zusammenhängende  Französisch-Marokko '  (Zollbegünsti- 
gungen der  auf  dem  I^andwege  aus  Marokko  nach  Algerien  gebrachten 
Waren)  betreffen. 

Der  an  Bevölkerung  und  Flächenraum  kleinere  Rest  des  französi- 
schen Überseereiches  ist  der  Hauptsache  nach  in  zwei  größeren 
Ivändermassen  zusammengeballt:  i.  Madagaskar  samt 
den  angrenzenden  Inselbesitzungen  Reunion,  Comoren  und  Mayotte 
mit  etwa  3,4  Mülionen  Einwohnern  auf  596  000  km 2,  was  Frankreich, 
Belgien  und  Holland  an  Größe  nahezu  entspricht.;  2.  Französisch- 
Hinterindien  oder  Indochina  mit  etwa  17  Millionen  Einwohnern 
auf  720  000  km^,  was  nahezu  ganz  Frankreich  und  den  nichtfranzösi- 
schen linksrheinischen  Gebieten  samt  Holland,  Schweiz,  Piemont, 
Ivombardei  und  I^igurien  an   Größe  gleichkommt. 

"Was  sich  außer  diesen  Landmassen  an  kleinen  iso- 
lierten französischen  Besitzungen  im  Weltmeer 
oder  an  den  Küsten  der  Ozeane  findet,  ist  weder  nach  Umfang,  noch 
nach  Bevölkerungszahl,  noch  nach  Produktion  und  Verbrauchskraft 
von  entscheidender  Bedeutung  oder  auch  nur  besonders  aussichtsreich, 
wie  die  kleinen  Überreste  der  einst  so  ausgedehnten  französischen 
Herrschaft  in  Vorderindien;  das  südchinesische  Pachtgebiet  Kwang- 
tschuwang;  die  nordamerikanischen  Stützpunkte  der  französischen 
Seefischerei  St.  Pierre  und  Miquelon;  die  trotz  ihrer  Kleinheit  noch 
verhältnismäßig  bedeutsamen  Antilleninseln  Martinique  und  Guade- 
loupe nebst  Dependenzen,  welche  an  wirtschaftlichen  Wert  das  weit 
größere,  aber  weniger  Bevölkerung  enthaltende  Französisch-Guayana 
(Cayenne)  vorläufig  noch  namhaft  übertreffen;  das  durch  seinen 
Mineralreichtum  hervorragende  Neukaledonien  nebst  den  anderen 
minder  wichtigen  ozeanischen  Inseln  im  französischen  Besitze;  ge- 


^)  Seit  der  Vergrößerung  Kameruns  bis  zum  unteren  Kongo  durch  das  Deutsch- 
französische-Marokko- Kongo- Abkommen  wirkt  die  erwähnte  „Biukeilung"  noch 
viel  störender. 
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schweige  denn  die  imbewohnten  Stationen  für  Walfischfahrer    usw 
Kerguelen,  St.  Paul  und  Neu-Amsterdam,  die  bereits  im  Grenzgebiet 
zwischen   Indischem  Ozean   und   dem    südlichen  Bismeer   liegen^). 
Soviel  über  die  Gliederung  des  französischen  Weltreiches  vom  geo- 
graphischen Standpunkte. 

Die  systematische  Gliederung  des  französischen  Übersee- 
reiches in  handeis-  und  zollpolitischer  Beziehung^) 
wurde,  nach  verschiedenen  Schwankungen  (Freihandelsperiode  der 
sechziger  Jahre)  imZoUtarife  vom  ii.  Januar  1892  mit  einer  bis  zur 
Überspitzung  gehenden  Folgerichtigkeit  durch- 
geführt. (Das  etwa  Mitte  der  neunziger  Jahre  eroberte  Madagaskar 
wurde  erst  1897  einbezogen,  nachdem  dies  schon  im  Jahre  1896  mit 
den  unweit  Madagaskars  befindlichen  Komoren  geschehen  war.)  Diese 
scharfe  Systematik  kapitulierte  nur  vor  nicht  zu  bewältigenden 
äußeren  Hindernissen  und  beruht  auf  drei  ebenso  einfachen  wie  groß- 
zügigen Grundsätzen: 

I.  Die  französischen  Waren  genießen  in  den  über- 
seeischen Besitzungen  Frankreichs  Zollfreiheit,  während 
Waren  aus  dem  nichtfranzösischen  Auslande  in  den  französischen 
Kolonien  dem  in  Frankreich  selbst  gültigen  Zoll- 
tarife unterliegen.  Eine  mäßige  allgemeine  Verbrauchsabgabe, 
die  rein  fiskalischer  Art  ist  (octroi  de  mer),  trifft  in  den  Kolonien  so- 
wohl französische  als  auch  andere  Waren.  Bei  dieser  Übertragung  eines 
Zolltarif  es,  der  für  ein  westeuropäisches  wohlhabendes  In- 
dustrieland zu  Beginn  der  1890  er  Jahre  zusammengestellt 
wurde,  auf  eine  Anzahl  tropischer  und  subtropischer  in  Entwicklung 
begriffener  Agrarländer  kamen  selbstverständlich  zahlreiche  zoll- 
politische Interessen  dieser  Länder  zu  kurz.  Insbesondere  fehlte  es 
gar  sehr  an  demjenigen,  was  man  „Agrarischen Freihandel"^)  zu  nennen 
gewohnt  ist. 

^)  Von  größerer  Bedeutung  könnte  Französisch  Somaliland 
(Dschibuti)  werden,  falls  es  zur  Teilung  Abessiniens  unter  die  drei  angrenzenden 
Großmächte  England,  Italien,  Frankreich  käme;  diese  Teilung  ist  aber  für  absehbare 
Zeit  aus  mehrfachen  Gründen  (vgl.  Abteilung  IX  dieser  Anlage,  Anmerkung  auf 
Seite  355)  unwahrscheinlich. 

*)  Vgl.  hierüber  die  klare  und  umfassende  Darstellung  in  E.  T  r  e  s  c  h  e  r  , 
„Vorzugszölle"  (Berlin  1908),  Seite  73 — 124,  die  hier  vielfach  benutzt  wurde.  Vgl. 
auch  den  unter  dem  Titel  ,,La  question  du  regime  douanier  colonial"  gebrachten 
Auszug  aus  einer  Denkschrift,  die  von  der  ,,Societe  de  Geographie  Com- 
m  e  r  c  i  a  1  e"  dem  französischen  Kolonialministerium  überreicht  wurde,  in  ,, Monde 
Economique"  vom  4.  März  191 1. 

^)  Vgl.  Abteilung  II  des  Kapitels  II  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches  und 
Anlage  III  im  vorliegenden  Bande. 
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Freilich  erteilte  der  Artikel  IV  des  Zolltarif  es  vom  ii.  Januar  1892 
den  Generalräten  und  Verwaltungsräten  der  Kolonien  die  Ermächti- 
gung, Ausnahmen  vom  Tarife  des  Mutterlandes 
zu  verlangen,  deren  Zulässigkeit  sodann  vom  Staatsrate  zu  überprüfen 
ist.  Auch  wird  im  Artikel  III  des  genannten  Tarifgesetzes  der  französi- 
schen Regierung  die  Befugnis  gegeben,  aus  eigener  Initiative  nach  Ein- 
holung gewisser  fachmännischer  Gutachten  besondere  Zollfestsetzungen 
für  die  Kolonien  zu  treffen.  Aber  die  für  die  einzelnen  Kolonien  zu- 
gestandenen Abweichungen  vom  Zolltarife  des  Mutterlandes  stellten 
zumeist  nur  ein  praktisch,  insbesondere  produktions- 
politisch wenig  belangreiches  Entgegen- 
kommen dar,  wie  z.  B.  Zollerleichterungen  für  gewisse  aus  China 
bezogene  Spezialbedürfnisse  der  in  Französisch-Hinterindien  in  großer 
Anzahl  seßhaften  Chinesen,  relativ  mäßige  Einfuhrzölle  Algeriens 
für  Kaffee  und  Tabak;  oder  es  handelte  sich  um  eine  Rücksichtnahme 
auf  irgendwelche  fiskalische  Bedürfnisse  der  einzelnen  Kolo- 
nialverwaltungen. Deshalb  wurde  z.  B.  in  Tunesien  die  zollfreie 
Einfuhr  französischer  Erzeugnisse  auf  eine  Freiliste  beschränkt,  die 
zwar  viele  und  die  für  Frankreich  wichtigsten  Waren  (Metallwaren, 
Textilerzeugnisse,  Zucker,  geistige  Getränke,  Konfektionsartikel  usw.), 
aber  doch  nicht  alle  umfaßt;  ohne  diese  Zurückhaltung  hätte  nämlich 
die  Bilanzierung  des  tunesischen  Budgets  große  Schwierigkeiten  be- 
reitet. Bei  der  Gewährung  von  Erleichterungen  gegenüber  dem  Zoll- 
tarif des  Mutterlandes  war  leitender  Grundsatz,  Unbequem- 
lichkeiten für  die  französische  Industrie  zu 
vermeiden  und  vorwiegend  nur  für  solche  Artikel  Zollermäßi- 
gungen gegenüber  dem  Tarif  von  1892  einzuräumen,  in  denen  Frank- 
reich, namentlich  nach  seinen  weit  entfernten  überseeischen  Kolonien 
hin,  nicht  exportfähig  ist,  wie  Vieh,  allerlei  tierische  und  pflanzliche 
Nahrungsmittel,  Holz,  öle,  Sämereien  usw.  Diese  Ermäßigungen 
gelten  sodann  einheitlich  für  alle  Herkünfte,  nicht  etwa  als  Minimal- 
sätze eines  Doppeltarif  es.  Rein  imperialistische  Beweg- 
gründe sind  dafür  maßgebend,  daß  in  Algerien  (Artikel  6  des  fran- 
zösischen Gesetzes  vom  17.  Juli  1867  über  die  Zoll  Verhältnisse  Al- 
geriens) jene  Waren  zollfrei  eingelassen  werden,  die  aus  Marokko  und 
den  Gebieten  südlich  von  Algerien  auf  dem  Landwege  anlangen. 
Aber  gerade  diese  Zollbegünstigung  wird  seit  der  endgiltigen  Fest- 
setzung Frankreichs  in  Marokko  von  der  französischen  Industrie 
entschieden  angefochten,  da  hiervon  eine  Entwertung  des  dieser 
Industrie  in  Algerien  zugutekommenden  Zollschutzes  befürchtet 
wird.    Schon  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1913  verlautete,  daß 
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die  französische  Regierung  diese  Zollfreiheit  künftighin  auf  un- 
mittelbare Erzeugnisse  der  marokkanischen  Landwirtschaft  und 
Viehzucht  (mit  Ausschluß  von  Trauben  und  Wein)  beschränken 
wolle, 

2.  Die  Waren  der  französischen  Kolonien  ge- 
nießen in  Frankreich  (bei  direkter  Einfuhr  und  gegen 
vorschriftsmäßige  Ursprungszeugnisse)  Zollfreiheit  mit 
einigen,  vorwiegend  auf  fiskalische  Rücksichten  zurückzu- 
führenden Ausnahmen.  Kakao,  Schokolade,  Kaffe,  Tee,  Pfefifer  und 
eine  Reihe  anderer  Gewürze  durften  nämlich  auch  aus  den  Kolonien 
nicht  zollfrei  eingeführt  werden,  sondern  hatten  die  Hälfte  der  allge- 
meinen Zölle  (Minimalzölle)  ^)  zu  entrichten,  und  Zucker  aus  den  fran- 
zösischen Kolonien  unterliegt  gemäß  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
den  gleichen  Zöllen  wie  Zucker  aus  dem  nichtfranzösischen  Auslande. 
Hierzu  kommen  noch  einige  minder  bedeutsame,  den  freien  Verkehr 
zwischen  demMutterlande  und  den  Kolonien  hemmende  Bestimmungen, 
die  dem  Schutze  der  französischen  Steuermonopole  für  Tabak  und 
Zündhölzchen  sowie  der  französischen  Spielkartenbesteuerung,  ferner 
allerlei  sicherheitspolizeilichen  Zwecken  dienen.  Doch  begann  man 
in  Frankreich  allmählich  die  Ungerechtigkeit  und  politische  Bedenk- 
lichkeit eines  Zustandes  zu  erfassen,  wonach  zwar  die  französischen 
Kolonien  der  Industrie  des  Mutterlandes  zu  zollfreier  Einfuhr  vorbe- 
halten werden,  aber  eine  Reihe  ihrer  wichtigsten  Erzeugnisse  in 
Frankreich  hohen  Finanzzöllen  unterworfen  wird.  Daher  bestimmte 
das  am  i.  Januar  1914  in  Kraft  getretene  Gesetz  vom  5.  August  1913, 
daß  (abgesehen  von  dem  nach  wie  vor  minder  günstig  behandelten 
Pfeffer  und  dem  durch  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  zolltarifarisch 
festgelegten  Zucker)  künftighin  Kakao,  Kaffee,  Tee,  Piment,  Zimt, 
Zimtkassia,  Amomen  und  Kardamomen,  Muskatnüsse  und  Muskat- 
blüten, Vanille,  allerdings  nur  bei  unmittelbarer  Einfuhr,  in  Frank- 
reich Zollfreiheit  genießen. 

3.  Erzeugnisse  einer  französischen  Über- 
seebesitzung unterliegen  bei  der  Einfuhr  in 
eine  andere  französische  Kolonie  keinerlei 
Zöllen.  Auch  in  dieser  Beziehung  nimmt  Tunesien  eine  gewisse 
Ausnahmsstellung  ein.  Es  behandelt  die  aus  den  französischen  Über- 
seebesitzungen einlangenden  Waren  in  gleicher  Weise  wie  die  aus 
Frankreich  kommenden  Waren  selbst.    Auch  wird  in  Algerien  nur  den 


^)  B  ei  Pfeffer  wird  der  Minimalzoll  von  3 1 2  Franken  pro  1 00  kg  nur  um  1 04  Franken 
für  bestimmte  Mengen  aus  Französisch-Hinterindien  vermindert. 
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auf  dem  Landwege  kommenden  tunesischen  Waren  die  ZoUfreiheit 
zuteil.  Algerien  selbst  konnte,  wie  das  Mutterland,  aus  fiskalischen 
Gründen  auf  die  Zölle  für  jene  Kolonialwaren  nicht  verzichten,  die 
französischen  Besitzungen  entstammen. 

Doch  wurden  der  französischen  Zollpolitik  große  Ab- 
weichungen von  diesen  ebenso  einfachen  wie  klaren  Grundsätzen 
durch  zwingende  geographische  und  völker- 
rechtliche Momente  aufgenötigt.  Die  Gesellschafts- 
Inseln  (und  benachbarte  französische  Inselbesitzungen)  sind  vom 
Mutterlande  zu  weit  entfernt  und  auf  die  Zufuhr  aus  Nordamerika 
und  Australien-Neuseeland  in  hohem  Maße  angewiesen;  daher  konnte 
ihnen  das  normale  Vorzugszollsystem  zugunsten  des  Mutterlandes 
auf  Grundlage  des  Zolltarifs  von  1892  ohne  schwerste  Benachteiligung 
und  offensichtliche  Verletzung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen  nicht 
auferlegt  werden.  Der  völligen  „AssimÜierung"  von  Tahiti  stand 
noch  überdies  der  Umstand  im  Weg,  daß  der  Hauptartikel  dieser  Insel, 
die  Vanille,  in  Frankreich  nur  halbe  Zollermäßigung  aber  keine 
Zollfreiheit  genoßt).  Bis  1892  waren  Tahiti  und  die  benachbarten 
französischen  Inselgruppen  sogar  Freigebiete,  wie  etwa  bis  1908 
die  deutschen  Karolinen.  Erst  vom  Jahre  1892  an  wurden  nicht- 
französische Erzeugnisse  mit  immerhin  mäßigen  Wertzöllen  von  acht 
bis  zwanzig  Prozent  belastet.  Das  gleichfalls  sehr  weit  vom  Mutter- 
lande und  den  übrigen  französischen  Kolonien  entfernte  N  e  u  - 
kaledonien  samt  benachbarten  Inselgruppen  gehört  freilich  seit 
1892,  obwohl  es  gleichfalls  früher  Freigebiet  war,  den  auf  Grundlage 
des  Zolltarifs  von  1892  „assimilierten"  Kolonien  an,  gleich  Hinter- 
indien, Algerien  usw. 

Französisch-Somaliland,  das  noch  immer  haupt- 
sächlich dem  Durchfuhrhandel  mit  Abessinien  dient  (eine  verhältnis- 
mäßig kleine  Besitzung  von  21  000  km^  mit  mehr  als  200  000  Ein- 
wohnern) sowie  das  1898  von  den  Franzosen  besetzte  K  w  a  n  g  - 
tschuwang  an  der  Küste  der  südchinesischen  Provinz  Kwangtung, 
das  für  den  Transitverkehr  mit  Südchina  von  Nutzen  ist,  sind  in  den 
Bereich  der  französischen  Vorzugszölle  nicht  einbezogen  worden, 
sondern  Freigebiete  geblieben.  Auch  die  kleinen  französischen 
Besitzungen  in  Vorderindien  sind  mit  dem  riesen- 
haften Zollgebiete  von  Britisch-Ostindien  so  eng  verbunden,  daß  man 
sie  außerhalb  des  grundsätzlichen  Vorzugszollsystems  beließ.     Doch 


1)  Das  Seite  363  erwähnte  französische  Gesetz  vom  5.  August  19 13  hat  aber  der 
kolonialen  Vanille  in  Frankreich  Zollfreiheit  gewährt. 
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wurde  im  Zolltarife  von  1892  den  in  Französisch- Vorderindien  (nament- 
lich in  Pondichery)  erzeugten  Baumwollwaren  eine  Vorzugsstellung 
(Zollfreiheit)  bei  der  Einfuhr  in  den  französischen  Kolonien  eingeräumt, 
später  wurde  aber  mittels  Gesetzes  vom  19.  April  1904  diese  Be- 
günstigung auf  ein  festes  Kontingent  beschränkt. 

Eine  ganze  Fülle  von  Ausnahmen  vom  allgemeinen  Vorzugszoll- 
System  auf  Grundlage  des  Tarifes  von  1892  enthält  Französisch- 
Westafrika.  Gabun  ist  sogar  die  einzige  der  dortigen  fran- 
zösischen Kolonien,  deren  Zolls3^stem  auf  Grundlage  des  Zolltarifs 
von  1892  dem  des  Mutterlandes  „assimiliert"  wurde.  Als  der  fran- 
zösische Tarif  vom  11.  Januar  1892  festgestellt  wurde,  entbehrte 
Französisch-Westafrika  und  mit  ihm  auch  Französisch-Nordafrika 
noch  jenes  wertvollen  territorialen  Zusammenhanges, 
der  gegenwärtig  beide  französische  Gebiete  zusammen  mit  der  west- 
lichen und  mittleren  Sahara  zu  einem  weltreichsähnlichen  Gebilde 
macht.  Vom  konsolidierten  Französisch-Westafrika  zu  Ende  1913 
besaßen  die  Franzosen  im  Jahre  1892  nur  einzelne  Küsten- 
strecken; von  dort  aus  hatten  sie  mehr  oder  minder  weit  ins 
Binnenland  hinein,  am  weitesten  noch  von  Senegambien  aus,  festen 
Besitz  oder  wenigstens  eine  von  den  eingeborenen  Völkerschaften 
anerkannte  Schutzherrschaft  gewonnen.  Jedes  dieser  Küstengebiete, 
das  vom  anderen  durch  Kolonialbesitz  europäischer  Staaten  sowie 
durch  das  selbständige  Liberia  getrennt  war,  mußte  daher  eine  zoll- 
politische Individualität  für  sich  büden. 

Nun  waren  Abgrenzungen  gegenüber  den  Nachbarkolonien  un- 
sicher, der  Schmuggel  konnte  inmitten  der  afrikanischen  Urwälder 
kaum  verhütet  werden,  und  die  französischen  Häfen  an  der  west- 
afrikanischen Küste  waren  zum  großen  Teüe  nur  als  Transit- 
plätze für  den  Handelsverkehr  mit  dem  Binnenlande  von  Be- 
deutung. Daher  kamen  zwischen  den  in  Westafrika  zu  Besitz  gelangten 
Kolonialstaaten  sogar  Gleichbegünstigungs-Abma- 
c  h  u  n  g  e  n  zustande :  zwischen  Deutschland  und  England  bezüglich 
Nigeria-Kamerun  (1885),  zwischen  England  und  Frankreich  bezüglich 
Zahnküste-  Goldküste  (1898)  und  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  bezüglich  Dahomey-  Togo  (1887).  HinsichtHch  des 
französischenKongogebietes  (südlich  von  2^  30'  nördlicher  Breite,  sodann 
bis  zu  den  Wasserscheiden  des  Ogowe,  Schari  und  Nil)  unterwarf  sich 
Frankreich  sogar  der  Generalakte  der  Berliner  Kongokonferenz  von  1885 
mit  ihren  Bestimmungen  über  das  westliche  Kongobeckeu 
als  Gebiet  der  offenen  Tür.  Da  Frankreich  auch  zu  seinen  weiteren 
großen   Erwerbungen  und  Eroberungen   im   Binnenlande   bis  zum 


366  Anlage  X.     Details  über  die  großen  Zollgebiete;  Subkontinente. 

Schari  und  darüber  hinaus  (Wadai  1908 — 191 1)  nur  über  die  Küste 
des  Französischen  Kongogebietes  kommen  konnte^),  mußten  auch  aus- 
gedehnte Gebiete,  die  in  den  ausdrücklichen  Abmachungen  der  Berliner 
Kongokonferenz  nicht  inbegriffen  sind,  vorläufig  dem  gleichen  Zoll- 
regime unterworfen  werden. 

In  den  französischen  Hafenplätzen  von  Senegambien  und 
Guinea,  also  vom  Kap  Blanco  an  bis  zur  Nordgrenze  der  britischen 
Kolonie  Sierra  Leone  werden  zwar,  neben  dem  fiskalischen  fünf- 
prozentigen  Wertzolle  für  französische  Waren,  den  nichtfranzösischen 
Erzeugnissen  seit  1890  noch  Zuschlagszölle  von  sieben  Prozent  auf- 
erlegt, an  deren  Stelle  für  einzelne  Artikel,  namentlich  geistige  Ge- 
tränke, spezifische  Sätze  traten.  Auch  blieb  noch  von  früheren  Zeiten 
her  der  Zoll  von  2,5  Centimes  für  den  Meter  französischer  Baumwoll- 
webwaren neben  einem  Zuschlagszolle  von  6  Centimes  für  fremde 
Erzeugnisse  der  Baumwollweberei  (Guinea  cloth)  bestehen.  Diese 
Differenzierung  nichtfranzösischer  Waren  in 
Senegambien-Guinea  ist  aber  noch  immer  weit  weniger  empfindlich, 
als  jene  in  anderen  französischen  Kolonien,  die,  biei  Zollfreiheit  fran- 
zösischer Waren,  den  fremden  die  Sätze  des  französischen  Tarifes  von 
1892  auferlegen.  Aber  Frankreich  konnte  kaum  weiter  gehen,  wollte 
es  nicht  hinsichtlich  der  Bedarfsdeckung  des  nur  schwer  zu  kontrollie- 
renden westafrikanischen  Binnenlandes  jenen  Transitplätzen  oder 
Einfuhrhäfen  einen  Vorsprung  verschaffen,  die  sich  in  den  unter  nicht- 
französischer Staatshoheit  stehenden  westafrikanischen  Küstenge- 
bieten befinden. 

Seither  ist  freüich  von  den  Hafenplätzen  Senegambiens  und 
Französisch-Guineas  aus  ein  sehr  bedeutender  Teü  des  in  französischem 
Besitze  befindlichen  westafrikanischen  Binnenlandes  durch  Eisenbahn- 
bauten und  die  Nigerschiffahrt  dem  Handelsverkehr  und  einer  wirk- 
samen Herrschaftsausübung  Frankreichs  erschlossen  worden.  Hiermit 
hat  sich  auch  die  Wirksamkeit  der  in  den  genannten  Häfen  erhobenen 
Vorzugszölle  für  französische  Waren  namhaft  erweitert.  Die  diesem 
V o r z u g s z o 1 1 r e g  i  m  e  unterworfenen  französi- 
schen Territorien  Senegal,  Obersenegal  und  Niger  mit- 
samt Guinea  umfassen  gegenwärtig   i  257  000  km*^   mit  etwa   acht 


1)  Hieraus  geht  die  Wichtigkeit  hervor,  welche  die  im  deutsch-französischen 
Marokko-Kongo-Abkommen  vom  4.  November  191 1  von  der  französischen  Regierung 
für  ihr  I^and  vorbehaltenen  Etappenstraßen  und  Eisenbahnbau-Berechtigimgen 
durch  das  an  Deutschland  abgetretene  Gebiet  von  ungefähr  250,000  km*  zwischen 
der  alten  Grenze  von  Kamerun  und  dem  unteren  Kongo  besitzen,  worüber  vgl.  Seite 
359  und  Anmerkung  i  auf  Seite  360. 
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MillionenEinwohnerni).  Dagegen  bleiben  die  beiden  „G  e  b  i  e  t  e  der 
offenenTür"  Elfenbeinküste  und  Dahome  auf  432  200  km^  mit  etwa 
2,3  Millionen  Einwohnern  beschränkt.  Französisch-Kongo, 
soweit  es  dem  Regime  des  ,, westlichen  Kongobeckens"  als  „Gebiet 
der  offenen  Tür"  angehört  (also  ohne  das  etwa  170  000  km^  zählende 
Gabun)  oder  aus  Verlegenheitsgründen  diesem  Regime  vorläufig 
unterstellt  wurde  (Ubangi-,  Schari-  und  Tschadterritorien)  umfaßte 
Ende  1910  freilich  etwa  1,6  Millionen  km^  mit  3 — 5  Millionen  Ein- 
wohnern. Dazu  kam  noch  Wadai  mit  200  000  km^  und  2  Millionen 
Einwohnern,  mit  dessen  Eroberung  die  Franzosen  1908 — 191 1  be- 
schäftigt waren;  von  diesen  1,8  Millionen  km^  trat  aber  Frankreich 
an  Deutschland,  nach  dem  Marokko-Kongo-Abkommen  vom  4.  No- 
vember 1911,  etwa  250  000  km2  ab.  Hierzu  kämen  die  im 
allgemeinen  wüsten,  wirtschaftlich  wenig  bedeutsamen  I^and- 
schaften  Tibesti  und  Borku,  worüber  vergleiche  Seite  359  An- 
merkung  I. 

In  Mauretanien,  dem  etwa  900  000  km^  großen,  aber  nur 
von  ungefähr  225  000  Köpfen  bewohnten  Landstrich  zwischen  Sene- 
galgebiet und  dem  südlichenMarokko,unmittelbarwestlich  vom  Atlanti- 
sch^! Ozean  und  dem  spanischen  Rio  de  Oro,  hören  die  gelegentlichen 
Scharmützel  und  Überfälle  französischer  Truppen  nicht  auf.  Es  büdet 
kaum  politisch  ein  Gebiet  des  französischen  Weltreiches,  geschweige 
denn  wirtschaftlich  einen  Bestandteü  des  französischen  Reichszoll- 
vereines. Auch  das  große  Saharagebiet  zwischen  dem  müi- 
tärisch  besetzten  Südrande  Algeriens  (etwa  29.  Grad  nödlicher  Breite) 
und  den  fruchtbaren  Sudangebieten  ist  zwar  bereits  von  einer  Anzahl 
französischer  müitärischer  Expeditionen  durchzogen,  aber  noch  kaum 
auch  nur  militärisch,  geschweige  denn  wirtschaftlich  erobert  worden, 
mögen  auch  an  einzelnen  Stellen,  so  im  Oasengebiet  Tidikelt  mit 
Insalah,  dauernde  Festsetzungen  französischer  Truppen  tiefer  nach 
dem  Süden  zu  stattgefunden  haben. 

Abgesehen  vom  Senegal-Gebiet,  dessen  Verbindung  mit 
dem  Nigergebiet,  wie  erwähnt,  durch  Eisenbahnen  und  Fluß- 
schiffahrt bereits  sichergestellt  wurde,  ist  demnach  Französisch- West- 
afrika ähnlich  wie  vor  zwei  Jahrzehnten,  wenn  auch  in  geringerem 
Grade,  noch  immer  eine  Anhäufung  von  Küstengebieten, 
deren   politisch-wirtschaftliche   Erweiterung   ins   Binnenland   hinein 

^)  Inbegriffen  hierin  ist  noch  das  sogenannte  ,,M  ilitärterritoriu  m" 
von  etwa  1,38  Millionen  km*  (östlich  von  Timbuktu,  zwischen  der  Sahara  im  Norden, 
der  Nordgrenze  des  französischen  Dahome- Gebietes  und  des  britischen  Nigeria  im 
Süden)   mit  etwa  einer  Million  Einwohnern. 
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nur  mühselig  mittels  militärischer  Maßregeln  und  Eisenbahnbauten 
fortschreitet.  Hierzu  kommt  noch  der  einer  Trennung  nahe- 
kommende Einschnitt  in  F r a n z ö s i s c h - W e s t- 
a  f  r  i  k  a,  der,  wie  gleichfalls  bereits  früher  erwähnt  wurde,  durch 
die  britischen,  deutschen  und  spanischen  Kolonien  Nigeria,  Kamerun 
und  Spanisch-Guinea  gebildet  wird.  Infolge  dieses  Einschnittes  sind 
die  französischen  Ubangi-,  Schari-  und  Tschadterritorien  nebst  Wadai 
(abgesehen  von  der  weitläufigen,  nichtständigen  Binnenschiffahrts- 
Verbindung  Niger-Benue-IvOgone-Schari)  nur  von  dem  zum  westlichen 
Kongobecken  gehörigen  französischen  Kongogebiet  aus  zugänglich 
und  unterliegen  daher  vorläufig  dem  gleichen  Regime  der  offenen  Tür 
wie  dieses.  EineÄnderung  in  diesen  Verhältnissen i),  wodurch  der  bisher 
bloß  auf  der  Landkarte  bestehende,  ununterbrochene  territoriale  Zu- 
sammenhang von  Französisch-Nord-  und  Westafrika  vom  Mittelmeer 
bis  zum  unteren  Kongo  erst  zur  lebendigen  Tatsache  würde,  könnte 
nur  durch  das  langwierige,  schwierige  und  kostspielige  Werk  der 
Saharabahn  bewirkt  werden.  Diese  Eisenbahn  müßte  von  Al- 
gerien aus  nach  dem  Niger-Tschadgebiet  geführt  werden;  sie  würde 
dann  auch  Wadai  sowie  die  Besitzungen  am  Schari  und  Ubangi  in 
eine  bequeme  Verbindung  mit  Frankreich  bringen,  die  von  den  Häfen 
in  Französisch-Kongo,  diesem  Gebiete  der  offenen  Tür,  unabhängig 
wäre.  Vorläufig  wurde  erst  die  von  Bone-Philippeville  nach  der 
Oase  Biskra  (am  Südabhang  des  ostalgerischen  Atlas)  führende 
Eisenbahn  in  der  ersten  Jahreshälfte  1914  bis  nach  Tuggurt  südwärts 
verlängert.  Die  derzeitigen  italienischen  Pläne  einer  Eisenbahn  von 
Tripolis  über  Mursuk  zum  Tschadsee  dürften  wohl  auf  die  unentbehr- 
liche französische  Unterstützung  nicht  zu  rechnen  haben. 

Innerhalb  des  französischen  Weltreiches  befinden  sich  also  noch 
heute  umfangreiche  Gebiete,  wie  Kwangtschuwang,  Französisch- Vorder- 
indien, Somalüand,  Kongogebiet,  Dahome,  Elfenbeinküste,  die 
dem  französischen  Reichszollvereine  insofern 
nicht  angehören,  als  dort  französische  Waren  keine  Zollbe- 
günstigung genießen,  sondern  höchstens  bei  der  Deckung  des  bedeuten- 
den öffentlichen  Bedarfs  bevorzugt  werden.  Hierzu 
kommen  noch  andere  Bestandteüe  des  französischen  Weltreiches,  die 
zwar  dem  Reichszollvereine  insofern  angehören,  als  dort  französische 
Waren  nicht  nur  bei  Deckung  des  öffentlichen  Bedarfs  bevorzugt, 
sondern    auch     in      den     Einfuhrzöllen     mehr     oder 


1)  Inwiefern  diese  Verhältnisse  durch  die  Erweiterung  der  deutschen  Kolonie 
Kamerun  gemäß  dem  deutsch-französischen  Marokko- Kongo- Abkommen  vom 
4.  November  191 1  beeinflußt  wurden,  siehe  Seite  359  und  Anmerkvmg  i  auf  Seite  360.. 
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weniger  begünstigt  werden,  wie  Senegalgebiet  samt  Fran- 
zösisch-Guinea,  Tunesien  und  Tahiti.  Aber  diese  Zollbegünstigung 
der  französischen  Waren  geht  namentlich  in  Westafrika  und 
Tahiti  durchaus  nicht  so  weit,  wie  in  jenen  Kolonien,  in  denen  die 
Waren  der  Auslandsstaaten  einfach  nach  dem  französischen  Zolltarif 
von  1892,  mit  einigen  für  Frankreichs  Fabrikatenausfuhr  belanglosen 
Ausnahmen  behandelt  werden.  Daher  ist  dieses  Zollregime  für  Frank- 
reich formell  nicht  so  vorteilhaft  wie  das  der  völlig  „assimilierten" 
Kolonialbesitzungen.  Die  Erzeugnisse  der  niclit  völlig  oder  überhaupt 
nicht  „assimilierten"  Kolonialbesitzungen  werden  demgemäß  im 
Mutterlande  grundsätzlich  nur  wenig  bevorzugt,  indem 
ihnen  nur  der  Minimaltarif  d.  h.  die  Meistbegünsti- 
gung zugestanden  wird.  Die  strenge,  ausnahmslose  Durchführung 
dieses  Grundsatzes  würde  aber  den  dauernden  Fortschritten  dieser 
Kolonien  abträglich  sein,  auf  deren  schließliche  Einbeziehung  in  den 
engeren  Rahmen  des  französischen  Reichszollvereines  immer  noch  ge- 
rechnet wird.  Indirekt  würde  hierdurch  auch  das  Mutter- 
land geschädigt  werden.  Denn  dieses  zieht  nicht  geringen 
Vorteü  aus  der  kleineren  Zollbegünstigimg  in  Tahiti,  Westafrika  und 
namentlich  Tunesien,  ja  sogar  aus  seiner  Vorzugsstellung  bei  der 
Deckung  des  öffentlichen  Bedarfs  in  jenen  Kolonien,  die  den  französi- 
schen Waren  keine  besonderen  Zollbegünstigungen  gewähren,  ganz 
abgesehen  von  der  Kapitalsbeteiligung  zahlreicher  Franzosen  an  der 
Produktion  und  den  Verkehrsunternehmungen  dieser  kolonialen 
Besitzungen. 

Diesen  Erwägimgen  trug  folgende  Bestimmung  in  Artikel  III 
des  ZoUtarifes  von  1892  Rechnung:  „Naturprodukte  oder  Erzeugnisse 
von  Westafrika  (mit  Ausnahme  von  Gabun),  Tahiti  samt  Dependenzen, 
von  den  französischen  Besitzungen  in  Vorderindien  und  dem  französi- 
schen Somaligebiet  können  im  Zolle  ermäßigt  oder 
vom  Zolle  befreit  werden  gemäß  Beschlüssen  des  Staats- 
rates, welche  für  eine  der  genannten  Kolonien  die  einzelnen  Waren 
und  ihre  Einfiüirmengen  feststellen."  Solche  Zollbegünstigungen 
wurden  z.  B.  gewährt:  verschiedenen  ölen  (Palmöl),  Hölzern  und 
Kaffee  aus  Französisch-Westafrika,  Bananen  aus 
Französisch  -Guinea,  Kakao  aus  Dahome,  Guinea  und 
dem  Kongogebiet;  Vanille  aus  Tahiti;  Mais,  Kakao,  Vanüle, 
Kaffee,  die  auf  den  Neuhebriden,  einem  seit  1887  bestehenden 
englisch-französischen  Kondominium,  von  französischen  Gesellschaften 
gewonnen  werden  (bei  der  Einfuhr  im  benachbarten  Neukaledonien 
und  in  Frankreich) ;  einer  Reihe  landwirtschaftlicher  tunesischer 

8ehild«r.    II.  24 
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Erzeugnisse^)  (Getreide,  Oliven-  und  Sulfuröl,  Vieh,  Geflügel,  Wild, 
Schildkröten,  Wein)  bei  der  direkten  Einfuhr  in  Frankreich  auf  fran- 
zösischen Schiffen. 

Die  französischen  Besitzungen  in  Nord-  und  Westafrika  sind 
sicherlich  das  zweite  Zentrum  de  s  französischen 
Weltreiches  neben  dem  europäischen  Mutterlande  selbst, 
wofür  vergleichsweise  ebenfalls  jenes  Beispiel  von  den  Doppelsternen 
herangezogen  werden  kann,  das  früher  zu  Erläuterung  des  Verhält- 
nisses zwischen  Großbritannien  und  Indien  innerhalb  des  britischen 
Weltreiches  benützt  wurde 2).  Der  Vergleich  „Großbritannien-Indien" 
tmd  „Frankreich-Französisch  Nord-  und  Westafrika"  hätte  noch  viel 
mehr  für  sich,  wenn  die  genannten  afrikanischen  Besitzungen  Frank- 
reichs durch  entsprechende  militärische  und  verkehrspolitische  Maß- 
regeln auch  bereits  tatsächlich  zu  einer  wirtschaftlich- 
politischen  Einheit  gemacht  worden  wären  und  nicht  bloß 
auf  der  Landkarte  eine  riesenhafte  kontinentale  Masse  ununter- 
brochenen Zusammenhangs  darstellten.  Die  Bevölkerung  dieses 
Riesengebietes  von  9,82  Millionen  km^  wird  schon  derzeit  auf  34 
Millionen  Menschen  geschätzt.  Mindestens  3,7  Millionen  km^  dieser 
Ländermasse  sind  den  fruchtbarsten  Tropen-  und 
Subtropengbieten  beizuzählen.  Vom  verbleibenden  Rest 
dürften  noch  weite  Strecken  für  bergbauliche  Ausnützung  (Salz, 
Salpeter,  Phosphate  usw.),  für  Viehzucht  und  bei  rationeller  Wasser- 
suche sogar  für  Ackerbau  (Palmen)  brauchbar  sein. 

Unter  solchen  Umständen  liegt  es  wohl  in  den  Grenzen  der  Möglich- 
keit und  sogar  Wahrscheinlichkeit,  binnen  einiger  Generationen  eine 
Verachtfachung  und  sogar  Verzehnfachung  der  gegenwärtigen  Bevölke- 
rungsziffern von  Französisch  Nord-  und  Westafrika  (rund  34  Millionen) 
zu  erwarten.  Dort  hätte  auch  der  in  Rechnung  zu  ziehende  sorg- 
lose V  er  mehr un gs t r ieb  t r o p i s ch - sub t r o p i - 
scher  Bevölkerungen  jene  Beihilfen  zur  Verfügung,  ohne 
die  er  seine  volle  Wirkung  nicht  entfalten  kann :  Landfrieden  und  ge- 
sicherte Rechtsordnung  sowie  durchgreifende  Gesundheitspolizei 
eines  kolonisierenden  Staates  europäischer  Kultur.  Kämen  hierzu 
noch  die  Saharabahn  mit  Anschlußbahnen  nach  Wadai,  dem 
Kongogebiet,    Dahome,    Zahnküste,    Französisch-Guinea    und  Sene- 


^)  Mit  den  Zollbegünstigungen  für  tunesische  Erzeugnisse  wurde  im  Jahre  1890 
begonnen,  obwohl  Frankreich  infolge  langfristiger  älterer  tunesischer  Handelsverträge 
erst  im  Jahre  1898  dazu  kam,  in  dem  von  ihm  1881  eroberten  Lande  ausgiebige  Vor- 
zugszölle für  französische  Waren  einzuführen. 

»)  Siehe  Abteilung  IV  dieser  Anlage,  Seite  325. 
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gal,  sodann  westöstliche  Bahnlinien  von  Casablanca  nach  Tunis 
und  von  der  Senegalmündung  nach  Abescher  (nahe  der  Wadai-Darfur- 
Grenze),  dann  ergäbe  sich  im  Laufe  des  zwanzigsten  und  einund- 
zwanzigsten Jahrhunderts  ein  französisch-afrikanisches  Seitenstück 
zu  dem  gegenwärtigen  gewaltigen  angloindischen  Reiche  in  Süd- 
asien. 

Überdies  kommen  die  französischen  Besitzungen  in  Nord-  und 
Westafrika  für  Frankreich  schon  heute  ähnlich  wie  seit  jeher  Indien  für 
Großbritannien  auch  als  Rohstoff-  und  Nahrungs- 
mittellieferanten bedeutsam  in  Betracht.  Das  Getreide  und 
Fleisch  (Vieh)  sowie  Südfrüchte  und  Obst  Algeriens  erleichtern  den 
Franzosen  den  Druck  ihrer  hohen  AgrarzöUe,  und  für  die  Industrie 
Frankreichs  sind  von  Wichtigkeit  die  Wolle,  Häute,  Kork,  Erze,  Haifa, 
Phosphate  Algeriens,  die  Materialien  zur  ölfabrikation,  harten  und 
feinen  Hölzer,  Kautschuk  und  Gummiarabikum,  Kola  usw.  West- 
afrikas, das  Olivenöl,  die  Datteln,  Esparto,  die  Erze  und  Phosphate 
Tunesiens^).  Auch  als  Lieferanten  für  Baumwolle  werden  sich 
Französisch  Nord-  und  Westafrika  wohl  noch  glänzend  bewähren. 
Die  Verwendbarkeit  von  Berber-,  Araberregimentern 
und  auch  Negertruppen  für  die  Zwecke  des  französischen 
Imperialismus  könnte  von  ähnlicher  Bedeutsamkeit  werden,  wie  die 
Benutzung  indischer  Soldaten  durch  den  britischen  Imperialismus. 

Jedenfalls  sind  bereits  derzeit  etwa  3,6  Millionen  km^  freüich 
nichtzusammenhängender  Landmassen  in  Nord-  und  Westafrika 
durch  mehr  oder  minder  weitgehende  Vorzugszölle  für 
französische  und  französisch-koloniale  Waren 
mit  dem  Reichszollverein  verbunden.  Auch  in  jene  zu  Französisch- 
Westaf rika  gehörenden  Kolonien,  die  gegenwärtig  noch  Ge  b  i  e  t  e 
der  offenen  Tür  sind,  reicht  der  französische  Reichszollverein 
bereits  insofern  herein,  als  eine  Reihe  wichtiger  Ausfuhrwaren  dieser 
Gebiete  im  Mutterlande  Zollbegünstigungen  ge- 
nießt^).  Hierzu  kommen  noch,  mit  dem  französischen  Reichszollverein 
innig  verbunden,  die  größeren  Komplexe  Madagaskar 

1)  Marokko,  obwohl  derzeit  und  wohl  noch  für  lange  ein  Gebiet  der  offenen 
Tür,  ist  bereits  für  die  Versorgung  Algeriens  und  Frankreichs  mit  Erzeugnissen  der 
Viehzucht  (Schlachtvieh,  Häute,  Wolle,  Därme,  Geflügel,  Eier,  Wachs  usw.)  von 
Wichtigkeit  geworden  und  dürfte  es  noch  des  weiteren  für  Südfrüchte,  Kork,  ver- 
schiedene Mineralien,  namenüich  Eisenerze  werden. 

*)  Sobald  die  Eroberung  der  französischen  Zone  in  Marokko  beendet  und  der 
Friede  dort  hergestellt  sein  wird,  dürften  auch  die  landwirtschaftlichen  Erzeugungen 
Marokkos  ähnliche  Begünstigungen  für  ihre  Warensendungen  nach  Frankreich  er- 
halten. 

24* 


372  Anlage  X.   Details  über  die  großen  Zollgebiete;  Subkontinente. 

und  Französisch-Hinterindien  sowie  eine  Anzahl 
kleinerer  Kolonien,  wie  Reunion,  Comoren,  i  die  fest- 
ländischen und  insularen  Besitzungen  Frankreichs  in  Amerika,  Neu- 
kaledonien  und  Tahiti  samt  ihren  Nachbar inseln.  All  dies  ergibt  mit 
dem  Mutterlande,  trotz  des  noch  nicht  ganz  lückenlosen  Zusammen- 
hanges sowie  der  Gebiete  der  offenen  Tür  in  Nord-  und  Westafrika, 
bereits  derzeit  etwa  5,8  Millionen  km^  mit  mehr  als  79  Millionen  Ein- 
wohnern, Das  gesamte  französische  Weltreich  hat  demgegenüber 
gegenwärtig  zwar  zwölf  Millionen  km 2,  aber  nur  etwa  95  Mülionen 
Einwohner;  denn  die  verbleibenden  rund  6,2  Millionen  km^  bestehen 
zum  weitaus  überwiegenden  Teile,  nämlich  zu  mehr  als  fünf 
Siebentel,  aus  derzeit  noch  sehr  schütter  bewohnten  Sahara- 
gebieten (nebst  Mauretanien)  mit  rund  700  000  Einwohnern. 
Diese  Saharagebiete  dürften  es  in  absehbarer  Zeit,  sogar  unter  An- 
nahme reichlicher  Mineralfunde  und  vieler  erfolggekrönter  Brunnen- 
bohrungen, bestenfalls  auf  wenige  Millionen  Bewohner  bringen.  Um 
so  gewaltiger  sind  aber  die  Aussichten  für  das  Wachstum  an  Bevölke- 
rung und  Wohlhabenheit  in  den  verbleibenden  rund  zwei  Mülionen 
km^  tropisch-fruchtbarer  Gebiete  der  offenen 
Tür,  Zahnküste,  Dahome,  Französisch-Kongo ;  diese  Kolonien 
dürften,  gleich  dem  Senegal  und  Französisch-Guinea,  in  den  fran- 
zösischen Reichszollverein  einbezogen  werden,  sobald  sie  nur  durch 
Schaffung  besserer  Verkehrsmittel  in  innigere  Verbindung  mit  dem 
Hauptkörper  von  Französisch-Westafrika  gebracht  sein  werden 
und  sobald  nur  bei  dichterer  Besiedlung  dieser  Gebiete  eine  bessere 
Zollüberwachung  ihrer  Landgrenzen  möglich  sein  wird.  Die  völlige 
Einbeziehung  des  bisherigen  Gebiets  der  offenen  Tür  Marokko  in  den 
französischen  Reichszollverein  ist  dagegen  für  irgendwie  absehbare 
Zeit  recht  unwahrscheinlich. 

Den  festen  Kitt  dieses  riesigen  Zollvereins  bildet  gegenwärtig 
die  Tatsache,  daß  Frankreich  als  Industriestaat 
aus  dem  freien,  dabei  aber  gegen  das  nichtfranzösische  Ausland  zoll- 
geschützten Verkehre  mit  seinen  überseeischen  Be- 
sitzungen, die  überwiegend  Rohstofflieferanten 
und  Agrarproduzenten  sind,  großen  Vorteil  zieht.  Unter 
diesen  überseeischen  Besitzungen  sind  Algier  und  Tunesien 
durch  den  mehr  oder  minder  freien  Absatz  ihrer  Agrarprodukte  (Vieh, 
Getreide,  Wein,  öl,  Gartenbauerzeugnisse  usw.)  nach  dem  aufnahms- 
fähigen,  nahegelegenen  französischen  Markte  am  besten  daran,  zumal 
Tunesien,  im  Gegensatze  zu  Algerien,  bisher  nicht  den  vollen  Druck 
des  französischen  Hochschutzzoll-Systems  auszuhalten  hatte.     Weit 
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weniger  gut  befinden  sich  hierbei  andere  französische  Besitzungen,  die 
ihre  Erzeugnisse  nach  Frankreich  nicht  so  bequem  absetzen  können 
wie  Algerien  und  Tunesien,  aber  gleich  Algerien  (die  Zollverhält- 
nisse in  Tunesien  sind  besonderer  Art  und  minder  drückend)  die 
französischen  Fabrikate  unter  dem  Zollschutze  der  Tarife  von  1892 
und  1910  zu  drückend  hohen  Preisen  erwerben  müssen,  was  nament- 
lich ihrer  Landwirtschaft  zum  Schaden  gereicht. 

Für  Madagaskar  war  die  Schädigung  besonders  empfind- 
lich, die  aus  der  1897  erfolgten  Gleichstellung  der  Tarife  der  Kolonien 
und  des  Mutterlandes  gegenüber  der  Einfuhr  aus  dem  nichtfranzösi- 
schen Auslande  hervorging.  Das  gleiche  galt  für  die  bis  1892  nahezu 
Freigebiete  darstellenden  französischen  Inselkolonien  in  Nordamerika 
St.  Pierre  und  M  i  q  u  e  1  o  n.  Minder  empfindlich  aber  immerhin 
unangenehm  fühlbar  war  diese  Schädigung  für  Französisch - 
Hinterindien,  wo  seit  1887  der  französische  Generaltarif  auf 
jene  Waren  Anwendung  findet,  die  nicht  aus  Frankreich  oder  seinem 
überseeischen  Besitze  stammen.  Auch  für  Gabun  ist  die  Unter- 
stellung unter  den  Tarif  von  1892,  während  die  Nachbarländer  (Fran- 
zösisch-Kongo  und  das  deutsche  Kamerun)  Gebiete  der  offenen  Tür 
sind,  durchaus  unangemessen.  Die  handelspolitische  Gleichstellung 
von  Gabun  mit  Französisch-Kongo  wird  auch  von  sachkundigen 
Franzosen  gefordert,  wie  auch  eine  weitgehende  Zubilligung  von  Er- 
leichterungen des  Zollregimes  von  1892  für  Madagaskar,  St.  Pierre 
und  Miquelon  und  sogar  für  Französisch-Hinterindien  empfohlen 
wird. 

Die  französischen  Antillen  litten  wiederum  weniger  unter 
den  hohen  Zollsätzen,  durch  welche  sie  seit  1885  und  noch  mehr  seit 
1892  vom  nichtfranzösischen  Auslande  geschieden  werden,  als  viel- 
mehr durch  den  Umstand,  daß  ihnen  für  ihre  Kolonialwaren,  insbe- 
sondere Kaffee  und  Kakao,  nur  die  Hälfte  der  französischen 
hohen  Einfuhrzölle  nachgelassen  wurde*).  In  ähnlicher  Weise,  wenn 
auch  nicht  in  so  starkem  Ausmaße  wird  auch  Französisch- 
Hinterindien  durch  die  Zölle  betroffen,  die  sein  Pfeffer 
und  seine  anderen  Gewürze  in  Frankreich  zu  entrichten  haben, 
mag  es  sich  auch  um  Vorzugszölle  handeln  gegenüber  weit  höheren 


^)  Im  Jahre  igco  wurde  der  französische  Kaffeezoll  von  156  auf  136  Franken 
herabgesetzt,  aber  der  Vorzugszoll  für  die  Kolonien  blieb  bei  78  Franken.  Dagegen 
blieb  der  Pfefferzoll  für  koloniale  Herkünfte  104  Franken  trotz  der  im  Jahre  1903 
vorgenommenen  Erhöhung  des  Minimalzolles  von  208  auf  312  Franken  pro  100  kg. 
Dagegen  vgl.  über  die  französische  Zollbefreiung  für  Kaffee  und  Kakao  aus  den  Über- 
seebesitzungen  durch  das  Gesetz  vom  5.  August  191 3  Seite  363. 
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Zollsätzen  für  die  nämlichen  Erzeugnisse  nichtfranzösischer  Länder*). 
Guayana  (Cayenne)  leidet  wiederum  darunter,  daß  für  seinen 
Verkehr  mit  den  beiden  benachbarten  Guayana  unter  holländischer 
und  englischer  Herrschaft,  mit  denen  es  die  regsten  Handelsbeziehungen 
unterhält,  nicht  durch  besondere  Verträge  mit  wechselseitigen  Zu- 
geständnissen vor  gesorgt  ist. 

Geradezu  glänzend  ist  aber  eben  die  wirtschaftliche  Entwicklung, 
die  Französisch-Westafrika  genommen  hat,  dessen 
Territorium  zu  einem  nicht  geringen  Teile  aus  Gebieten  der 
offenen  Tür  (Elfenbeinküste,  Dahome,  Französisch-Kongo) 
besteht,  die  den  Waren  aller  Länder  zu  gleichen  mäßigen  fiskalischen 
Zöllen  geöffnet  sind.  Diese  Gebiete  der  offenen  Tür  hängen  mit  dem 
französischen  Reichszollverein  hauptsächlich  nur  durch  Zollbegünsti- 
gungen einiger  ihrer  Erzeugnisse  bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  sowie 
durch  die  Bevorzugung  französischer  Waren  bei  der  Befriedigung  ihres 
öffentlichen  Bedarfes  zusammen.  Aber  auch  die  mit  dem  französischen 
Reichszollverein  in  engerem  Zusammenhange  stehenden  Ländermassen 
von  Französisch-Westafrika  (Senegal-  und  Nigergebiet)  sind  mit 
diesem  Zollverein  nicht  durch  die  drückend  hohen  Sätze  des  Zoll- 
tarif es  von  1892,  sondern  durch  weit  erträglichere  Vorzugszölle  für 
französische  Waren  (im  allgemeinen  fünf  Prozent  des  Wertes  gegen 
zwölf  Prozent  für  nichtfranzösische  Erzeugnisse)  verbunden. 

Gemäß  einer  Verordnung  vom  18,  Oktober  1904  wurden  die 
wichtigsten  westafrikanischen  Kolonialgebiete,  nämlich  Senegal,  Haut- 
Senegal  et  Niger,  das  sogenannte  Militärterritorium,  Französisch- 
Guinea,  Elfenbeinküste,  Dahome  und  Mauretanien,  in  ein  Ver- 
waltungsgebiet zusammengefaßt,  das  Gouvernement  gene- 
ral  de  l'Afrique  Occidentale  Fran9aise.  Der 
Außenhandel  dieser  Besitzungen  umfaßte  (nach  der  Er 
Öffnungsrede  des  Generalgouverneurs  Ponty  im  „Conseil  du  Gouverne- 
ment" zu  Dakar  im  Juni  1911)  im  Jahre  1908  bereits  193  und  im  Jahre 
1910  278  Millionen  Franken^),  und  zwar  stieg  die  Einfuhr  von  108,5 
auf  153,1,  die  Ausfuhr  von  84,5  auf  124,6  Millionen  Franken.  Fran- 
zösische Waren  sind  an  der  Einfuhr  des  Jahres  1910  mit  73,5  Millionen 
beteiligt.  Von  der  Ausfuhr  des  Jahres  1910  entfielen  auf  Erdnüsse 
236  000  t  für  50,9  Millionen  Franken  und  auf  Kautschuk  4637  t  für 


^)  Französisch  Hinterindien  kann  nunmehr  zwar  nicht  für  seinen  Pfeffer,  wohl 
aber  für  seine  anderen  Gewürze  aus  dem  französischen  Gesetz  vom  5.  August  191 3 
(siehe  Seite  363)  Nutzen  ziehen. 

2)  Demgegenüber  wäre  darauf  hinzuweisen,  daß  z.  B.  der  Außenhandel 
Bulgariens  im  Jahre  1909  nur  272  Millionen  Franken  betrug. 
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37,4  Millionen  Franken,  Gleichzeitig  wird  von  lebhafter  Betätigung 
französischer  Kapitalisten  in  landwirtschaftlichen 
und  industriellen  Unternehmungen  des  Generalgouvernements  (Be- 
arbeitung der  Palmnüsse,  Gewinnung  von  Gerbstoffen,  Erzeugung 
von  Holzstoff,  Forstwirtschaften  usw.)  berichtet.  Dabei  stiegen  trotz 
des  verhältnismäßig  niedrigen  ZoUtarifes  die  Zolleinnahmen 
im  Zeiträume  1904 — 1909  von  12,16  auf  19,25  Millionen  Franken. 
Diese  steigenden  Zolleinnahmen  konnten  zur  tatsächlichen  Grundlage 
einer  Anleihe  von  181,4  Millionen  Franken  gemacht  werden,  die  zur 
Durchführung  öffentlicher  Arbeiten  (Eisenbahnen,  Hafenanlagen, 
Binnenwasserstraßen)  dient.  Dieser  wirtschaftlich-kulturelle  Auf- 
schwung hielt,  etwa  abgesehen  vom  Mißerntejahr  1911  für  Erdnüsse 
im  Senegalgebiet  und  in  Französisch- Guinea,  auch  bis  1914  an. 

Der  französischen  Öffentlichkeit  wurden  die  erwähnten  Schwächen 
der  bisherigen  kolonialen  Zollpolitik  Frankreichs  im  letzten  Jahrzehnt 
so  häufig  und  so  nachdrucksvoll  vor  Augen  geführt,  daß  man  davor 
zurückschrak ,  die  zahlreichen  Zollerhöhungen  der 
französischen  Tarifnovelle  vom  29.  März  1910  einfach 
auf  die  Kolonien  zu  übertragen.  Die  Regierung  ließ  sich  im  Artikel  VII 
der  Novelle  die  Vollmacht  erteilen,  mit  dieser  Übertragung,  abgesehen 
von  den  wenigen  Zollermäßigungen  der  Novelle,  bis  Ende  März  191 1 
zu  warten;  inzwischen  seien  Studien  anzustellen,  inwieweit  Ab- 
weichungen von  den  Sätzen  der  Tarifnovelle  und  den  älteren  Zoll- 
sätzen im  Interesse  der  einzelnen  Kolonien  vorzunehmen  wären. 
Diese  Frist  wurde  sogar  mittels  Gesetzes  vom  30.  März  191 1  bis  zum 
I.  Juli  1911  verlängert.  Am  30.  Juni  1911  wurden  Verordnungen  über 
die  Aufrechthaltung  der  bestehenden  und  Gewährung  neuer  Zoll- 
begünstigungen fürM  artinique,  Guadeloupe,  Guayana, 
Saint  Pierre  und  Miquelon,  Reunion,  Mada- 
gaskar, Französisch-Hinterindien  und  Neu- 
kaledonien  erlassen  bei  gleichzeitiger  Ausdehnung  der  sonstigen 
Bestimmungen  der  Tarif novelle  auf  die  genannten  Kolonien.  Gerade 
für  die  beiden  wichtigsten  imter  den  genannten  Kolonialgebieten, 
für  Französisch-Hinterindien  und  Madagaskar,  wurde  durch  diese 
Verordnungen  fast  nichts  von  Bedeutung  geändert.  Freilich  zieht 
gerade  Französisch-Hinterindien  aus  seinen  umfang- 
reichen zollfreien  Reisversendungen  nach  Frankreich  sowie  verschie- 
denen französischen  Kolonien  und  sogar  aus  den  französischen  Zoll- 
nachlässen für  Kolonial waren^)  ährüich  großen,  wenn  auch  nicht  völlig 

1)  über  die  bedeutsame  Erweiterung  dieser  Zollnachlässe  durch  das  Gesetz 
vom  S.August  1913  vgl.  Seite  363. 
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gleichen  Nutzen,  wie  Algerien  aus  seinem  begünstigten  Handelsverkehr 
mit  dem  nur  eine  kurze  Seereise  entfernten  Mutterlande.  Von  prakti- 
schem Belang  für  Französisch-Hinterindien  sind  nurdie  Zollbefreiungen 
für  Maschinen  zur  Gewinnung  und  Bearbeitung  von  Reis  sowie  Weiß- 
blechkisten, die  zum  Petroleumtransport  gedient  haben,  wodurch 
den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  dieser  großen  Besitzung  einige 
Rücksicht  gezollt  wird. 

Die  den  anderen  kleineren  Kolonien  Frankreichs  gewährten  Zoll- 
begünstigungen beziehen  sich  zum  großen  Teile  nur  auf  Lebens- 
mittel (Vieh,  Fleisch,  Geflügel,  Fischereierzeugnisse,  Speisefette), 
die  aus  Frankreich  kaum  bezogen  werden  können,  oder  haben  nur  die 
Beseitigung  der  Maximalsätze  zum  Inhalt;  das  letztere  mag 
immerhin  für  jene  Kolonien  von  Wichtigkeit  sein,  die  auf  Bezüge  aus 
den  Vereinigten  Staaten  angewiesen  sind,  da  die  Union  sogar  in  Frank- 
reich und  Algerien  nur  auf  einen  Teil  des  französischen  Minimaltarifes 
Anspruch  hat.  Ganz  innerhalb  des  soeben  erwähnten  beschränkten 
Rahmens  fallen  die  Begünstigungen  für  Martinique  und 
Guadeloupe.  Einigermaßen,  aber  nicht  um  vieles  weiter  gehen 
jene  für  Guayana  mittels  Zollbefreiungen,  die  namentlich  der 
dortigen  Goldproduktion  zugute  kommen  dürften.  Ebenso  blieben 
auch  die  neuen  Begünstigungen  für  die  völlig  isolierten  kleinen 
Inselgebiete  Saint  Pierre  und  Miquelon  auf  Be- 
seitigung einiger  Maximalsätze  und  auf  einige  minder  belang- 
reiche Zollermäßigungen  beschränkt.  Auch  die  Begünstigungen 
für  die  allerlei  Kolonialwaren,  insbesondere  Zucker  liefernde 
Insel  R  e  u  n  i  o  n  umfassen  vorwiegend  nur  einige  Zölle 
für  Chemikalien  und  Maschinen  sowie  Holzfässer,  aber  keinen 
einzigen  Textilwarenzoll,  Von  größerem  Umfange  und  Werte 
sind  eigentlich  nur  die  Neukaledonien  zugestandenen 
Begünstigungen,  die  sich  auf  eine  größere  Anzahl  von  Metall- 
waren und  Maschinen,  auf  verschiedene  Garne,  auf  Sprengstoffe, 
einzelne  Holzwaren  erstrecken  und  namentlich  dem  dortigen 
Bergbau  zugute  kommen. 

Doch  dürfte  die  öffentlicheMeinung  Frankreichs 
die  nun  einmal  auf  die  Mißstände  der  kolonialen  Zollpolitik  Frankreichs 
aufmerksam  geworden  ist,  in  absehbarer  Zeit  noch  mancherlei  Er- 
leichterungen, namentlich  für  die  kleineren,  entfernteren  Kolonien, 
durchsetzen.  Bereits  Anfangs  Juli  igii  wurde  in  der  französischen 
Kammer  ein  Gesetzentwurf  eingebracht,  wonach  St,  Pierre  und 
Miquelon  einem  bedeutend  freieren,  die  dortigen  Verbraucher- 
interessen weit  mehr  berücksichtigenden  Regime  unterworfen  werden 
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sollen^).  Weitere  Vorlagen  dieser  Art  sollen  bevorstehen,  in  welchen 
auch  der  gesetzliche  Einfluß  einzelner  Kolonien  auf  die  Gestaltung 
ihres  Zolltarif  es  erweitert  2)  werden  dürfte. 

Die  allzu  schematische,  fast  schon  pedantisch  zu  nennende 
Art,  in  welcher  die  Regelung  des  zollpolitischen  Verhältnisses  zwischen 
Frankreich  und  seinen  Kolonien  anläßlich  des  Zolltarifwerkes  von  1892 
(zum  Teile  bereits  schon  früher)  erfolgte,  war  sicherlich  für  die  Kolonien 
mit  vielfachen  Härten  verbunden.  Andererseits  wurden  in  einzelnen 
Kolonien  (Antillen,  Französisch -Hinterindien  usw.)  diese  Härten 
gerade  durch  jene  Abweichungen  von  den  allgemeinen  Grundsätzen 
des  Reichszollvereines  noch  empfindlicher  gemacht,  zu  denen  man  sich 
im  Mutterlande  aus  fiskalischen  Gründen  bestimmen  ließ,  nämlich 
durch  den  nur  teilweisen  Zollnachlaß  für  Kolo- 
nialwaren (Kaffee,  Kakao,  Gewürze  usw.)  aus  den  französischen 
überseeischen  Besitzungen^).  Hierzu  kommt  noch,  daß  im  Interesse 
der  französischen  Schiffahrt  ins  Zollgesetz  die  Bedingung  eingefügt 
wurde,  daß  die  Waren  der  Kolonien  im  Mutterlande  nur  bei 
direkter  und  auf  demselben  Schiffe  er- 
folgter Einfuhr  der  ihnen  grundsätzlich  eingeräumten 
Zollermäßigungen  teilhaftig  werden  sollen.  Hierdurch  wird  der 
Wert  dieser  Zollbegünstigungen  für  die  französischen  Über 
seebesitzungen  namhaft  geschmälert.  Denn  die  Kolonien 
Frankreichs  müssen  so  den  ihnen  zugedachten  Zollvörteil  mit 
der  teuer  arbeitenden,  rückständigen  fran- 
zösischen Schiffahrt  teilen,  wofern  nicht  zufälliger- 
weise neben  den  subventionierten  Reedereien  des  Mutter- 
landes noch  direkt  von  der  betreffenden  Kolonie  nach  Frank- 
reich verkehrende  ausländische  Fahrzeuge  zur  Verfügung 
stehen. 

Doch  ist  die  Schuld  an  allen  erwähnten  Unzukömmlichkeiten 
wohl  nicht  den    grundlegenden    Ideen    des  französischen 


^)  Dieser  Gesetzentwurf  bildete,  als  Gesetz  vom  11.  November  19 12  in  Rechts- 
kraft erwachsen,  die  Grundlage  einer  Verordnimg  vom  23.  April  1914;  darin  wurde 
ein  den  Interessen  der  beiden  französischen  Inseln  in  Nordamerika  in  weitgehendem 
Ausmaße  entgegenkommender  Zolltarif  für  nichtfranzösische  Waren  erlassen,  mit 
zahlreichen  Zollbefreiungen  und  Zollermäßigungen  gegen  den  bisherigen  Zustand, 
die  den  besonderen  Bedürfnissen  dieser  Fischereiinseln  angepaßt  sind. 

")  Vgl.  hierüber  A.  v.  Berlepsch  „Frankreichs  koloniale  Handelspolitik" 
im  „Handelsmuseum"  vom   10.  August  191 1. 

ä)  Hier  hat  das  bereits  mehrfach  erwähnte  französische  Gesetz  vom  5 .  August 
1913  (siehe  Seite  363),  abgesehen  von  Pfeffer,  heilsame  Abhilfe  getroffen. 
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Reichszollvereines  an  und  für  sich  beizumessen,  als  vielmehr  der 
unrichtigen  Durchführung  dieser  Ideen  zuzuschreiben. 
Sie  war  meist  zu  rücksichtslos,  namentlich  insofern  gleichzeitig  der 
Schutz  der  Produktion  innerhalb  des  Reichszollvereines  sowie  die 
Förderung  der  französischen  Schiffahrt  angestrebt  wird^),  bisweilen 
aber  auch  zaghaft,  so  aus  fiskalischen  Rücksichten,  in  der  Frage  der 
französischen  KolonialwarenzöUe^),  Es  wäre  aber  sicherlich  verfehlt, 
die  mit  dem  französischen  Reichszollverein  gemachten  Erfahrungen 
als  eine  Widerlegung  der  hier 3)  vertretenen  grundsätzlichen  Meinung 
anzusehen;  diese  geht  dahin,  daß  für  absehbare  Zeit  ein  Hauptge- 
sichtspunkt einer  hoffnungsvollen  weltwirtschaftlichen  Entwicklung 
darin  liege,  innerhalb  des  Rahmens  mehrerer 
Weltreiche  ein  möglichst  großes  Stück  des 
Weltmarktes  einem  durch  Zölle  möglichst 
wenig  behinderten  Handelsverkehr  zu  er- 
öffnen. Tatsächlich  kann  man  wohl  den  französischen  Reichszoll- 
verein trotz  aller  seiner  gegenwärtigen  Unvollkommenheiten  und 
Schwächen  als  eines  der  großartigsten,  in  genannter  Hinsicht  aus- 
sichtsreichsten und  entwicklungsfähigsten  Gebilde  innerhalb  des 
Weltmarktes  bezeichnen. 

Eine  Krise  im  Verhältnisse  zwischen  Mutterland  und  Kolonien 
könnte  freilich  eintreten,  sobald  sich  in  den  französi- 
schen Überseebesitzungen  leistungsfähige  In- 
dustrien entwickeln  würden.  So  wollte  die  französische 
Baumwollindustrie  die  besonders  in  Französisch- Westafrika  fühlbare 
Konkurrenz  der  Webereien  und  Spinnereien,  die  in  den  kleinen  Be- 
sitzungen in  Französisch- Vorderindien  (Pondichery)  tätig  sind,  nicht 
dulden,  und  schließlich  wurde  diese  Konkurrenz*)  mittels  fran- 
zösischen Gesetzes  vom  19,  April  1904  auf  zwei  Millionen  kg  baum- 
wollene Gewebe  gewisser  Art  und  auf  anderthalb  Millionen  kg  Garne 
bestimmter  Numerierungen  beschränkt.  Aber  es  dürfte  wohl  noch 
viel  Zeit  vergehen,  bis  sich  Industrie  größeren  Stils  in  den  bedeuten- 
deren Überseebesitzungen  Frankreichs  entwickelt,  zumal  eine  solche 
Industrie  den  leistungsfähigen    französischen  Fabrikationen  schutz- 


1)  So  bleibt  die  Zollfreiheit  der  algerischen  Erzeugnisse  in  Frankreich    auf  jene 
Sendungen  beschränkt,  die  auf  französischen  Schiffen  befördert  wurden. 

2)  Vgl.  über  den  großzügigen  Portschritt    durch  das  französische  Gesetz  vom 
5.  August  1913  Seite  363. 

3)  Vgl.  Abteilung  XIII  des  VI.   Kapitels  im  I.  Bande    vorhegenden  Buches. 
*)   Die   Baumwollindustrie  in  Französisch  Vorderindien   arbeitet  unter  einem 

freien  Zollregime  und  daher  mit  niedrigen  Produktionskosten. 
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los  gegenüberstehen  würde.  Ob  aber  in  diesem  entfernten  Zeitpunkte 
das  französische  Mutterland  noch  immer  dem  industriellen  Hochschutz- 
zoll so  huldigen  wird,  wie  im  Viertel]  ahrhundert  seit  dem  Zolltarif- 
werk von  1892,  mag  dahingestellt  bleiben, 

Xn.  China  als  „Großes  Zollgebiet"   neuerer  Auf&issaiig. 

Bis  in  die  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  läßt  sich  die 
Überzeugung  zurückverfolgen,  daß  im  chinesischen  Reiche 
die  Grundlagen  für  eine  Weltreichsentwicklung  größten  Stils  vor- 
handen seien^).  China  umfaßt  eine  Fläche  von  etwa  11,14  Mülionen 
km^  gleich  8,37  Prozent  der  gesamten  bewohnbaren  Erde.  Dieses 
Riesengebiet  ist  von  einer  Bevölkerung  bewohnt,  deren  Anzahl,  je 
nach  dem  größeren  oder  geringeren  Vertrauen  zu  den  chinesischen 
Volkszählungen,  auf  330  bis  430  Millionen  geschätzt  wird,  also  auf 
ungefähr  ein  Fünftel  bis  über  einViertel  der  gesamten  Brdbevölkerung^). 
Diese  Menschenmassen  gehören  zum  überwiegenden  Teile  Bevölke- 
rungen mit  alter  Kultur  an,  die  freilich  während  der 
letzten  Jahrhunderte  von  der  europäisch- amerikanischen  Zivüisation 
stark  überholt  wurde.  Immerhin  haben  die  Chinesen  vermöge 
ihrer  alten  Kultur  einen  namhaften  Vorsprung  vor  manchen  halb-  oder 
ganzbarbarischen  Völkern  anderer  nichteuropäischer  Gebiete  voraus; 
denn  letztgenannten  Völkern  fällt  die  Anpassung  an  den  scharfen 
Daseinskampf  in  Weltwirtschaft  und  Weltpolitik,  was  gleichbedeutend 
geworden  ist  mit  der  Anpassung  an  die  europäisch-amerikanische 
Zivilisation,  noch  viel  schwerer.  Die  rund  8  Y3  Prozent  des  bewohnbaren 
Festlandes,  die  das  chinesische  Reich  umfaßt,  sind  zwar  zum  großen, 
ja  sogar  zum  überwiegenden  Teile  wenig  fruchtbarer,  höchstens  als 
Weideland  verwertbarer  Wüsten-,  Gebirgs-  und  Hoch- 
plateauboden in  der  nordwestlichen  Mandschurei,  in  der 
Mongolei,  Dsungarei,  Chinesisch-Ostturkestan  und  in  Tibet.  Es  ver- 
bleiben aber  ungefähr  4,3  Mülionen  km^  in  den  fruchtbaren, 
klimatisch  zum  großen  Teile  sogar  ungemein 
begünstigten  achtzehn  Provinzen  des  eigentlichen 
China  (Lößboden  Nordchinas,  Tal  des  mittleren  und  unteren  Jangtse- 
kiang  im  zentralen,  des  Westflusses  im  südlichen  China)  und  in  den 
mandschurischen  Provinzen  Mukden  und  Kirin,  Dieser  wert- 


^)  Vgl.  in  L.  Bosc  „Zollallianzen  und  Zollunionen",  übersetzt  und  kommentiert 
von  S,  Schilder,  Berlin  1907,  den  Abschnitt  „China  und  die  gelbe  Gefahr"  Seite  233 
bis  237, 

^)  Die  kleinere  Zahl  ist  wohl  die  wahrscheinUchere. 
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volle  Rest  steht  an  Größe  nur  um  weniges  hinter  dem  nichtrussischen 
Europa  zurück.  Dieses  wenige  wird  durch  den  kleinen  Teil  der  sonstigen 
chinesischen  Nebenländer  reichlich  überdeckt,  der  für  lyandwirtschaft 
und  ergiebige  Viehzucht  eine  gewisse  Brauchbarkeit  besitzt,  ab- 
gesehen von  den  wahrscheinlich  sehr  bedeutenden  Mineralreich- 
tümern dieser  geologisch  noch  wenig  durchforschten  Nebenländer. 
Auch  das  geologisch  nur  etwas,  nicht  um  vieles  besser  untersuchte 
eigentliche  China  verfügt,  neben  gewaltigen,  sicheren  Aussichten  für 
Kohle,  Eisenerz  usw.,  wahrscheinlich  auch  über  großartige  montanisti- 
sche Überraschungen  verschiedener  Art^).  Dabei  kommt  die  Bevölke- 
rungszahl des  chinesischen  Reiches,  sogar  gemäß  den  niedrigsten 
Schätzungen,  der  Volkszahl  des  außerrussischen  Europa  mindestens 
gleich. 

Was  sonst  noch  zu  einem  „Großen  Zollgebiet"  neuerer, 
an  den  Weltreichsbegriff  anklingender  Auffassung  gehört, 
wie  eine  hochentwickelte  Industrie,  eine  umfangreichere  Handelsflotte, 
leistungsfähige  militärische  Organisationen,  eine  mindestens  zweit- 
klassige Seemacht  usw.,  all  dies  ist  in  China  erst  in  den  Anfangsstadien 
zu  finden.  Sogar  die  Einheitlichkeit  des  Zollgebietes 
erfährt  durch  die  zahlreichen  Binnenzölle,  das  freilich  in  Abnahme  be- 
griffene Likin-Unwesen,  eine  arge  Beeinträchtigung. 

China  hat  zwar  im  Zeiträume  vom  Beginn  seines  Krieges  mit 
Japan  (1894/1895)  bis  zum  russisch-japanischen  Kriege  (1904/1905), 
dazwischen  der  bösartige  Zwischenfall  des  Boxeraufstandes  (1900), 
nicht  wenig  an  Schwierigkeiten  und  Demütigungen  durchzumachen 
gehabt ;  doch  all  dies  vermochte  der  schier  unverwüstlichen 
Lebenskraft  dieses  alten  Staates  und  Volkes  nicht  viel  anzu- 
haben, und  China  konnte  während  der  anderthalb  Jahrzehnte  seit 
dem  Frieden  von  Schimonoseki  den  Übergang  vom  despotischem  zum 
aufgeklärtem  Absolutismus  und  schließlich  zu  den  Anfängen  eines 
provinziellen  und  gesamtstaatlichen  Konstitutionalismus 
bewerkstelligen.  Viele  Kenner  und  scharfsichtige  Beurteüer  ostasiati- 
scher Verhältnisse  berechneten  Sommer  1911  den  Zeitraum  nur  nach 
wenigen  Jahrzehnten,  da  China  unter  den  großen  Welt- 
mächten und  Handelsstaaten  eine  hervorragende  Stellung  einnehmen 
werde  (Viele  hierher  gehörende  Details  sind  in  den  Erörterungen  über 


1)  Sicher  festgestellt  und  zum  Teile  auch  bereits  ausgebeutet  sind  Lager  fast 
aller  überhaupt  in  Betracht  kommenden  edlen  und  unedlen  Metalle,  d.  h.  ihrer  Erze 
mit  Einschluß  von  Nickel,  Arsenik,  Antimon  und  Quecksilber,  ferner  Lager  von 
Natron,  Alaun,  Borax  und  Ammoniaksalzen,  (See-,  Sool-  und)  Steinsalz,  Edelsteinen, 
insbesondere  Jade  und  Nephrit  usw. 
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China  in  der  VIII.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegen- 
den Buches  zu  finden.) 

Die  im  Herbst  1911  ausgebrochene  Umsturzbewegung  endete 
mit  der  Beiseiteschiebung  des  Mandschu-Kai- 
s  e  r  t  u  m  s;  hieraus  entwickelte  sich,  nach  anderthalb  Jahren  eines 
manche  Entwicklungsstadien  überspringenden  republikanisch-par- 
lamentarischen Zwischenspiels  und  nach  dem  von  den  Südparteien 
(Kumingtang)  mit  Hilfe  Japans  gegen  Juanschikkai  ange- 
zettelten Aufstand  im  Sommer  1913,  die  Diktatur  des  genannten, 
bedeutenden  chinesischen  Staatsmannes,  die  vielfach  die  Bahnen 
der  alten  kaiserlichen  Regierung  wieder  aufsuchte.  Die  I^age  Chinas 
in  der  Mandschurei  konnte  hierdurch  kaum  weiter  verschlimmert 
werden,  da  dort  die  chinesischen  Behörden  neben  den  entscheidenden 
japanischen  und  russischen  Machthabern  bereits  seit  1905  nur  mehr 
eine  bescheidene  Rolle  spielen.  Weit  schlimmer  war  es,  daß  die 
Pekinger  Regierung,  teils  schon  durch  die  Kämpfe  bei  dem  Sturze 
des  Mandschu-Kaisertums,  noch  mehr  aber  durch  ihre  Schwächung 
infolge  des  Aufstandes  der  Südpartei  gegen  Juanschikkai  im  Sommer 
1913,  jene  gefestigtere  Herrschaft  über  die  „Nebenländer"  Mon- 
golei und  Tibet  verlor,  die  sich  China  im  ersten  Jahrzehnt 
des  zwanzigsten  Jahrhunderts  durch  Ansiedlung  chinesischer  Bauern 
und  Händler  sowie  durch  chinesische  Garnisonen  erworben  hatte. 

Diese  Entwicklung  vollzog  sich  in  der  Mongolei,  insbesondere 
in  der  vom  Priesterfürsten  in  Urga,  dem  „Kutuchtu",  beherrschten 
äußeren  Mongolei  (Chalcha),  vornehmlich  unter  dem  Schutze 
Rußlands,  in  Tibet  unter  jenem  Englands.  Doch  kann 
man  noch  nicht,  wie  es  seit  Herbst  191 3  nicht  selten  geschieht,  von 
einem  „Verluste  der  Nebenländer"  sprechen.  Denn  in  ruhigeren, 
friedlicheren  Zeiten  dürfte  die  chinesische  Kultur  und  der  Handels- 
geist Chinas  doch  wohl  größere  Anziehvmgskraft  auf  Tibet  und  die 
Mongolei,  namentlich  auf  letztgenanntes  Gebiet  ausüben,  als  sie 
Rußland  von  Sibirien,  Großbritannien  vom  anglo-indischen  Reich 
her  auszuüben  imstande  sind. 

Rußland  ist  es  sogar  gelungen,  im  Herbst  1913  Vorzugs- 
zölle für  seine  Waren  in  der  äußeren  Mongolei  {Zollfreiheit  gegen 
zehnprozentige  Wertzölle  für  nichtrussische  Waren),  unter  Miß- 
achtung der  allen  Handelsstaaten  in  China  zustehenden  Meistbe- 
günstigung, durchzusetzen.  Aber  gerade  die  Unfähigkeit  des  russi- 
schen Handels,  hiervon  zum  eigenen  Vorteü  und  zu  dem  der  Schütz- 
linge Rußlands  Gebrauch  zu  machen,  hat  die  Stimmung  der  Mongolen 
zugunsten  Chinas  eher  verbessert  als  verschlechtert.     Sollten  China 
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aucli  nur  einige  Jahre  ungestörter  Friedensarbeit  an  seiner  wirtschaft- 
lich-kulturellen sowie  militärisch-politischen  Hebung  beschieden  sein, 
dann  dürfte  es  ihm  wohl  nicht  an  friedlichen  und  diplomatisch- 
militärischen Hilfen  (Bündnissen)  fehlen,  mit  der  Mongolei  und  Tibet 
wieder  in  ein  innigeres  Verhältnis  zu  gelangen. 

Wie  immer  auch  die  Frage  der  chinesischen  Nebenländer  gelöst 
werden  sollte,  steht  eines  fest:  die  Mandschurei,  Mongolei  und  Tibet 
werden  höchstens  aus  dem  Bereich  eines  asiatischen  großen 
Zollgebietes  und  Weltreiches  in  den  eines  angehenden 
anderen  (Japan  in  der  südlichen  Mandschurei)  oder  in  den  Besitz 
europäischer  großer  Zollgebiete  und  Weltreiche  (Rußland,  britisches 
Weltreich)  gelangen,  falls  man  es  nicht  vorziehen  sollte,  das  anglo- 
indische  Reich  gleichfalls  als  ein  asiatisches  zu  betrachten. 


XIII.  Brasilien  als  „Großes  Zollgebiet"  neuerer  Auffassung. 

Die  „Vereinigten  Staaten  von  Brasilien",  wie,  in  Nach- 
ahmung nordamerikanischer  Formeln,  der  offizielle  Titel  des  brasilia- 
nischen Reiches  lautet,  verfügen  zwar  über  ein  Moment  in  vollem  Aus- 
maße, das  zum  Weltreich  oder  „Großen  Zollgebiet"  neuerer  Auf- 
fassung gehört,  nämlich  über  ein  Territorium,  das  einem  kleineren 
Kontinent  an  Umfang  nicht  viel  nachsteht.  Die  8,52  Millionen  km^ 
Brasiliens  bedecken  eine  größere  Fläche  als  das  austra- 
lische Festland  (7,70  Millionen  km 2,  mit  Tasmanien  ohne 
das  eher  zu  Ozeanien  zu  rechnende  Neuguinea  sowie  Neuseeland), 
geschweige  denn  das  nichtrussische  Europa  (4,5  Millionen  km^); 
sie  bleiben  sogar  hinter  der  Fläche  von  ganz  Europa  nicht  allzusehr 
zurück,  wenn  man  Island,  Nowaja  Semlja  und  gewisse  russische 
Gebietsteile  östlich  vom  Ural  nicht  hinzurechnet,  die  von  der 
offiziellen  russischen  Statistik  dem  europäischen  Rußland  zugeschlagen 
werden.  Der  Wert  des  umfangreichen  brasilianischen  Territoriums 
wird  noch  dadurch  erhöht,  daß  dort  die  wasserarmen,  wenig  frucht- 
baren oder  ganz  unfruchtbaren  Wüsten  und  Ödländer 
überhaupt  kaum  anzutreffen  sind,  die  in  Australien 
einen  so  bedeutenden  und  sogar  in  Britisch-Südafrika  einen  nicht  un- 
beträchtlichen Teil  der  Gesamtfläche  einnehmen.  Ebenso  wenig 
sind  im  tropisch-subtropischen  Brasilien  die  wirtschaftlich  wenig 
wertvollen  Eis  wüsten  (Tundren)  Russisch- Asiens  oder  Kanadas  zu 
finden.  Sogar  hochragendes,  wildes,  wenig  fruchtbares  Bergland 
ist  dort  kaum  vorhanden.  Man  stößt  vielmehr  in  Brasilien  fast  durch- 
w^  auf  fruchtbaren,  wohlbewässerten  oder  wenigstens  nicht  allzu 
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schwer  bewässerbaren,  höchstens  gelegentlich  unter  Dürren  leidenden 
Boden. 

Das  tropische  Tiefland  am  Amazonenstrom  hat 
nächst  den  Sundainseln  das  für  die  Entwicklung  des  Pflanzenlebens 
günstigste  Klima  der  Welt.  Die  bergigen  Regionen  und  die  süd^ 
brasÜianischen  Küstenlandschaften  erfreuen  sich  eines  zwar  noch 
immer  warmen,  aber  gemäßigteren  Klimas.  Das  gegen  den  Atlantischen 
Ozean  offene  Land  empfängt  namentlich  durch  den  Südostpassat 
ungeheure  Wassermengen  bis  an  den  Fuß  der  Anden.  Im  großen  und 
ganzen  verfügt  das  zum  weitaus  überwiegenden  Teile  innerhalb  der 
Tropen  befindliche  BrasÜien  über  ein  gesünderes  Klima 
als  die  Tropenländer  Asiens  und  Afrikas.  Neben 
den  reichen  Schätzen  der  tropischen  und  subtropischen  Wälder 
Brasiliens  an  harten  Hölzern,  Kautschuk,  Mate  usw.  sind  noch  die 
ausgebreiteten,  für  Viehzucht^)  ausgezeichnet  geeigneten  Flächen 
im  Süden  , (Campos)  sowie  die  großartigen  Mineralschätze 
des  geologisch  noch  sehr  unvollkommen  durchforschten  Landes 
(Gold,  Diamanten,  Eisenerz,  Mangan,  Monazit  usw.)  zu  erwähnen. 
Hierzu  kommen  noch  ungemein  leistungsfähige  Binnen- 
schiffahrtswege. Von  den  etwa  50  000  km,  die  in  Brasüien 
insgesamt  für  die  Dampfschiffahrt  geeignet  sind,  entfallen  allein 
4000  km  auf  den  Amazonenstrom  vom  Atlantischen  Ozean  bis  zur 
peruanischen  Grenze. 

Dagegen  ist  die  Bevölkerung  Brasiliens,  die  im  ersten 
Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  auf  20 — 22  Mülionen  geschätzt  wurde, 
noch  viel  schwächer,  als  dem  Begriffe  eines  Weltreiches  oder  „Großen 
Zollgebietes"  neuerer  Auffassung  entspricht  und  würde  kaum  für  einen 
Großstaat  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  genügen.  Ihre 
gegenwärtige  Ziffer  ist  ungefähr  so  groß  wie  diejenige  der  Vereinigten 


1)  Eine  im  ersten  Halbjahr  1914  vom  brasilianischen  Ackerbauministerium  in 
Rio  de  Janeiro  veranstaltete  Zählung  des  in  allen  Bundesstaaten  Brasiliens  vor- 
handenen Nutzviehs  ergab  (nach  der  „Deutschen  Zeitimg"  von  Sao  Paulo  vom 
16.  Mai  1914)  folgende  Ziffern:  30,705,000  Stück  Rindvieh,  7,289,000  Pferde,  3,208,000 
Esel  und  Maultiere,  10,049,000  Ziegen,  10,630,000  Schafe  imd  18,399,000  Schweine. 
Diese  Ziffern  mögen  zwar  hinter  den  bezüghchen  Zahlen  Rußlands  und  der  Ver- 
einigten Staaten  zurückbleiben.  Demgegenüber  ist  aber  zu  bedenken,  daß  Brasilien 
nicht  nur  eine  weit  geringere  Bevölkerung  hat  als  die  beiden  genannten  Riesenreiche, 
sondern  auch  an  Flächenraum  hinter  ihnen  zurückbleibt.  Überdies  haben  die  bra- 
siUanischen  Monokulturen  (vgl.  über  sie  Abteilung  II  des  III.  Kapitels  im  vorHegenden 
Bande),  namentUch  die  Kautschukmonokultur  in  Para  und  Amazonas,  die  Wirkimg, 
die  Entwicklung  der  Viehzucht  wie  auch  jene  anderer  Zweige  der  I<andwirtschaft 
zurückzuhalten. 
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Staaten  im  Jahre  1845.  Freilich  sind  die  20 — 22  Millionen  Brasilianer 
von  heute,  unter  denen  Neger,  Indianer  sowie  Mischlinge,  trotz  der 
europäischen  Einwanderung  der  letzten  Jahrzehnte,  wohl  noch  immer 
überwiegen,  von  viel  geringerer  wirtschaftlich-kultureller  I/cistirngs- 
fähigkeit  als  die  gleiche  i^izahl  Nordamerikaner  des  Jahres  1845, 
trotz  der  damals  darin  inbegriffenen  etwa  2,5  Millionen  Negersklaven, 
war. 

Im  letzten  Vierteljahrhundert  wurde  die  Zunahme  der  bra- 
silianischen Bevölkerung,  abgesehen  von  den  vorübergehenden  Un- 
ruhen während  der  ersten  Jahre  nach  dem  Sturze  der  Monarchie, 
insbesondere  durch  die  mangelhafte  Gesundheitspolizei 
gehemmt,  und  diese  Mangelhaftigkeit  war  wiederum  ein  Ausfluß  der 
gewissermaßen  orientalischen  Indolenz  der  überwiegenden  Mehrzahl 
der  Brasilianer.  Doch  haben  im  20.  Jahrhundert  die  sanitären  Ver- 
hältnisse in  der  Bundeshauptstadt  und  auch  in  einigen  anderen 
größeren  Städten  des  Landes  eine  namhafte  Verbesserung  erfahren, 
die  dem  Eifer  der  bundesstaatliclien  und  einzelner  staatlicher  Behörden 
zuzuschreiben  ist.  An  und  für  sich  ist  der  sorglos-indolente  Charakter 
und  die  Frühreife  der  in  überwiegendem  Maße  tropisch-subtropischen 
Bevölkerung  (reiner  und  gemischter  Rasse)  einer  raschen  Volks- 
vermehrung günstig.  Ist  doch  die  Volkszahl  Brasiliens,  zum 
Teü  freÜich  durch  Einwanderung,  von  8 — 10  Millionen  in  den 
sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auf  20 — 22  Millionen  im  ersten 
Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  gestiegen.  Zweifellos  würde  sogar 
eine  Bevölkerung  von  vierhundert  Millionen  nur  eine  recht  mäßige 
Ausnützung  der  gewaltigen  Möglichkeiten  darstellen,  die  das  weit- 
räumige Brasilien  für  Volksvermehrung,  Einwanderung  und  Besied- 
lung unter  wirtschaftlich  günstigen  Verhältnissen  bietet. 

Hinsichtlich  der  militärischen  Seite  des  Weltreichs- 
begriffes sind  vor  allem  die  defensiven  Vorzüge  eines  riesigen,  kontinent- 
ähnlichen Gebietes  zu  erwähnen.  Schon  vermöge  seiner  überseeischen 
Lage  gegenüber  den  derzeitigen  Groß-  und  Weltmächten  in  Europa, 
Nordamerika  und  Asien  ist  Brasilien  schwer  angreifbar.  Auch  dürfte 
sich  die  Lage  eines  von  der  Küste  oder  von  den  Landgrenzen  aus  ein- 
dringenden Heeres  an  vielen  Stellen  des  schütter  bewohnten,  von 
tropischen  Urwäldern  bedeckten  Landes  bald  recht  zweifelhaft  ge- 
stalten. Von  der  zweitklassigen  Kriegsflotte  ist  in  Brasüien 
trotz  der  neueren  Dreadnought-Anschaffungen  wohl  kaum  die  Rede, 
da  die  brasilianische  Seemacht  mangels  fester  Disziplin  noch  immer, 
wie  bereits  in  den  ersten  Jahren  nach  Begründung  der  Republik,  dem 
eigenen  Lande  leicht  gefährlicher  wird,  als  auswärtigen  Feinden  (Be- 
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schießung  von  Rio  de  Janeiro  durch  die  zwei  brasilianischen  Dread- 
noughts  am  23.  November  1910).  Aber  zu  Lande,  inmitten 
der  kleineren  südamerikanischen  Republiken 
nimmt  Brasilien  eine  imponierende  Stellung  ein.  Durch 
seine  Teilnahme  an  dem  gemeinsam  mit  Argentinien  und  Uruguay 
geführten  Kriege  gegen  Paraguay  von  1865 — 1870  vergrößerte  es  zwar 
sein  Gebiet  nur  in  geringem  Ausmaße,  erhöhte  aber  um  so  mehr  sein 
Prestige  im  südamerikanischen  Staatensystem.  Mit  Peru  und  Bolivia 
hat  Brasilien  nach  mehrjährigen  Verhandlungen  und  unter  demon- 
strativer Entfaltung  müitärischer  Machtmittel  in  den  Jahren  1903  und 
1904  Kauf-  und  Abgrenzungsverträge  abgeschlossen,  welche  die  ent- 
legenen östlichen  Territorien  dieser  Republiken  (Acre-Territorium) 
zum  Gegenstande  hatten.  Hierdurch  erzielte  die  brasÜianische  Re- 
gierung eine  bedeutende  Erweiterung  des  eigenen  Gebietes,  die  nament- 
lich durch  umfangreiche  Kautschukbestände  von  größerem  Werte  ist. 
Andererseits  leidet  aber  die  Einheitlichkeit  des  brasilianischen  Zoll- 
gebietes noch  heute  darunter,  daß  die  republikanische  Verfassung  des 
Gesamtreiches  den  einzelnen  Bundesstaaten  erlaubt,  nach  Gutdünken 
Ausfuhrzölle^)  einzuheben. 

Seit  191 2  befestigt  sich  in  Brasilien,  aber  auch  in  Argentinien 
und  Chile  immer  mehr  der  Gedanke  des  sogenannten  ABC-Bünd- 
n  i  s  s  e  s  (nach  den  Anfangsbuchstaben  der  drei  Staaten);  durch  dieses 
Bündnis  soll  den  bevormundend-herrschsüchtigen  panamerikanischen 
Bestrebungen  der  Vereinigten  Staaten  entgegengetreten  werden. 
Seit  den  Einmischungsbestrebungen  der  Nord- 
amerikaner in  Mexiko,  die  zuerst  auf  den  Ersatz  des  unbequemen 
Präsidenten  Porfirio  Diaz  durch  Madero  abzielten,  dann  die  Be- 
seitigung des  Madero  durch  Huerta  an  diesem  durch  Begünstigung 
neuer  Parteigänger  rächen  wollten,  seit  diesen  von  Herbst  1910 
bis  Sommer  1914  ununterbrochen  andauernden  imperialistischen 
Aktionen  der  Vereinigten  Staaten  hat  jenes  ungeschriebene,  aber 
beim  Stand  der  Dinge  nahezu  selbstverständHche  Bündnis  in  der 
öffentlichen  Meinung  der  drei  südamerikanischen  Republiken  feste 
Wurzeln  geschlagen.  Hierdurch  wurde  die  Stellung  Brasiliens,  das 
sich  im  A  B  C-Bündnisse  naturgemäß  im  Vordergrunde  befindet, 
namhaft  gehoben.  Das  früher  (siehe  Abteilung  II  A  des  III.  Kapitels 
im  vorliegenden  Bande,  Seite  94^95)  bereits  erwähnte  unfreundliche 


1)  Im  Jahre  19 12  bemühte  sich  der  Bimdeskongreß  in  Rio  de  Janeiro,  im  Inter- 
esse einer  geordneten  Finanzwirtschaft  des  Landes,  die  Aufnahme  von  Anleihen 
der  einzelnen  Bundesstaaten  von  einer  Ermächtigung  der  zentralen 
Bundesgewalten  abhängig  zu  machen. 

S  c  h  i  1  d  e  r.    II.  26 
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Vorgehen  der  Washingtoner  Regierung  gegen  die  brasilianische 
Kaffeevalorisierung  im  Jahre  1912  bis  April  1913  soll,  nach  Ansicht 
nicht  geringzuschätzender  Gewährsmänner^),  mit  nordamerikanischer 
Eifersucht  auf  die  beginnende  Weltmachtstellung  des  brasilianischen 
großen  Zollgebietes  zusammenhängen. 

XIV.  „Mittelstufe"  zwischen  den  „Großen  Zollgebieten"  neuerer  Auf- 
fassung und  den  Großstaaten  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts. 

Zwischen  den  bisher  besprochenen,  in  mehr  oder  weniger  vor- 
geschrittenem Bntwicklimgsstadium  befindlichen  Weltreichen 
oder  „G  roßen  Zollgebieten"  neuerer  Auffassung 
und  den  Großstaaten  mittel-  und  westeuropäi- 
schen Zuschnittes  mit  ihrem  kleineren  Terri- 
torium von  etwa  0,3 — 0,6  Millionen  km^,  die  noch  um  die  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  einen  Höhepunkt  der  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Entwicklungen  darstellten,  befindet  sich  aber  noch  eine 
Mittelstufe.  Dieser  Stufe  gehören  mehrere  Staatswesen  an, 
deren  Aussichten  größer  erscheinen,  als  die  eines  europäischen  Groß- 
staates ohne  überseeische  Besitzungen,  mögen  diese  Aussichten  auch 
hinter  jenen  eines  Weltreiches  nach  Art  der  Vereinigten  Staaten, 
Rußlands,  Chinas,  Brasiliens,  Indiens  usw.  zurückbleiben.  Auch  die 
der  „Mittelstufe"  angehörenden  umfangreicheren  Staatswesen  zeigen, 
wenn  auch  einigermaßen  abgeschwächt,  jenen  freihändlerischen  Zug, 
der  den  „großen  Zollgebieten"  des  XX.  Jahrhunderts  von  kontinent- 
ähnHchem  Umfang  in  besonderem  Ausmaße  eigen  (siehe  Seite  261)  ist. 

XV.  Die   Türkei  als  „Großes  Zollgebiet"  der  Mittelstufe. 

Als  eines  der  bezeichnendsten  Beispiele  für  diese  Entwicklungs- 
stufe stellte  sich  1908 — 191 1  wohl  die  Türkei  dar.  Bis  Sommer 
1908  mochte  man  sie  für  eine  dem  Zerfall  entgegengehende  unorgani- 
sche Anhäufung  von  I^ändern  und  Völkern  halten.  1908 — 191 1  schien 
aber  das  türkische  Reich  eine  straffere  und  dabei  doch 
freiheitlichere  Zusammenfassung  zu  erfahren,  als 
ob  es  wohl  in  absehbarer  Zeit  nach  militärisch-maritimer  Kraft, 
einigermaßen  auch  nach  Büdung  und  Wohlhabenheit  den  zweit- 
klassigen europäischen  Großstaaten,  wie  Italien  und  Spanien,  an  die 
Seite  zu  stellen  wäre. 

Bei  dieser  veränderten  Sachlage  fielen  die  damals  ungefähr 
drei   Millionen    km^  des  osmanischen  Reiches  schwer  in  die 

1)  Siete  Berliner  „Export"  vom  11.  Juli  1912,  Seite  463/464. 
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Wagschale,  Von  dieser  gewaltigen  Ländermasse  mochte  manches 
politisch  wenig  gesichert  erscheinen,  so  gewisse  arabi- 
sche Besitzungen,  die  teils  nur  formell  von  Konstantinopel  abhängig 
(Nedsched),  teils  britischen  Gelüsten  ausgesetzt  (Jemen,  ElHasa)  sind. 
Hierfür  bot  aber  das  Vordringen  der  Türken  in  gewissen  östlichen 
Saharagebieten  (Tibesti  und  Borku)  Ersatz,  die  auf  der  geduldigen 
Landkarte,  gemäß  den  britisch-französischen  Abmachungen  vom 
21.  März  1899,  als  französische  Einflußsphäre  verzeichnet  waren.  Aller- 
dings befanden  sich  im  türkischen  Riesengebiete  noch  ausgedehnte 
wüste  oder  wenigstens  recht  wasserarme,  besten- 
falls für  eine  mäßig  ergiebige  Viehzucht  verwendbare  Strecken, 
so  namentlich  in  Tripolitanien,  doch  auch  in  Syrien,  Arabien,  Mesopo- 
potamien  und  sogar  in  Kleinasien.  Wenn  man  aber  auch  sehr  vor- 
sichtig nur  einen  Rest  von  1,1  Millionen  km^  frucht- 
baren Bodens  annahm,  so  war  dieser  nahezu  so  groß  wie 
Deutschland,  Frankreich  und  Belgien  zusammen.  Dabei  waren  weite 
Strecken  des  als  unfruchtbar  angenommenen  Bodens  für  eine  extensive 
Weidewirtschaft  wahrscheinlich  noch  immer  brauchbar,  ganz  ab- 
gesehen von  seinen  bergbaulichen  Möglichkeiten  und  seiner 
Bedeutung  für  die  müitärische  Sicherheit  des  Reiches  und  für  die 
Deckungsmöglichkeiten  der  türkischen  Truppen.  Überhaupt  ver- 
spricht eine  genauere  geologische  Durchforschung  der  fruchtbaren 
und  öden  Teile  des  osmanischen  Reiches,  nach  einzelnen  Stichproben 
zu  schüeßen,  eine  Fülle  erfreulicher  Überraschungen  hinsichthch 
Kohle,  Petroleum,  Erdharz,  Kupfer,  Blei,  Chrom,  Silber,  Salz, 
Schmirgel  usw. 

Die  Bevölkerung,  die  sogar  unter  der  früheren  jahrhunderte- 
langen Mißverwaltung  etwa  24  Millionen  erreichte,  hatte  unter  den 
neueren  gebesserten  Verhältnissen,  zumeist  unter  dem  günstigen  sub- 
tropischen Klima,  bedeutende  Wachstumsmöglich- 
keiten vor  sich,  die  jenen  der  älteren  Großstaaten  mittel-  und 
westeuropäischen  Zuschnitts  überlegen  sein  dürften.  Hierzu  kam 
noch  die  glänzende  maritime  Lage  des  türkischen  Reiches 
in  den  Golfen  und  Ausläufern  des  Mittelländischen  Meeres  und  des 
Indischen  Ozeans,  die  durch  Verschiedenheit  der  Höhenlage  bedingte 
Mannigfaltigkeit  der  klimatischen  und  agrarischen  Verhältnisse,  die 
bunte  Fülle  von  Begabungen  der  so  verschiedenartigen  Bevölkerungen, 
die  Möglichkeit  einer  innigen  politisch-wirtschaftlichen  Annäherung 
an  das  glaubensverwandte,  damals  scheinbar  gleichfalls  kultureller 
Wiedergeburt  entgegengehende  P  e  r  s  i  e  n  ,  anderseits  als  ungünstiges 
Moment    die    durch    Nachlässigkeit    und    Raubbau    hervorgerufene 

25* 
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starke  Entwaldung  ausgedehnter  Teile  des  osma- 
nischen  Reiches.  All  dies,  worüber  in  Kapitel  VIII  Abteilung  VIII 
des  I.  Bandes  noch  manche  nähere  Angaben  zu  finden  sind,  schien 
geeignet  zu  sein,  die  Türkei  auf  eine  Mittelstufe  zwischen  den  älteren 
Großmächten  europäischen  Zuschnitts  und  den  ganze  Kontinente  um- 
fassenden neueren  Weltreichen  zu  erheben. 

Wie  wohltätig  die  gewaltige  Ausdehnung  und  Kaufkraft  des 
türkischen  Zollgebietes  von  allen  Produktionen  und  lyändern  emp- 
funden wurde,  die  diesem  Zollgebiete  je  angehörten,  ergibt  sich  am 
besten  aus  den  Verlegenheiten  der  bulgarischen 
Handels-  und  Zollpolitik  seit  der  Abtrennung  Nord- 
bulgariens vom  Körper  des  türkischen  Reiches  im  Jahre  1878  und  der 
gleichen  Loslösung  Südbulgariens  (Ostrumeliens)  im  Jahre  1885. 
Lange  schwankte  die  bulgarische  Handelspolitik  zwischen  Zoll- 
vereinigung mit  dem  osmanischen  Reiche  und  völliger  zollpolitischer 
Loslösung  von  der  Türkei.  Schließlich  wurde  der  Handelsverkehr 
zwischen  beiden  Ländern  mittels  eines  Regimes  weitgehender  Vor- 
zugszölle geregelt  gemäß  den  eine  Art  unvollkommenen  Zollvereins 
feststellenden  bulgarisch- türkischen  Vereinbarungen  von  1900  (Noten- 
wechsel vom  5./18.  Juni  und  21.  Oktober)  und  1907  (vom  31.  De- 
zember 1906/12.  Januar  1907). 

Die  schattenhafte  Oberhoheit  der  Türkei  über  Bulgarien  bot  den 
Rechtsgrund,  diese  Vereinbarungen  als  innerpolitische  Maßnahmen 
zu  bezeichnen,  bezüglich  deren  die  nur  für  internationale  Verträge 
geltende  Meistbegünstigung  nicht  gefordert  werden  könnte.  Der 
erwähnte  Rechtsgrund  entfiel  aber  seit  der  allgemeinen  Anerkennung 
der  Souveränität  des  Königreichs  Bulgarien  im  Frühjahr  1909. 
Widerwillig  mußten  sich  beide  Staaten  auf  das  Andrängen  der  die 
Meistbegünstigung  beanspruchenden  Großmächte  zu  einer  Neurege- 
lung ihrer  handelspolitischen  Beziehungen  entschließen.  Eine  solche 
Regelung  konnte  nur  auf  Grundlage  eines  Meistbegünsti- 
gungsvertrages erfolgen;  denn  die  aufstrebende  bulgarische 
Industrie  wollte  sich  mit  dem  von  ihr  als  viel  zu  niedrig  betrachteten 
türkischen  Zollschutze  keineswegs  begnügen,  wodurch  eine  voll- 
ständige Zollvereinigung,  unter  Absehen  von  Vorzugszöllen,  aus- 
geschlossen war.  Der  unter  solchen  Umständen  unvermeidliche 
Meistbegünstigungsvertrag  vom  6/19,  Februar  1911 
wurde  als  ein  Provisorium  bezeichnet,  machte  während  der  Kriege 
mit  der  Türkei  von  1912/1913  einem  Zollkriegszustande  Platz  und 
trat  vermöge  des  türkisch-bulgarischen  Friedensvertrages  vom 
29.  September  1913  bis  auf  weiteres  wieder  in  Kraft. 
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Jedenfalls  stellt  schon  die  den  Bulgaren  (nach  einer  kurzen  Zoll- 
kriegsperiode im  Dezember  1910  und  Januar  1911)  neuerlich  erteilte 
Erlaubnis,  nach  der  Türkei  und  insbesondere  nach  dem  aufnahms- 
fähigen  Konstantinopel  Vieh  ohne  ziffernmäßige  Beschränkung 
ausführen  zu  dürfen,  eine  Art  handelspolitischer  Bevorzugung  dar,  die 
der  bulgarischen  Volkswirtschaft  in  hohem  Maße  zugute  kommt  ^ ) .  Bul- 
garien hat  für  absehbare  Zeit  auf  Gewährung  einer  derartigen  Be- 
günstigung weder  in  Österreich-Ungarn  noch  in  Deutschland  zu 
rechnen.  Falls  aber  Österreich-Ungarn,  das  für  die  Balkanstaaten 
nächstgelegene  und  daher  für  ihre  Vieh-  und  Fleischausfuhr  am 
meisten  in  Betracht  kommende  Absatzgebiet,  in  seiner  bisherigen 
agrarisch-hochschutzzöUnerischen  Absperrung  des  weiteren  ver- 
harren sollte,  dann  könnte  ein  liberales  Zollregime  in  einer  von  der 
Last  der  Kapitulationen  befreiten  Türkei  be- 
deutende handelspolitische  Wirkungen  ausüben.  Die  Anziehungskraft 
eines  solchen  Regimes  würde  sich  unter  solchen  Umständen  nicht 
nur  auf  Bulgarien,  sondern  möglicherweise  auch  auf  andere  Balkan- 
staaten erstrecken,  die  auf  die  Ausfuhr  von  landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen  angewiesen  sind. 

Seit  der  Glanzperiode  des  türkischen  Reiches  vom  Sommer  1908 
bis  Herbst  1911  hat  die  Türkei  schwere  Einbußen  erlitten. 
Der  tripolitanische  Krieg  und  der  Lausanner  Friede  vom  18.  Oktober 
1912  kosteten  ihr  den  afrikanischen  Besitz  von  min- 
destens einer  Million  km^  und  etwa  einer  Million  Einwohner,  ganz 
abgesehen  von  den  Hoffnungen,  die  das  Vordringen  türkischer  Truppen 
südlich  von  Fessan,  in  Borku  und  Tibesti,  in  Konstantinopel  erregt 
hatte  (vgl.  hierüber  Abteilung  XI  dieser  Anlage  Seite  359).  Sodann 
kamen  die  Verluste  der  Türkei  in  den  Balkankriegen  von 
1912/1913  und  den  Friedensschlüssen  von  London  und  Konstanti- 
nopel vom  30.  Mai  und  29.  September  1913.  Hierdurch  wurde  die 
europäische  Türkei  von  169  317  km^  mit  6,13  Mülionen 
Einwohnern  auf,  abgesehen  von  dem  schon  seit  1897  nur  mehr  formell 
zur  Türkei  gehörenden  Kreta,  23  000  km^  mit  1,6  Millionen  Be- 
wohnern verkleinert;  die  Frage  der  teils  von  italienischen,  teils  von 
griechischen  Truppen    besetzten    ägäschen  Inseln  längs  der  Küste 


')  Diese  besondere  Begünstigung  der  bulgarischen  Volkswirtschaft  erklärt  auch, 
wie  es  der  Türkei  gelingen  konnte,  im  genannten  Vertrage  das  Zugeständnis  einer 
Reihe  wertvoller  bulgarischer  Vertragszölle  (darunter  auch  Zollsätze,  die  den  Vor- 
zugszöllen der  älteren  Verträge  von  1900  und  1907  entnommen  waren)  zu  erzielen, 
während  sich  Bulgarien  in  der  Türkei  mit  der  allgemeinen  Meistbegünstigung  be- 
gnügen mußte. 
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Kleinasiens  war  Juli  1914,  trotz  der  bezüglichen  Beschlüsse  der 
Londoner  Botschafterkonferenz  vom  11.  August  191 3  und  trotz  der 
Abmachungen  im  Lausanner  Frieden  über  die  südägäischen  Inseln, 
noch  nicht  gelöst. 

Es  erhebt  sich  nunmehr  die  Frage,  ob  die  besiegte  und  ver- 
kleinerte Türkei  des  Jahres  1914  noch  immer  der  Mittelstufe 
zwischen  den  „Großen  Zollgebieten"  neuerer  Auffassung  und  den 
Großstaaten  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  zuzurechnen 
ist,  wohin  sie  von  Sommer  191 8  bis  Herbst  1911  zweifellos  gehörte. 
In  wirtschaftlicher  Hinsicht  könnte  die  Türkei,  nach  Ab- 
schüttlung  der  handelspolitischen  Fesseln  der  Kapitulationen,  in 
einem  Zollverein  mit  Bulgarien  für  das  Verlorene  reichlichen  Ersatz 
finden.  In  territorialer  Beziehung  wurden  dem  osmanischen 
Reiche  allerdings  die  letzten  Ausdehnungsmöglichkeiten  durch  die 
britische  Ausbreitung  am  arabischen  Ufer  des  persischen  Golfs  und 
offenen  indischen  Ozeans  sowie  durch  das  russisch-britische  Vorgehen 
in  Nord-  und  Südpersien  nahezu  völlig  benommen.  Sollten  aber  die 
Unverbesserlichkeiten  desIslam  (Scheriat,  Fremden- 
feindlichkeit, unwürdige  Stellung  und  Behandlvmg  der  Frauen  usw.), 
sowie  der  türkische  Feudalismus  (die  jedem  landwirtschaft- 
lichen Fortschritte  hinderliche  und  keine  selbständige  Bauernbevölke- 
rung aufkommen  lassende  Wirtschaft  der  Großgrundbesitzer,  der 
Beis)  und  Chauvinismus  (Frage  der  Araber,  Armenier,  Griechen 
und  Juden  innerhalb  des  osmanischen  Reiches)  durch  den  Einfluß 
der  Jungtürken  allmählich  besseren  Zuständen  Platz  machen,  dann 
könnte  das  türkische  Reich  im  Laufe  des  zwanzigsten  Jahrhunderts 
immer  noch  eine  Stellung  erreichen,  wodurch  die  Türkei  über  die 
Stufe  der  europäischen  Großmächte  ohne  Überseebesitz  oder  ohne 
nennenswerten  Überseebesitz,  wie  Österreich-Ungarn  oder  Spanien, 
erhoben  würde.  Es  gibt  innerhalb  der  Türkei  und  sogar  außerhalb 
des  osmanischen  Reiches  Optimisten,  welche  eine  solche,  an 
die  drei  erwähnten  Voraussetzungen  geknüpfte  Entwicklung  für  mög- 
lich halten;  doch  namentlich  außerhalb  der  Türkei  ist  die  Zahl  der- 
jenigen größer,  die  an  einem  Aufschwung  der  Türkei 
verzweifeln  und  ihre  Aufmerksamkeit  mehr  den  seit  den 
Balkankriegen  von  191 2/1 91 3  vielfach  erörterten  Teilungsplänen 
und  Festlegungen  von  halb  wirtschaftlichen,  halb  politischen 
Interessensphä  ren^)  zuwenden. 

1)  Solche  Interessensphäem,  zumeist  für  Weltreiche  und  große  Zollgebiete 
abgesteckt,  sind:  Armenien  für  Rußland;  Pamphyhen,  Pisidien  und  das  südliche 
Karien  für  Italien;  das  westliche  Cihcien.  bis  westlich  von  Mersina  für  Österreich- 
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XVI.  Argentinien  als  ,,Großes  Zollgebiet"  der  Mittelstufe. 

Argentinien  verfügt  gleich  der  Türkei  über  eine  Fest- 
landsfläche von  mehreren  Millionen  km^  (genauer  2,95  Mülionen  km^) 
deren  Bevölkerung  gegenwärtig  aber  nur  etwa  acht  Millionen  be- 
trägt gegenüber  den  18,5  Millionen  des  osmanischen  Reiches^).  Nichts- 
destoweniger sind  die  Aussichten  der  südamerikanischen  Republik 
für  absehbare  Zeit  in  den  meisten  Beziehungen  glänzender  als  jene 
des  islamischen  Staates  am  Mittelmeere.  Argentinien  kommen  zwar 
nicht  die  Regenfälle  Brasüiens  zugute,  da  die  zumeist  von  Westen 
her  wehenden  feuchten  Winde  durch  den  hohen  Kamm  der  Anden 
aufgehalten  werden.  Die  hierdurch  bewirkte  relative  Wasserarmut 
ist  aber  immerhin  erträglich,  so  daß  der  überwiegende  Teil 
des  Landes  dem  Ackerbau  (Getreide,  Futterbau,  Öl- 
pflanzen, auch  Zucker  und  Wein)  oder  einer  rationellen 
Viehzucht  zugänglich  ist.  Im  Norden  des  Landes  dehnen 
sich  umfangreiche  Wälder  aus,  die  namentlich  durch  ihren  Reichtum 
an  Quebrachoholz  weltwirtschaftlich  wichtig  sind.  Nur  ver- 
hältnismäßig klein  sind  die  unbrauchbaren  ödländereien  in  den  ge- 
birgigen Grenzgebieten  im  Westen  und  im  unwirtlichen  Süden 
mit  seinem  rauheren  Klima  (argentinischer  Anteil  an  den  Feuer- 
landsinseln), das  übrigens  Schafzucht  im  großen  Stü  zumeist  noch 
zuläßt.  Mag  Argentinien  auch  in  die  Tropen  nur  mit  einem  kleinen 
Teüe  seines  Gebietes  hineinragen,  so  ist  es  doch  an  den  Subtropen, 


Ungarn;  das  östliche  Cilicien  und  nördliche  Syrien,  wohl  auch  das  nördliche  Meso- 
potamien für  Deutschland;  das  übrige  Syrien,  mit  Ausnahme  von  Palästina,  für 
Frankreich;  Palästina,  Hedschas,  Asir,  Jemen  und  das  südliche  Mesopotamien  für 
Großbritannien.  Zweifelhaft  blieben  nur  die  Landschaften  westlich  vom  Halys  (Kizil 
Irmak)  und  nördlich  der  nichtrussischen  Interessensphären  sowie  die  europäische 
Türkei,  wofür,  neben  Rußland  und  anderen  europäischen  Großmächten,  insbesondere 
noch  Bulgarien  und  Griechenland  in  Betracht  kämen. 

1)  Der  nachfolgend  gebrachte  Vergleich  des  großen  argentinischen  mit  dem 
türkischen  Zollgebiete  wurde  im  Sommer  191 1  (diese  Anlage  hätte  ursprünglich  dem 
1912  erschienenen  I.  Bande  vorliegenden  Buches  beigegeben  werden  sollen)  nieder- 
geschrieben imd  gedruckt,  unmittelbar  vor  den  Kriegen  der  Türkei  mit  Italien  und 
den  Balkanstaaten,  da  die  Sommer  1908  eingeleitete  osmanische  Aufschwungsperiode 
knapp  vor  ihrem  Ende  war.  Damals  war  auch  das  türkische  Zollgebiet  ungefähr 
ebenso  groß  wie  das  argentinische  (im  Jahre  1914  nur  ungefähr  sechzig  Prozent),  wenn 
auch  die  Türkei  an  Umfang  fruchtbarer,  landwirtschaftlich  ausnützb^er  Flächen 
damals  wie  im  Jahre  19 14  hinter  Argentinien  stark  zurückblieb,  und  die  türkische 
Bevölkerung  wurde  durch  die  seitherigen  poH tischen  Veränderungen  um  5,5  Millionen 
verringert.  Seit  Herbst  191 1  sind  also  auf  türkischer  Seite  die  Grundlagen  des  vorher 
angestellten  Vergleiches  nicht  imwesentlich  verschoben  worden;  er  bleibt  aber  wohl 
noch  immer  von  Interesse. 
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der  gemäßigten  Zone  und  der  subpolaren  Zone  reichlich  beteiligt. 
(Die  letztgenannte  Zone  reicht  auf  der  südlichen  Halbkugel  viel  weiter 
nach  Norden  als  in  der  nördlichen  nach  Süden).  Dieser  Ver- 
schiedenartigkeit der  klimatischen  Verhält- 
nisse in  dem  zumeist  aus  Tiefebenen  bestehenden  argentinischen 
Gebiete  entspricht  die  Mannigfaltigkeit  der  Pro- 
duktionen, von  den  Mate-,  Zuckerrohr-  und  Südfruchtkulturen 
im  Norden  Argentiniens  bis  zu  dem  mit  Waldwirtschaft,  Schafzucht 
und  Fischerei  beschäftigten  Süden  des  lyandes.  Jedenfalls  kann  in  dem 
von  der  Natur  so  reichlich  bedachten  Argentinien  eine  Bevölkerung 
von  etwa  hundertfünfzig  Millionen  bequem  ihren  Unterhalt  ge- 
winnen. 

Hierzu  kommt  noch  ein  großartiges  Binnenschiffahrts- 
netz von  der  Küste  bis  an  die  Grenzen  Argentiniens,  teilweise  sogar 
noch  weit  über  diese  Grenzen  hinaus,  nach  Brasilien  und  Paraguay 
hinein  unter  Berührung  der  Grenzgebiete  von  Uruguay,  Bolivia  und 
sogar  von  Chile  (Rio  Negro  und  See  Nahuel  Huapu).  Dieses  vielfach 
auch  für  Schiffe  größeren  Tonnengehaltes  befahrbare  Netz  von 
Binnenwasserstraßen  dürfte  Argentinien  sogar  dafür  Ersatz  bieten, 
daß  es  eine  weniger  günstige  maritime  lyage  hat  als  die  Türkei.  Das 
osmanische  Reich  hatte  (bis  19 12)  eine  großartige  horizontale 
Gliederung  mit  tief  einschneidenden  Meeresteüen,  Meerengen, 
Buchten,  Halbinseln  und  vorliegenden  Inseln  an  zwei  der  wichtigsten 
Ozeane  nahe  der  Stelle,  wo  diese  durch  eine  künstliche  Verbindung 
(Suezkanal)  miteinander  in  Berührung  gebracht  worden  sind.  Dagegen 
liegt  Argentinien  am  Südrande  der  an  und  für  sich  weniger  wichtigen 
Südhälfte  des  Atlantischen  Ozeans,  wo  dieser  in  das  wirtschaftlich 
bedeutungslose  südliche  Eismeer  übergeht,  und  die  Magellanstraße,  die 
schon  bisher  mit  den  Dardanellen,  Hellespont,  Suezkanal,  Bab  el 
Mandeb  nicht  zu  vergleichen  war,  wird  nach  Fertigstellung  des  Panama- 
kanales  kaum  viel  mehr  als  eine  rein  lokale  Bedeutung  besitzen. 

In  noch  weit  höherem  Maße  als  durch  die  Gunst  der  Natur  hat 
Argentinien  vermöge  seines  Menschenmaterials  einen 
bedeutsamen  Vorteü  vor  der  Türkei  voraus.  In  der  südamerikanischen 
Republik  lebten  im  Jahre  1914  etwa  acht  Millionen  zumeist  roma- 
nischer Einwohner  unter  der  altherkömmlichen  Vorherrschaft  des 
spanischen  Elements.  Diese  acht  Mülionen  stellen  gewissermaßen 
eine  Auslese  ihrer  Heimatländer,  in  den  letzten  Jahrzehnten 
namentlich  Italiens  dar.  Es  sind  jene  entschlossenen  Personen,  die 
sich  zur  dauernden  Auswanderung  über  das  Meer  aufrafften  und  sich 
unter  den  zwar  vielfach  günstigeren,  in  mancher  Beziehung  dennoch 
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schwierigen  Verhältnissen  der  transatlantischen  Republik  behaupten 
konnten.  Dieser  Auslese  kommt  mehr  oder  weniger  die  Fähigkeit  und 
Neigung  zu,  die  jeweils  neuesten  technischen  und 
kulturellen  Fortschritte  in  weitem  Umfange  zur  An- 
wendung zu  bringen  und  mit  Hilfe  europäisch-amerikanischer  In- 
genieurkunst und  Kapitalskraft  ein  großartiges  Eisenbahnnetz, 
gewaltige  Bewässenmgsanlagen,  Hafenbauten,  industrielle  Ver- 
wertungsstätten des  argentinischen  Produktenreichtumes  usw 
zu  errichten^).  Dem  entspricht  auch  die  Raschheit  der  Be- 
völkerungszunahme von  etwa  vier  Millionen  im  Unglücks- 
jahre 1890  (Baring-Krise)  auf  ungefähr  acht  Millionen  ein  Viertel- 
jahrhundert später. 

Demgegenüber  weist  die  Türkei  ein  uneinheitliches,  öfters  in 
scharfen  Gegensätzen  nationaler  und  religiöser  Art  befindliches,  für 
den  raschen  materiellen  und  kulturellen  Fortschritt  erst  mühsam  zu 
gewinnendes,  in  hohem  Maße  Traditionen  ergebenes,  seinen  Ziffern 
nach  ziemlich  stationäres  Volkstum  auf.  Im  Jahre  1912  waren  Ein- 
fuhr und  Ausfuhr  Argentiniens  trotz  weit  kleinerer  Bevölke- 
rungsziffer nahezu  dreimal,  die  Eisenbahnstrecken  der 
südamerikanischen  Republik  drei  bis  viermal  so  groß  als  die  der  Türkei 
im  Jahre  igio/igii^)^  und  gegenüber  den  Reichtümern  von  Buenos 
Aires  erscheinen  jene  des  historisch  weit  bedeutsameren  Konstantinopel 
dürftig.  Das  Unheü  der  aus  Europa  mitgenommenen  Boden- 
spekulation, die  den  Großteil  des  Ertrages  der  nationalen 
Arbeit  in  Händen  weniger  zu  konzentrieren  sucht,  macht  sich  zwar 
auch  in  Argentinien  empfindlich  geltend.  Doch  sind  die  Folgen  hiervon 
bei  dem  steten  Wachstum  der  ausgedehnten  Bodenflächen,  die  den 
arbeitenden  Händen  in  spekulativer  Gewinnabsicht  zur  Bearbeitung 
übergeben  werden,  minder  drückend  als  in  den  mehr  stationären  Ver- 
hältnissen der  meisten  Länder  Europas,  und  unvergleichlich  günstigere 
Verhältnisse  bestehen  in  Argentinien  als  in  dem  vielfach  noch  in 
mittelalterlichen  Feudalismen  steckenden  türkischen  Reiche.  Gerade 
in  letzter  Zeit,  seit  der  durch  die  Rückwirkung  der  Balkankriege  von 


^)  Die  zahlreichen  Analphabeten  unter  den  argentinischen  Einwanderern  aus 
Italien  und  Spanien  bilden  freilich  eher  eine  Hemmung  als  eine  Förderung  der  land- 
wirtschafthchen  Technik  in  Argentinien.  Überhaupt  kann  Argentinien,  angesichts 
des  starken  Wettbewerbs  der  Vereinigten  Staaten  und  Kanadas  um  die  Auswanderung 
aus  Europa,  unter  seinen  Einwanderern  keine  so  strenge  Musterung  halten  und  nicht 
so  wählerisch  sein  wie  die  Union. 

•)  Es  wurde  das  letzte  türkische  Fiskaljahr  vor  den  großen  Verlusten  des  os- 
manischen  Reiches  in  Afrika  und  Europa  gewählt. 
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1912/1913  hervorgerufenen  weltwirtschaftlichen  Krise,  hat  sich  in 
der  öffentlichen  Meinung  Argentiniens  die  Ansicht  befestigt,  daß 
die  spekulative  Zurückhaltunglandwirtschaft- 
licher Grundstücke  durch  Großgrundbesitzer  und  Groß- 
spekulanten eine  der  Hauptursachen  der  zwischen  Aufschwung  und 
Krise  in  kurzen  Zwischenräumen  hin  und  her  pendelnden,  wenig 
befriedigenden  Wirtschaftsverhältnisse  des  Landes  sei.  Man  ist 
davon  überzeugt,  daß  die  Abhilfe  hiergegen  in  bodenreformerischen 
Steuermaßregeln  liege,  welche  den  die  Bodenfläche  spekulativ  zurück- 
haltenden Personen  dieses  Geschäft  unlohnend  machen  und  verleiden, 
ferner  in  einer  staatlichen,  zum  Wohl  der  breiten  Massen  der  Land- 
bevölkerung verwalteten,  Besiedlung  durch  Kleingrundbesitzer  fördern- 
den Landbank  zu  finden  sei.  Diese  Stimmung  dürfte  zwar  nicht 
binnen  kurzer  Frist  die  Oberhand  über  das  entgegengesetzt  inter- 
essierte, politisch  einflußreiche  Bodenspekulantentum  erlangen;  aber 
der  demokratische  Widerstand  der  Massen  gegen  die  nur  persön- 
lichen Vorteil  suchenden  Kliquen  der  argentinischen  Geschäfts- 
politiker konzentriert  sich  allmählich  immer  mehr  um  die  Boden- 
fragen.  Schließlich  hat  die  in  Argentinien  sehr  zahlreiche  Pächter- 
klasse begonnen,  durch  Streiks  gegen  unmäßige  Forderungen  der 
Grundbesitzer  in  heilsamer  Weise  der  beständigen  Preistreiberei 
von  Grund  und  Boden  entgegenzuarbeiten,  die  eine  Besiedlung  der 
dünn  bewohnten  riesigen  Flächen  des  Landes  durch  Kleingrund- 
besitzer fast  unmöglich  macht. 

Wenn  für  das  osmanische  Reich,  wie  früher  erwähnt,  unter  ge- 
wissen Umständen  die  Aussicht  vorhanden  wäre,  mit  benachbarten 
Balkanstaaten  zu  Vereinbarungen  über  einen  mehr  oder  weniger  weit- 
gehenden und  vollkommenen  Zollverein  zu  gelangen,  hat  sich  Argen- 
tinien wenigstens  grundsätzlich  die  Möglichkeit  ähnlicher  wirt- 
schaftlicher Verbindungen  mit  den  Nachbar- 
staaten gewahrt.  Es  fügt  nämlich  in  seine  neueren  Handels- 
verträge mit  europäischen  Ländern  die  Klausel  ein,  daß  in  die  Meist- 
begünstigung dieser  Verträge  nicht  jene  Bevorzugungen  einzubeziehen 
seien,  die  Argentinien  etwa  den  benachbarten  südamerikanischen 
Staaten  zugestehen  sollte.  In  den  Entwurf  des  argentinischen  Budget- 
gesetzes für  1907  wurde  sogar  die  Bestimmung  aufgenommen,  die 
Regierung  sei  ermächtigt,  den  Zoll  auf  Kaffee,  Mate  und 
Tabak  ausBrasilien  undParaguay  teilweise  oder  ganz 
aufzuheben,  um  mit  Hilfe  solcher  Vorzugszölle  leichter  zu  Handels- 
verträgen mit  diesen  Nachbarstaaten  zu  gelangen.  Hierdurch  sollte 
auch  die  Erhaltung  freundschaftlicher  internationaler  Beziehungen 
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innerhalb  des  südamerikanischen  Kontinents^)  gefördert  und  das 
Wachstum  der  militärischen  Rüstungsausgaben  eingeschränkt  werden. 
In  militärischer  Beziehung  ist  Argentinien  ähnlich,  wenn 
auch  nicht  ganz  so  günstig  daran,  wie  Brasilien.  Ein  wirksamer  An- 
griff auf  das  nur  zur  See,  nach  Zurücklegung  von  Tausenden  von 
Küometem  erreichbare  Land  durch  eine  europäische,  nordamerika- 
nische oder  asiatische  Großmacht  ist  wenig  wahrscheinlich,  und  An- 
griffe zu  Lande,  etwa  von  Chile  oder  Brasüien  her,  werden  dadurch  un- 
gemein erschwert,  daß  die  Grenzländer  zumeist  schütter  bewohnte 
Gebiete  oder  wenig  zugängliche Gebirgsdistrikte  sind.  Seit  Beendigung 
des  Krieges  mit  Paraguay  von  1865 — 1870,  der  durch  den  Übermut 
des  größenwahnsinnigen  paraguayensischen  Diktators  Lopez  hervor- 
gerufen und  von  Argentinien  gemeinsam  mit  Uruguay  und  Brasilien 
geführt  wurde,  haben  in  Argentinien  imd  seinen  Nachbarländern 
stets  die  für  eine  besonnene  Friedenspolitik  sprechen- 
den Gründe  die  Oberhand  gehabt.  Es  schien  unlohnend  zu  sein. 
Hunderte  von  Mülionen  oder  wohl  gar  Milliarden  in  einem  Kriege 
um  mäßig  wertvolle  oder  fast  wertlose  Grenzgebiete  auszugeben, 
während  im  eigenen  Lande  noch  Zehntausende  oder  gar  Hunderttau- 
tausende  von  km^  für  und  durch  Ackerbau  und  Viehzucht  erst  zu 
erschließen  seien.  (Der  einzige  Ausnahmsfall,  der  Krieg,  den  Chüe 
1879 — 1883  mit  Bolivia  und  Peru  führte,  galt  den  wichtigen  Salpeter- 
provinzen Tarapaca  undTacna.)  Daher  hat  auch  die  seit  1906  über  die 
großen  und  mittleren  Seemächte  gekommene  Dreadnought-Leiden- 
schaft  in  Argentinien,  Chüe  und  Brasilien^)  verhältnismäßig  weniger 


^)  Vgl.  „Buenos  Aires  Handelszeitimg"  vom  19.  Januar  1907.  Bisher  wurde 
Brasilien  durch  die  Rücksicht  auf  das  große  Interesse  seiner  Kaffeeausfuhr 
nach  den  Vereinigten  Staaten  daran  gehindert,  solche  Verträge  mit  Argentinien  und 
Uruguay  abzuschließen,  obwohl  die  Mate-  und  vielleicht  auch  Tabakausfuhr  Brasiliens 
durch  derartige  Verträge  sehr  gefördert  werden  könnte  (vgl.  hierüber  Abteilimg  II  d 
des  III.  Kapitels  im  vorliegenden  Bande,  Seite  127).  Bisher  hat  Brasilien  eine  ähnliche 
Bestimmung  seines  Budgetgesetzes  (siehe  Artikel  30  des  Budgetgesetzes  für  das  Jahr 
19 13)  nur  zu    Gimsten  der  Vereinigten  Staaten  angewandt. 

»)  Bezeichnend  ist  der  Verkauf  eines  für  Brasilien  auf  einer  britischen  Werft 
erbauten,nahezu  fertiggestellten  Dreadnoughts  an  die  Türkei  im  März  1914.  BrasiHen 
rechnet  wohl  schon  in  hohem  Ausmaße  auf  die  Wirksamkeit  des  ungeschriebenen 
ABC-Büudnisses  mit  Argentinien  und  Chile  zur  Wahrimg  der  gemeinsamen 
Interessen  gegen  nordamerikanische  Übergriffe  (vgl.  über  dieses  Bündnis  die  Schluß- 
bemerkimgen  der  Abteilung  XIII  dieser  Anlage),  als  es  sich,  sei  es  auch  in  arger  finan- 
zieller Beengung,  zum  Verkaufe  eines  so  wichtigen  Kriegsbehelfs  entschlossen  hat. 
Die  gleichzeitig  von  Griechenland  mit  Chile  und  Argentinien  angeknüpften  Ver- 
handlungen über  den  Verkauf  eines  Großkampf  schiff  es  führten  allerdings  bis  Juli  19 14 
zu  keinem  Ergebnisse. 
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schwere  Opfer  gefordert,  als  im  alten  Europa,  obwohl  gerade  in  diesen 
drei  Staaten  die  Sicherung  der  ausgedehnten,  wirtschaftlich  wertvollen 
Küsten  zumeist  weit  schwieriger  ist,  als  die  der  wirtschaftlich  meist 
viel  weniger  wertvollen  Landgrenzen. 

XVII.  Mexiko  und  der  Imperialismus  (panamerikanische  Bestrebungen) 
der  Vereinigten  Staaten. 

Wenn  es  nur  auf  Größe  und  Fruchtbarkeit  sowie  Mineralreichtum 
des  Territoriums  und  etwa  noch  auf  Aussichten  einer  zollpolitischen 
Vereinigung  mit  kleineren  Nachbarstaaten  ankäme,  dann  könnte  wohl 
auch  Mexiko  gleich  Argentinien  und  der  Türkei  jener  Mittelstufe 
zugezählt  werden,  die  sich  zwischen  die  Großstaaten  mittel-  und  west- 
europäischen Zuschnitts  einerseits,  die  Weltreiche  von  kontinent- 
ähnlichem Umfange  andererseits  einschiebt.  Die  derzeit  etwa  fünfzehn 
Mülionen  Einwohner  Mexikos  wohnen  auf  einem  Territorium  von 
nahezu  zwei  Millionen  km^.  Dieses  ist  teilweise  von  Natur  aus  frucht- 
bar, teils  kann  es  durch  Bewässerungsanlagen  fruchtbar  gemacht 
werden.  Ausnahmen  hiervon  büden  nur  einige  völlig  wasserarme  oder 
aus  sonstigen  Gründen  unbrauchbare  Gebiete,  wie  Niederkalifornien, 
die  Salzseen  und  Sümpfe  des  nordmexikanischen  Bolson  de  Mapimi 
usw.  Sicherlich  gibt  es  in  Mexiko  noch  ausgedehnte,  für 
Ackerbau  und  Viehzucht  ausnützbare  Grund- 
flächen, die  bisher  unbebaut  und  unausgenützt  geblieben  sind. 
Die  hohe  Lage  des  mexikanischen  Binnenlandes  müdert  die  dem 
Breitengrad  entsprechenden  tropischen  Klimaverhältnisse  vielfach 
zu  subtropischen.  Hierzu  kommt  noch  ein  weltwirtschaftlich  sehr 
bedeutsamer  Reichtum  an  Erzen  edler  und  unedler  Metalle 
(Gold,  SÜber,  Kupfer,  Blei,  Eisen,  Zinn,  Quecksüber)  sowie  an 
Petroleum,  Kohle  und  Schwefel.  Aber  trotz  aller  dieser  Natur- 
schätze und  trotz  aller  großen  Fortschritte,  welche  die 
landwirtschaftlichen  und  Bergbauproduktionen,  Außenhandel,  Eisen- 
bahnwesen, Finanzen,  Staatskredit  usw.  besonders  während  der 
Diktatur  des  Porfirio  D  i  a  z  zu  verzeichnen  hatten,  scheint  die  Ent- 
wicklung der  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnisse  aus 
diesem  Staatswesen  immer  mehr  ein  Nebenland  der  Vereinigten 
Staaten  zu  machen.  Darnach  würden  alle  aufgezählten  Vorzüge  und 
Aussichten  Mexikos  schließlich  nur  die  Bedeutung  der  Union  als 
Weltreich  und  „Großes  Zollgebiet"  neuerer  Auffassung  erhöhen. 

Die  Vereinigten  Staaten  hatten  bereits  vor  mehr  als  sechs  Jahr- 
zehnten den  Südwesten  ihres  großen  nordamerikanischen  Gebietes 
aus  dem  ursprünglichen  Umfang  Mexikos  herausgeschnitten  (Krieg 
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mit  Mexiko  1846 — 1848).  Im  Jahre  1903  entzogen  sie  Mexiko  die 
weitere  Entwicklungsmöglichkeit  nach  dem  Süden,  indem  sie  von 
Kolumbien  die  für  den  Bau  des  Panama-Kanals  unentbehrliche 
Provinz  Panama  lostrennten  und  zu  einem  formell  selbständigen, 
tatsächlich  aber  durchaus  von  der  Union  abhängigen  Staate  machten. 
Seither  haben  die  Vereinigten  Staaten  nicht  aufgehört,  in  den 
kleinen  mi  1 1  el  a  m  er  ik  an  i  seh  en  Republiken 
zwischen  Panama  und  Mexiko  nach  größerem  politischem  Einflüsse 
und  wirtschaftlicher  Vormachtstellung  zu  streben.  Hierzu  dienten 
Anleihen  an  die  mindestens  verschwenderischen,  zumeist  aber 
durch  und  durch  korrupten  Staatsverwaltungen  Mittelamerikas,  in 
Verbindung  damit  Kontrolle  der  Finanzen  oder  wenigstens  des  Zoll- 
wesens dieser  Staaten  durch  nordamerikanische  Aufseher,  Erlangung 
wertvoller  Konzessionen  für  nordamerikanische  Gesellschaften, 
wobei  diese  mit  wertvollen  Vorrechten  ausgestatteten  Konzessionen 
mitunter  dem  Verkaufe  eines  mehr  oder  weniger  großen  TeÜs  des 
Staatsgebietes  nahekamen.  Wenn  sich  aber  die  Präsidenten  oder 
sonstigen  Regierungsmänner  eines  mittelamerikanischen  Freistaates 
minder  willfährig  für  nordamerikanische  Konzessionsjäger  oder  An- 
leihemakler zeigten,  wurden  von  der  Union  aus  Aufstände 
angezettelt  oder  unterstützt,  um  gefügigere  Personen  an  die  Spitze 
der  Regierungsgeschäfte  zu  bringen. 

So  ist  es  den  Nordamerikanern  gelungen,  die  Wirkungssphäre 
Mexikos  auf  das  allerdings  sehr  umfangreiche  Gebiet  dieses  Staates 
selbst  zu  beschränken.  Doch  erschien  ihnen  der  seit  1876  in  Mexiko 
regierende  Diktator  Porfirio  D  i  a  z,  trotz  seiner  ungemein  weit- 
gehenden Nachgiebigkeit  gegen  nordamerikanische  Geschäftemacher 
und  Kapitalisten,  im  Zeitraum  1900 — 1910  zu  selbstbewußt,  z.B.  durch 
seine  erfolgreichen  Bemühungen  um  die  Verstaatlichung  einzelner 
vorwiegend  von  nordamerikanischen  Großkapitalisten  beherrschter 
mexikanischer  Eisenbahnen.  So  befanden  sich  im  Jahre  1909  von 
24  161  km  mexikanischer  Eisenbahnen  16  700  km  im  Staatsbesitze. 
Da  scheuten  die  Vereinigten  Staaten^)  auch  davor  nicht  zurück,  eine 


^)  Porfirio  Diaz  wurde  mehr  von  den  nordamerikanischen  Groß- 
kapitahstengruppen  bekämpft,  als  von  der  Regierung  der  Union  selbst,  da  diese 
Gruppen  es  nicht  ertragen  wollten,  daß  Diaz  wertvolle  Konzessionen,  wie  z.  B. 
die  der  Erdölfelder  bei  Tampico,  die  der  Eisenbahn  über  die  I^andenge  bei  Tehuantepek 
(eine  Konkurrenz  zum  Panamakanal),  auch  an  europäische,  insbesondere  britische 
Unternehmer  vergab,  um  eben  das  Land  nicht  ganz  den  Nordamerikanem  zu  über- 
antworten. Aber  die  Washingtoner  Regiervmg  wies  auch  die  unangemessensten  An- 
sprüche der  von  ihr  im  eigenen  Lande  mit  Trustprozessen  verfolgten  Kapitalsmagnaten 
nicht  zurück,  sondern  unterstützte  sie  bei  den  mexikanischen  Machthaberu. 
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Aufstandsbewegung  gegen  Diaz  zu  unterstützen,  die  im  November 
1910  begann  und  im  Mai  191 1  mit  der  Flucht  des  bedeutenden  mexika- 
nischen Staatsmannes  nach  Europa  endete.  An  eine  völlige  Annexion 
Mexikos  und  der  mittelamerikanischen  Kleinstaaten  denken  die  Nord- 
amerikaner kaum.  Denn  dies  würde  infolge  der  dann  unvermeidlichen 
Einverleibung  in  das  Zollgebiet  der  Union  zu 
handelspolitischen  Schwierigkeiten  führen.  Noch  viel  mehr  ginge  es 
den  rassestolzen  Nordamerikanem  wider  den  Strich,  daß  sodann  zahl- 
reiche Farbige  an  den  Bürgerrechten  und  der  Gesetzgebung  der  Ver- 
einigten Staaten  teilnehmen  würden.  Aber  den  wesentlichsten 
praktischen  Nutzen,  den  eine  Annexion  bringen  könnte,  dürfte  sich 
die  Union  auf  einem  anderen  Wege  sichern,  nämlich  mittels  Verein- 
barung wechselseitiger  Vorzugszölle  im  Handels- 
verkehre der  Vereinigten  Staaten  mit  Mexiko  und  den  mittel  amerika- 
nischen Kleinstaaten. 

Demgemäß  gehört  Mexiko  nicht  der  hier  besprochenen  Mittel- 
stufe zwischen  den  Großstaaten  oder  mittleren  Zollgebieten  und  den 
Weltreichen  oder  „Großen  Zollgebieten"  neuerer  Auffassung  an, 
sondern  ist  vielmehr  unter  die  „Nebenländer  von  Weltreichen"  einzu- 
reihen, elwa  wie  Oman  und  Afganistan  zum  angloindischen  Welt- 
reiche, Portugiesisch-Ostafrika  zu  Britisch-Südafrika  gehören  oder 
wie  die  Mandschurei  vom  Boxerauf  stände  (1900)  an  bis  zum  russisch- 
japanischen Kriege  (1904/1905)  dem  russischen  Reiche  angehörte. 
Auch  die  fünf  kleinen  mittelamerikanischen  Republiken  Guatemala, 
Salvador,  Honduras,  Nicaragua,  Costarica  mit  insgesamt  425  610  km^ 
und  etwa  4,6  Millionen  Einwohnern  werden  immer  mehr  zu  Neben- 
ländern der  Vereinigten  Staaten.  Durch  die  streng  genommen  viel- 
leicht jetzt  schon  nötige,  sicherlich  aber  immer  nötiger  werdende 
Hinzurechnung  Mexikos  und  der  fünf  kleinen  mittel- 
amerikanischen Republiken  sowie  Haitis  und^)  der 
dominikanischen  Republik  zum  Weltreich  der  Vereinigten 
Staaten  erreicht  die  Union  erst  jene  7,6  oder  9,5  Prozent  des  ge- 
samten Festlandes  und  die  7,2  oder  8  Prozent  der  gesamten  Erd- 

*)  Wie  sehr  sich  die  Vereinigten  Staaten  bereits  an  den  Gedanken  ihrer  Schutz- 
herrschaft über  die  kleineren  Republiken  im  Karaibischen  Meere  gewöhnt  haben,  geht 
aus  folgender  Nachricht  hervor,  die  im  Sommer  191 1  („Neue  Freie  Presse"  vom 
28.  Juli  191 1)  anläßüch  neuerlicher  Unruhen  in  der  RepubHk   H  a  i  t  i  zu  lesen  war: 

,,Die  Entsendung  des  deutschen  Kreuzers  ,,  Bremen"  nach  Haiti  hat  im  Washing- 
toner Staatsdepartement  Verstimmung  hervorgerufen.  Die  Union  hegt  nämhch  den 
Wunsch,  den  Schutz  aller  Fremden  in  Mittelamerika  als  ihr  ausschUeßliches  Recht  an- 
erkannt zu  sehen.  Haiti  befindet  sich  jetzt  beinahe  ganz  in  den  Händen  der  Auf- 
ständischen." 
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bevölkerung,  wovon  in  der  II.  Abteilung  dieser  Anlage  (Seite  321) 
die  Rede  war. 

Hier  wäre  bezüglich  der  Union  zu  bemerken,  daß  der  n  o  r  d  - 
amerikanische  Imperialismus  von  Zeit  zu  Zeit  die 
erstaunlichsten  Überraschungen  bietet.  Hierbei  handelt  es 
sich  teils  nur  um  die  Ausdehnung  der  eventuell  auch  wirtschaftlich 
nutzbaren,  tatsächlichen  Washingtoner  Macht-  und  Einflußsphäre, 
teils  aber  um  Erweiterungen  des  Handels-  und  Zollgebietes  der  Ver- 
einigten Staaten  durch  mehr  oder  weniger  vollkommene  Zollvereini- 
gungen. In  den  zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  trat  die  Union 
mittels  Verkündigung  der  Monroe-Doktrin  als  Schutzmacht 
des  romanischen  Amerika  gegenüber  dem  alten  Europa  auf.  Nichts- 
destoweniger brachte  die  Union  in  der  zweiten  Hälfte  der  vierziger 
Jahre  den  Norden  des  damaligen  Mexiko  an  sich  (Krieg  mit  Mexiko 
1846 — 1848),  der  sodann  zum  Südwesten  der  Vereinigten  Staaten 
wurde,  und  knüpfte  von  diesem  Zeitpunkte  wirtschaftlich-politische 
Verbindungen  mit  H  a  w  a  i  an,  die,  immer  enger  geschlungen, 
schließlich  im  Jahre  1898  zur  förmlichen  Einverleibung  Hawais  in  die 
nordamerikanische  Republik  führten.  In  den  vierziger  und  fünfziger 
Jahren  zerrte  der  vorerst  noch  ohne  Waffengewalt  ausgefochtene 
Kampf  zwischen  den  Sklavenstaaten  im  Süden  und  den  freien  Staaten 
im  Norden  den  Imperialismus  der  Union  nach  zwei  entgegen- 
gesetzten Richtungen:  Die  Nordstaaten  wollten  sich 
Kanadas  bemächtigen,  die  Südstaaten  Mexikos,  Kubas 
Portoricos  usw.  Der  einzige  Erfolg,  den  die  damals  vorherrschenden 
Südstaaten  erzielten,  bestand  in  der  bereits  erwähnten  Eroberung  der 
nordmexikanischen  Gebiete,  während  es  die  Nordstaaten  nur  zu  dem 
weitgehenden  Gegenseitigkeitsvertrage  mit  Kanada  vom  5.  Juli  1854 
brachten,  der  aber  am  17.  März  1866  ohne  weitere  Folgen  ablieft). 
Sonst  hoben  sich  diese  beiden  gegensätzlichen  Bestrebungen  in  ihrer 
Wirkung  so  gut  wie  auf. 

In  den  sechziger,  siebziger  und  achtziger  Jahren  schien  der 
Imperialismus  der  Union  eingeschlummert  zu  sein,  als  ob 
sich  die  Veremigten  Staaten  nur  von  den  Wimden  des  Sklavenkrieges 
und  der  1873er  Wirtschaftskrise  erholen  wollten.  Als  Abweichungen 
von  dieser  allgemeinen  Richttmg  wäre  nur  zu  erwähnen:  die  Beihilfe 
der  Union  bei  der  Zertrümmerung  des  mexikanischen 
Kaiserreiches  (1865 — 1867),  der  weitgehende,  einer  Zollunion 
bereits  sehr  nahe  kommende  Gegenseitigkeitsvertrag  mit  H  a  w  a  i 


Vgl.  hierüber  Abteilung  VI  dieser  Anlage  Seite  336. 
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vom  30.  Januar  1875  und  die  Zänkereien  mit  Deutschland  über  die 
Samoainseln  zu  Ende  der  achtziger  Jahre.  Letztere  wurden  in 
der  Generalakte  der  Samoakonferenz  vom  14,  Juni  1889  (zwischen 
Deutschland,  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten)  mittels 
vorläufiger  Schaffung  eines  Gebietes  der  offenen  Tür  erledigt.  Auch 
die  in  die  achtziger  Jahre  fallenden  Bemühungen  des  geistvollen 
Staatssekretärs  B  1  a  i  n  e  um  eine  mehr  oder  minder  vollkommene 
Zollvereinigung  aller  amerikanischer  Staaten,  zu  deren  Beratung  eine 
„panamerikanische  Konferenz"  Oktober  ?<«  1889  in 
Washington  zusammentrat,  begegneten  vorerst  kühler  Ablehnung 
und  sogar  dem  Mißtrauen  der  Staaten  des  lateinischen  Amerika 
und  keiner  besonderen  Begeisterung  in  den  Vereinigten  Staaten 
selbst. 

Tatsächlich  hatten  aber  Blaines  Ideen  einen  bedeutsamen 
praktischen  Erfolg  in  der  Gegenseitigkeitsklausel  des 
Mac  Kinley-Tarifes  von  1890  zu  verzeichnen,  dessen  be- 
dingungsweise Vorzugszölle  (Zollfreiheit)  auf  Zucker,  Kaffee,  Tee, 
Häute  die  Vereinigten  Staaten  in  den  Stand  setzten,  eine  Reihe  von 
Gegenseitigkeitsabkommen  mit  amerikanischen  Staaten  abzuschließen, 
so  im  Jahre  1891  mit  Brasilien,  der  dominikanischen  Republik,  Guate- 
mala und  Salvador,  im  Jahre  1892  mit  Großbritannien  für  seine 
westindischen  Besitzungen  sowie  mit  Honduras  und  Guatemala. 
Der  Wilson-  Tarif  von  1894,  der  keine  Gegenseitigkeitsklausel 
besaß,  bot  zwar  den  Anlaß  zur  Kündigung  aller  dieser  Verträge.  Aber 
der  Dingley-  Tarif  von  1897  war  bereits  wiederum  mit  einer 
auf  die  amerikanischen  Staaten  berechneten  Gegenseitigkeitsklausel 
ausgerüstet,  indem  die  Zollfreüieit  für  Kaffee,  Tee,  Tonkabohnen  und 
Vanille  unter  Umständen,  deren  Beurteilung  in  das  Ermessen 
des  Unionspräsidenten  gestellt  war,  einzelnen  Staaten  entzogen  werden 
konnte.  Hierzu  kam  Mitte  der  neimziger  Jahre  eine  kräftige  Neu- 
belebung der  Monroe-Doktrin,  indem  sich  die  Vereinigten  Staaten  im 
Jahre  1895  in  britische  Grenzstreitigkeiten  mit  Venezuela 
(betreffend  Britisch-Guayana)  mit  Nachdruck  einmischten.  Die  noch 
viel  weiter  gehende  Einmischung  der  Union  in  den  Aufstand  der 
Kubaner  gegen  Spanien  seit  1895  brachte  schließlich  im  Jahre  1898 
die  Spanier  um  den  Rest  ihrer  westindischen  Kolonialbesitzungen. 
Dieses  Resultat  war,  als  Fortsetzung  der  südstaatlichen  Politik  in  den 
letzten  Jahrzehnten  vor  dem  Sklavenkriege,  weit  weniger  über- 
raschend, als  der  gleichzeitige  Sprung  über  den  Stillen  Ozean  hinüber 
nach  den  Philippinen,  was  sicherlich  mit  dem  ursprünglichen 
Geiste  der  Monroe-Doktrin  kaum  vereinbar  erscheint. 
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Dem  von  so  glänzenden  Erfolgen  begleiteten  Kriege  mit 
Spanien  folgte  eine  Periode  lebhafter  imperialistischer  Be- 
mühungen, die  sich  aber  durch  keine  besondere  Konsequenz  aus- 
zeichneten. Einerseits  gab  es  beständig  brutale  oder  diplo- 
matisch-schlaue Einmischungen  in  die  inneren 
Verhältnisse  der  am  Meerbusen  von  Mexiko  und  am  karaibi- 
schen  Meere  liegenden  Freistaaten,  die  auf  das  romanische  Amerika 
einen  sehr  ungünstigen  Eindruck  machen  mußten;  so  unaufhörliches 
Anzetteln  von  Umsturz  und  Aufständen  in  den  kleinen  Republiken 
Mittelamerikas  und  1910 — 1914  sogar  in  Mexiko,  Übernahme  einer 
finanziellen  Vormundschaft  namentlich  über  die  dominikanische 
Republik  und  Nikaragua,  Losreißung  Panamas  von  Kolumbien  im 
Jahre  1903,  Zänkereien  mit  Venezuela  über  angebliche  schlechte 
Behandlung  dort  tätiger,  unredlicher  nordamerikanischer  Gesell- 
schaften im  Jahre  1905,  schließlich  noch  1910/1911  Unterhandlungen 
mit  Ekuador  über  den  Ankauf  der  Galopagos-Inseln,  die  für  die  Union 
zur  Sicherung  des  Panama-Kanales  gegen  japanische  An- 
griffe unentbehrlich  sein  sollen.  Auch  die  Begünstigung  desAufstandes 
gegen  Porfirio  Diaz  1910/1911  suchten  die  Washingtoner  Staats- 
männer vor  dem  In-  und  Auslande  mit  der  Behauptung  zu  recht- 
fertigen, daß  sich  dieser  mexikanische  Gewalthaber  während 
der  letzten  Jahre  in  gefährliche  Zettelungen  mit  Japan  eingelassen 
habe. 

Im  Gegensatze  zu  diesem  mehr  oder  weniger  agressiven 
Vorgehen  der  Union  gegen  eine  Reihe  von  Staaten  des  romanischen 
Amerika  traten  die  Vereinigten  Staaten  nach  wie  vor  als  Schutz- 
macht  des  romanischen  Amerika  gegen  angebliche 
Eroberungsgelüste  der  europäischen  Großstaaten  und  neuerer  Zeit 
auch  Japans  auf,  so  z.  B,  Dezember  1902/Januar  1903  gegen 
Deutschland,  England  und  Frankreich,  als  diese  europäischen  Groß- 
mächte der  schlechten  Behandlung  ihrer  Untertanen  und  verschiedenen 
Verletzungen  des  Völkerrechts  durch  den  venezuelanischen  Präsi- 
denten und  Gewaltmenschen  Castro  mittels  einer  Strafexpedition 
entgegentraten.  Hierzu  kamen  noch  weitere  Bemühungen  im  Sinne 
des  wirtschaftlichen  Panamerikanismus,  d.  h. 
des  Strebens  nach  Vorzugszöllen  im  romanischen  Amerika. 
Solche  Zölle  konnten  aber  bisher,  abgesehen  von  dem  mit  den  Waffen  in 
der  Hand  eroberten  Cuba  (Gegenseitigkeitsvertrag  vom  11.  De- 
zember 1902),  nur  in  dem  um  die  Zollfreiheit  für  seinen  Kaffee  in  der 
Union  bangenden  Brasilien  und  etwa  noch  in  Ekuador 
durchgesetzt   werden.      Die   brasüianischen   Vorzugszölle   für   nord- 

Schilder.    n.  26 
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amerikanische  Waren^)  haben  sich  aber  bisher,  im  Gegensatz  zu  den 
tatsächlich  wertvollen  kubanischen,  als  nur  mäßig  fruchtbringend 
für  die  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  erwiesen. 

Auch  die  seit  dem  ersten  jpanamerikanischen  Kon- 
greß abgehaltenen  drei  weiteren  derartigen  Diplomatenzusammen- 
künfte, die  von  1901  in  Mexiko,  von  igo6  in  Rio  de  Janeiro  und  jene 
von  1910  in  Buenos  Aires,  hatten  höchstens  in  Nebenfragen  Erfolg, 
namentlich  in  solchen  verkehrspolitischer  Art,  aber  nicht  in  der  den 
Washingtoner  Politikern  am  meisten  am  Herzen  liegenden  Frage 
der  Vorzugszölle.  Alle  Sympathie-  und  Freundschaftsbezeugungen  der 
Washingtoner  Unterhändler  vermochten  bei  diesen  Veranstaltungen 
höchstens  scharfe  Äußerungen  des  Mißtrauens  im  romanischen 
Amerika  zu  verhüten.  In  den  Staaten  Mittelamerikas,  in  Mexiko, 
Columbien  und  Venezuela  wird  sogar  weit  weniger  etwaigen,  von 
Japan  her  drohenden  Gefahren  mit  Besorgnis  entgegengesehen, 
als  dem  Vordringen  der  Vereinigten  Staaten,  das  als  eine  unmittelbare 
Bedrohung  der  Unabhängigkeit  dieser  kleineren  amerikanischen 
lyänder  betrachtet  wird.  Dagegen  erscheint  den  von  den  Vereinigten 
Staaten  entfernteren  südamerikanischen  Republiken,  wie  Ekuador, 
Peru,  Chüe,  Argentinien,  Brasilien,  die  schlagfertige  japanische  Macht 
als  die  größere  Gefahr  in  Gegenwart  und  Zukunft.  Doch  läßt  die 
Tatsache,  daß  seit  191 1,  im  Einvernehmen  der  brasüianischen  und 
japanischen  Regierung,  eine  nicht  unbeträchtliche  japanische  Aus- 
wanderung nach  Brasilien,  insbesondere  nach  Sao  Paulo  geleitet 
wurde,  ersehen,  daß  die  besonders  scharfen  Vorstöße  des  nordamerika- 
nischen Imperialismus  während  der  letzten  Jahre  zumindest  in 
Brasilien  die  Furcht  vor  der  „japanischen  Gefahr"  ebenso  vermindert 
haben,   wie  hierdurch  die  Besorgnis  vor  Nordamerika  erhöht  wurde. 

Die  Jahre  1910/1911  brachten  eine  Reihe  neuer  Überraschungen 
auf  dem  Gebiete  des  nordamerikanischen  wirtschaftlich-politischen 
Imperialismus.  Im  Frühjahr  und  Sommer  1910  begann  er  nach  einem 
Gebiet  auszustrahlen,  wo  er  sich  bisher  nicht  betätigt  hatte,  nämlich 
nach  Westafrika,  um  dort  die  freilich  von  der  Union  aus  begründete 
Negerrepublik  Liberia  unter  eine  halb  finanzielle,  halb  diplomati- 
sche Vormundschaft  zu  stellen.  Sodann  setzte  das  Durchgreifen  einer 
antihochschutzzöllnerischen  Strömimg  unter  den  Wählermassen  der 
Union,  die  November  1910  zum  erstenmal  zutagetrat,  den  Präsidenten 
Taft  in  den  Stand,  an  größere  Zugeständnisse  zollpolitischer  Art  zu 


1)  Vgl.  über  diese  Vorzugszölle  Abteilung  IIa  des  III.  Kapitels  im  vorliegenden 
Bande,  Seite  86/87. 
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denken,  wodurch  die  anderen  Staaten  Amerikas  für  die  panamerika- 
nische Vorzugszollpolitik  gewonnen  werden  könnten.  Die  erste  Frucht 
dieser  Strömung  war  das  Handelsabkommen  mitKanada 
vom  21.  Januar  1911  (siehe Seite336/337),  in  dem  ein  unvollkommener 
Zollverein  der  beiden  Länder  enthalten  war.  Eine  weitere  Über- 
raschung bildete  die  bereits  erwähnte  Unterstützung  des  Aufstandes 
in  Mexiko  gegen  Porfirio  Diaz  (November  1910  bis 
Mai  1911)  durch  die  Vereinigten  Staaten  sowie  die  sicherlich  nicht 
völlig  gegenstandslosen  Gerüchte  über  Verhandlungen  mit  den  neuen 
mexikanischen  IMachthabem,  welche  den  Abschluß  eines  Handels- 
vertrages mit  wechselseitigen  Vorzugszöllen  betrafen.  Die  über- 
raschend schnelle  Verdrängung  des  scheinbar  so  fest  thronenden 
Diktators  Porfirio  Diaz  war  seinem  Gegner  M  a  d  e  r  o  nur  da- 
durch gelungen,  daß  dieser  der  landlosen  Bevölkerung, 
namentlich  im  Norden  Mexikos  die  Befreiung  von  der  wirt- 
schaftlichen Ausbeutung  und  dem  politischen 
Drucke  der  Großgrundbesitzer  versprach,  die  bisher, 
gestützt  auf  und  zum  Teil  auch  zu  Besitz  gekommen  durch  die  Militär- 
herrschaft des  Diaz,  das  Land  und  seine  Bewohner  in  Händen 
gehabt  hatten.  Als  es  aber  der  am  i.  Oktober  igii  gewählte  neue 
Präsident  M  a  d  e  r  o  an  gutem  Willen  oder  an  Kraft  zur  Erfüllung 
seiner  Versprechungen  fehlen  ließ,  erhob  die  ursprünglich  von  ihm 
angestiftete  Agrarrevolution  unter  neuen  Führern  abermals  ihr 
Haupt.  Trotz  weitgehender  Unterstützung  der  Vereinigten  Staaten, 
deren  Mann  M  a  d  e  r  o  im  Gegensatz  zu  D  i  a  z  war,  konnte  M  a  d  e  r  o 
seinen  Feinden  nicht  widerstehen,  wurde,  nach  längeren  Straßen- 
kämpfen in  Mexiko  selbst,  gefangen  genommen  und  am  23.  Februar 

1913  mit  mehreren  Freunden  und  Anhängern  erschossen.  Der  nun- 
mehr als  Präsident  an  die  Spitze  Mexikos  getretene  siegreiche  General 
H  u  e  r  t  a  hatte  nicht  nur  die  Washingtoner  Regierung  gegen  sich, 
die  ihm  die  Tötung  ihres  Vertrauensmannes  M  a  d  e  r  o  nicht  verzieh 
und  ihn  gleich  Diaz  für  weniger  zuverlässig  hielt,  sondern  auch  die 
Agrarrevolution,  deren  auf  entschädigungslose  Enteig- 
nung der  großen  Grundbesitzer  abzielende  Be- 
strebungen er  sich  nicht  völlig  zu  eigen  machen  wollte.  Im  Juni 

19 14  hatte  es  den  Anschein,  als  könne  sich  H  u  e  r  t  a  gegen  die  ver- 
einigten in-  und  ausländischen  Gegner  (nordamerikanische  Truppen 
hatten  am  21.  April  1914  Veracruz  besetzt)  nicht  behaupten.  Die 
unter  Leitung  der  nordamerikanischen  Staatsmänner  am  20.  Mai  1914 
in  Niagara  Falls  begonnenen  Unterhandlungen  zwischen  den 
Parteien  des  mexikanischen  Bürgerkrieges  endeten  3.  Juli  mit  Huertas 

26* 
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Rücktritt.  Durch  den  Ausgang  der  Verhandlungen  sowie  durch 
die  Art  ihrer  Veranstaltung  und  ihren  Ort  wurde  klar  dar- 
getan, daß  die  Vormundschaft  der  Vereinigten 
Staaten  über  Mexiko  nach  wie  vor  bestehen  bleibt; 
es  ist  ziemlich  wahrscheinlich,  daß  diese  Obergewalt,  ähnlich  wie 
im  Falle  Kubas,  in  einem  Vertrag  über  wechselseitige  Gewährung 
von  Vorzugszöllen  zum  Ausdruck  gelangen  werde. 

Nach  all  dem  sind  vom  nordamerikanischen  Imperialismus  sehr 
bedeutsame  Folgen  zu  erwarten,  und  zwar  nicht  nur  in  politischer  Be- 
ziehung, sondern  auch  mit  Hinblick  auf  eine  namhafte  Er- 
weiterung des  Zoll-  und  H  a  n  d  e  1  s  g  e  b  i  e  t  e  s  der 
Vereinigten  Staaten  durch  vollkommene  und  unvoll- 
kommene Zollvereinigungen  ^).  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  die 
nächsten  Jahrzehnte  des  20.  Jahrhunderts  ein  mehr  oder  weniger  ein- 
heitliches Wirtschaftsgebiet  sehen  werden,  das  von  den  Nordküsten 
Alaskas  bis  zum  Panamakanal  im  Süden  reichen  und  sich  viel- 
leicht sogar  noch  darüber  hinaus  auf  Kolumbien  und  Venezuela  er- 
strecken wird,  ganz  abgesehen  von  vereinzelten  Ausstrahlungen  nach 
den  bereits  zoUunierten  Philippinen,  nach  Liberia  usw. 

XVni.    Das   Deutsche  Reich   als  Weltreich    der   Mittelstufe;    weitere 

Beispiele:    Frankreich    und  Italien  in  den  1880er  und  1890er  Jahren 

sowie  Italien  seit  1911. 

Argentinien  ist  nicht  das  einzige  Staatswesen,  das  zweifellos 
zur  Mittelstufe  zwischen  den  kontinentähnlichen  Weltreichen  oder 
,, Großen  Zollgebieten"  neuerer  Auffassung  und  den  Großstaaten 
älteren  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnittes^)  gehört.  Einen 
eigentümlichen  Typus  innerhalb  dieser  Mittelstufe  stellt  noch  das 
Deutsche  Reich  dar.  Beispiele  dieses  Typus  finden  sich  außer- 
dem nur  noch  in  der  Vergangenheit  und  möglicherweise  auch  in  der 
Zukunft.  Wenn  die  vom  Deutschen  Reiche  beherrschten  Gebiete, 
nämlich  im  Jahre  1914  3,45  Millionen  km^  mit  etwa  80 — 82  Millionen 
Einwohnern,  ganz  oder  auch  nur  zum  überwiegenden  Teile  in  einer 


^)  Die  neueste  Entwicklung  der  Monroedoktrin  in  den  Jahren  1913  und  1914 
mündet  sogar  in  Versuche  der  Washingtoner  Machthaber  aus,  die  Erlangung  wert- 
vollerer Konzessionen,  die  den  Außenhandel  der  eioropäischen  oder  asiatischen  Heimat 
des  Konzessionärs  in  stärkerem  Ausmaße  zu  fördern  geeignet  sind,  in  Mexiko,  den 
kleinen  mittelamerikanischen  Republiken,  Kolumbien,  Venezuela,  Ekuador  als  ,, Ver- 
letzung der  Monroedoktrin"  auszugeben. 

*)  Über  die  hinsichtlich  der  Türkei  seit  den  Ereignissen  von  1911 — 1913  be- 
stehenden Zweifel  vgl.  Abteilung  XV  dieser  Anlage,   Seite  390. 
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Masse  beisammen  lägen,  dann  würde  das  Deutsche  Reich  den  konti- 
nentähnlichen Weltreichen  oder  „Großen  Zollgebieten"  neuerer  Auf- 
fassung sogar  näher  stehen  als  die  Türkei  oder  Argentinien.  Aber 
die  weltpolitische  und  -wirtschaftliche  Eigenart  des  Deutschen  Reiches 
liegt  gerade  darin,  daß  es  aus  einer  Anzahl  minder  großer 
I/ändermassen  zusammengesetzt  ist.  Diese  sind  über  den  nord- 
atlantischen, südatlantischen,  indischen  imd  Stillen  Ozean  sowie  über 
vier  ErdteÜe  verstreut  (in  Asien  befindet  sich  freilich  nur  der  östliche 
Beobachtungsposten  Kiaotschau),  und  ungefähr  achtzigProzent 
der  Bevölkerung  des  deutschen  Gesamtreiches  befinden  sich 
im  europäischen  Hauptlande,  das  weniger  als  ein 
Sechstel  des  Flächenraumes  der  gesamten  deutschen 
Ländermasse^)  umfaßt.  Die  französischen  Überseebesitzungen  ent- 
halten immerhin  ungefähr  58,3  Prozent  der  Bevölkerung  und  95,5  Pro- 
zent vom  Flächenraume  des  gesamten  französischen  Reiches. 

Allerdings  war  es  seit  jeher  ein  Ziel  der  deutschen  Weltpolitik, 
den  überseeischen  Besitz  Deutschlands  in  größeren 
Massen  zusammenzubringen.  Eine  ältere,  kleinere 
Errungenschaft  bestand  in  der  Abrundung  Deutsch-Neuguineas  durch 
die  Karolinen  undMariannen  mittels  Kaufvertrages  mit 
Spanien  vom  12.  Februar  1899,  und  auch  die  letzten  Jahre  waren 
in  dieser  Beziehung  nicht  ganz  erfolglos.  Der  bedeutendste  Erfolg 
bestand  in  der  Vergrößerung  Kameruns  bis  zum  unteren  Kongo 
um  etwa  250  000  km^  gemäß  dem  nach  schwierigen  und  gefährlichen 
Verhandlungen  zustandegekommenen  deutsch-französischen  Marokko- 
Kongo-Vertrag  vom  4.  November  1911.  Von  französischer  und  briti- 
scher Seite  wurde  damals  der  deutschen  Regierung  der  Plan  unter- 
schoben, über  Belgisch-Kongo  hinweg  eine  Verbindung  von 
Kamerun  mit  Deutsch-Ostafrika  anzustreben.  Ein  derartiger  Wunsch 
Deutschlands  wäre  zwar  sehr  begreiflich.  Doch  ist  die  Erfüllung 
solcher  Wünsche  bei  den  entgegengesetzten  Wünschen  und  Interessen 
Frankreichs  und  Großbritanniens  (britische  Landverbindung  zwischen 
den  derzeitigen  Rhodesia  und  Uganda!)  wenig  wahrscheinHch,  obwohl 
angeblich  das  gegenwärtige  klerikale  Regime  in  Belgien  nicht  ab- 
geneigt sein  soll,  zur  Behebung  seiner  durch  Mißwirtschaft  verur- 
sachten Finanzverlegenheiten  Teüe  von  Belgisch-Kongo,  vielleicht 
sogar  dieses  ganze  Gebiet  um  eine  Anzahl  von  Milliarden  Francs 
den  drei  benachbarten  Großmächten^)  zu  überlassen. 


')   Genauer  berechnet  sind  es  15,6  Prozent. 

*)  Vgl.  hierüber  Abteilung  XIX  dieser  Anlage,  Seite  417/418. 
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Bereits  frühe-^  (siehe  in  Abteilung  VIII  dieser  Anlage  Anmerkung 
I  auf  Seite  344)  wurde  die  Einteilung  der  portugiesischen 
Besitzungen  in  Afrika  in  vorläufig  erst  wirtschaftliche 
Interessensphären  Deutschlands  und  Großbritanniens  erwähnt,  wobei 
dem  Deutschen  Reiche  Portugiesisch-Westafrika  (An- 
gola) zufallen  soll.  Doch  wäre  es  bei  den  finanz-  und  innerpolitischen 
Verhältnissen  Portugals  nicht  gerade  unmöglich,  daß  sich  diese 
„Wirtschaftssphären"  dereinst  in  politische  Interessensphären  oder 
geradezu  Überseebesitzungen  beider  Großmächte  verwandeln;  dann 
wären  (auch  ohne  Erwerbung  von  Teilen  desBelgisch-Kongo)  Kamerun 
und  Deutsch-Südwestafrika  einer  unmittelbaren  Landverbindung 
zum  mindesten  sehr  nahegekommen.  Auch  das  kleine  Kiaotschau 
könnte  für  den  Fall  einer  Teilung  Chinas  in  „Interessensphären", 
wie  sie'  im  Jahre  1900  (anläßlich  der  Boxerunruhen)  und  im  September 
1913  (anläßlich  eines  Versuches  der  japanischen  Regierung,  sich  in  den 
nord-südchinesischen  Bürgerkrieg  einzumischen)  nahe  zu  sein  schien, 
der  Ausgangspunkt  eines  großen  Deutsch-nordchinesischen  Reiches 
werden.  Über  den  Anteil  Deutschlands  an  den  Interessensphären 
der  Großmächte  innerhalb  der  asiatischen  Türkei  vgl.  in 
AbteÜung  XV  dieser  Anlage  die  Anmerkung  i  auf  Seite  390. 

Obwohl  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  samt  seinen  Übersee- 
besitzungen sogar  größer  ist  als  jenes  Argentiniens  oder  gar  das 
der  Türkei,  dürften  doch  seine  fruchtbaren  Gebiete  be- 
trächtlich weniger  umfangreich  sein  als  jene  Argentiniens,  wenn  auch 
namhaft  größer  als  die  der  Türkei,  Der  überwiegende  Teil  von 
Deutsch-Südwestafrika  (835  000  km^)  ist,  wofern  nicht 
geradezu  wüst,  wie  namentlich  die  Küstendistrikte,  bestenfalls  für 
den  Betrieb  der  Viehzucht  geeignet  und  kann  nur  im  beschränkten 
Ausmaße  durch  kostspielige  Bewässerungsanlagen  dem  Ackerbau 
zugänglich  gemacht  werden.  Aber  auch  in  Deutsch-Ostafrika 
(995  000  km^)  gibt  es  ausgedehnte,  wasserarme  und  landwirtschaftlich 
geringwertige  Strecken.  Dagegen  zeichnen  sich  der  Rest  Deutsch- 
Ostafrikas,  ferner  K  a  m  e  r  u  n^),  To  go  und  die  australischen 
Gebiete  durch  eine  geradezu  üppige  tropische  Fruchtbarkeit  aus. 


1)  Unmittelbar  nach  dem  Marokko- Kongo- Vertrag  vom  4.  November  191 1, 
der  Kamerun  die_[erwälinte  namhafte  Vergrößerung  brachte,  urteilte  man  über  diese 
Neuerwerbimg  in  Deutschland  sehr  ungünstig,  zumeist  mit  den  Schlagworten: ,,  Sumpf - 
land,  Schlafkrankheit".  Seither  lernte  man  aber  diese  im  Jahre  191 1  noch  wenig 
bekannten  Landschaften  besser  kennen,  xmd  ihre  Beurteilxmg  als  Erzeugungsgebiet 
von  Baumwolle  und  anderen  tropischen  Erzeugnissen  ist  um  vieles  günstiger  ge- 
worden. 
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An  ein  System  wechselseitiger  Vorzugszölle, 
wodurch  die  deutschen  Überseebesitzungen  in  ähnlicher  Weise  mit 
dem  europäischen  Mutterlande  in  enge  Verbindung  gebracht  werden 
sollten,  wie  Frankreich  mit  seinen  Kolonien,  kann  Deutschland  nicht 
denken;  denn  so  wichtige  deutsche  Besitzungen,  wie  Deutsch-Ost- 
afrika, Togo  und  die  Kolonien  im  Stillen  Ozean  sind  Gebiete 
der  offenen  T ü r^).  Kamerun  gehört  seit  1911  mit  seinen 
Südgebieten  dem  westlichen  Kongobecken  an,  ganz  abgesehen  von 
der  in  einem  britisch-deutschen  Vertrage  von  1885  vereinbarten 
Gleichheit  der  Zollsätze  für  Nigeria  und  Kamerun,  die  „so  niedrig  als 
möglich"  festgesetzt  werden  sollen. 

Deutschland  kann  aber  auf  Vorzugszölle  verzichten,  da  es  sich 
in  seinen  Kolonien,  im  Gegensatz  zu  Frankreich,  im  kommerzi- 
ellen Wettkampfe  zu  gleichen  Bedingungen 
ähnlich  und  öfters  sogar  noch  besser  als  Großbritannien  zu  behaupten 
weiß.  Auch  werden  in  den  deutschen  Kolonien  die  öffentlichen 
Lieferungen  und  ein  großer  Teil  des  privaten  Bedarfes,  insoweit 
es  sich  nicht  etwa  um  Nahrungsmittel,  tropisch-subtropische  Erzeug- 
nisse usw.  handelt,  ohnehin  in  überwiegendem  Ausmaße  nach  Deutsch- 
land vergeben.  Gerade  für  aufstrebende  Kolonialbesitzungen,  in 
welchen  die  wirtschaftlich-kulturellen  Grundlagen  künftiger  Größe 
erst  errichtet  werden  müssen,  sind  aber  die  öffentlichen  Lieferungen 
und  die  solchen  nahestehenden  Bedarfsdeckungen  der  großen  Privat- 
untemehmungen  und  Gesellschaften  von  besonderer  Wichtigkeit. 

Der  zurzeit  von  Deutschland  vertretenen  Mittelstufe  gehörte 
bis  in  die  zweite  Hälfte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
auch  Frankreich  an.  Von  genanntem  Zeitpunkte  an  begann 
die  Entwicklung  Frankreichs  zum  Weltreiche  großen  Stüs.  Dies  ge- 
schah, wie  bereits  erörtert  wurde,  hauptsächlich  durch  die  mit^Waffen- 
gewalt  bewirkte  Zusammenfassung  der  rings  um  die  französische 
Sahara  herum  liegenden  wertvolleren,  besser  bewohnten  Länder- 
massen  im  Süden  und  Norden,  von  denen  das  französische  Hauptge- 
biet nur  durch  eine  kurze  Mittelmeerfahrt  getrennt  ist.  Ebenfalls 
Mitte  der  achtziger  Jahre  wurde  die  Eroberung  von  Französis  ch- 
Hinterindien  vollendet  und  die  ein  Jahrzehnt  später  erfolgte 
Eroberung  Madagaskars  durch  den  Protektoratsvertrag  vom 
17.  Dezember  1885  vorbereitet.  Ob  in  den  seit  Ende  der  1890  er  Jahre 
datierenden  mannigfachen  Unterhandlungen  und  wohl  auch  schon 


^)  Vgl.   hierüber   Abteilung  IV   des   VIII.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden 
Buches. 
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Verträgen  Deutschlands  über  zentralafrikanische,  chinesische, 
türkische  Einflußsphären  vielleicht  auch  schon  die  Vorbereitung  zu 
einem  die  „Mittelstufe"  überragenden  Weltreiche  großen  Stils  steckt, 
wie  in  der  französischen  Kolonialpolitik  der  1880  er  Jahre,  dürfte 
noch  vor  dem  Ende  des  dritten  Jahrzehnts  des  20.  Jahrhunderts 
sichtbar  werden. 

Während  des  Verlaufes  der  achtziger  Jahre  konnte  man  annehmen, 
daß  auch  Italien  in  die  erwähnte  Mittelstufe  zwischen  Großstaat 
und  Weltreich  hineinwachsen  werde.  1881  besetzten  die  Italiener 
die  dem  südarabischen  Mokka  gerade  gegenüberliegende  Assab-Bai. 
Hierzu  kamen  im  Laufe  der  achtziger  Jahre  Massaua,  Aussa,  Danakil, 
Keren,  Dahlak-Inseln,  südliche  und  mittlere  Küste  des  Somalilandes 
und  als  wichtigste  Errungenschaft  der  italienisch-abessi- 
nische  Protektoratsvertrag  vom  2.  Mai  1889,  wodurch 
von  Norden  her  der  Anschluß  an  die  italienische  Somaliküste  (Benadir) 
durch  das  wasserarme  Binnenland  des  Somaligebietes  gewonnen 
werden  sollte.  Wären  Italiens  müitärische  und  finanzielle  Kräfte  damals 
stark  genug  gewesen,  dieses  Riesengebiet  zu  behaupten,  das,  samt 
den  europäischen  Besitzungen  selbst,  nahezu  1,7  Millionen  km^  mit 
ungefähr  vierzig  Millionen  Menschen  umfaßte,  dann  hätte  das  König- 
reich wohl  Aussicht  gehabt  über  das  Niveau  mittel-  und  westeuro- 
päischer Großstaaten  älteren  Zuschnittes  bedeutend  hinauszuwachsen. 
Dies  schien  in  den  achtziger  Jahren  um  so  eher  möglich  zu  sein,  als 
damals  die  Türkei  als  ein  dem  Verfalle  entgegengehendes  Staats- 
wesen angesehen  wurde  und  Italien,  gestützt  auf  das  Bündnis  mit 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  sowie  auf  die  Freundschaft  mit 
Großbritannien,  Erbansprüche  auf  Tripolitanien  und  sogar 
Albanien  durchaus  unzweideutig  anmeldete.  Diesen  glänzenden 
Träumen  entsprach  die  tatsächliche  Entwicklung  der  Dinge  lange 
Zeit  nicht.  Das  Protektorat  über  Abessinien  verflüchtigte  sich, 
als  die  italienischen  Truppen  unter  General  Baratieri  anfangs  März 
1896  bei  Adua  dem  von  Negus  Menelik  geleiteten  Ansturm  der  Abes- 
sinier  unterlagen.  Der  letzte  Rest  der  stolzen  Träume  aus  früherer 
Zeit  schien  seit  Sommer  1908  in  Nichts  zerflossen  zu  sein,  als  das 
osmanische  Reich  durch  die  jungtürkische  Revolution  anscheinend 
erneuert  und  befestigt  wurde. 

Aber  gerade  die  Aufschwungsperiode  des  osmanischen  Reiches 
vom  Sommer  1908  bis  Herbst  1911  nährte  einen  Größenwahn  der 
Jungtürken,  so  daß  sie,  ohne  feste  Bündnisverträge  mit  dem  Drei- 
bund oder  der  Tripelentente  entschieden  anzustreben,  im  Innern 
eine  chauvinistische  Politik  gegen  Albaner,  Araber  sowie  Christen 
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verfolgten  und  die  für  das  türkische  Reich  so  entscheidend  wichtige 
Agrarfrage  nur  vom  Standpunkte  des  feudalen  islamischen  Groß- 
grundbesitzes, der  Beis,  behandelten  oder,  richtiger  gesagt,  vernach- 
lässigten. Dies  ermöglichte  und  ermutigte  den  italienischen  Über- 
fall auf  Tripolitanien  und  die  Cirenaika  vom  Herbst 
1911,  und  der  italienisch- türkische  Friedensvertrag  von  Lausanne 
vom  18.  Oktober  1912  brachte  Italien  nicht  nur  die  beiden  genannten 
Gebiete  samt  Fessan  von  rund  i  Million  km^  und  nicht  ganz  einer 
Million  (nach  vorsichtigeren  Angaben  nur  etwa  700  000)  Einwohnern, 
sondern  auch  die  (von  Großbritannien  im  Frühjahr  1914  anerkannte) 
Anwartschaft  auf  die  fast  ebenso  große,  freilich  sehr  schwach  be- 
völkerte lybische  Wüste  mit  den  K  u  f  r  a  h  -  Oasen^).  Dies 
ergibt  zusammen  mit  dem  Italien  verbliebenen  Besitz  an  den 
Nordgrenzen  Abessiniens  und  im  Somaligebiet 
rund  2,8  Millionen  km^  mit  tmgefähr  37  Millionen  Einwohnern. 

Vom  Standpunkte  des  Jahres  1914  mögen  noch  einige  Bedenken 
obwalten,  Italien  bereits  der  Mittelstufe  einzureihen :  Aus- 
gedehnte Teile  des  nordafrikanischen  Überseereiches  sind  noch  gar 
nicht  im  tatsächlichen  Besitze  Italiens,  so  die  gesamte 
libysche  Wüste  mit  den  Kufrah-Oasen;  sowohl  Libyen  als  auch  die 
Eritrea  und  das  Somaliland  sind  dünn  bevölkert  (mit  nur 
ungefähr  fünf  Prozent  der  oben  genannten  Gesamtbevölkerung) 
und  bestehen  zum  überwiegenden  Teile  aus  wenig  frucht- 
baren oder  ganz  unfruchtbaren  Landstrichen,  so  daß  auch  bei 
durchaus  sorgfältiger  Verwaltung  für  absehbare  Zeit  nur  wenige  Mil- 
lionen Bevölkerimg  innerhalb  des  derzeitigen  italienischen  Kolonial- 
besitzes zu  erwarten  sind.  Aber  der  italienische  Imperialismus  hat 
sich  mannigfache  Anwartschaften  zu  erwerben  gewußt.  Mag 
auch  zurzeit  die  Hoffnung  auf  italienische  Erwerbungen  im  nörd- 
lichen Abessinien  weit  entfernt  scheinen^),  so  ist  doch  die  Ent- 
wicklung der  Dinge  bei  etwaigen  inneren  Wirren  (Thronstreitig- 
keiten) dieses  halb  barbarischen  Landes  gar  nicht  abzusehen.  Die 
„vorläufige"  Festhaltung  der  südägäischen  Inseln  gemäß 
dem  Lausanner  Friedensvertrage  bis  zum  völligen  Abzug  der  türki- 
schen Truppen  aus  Libyen  bot  der  italienischen  Regierung  erwünschte 
und  geschickt  ausgenutzte  Gelegenheit,  eine  zurzeit  erst  wirtschaft- 
liche Interessensphäre  im  südwestlichen  Klein- 
asien  (Eisenbahnkonzession  Adalia-Burdur !)  zu  erwerben,   ohne 


^)  Vgl.  hierüber  in  Abteilung  IX  dieser  Anlage  Anm.   i  auf  Seite  350. 

*)  Vgl.  hierüber  in  Abteilung  IX  dieser  Anlage  Anmerkung  i  auf  Seite  355. 
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dabei  (bis  Juli  1914)  von  den  südägäischen  Inseln  zu  weichen.  Es 
scheiterte  an  dem  Mißtrauen  Österreich-Ungarns,  wenn  es  im  Mai 
1913  nicht  zu  der  von  Italien  angestrebten  Teilung  Albaniens 
in  ein  nördliches  österreichisches  und  in  ein  südliches  italienisches 
Gebiet  (Grenze  der  Fluß  Skumbi)  kam,  und  dieser  Teilungsplan 
wurde  von  Italien  noch  keineswegs  völlig  aufgegeben.  So  ist  es  nicht 
gerade  unwahrscheinlich,  daß  sich  Italien  im  Laufe  der  ersten  drei 
Jahrzehnte  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  zu  einem  Reich  der  „Mittel- 
stufe" zwischen  den  Weltreichen  großen  Stils  und  den  Großstaaten 
älteren  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  aufschwingen  werde. 

XIX.  Zukunftsmöglichkeiten  eines  Weltreiches  oder  „Großen  Zollge- 
bietes"   der    Mittelstufe:    japanische   Ausdehnungsbestrebungen;    Gian 
Columbia,  Belgien-Holland. 

Neben  den  beiden  in  der  vorhergehenden  Abteilung  erörterten 
Beispielen  für  die  „Mittelstufe"  (zwischen  kontinentähnlichem  Welt- 
reich oder  großem  Zollgebiet  neuerer  Auffassung  und  dem  mittel- 
und  westeuropäischen  Großstaate  älteren  Zuschnitts),  die  der  neueren 
Geschichte  Frankreichs  und  Italiens  entstammen,  wird  möglicher- 
weise auch  die  Zukunft  Ähnliches  bieten.  Hier  sei  abgesehen  von 
allerlei  j  apanischen  Ausdehnungsplänen  nach  Süden  und 
Westen,  die  sich  ohne  Anwendung  von  Waffengewalt  in  großem  Stil 
wohl  nicht  verwirklichen  lassen i).     Aus  verschiedenen  Gründen  sind 


1)  Seit  der  Schwächung  Chinas  durch  die  revolutionären  Wirren,  die  1911/1912 
das  Man dschu- Kaisertum  beseitigten  und  sich  im  Sommer  191 3,  nicht  ohne  Unter- 
stützung Japans,  vom  Süden  Chinas  her  (Kumingtang-Partei)  gegen  den  Präsidenten 
Juanschikkai  richteten,  hat  sich  die  Herrschaft  Japans  in  der  südlichen 
Mandschurei  ungemein  befestigt  und  beginnt  sich  bereits  nach  der  inneren 
Mongolei  auszudehenen.  Von  Japan  aus  wird  sogar  mittels  geschäftlicher  Be- 
reisungen an  einer  ,, friedlichen  Durchdringung"  der  äußeren  Mongolei  gearbeitet, 
die  seit  1912  ein  Gegenstand  erbitterter,  wenn  auch  vorläufig  noch  auf  diplomatischem 
Boden  bleibender  russisch- chinesischer  Kämpfe  (vgl.  hierüber  Abteilung  XII  dieser 
Anlage,  Seite  381)  ist.  Ohne  den  entschiedenen  Widerstand  Großbritanniens  hätte 
Japan  im  September  191 3  die  angeblich  völkerrechtlich  unzulässige  Behandlung, 
die  seinen  Untertanen  durch  die  Truppen  Juanschikkais  während  des  Bürgerkrieges 
von  Sommer  191 3  zuteil  geworden  sein  soll,  zu  einem  gewaltsamen  Vorgehen  gegen 
China  und  zur  Aufrollung  des  chinesischen  Interessensphärenproblems  nach  Art  des 
Jahres  1900  ausgenützt.  Mit  der  südlichen  Mandschurei  und  der  angrenzenden  inneren 
Mongolei  dürfte  zwar  der  Umfang  des  japanischen  Reiches  kaum  viel  größer  sein 
als  1,1  —  1,2  Millionen  km*,  umfaßt  aber  halbzivilisierte,  zum  großen  Teil  auch  hoch- 
zivilisirte  Bevölkerungen  von  mindestens  75  Millionen,  die  in  einer  Reihe  von 
ziemlich  nahe  beieinander  liegenden  Gebieten,  durch  das  Meer  eher  verbunden  als 
getrennt,  leben. 
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auch  die  im  Frühjahr  und  Sommer  191 1  aufgetauchten  Mitteilungen 
mit  großem  Vorbehalt  aufzunehmen,  wonach  fünf  Staaten 
des  nördlichen  und  nordwestlichen  Südamerika, 
Venezuela,  Columbien,  Ekuador,  Peru,  Bolivia 
gewillt  sein  sollen,  gegenüber  den  imperialistischen  Übergriffen  der 
Vereinigten  Staaten  einen  politisch-wirtschaftlichen  Bund,  genannt 
Gran  Colombia^),  zu  gründen.  Diese  Länder  sind  von  rein 
persönlichen,  allgemeiner  Zielpunkte  entbehrenden  Machtkämpfen 
völlig  durchsetzt.  Es  ist  daher  jene  zielbewußte,  großzügige  Führung 
der  Staatsgeschäfte  wenig  wahrscheinlich,  die  zur  dauernden  Aufrecht- 
haltung eines  umfassenden  politisch-wirtschaftlichen  Verbandes 
unentbehrlich  wäre.  Ein  solcher  Bund  mag  ja  in  einem  Moment 
nationaler  Besorgnis  und  Begeisterung  geschlossen  werden,  wie 
auch  die  mittelamerikanischen  Kleinstaaten  zeitweilig  derartige 
engere  Verbindungen 2)  vereinbart  haben.  Aber  die  geschickte  und 
skrupellose,  dabei  auch  mit  beträchtlichen  Geldmitteln  arbeitende 
Washingtoner  Diplomatie  wird  immer  Mittel  und  Wege 
finden,  einzelne  Machthaber  für  sich  zu  gewinnen  und  sie  zu  einer 
Sonderstellung  oder  gar  zu  Feindseligkeiten  gegen  Nachbarstaaten  zu 
veranlassen  oder  besonders  ausgesprochene  Gegner  der  Vereinigten 
Staaten  an  der  Spitze  einer  der  fünf  Republiken  durch  Erregung  und 
Unterstützung  von  Aufständen  zu  beseitigen.  So  trat  im  Juli  191 1 
gegen  den  Führer  der  erwähnten  südamerikanischen  Unionsbewegung, 
Präsident  Gomez  von  Venezuela,  der  1908  gestürzte  ehemalige 
Präsident  Castro  allerdings  ohne  Erfolg  als  Prätendent  auf  den 
Plan. 

Weit  eher  wäre  es  möglich,  daß  die  Union  einzelne  der  genannten 
fünf  südamerikanischen  Staaten  zur  Gewährung  von  Vorzugszöllen 
und  damit  zur  Eingehung  eines  innigeren  zollpolitischen  Verhältnisses 
zu  den  Vereinigten  Staaten  bewege  (mit  Ekuador  scheint  dies  der 
Union  bereits  einigermaßen  gelungen  zu  sein),  als  daß  alle  fünf  zu- 
sammen oder  auch  nur  mehrere  von  ihnen  ein  „Gran  Colombia" 
begründen.    Gegen  diese  Auffassung  der  Sachlage  spricht  auch  nicht 

^)  Dieses  „Gran  Colombia"  hätte  etwa  5,06  Millionen  km*  mit  16,5  Millionen 
Einwohnern. 

*)  Vgl.  im  einigermaßen  ideologischen  Buch  „Panamerika"  von  dem  bekannten 
Pazifisten  Alfred  H.  Fried  (Berlin  1910)  das  Kapitel  „Die  Organisation  Zentral- 
amerikas" (Seite  219 — 248).  Fried  begeht  den  stellenweise  geradezu  komisch  an- 
mutenden Fehler,  allerlei  feierUche,  mit  den  modernstfen  Schnörkeln  versehene  Verein- 
barungen und  diplomatische  Kundgebungen  dieser  primitiven  Repubüken  ungefähr 
gleich  ernst  zu  nehmen,  als  ob  es  sich  um  ähnliche  Maßregeln  alter,  reifer  europäischer 
Kulturstaaten,    etwa   der   skandinavischen   Reiche  oder   Hollands  handeln  würde. 
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der  Umstand,  daß  ein  vom  lo.  August  1905  datierter  und  am  24,  Ok- 
tober 1907  in  Kraft  getretener  Handelsvertrag  zwischen  Ko- 
lumbien und  Ekuador  zollfreien  Handelsver- 
kehr beider  Länder  über  die  beiderseitigen  Landgrenzen  vor- 
sieht. Denn  gerade  diese  Grenzen  gehen  vorwiegend  durch  unweg- 
sames Gebirgsland  oder  unaufgeschlossene  tropische  Waldgebiete, 
so  daß  von  einem  namhaften  Handelsverkehr  hinüber  und  herüber 
oder  gar  von  einer  zollamtlichen  Überwachung  dieses  Verkehrs  kaum 
die  Rede  sein  könnte.  Es  wurde  nur  auf  Zölle  verzichtet,  deren  Ertrag 
ohnehin  durch  den  Schmuggel  zunichte  gemacht  würde. 

Der  Washingtoner  Regierung  gelang  es  übrigens,  ihren  ent- 
schiedensten Gegner  unter  den  fünf  südamerikanischen  Staaten, 
nämlich  Kolumbien,  nach  langen  Verhandlungen  zu  ver- 
söhnen. Im  April  1914  kam  nämlich  ein  (allerdings  noch  der  Genehmi- 
gung des  Washingtoner  Senats  unterliegender)  Vertrag  zwischen  der 
Union  und  Kolumbien  zustande,  worin  diesem  Land  für  die  Los- 
trennung Panamas  als  formell  selbständiger,  tatsächlich  aber 
unter  nordamerikanischer  Botmäßigkeit  stehender  Staat  folgende 
Entschädigung  zugesagt  wurde:  Kolumbien  erhält  25  Mülionen 
Dollar  bar,  Vorrechte  für  die  im  öffentlichen  Interesse  Kolumbiens 
erfolgenden  Transporte  durch  den  Panamakanal,  freundschaftliche 
Beihüfe  der  Vereinigten  Staaten  bei  Regelung  der  zwischen  Kolum- 
bien und  Panama  schwebenden  Grenz-  und  Finanzfragen.  Durch 
diesen  Vertrag  dürfte  Kolumbien,  gleich  Mexiko  und  den  zentral- 
amerikanischen Republiken  sowie  Haiti  und  der  dominikanischen 
Republik,  allmählich  in  den  panamerikanischen  Herrschaftskreis 
der  Vereinigten  Staaten  gedrängt  werden  und  sowohl  Lust  als  auch 
Eignung  zu  einem  Mitgliede  einer  gegen  die  Union  gerichteten  „Gran 
Colombia"  kaum  mehr  behalten. 

Auf  weit  festerem  Boden  bewegt  man  sich,  wenn  man  die  Ver- 
hältnisse Hollands  und  Belgiens  samt  ihren 
Kolonialbesitzungen  vom  Standpunkte  der  neueren  welt- 
politischen und  weltwirtschaftlichen  Konsolidierungstendenzen  aus 
betrachtet.  Diese  beiden  Staaten  sind  nicht  leicht  in  irgend  eine 
Rubrik  unterzubringen.  Bloß  nach  Größe  und  Bevölkerung  ihres 
europäischen  Gebietes  könnte  man  sie  bestenfalls  als 
Mittelstaaten  ansprechen.  Aber  ihre  überseeischen  Besitzungen  ragen 
an  Flächenraum  und  an  Wachstumsmöglichkeiten  für  eine  wirt- 
schaftlich prosperierende  Bevölkerung  über  das  Niveau  mittel-  und 
westeuropäischer  Großstaaten  weit  hinaus.  Hierzu  kommt  noch  der 
weitere  wichtige  Umstand,  daß  sowohl  die  holländischen,  als  auch 
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die  belgischen  Überseebesitzungen  in  einer  ge- 
schlossenen Masse  beisammenliegen,  wenn  man  von  den 
verhältnismäßig  kleinen  holländischen  Kolonien  in  Amerika  absieht. 
Diese  letzteren  umfassen  nämlich  130  231  km^  mit  etwa  140  000  Ein- 
wohnern. Aber  die  geschlossene  Masse  der  holländischen  Inseln  in 
Südasien  samt  dem  angrenzenden  Westen  der  großen  Insel  Neu- 
guinea geht  in  gewaltigem  Zuge  von  der  Malakkastraße  bis  zurTorres- 
straße  gegenüber  der  Nordspitze  von  Queensland,  mit  insgesamt 
I  915  000  km 2  und  einer  Bevölkerung  von  etwa  39 — 40  Millionen. 
Hierzu  kommt  noch  das  kleine,  aber  dicht  bevölkerte  europäische 
Mutterland  von  33  079  km^  und  etwa  6,1  Millionen  Einwohnern,  ins- 
gesamt (Ende  1913)  ein  Reich  von  etwa  2,08  Mülionen  km^  mit  rund 
46  Millionen  Einwohnern.  Dabei  dürfte  das  holländische  Reich  trotz 
seines  kleineren  Umfanges  an  wirtschaftlichen  Hilfsquellen  und 
Grundlagen  für  ein  gewaltiges  B  e  v  ö  Ik  e  r  u  n  g  s - 
Wachstum,  damit  an  Zukunftsaussichten  überhaupt  hinter  Argen- 
tinien sowie  dem  Deutschen  Reich  kaum  viel  zurückbleiben.  Denn 
die  holländischen  Besitzungen  liegen  durchweg,  bis  auf  geringe  Aus- 
nahmen, in  ungemein  fruchtbaren  Tropengebiet  en 
und  lassen,  trotz  ihrer  noch  sehr  unzulänglichen  geologischen  Durch- 
forschung, beträchtliche  Mineralreichtüm  er  vermuten 
neben  den  bereits  bekannt  gewordenen  Lagern  von  Zinn,  Petroleum, 
Kohle  usw.  Die  meisten  Inseln  des  Holland  gehörenden  malaiischen 
Archipels  sowie  Surinam  (Holländisch-Guayana)  wären  an  und  für  sich 
gewiß  einer  ähnlichen  Bevölkerungsdichte  fähig,  wie  Java,  das  (mit 
Madura)  auf  seinen  131  508  km^  etwa  31  Millionen  Einwohner  zählt, 
d.  h.  235  Einwohner  auf  den  km^,  und  eine  Bevölkerung  von  zwei- 
hundert Millionen  könnte  innerhalb  dieser  ausgedehnten  und  frucht- 
baren Gebiete  mit  Leichtigkeit  ihr  Fortkommen  finden. 

Ähnliche,  wenn  auch  nicht  gleich  günstige  Verhältnisse  bestehen 
in  Belgien.  Das  europäische  Mutterland  verfügt  zwar  trotz  seines 
etwas  kleineren  Umfanges  (nur  29  455  km  2)  über  größere  Naturgaben 
als  Holland;  Belgien  besitzt  weit  größere  Reichtümer  an  nutzbaren 
Mineralien,  namentlich  Kohlen  und  Gestein,  sowie  umfangreichere 
Waldungen  und  daher  auch  eine  stärkere  Bevölkerung,  indem  es  bereits 
Ende  1910  7,42  Millionen  Einwohner  zählte  gegen  etwa  5,95  Millionen 
in  Holland.  Anders  steht  es  aber  mit  dem  belgischen  Kolonialbesitze, 
Belgisch  -  Kongo.  Dieser  bedeckt  zwar  2,35  Millionen 
km^  und  ist  daher  größer  als  die  holländischen  Überseebesitzungen 
(2,05  Millionen  km^);  aber  die  insulare  Hauptmasse  der  holländischen 
Kolonien  besitzt  eine  unvergleichliche  Weltstellung  und  großartige 
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Fruchtbarkeit  bei  allseitiger  bequemster  Zugänglichkeit  als  gewaltiger 
Inselgürtel  zwischen  dem  Indischen  und  Stillen  Ozean  einerseits,  dem 
südöstlichen  Asien  und  dem  nordöstlichen  Australien  andererseits, 
während  der  belgische  Kolonialbesitz  in  einer  großen,  mäßig 
zugänglichen  binnenländischenMasse  beisammen- 
liegt. Er  grenzt  an  das  völkerverbindende  Meer  nur  mittels  eines 
schmalen  Streifens  an  der  Kongomündung,  und  dieser  große  Flußlauf 
ist  knapp  oberhalb  seines  Mündungsaestuars  durch  Stromschnellen 
für  die  Schiffahrt  gesperrt.  Die  Fruchtbarkeit  des  durchweg  in  der 
Tropenzone  befindlichen  Kongogebietes  ist  zwar  groß,  doch  nicht 
so  bedeutend,  wie  jene  des  malaiischen  Archipels.  Den  Petroleum- 
und  Zinnschätzen  Holländisch-Ostindiens  mag  freilich  der  Kupfer-- 
reichtum  des  südlichen  Kongogebietes  (Katanga)  die  Wage  halten^). 
Auch  steht  die  Negerbevölkerung  des  Kongo  an  kultureller 
Leistungsfähigkeit  hinter  den  Malaien  in  Holländisch-Ostindien  und 
besonders  auf  Java,  einem  alten,  durch  indische,  arabische  und 
chinesische  Einflüsse  erhöhten  Kulturvolke,  bedeutend  zurück.  Die 
Volkszahl  des  Kongogebietes,  die  vor  Begründung  der  belgischen 
Herrschaft  durch  die  Sklavenjagden  der  Araber  und  innere  Kämpfe, 
nachher  durch  die  Verbreitung  der  Schlafkrankheit  und  durch  die 
grausame  Wirtschaftspolitik  König  Leopolds  II  (Zwangsarbeit  in  den 
Kautschuk  Wäldern)  gelitten  hat,  wird  auf  nur  15  Millionen  ge- 
schätzt gegen  etwa  39 — 40  Millionen  des  holländischen  Kolonial- 
besitzes in  Südasien  und  auf  Neuguinea. 

Dieser  relativen  Ungunst  der  Verhältnisse  suchten  aber  die 
Belgier  durch  wohlüberlegte,  energisch  in  Angriff  genommene  w  i  r  t  - 
schaftspolitische  und  namentlich  verkehrs- 
politische Maßregeln  zu  begegnen.  Eine  wirksamere  Auf- 
schließung des  belgischen  Kongogebietes  begann  überhaupt  erst  mit 
der  Vollendung  der  400  km  langen  Eisenbahn  Matadi- 
Leopoldville  im  Juli  1898.  Seither  sind  auch  Eisenbahnen 
zur  Umgehung  der  Stromschnellen  des  mittleren  und  oberen  Kongo 
erbaut  worden,  so  Stanley ville — Penthierville,  125  km,  vollendet  im 
Jahre  1896,  und  Kindu-Kongolo,  355  km,  fertiggestellt  im  ersten 
Halbjahr  191 1.    Die  kupferreiche  Landschaft  Katanga  im  Süden  ist 


^)  Gerade  in  den  letzten  Jahren  häuften  sich  die  Nachrichten  über  anderweitige 
wertvolle  Mineralfimde  neben  den  Kupfererzen  Katangas,  so  Erze  anderer  unedler 
Metalle,  Kohle,  Petroleum,  Diamanten  usw.,  wie  eben  bei  dem  großen  Umfange  von 
Belgisch- Kongo  zu  erwarten  war.  Im  Jahre  191 3  lieferte  der  Bergbau  Katangas: 
1351kg  Gold,  7300  t  Kupfer,  12000  Karat  Diamanten. 
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bereits  von  Rhodesia  her  mittels  der  Kap-Kairo-  Bahn  erreicht^) 
worden,  wird  von  der  im  Bau  begriffenen,  mit  englischen  Kapital  er- 
richteten Benguella-Eisenbahn  (Lobitobahn)  von  der  Küste  Portu- 
giesisch-Westafrikas  aus  zu  erreichen  gesucht^)  und  dürfte  etwa 
im  Jahre  1915  noch  eine  dritte  462  km  lange  Verbindung  von  Eli- 
sabethville  nach  Kambove  und  Bukama  am  oberen  Kongo  (Lualaba) 
erhalten^);  von  dort  aus  geht  es  weiter  entweder  mit  mehrfacher 
Abwechslimg  zwischen  Eisenbahn-  und  Binnenwasserstraße  nach 
M  a  t  a  d  i  an  der  Kongomündung  oder  aber  von  Bukama  nach 
Kabolo  mittels  560  km  Schiffahrt  am  oberen  Kongo  und  von  Kabolo 
mittels  einer  280  km  langen  Eisenbahn  nach  Albertville  am  Tanganika- 
see (lyUkuga-Bahn).  Von  Albertville  aus  ist  nur  130  km  Dampfer- 
fahrt nach  Kigoma  (bei  Udschidschi),  dem  Endpunkte  der  1260  km 
langen,  von  Dar  es  Salam  am  indischen  Ozean  ausgehenden 
deutsch-ostafrikanischen  Mittellandbahn; 

diese  wurde  Frühjahr  1914  zum  großen  Vorteile  dieser  deutschen 
Kolonie  fertig  und  bemüht  sich,  durch  billige  Durchgangstarife 
den  Verkehr  von  der  belgischen  Kolonie  her  und  nach  ihr  zu  ge- 
winnen. Im  Zusammenhange  mit  diesen  auf  die  Binnenwasserstraßen 
zumeist  mehr  oder  weniger  angewiesenen  Eisenbahnen,  mit  der  unge- 
fähr 1800  km  langen  Bahn  vom  soeben  erwähnten  Bukama  (am 
Lualaba)  nach  Lusambo  (am  oberen  Sankuru)  und  Leopoldville 
(Anschluß  an  die  Kongomündung)  und  mit  verschiedenen  anderen 
nicht  genannten  wichtigen  Eisenbahnplänen  wird  auch  die  Dampf- 
schiffahrt auf  dem  Kongo  und  seinen  großen  Nebenflüssen 
sowie  auf  dem  Tanganikasee  ununterbrochen  ausgestaltet  imd  er- 
weitert. 

Nach  Durchführung  der  derzeitigen  Eisenbahnpläne  etwa  im 
Jahre    1925    dürfte    Belgisch-Kongo    ein    zur   Erschließung    seiner 


^)  Diese  Eisenbahnverbindung  hat  aber  den  Nachteil,  daß  der  Weg  nach  Kap- 
stadt (dorthin  3456  km  von  Elisabethville,  der  Hauptstadt  Katangas)  sehr  weit  und 
der  nach  Beira  iind  Portugiesisch-Ostafrika  (nur  2620  km)  bei  der  Fortsetzung  nach 
Europa  die  Bezahlung  der  hohen  Suezkanal- Gebühren  unvermeidlich  macht. 

*)  Seit  den  früher  (siehe  Abteilimg  XVIII  dieser  Anlage)  erwähnten  deutsch- 
britischen  Verhandlungen  über  den  portugiesischen  Besitz  in  Afrika,  wobei  Deutsch- 
land Angola  zugewiesen  wurde,  beteiligt  sich  auch  deutsches  Kapital  in  erhebHcherem 
Ausmaße  am  Bau  der  L,obitobahn  (Benguellabahn) ;  diese  Bahn  dürfte,  bei  einer  Länge 
von  etwa  2100  km  auf  portugiesischem  und  belgischem  Gebiete,  ungefähr  191 7  oder 
1918  vollendet  sein  imd  wird  die  bequemste  unmittelbare  Verbindung  Katangas 
mit  dem  Meere  bilden. 

')  Die  Strecke  Elisabethville-Kambove-Bukama  dient  auch  dem  Anschlüsse 
Katangas  an  die  Lobito(Benguella)-Bahn. 
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reichen  Naturschätze  halbwegs  genügendes  Eisenbahnnetz  von  etwa 
6000  km  Länge  besitzen.  Dann  erst  wird  es  möglich  sein,  den  Holz- 
reichtum seiner  üppigen  tropischen  Wälder,  die  ausgedehnten  Anbau- 
möglichkeiten für  ölpalmen^),  Bananen,  Reis  (dieser  bereits  derzeit 
zur  Eingeborenenkultur  geworden),  die  mannigfachen  großartigen 
Erzvorkommen  rings  um  das  Kongobecken  in  dessen  aufgewulsteten 
primären  Gebirgsrändern,  die  Aussichten  für  Gewinnung  von  Wüd- 
seide  usw.  in  größerem  Maßstabe  auszubeuten;  dann  dürfte  sich 
auch  Belgisch-Kongo  allmählich  jenem  Ausmaß  weltwirtschaftlicher 
Bedeutung  einigermaßen  annähern^),  die  der  ostindische  Kolonial- 
besitz des  benachbarten  Holland  bereits  besitzt. 

Infolge  aller  dieser  eifrigen,  planmäßigen  Bemühungen  der  wirt- 
schaftlich-technisch so  leistungsfähigen  belgischen  Nation,  der 
hierbei  britische  und  deutsche  Unternehmer  und  Kapitalisten  in 
weitgehendem  Maße  behilflich  sind,  dürfte  Belgisch-Kongo  an  Wohl- 
habenheit, Bevölkerung  und  weltwirtschaftlicher  Bedeutung  in  den 
nächsten  Jahrzehnten  gewaltig  zunehmen,  zumal  da,  gemäß  den 
Absichten  Königs  Albert  I.,  die  frühere,  seit  1909  bereits  stark  ein- 
geschränkte grausame  Ausbeutung  der  Negerbevölkerung  zum  Nutzen 
der  Land-  und  Kautschukgesellschaften  nunmehr  völlig  der  Ver- 
gangenheit angehört. 

Im  letzten  Vierteljahrhundert  sind  nicht  selten  Pläne  einer 
halb  wirtschaftlichen,  halb  politischen  engeren  Verbindung 
zwischen  Holland  und  Belgien  aufgetaucht.  Der 
Gedanke  eines  belgisch-holländischen  Zollvereins  hat  eine  ganze 
Literatur  hervorgerufen^).  Der  Verwirklichung  dieses  Gedankens 
stehen  sicherlich  bedeutende  Schwierigkeiten  entgegen.  Abgesehen 
von  den  immerhin  einigermaßen  abweichenden  Grundlinien  der  beider- 
seitigen Steuer-  und  Zollpolitik  ist  hier  vor  allem  die  in  Belgien  be- 
stehende Überschätzung  der  Vorteile  zu  erwähnen,  die  diesem  Lande 
aus  der  von  den  europäischen  Mächten  garantierten  Neutralität  er- 
wachsen sollen.  Aber  unüberwindlich  sind  diese  Hindernisse  eines 
engeren  wirtschaftlich-politischen  holländisch-belgischen  Bundes  ge- 
wiß nicht,  sobald  eine  drohende,  gemeinsame  weltpolitische  Gefahr 
den  ernstlichen  Entschluß  zur  Kräftevereinigung  hervorrufen  würde. 


1)  Gründung  der  „Huileries  du  Congo  Beige"  mit  30  Millionen  Franken  Kapital 
im  Jahre  191 2  durch  die  berühmte  englische  Seifen- Großfirma  Lever  Brothers. 

*)  Vgl.  Büchel  „Belgische  Eisenbahnbauten  imd  -Pläne  am  Kongo"  im 
Juniheft  1914  der  Berliner  „Kolonialen  Monatsblätter". 

3)  Vgl,  hierüber  1,.  Bosc  „Zollallianzen  und  Zollunionen",  aus  dem  Französischen 
übersetzt  und  kommentiert  von  S.  Schüder,  BerUn  1907,  Seite  153 — 155. 
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In  diesem  Falle  entstünde  ein  wirtschaftlich  ungemein  kräftiger  und 
auch  militärisch  nicht  zu  verachtender  europäischer  Mittelstaat 
oder  Staatenverband  von  62  534  km^  mit  nahezu  vierzehn  Millionen 
Einwohnern;  er  würde  mit  seinen  überseeischen  Besitzungen  in  allen 
vier  anderen  Erdteilen  eine  hochentwickelte  Mittelstufe 
zwischen  Großstaat  und  Weltreich  bilden  von 
rund  4,5  MÜlionen  km^  mit  etwa  68  MÜlionen  Einwohnern,  die 
sich  in  fruchtbarsten  tropischen  Gebieten  und  reichen  europäischen 
Ländern  ohne  besondere  Schwierigkeiten  auf  zweihundert  Millionen 
vermehren  könnten. 

Während  aber  Deutschland  als  Seemacht  neben  Groß- 
britannien an  zweiter  Stelle  steht  und  auch  die  Türkei  sowie  Argen- 
tinien sich  als  maritime  Machtfaktoren  zu  betätigen  beginnen,  von 
Italiens  bedeutsamer  Flottenentwicklung  ganz  abgesehen,  stünde 
es  mit  der  Seegewalt  eines  belgisch-holländischen  Zollvereines  und 
Staatenverbandes  am  Tage  nach  der  Vereinigung  nicht  besonders  gut. 

Belgien,  bisher  ohne  Seemacht,  konnte  bei  seiner  und  der  Kongo- 
kolonie ganz  eigentümlichen  völkerrechtlichen  Stellung  darauf  ver- 
zichten. Auch  die  von  älteren  Zeiten  her  noch  bestehende  holländische 
Seemacht  genügt  wohl  für  Zwecke  der  Seepolizei,  aber  nicht  mehr 
für  eine  neuzeitliche  Seekriegsführung  größeren  Stüs.  Hierin  läge 
der  schwächste  Punkt  einer  an  und  für  sich  nicht  unwahrscheinlichen 
belgisch -holländischen  weltwirtschaftlich  -  weltpolitischen  Vereini- 
gung. Aber  vielleicht  ergäbe  sich  hieraus  eine  Anlehnung  an 
eine  der  drei  benachbarten  europäischen 
Großmächte,  Deutschland,  Frankreich,  Großbritannien,  und 
damit  entweder  eine  Vergrößerung  des  französischen  oder  britischen 
Riesenreiches  oder  die  Erhöhung  der  deutschen  „Mittelstufe"  .auf  ein 
Weltreich,  das  sodann  dem  französischen  sogar  noch  beträchtlich 
überlegen  wäre. 

Seit  1913  ist  aber  in  Holland  der  Entschluß  in  den  Vordergrund 
getreten,  durch  Erbauung  mehrerer  in  Holländisch-Ost- 
indien  zu  stationierender  Dreadnoughts  als  Ver- 
bündeter für  Seekriegszwecke  in  Betracht  zu  kommen  und  dadurch 
den  für  Hollands  wirtschaftlichen  Fortschritt  hochwichtigen  reichen 
Inselbesitz  gegen  Gelüste  Japans  oder  anderer  Mächte  sicherzustellen. 
Dagegen  hat  in  Belgien  die  Finanznot,  welche  durch  die  Mißwirtschaft 
des  dortigen  langjährigen  klerikalen  Regimes  veranlaßt  wurde,  zu 
kleinmütigen  Plänen  eines  Verkaufs  von  Belgisch- 
K  o  n  g  o^),  ganz  oder  teüweise,  an  die  drei  benachbarten  Großmächte 

^)  Vgl.  hierüber  in  Abteilung  XVIII  dieser  Anlage  Seite  405. 
Schilder.    II.  27 


418  Anlage  X.     Details  über  die  großen  Zollgebiete;  Subkontinente. 

um  mehrere  Milliarden  Franken  Anlaß  gegeben.  Die  finanziell  un- 
günstige Lage  von  Belgisch-Kongo  seit  dem  Sturze  der  Kautschuk- 
preise im  Jahre  1913,  wodurch  größere  Zuschüsse  des  Mutterlandes 
benötigt  wurden,  kam  diesen  Verkaufsplänen  einigermaßen  zugute. 
Da  aber  eine  Einigung  Großbritanniens,  Frankreichs  und  Deutsch- 
lands über  eine  Teilung  von  Belgisch-Kongo  wenig  wahrscheinlich 
ist,  bleibt  die  Möglichkeit  eines  wirtschaftlich-politischen  holländisch- 
belgischen Bundes  nach  wie  vor  bestehen. 

Jedenfalls  scheinen  die  früher  (vgl.  Seite  414)  erwähnten  großen 
Eisenbahnpläne  der  belgischen  Regierung  auf  lange  Sicht,  die  der 
belgische  Kolonialminister  in  seiner  Budgetrede  vom  14.  März  1914 
darlegte,  auf  das  baldige  Abstoßen  oder  „Zu  Geld  machen"  der  Kongo- 
kolonie nicht  hinzudeuten.  Es  ist  wohl  eher  daraus  zu  entnehmen, 
daß  man  die  Bewirtschaftung  dieser  Kolonie  nicht  mehr  auf  der 
bisherigen,  von  Leopold  II.  eingeführten,  aber  seither  aisfehler- 
haft erkannten  Grundlage  o k k u p a t o r i  s  c  h  e  r 
Wirtschaft  (Wildkautschuk,  Kopal,  Elfenbein)  betreiben  wül; 
die  belgische  Regierung  gedenkt  vielmehr,  nach  Schaffung  der  nötigen 
Verkehrsmittel  die  sonstigen  reichen  Naturschätze  von  Belgisch- 
Kongo  mittels  geregelter  Land-  und  Forstwirt- 
schaft sowie  Bergbautätigkeit  ausbeuten  zu  lassen, 
wozu  eine  schonend-pflegliche  Behandlung  der  Eingeborenen  die 
erste  Vorbedingung  ist. 

XX.  Subkontinente. 

In  den  unmittelbar  vorhergegangenen  Ausführungen  wurde  der 
Versuch  gemacht,  zwischen  Riesenreichen,  wie  Rußland,  Ver- 
einigte Staaten,  Britisch-Indien,  China,  Brasilien,  und  einer  „Mittel- 
stufe" zu  unterscheiden,  die  sich  zwischen  den  genannten  Riesen- 
reichen und  den  Großstaaten  älteren  mittel-  und  westeuropäischen 
Zuschnitts  befindet.  Hierbei  wurden  als  Fälle  der  „Mittelstufe" 
namhaft  gemacht:  einerseits  die  zusammenhängenden  „Großen 
Zollgebiete"  Türkei  und  Argentinien;  andererseits  sogenannte 
Weltmächte,  wie  das  Deutsche  Reich  samt  Kolonien,  Frankreich  samt 
Überseebesitzungen  bis  zur  Mitte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts; als  Zukunftsmöglichkeiten  auch  eine  belgisch-holländische 
wirtschaftlich-politische  Vereinigung,  das  „größere  Japan",  Italien 
und  das  wohl  einigermaßen  nebelhafte  „Gran  Colombia". 

Bei  diesen  Versuchen,  zwischen  den  beiden  Gruppen  staatlicher 
Gebilde,  den  „Riesenreichen"  und  der  „Mittelstufe"  zu  unterscheiden, 
ergaben  sich  nicht  geringe  sprachliche  Schwierigkeiten. 
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Die  meisten  der  hier  überhaupt  in  Betracht  kommenden  Ausdrücke 
sind  zweideutig  und  irreführend.  Die  Bezeichnung  „G  r  o  ß  s  t  a  a  t" 
galt  bereits  für  die  Mittelstaaten  jener  Weltpolitik,  die  zu  Beginn  des 
zwanzigsten  Jahrhunderts  geführt  wurde,  wie  etwa  Österreich-Ungarn, 
Italien,  Spanien;  aber  auch  die  echten,  zweifellosen  Weltreiche,  wie 
Vereinigte  Staaten  und  Rußland  werden  „Großstaaten"  genannt. 
Die  Ausdrücke  „W  e  1 1  r  e  i  c  h"  oder  „W  e  1 1  m  a  c  h  t"  werden 
benützt,  wenn  es  sich  um  riesige  zusammenhängende  Landmassen 
handelt,  wie  etwa  im  Falle  Rußlands,  Chinas,  der  Vereinigten  Staaten ; 
doch  werden  diese  Ausdrücke  auch  in  bezug  auf  jene  Reiche  ange- 
wendet, die  aus  verhältnismäßig  kleinen,  aber  über  mehrere  Kontinente 
und  Weltmeere  vei  streuten  einzelnen  Gebieten  zusammengesetzt  sind 
und  über  eine  beachtenswerte  Seemacht  verfügen,  wie  das  gegen- 
wärtige Deutsche  Reich,  Frankreich  bis  in  die  Mitte  der  1880  er 
Jahre,  ein  etwaiger  belgisch-holländischer  wirtschaftlich-politischer 
Bund.  Sogar  ein  Staat  wie  Japan,  dessen  Gesamtbesitz  nicht  größer 
ist  als  Österreich-Ungarn,  der  aber  eine  glänzende  Küstenentwicklung 
auf  zahlreichen  Inseln  und  Halbinseln  sowie  eine  hervorragende  See- 
macht, allerdings  auch  mehr  oder  weniger  genau  abgesteckte  ander- 
weitige „Einflußsphären"  besitzt,  wird  unter  den  „Weltmächten" 
aufgezählt. 

Auch  das  britische  „W  e  1 1  r  e  i  c  h"  liegt  nicht  im  wesent- 
lichen in  einer  einzigen  großen  Masse  beisammen,  wie  es  bei  den  Ver- 
einigten Staaten,  China,  Rußland  der  Fall  ist.  Aber  einzelne  der  über 
alle  Kontinente  und  Weltmeere  verstreuten  Glieder  oder  Bundes- 
staaten des  britischen  Reichs  sind,  wie  bereits  ausführlich  dargetan 
wurde  (vgl.  AbteÜungen  V — IX  dieser  Anlage)  so  groß,  daß  sie  au 
und  für  sich  schon  Weltreichen  gleichkommen  oder,  die  entsprechende 
Bevölkerungszunahme  vorausgesetzt,  solchen  wenigstens  nahestehen. 
Dies  gut  besonders  für  das  nach  Flächenraum  und  Bevölkerungszahl 
zweifellos  den  Riesenreichen  anzureihende  anglo-indische 
Kaiserreich.  Aber  bei  diesem  sind  bisher,  trotz  weitgehender 
lokaler  Autonomie,  nicht  einmal  Spuren  von  völkerrechtlicher  Sou- 
veränität zu  verzeichnen,  während  gerade  die  an  Bevölkerung  kleineren, 
an  Umfang  bisweüen  sogar  größeren  Dominions  innerhalb  des  briti- 
schen Reiches  seit  Beginn  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  dieser 
Souveränität  beträchtlich  nähergekommen  sind,  so  namentlich 
Kanada  in  seinen  Handelsabkommen  und  sonstigen  wirtschaft- 
lichen Verträgen, 

Gegenüber  diesen  sprachlichen  Unklarheiten  bildet  der  englische 
Ausdruck   „Subcontinent"   eine  glückliche  Aushilfe.     Er  ist 
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der  physischen  Geographie  entlehnt,  hat  aber  im  Sprachschatze  der 
englischen  Politiker  und  Journalisten  innerhalb  des  weiten  britischen 
Weltreiches,  wahrscheinlich  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  Bürger- 
recht erworben.  Als  ,,Subcontinent"  werden  nämlich  zusammen- 
hängende Ländermassen  bezeichnet,  die  an  und  für  sich  groß  genug 
oder  nahezu  groß  genug  wären,  einen  Kontinent  darzustellen,  etwa 
von  der  Größe  Buropas,  Australiens  oder  wenigstens  des  außer- 
russischen Europa  {9,9,  9  oder  4,5  Millionen  km^);  diese  Länder- 
massen bilden  aber  nur  einen  durch  mehr  oder  weniger  klare  horizon- 
tale, gelegentlich  auch  vertikale  Gliederung  deutlich  hervorgehobenen 
Teil   eines  größeren  Kontinents. 

Besonders  gangbar  ist  die  Bezeichnung  „Subcontinent"  mit 
Beziehung  auf  Britisch-Südafrika  oder  Südafrika  überhaupt. 
So  war  während  des  Burenkrieges  sowie  unmittelbar  vorher  und 
nachher  die  Phrase  häufig  zu  hören,  Großbritannien  müsse  die  „para- 
mount  power  of  the  south  african  subcontinent",  die  Vormacht  des 
südafrikanischen  Subkontinents  sein.  In  ähnlicher  Weise  sprechen 
englische  und  namentlich  anglo-  indische  Zeitungen  öfters  von 
Großbritannien  als  der  paramount  power  of  the  indian  subcontinent. 
Hiermit  soll  England  als  die  Vormacht  in  jenem  Gebiete  bezeichnet 
werden,  das  sich  zwischen  dem  Himalaja  und  Kap  Komorin  ausdehnt 
sowie  noch  die  angrenzenden  Besitzungen  und  Einflußsphären  Afga- 
nistan, Beludschistan,  Ceylon,  Birma,  Malaiische  Halbinsel  umfaßt. 
Gelegentlich  wird  auch  Kanada  als  Subkontinent  angesprochen. 
Auch  der  Ausdruck  „Arabian  Subcontinent"  kommt  vor.  Er  ist  vom 
Standpunkte  der  physischen  Geographie  wohl  nicht  ganz  unpassend 
für  die  gewaltige,  vom  vorderasiatischen  Hauptlande  südostwärts 
strebende  arabische  Halbinsel  von  etwa  3,1  Millionen  km^. 
Allerdings  ist  diese  Halbinsel  derzeit  unter  mehrere  Besitzer  verteüt, 
überdies  nur  spärlich  bewohnt  (3 — 3,5  Millionen  Einwohner)  und 
dürfte,  gemäß  ihren  klimatischen  Verhältnissen,  wohl  auch  nie  von 
größeren  Menschenmassen  bewohnt  werden. 

Wenn  man  unter  dem  Ausdruck  „Subcontinent"  nicht  nur  eine 
größere,  durch  ihre  horizontale  (gelegentlich  auch 
vertikale)  Gliederung  abgesonderte  kontinentale 
lyändermasse  versteht,  sondern  hierbei  auch  an  eine  bedeutende, 
bereits  vorhandene  oder  wenigstens  allmählich  zur  Entstehung  ge- 
langende Volksmenge  denkt,  dann  hätte  man  einen  recht 
brauchbaren  Ersatz  für  die  minder  klaren  Ausdrücke  „Weltreich"  und 
„Weltmacht".  Allerdings  wäre  es  dann  unangebracht,  von  dem  einer 
größeren  populationistischen  Entwicklung  wohl  nicht  fähigen  Arabien 
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als  dem  „Arabian  Subcontinent"  zu  sprechen  oder  gar  die  Eiswüsten 
der  auf  etwa  9  Millionen  km^  geschätzten  Südpolargebiete  (etwas 
größer  als  Australien  mit  den  ozeanischen  Inseln)  als  „Antarctic 
Subcontinent"  zu  bezeichnen.  Letzteres  wäre  auch  noch  aus  dem 
gleichen  Grunde  unzulässig,  wie  die  bisweilen  gebrauchte  Redensart 
vom  „A  ustralian  Subcontinent".  Australien  sowie  die  Südpolar- 
gebiete sind  nämlich  selbst  Kontinente  und  nicht  bloß  Teile 
eines  Kontinents,  wofern  man  nicht  die  gewagte  Behauptung 
aufstellen  wollte,  die  Antarctis  sei  ein  insulares  Außengebiet  des 
von  ihr  immerhin  noch  über  400  km  entfernten  südamerikanischen 
Festlandes. 

Als  Weltreich  in  vollem  Umfange  dieses  Wortes  wäre  demnach 
eine  größere  Volksmasse  zu  bezeichnen,  die  einer  mehr 
oder  weniger  einheitlichen  Staatsgewalt  unterworfen 
ist  und  auf  einem  Gebiete  von  ungefähr  kontinen- 
talem Umfange  lebt.  Hierfür  besitzt  die  englische  Sprache 
den  Ausdruck  „S  u  b  c  o  n  t  i  n  e  n  t",  wofern  es  sich  nicht,  wie  im 
Falle  des  australischen  Bundesstaates,  um  einen  ganzen  Kontinent 
handelt.  Mit  Vorbehalt  künftiger  Entwicklungen  könnte  man  auch 
eine  kleinere  staatlich  organisierte  Volksmasse  auf  einem  Gebiete  der 
erwähnten  Größe  gewissermaßen  als  ,, Weltreich"  ansprechen,  falls 
dieses  Gebiet  bequeme  Lebensmöglichkeiten  für  eine  weit  größere 
Bevölkerung  enthält.  Eine  solche  umfangreiche,  wenn  auch  derzeit 
menschenarme  Landmasse  ist  eben  durch  das  voraussichtliche  Wachs- 
tum ihrer  derzeit  noch  kleineren  Volksmenge 
in  den  ihr  zur  Verfügung  stehenden  weiten  Räumen  befähigt 
und  bestimmt,  eine  weltwirtschaftliche  und  weltpolitische 
Stellung  ersten  Ranges  zu  erlangen.  Als  Beispiel  für  solche 
Staatswesen  großen  Umfanges,  aber  kleinerer  Bevölkerung  können 
genannt  werden:  das  heutige  Brasüien  und  die  Vereinigten 
Staaten  bis  zum  Sklavenkriege  in  den  sechziger  Jahren  des 
neunzehnten  Jahrhunderts. 

Jedes  „Weltreich"  nach  dem  üblichen  deutschen  Sprachgebrauch, 
auf  das  als  Gesamtheit  oder  bezüglich  einzelner  seiner  Bestandteüe 
der  englische  Ausdruck  „Subcontinent"  angewandt  werden  kann, 
stellt  auch  ein  „Großes  Zollgebiet"  gemäß  der  Auffassung 
des  20.  Jahrhunderts  dar.  Diese  Auffassung  unterscheidet  sich,  wie 
bereits  mehrfach  erwähnt  wurde,  von  den  Begrifien  um  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts,  da  schon  der  deutsche  Zollverein,  das  europäische 
Frankreich  oder  das  damalige  Kaisertum  Österreich  als  „Großes 
Zollgebiet"  galten. 
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So  besteht  das  russische  Reich  aus  zwei  Subkontinenten, 
einem  osteuropäischen  und  einem  nordasiatischen,  wobei  der  osteuro- 
päische einen  westlichen  Anhang  (Königreich  Polen)  und  eine  südliche 
Fortsetzung  (Kaukasusgebiet)  besitzt.  Der  nordasiatische  Sub- 
kontinent verfügt  über  einen  südlichen  Anhang  (Russisch-Zentral- 
asien). Die  Vereinigten  Staaten  setzen  sich  zusammen 
aus  einem  großen  nordamerikanischen  Subkontinent  mit  einer  ab- 
gesonderten bedeutenden  lyändermasse  (mehr  als  anderthalb  Millionen 
km^)  im  Nordwesten  Nordamerikas  (Alaska)  sowie  aus  verschiedenen 
Insular-  und  Festlandsgebieten  im  Stillen  und  Atlantischen  Ozean. 
Diese  Gebiete  reichen  von  den  Philippinen  bis  Liberia  und  von  Cuba 
bis  Panama.  Das  gewaltige  britische  Weltreich  verfügt  sogar, 
abgesehen  vom  isolierten  und  verhältnismäßig  kleinen  Zentral- 
gebiete in  Europa  und  verschiedenen  kleineren  Besitzungen  in  allen 
fünf  Erdteilen,  über  vier  Subkontinent-Landmassen,  nämlich 
Kanada,  Indien,  Südafrika,  Nordostafrika  (allerdings  mit  den 
abessinisch-italienisch-französischen  Enklaven  am  Roten  Meere 
und  Indischen  Ozean),  und  über  die  einen  ganzen  Kontinent 
umfassende  Landmasse  Australiens.  Freilich  befindet  sich  die 
insulare  Umgebung  dieses  Kontinents  (Ozeanien)  zum  Teil  in 
nichtbritischen  Händen. 

Das  europäische  Zentralgebiet  des  französischen  Welt- 
reiches könnte  man  in  gewissem  Sinne  als  Fortsetzung  des  im  Besitze 
Frankreichs  befindlichen  Subkontinents  in  Nord-  und  Westafrika 
bezeichnen,  der  sich  jenseits  des  nicht  übermäßig  breiten  Mittelmeeres 
befindet.  (Entfernung  Marseille-Bougie  nicht  ganz  750  km,  Ent- 
fernung Madagaskars  vom  ostafrikanischen  Festlande  etwa  400 — 1000 
km)  Es  handelt  sich  hierbei  (nach  dem  Stande  von  Ende  1913)  um 
riesige  zusammenhängende  Landmassen  in  Nord-,  West-  und  Zentral- 
afrika von  9,82  Millionen  km^  mit  34  Millionen  Einwohnern. 
China^)  und  Brasilien  stellen  den  Typus  eines  Weltreiches 
dar,  das  aus  einer  einzigen  subkontinentähnlichen 
Landmasse  besteht  und  keine  nennenswerten  insularen  oder 
festländischen  Nebengebiete  besitzt,  wie  etwa  auch  Britisch-Süd- 
afrika  (vielleicht  abgesehen  von  einigen,  nach  Zentralafrika  ein- 
schneidenden nordrhodesischen  Gebieten).  Britisch-Nord- 
ostafrika    hat  immerhin  Zanzibar  und  Pemba  sowie  Britisch- 


^)  Dies  trifft  am  ehesten  für  das  China  vor  der  Revolution  von  1911/1912  (Sturz 
des  Mandschukaisertums)  zu,  das  seine  Nebenländer,  insbesondere  die  Mongolei  und 
Tibet,   noch  fest  in  der  Hand  hatte. 
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Somaliland,  in  gewissem  Sinne  vielleicht  auch  Cypern  als  Nebenländer. 
Französisch  Nord-  undWestafrika  hat,  neben  einer 
Reihe  fremdländischer  Enklaven,  als  zentralafrikanische  Fort- 
setzungen die  Tschad-  und  Ubangiterritorien.  Das  britische  Au- 
stralien (australischer  Bundesstaat)  hat  umfangreiche  insulare 
Nebenländer  wie  Tasmanien  und  das  südöstliche  Neuguinea.  Kanada 
hat,  abgesehen  von  kleineren  Küsteninseln  und  dem  autonomen  Neu- 
fundland, noch  Ansprüche  auf  die  arktischen  Inseln  bis  zur  Baffin-Bai 
und  darüber  hinaus.  Das  britische  Vorderindien  hat  Aus- 
läufer nach  dem  Iran  (Belutschistan),  Arabien  (Koweit,  Oman,  arabi- 
sche Südküste  bis  Aden  nebst  Sokotra),  Hinterindien  (Birma, 
malaiische  Halbinsel)  und  nach  Inselgebieten  (Ceylon,  Nordborneo, 
sogar  Hongkong).  All  dies  dürfte  hinreichen,  die  Sonderstellung  der 
einheitlich  beisammenliegenden  Weltreiche  Brasilien,  China ^),  Süd- 
afrika außer  Zweifel  zu  stellen. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  ist  auch  klar  ersichtlich,  daß  nicht 
jedes  „G  roße  Zollgebiet"  in  der  Auffassung  des  20.  Jahr- 
hunderts zugleich  einen  Subkontinent  darstellt. 
Bisweilen  ragen  die  Grenzen  eines  einheitlichen  Zollgebietes  über  die- 
jenigen eines  Subkontinents  hinaus,  so  jene  des  nach  Iran  und  Hinter- 
indien ausgreifenden  anglo-indischen  Zollgebietes;  das  gleiche  ist  der 
Fall  beim  russischen  Zollgebiete,  das  nach  Mitteleuropa  (westliches 
Polen),  Vorderasien  (Transkaukasien)  und  Zentralasien  von  Osteuropa 
und  Nordasien  aus  vordringt,  ferner  beim  Zollgebiet  der  Vereinigten 
Staaten,  das  sich  bereits  auf  Portorico,  Panama  (die  Kanalzone), 
Hawai  und  in  gewissem  Sinne  auch  auf  Cuba  tmd  die  Philippinen 
erstreckt.  Mitunter  läßt  ein  einheitliches  Zollgebiet  größere  Stücke 
eines  Subkontinents  in  fremdem  Besitz  oder  als  Gebiete  der  offenen 
Tür,  was  z.  B.  für  Französisch  Nord-  und  Westafrika  und  Britisch- 
Südafrika  gilt.  Britisch  Nordostafrika  besteht  überhaupt  fast  nur  aus 
Gebieten  der  offenen  Tür,  Der  einen  engen  zollpolitischen  Zusammen- 
hang seiner  einzelnen  Teile  aufweisende  französische  Reichszollverein 
ist  gar  aus  Stücken  des  nord-  und  westafrikanischen  Subkontinents 
sowie  Madagaskar,  Französisch-Hinterindien,  Neukaledonien  usw. 
zusammensetzt.  Auch  die  der  „M  i  1 1  e  1  s  t  u  f  e"  angehörenden 
größeren  Reiche  und  Zollgebiete  zeigen  teüs  eine  weitgehende  Zer- 


1)  China  besaß  bis  1895  immerhin  zwei  größere  Inselgebiete,  Hainan  und  For- 
mosa,  von  69,000  km''  mit  etwa  5  —  5,5  Millionen  Einwohnern,  seither  nur  das  dicht 
an  der  südchinesischen  Küste  liegende  Hainan  von  34,000  km^  mit  derzeit  etwa 
2,5  Millionen  Einwohnern. 
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splitterung,  so  das  Deutsche  Reich,  die  etwaige  belgisch-holländische 
politisch-wirtschaftliche  Verbindung  und  das  zukünftige  Großitalien 
(siehe  Schlußbemerkungen  der  Abteilung  XVIII  dieser  Anlage), 
in  geringerem  Ausmaße  auch  das  osmanische  Reich  bis  191 1  (Tripoli- 
tanien),  teils  geschlossenen  territorialen  Zusammenhang,  so  Argen- 
tinien, die  Türkei  seit  Herbst  191 3  und  das  allerdings  nicht  sehr  wahr- 
scheinliche Zukunftsgebilde  des  „Gran  Colombia",  das  schon  nahezu 
ein  Subkontinent  genannt  werden  könnte. 
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Anlage  XI. 

Handelsverkehr  der  Vereinigten  Staaten  mit  ihren 
„noncontiguous  territories"'). 

Es  ist  im  allgemeinen  nicht  leicht,  ziffernmäßig  genaue  Angaben 
über  einen  Handelsverkehr  aufzutreiben,  der  vom  formell- 
staatsrechtlichen Standpunkte  als  Binnen- 
handel aufzufassen  wäre,  aber  tatsächlich  einer  Außen- 
handelsbewegung zum  mindesten  sehr  nahekommt.  Bei- 
spiele hierfür  sind:  der  Handel  der  südlichen  Staaten  der  Dominion 
of  Canada  mit  dem  Golddistrikte  Klondyke,  jener  der  Vereinigten 
Staaten  mit  Alaska,  Hawai  und  Portorico,  derjenige  Rußlands  mit 
Wladiwostok  und  dem  Ussurigebiete  seit  1909,  der  Britisch-Indiens 
mit  Birma.  Andererseits  kommen  auch  Fälle  vor,  da  eine  Außen- 
h  an  d  el  sb  e  w  egu  n  g  im  formell-staatsrechtlichen 
Sinne  einem  Binnenverkehre  tatsächlich  wohl  einiger- 
maßen nahekommt,  so  z.B.  jene  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  den  Phüippinen  seit  dem  Payne-Tarife  vom  5.  August  1909, 
diejenige  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Cuba  seit  dem 
Inkrafttreten  des  Handelsvertrages  vom  11.  Dezember  1902,  oder 
die  zwischen  Indien  und  Ceylon,  zwischen  Britisch -Südafrika  und 
Portugiesisch -Ostafrika  usw.  Die  letzterwähnte  Zwischenform 
zwischen  Binnen-  und  Außenhandel  ist  natürlich  weit  leichter 
statistisch  zu  verfolgen. 

In  den  Weltreichen  des  20.  Jahrhunderts,  die  zumeist  nicht  sehr 
dicht  bevölkert  und  daher  einer  raschen  Bevölkerungszunahme  be- 
sonders fähig  sind  ^),  weist  jene  zwischen  Binnen-  und  Außenhandel 
in  der  Mitte  stehende  Handelsbewegung  nicht  selten  ein  verhältnis- 
mäßig rasches  Wachstum  auf.  Dies  geht  unter  anderem  aus  der 
eingehenden  Statistik  hervor,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  über 


^)  Vgl.  Abteilung  XI  im  VI.  Kapitel  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches. 

*)  Sogar  Indien  und  China  haben  schwach  bevölkerte  Außengebiete  und  können 
vermöge  innerer  Kolonisation  ohne  besondere  Schwierigkeiten  noch  gewaltigen  weiteren 
Bevölkerungsmassen  Unterkunft  bieten. 
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den  Handelsverkehr  der  Union  mit  den  sogenannten  ,,nonconti- 
guousterritories"  ^eit  1903  geführt  wird.  Es  sind  dies  die 
Außengebiete  oder  Nebenlande  Alaska,  Portorico,  Hawai 
und  Philippinen.  Die  drei  erstgenannten  Nebenländer  sind 
in  das  Zollgebiet  der  Vereinigten  Staaten  aufgenommen  worden  und 
gehören  diesem  ebenso  an,  wie  etwa  Pennsylvanien  oder  Kalifornien. 
Die  Philippinen  waren,  gemäß  einer  Bestimmung  des  Pariser  Friedens- 
vertrages mit  Spanien  von  1899,  bis  1909  (Payne-Tarif  vom  5.  August 
1909)  ein  allen  Ländern  der  Erde  gleichmäßig  zugängliches  Gebiet 
der  offenen  Tür,  sind  aber  seither,  wenn  auch  nicht  im  streng  juristi- 
schen Sinne,  so  doch  praktisch  dem  Zollgebiet  der  Vereinigten  Staaten 
so  gut  wie  einverleibt  worden.  Im  Fiskaljahre  1903/1904  (beendet 
am  30.  Juni),  da  dieser  Handelsverkehr  zum  erstenmal  vollständig 
verzeichnet  wurde,  betrug  er  in  der  Richtung  von  der  Union  nach 
den  vier  genannten  „noncontiguous  territories"  187,  im  Jahre 
1909/1910  bereits  430  Millionen  Franken.  Dies  kommt  einer  Steigerung 
um  130  Prozent  in  sechs  Jahren  gleich.  Die  Versendungen  der  vier 
Territorien  nach  den  Vereinigten  Staaten  stiegen  gleichzeitig  von 
306  auf  560  Millionen  Franken,  also  um  83  Prozent.  Die  Waren- 
sendungen der  Union  nach  Alaska  hoben  sich  in  der  Periode 
1903/1904  bis  1909/1910  von  49,2  auf  96,9,  die  nach  den  Philippinen 
von  20,7  auf  86,6,  nach  Hawai  von  57  auf  106,3,  nach  Portorico 
von  62,2  auf  140  Millionen  Franken.  Gleichzeitig  stiegen  die  Sendungen 
Alaskas  nach  der  Union  von  53,1  auf  64,8,  die  der  Philippinen  von 
57  auf  88,1,  jene  Hawais  von  134,8  auf  238,4,  diejenigen  Portoricos 
von  57  auf  166,6  Millionen  Franken.  Hinsichtlich  der  Philippinen 
fällt  allerdings  das  Jahr  1909/1910  bereits  zum  überwiegenden  Teile 
in  die  Zeit  der  fast  vollständigen  Aufnahme  in  das  Zollgebiet  der 
Vereinigten  Staaten  mittels  des  Payne-Tarifes.  Die  verhältnismäßig 
kleine  Zunahme  der  Ausfuhr  Alaskas  nach  der  Union  hängt 
mit  der  Nichteinbeziehung  der  dortigen  Goldproduktion^)  zusammen. 
Der  geradezu  auffallend  große  Mehrbetrag  der  Versendungen  Hawais 
nach  der  Union  über  die  Empfänge  des  Inselgebietes  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  hinaus  enthält  den  bedeutenden  Profit  der  dortigen 
Plantagenunternehmungen.  Die  Steigerung  in  den  Versendungen 
Hawais,  Portoricos  und  der  Philippinen  nach  der  Union  entfällt 
zum  überwiegenden  Teile  auf  Zucker,  bei  Portorico  auch  auf 
Tabakwaren,  bei  den  Philippinen  auch  auf  Tabakwaren, 
Manilahanf,  Erzeugnisse   der  Kokospalme. 


1)  Im  Jahre  1909/1910  betrug  die  Goldausfuhr  Alaskas  78,7  Millionen  Franken. 
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Im  Jahre  1912  betrug,  nach  der  auf  den  Philippinen 
aufgenommenen  Statistik,  die  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten 
bereits  125,9,  ^i^  Ausfuhr  dorthin  118,2  Millionen  Franken  bei  einer 
gleichzeitigen  Gesamteinfuhr  der  Philippinen  von  319,4  tmd  einer 
Gesamtausfuhr  von  283,8  Millionen  Franken.  Im  Fiskaljahre 
1911/1912  waren  die  Bezüge  Hawais  aus  der  Union  auf  119,6, 
seine  Versendungen  dorthin  auf  285,3  Millionen  Franken  gestiegen, 
bei  einer  gleichzeitigen  Gesamteinfuhr  von  148,6  und  einer  Gesamt- 
ausfuhr von  287,2  Millionen  Franken.  Portorico  bezog  im  Jahre 
1912  aus  den  Vereinigten  Staaten  bereits  für  193,9  und  versandte 
dorthin  für  222,1  Millionen  Franken  bei  einer  gleichzeitigen  Gesamt- 
einfuhr von  217,2  und  Gesamtausfuhr  von  257,5  Millionen  Franken. 
Ebenfalls  im  Jahre  191 2  hatte  sich  die  Einfuhr  Alaskas  aus  der 
Union  auf  113,9,  die  Ausfuhr  dorthin  auf  128,5  (daneben  Edelmetalle 
102,2)  Millionen  Franken  gehoben,  bei  gleichzeitiger  Gesamteinfuhr 
Alaskas  von  138,6  (darunter  19,9  ausländisches  Edelmetall,  ins- 
besondere aus  Klondyke)  und  Gesamtausfuhr  von  136  (nebst  102,2 
Edelmetalle)  Millionen  Franken. 

Kleine  ,, noncontiguous  territories"  mit  geringfügigen  Handels- 
ziffern sind  noch  G  u  a  m  (Marianen)  und  T  u  t  u  i  1  a  (Samoa).  Die 
Einfuhr  von  Guam  aus  den  Vereinigten  Staaten  wurde  für  1907 
nur  mit  wenigen  hundert  Dollar^),  die  von  Tutuüa  im  Jahre  1908 
immerhin  mit  4,2  Mülionen  Franken  angegeben.  Wichtiger  als  diese 
kleinen  Inselgebiete  ist  die  „K  analzone"  in  Panama,  die 
einen  Bestandteil  des  Zollgebietes  der  Vereinigten  Staaten  bildet. 
Aber  die  bedeutenden  Summen  des  Verkehres  dieser  etwa  1300  km^ 
umfassenden  Zone  mit  den  Vereinigten  Staaten  stellen  bisher  fast 
nur  die  Ausgaben  dar,  die  der  Fiskus  der  Union  für  Waren  und  Löhne 
zum  Bau  des  interozeanischen  Kanales  zu  bestreiten  hatte.  Es  bleibt 
abzuwarten,  wie  sich  dieser  Handelsverkehr  nach  Fertigstellung  des 
Kanales  entwickeln  wird.  Die  Verproviantierung  der  durchfahrenden 
Schiffe  wird  wohl  ähnlich  wie  beim.  Suezkanal  stets  bedeutende 
Summen  umfassen,  die  zum  überwiegenden  Teile  aus  den  Vereinigten 
Staaten  geliefert  werden  dürften.  Anfangs  1914  tauchte  übrigens 
in  Washingtoner  Kongreß-Kreisen  der  Plan  auf,  die  Kanalzone  zum 
Freigebiet  zu  erklären,  was  zur  Förderimg  des  dortigen  Schiffs-  und 
Handelsverkehrs  dienen  würde. 


1)  Für  das  Fiskaljahr  1911/1912  wurde  die  Gesamteinfuhr  Guams  axd  670,551 
Franken,  darimter  die  aus  den  Vereinigten  Staaten  mit  288,137  Franken  beziffert. 
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Anlage  XII. 

Französische  Vorschriften  über  die  Kotierung 
ausländischer  Werte'). 

Anfangs  April  191 1  erregte  das  unerwartet  schnelle  und  glatte 
Zustandekommen  einer  Anleihe  der  Stadt  Budapest  von 
hundert  Millionen  Kronen  bei  einer  Gruppe  französischer  Banken, 
darunter  auch  der  „Creditl/yonnais",  kein  geringes  Aufsehen; 
denn  kurz  vorher,  nämlich  Mitte  September  1910,  war  ein  ungarisches 
Staatsanlehen  von  550  Millionen  Franken  von  der  französischen 
Regierung  zur  Kotierung  nicht  zugelassen  worden.  Daraufhin  wurden 
am  8.  April  1911  in  zwei  Wiener  Zeitungen,  der  „Neuen  Freien  Presse" 
und  dem  „Neuen  Wiener  Tagblatt",  Mitteilungen  eines  Fachmannes 
des  Direktors  der  Ungarischen  Hypothekenbank  Baron  Julius 
von  Madarassy-Beck  veröffentlicht,  denen  über  die  fran- 
zösischen Vorschriften  bezüglich  der  Kotierung  ausländischer  An- 
leihen  an  den   französischen  Börsen   folgendes  zu  entnehmen  war: 

„Die  französische  Bankengruppe  wird  für  die  Budapester  An- 
leihe die  Cote  officiel  le  überhaupt  nicht  verlangen,  sondern 
sich  mit  der  Cote  en  banque  begnügen.  Zwischen  den  beiden 
Kotierungen  wird  nicht  genügend  unterschieden.  Sie  unterscheiden 
sich  dadurch,  daß  die  Cote  officielle  nach  gründlicher  Prüfung  aller 
Beziehungen  des  zu  kotierenden  Wertpapieres  vom  Syndicat 
des  Agents  de  Change  gewährt  wird.  Hierbei  ist  dieses 
verpflichtet,  die  Ansicht  des  französischen  Finanzministers 
einzuholen,  der  wieder  bei  allen  ausländischen  Werten  die  Zustimmung 
des  Ministers  des  Äußeren  einzuholen  hat.  Die  Cote  en 
banque  dagegen  wird  vom  Syndicat  des  Banquiers  ge- 
währt. Dieses  hat  bei  der  Überprüfung  des  zu  kotierenden  Wert- 
papieres nicht  so  sorgfältig  vorzugehen  wie  das  Syndicat  des  Agents 
de  Change  und  ist  auch  zur  Befragung  des  Finanzministers  und  durch 
dessen  Vermittelung  des  französischen  Ministers  des  Äußeren  nicht 
verpflichtet.    Nur  selten  kommt  es  vor,  daß  der  Minister  des  Äußeren 

^)  Siehe  Abteilung  Ib  im  IX.  Kapitel  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches. 
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etwa  aus  eigener  Initiative  das  Sjnidicat  des  Banquiers 
darauf  aufmerksam  macht,  daß  ihm  die  Kotierung  irgend  eines  Titres 
unerwünscht  erscheint. 

Aus  diesem  System  ergeben  sich  nun  bezüglich  der  Qualität 
der  beiden  Arten  der  kotierten  Wertpapiere  ganz  eigentümliche  Ver- 
schiebungen. Einerseits  hat  die  leichte  Erwerbbarkeit  der  Cote  en 
banque  die  selbstverständliche  Folge,  daß  auch  minder  erst- 
klassige Werte  diese  Kote  erhalten ;  andererseits  wird  durch 
die  vielen  Unbequemlichkeiten  und  Verschleppungen,  mit  welchen 
die  Erlangung  der  Cote  officielle  verbunden  ist,  öfters  bewirkt,  daß 
sich  die  Interessenten  auch  bei  erstklassigen  Papieren,  bei 
den  sogenannten  goldedged  securities,  mit  der  Cote  en  banque  be- 
gnügen. Überdies  ist  bei  der  Cote  officielle  die  ausdrückliche 
Zustimmung  der  französischen  Regierung  not- 
wendig, und  diese  Zustimmung  kann  unter  gewissen  politischen 
Verhältnissen  auch  mit  parlamentarischer  Verantwortlichkeit  ver- 
bunden sein.  Dagegen  kann  sich  die  französische  Regierung  bei  der 
Cote  en  banque  auf  den  bequemen  Standpunkt  stellen,  daß  sie  sich 
hinsichtlich  der  Kotierung  des  betreffenden  Wertes  nicht  geäußert 
habe  und  überhaupt  nicht  habe  äußern  können.  Hiermit  wird  eine 
ausdrückliche  Stellungnahme  der  Regierung  vermieden.  Aus- 
ländische Privatinstitute  ersten  Ranges,  die 
in  Paris  emittieren,  sind  sozusagen  ausnahmslos  gezwungen,  die 
Cote  officielle  zu  wählen.  Denn  es  ist  infolge  der  genauen 
imd  streng  formalistischen  Prüfung  der  emittierten  Titres  durch 
das  Syndicat  des  Agents  de  Change  und  durch  den  Finanzminister 
geradezu  eine  Ehrenfrage  für  das  betreffende  Institut,  daß  es  für  seine 
Emission  diese  Sanktion  erlange.  Andererseits  kommt  es  auch  bei 
weniger  erstklassigen  Instituten  vor,  daß  sie  zur 
Verbesserung  der  Qualität  ihrer  Emission  die  Qualifikation  der  Cote 
officielle  anstreben,  da  hierdurch  die  betreffenden  Papiere  leichter 
an  den  Mann  gebracht  werden  können. 

Daher  kommt  es  wohl  oft  vor,  daß  die  Werte,  die  jahrelang  die 
Cote  en  banque  besaßen,  später  zur  Cote  officielle 
übergehen.  Es  ist  aber  niemals  vorgekommen,  daß  ein  Wert- 
papier, das  schon  die  Cote  officielle  besaß,  die  Cote  en  banque  er- 
langen wollte.  Diese  Sachlage  läßt  es  selbstverständlich  erscheinen, 
daß  fast  sämtliche  Emissionen  ausländischer  Insti- 
tut e  in  der  Cote  officielle  figurieren.  Dagegen  begnügen  sich  bei- 
spielsweise alle  ausländischen  Städte  mit  bloß  zwei  Aus- 
nahmen  (Tokio   und   eine   südamerikanische   Stadt),   wie   auch   die 
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erstklassigen  nordamerikanischen  Eisenbahn- 
emissionen, ja  sogar  nicht  wenige  Staatsemissionen  mit  der  Cote 
en  banque,  obwohl  die  Cote  officielle  als  feiner  angesehen  wird.  Auch 
die  unter  Führung  des  Credit  Lyonnais  stehende  Bankgruppe  wird 
für  das  Hundert  Millionen  Kronenanlehen  Budapests  nur  die  Cote 
en  banque  verlangen,  und  die  französische  Regierung  wird,  vom  Falle 
einer  aus  eigenem  Antrieb  erfolgten  Intervention  abgesehen,  über- 
haupt nicht  in  die  Lage  kommen,  eine  Äußerung  abzugeben." 

Nach  dieser  Darstellung  ist  die  französische  Regierung  sowohl 
bei  der  Cote  officielle,  als  auch  bei  der  Cote  en  banque  in  der  Lage, 
Anleihen  auf  dem  französischen  Markte  zu  erschweren  oder  völlig 
zu  verhindern,  die  ihr  aus  politischen  oder  anderen  Gründen  miß- 
liebig sind.  Höchstens  der  Unterschied  mag  zwischen  beiden  Kotie- 
rungen bestehen,  daß  diese  Erschwerung  oder  Verhinderung  bei  der 
Cote  officielle  gleich  im  Anfangstadium,  bei  der  Cote  en 
banque  in  einem  späteren  Stadium  der  Anlehens- 
operation  erfolgt. 

Seit  Sommer  1911,  da  diese  Anlage  (die  ursprünglich  dem  I.  Bande 
vorliegenden  Buches  hätte  beigegeben  werden  sollen)  geschrieben 
und  gedruckt  wurde,  sind,  infolge  der  Haltung  der  Zeitungen,  der 
Volksvertretung  und  der  öffentlichen  Meinung  Frankreichs  über- 
haupt, die  Eingriffe  noch  viel  zahreicher  und  weitgehender  geworden 
als  vorher,  womit  die  französische  Regierung  die  Vermittler- 
tätigkeit der  französischen  Banken  bei  Ein- 
führung auswärtiger  öffentlicher  und  privater 
Anleihen  zu  beeinflussen  gesucht  hat.  Die  Regierung  wurde  näm- 
lich von  den  Zeitungen  und  der  Volksvertretung  für  alle  auswärtigen 
Anlehen,  nichtbloß  für  die  mit  der  cote  officielle 
versehenen  verantwortlich  gemacht;  hierbei  spielte 
die  Kampfstellung  der  französisch-russisch-britischen  Tripelentente 
gegen  den  deutsch-österreichisch-italienischen  Dreibund^)  die  Haupt- 
rolle. 

Im  ersten  Halbjahr  1914  wurde  aber  deutlich  sichtbar,  daß  diese 
Überwachung  der  auswärtigen  Anleihen  vom  einseitigen   Gesichts- 


^)  Es  sei  z.  B.  an  die  hartnäckige,  freilich  am  Ende  erfolglose  Gegnerschaft 
erinnert,  womit  die  französische  Regierung  im  Dezember  191 3  dem  fünfprozentigen 
Darlehen  von  50  Millionen  Franken  entgegentrat,  das  der  Türkei  vom  Pariser  Bank- 
hause Perier  &  Comp,  in  Form  einer  Belehnung  von  Schatzscheinen  vermittelt  wurde. 
Bereits  am  9.  April  1914  durfte,  nach  Erzielung  hinlänglicher  Nachgiebigkeit  der  Türkei 
in  wirtschaftlichen  und  politischen  Fragen,  ein  französisches  Bankenkonsortium 
mit  der  Pforte  ein  Anlehen  von  500  Millionen  Franken  vereinbaren. 
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punkte  der  Belohnung  verbündeter  oder  Duldung  befreundeter 
und  Bestrafung  der  in  anderen  politischen  Gruppierungen  befind- 
lichen Auslandsstaaten  zu  unheilvollen  Folgen  für  den 
französischen  Kapitalsmarkt  selbst  geführt  habe ; 
es  wurde  nämlich  hierbei  (vgl.  Abteilung  I  der  Einleitung  des  vor- 
liegenden Bandes,  Seite  7,  und  Abteilvmg  II,  Seite  15 '16)  der  wirt- 
schaftlich-praktisch wichtigste  Gesichtspunkt,  nämlich  jener  der 
Sicherheit  und  Kursbeständigkeit  der  auswärtigen  Anleihen  vernach- 
lässigt. Daher  waren  die  Banken  und  Kapitalisten  Frankreichs 
im  I.Halbjahr  1914  mit  einer  schweren  Bürde  minderwertiger,  im 
Kurse  tief  gesunkener,  ja  überhaupt  kaum  absetzbarer  Anleihen 
belastet  (mexikanische  Zahlungseinstellungen  infolge  der  dortigen 
revolutionären  Wirren  seit  November  1910,  brasilianische  Schwierig- 
keiten infolge  des  Preissturzes  von  Kaffee  und  Kautschuk  seit  Anfang 
1913,  russische  Verlegenheiten  infolge  unbesonnener  Überspekulationen 
usw.).  Gleichzeitig  hat  der  eine  vernünftige  Politik  gegenüber  dem 
Auslande  verfolgende,  von  Regierung,  Volksvertretung  und  Presse 
weniger  tyrannisierte  deutsche  Kapitalsmarkt 
einen  großen  Aufschwung  genommen,  so  daß  er  sowohl  dem  Außen- 
handel als  auch  der  auswärtigen  Politik  des  deutschen  Reiches 
(Anleihen  an  Rumänien  und  Bulgarien)  eine  ungemein  wertvolle 
Unterstützung  bieten  konnte. 

Zur  Krise  auf  dem  französischen  Kapitalsmarkte  im  ersten  Halb- 
jahr 1914  trug,  abgesehen  von  den  gleichzeitigen  verworrenen  staats- 
finanziellen Verhältnissen  in  Frankreich  selbst,  noch  ganz  besonders 
die  dortige  steuerliche  Belastung  der  auswärtigen 
Anleihen  bei.  Diese  ist  so  hoch  geworden,  daß  die  besseren, 
vertrauenswürdigeren  Anleihen  den  anderen  großen  Kapitalsmärkten 
(London,  Brüssel,  Berlin  usw.)  zuströmen;  nur  minder  gute 
Schuldner,  die  sich  etwas  gefallen  lassen  müssen,  verbleiben  dem 
Pariser  Markt.  Im  Jahre  1899  wurde  der  französische  Stempel 
für  auswärtige  Wertpapiere  von  einem  halben  auf  ein  Prozent  erhöht, 
im  Jahre  1907  auf  zwei  Prozent  hinaufgesetzt  und  betrug  seit  i.  August 
1913  sogar  drei  Prozent.  Im  I.  Halbjahr  1914  wurde  die  Änderung 
beschlossen,  daß  zwar  der  Stempel  vom  i,  Juli  1914  an  auf  zwei 
Prozent  zu  ermäßigen  sei,  daß  aber  für  die  ausländischen  Wertpapiere 
im  Besitze  von  Franzosen  (und  von  Fremden,  die  in  Frankreich 
leben)  nunmehr  die  fünfprozentige  Einkommensteuer  zu  entrichten 
wäre. 
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Wertziffern  der  Rohstoffeinfuhr 

und  Fabrikatenausfuhr  in  einzelnen  Industrien 

Deutschlands  und   Österreich-Ungarns. 

In  Abteilung  ii  des  I.  Kapitels  (II.  Band)  wurde  behauptet: 
„Die  Fabrikatenausfuhr  der  meisten  europäischen  Industrien  (ab- 
gesehen von  Ausfuhrindustrien  ersten  Ranges,  wie  die  britische 
Baumwollindustrie),  die  auf  ausländische  und  namentlich  auf  über- 
seeische Rohstoffe  angewiesen  sind,  ist  beträchtlich  kleiner,  als  die 
Rohstoffeinfuhr  dieser  Industriezweige."  Zum  beispielsweisen  Beleg 
dieser  Behauptung  seien  unter  anderem  folgende  Ziffern  aus  der 
Handelsstatistik  Österreich-Ungarns  und  Deutschlands  genannt. 

Im  Durchschnitt  der  drei  Jahre  1907 — 1909  betrugen  in  Öster- 
reich-Ungarn: Der  Überschuß  der  Einfuhr  von  Rohbaumwolle 
über  die  Ausfuhr  rund  262,  der  Überschuß  der  Ausfuhr  von  Baum- 
wollgarnen und  Baumwollwaren  über  die  Einfuhr  dieser  Artikel 
nur  rund  32,5  Millionen  Kronen.  Der  Überschuß  der  Einfuhr  von 
Rohwolle  über  die  Ausfuhr  belief  sich  auf  rund  124,4  Millionen 
Kronen,  wogegen  das  verhältnismäßig  kleine  Aktivum  im  Außen- 
handel von  Wollwaren  (26,54  MÜlionen  Kronen)  durch  das  bedeutende 
Passivum  im  Außenhandel  von  Wollgarnen  (41,7  MÜlionen  Kronen) 
reichlich  aufgezehrt  wurde.  In  der  Juteindustrie  steht  einem  nam- 
haften Überschusse  der  Einfuhr  von  R  o  h  j  u  t  e  über  die  Ausfuhr 
von  rund  24,4  Millionen  Kronen  ein  Überschuß  der  Ausfuhr  von 
Jutegarnen  und  Jutewaren  über  die  Einfuhr  von  nur  1,96  Millionen 
Kronen  gegenüber.  Noch  ungünstigere  Verhältnisse  bestehen  in  der 
Seidenindustrie,  wo  ein  Einfuhrüberschuß  in  Rohseide  von  nur 
5,25  Millionen  Kronen  (Österreich-Ungarn  selbst  erzeugt  nicht 
unbeträchtliche  Mengen  von  Rohseide)  von  einem  Einfuhrüberschusse 
in  Seidenwaren  (ohne  Kunstseide)  im  Betrage  von  rund  51,4  Millionen 
begleitet  wird.  In  der  Kautschukindustrie  beträgt  der  Überschuß  der 
Einfuhr  von  Rohkautschuk  über  die  Ausfuhr  rund  18,  der 
Überschuß  der  Einfuhr  von  Kautschukwaren  über  die  Ausfuhr  immer- 
hin 3,7  Millionen  Kronen. 
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Der  noch  stark  agrarische  Charakter  Österreich-Ungarns  macht 
sich  in  den  bisher  behandelten  Industriezweigen  insbesondere  dadurch 
geltend,  daß  die  Ausfuhr  der  betreffenden  Industrien,  namentlich 
bei  Abrechnung  der  Einfuhr  der  hierher  gehörenden  Fabrikate, 
nicht  imstande  ist,  die  Einfuhr  der  Rohmaterialien  dem  Werte  nach 
auszugleichen.  In  der  Ledererzeugung  und  den  auf  dieser 
aufgebauten,  Leder  verarbeitenden  Industrien  Österreich-Ungarns 
hat  man  es  aber  mit  anderen  Verhältnissen  zu  tun.  Die  Häute- 
ausfuhr  der  habsburgischen  Monarchie  war  sogar  in  den  meisten 
Jahren  nahezu  oder  völlig  imstande,  die  Häuteeinfuhr  dem  Werte 
nach  aufzuwiegen.  Im  Durchschnitte  der  Jahre  1900 — 1905  belief 
sich  die  Einfuhr  von  Häuten  auf  52,27  und  die  Ausfuhr  dieser  Mate- 
rialien auf  46,44  Millionen  Kronen,  so  daß  sich  ein  Einfuhrüberschuß 
von  nur  5,83  Millionen  ergab.  Dieser  mäßig  große  Einfuhrüberschuß 
wäre  von  der  gleichzeitigen  durchschnittUchen  Ausfuhr  von  Leder 
und  Lederwaren  von  66,05  (darunter  für  Leder  allein  10,59)  Mülionen 
Kronen  vielfach  überdeckt  worden,  wenn  nicht  gleichzeitig  auch  eine 
Einfuhr  von  Leder  und  Lederwaren  im  Betrage  von  53,26  (darunter 
Leder  aUein  42,33)  Millionen  auszugleichen  gewesen  wäre.  Im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1907 — 1909  hat  sich  der  Einfuhrüberschuß  der  Häute 
sogar  auf  3,4  Millionen  Kronen  verringert,  indem  einer  Einfuhr  von 
69,4  Millionen  eine  Ausfuhr  von  66  Mülionen  gegenüberstand.  Aber 
der  Ausfuhrüberschuß  in  Leder  und  Lederwaren  von  12,8  Millionen 
Kronen,  der  in  Österreich-Ungarn  während  der  ersten  sechs  Jahre 
des  zwanzigsten  Jahrhunderts  verzeichnet  wurde,  war  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1907 — 1909  auf  den  geringfügigen  Betrag  von  200  000 
Kronen  herabgesunken,  da  dem  Ausfuhrüberschuß  von  Lederwaren 
im  letztgenannten  Zeiträume  von  39,54  Millionen  Kronen  ein  Ein- 
fuhrüberschuß in  Leder  von  39,34  Millionen  gegenüberstand. 

Auch  in  den  jüngstverflossenen  Jahren  haben  sich  diese  Verhält- 
nisse in  Österreich-Ungarn  kaum  verändert,  wie  aus  nachstehenden 
Durchschnittsziffern  für  die  drei  Jahre  1910,  1911  und  1912  hervor- 
geht :  Einfuhrüberschuß  in  Rohbaumwolle  (und  BaumwoU- 
abfäUen)  300,3,  Ausfuhrüberschuß  in  Baumwollgarnen  und  Baum- 
wollwaren nur  27,8  Millionen  Kronen ;  Einfuhrüberschuß  an  Roh- 
wolle (einschließlich  Kunstwolle)  134,4,  dazu  noch  Einfuhrüber- 
schuß an  Wollengarnen  und  Wollenwaren  26,6  Millionen  Kronen; 
Einfuhrüberschuß  an  Häuten  und  Fellen  19,0,  dazu  noch  ein 
Einfuhrüberschuß  an  Leder  von  16,6  Millionen  Kronen,  anderer- 
seits aber  ein  Ausfuhrüberschuß  an  Lederwaren  von  31,3  Millionen 
Kronen. 

Schilder,    n.  28 


434 


Anlage  XIII.     RohstofFeinfuhr  und  Fabrikatenausfuhr. 


In  weniger  ausgesprochener  Art  findet  man  aber  auch  im  hoch- 
industriellen Deutschen  Reiche  die  gleiche  Unfähigkeit 
der  Fabrikatenausfuhr  zahlreicher  Industrien,  ihre  Rohstofifeinfuhr 
dem  Werte  nach  aufzuwiegen,  wie  folgender  Tabelle  zu  entnehmen  ist: 


Durchschnitt  der  Jahre  1908 — 1910  in  Millionen  Mark: 


Überschuß 

der 

Überschuß  der 

Einfuhr  über 

Ausfuhr  über 

die  Ausfuhr 

die  Einfuhr 

471,9 

— 

248,9 

309,0 

146,0 

142,0 

— 

-     — 

121,5 

137,7 

— 

— 

35,9 

215,8 

— 

— 

170,8 

Rohbaumwolle  samt  Abfällen  bearbeiteter  Baum- 
wolle   

Baumwollwaren 

Rohwolle  samt  Wollabfällen  und  Kunstwolle  .    . 

Woll waren  mit  Einschluß  von  Kammzug   .    .    . 

Rohseide  (Tarif post  391  a,  391  b,  396  a,  396  b) 
ohne  Kunstseide 

Seidenwaren 

Rohkautschuk  (Tarifpost  98  a  bis  98  d)  .    .    .    . 

Kautschukwaren  (Tarifpost  570 — 586) 

Häute 

Leder  und  I<ederwaren 


Hinsichtlich  dieser  Tabelle  wäre  noch  zu  bemerken:  Der  Über- 
schuß der  Einfuhr  von  Rohkautschuk  über  die  Ausfuhr  von 
Kautschukwaren  dürfte  einigermaßen,  aber  wohl  kaum  sehr  bedeutend 
durch  jene  Kautschukfabrikate  vermindert  werden,  die  im  Zusammen- 
hange mit  elektrotechnischen  Artikeln,  Fahrrädern,  Automobilen  usw. 
ins  Ausland  gebracht  werden.  Andererseits  wäre  der  Überschuß 
der  deutschen  Häuteeinfuhr  über  die  Ausfuhr  von  Leder  und 
Lederwaren  noch  um  einen  namhaften  Teil  der  Einfuhr  von  Gerb- 
materialien zu  erhöhen;  diese  letztgenannte  Einfuhr  ist  nämhch 
beträchtlich  größer  als  die  Ausfuhr  dieser  Lederfabrikationsbehelfe, 
In  Österreich-Ungarn  steht  die  Ausfuhr  von  Gerbstoffen  (Durchschnitt 
der  Jahre  1907 — 1909  rund  9,6  Millionen  Kronen)  nicht  urti  vieles 
hinter  der  insbesondere  aus  Quebrachoholz  und  Quebrachoextrakt, 
ferner  aus  Valonea  und  Kastanienholzextrakt  zusammengesetzten 
Einfuhr  dieser  Artikel  (rund  12,2  Millionen  Kronen)  zurück. 

Von  Interesse  sind  noch  einige  Daten  über  den  Außenhandel 
der  Vereinigten  Staaten^)  und  Großbritanniens  in  Kautschuk 
und   Kautschukwaren,      Im   Durchschnitte   der   Jahre   1909 — 1911 

1)  Nach  einer  Zusammenstellung  in  den  Washingtoner  ,, Daily  Consular  and 
Trade  Reports"  vom  13.  März  191 2. 
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betrug  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Einfuhr  von 
Kautschuk  (mit  Einschluß  von  Altkautschuk  und  Kautschukabfällen 
sowie  von  Balata,  GuayTile-Kautschuk,  Guttajelutong  und  Gutta- 
percha, vermindert  um  die  verhältnismäßig  kleine  Ausfuhr  von 
Altkautschuk,  Kautschukabfällen  und  regeneriertem  Kautschuk) 
92,7  Millionen  Dollar;  die  gleichzeitige  Ausfuhr  der  Union  von  Kaut- 
schukwaren, vermindert  um  die  weit  kleinere  Einfuhr  dieser  Fabrikate, 
belief  sich  nur  auf  29,4  Millionen  Dollar.  Ebenfalls  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1909 — 1911  betrug  die  britische  Einfuhr  von  Kaut- 
schuk und  Guttapercha  (vermindert  um  die  gleichzeitige  Wieder- 
ausfuhr dieser  Artikel)  7,8,  die  gleichzeitige  Ausfuhr  von  Kautschuk- 
waren (vermindert  um  die  entsprechende  Einfuhr)  nur  4,8  Millionen 
Pfund  Sterling.  Bemerkenswert  ist  noch  die  bedeutende  Einfuhr 
der  stark  entwickelten  Seidenindustrie  der  VereinigtenStaateu 
an  Rohseide,  wozu  noch  eine  nicht  unbeträchtliche  Einfuhr  von 
Seidenfabrikaten  kommt,  bei  geringer  Ausfuhr  von  Erzeugnissen 
der  Seidenindustrie.  Es  betrug  nämlich  im  Durchschnitt  der 
drei  Jahre  1909/1910,  1910/1911  und  1911/1912  die  Einfuhr 
der  Union  an  Roh-  und  Abfallseide  70,55,  an  Seidenfabrikaten 
25,56,  ihre  Ausfuhr  von  Seidenfabrikaten  nur  1,54  Millionen  Dollar, 
wozu  noch  eine  geringe  Ausfuhr  von  Abfallseide  im  Betrage  von 
37  200  Dollar  kam. 
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Anlage  XIV. 

Massenfrachtartikel. 

I.  Begriffsbestimmung  und  die  drei  Klassen  der  Massenfrachtartikel. 

Im  ersten  Kapitel  des  II.  Bandes  wurden  insbesondere  jene  Roh- 
stoffe ins  Auge  gefaßt,  die  nach  ihrem  Werte  pro  Gewichtseinheit 
manchen  billigeren  Fabrikaten  überlegen  sind  und  demgemäß  im 
Welthandel  und  Weltverkehr  eine  entsprechend  bedeutende  Rolle 
spielen.  Daneben  gibt  es  auch  nicht  wenige  Rohstoffe  von 
verhältnismäßig  geringem  Werte,  die  aus  einem 
ganz  besonderen  Grunde  gleichfalls  für  Welthandel  und  Weltverkehr 
von  hoher  Wichtigkeit  und  gewissermaßen  unentbehrliche 
Stützen  des  i n t e r n a t i o n al e n  H a n d el s v er k e h r s 
sind.  Die  Bedeutung  dieser  Rohstoffe  geringen  Wertes  liegt  darin, 
daß  vornehmlich  aus  ihnen  jene  Massenfrachten  zusammen- 
gesetzt sind,  welche  die  feste  Grundlage  regelmäßiger  Schiffahrts- 
linien sowie  eines  lebhaften  Trampdampfer-  (oder  Trampsegler-)  Ver- 
kehres bilden.  Das  gleiche  gilt  natürlich  für  andere  Verkehrseinrich- 
tungen, insbesondere  für  Eisenbahnen.  Man  spricht  geradezu  von 
Kohlenbahnen,  Holzbahnen  (Waldbahnen),  Bahnen  für  Steinmaterial. 
Noch  so  wertvolle,  aber  wenig  umfangreiche 
Frachten  sind  für  den  Bestand  und  die  Rentabüität  von  Trans- 
portunternehmungen völlig  belanglos.  Solche  Unternehmungen 
bedürfen  vielmehr  dei  Massenverfrachtung  von  Artikeln  großen  Ge- 
wichtes, mögen  auch  diese  Artikel  einen  noch  so  geringen  Wert  dar- 
stellen oder  von  den  viel  kleineren  Mengen  anderer  auf  den  betreffenden 
Verkehrslinien  transportierter,  minder  wohlfeüer  Güter  an  Wert 
bedeutend  übertroffen  (oder  zum  mindesten  erreicht)  werden. 

Die  Massenfrachtartikel  vertragen  zwar  infolge  ihres  geringen 
Wertes  nur  äußerst  knapp  bemessene  Frachtsätze. 
Hierbei  werden  gewöhnlich  die  Selbstkosten  der  Transportunter- 
nehmungen nur  in  geringem  Ausmaße  überschritten;  nichtsdesto- 
weniger wird  nicht  selten  der  Preis  der  betreffenden  Massenfracht- 
artikel durch  den  Frachtaufschlag  verhältnismäßig  beträchtlich  über 
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die  Gewinnungskosten  (oder  den  Preis  am  Produktionsorte  selbst) 
erhöht.  Hier  wäre  zu  erinnern  an  die  übliche  englisch-amerikanische 
Preisnotierung  für  Kohle  „on  the  mouth  of  the  pit",  oder,  wie  man  in 
Deutschland  und  Österreich  zu  sagen  pflegt  „loco  Grube".  Diese 
Notierung  ist  nicht  selten  um  50  Prozent  niedriger  als  jene  der 
von  den  Kohlengruben  einigermaßen  entfernter  liegenden  Verbrauchs- 
zentren. Aber  die  weitaus  bedeutendere  Menge  der  Massenfracht- 
artikel  macht  für  die  Verkehrsunternehmungen  auch  niedrige  Fracht- 
sätze finanziell  weit  ergiebiger  als  die  hohen  Sätze,  welche  den 
kleineren  Mengen  wertvoller  Waren  auferlegt  werden  können  i).  So 
betrug  z.  B.  im  Jahre  1910  die  so  ungemein  wertvolle  Goldproduktion 
des  Transvaal  etwa  220  Tonnen,  dem  Werte  nach  etwa  750  Millionen 
Franken.  Dies  kommt  einem  Eisenbahnzuge  von  zweiundzwanzig 
Waggons  gleich  und  würde  nur  eine  Teilladung  eines  mäßig  großen 
Ozeandampfers  bilden.  Auch  wenn  man  diese  220  Tonnen  mit  noch 
so  hohen  Frachtsätzen  belasten  wollte,  könnte  dennoch  hierauf  allein 
schwerlich  auch  nur  eine  einzige  Dampferlinie  zwischen  Südafrika 
und  Europa  begründet  werden. 

Selbstverständlich  ist  der  Begriff  derMassenfracht- 
artikel  nicht  auf  Rohstoffe  und  Abfälle  be- 
schränkt. Auch  zahlreiche  minder  kostspielige  Fabrikate,  nament- 
lich „Zwitterfabrikate"  ^)  sind  den  Massenf rachtartikeln  zuzurechnen, 
überhaupt  ist  es  durchaus  nicht  leicht,  eine  sichere  ziffern- 
mäßige Grenze  zu  ziehen,  unterhalb  welcher  die  Massenfracht- 
artikel  liegen,  während  höherwertige  Erzeugnisse  diesen  Artikeln 
nicht  zuzurechnen  wären.  Man  kann  aber  beiläufig  drei 
Güterklassen  aufstehen,  deren  erste  und  wohl  auch  zweite 
Massenfrachtartikel  mehr  oder  weniger  ausgesprochenen  Charakters 
umfassen,  während  die  der  dritten  Klasse  angehörenden  Güter  im 
allmählichen  Übergange  von  den  Massenfrachtartikeln  zu  den  höher- 
wertigen Gütern  begriffen  sind.  Doch  wäre  darauf  hinzuweisen, 
daß  durch  die  jeweüigen  Konjunkturen  (wie  Mißernten, 
überreiche  Ernten,  plötzliche  starke  Nachfrage  infolge  technischer 
Neuerungen,  Versiegen  oder  Schwächerwerden  wichtiger  Bezugs- 
quellen durch  Krieg,  Revolution,  Naturereignisse  usw.)  einzelne  Waren- 
gattungen leicht  aus  der  einen  in  die  andere  Klasse  versetzt  werden 


^)  Die  Preislage  nicht  weniger,  in  überreichen  Mengen  vorhandener  Mineralien 
wird  durch  die  Höhe  der  Transportkosten  vom  nächstgelegenen  Fundorte  her  bestimmt . 
Vgl.  über  diese  wirtschaftUche  Folgeerscheinung   der  „launischen    geogra- 
phischen   Verbreitung"  Anlage  XVII  und  XVIII. 
*)  Vgl.  über  „Zwitterfabrikate"  Anlage  XXII. 


438  Anlage  XIV.     Masseufrachtartikel. 

können.  Auch  ist  von  etwaigen  Verteuerungen  durch  Zölle,  Steuern, 
kostspielige  Verfrachtungen  abzusehen;  vielmehr  ist  in  erster  Linie 
an  den  Preis  am  Erzeugungsorte  zu  denken.  Mit  diesem  Vorbehalt 
werden  die  nachfolgenden  Beispiele  angeführt. 

Der  ersten  Klasse  wären  etwa  die  Erzeugnisse  im  Werte 
bis  zu  zehn  oder  elf  Franken  für  hundert  Kilogramm 
zuzuweisen.  Hierher  gehören  nach  ihren  technischen  Produktions- 
bedingungen: Steinmaterialien  aller  Art,  die  gewöhnlichen  Pflaster- 
und  Bausteine,  Tonerde,  Kaolin,  Magnesit,  auch  leicht  zu  gewinnende 
Eisenerze,  Salz,  Kohle;  ferner  Naphtha,  gewöhnliches  Bau-,  Tischler- 
und  Grubenholz,  Heu,  das  wichtige  Papierfabrikationsmaterial 
Esparto,  das  Polsterungsmaterial  Crind'Afrique,  Rizinussaat;  gewisse 
gewöhnliche  Gemüse-  und  Obstsorten,  wie  frisches  Kraut,  frische 
Rüben,  Kartoffeln  (nicht  Primeurs),  Pflaumen;  gewisse  Abfälle,  wie 
Stroh,  Kleie,  Altpapier,  Knochen;  auch  manche  Fabrikate,  die  den 
Rohstoffen  mehr  oder  minder  nahestehen  (insbesondere  „Zwitter- 
fabrikate"), wie  Zement,  Ziegel,  Sägewaren,  Schwellen,  Faßholz, 
Tonröhren  e.  c. 

Der  zweiten  Klasse  der  Masseufrachtartikel,  die  den 
Charakter  dieser  Artikelgruppe  bereits  in  minder  ausgesprochenem 
Maße  trägt,  wären  Erzeugnisse  im  Werte  von  zehn  bis  zwanzig 
Franken  für  loo  kg  zuzuweisen.  Als  oberste  Grenze  wäre  etwa 
Weizen  in  der  durchschnittlichen  Preislage  der  großen  Ausfuhr- 
gebiete, wie  Argentinien  und  Kanada,  anzunehmen.  Hierher  gehören 
noch  Roggen  und  Gerste,  Mais  und  Hafer,  eine  größere  Anzahl  von  Ge- 
müsen und  Obstsorten,  Karubben,  Zitronen  und  Orangen  in  den  süd- 
lichen Herkunftsländern;  zahlreiche  Fabrikate,  wie  Rohzucker 
in  den  mitteleuropäischen  Rübenzuckergebieten  und  in  den  tropischen 
Rohrzuckerländern,  Baumwollsaat,  Erdnüsse,  Raps,  Mohnsaat,  Sesam- 
saat, Kopra,  Petroleum,  Schmieröle  i),  Pflaumenmus  ohne  Zucker 
(Powidl),  Futtermehle,  Holzstoff  (Holzschliff  und  Zellulose),  grobe 
Pappe,  Stabeisen,  Wand-  und  Bodenbelagplatten  aus  Ton,  Flaschen- 
und  Hohlglas,  Drahtkohle,  die  Abfallgruppe  der  Ölkuchen. 

Die  dritte  Klasse  der  Masseufrachtartikel,  im  Werte  von 
etwa  zwanzig  bis  vierzig  Franken,  stellt  bereits  den 
Übergang  von  den  nur  geringe  Transportkosten  vertragenden  Artikeln 
der  genannten  Art  zu  wertvolleren  Gütern  dar,  die  einer  höheren  Be- 
lastung mittels  Transportkosten  ausgesetzt  werden  können.     Hier 


^)  Gerade  während  der  letzten  Jahre  sind]  die  Preise  der  pflanzlichen  Ölsaaten 
•wie  auch  jene  der  Mineralöle  stark  in  die  Höhe  gegangen. 
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wären  zu  nennen:  noch  näher  zur  Untergrenze  verschiedene  Ölsaaten, 
wie  Leinsaat,  Hanf saat;  Feigen,  verschiedene  Obst-  und  Gemüsearten-; 
ferner  die  Fabrikate  Mehl,  raffinierter  Zucker,  Malz,  Packpapier, 
Zeitungspapier,  Eisenbleche  e.  c. 

II.  Beispiele    für  die   kommerzielle   und    handelspolitische  Bedentnng 

einzelner  wichtiger  Massenfrachtartikel,  wie  Kohle,  Salz,  Erze,  Steine, 

Holz,  Eis,  Getreide,  Ölsaaten  e.  c. 

Im  Folgenden  wären  einige  Beispiele  für  die  kommer- 
zielle und  handelspolitische  Bedeutung  ein- 
zelner wichtiger  Massenfrachtartikel  anzu- 
führen. Von  besonderer  Wichtigkeit,  namentlich  für  den  internationalen 
Seeverkehr,  ist  Kohle.  Gehen  doch  im  Kohlenverkehre  ganz  be- 
sonders große  Massen  bei  verhältnismäßig  geringem  Werte  von  Land 
zu  Land.  So  verdankt  Großbritannien  seine  gewaltige  maritime 
Weltstellung  (ungefähr  halbe  Handelsflotte  der  Erde  tmd  relativ 
größte  Kriegsmarine)  nicht  zum  mindesten  seiner  riesigen  Kohlen- 
ausfuhr. England  ist  nämlich  durch  die  ungeheure  Massen  umfassende 
britische  Kohlenausfuhr  i)  in  der  Lage,  auf  direktem  oder  indirektem 
Wege  von  allerlei  Küstengebieten  der  Erde  billige  Rück- 
fracht zu  nehmen.  So  wird  die  britische  Rohstoff-  und  Lebens- 
mitteleinfuhr, als  fast  überall  gesuchte  Rückfracht,  mit  ungemein 
geringen  Transportkosten  belastet,  zum  Vorteil  der  britischen  Kon- 
sumenten- und  Produzenteninteressen.  Speziell  Englands 
Exportindustrie  versorgt  sich  auf  solche  Weise  mit  billigen 
Rohstoffen  (auch  mit  „Zwitterfabrikaten",  z.  B.  Rohzucker,  Säge- 
waren 2)  und  auch  Nahrungsmitteln,  wodurch  Reallohn  und  Leistungs- 
fähigkeit der  exportindustriellen  Arbeiter  erhöht  wird;  ferner  zieht 
die  britische  Exportindustrie  aus  diesen  Verhältnissen  auch  durch  das 
Vorhandensein  zahlreicher  regelmäßiger  Schiffahrtslinien  und  eines 
lebhaften  Trampdampfer-Verkehres  besonderen  Vorteil.  Englands 
Seestellung  würde  zweifellos  einen  schweren  Schlag  erleiden,  wenn 
es  nicht  mehr,  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten,  in  der  Lage  wäre,  über 
riesige  Kohlenmengen  als  Ausfracht  zu  verfügen.  Diese  Erkenntnis 
gab  auch  Anlaß  zur  Einsetzung  jener  beiden  königlichen  Kommissionen, 


*)  Im  Durchschnitt  der  Jahre  1907 — 1910  führte  Großbritannien  aus:  65,36  Mill. 
Tonnen  Steinkohlen,  Kokspreßkohlen  e.  c.  für  39,67  Millionen  Pfund  Sterling, 
dazu  noch  19,33  Millionen  Tonnen  Bunkerkohle,  die  von  Schiffen  in  ausländischer 
Fahrt  eingenommen  wurden. 

»)  Vgl.  über  „Zwitterfabrikate"  Anlage  XXII. 
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die  sich  zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  des  neunzehnten  und  in  den 
ersten  Jahren  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  mit  Schätzungen  des 
Umfangs  der  in  Großbritannien  vorhandenen  Kohlenvorräte  beschäf- 
tigten. 

Für  Großbritannien  kommt  Kohle  vornehmhch  als  Ausfracht, 
für  Italien  und  Skandinavien  (auch  für  Hamburg^  Triest  und  Fiume)  als 
Hinfracht  in  Betracht,  die  billige  Ausfuhrfrachtsätze  ermöglicht. 
Für  einzelne  Gebiete  oder  Plätze,  so  für  Gibraltar,  Algier,  Syra, 
Malta  e.  c,  bildet  Kohle  (Bunkerkohle)  auch  die  Grundlage  eines  be- 
deutsamen Transitverkehrs.  Der  große  Streik  der  britischen 
Kohlenbergarbeiter  im  März  1912  bewirkte  daher  sofort  bedeutende 
Störungen  des  internationalen  Se  everkehrs.  Diese  Verhältnisse  erklären 
den  heftigen  Widerstand,  den  die  unionistisch-konservative  Regierung 
und  Parlamentsmehrheit  Großbritanniens  hervorriefen,  als  sie  im 
April  1901  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Burenkrieges  einen  Zoll 
auf  die  Ausfuhr  von  Kohle  legten.  Dieser  britische  Kohlen  aus- 
fuhrzoll war  eine  der  Hauptursachen  der  Niederlage,  welche  die 
unionistisch-konservativen  Parteien  bei  den  Parlamentswahlen  vom 
Januar  1906  erlitten,  und  noch  im  genannten  Jahre  (vom  i.  November 
an)  wurde  dieser  Ausfuhrzoll  von  den  siegreichen  Liberalen  ab- 
geschafft. 

Kohle  ist  die  hervorstechendste  und  bekannteste,  aber  keineswegs 
die  einzige  dieser  „V  erkehrsgrundlage  n",  deren  Wichtig- 
keit einer  verkehrspolitischen  Betrachtungsweise  ebenso  einleuchtet, 
wie  sie  der  rein  statistischen  Auffassung  leicht  entgeht.  Zu  diesen 
Artikeln  gehört  vor  allem  auch  Salz.  Die  kommerzielle  Bedeutung 
dieses  mineralischen  Genußmittels  wird  auch  deshalb  unterschätzt, 
weil  es  in  nicht  wenigen  Ländern  einem  fiskalischen  Monopol 
unterliegt  und  daher  keinen  regelmäßigen  Handelsartikel  bildet. 
Man  denkt  kaum  daran,  daß  Salz  ein  büliger  Massenfrachtartikel  und 
ein  sehr  wichtiges  Frachtgut  für  See-  und  Landtransport  ist.  Es 
ist  z.  B.  eine  Säule  des  Schiffsverkehrs  zwischen  Indien  einerseits, 
Salz  produzierenden  Ländern,  wie  Großbritannien  und  Arabien,  anderer- 
seits oder  zwischen  Norwegen  und  Spanien,  wobei  insbesondere  auf  den 
Tauschverkehr  nordischer  Fische  und  im  Süden  gewonnenen  Seesalzes 
hinzuweisen  wäre.  Die  deutsche  Salzausfuhr  betrug  im  Jahre  1910: 
3,71  Millionen  q  für  4,40  Millionen  Franken,  die  indische  Salzeinfuhr 
im  Jahre  1911/1912  14  Mülionen  Franken,  die  spanische  Salzausfuhr 
im  Jahre  1910  504,217  Tonnen  für  5,04  Millionen  Pesetas. 

Noch  wichtiger  als  Salz,  sowohl  für  den  internationalen  Frachten- 
markt,  als  auch  für  die   einzelnen  Nationalproduktionen,   sind  die 
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E  r  z  e  ^).  So  bilden  die  skandinavischen  Erze  (nebst  Holz  und  Steinen) 
die  wichtigste  Rückfracht  für  englische,  deutsche  e.  c.  Kohlen  und 
Industrieartikel.  Auch  Spanien  gibt  Erze  (neben  allerlei  Agrarerzeug- 
nissen)  als  Rückfracht  für  Kohle,  Getreide  und  Industrieartikel. 
Die  griechischen  Erz-  und  Marmorversendungen  lieferten  zum  großen 
Teile,  wenigstens  bis  1913,  die  Rückfracht  für  den  Bedarf  des  König- 
reiches  an   Kohle,     Getreide  und  allerlei  Fabrikaten. 

Ein  für  die  ozeanische  Schiffahrt  ungemein  bedeutsamer,  viele 
Seeverbindungen  vorzugsweise  stützender  Artikel  ist  auch  R  o  h  - 
holz  nebst  den  daraus  erzeugten  „Zwitter- 
fabrikaten" ^)  wie  Sägewaren,  Faßdauben,  Eisenbahnschwellen 
e.  c.  So  sind  Rohholz,  nebst  Säge-  und  Spaltwaren,  die  wichtigste 
Ausfracht  der  Adriahäf en  Österreich-Ungarns,  die  als 
Rückfracht  wiederum  allerlei  Produkte  der  Mittelmeerländer,  West- 
europas und  sogar  der  Gebiete  am  Roten  Meere  und  am  persischen 
Meerbusen  erhalten.  Nicht  minder  wichtig  sind  derartige  Holzfrachten 
für  den  Schiffsverkehr  der  Vereinigten  Staaten  und 
Kanadas  mit  Europa,  Ostasien,  Süd-  und  Mittelamerika.  Dies 
gilt  wohl  auch  für  den  Verkehr  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
Kanada  selbst  über  die  Großen  Seen  und  in  absehbarer  Zeit  auch  für 
jenen  Japans  sowie  seiner  Nebenländer  mit  den  ostasiatischen  Küsten- 
gebieten und  Biimenländern.  Von  namhafter  Bedeutung  für  die  oze- 
anische Schiffahrt  sind  ferner  die  Verfrachtungen  der  (freilich  bisweüen 
recht  wertvollen)  exotischen  oder  tropischenHölzer, 
so  z.  B.  die  des  Teakholzes  für  den  Schiffsverkehr  mit  Hinterindien 
(Siams  Teakholz- Ausfuhr  im  Jahre  1911/1912  75,080  Tonnen  für 
11,8  Millionen  Franken),  des  Campeche-  und  Mahagoniholzes  sowie 
der  Farbhölzer  für  jenen  mit  den  großen  und  kleinen  AntÜlen,  mit 
Venezuela,  den  kleinen  zentralamerikanischen  Republiken,  Brasüien 

^)  Von  Einzeldaten  wäre  beispielsweise  anzuführen :  die  deutsche  Eisenerz- 
einfuhr stieg  im  Zeiträume  1890 — 1910  von  1,52  auf  9,82  Millionen  Tonnen.  Bel- 
giens Eisenerzeinfuhr  betrug  im  Jahre  19 10  5,18  MiUionen  Tonnen,  wovon  Frank- 
reich 2,91,  der  deutsche  Zollverein  (mit  Luxemburg)  1,83  Milhonen  Tonnen  üeferten. 
Schweden  versandte  bereits  im  Jahre  1907  3,47  MiUionen  Tonnen  Eisenerz, 
im  Jahre  191 2  sogar  5,52  Millionen  Tonnen.  Spanien  brachte  im  Jahre 
1910  zur  Ausfuhr:  8,25  Millionen  Tonnen  Eisenerz  für  103,07  Milhonen  Pesetas, 
1,50  Milhonen  Tonnen  Eisenkies  für  19,56  MiUionen  Pesetas,  936,172  Tonnen  Kupfererz 
für  26,20  Milhonen  Pesetas.  Die  griechische  Erzausfuhr  betrug  im  Jahre  1909 
494,952  Tonnen  für  20,76  MiUionen  Franken,  danmter  339,150  Tonnen  Mangan- 
eisenerze, 91,400  Tonnen  Roteisenstein  neben  kleinen  Mengen  von  Bleiglanz,  Zink- 
erzen e.  c,  im  Jahre  1910  462,944  Tonnen  für  24,92  Milhonen  Franken,  darunter 
195,000  Tonnen  Manganeisenerze,  239,000  Tonnen  Roheisenstein  e.  c. 

*)  Vgl.   über  „Zwitterfabrikate"  Anlage  XXII. 


442  Anlage  XIV.     Massenfrachtartikel. 

e.  c.  ^),  Ebenso  wichtig  sind  Erze  und  Phosphate  für  Fran- 
zösisch-Nordafrika,  Phosphate  und  Schwefel  für  den  Süden  der 
Union,  Palmkerne  und  K  o  p  r  a  für  tropische  Gebiete  Afrikas, 
Asiens  und  Australiens  e.  c.  Auch  Ton-  und  Porzellanerde 
(Staffordshire,  Nordböhmen)  sowie  Magnesit  (aus  Österreich- 
Ungarn  insbesondere  nach  den  Vereinigten  Staaten)  sind  im  inter- 
nationalen Seeverkehr  von  einiger  Bedeutung. 

In  ähnlich  anregender  Weise,  wie  Kohle,  Erze,  Salz,  Rohholz, 
wirken  aber  auf  Eisenbahnverkehr  und  Schiffahrt,  namentlich  auf  die 
letztere,  auch  gewisse  sehr  geringwertige  Stoffe  ein,  die  keine  so  nam- 
haften Frachtzuschläge  vertragen  können,  wie  die  erstgenannten 
Artikel.  Zu  diesen  höchst  geringwertigen  Stoffen  gehört  z,  B.  Eis. 
In  den  Jahren  1903 — 1905  betrug  die  norwegische  Eisausfuhr  durch- 
schnittlich ungefähr  300  000  Registertonnen.  Von  der  ungefähr  eben- 
soviel, nämlich  303  000  Registertonnen,  betragenden  norwegischen 
Eisausfuhr  im  Jahre  1908  ^)  entfielen  55000  Registertonnen  auf  Früh- 
jahrsverschiffungen, d.h.  auf  Eis,  dasdirekt  aus  denSeen  genommen  und 
an  Bord  der  Schiffe  gebracht  wird,  ohne  gelagert  zu  werden,  und  etwa 
248  000  Registertonnen  auf  Sommerverschiffungen,  d.  h.  Ladung  vom 
Lager.  Der  Wert  des  exportierten  Quantums  Eis  im  Jahre  1908  wurde 
auf  726 000 norwegische  Kronen  (i  Krone  =  i,39Franken)berechnet,und 
zwar  wurden  8  Kronen  pro  Registertonne  für  Frühjahrsverschiffungen 
und  2,75  Kronen  für  Sommerverschiffungen  veranschlagt.  Hierbei  wäre 
zu  bemerken,  daß  eine  Registertonne  2,832  m^  gleichkommt  und  i  m* 
Eis  916  kg  wiegt.  Demnach  kosteten  im  Jahre  1908  100  kg  Frühjahrs- 
eis 0,44  und  100  kg  Sommer  eis  sogar  nur  0,15  Franken  loco  norwegischer 
Hafen.  Der  milde  Winter  Deutschlands  im  Jahre  1909/1910  brachte 
die  deutsche  Eiseinfuhr,  die  zum  weitaus  überwiegenden  Teüe  aus 
Norwegen  stammt  und  in  den  Jahren  1907 — 1909  im  Durchschnitt 
nur  16,686  Tonnen  betragen  hatte,  auf  242,627  Tonnen  im  Jahre 


^)  Eine  Notiz  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  30.  November  191 1  ,,Vom 
austral.  Holzmarkt"  besagt,  in  Deutschland  leide  der  Absatz  der  für  Pflasterzwecke 
und  andere  Verwendungen  sehr  geeigneten  und  vielbegehrten  austraUschen  Hart- 
hölzer darunter,  daß  es  den  Importeuren  schwer  werde,  Dampferräume  für  Transporte 
von  Australien  nach  Deutschland  zu  erhalten.  Deutschlands  Einfuhr  aus  Australien 
enthält  nämlich  zahlreiche  mehr  oder  minder  schwere  Rohstoffe,  wie  Getreide,  Wolle 
Talg,  Häute,  Erze  und  unedle  Metalle,  während  die  auch  dem  Werte  nach  weit  kleinere 
deutsche  Ausfuhr  nach  Australien  zumeist  aus  leichteren  Fabrikaten  (Textilwaren, 
Chemikalien,   Drahtwaren,  Musikinstrumente,  Lederwaren  e.   c.)  besteht. 

*)  Vgl.  den  Jahresbericht  für  1908  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats 
in  Christiania  und  die  Schlußbemerkung  der  X.  Abteilung  der  XXIV.  Anlage. 
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1910.  Nur  die  deutsche  Eiseinfuhr  des  Jahres  1906  von  296  000  Tonnen 
war,  gleichfalls  infolge  eines  vorangegangenen  milden  Winters,  noch 
größer.  Die  norwegische  Eisausfuhr  d.  J.  1912  betrug  nur  230000  Re- 
gistertonnen gegen  385000  t  i.  J.  1911,  da  der  kühle  Sommer  des 
Jahres  1912  den  Eisbedarf  Mitteleuropas  und  namentlich  Deutsch- 
lands stark  verringerte. 

Auch  allerlei  Steinmaterialien  gehören  zu  jenen  sehr 
geringwertigen  Stoffen,  die,  ohne  besondere  Frachtzuschläge  auszu- 
halten, für  Schiffahrt  und  Eisenbahnen  von  hoher  Wichtigkeit  sind. 
Es  handelt  sich  hierbei  um  Steinsorten,  die  zur  Pflasterung, 
Beschotterung,  als  Baumaterial  oder  zu  sonstigen 
technischen  Zwecken  dienen.  So  bildeten  die  ZöUe  für  Pflastersteine 
und  andere  Steinwaren  im  gegenwärtigen  deutschen  autonomen 
Zolltarif  (vom  25.  Dezember  1902)  einen  der  stärksten  Antriebe  für 
Schweden,  mit  Deutschland  den  Handelsvertrag  vom  8.  Mai  1906  und 
etwa  fünf  Jahre  später  den  vom  2.  Mai  1911  abzuschließen.  Hierbei 
konnte  Schweden  auf  die  deutschen  Schiffahrtsinteressen  (Hanse- 
städte) als  wertvolle  Bundesgenossen  rechnen,  da  für  Deutschlands 
Handelsschiffahrt  die  Massenverfrachtung  schwedischer  Steinwaren 
nach  den  deutschen  Küsten  von  nicht  geringer  Bedeutung  ist.  Deutsch- 
land bezog  nämlich  aus  Schweden  im  Jahre  1911  468,581  Tonnen 
Pflastersteine  bei  einer  Gesamteinfuhr  von  542,589  Tonnen  dieser 
Steinwaren.  Als  weitere  Beispiele  wären  noch  zu  erwähnen:  Norwe- 
gischer Granit  geht  nach  Großbritannien,  nordfranzösisches  Gestein 
verschiedener  Art  nach  Südengland,  dalmatinischer  Mergelkalk 
(i.  J.  1912  etwa  80,000  Tonnen)  nach  italienischen  Zementfabriken. 
Der,  gleich  der  Mergelkalkausfuhr  Dalmatiens,  für  die  österreichische 
Schiffahrt  wichtige  Export  der  dalmatinischen  Zementfabriken 
betrug  im  Jahre  191 2  46  000 1.  Bemerkenswert  ist  noch  die  bedeutende 
deutsche  Handelsbewegung  in  Zement.  Sie  wird  unterstützt  durch 
die  Zollfreiheit  im  deutschen  allgemeinen  und  Vertragstarife  für 
natürlichen  und  nur  im  Vertragstarife  für  künstlichen  Zement  gemäß 
dem  am  i.  März  1906  in  Kraft  getretenen  deutschen  Zolltarifgesetze 
vom  25.  Dezember  1902.  Auf  Grundlage  der  von  den  deutschen  Er- 
zeugern stark  angefochtenen,  in  den  Vertragsländernösterreich-Ungarn 
und  Belgien  aber  hochbewerteten  Zollfreiheit  für  (künstlichen)  Zement 
entwickelte  sich  eine  Zementeinfuhr,  die  im  Jahre  191 2  261  225  t 
betrug.  Die  gleichzeitige  Zementausfuhr  Deutschlands  umfaßte 
freüich  i  064  569  t.  Auch  die  Zementeinfuhr  der  Vereinigten  Staaten, 
die  im  Fiskaljahre  1911/1912  infolge  der  hohen  Zollbelastung  der 
Hochschutzzollperiode    nur    mehr    einen  W^ert    von    1,27  Millionen 
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Franken  umfaßte,  wird  vielleicht  infolge  der  Zollfreiheit  nach  Tarif- 
post 444  des  am  4.  Oktober  1913  in  Kraft  getretenen  Underwood- 
Tarifes  bedeutend  zunehmen. 

Die  verhältnismäßig  höhere  Wertschätzung,  die,  vom  trans- 
portpolitischen Standpunkte  aus,  Kohle,  Erze,  Salz, 
Rohholz  e.  c.  im  Vergleich  zu  Bis, Pflaster-  undSchotter- 
steinene.c.  genießen,  hängt  eben  damit  zusammen,  daß  die  Artikel 
der  ersteren  Gruppe  bei  Frachtzuschlägen  noch  absatzfähig  sind, 
deren  Höhe  für  Eis,  Schotter-  und  Pflastersteine  e.  c.  prohibitiv  wirken 
würde,  Salz  ist  sogar  ein  sehr  tragfähiger  Gegenstand  indirekter  Be- 
steuerung. An  und  für  sich  sind  aber  Kohle,  Eisenerze,  Salz,  Eis, 
Pflaster-  und  Schottersteine  am  Erzeugungsorte,  entsprechend  den 
ähnlichen  Gewinnungsmühen,  ungefähr  gleich  geringwertig.  So  betrug 
z.  B.  der  Durchschnittspreis  für  100  kg  der  im  Jahre  1908  in 
Spanien  geförderten  92,71  Mülionen  q  Eisenerze  etwa  0,45  Pesetas 
(im  Jahre  1908  durchschnittlich  113  Pesetas  gleich  100  Franken), 
für  das  gleiche  Gewicht  der  gleichzeitig  ebendort  geförderten  36,96 
Millionen  q  Steinkohlen  rund  1,27  Pesetas,  beides  „loco  Grube"  ^). 
In  Österreich  betrug  im  Teuerungsjahre  1910  der  Durchschnittspreis 
der  Braunkohle  ^)  für  100  kg  loco  Grube  0,54  Kronen  (i  Krone  = 
1,05  Franken)  und  der  Steinkohle  1,01  Kronen. 

Von  den  Verkehrsinteressenten  wird  stets  auch  die  zollfreie  oder 
zu  niedrigen  Zöllen  erfolgende  Einfuhr  gewisser  Rohstoffe  befürwortet, 
die  in  der  Mitte  zwischen  den  ganz  billigen,  schweren,  Schiffsräume 
und  Eisenbahnzüge  füllenden  Rohstoffen  (Kohle,  Salz,  Erze,  Steine, 
Eis,  Rohholz,  e.  c.)  und  den  transportpolitisch  belanglosen,  hoch- 
wertigen Gütern  mit  kleinen  Transportmengen  stehen.  (Vgl.  die  früher 
aufgestellten  Klassen  II  und  III  der  Massenfrachtartikel).  Zu  diesen 
eine  mittlere  Stellung  einnehmenden  Rohstoffen  sind  zu 
rechnen :  Getreide,  verschiedene  Ölsaaten  und  anderes  ölgut,  manche 
Sämereien  sowie  Obst-  und  Gemüsesorten  e.  c.  Dies  erklärt  die 
Haltung,  die  Hamburg  und  Bremen  seit  jeher  in  der  Frage 
der  Handelsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten 
Staaten  eingenommen  haben.  Hierauf  ist  auch  die  Tatsache  zurück- 
zuführen, daß  gerade  in  den  genannten  Hansestädten  mit  besonderem 
Eifer  an  der  Beseitigung  des  Zollkriegszustandes  gearbeitet  wurde, 
der  vom  31.  Juli  1898  (und  namentlich  seit  dem  17,  April  1903)  bis 
I.  März  1910  zwischen  Deutschland  und  Kanada  bestand.     Als  im 

1)  Siehe  „Deutsches  Handelsarchiv",  Berichte  für   191 1,  Seite  563. 
*)  Nach  einer  am  20.  Oktober  191 1  im  Teuerungsausschusse  des  österreichischen 
Abgeordnetenhauses  vorgebrachten  offiziellen  Mitteilung. 
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Jahre  1906  die  deutsche  Regierung  einen  Ausfuhrzoll  auf 
Lumpen  plante,  wehrten  sich  die  deutschen  Seestädte  nach  Kräften 
gegen  diese  Erschwerung  eines  für  die  deutsche  Schiffahrt  wichtigen 
Ausfuhrgeschäftes,  und  schließlich  wurde  auf  diese  fiskalische  Maßregel 
verzichtet.  Auch  T  r  i  e  s  t  ist  innerhalb  Österreich-Ungarns  ein 
unermüdlicher  Vorkämpfer  für  wohlgeregelte  Handelsbeziehungen 
zu  den  Überseegebieten  (namentlich  Süd-  und  Mittelamerika), 
die  Rohstoffe  verschiedener  Preislage  liefern.  Beachtenswert  ist  auch 
der  Eifer,  womit  im  Sommer  1913  Handels-  und  Schiffahrtskreise 
in  New  York,  New  Orleans  usw.  für  die  Beibehaltung  der  im  Dingley- 
tarife  von  1897  und  im  Paynetarife  von  1909  zugestandenen  Zoll- 
freiheit der  Bananen  eintraten,  als  die  Schöpfer  des  Underwood- 
Tarifes  (vom  3.  Oktober  1913)  an  einen  Finanzzoll  für  Bananen 
dachten.  Schließlich  blieb  es  auch  bei  der  Zollfreiheit  dieser  Frucht, 
welche  die  Vereinigten  Staaten  in  großen  Mengen  aus  den  Uferländern 
und  Inseln  des  Golfs  von  Mexiko  und  des  Karaibischen  Meeres 
beziehen. 

Von  Interesse  vom  Standpunkte  der  Frage,  was  den  Massenfracht- 
artikeln  beizuzählen  sei,  ist  eine  Übersicht  der  im  Jahre  1909  durch  den 
Suezkanal  beförderten  Gütermengen.  In  der  Richtung  von 
Norden  nach  Süden  gingen  durch  diese  wichtige  Welthandels- 
straße: Steinkohlen  nahezu  eine  Million  Tonnen,  Eisenbahnmaterialien 
(wohl  zumeist  Metallwaren)  762  000  Tonnen,  Salz  422  000  Tonnen 
(zum  Teü  aus  den  bei  Port  Said  selbst  befindlichen  Salinen),  raffiniertes 
Petroleum  310  000  Tonnen.  Von  Süden  nach  Norden  gingen 
ölgut,  wie  Soyabohnen,  Arachiden,  Kopra,  2  412  000  Tonnen;  Reis, 
roh,  und  Waren  daraus  1 708  000  Tonnen;  Jute  und  Jutesäcke 
I  094  000  Tonnen  ^),  Weizenmehl  964  000  Tonnen.  Dagegen  wurden 
nur  363  000  Tonnen  Wolle  durchgeführt  trotz  der  starken  Verschiffungen 
aus  Australien,  Neuseeland  und  Indien,  Baumwolle  nur  302000  Tonnen, 
obwohl  zwei  so  wichtige  Baumwollgebiete,  wie  Indien  und  Ägypten, 
für  ihre  Baumwollversendungen  zum  großen  Teüe  auf  den  Suezkanal 
angewiesen  sind.  Die  Durchfuhr  von  Zucker  (europäischer  Rüben- 
zucker nach  Indien,  ägyptische  Raffinade  nach  den  Küstengebieten 
des  Roten  Meeres,  javanischer  Rohrzucker  nach  Ägypten  und  Europa) 
betrug  immerhin  310  000  Tonnen. 


^)  Einerseits  ist  der  Suezkanal  die  wichtigste  Abfuhrlinie  für  Indiens  Jute 
und  eine  der  wichtigsten  Abfuhrlinien  für  die  indischen  Jutesäcke,  andererseits  ist 
Jute  wohl  der  bilhgste  Textilrohstoff,  dessen  Preise  sich  in  den  letzten  Jahren  etwa 
zwischen  35 — 42  Franken  für  100  kg  bewegten.  Im  Jahre  1912  gingen  die  Jute- 
preise allerdings  über  50  und  im  Jahre  1913  sogar  über  75  Franken  hinaus. 
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Fast  noch  bezeichnender  sind  Angaben  über  die  Zusammen- 
setzung der  von  der  französischen  Binnenschiffahrt 
im  Jahre  1910  verfrachteten  Güter  ^).  Darnach  kommt  hierfür 
vornehmlich  Schwer-  und  großes  Stückgut  in  Betracht,  und  zwar 
in  erster  Linie  Baumaterialien,  die  35  Prozent,  und  Brennmaterialien, 
die  31  Prozent  der  Gesamtverladungen  ausmachen;  es  folgen  der 
Reihe  nach  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und  Lebensmittel  mit 
12,2  Prozent,  Holz  aller  Art  (einschließlich  der  Flöße)  mit  5,4  Prozent, 
Hüttenprodukte  mit  4,8  Prozent  usw. 

in.  Handelspolitische  Wichtigkeit   des   Inteiesses   einflußreicher   Ver- 
kehrsunternehmungen, die  internationalen  Handelsumsätze  in  Massen- 
frachtartikeln  nach  Kräften  zu  fördern. 

Aus  allen  diesen  Beispielen,  denen  noch  manche  andere  zur  Seite 
gestellt  werden  könnten,  wäre  nachstehende  Folgerung  zu  ziehen: 
das  Interesse  der  wirtschaftlich  und  politisch 
einflußreichen  Verkehrsunternehmungen  geht 
dahin,  die  internationalen  Handelsumsätze 
in  Massenfrachtartikeln  nach  Kräften  zu  fördern 
und  vor  Störungen  durch  zollpolitische  und 
sonstige  handelspolitische  Maßnahmen  zu 
bewahren.  Denn  die  genannten  Artikel  sind  vorzüglich  geeignet, 
Schiffsräume  und  auch  Eisenbahnzüge  ^)  in  einer  für  die  Transport- 
unternehmungen vorteühaften  Weise  zu  füllen.  Dieses  Interesse  bildet 
daher  ein  wichtiges  Moment,  das  nicht  nur  für  die  Auf  recht- 
haltung, sondern  auch  im  Sinne  einer  beständigen  Er- 
weiterung der  internationalen  Handelsbeziehungen  wirksam  ist. 
Das  besprochene  Interesse  der  Transportunternehmungen  ist  aber 
insofern  auch  ein  solches  der  gesamten  Volkswirtschaft, 
als  diese  am  Bestand  und  dem  Aufblühen  leistimgsfähiger  Verkehrs- 
unternehmungen in  hohem  Maße  interessiert  ist. 

Seit  jeher  sind  die  Interessenten  der  Schiffahrt  und  ihre 
Verbündeten  als  laute  Rufer  im  handelspolitischen 
Streite      zugunsten     einer      freieren     Handels- 


1)  Vgl.  hierüber  „Die  Binnenschiffahrt  in  Frankreich"  im  „Handelmuseum" 
vom  27.  April  191 1  nach  dem  „Bconomiste  Frangais." 

*)  Vgl.  als  Betrachtung  dieses  Gegenstandes  vom  Standpunkte  der  Eisen- 
bahnen den  Aufsatz  „Massenfrachtartikel  und  Handelspolitik"  von  Sigmund  Schilder 
in  der  „Österreichischen  Eisenbahnzeitung"  vom  6.  und  20.  November  191 1,  nach 
einem  im  „Klub  österreichischer  Eisenbahnbeamten"  am  i.  März  191 1  gehaltenen 
Vortrage. 
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bewegung  aufgetreten.  Abgesehen  von  den  früheren  Bemerkungen 
über  die  Hansestädte  und  Triest  wäre  insbesondere  auf  Groß- 
britanniens Schiffahrt  und  Schiffbau  hinzuweisen.  Diese 
haben  sich  in  dem  schweren  Kampfe,  der  dort  zwischen  der  freihändle- 
rischen und  einer  mehr  schutzzölhierischen  Richtung  der  Handels- 
politik seit  etwa  anderthalb  Jahrzehnten  geführt  wird,  in  entschiedenster 
Weise  auf  die  Seite  des  Freihandels  gestellt.  Auch  die  seit  1892  an  prak- 
tischer Leistungsfähigkeit  stark  zurückgegangene  französische 
Freihandelsbewegung  hat  noch  immer  ihre  Hauptstütz- 
punkte in  den  großen  Seehäfen,  wie  Marseille,  Havre,  Bordeaux  e.  c. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der  Umstand,  daß  man  unter 
Massenfracht- Artikeln  durchaus  nicht  nur  billige  industrielle 
Rohstoffe  zu  verstehen  hat,  die  sogar  in  nicht  wenigen  hoch- 
schutzzöllnerischen  Ländern  aus  besonderen  Gründen  einer  mäßigen 
Zollbelastung  oder  der  Zollfreiheit  teilhaftig  werden ;  zu  diesen  Artikeln 
gehören  auch  nicht  wenige  billige  Fabrikate  und  A  g  r  a  r  - 
erzeugnisse,  die  während  der  letzten  zwei  bis  drei  Jahrzehnte' 
sogar  in  manchen  gemäßigt  schutzzöllnerischen  Ländern  mehr  oder 
minder  drückenden  Zöllen  unterworfen -«wurden.  Die  Bemühungen 
der  Verkehrsinteressenten,  die  auf  eine  freiere  Handelsbewegung  in 
Massenfrachtartikeln  gerichtet  sind,  haben  also  noch  ein  weites 
Feld  vor  sich,  und  der  verhältnismäßig  liberale  Underwood-Tarif 
der  Vereinigten  Staaten  vom  3.  Oktober  1913  hat  gerade  bezüglich 
der  Massenfrachtartikel  eine  größere  Anzahl  von  Zollbefreiungen 
und  Zollermäßigungen  gebracht. 
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Anlage  XV. 

Sortenverschiedenheit  der  Rohstoffe. 

I.  Allgemeines. 

Durch  die  Sortenverschiedenheit  der  Rohstoffe  wird  nicht  nur 
der  Handelsverkehr  innerhalb  groi3er  Zollgebiete  (Weltreiche)  oder 
innerhalb  weltreichähnlicher,  im  Nachbarschaftsverhältnisse  befind- 
licher Komplexe  von  kleineren  Zollgebieten  gefördert;  diese  Sorten- 
verschiedenheit stellt  auch  ein  den  internationalen 
Handelsverkehr  im  weitesten  Umfange  dieses 
Wortes  anregendes  Moment  dar.  Infolge  der  Sorten- 
verschiedenheit der  Rohstoffe  sehen  sich  nämlich  Länder  mit  großem 
Überflusse  an  irgendeinem,  öfters  auch  verhältnismäßig 
wertvollen  Rohstoffe  dennoch  gezwungen,  gewisse  Sorten  dieses 
Rohstoffes  aus  näheren  oder  entfernteren  ausländischen  Gebieten  zu 
beziehen.  Andererseits  wird  es  eben  durch  diesen  Umstand  lyändern, 
die  hinsichtlich  irgendeines  Rohstoffes  in  hohem  Maße  auf  das 
Ausland  angewiesen  sind,  ermöglicht,  in  bestimmten  Sorten 
dieses  Rohstoffes  eine  lebhafte  Ausfuhr  zu  unterhalten. 

Gerade  die  im  allgemeinen  über  unzulängliche  Mengen  selbst- 
erzeugter Rohstoffe  verfügenden  Industriestaaten  gewinnen  in  reich- 
lichen Mengen  eine  besondere  Art  von  Rohmaterialien;  diese  ist  zwar 
nicht  mit  den  Rohstoffen  zu  verwechseln  oder  ihnen  einfach  gleich- 
zustellen, erfährt  aber,  wenn  auch  aus  anderen  Gründen  als  die 
Rohstoffe,  zumeist  eine  ähnlich  milde  zollpolitische  Behandlung, 
wie  die  Rohstoffe  selbst.  Es  sind  dies  die  Abfälle,  und  zwar  hier 
vorwiegend  die  industriellen  Abfälle,  im  Gegensatze  zu  den  sogenannten 
Altmaterialien^),  welch  letztere  auch  in  Agrargebieten 
massenhaft  gesammelt  werden  können. 

Nur  beispielsweise  seien,  da  selbstverständlich  eine  irgendwie 
erschöpfende  Behandlung  der  durch  die  Sortenverschiedenheit  der 
Rohstoffe  angeregten  internationalen  Handelsbewegung  im  Rahmen 
dieser  Anlage  unmöglich  wäre,  einige  hierher  gehörende  Fälle 
besprochen. 

^)  Vgl.  über  Abfälle  und  Altmaterialien  die  XXII.  Anlage. 
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n.  Rohstoffe  der  Textilindustrien. 

Den  Bemühungen,  in  einem  hervorragenden  Wollausfuhr- 
lande wie  Britisch  Südafrika,  eine  Großindustrie  in 
Wollwaren  zu  schaffen,  steht  nicht  zum  mindesten  der  Umstand  ent- 
gegen, daß  dort  nicht  alle  hierzu  nötigen  Wollsorten  vorhanden  sind. 
Die  fehlenden  Sorten  können  aber  von  einem  Zentrum  des  Welt- 
handels, wie  Großbritannien,  Deutschland,  Belgien  e.  c,  billiger 
erworben  werden,  als  von  dem  peripherisch  gelegenen  Südafrika, 
das  derzeit  nur  einen  beschränkten  inneren  Absatzmarkt  besitzt. 
Daher  hat  Südafrika  trotz  seiner  großen  Wollerzeugung  wenig  Aussicht, 
in  absehbarer  Zeit  durch  Begründung  einer  eigenen  umfassenden 
WoUwarenfabrikation  die  europäischen  Wollindustrien  von  seinem 
Markte  zu  verdrängen.  Andrerseits  können  Staaten  (Zollgebiete), 
die  für  Wolle  im  allgemeinen  mehr  oder  weniger  einfuhrbedürftig 
sind,  einzelne  Sorten  mit  Vorteil  zur  Ausfuhr  bringen;  dies  gut  z.  B. 
für  verschiedene,  stark  exportierte  WoUsorten  Großbritanniens, 
Österreich-Ungarns,  Rußlands*)  imd  anderer  in  WoUe  einfuhr- 
bedürftiger Länder.  In  diesem  Zusammenhange  wäre  auch  darauf 
hinzuweisen,  daß  für  die  Zucht  der  Angoraziege  ein  weit 
kleinerer  Teü  der  Weidegebiete  der  Erde  brauchbar  ist,  als  für  die 
Schafzucht;  dagegen  besteht  eine  sehr  ausgedehnte  Nachfrage  nach 
den  aus  Angora-Wolle  hergestellten,  Mohair  benannten  Webwaren. 

Erwähnenswert  sind  ferner  die  namhaften  Exporte  vmgarischer 
Hanf  sorten,  während  ganz  Österreich-Ungarn  seinen  Hanf- 
bedarf zum  überwiegenden  Teüe  aus  Italien  e.  c.  decken  muß.  So 
betrug  Österreich-Ungarns  Einfuhr  von  Hanf  (mit  Einschluß  von 
Hanfwerg  und  Hanfabfällen)  im  Durchschnitt  der  Jahre  1907 — 1909 


1)  So  bemerkt  z.  B.  der  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  General- 
konsulates in  O  d  e  s  s  a  für  das  Jahr  1908  unter  anderem:  „Von  dem  Krimer  Peregen- 
Vließ-  und  Herbstwollen  ging  an  die  österreichischen  Fabrikanten  und  Händler  ein 
geringeres  Quantum  als  im  Jahr  1907  ab,  und  zwar  etwa  drei  Achtel  bis  einhalb  der 
Gesamterzeugung.  Die  übrige  Wolle  wiurde  schon  während  der  Schur  von  russischen 
Fabrikanten  aufgekauft. .  .  .  Eupatoria- Vließ  erzielte  4,20  Rubel  das  Pud  ab  Inneres 
und  wurde  teilweise  ins  Inland,  teilweise  nach  England  und  Rumänien  verkauft. 
Bessarabische  Zackelwolle  wurde  mit  3,75  bis  4,25  Rubel  im  Innern  bezahlt  und 
ging  auch  nach  Österreich  und  England."  Hierzu  wäre  zu  bemerken,  daß  im  Jahr 
1908  die  russische  Einfuhr  von  Rohwolle  31,18  und  die  Ausfuhr 
nur  3,43  Millionen  Rubel  betrug.  Rußland  ist  also  gegenwärtig  in  weitgehendem 
Maße  auf  die  Wolleinfuhr  angewiesen,  die  im  J ahre  191 1  sogar  auf 
48,53  Millionen  Rubel  stieg,  bei  einer  Ausfuhr  von  5,06  Millionen  Rubel.  Über 
die  Ursachen  dieses  immer  stärker  werdenden  Einfuhrbedarfes  eines  noch  vor  gar 
nicht  langer  Zeit  so  hervorragenden  Wollausfuhrlandes  vgl.  die  Anlage  XXI. 
Schilder,    n.  29 
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134  673  q  für  10,15  Millionen  Kronen  bei  einer  gleichzeitigen  Aus- 
fuhr dieser  Textilstoffe  von  83  822  q  (etwa  die  Hälfte  Werg  und  Ab- 
fälle) für  5,81  Mülionen  Kronen  (nur  zum  kleineren  Teil  Werg  und 
Abfälle).  Auch  der  Austausch  von  Rohflachs  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  ist  auf  Sortenverschiedenheit  zurück- 
zuführen. 

Des  weiteren  müssen  die  Vereinigten  Staaten  sowie  Britisch- 
indien behufs  Erzeugung  gewisser  feinerer  Garne  (Macogarne) 
Baumwolle  aus  Ägypten^)  beziehen;  dagegen  leiden  wiederum 
die  Versuche,  in  Ägypten  eine  Baumv/oUindustrie  zu  begründen, 
unter  dem  Mißgeschick,  daß  gerade  die  für  den  dortigen  Bedarf 
nötigen  minderen  und  mittleren  Baumwollsorten  zur  Herstellung 
gröberer  Garne  im  Nillande  nicht  produziert  werden  und,  mit  dem 
allgemeinen  achtprozentigen  Wertzölle  belastet,  eingeführt  werden 
müssen.  Übrigens  müssen  auch  die  Vereinigten  Staaten  für  grobe 
Nummern  von  Baumwollgarn  (zu  Barchenten  e.  c.  bestimmt)  indische 
Baumwolle  beziehen. 

Italien  führt  aus  China  für  seine  Seidenindustrie  Schuß- 
material (Tramen)  ein,  während  es  Kettenmaterial  (Organzine  und 
Gregen)  ausführt.  Österreich-Ungarn,  das  seinen  Bedarf  an  Rohseide 
in  überwiegendem  Ausmaße  im  Auslande  decken  muß,  führt  andrer- 
seits viel  Gregen  der  eigenen  Spinnerei  hauptsächlich  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  aus.  Frankreich,  dessen  Seidenindustrie  dem  Aus- 
lande, namentlich  Ostasien,  für  ihr  Rohmaterial  immer  mehr  tribut- 
pflichtig wird,  führt  anderseits  nicht  nur  viel  Rohseide  im  Durchfuhr- 
handel, sondern  auch  einiges  eigener  Erzeugung  aus.  Im  Zusammen- 
hang hiermit  ist  die  Tatsache  zu  erwähnen,  daß  auch  Gebiete  mit 
sehr  leistungsfähiger  Seidenzucht  und  Grainserzeugung  dennoch  auch 
Seidenraupensamen  aus  entfernten  Erzeugungsgebieten  einführen 
müssen,  und  zwar  nicht  nur,  um  andere  als  die  einheimischen  Sorten 
zu  erhalten,  sondern  auch,  um  die  Wirkungen  der  Inzucht  abzuwehren. 

Belgien  erzeugt  sehr  feine  Flachse,  woraus  hohe  Garn- 
nummern gesponnen  werden  und  versendet  diese  Flachse  auch  zum 
Teile  nach  Großbritannien,  Österreich  e.  c,  muß  aber  anderseits 
sehr  viel  russische  Flachse  für  den  Bedarf  der  belgischen  Leinen- 
industrie einführen.  So  betrug  z.  B..im  Jahre  1910  Belgiens  Einfuhr 
von  Flachs  und  Werg  183  000  Tonnen  für  115  Mülionen  Franken 
und  seine  Ausfuhr  dieser  Textüstoffe  76  800  Tonnen  für  134  Millionen 
Franken. 

^)  Im  Durchschnitt  der  Jahre  1907 — 19 11  betrug  die  Einfuhr  ägyptischer 
Baumwolle  in  den  Vereinigten  Staaten  141,181  Ballen  zu  500  engl.  Pfund. 
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m.  Häute. 

Häute  sind  eines  jener  Rohmaterialien^),  in  welchen  namhafte 
Ausfuhren  der  gleichzeitig  stark  auf  Einfuhr  angewiesenen  Länder, 
wie  z.  B.  Österreich-Ungarn 2),  oder  stärkere  Einfuhren  von  Ländern, 
die  im  großen  und  ganzen  noch  exportfähig  sind  (Rumänien), 
besonders  häufig  vorkommen.  Speziell  die  Länder  Europas,  mag 
ihre  Häuteeinfuhr  der  Menge  und  dem  Werte  nach  noch  so  sehr  der 
Ausfuhr  überlegen  sein,  bilden  für  den  riesigen  Häutebedarf  der 
nordamerikanischen  Gerbereien^)  ein  stets  ausgenütztes  imd  häufig 
durch  rücksichtslose  Preistreibereien  beunruhigtes  Bezugsgebiet. 

IV.  Zerealien. 

Besonders  deutlich  zeigt  sich  die  den  internationalen  Handels- 
verkehr belebende  Wirkung  der  Sortenverschiedenheit  der  Rohstoffe 
bei  den  Zerealien.  So  kam  und  kommt  es  vor,  daß  im  allgemeinen 
in  Getreide  exportfähige  Länder  behufs  Erleichterung  ihrer  Mehl- 
ausfuhr einen  Veredlungsverkehr  einrichten,  wonach 
gewisse  Getreidesorten  zollfrei  ins  Land  gelassen  und  sodann  als 
Mehl  wieder  ausgeführt  werden.  Die  ungarische,  aber  auch  die  gali- 
zische  Mahlindustrie  verarbeitete,  solange  in  Österreich-Ungarn  der 
sogenannte  Mahlverkehr  bestand,  d.  h.  bis  Ende  1899,  minder  feine 
ausländische  Getreidesorten  aus  den  Balkanstaaten  für  den  Inlands- 
verbrauch, während  der  feinere  ungarische  Weizen,  zu  besseren  Mehlen 
verarbeitet,  oder  auch  aus  Balkanweizen  hergestellte  feinere  Mehl- 
sorten ins  Ausland  gingen.  Dabei  war  Österreich-Ungarn  bis  in  die 
Mitte  der  neunziger  Jahre  Weizenausfuhrland.  Was  aber  für  Österreich- 
Ungarn  nur  mehr  eine  historische  Erinnerung  darstellt,  dies  besteht 
noch  immer  in  Deutschland,  Frankreich,  Italien  und  namentlich  in 
den  Vereinigten  Staaten  als  lebenskräftige  Einrichtung.  Dort  bezogen 
die  großen  Mühlenuntemehmungen  im  Norden  des  Landes  gewisse 
von  ihnen  benötigte  Getreidesorten  zollfrei  aus  dem  benachbarten 


1)  Häute  sind  wohl  Rohmaterialien,  aber  nicht  RohstoflEe,  sondern  Abfälle, 
deren  so  häufige  Zollbefreiung  oder  Belastung  mit  Ausfuhrzöllen,  wie  in  Anlage  XXII 
dargetan  wird,  auf  ganz  besonderen  Gründen  beruht. 

*)  Vgl.  über  Österreich-Ungarns  Ein-  und  Ausfuhr  von  Häuten  Anlage  XIII, 
Seite  433. 

3)  Die  Häuteeinfuhr  der  Vereinigten  Staaten  betrug  im  Fiskaljahre  1909/1910 
(Ende  Juid  19 10  beendet),  dem  ersten  der  Zollbefreiimg  der  Rinderhäute  durch  den 
Payne-Tarif  vom  5.  August  1909  (neben  einer  verhältnismäßig  geringfügigen  Häute- 
ausfuhr) nicht  weniger  als  rund  581,  im  minder  günstigen  Jahre  1911/12  freilich 
aur  389,6  Millionen  Franken. 

29* 
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Kanada  und  brachten  diese  als  Mehl  wieder  zur  Ausfuhr.  Dieser 
Veredlungsverkehr  dürfte  durch  die  ZoUfreOieit  für  Weizen  nach 
Tarifpost  644  des  am  4.  Oktober  1913  in  Kraft  getretenen  Underwood- 
Tarifes  als  zollpolitische,  wenn  auch  nicht  als  industrielle  Maßregel 
für  die  Vereinigten  Staaten  überflüssig  werden. 

In  Äg5;Tpten  wird  indischer  Reis  für  den  ziemlich  bedeutenden 
Inlandsverbrauch  bezogen,  dagegen  der  feinere  ägyptische  Reis^ 
weü  für  die  Bevölkerung  des  Landes  zu  teuer,  ausgeführt.  Ähnliche 
Verhältnisse  sind  für  Ein-  und  Ausfuhr  von  Reis  in  Japan  maßgebend. 

V.  Kaffee,  Tee,  Tabak,  Primeurs. 

Wie  in  Ägypten  und  in  Japan  der  gute  inländische  Reis  wenigstens 
zum  Teüe  ins  Ausland  versandt  wird  und  mindere,  billigere  Auslands- 
sorten für  den  anspruchsloseren  Inlandsverbrauch  eingeführt  werden, 
wurden  auch  seit  einigen  Jahren  aus  Holland  nach  Java  nicht  unbe- 
trächtliche Mengen  meist  geringer  Kaffeesorten  (Santos) 
versandt^).  Diese  schlechteren  Sorten  machen  ebensolche  Mengen 
des  besseren  Javakaffees  für  die  Ausfuhr  frei,  während  der  aus  Holland 
oder  vielmehr  aus  Brasilien  eingeführte  Kaffee  von  den  anspruchs- 
loseren Javanern  verbraucht  wird.  In  ähnlicher  Weise  wird  auch 
von  Teeinfuhren  Javas ^)  berichtet,  das  selbst  ein  hervor- 
ragendes Teeproduktionsgebiet  ist. 

Hier  wären  auch  die  Primeurs  von  Gemüse  tmd  Obst  zu  er- 
wähnen, die  tatsächlich  nur  besondere,  vermöge  der  südlichen  Lage 
des  Erzeugungsortes  (Italien,  Südfrankreich,  Pyrenäenhalbinsel, 
kanarische  Inseln,  nordafrikanische  Küstengebiete,  Malta  e.  c.) 
früher  reifende  Sorten  der  betreffenden  britischen,  mitteleuropäischen 
oder  russischen  Kulturpflanzen  sind.  Die  Handelspolitik  mancher 
Staaten  macht  Unterschiede  in  den  Zollsätzen  für 
gewisse  Obst-  und  Gemüsearten  je    nach    der     Jahreszeit 


1)  Vgl.  hierüber  den  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats 
in  Amsterdam  für  1907,  Seite  8,  und  den  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen 
Konsulats  in  Soerabaya  für  19 10,  Seite  4. 

*)  So  heißt  es  im  Jahresberichte  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats  in 
Amsterdam  für  das  Jahr  1908:  „Es  muß  wundernehmen,  daß  Java,  welches  selbst 
Tee  produziert  und  im  Jahre  1908  11,54  Milhonen  Kilogramm  hiervon  exportierte, 
bis  Ende  September  1908  1,60  Millionen  Kilogramm  Tee  eingeführt  hat.  Die  Ursache 
ist  im  Qualitätsunterschiede  der  Teesorten  zu  suchen.  Es  wird 
auf  Java  viel  Chinatee  teils  direkt,  teils  als  Beimischung  zu  anderen  Sorten  ver- 
braucht. Aus  China  kamen  im  Jahre  1907  etwa  1,8  MilUonen  Balogramm  und  226,368  kg. 
aus  Singapore." 
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der  Einfuhr,  belegt  die  Primeurs  mit  etwas  höheren  Zoll- 
sätzen und  läßt  sich  die  Herabsetzung  oder  Bindung  dieser  Zollsätze 
mittels  Gegenzugeständnisse  der  solche  Primeurs  liefernden  I^änder^) 
bezahlen.  Die  italienische  Ausfuhr  von  Obst  (ohne  Tafeltrauben 
und  Trockenfrüchte)  und  Gemüse  (ohne  Gemüsekonserven),  die 
zum  nicht  geringen  Teile  eine  solche  von  Primeurs  ist,  betrug  im  wenig 
günstigen  Jahre  1910^)  rund  i  367  000  q  für  40,8  Millionen  Lire 
tmd  im  günstigeren  Jahre  1909  sogar  2  313  000  q  für  67,7  Mülionen 
Lire.  Die  durchaus  Primeurs  umfassende  maltesische  Kartoffelaus- 
fuhr belief  sich  im  Jahre  1911  auf  241  239  q  für  3,13  Millionen 
Franken,  die  zu  Saat-  und  Speisezwecken  in  späterer  Jahreszeit 
■erfolgende  Kartoffeleinfuhr  betrug  48  258  q  für   564,800  Franken. 

Sehr  bezeichnende  Verhältnisse  bestehen  auch  hinsichtlich  des 
Tabaks.  Dieser  ist  ein  ungemein  sortenreiches,  wertvolles  Roh- 
material, ein  Erzeugnis  sowohl  gemäßigter  als  auch  subtropischer 
und  tropischer  Klimate,  das  zugleich  sehr  launenhaften,  höchst 
differenzierten  Geschmacksrichtungen  der  Verbraucher  begegnet. 
Obwohl  die  Verarbeiter,  häufig  die  Regierungen  selbst  oder  auf  Zoll- 
ersparnis sicherlich  bedachte  Private,  gewiß  den  Wunsch  haben, 
iQÖglichst  viel  des  wertvollen  Rohmaterials  dem  eigenen  Lande  zu 
entnehmen,  so  ist  dies  doch  bei  dieser  Sachlage  immöglich,  und  in 
jedem  Lande  werden  die  verschiedensten  Sorten  und  Herkünfte  ver- 
braucht. 

So  ist  z.  B.  türkischer  Tabak  besonders  für  Zigaretten,  der 
kubanische  für  Zigarren,  der  belgische  für  Pfeifentabak,  jener  aus 
den  holländischen  Sundainseln  Sumatra,  Java  und  Borneo  für  Deck- 
blätter geeignet.  Demgemäß  gehört  ein  Tabakausfuhrgebiet  ersten 
Ranges  wie  die  Vereinigten  Staaten  gleichzeitig  zu 
den  besten  Kunden  der  Tabakerzeugung  der  Türkei,  Niederländisch 
Ostindiens  und  der  Philippin  en^).  Weiter  wäre  das  Beispiel  Italiens 
zu  erwähnen.  Dieses  ist  zwar  für  den  Anbau  einer  Reihe  ausländischer 
Tabaksorten  gut  geeignet,  konnte  aber  dennoch  seinem  einheimischen 


*)  Vgl.  in  dieser  Beziehung  den  allgemeinen  und  Vertragstarif  des  deutschen 
Zolltarif  es  vom  25.  Dezember  1902,  Tarif  post  23  (Kartoffeln)  und  Tarifpost  47  (Äpfel, 
Birnen,  Quitten,  Pflaumen  oder  Hauszwetschgen) ,  ferner  des  österreichisch-ungarischen 
Zolltarif  es  vom  13.  Februar  1906,  Tarif  post  37  (Äpfel,  Birnen,  Quitten,  Pflaumen 
oder  Hauszwetschgen). 

*)  Vgl.  den  Bericht  des  deutschen  Generalkonsulats  in  Neapel  über  das  Jahr 
1910  im  „Deutschen  Handelsarchiv"  (Berichte),  Septemberheft  191 1. 

*)  Im  Durchschnitte  der  (Ende  Juni  beendeten)  fünf  Fiskaljahre  1907/1908 
bis  1911/1912  betrug  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Einfuhr  von  Tabak 
<in  Blättern)   140,68,  die  Ausfuhr  192,74  Millionen  Franken. 


454  Anlage  XV.    Sortenverschiedenlieit  der  Rohstoffe. 

Tabakanbau  erst  etwa  ein  Viertel  seines  in  Steigerung  begriffenen 
Bedarfes^)  entnehmen.  Dabei  war  die  italienische  Finanzverwaltung 
eifrig  bemüht,  die  Flächen  der  Tabakkulturen  auszudehnen,  teils 
um  von  Amerika  unabhängiger  zu  werden  und  die  Handelsbilanz  zu 
verbessern,  teüs  auch,  um  den  Weinbauern  zu  ermöglichen,  ihre 
Weinberge  einer  anderen,  lohnenderen  Kultur  zu  widmen.  Auch 
Frankreich^)  hat  eine  Inlandserzeugung  von  Tabak  im  Aus- 
maße von  etwa  17 — 20  Millionen  kg  jährlich  und  führt  außerdem 
noch  etwas  größere  Tabakmengen  aus  Sumatra,  Java,  Cuba,  Nord- 
amerika usw.  ein,  so  im  Jahre  1911  28  Millionen  kg. 

VI.  Holz. 

Es  ist  bemerkenswert,  daß  auch  die  holzreichsten^)  Gebiete 
je  nach  ihren  klimatischen  Verhältnissen  weiche,  harte  oder  sehr 
harte  Hölzer  aus  dem  Auslande  beziehen  müssen.  So  führt  z.  B. 
das  sowohl  an  harten  wie  auch  an  weichen  Hölzern  reiche  Österreich- 
Ungarn  wenigstens  gewisse  sehr  harte  Tropenhölzer  zu  technischen 
Zwecken,  wie  Mahagoni,  Teak  e.  c,  daneben  auch  (bei  bestehender 
Zollfreiheit)  überseeische  weiche  Werkhölzer,  wie  Pitchpine,  aus  dem 
Auslande  ein.  So  holzreiche  nordische  Gebiete  wie  Schweden,  Norwegen 
und  Finnland,  in  deren  Klima  aber  harte  Hölzer  nicht  nur  der  Tropen 
und  Subtropen,  sondern  auch  Mitteleuropas  (wie  Eiche  und  Buche) 
nicht  gedeihen,  müssen  solche  Hölzer  aus  dem  Auslande  beziehen. 
In  gleicher  Lage  befinden  sich  subtropische  und  tropische  Länder, 
abgesehen  von  dortigen  hochgelegenen  gebirgigen  Landstrichen, 
bezüglich  der  weichen  Hölzer.  Das  gleiche  gut  natürlich  auch  für 
die  aus  hartem  oder  weichem  Holze  hergestellten  „Zwitterfabrikate"  *) 
wie  Holzstoff,  Säge-  und  Spaltwaren. 

Vn.  Eoiallen. 

Bemerkenswerte    internationale    Handelsbeziehungen    bestehen 
auch  in  einem  sogar  in  seinen  minder  feinen  Sorten  so  wertvollen 


^)  Vgl.  hierüber  den  Jahresbericht  des  deutschen  Generalkonsulats  in  Genua 
für  1907  im  „Deutschen  Handelsarchiv"  (Berichte),  Februarheft  1909,  und  des  deutschen 
Generalkonsulats  in  Neapel,  ebendort,  Septemberheft  191 1.  Die  itaUenische  Tabak- 
einfuhr betrug  im  Jahre  1909  225,287  q  für  31,9  Millionen  Lire  und  im  Jahre  1910 
188,036  q  für  26,7  Millionen  Lire. 

')  Siehe  „La culture des tabacsetrangersen France" im, ,Temps"  vom  19. Juni  191 2. 

')  Vgl.  über  Holz  im  I.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft" 
Abteilung  III  des  I.  Kapitels  und  im  II.  Bande  die  Anlage  XX  Abteilimg  III. 

*)  Vgl.    über   ,, Zwitterfabrikate"   die   Anlage  XXII. 
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Rohstoffe,  wie  die  Korallen.  Die  italienische  Korallenindustrie 
verwendet  nämlich,  außer  den  seit  jeher  von  italienischen  Fischern 
selbst  gefischten  Korallen,  neuerer  Zeit  auch  solche  aus  Japan,  die 
trotz  ihrer  keineswegs  niedrigen  Preise  für  manche  Zwecke  besser 
verwendbar  sind.  Eine  Sorte  der  japanischen  Korallen  ist  tief  blutrot, 
die  andere  weißlich,  während  eine  rosafarbene  Sorte  selten  und  teuer 
ist.  Beide  erstgenannten  japanischen  Sorten^)  sind  für  Schmuck- 
waren geschätzt.  Der  italienische  Botschaftsrat  in  Tokio,  Graf 
Carlo  Arrivabene,  hat  der  japanischen  Korallenfischerei, 
unter  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  Zusammenhänge  mit  Italien, 
einen  ausführlichen  Bericht  gewidmet,  „La  pesca  del  corallo  nel 
Giappone",  der  vom  italienischen  Ministerium  des  Äußeren  im  Juni 
1912  veröffentlicht  wurde.  Darnach  betrug  die  japanische  Korallen- 
gewinnung im  Jahre  1910  1,29,  im  besseren  Jahre  1909  sogar  2,82 
Millionen  Franken,  die  japanische  Ausfuhr  von  Rohkorallen,  die  sich 
im  weitaus  überwiegenden  Ausmaße  nach  Italien  richtet,  im  Jahre  1909 
1,14  und  im  Jahre  1910  1,49  Millionen  Franken. 

Vni.  Honig. 

Bei  den  starken  Verschiedenheiten,  die  zwischen  den  europäischen 
Honigsorten  und  manchen  überseeischen  (Havana-,  Kali- 
fornien-, Chilehonig)  bestehen,  sind  beträchtliche  Ein-  und  Ausfuhren 
von  Honig  in  den  Staaten  Mitteleuropas,  namentlich  in  Deutschland, 
und  in  den  betreffenden  Überseeländern^)  zu  verzeichnen;  diese 
Außenhandels-Bewegung  wäre  noch  größer,  wenn  nicht  die  gerade 
auf  dieses  Rohprodukt  gelegten  ZöUe  auch  dem  Zuckersurrogat  (Zucker 
unterliegt  bekanntlich  hohen  Verbrauchssteuern)  gelten  würden. 
So  betragen  die  deutschen  Honigzölle  40  Mark,  die  franzö- 
sischen 20  Franken,  jene  Österreich-Ungarns  28  Kronen  pro  100  kg. 
Daß  aber  sogar  die  südeuropäischen  Honigsorten,  wenigstens  äußerlich, 
nahezu  ein  anderes  Produkt  darstellen  als  die  mitteleuropäischen, 
geht  aus  folgenden,  einem  deutschen  Konsularbericht  entnommenen 
Mitteilungen  (Dezemberheft  1908  des  Deutschen  Handelsarchivs) 
über  Honigproduktion  und  Honighandel  Italiens  hervor: 


1)  Vgl.  den  Jahresbericht  des  deutschen  Konsulats  in  Nagasaki  für  1909, 
„Deutsches  Handelsarchiv"  (Berichte),  Oktoberheft  1910,  und  Jahresbericht  des 
deutschen   Generalkonsulats  in  Yokohama   für    1909,   ebendort,   Februarheft    191 1. 

^)  Im  Jahre  19 10  wurde  die  internationale  Honiggewinnung  auf  etwa  drei 
Millionen  q,  wovon  zwei  Drittel  auf  dem  amerikanischen  Kontinent,  geschätzt.  Ab- 
gesehen von  Deutschland  führen  auch  die  Vereinigten  Staaten,  obwohl  selbst  große 
Honigerzeuger,  bedeutende  Mengen  dieses  Genußmittels  ein. 
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„Der  Bienenzucht  wird  von  den  landwirtschaftlichen  Betrieben 
in  den  „Marken"  wachsendes  Interesse  entgegengebracht,  und  große 
Mengen  Schleuderhonig  gehen  alljährlich  über  Anco  na 
nach  Oberitalien,  wo  der  Konsum  in  den  Haushaltungen,  nach  dem 
Beispiel  der  im  Lande  weilenden  Fremden  und  wohl  auch  infolge  der 
hohen  Zuckerpreise  (1,40 — 1,60  Lire  für  i  kg),  immer  mehr 
Fuß  faßt.  Große  Mengen  gehen  aus  dieser  Gegend  auch  zu  Land  und 
zu  Wasser  nach  Deutschland,  wo  jedoch  der  italienische  Honig 
wegen  seines  hohen  Zuckergehaltes,  seines  Mangels 
an  Aroma  und  seiner  milchweißen  und  zitronen- 
gelben Farbe  zuerst  Mißtrauen  erweckte,  da  die  Interessenten 
vermuteten,  daß  es  sich  um  gefälschten  oder  doch  Kunsthonig, 
nicht  aber  um  reinen  Bienenhonig  handelte,  umsomehr,  als  die  Unter- 
suchungen der  deutschen  Nahrungsmittelchemiker 
diesen  Verdacht  zunächst  zu  bestätigen  schienen.  Da  andrerseits 
nach  Lage  der  Verhältnisse  in  Italien  eine  Fälschung  oder  auch 
nur  eine  künstliche  Ernährung  der  Bienen  absolut  ausgeschlossen  war, 
stellten  deutsche  Chemiker  eingehendere  Nachforschungen  im  Pro- 
duktionslande sowie  Prüfungen  von  Waben-  und  Schleuderhonig  an; 
sie  gelangten  schließlich  zur  Überzeugung,  daß  die  bisherige  Unter- 
suchungsmethode mit  dem  Leyschen  Prüfungsmittel 
für  die  Honige  der  wärmeren  Länder  (Italien,  Kalifornien, 
Kuba)  ungenügend  war  und  deshalb  zu  Trugschlüssen  führen  mußte. 
Erst  nach  Ablauf  des  Jahres  1907  ist  in  Dr.  E.  Fiehes  Resorcin- 
1  ö  s  u  n  g  ein  Prüfungsmittel  gefunden  worden,  welches  auch  für 
die  richtige  Untersuchung  des  Produktes  der  wärmeren  Länder 
geeignet  erscheint.  Die  seither  erfolgte  Anerkennung  des  italienischen 
Honigs  als  reines  Naturprodukt  ist  insofern  von  großer 
Bedeutung,  als  angesehene  deutsche  Firmen  in  Deutschland  und 
Italien  in  dem  ungerechten  Verdachte  gestanden  hatten,  gefälschten 
Honig  oder  doch  Kunsthonig  als  angeblich  reines  Naturprodukt 
in  den  Handel  gebracht  zu  haben." 

IX.  Frage  der  „ungeschickten  Fiskalzölle". 

Es  ist  klar,  in  welch  hohem  Grade  die  hier  beispielsweise  erörterten, 
mit  der  Sortenverschiedenheit  der  Rohstoffe  (wohl  auch 
anderer  Rohmaterialien,  wie  Abfälle  und  „Zwitterfabrikate"  ^)) 
zusammenhängenden  Verhältnisse  den  internationalen  Handels- 
verkehr beleben  müssen,  auch  wenn  es  sich  hierbei,  wie  schon  aus  den 

*)  Vgl.  über  „Zwitterfabrikate"  die  Anlage  XXII- 
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wenigen  hier  vorgeführten  Beispielen  zu  ersehen  ist,  nicht  selten  um 
wertvolle  oder  in  großen  Massen  umgesetzte  Rohmaterialien, 
wie  Rohstoffe  der  Textilindustrie,  Häute,  Korallen,  Honig  e.  c., 
handelt.  Die  Sortenverschiedenheit  der  Rohstoffe  bildet  übrigens 
einen  jener  Gründe,  und  zwar  einen  der  gewichtigsten,  die  für  die 
Zollfreiheit  der  Rohstoffe  überhaupt  anzuführen  sind.  Dement- 
sprechend ist  auch  der  Schaden  um  so  größer,  wenn  gelegentlich  über- 
triebener Protektionismus  oder  kurzsichtiger  Fiskalismus  ohne 
Rücksicht  auf  die  technisch-wirtschaftlich  so  bedeutsame  Sorten- 
verschiedenheit die  nationale  Produktion  durch  Rohstoffzölle  zu 
„stärken"  unternimmt.  In  solchen  Fällen  läßt  sich  fast  immer  sagen, 
daß  hierbei  durch  ungeschickte  Fiskalzölle  i),  die 
den  Verbrauch  belasten  und  die  Fabrikation  erschweren,  nur  die 
eigene  Produktion  unterbunden  werde. 

*)  Vgl.  über  ungeschickte  Fiskalzölle  Anlage  XXII  und  ebendort  die  Aus- 
führungen über  die  zollpolitische  Bedeutung  der  Sortenverschiedenheit  für  ge- 
waschene Wolle  und  Kammzug.  Vgl.  auch  im  I.  Kapitel  I.  Abteilung  dieses  Bandes 
die  Anmerkung  auf  Seite  43. 
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Anlage    XVI. 

Arbeitsintensive  Rohstoffproduktionen. 

I.  Exportfähigkeit  der  Länder  mit  weniger  hohem  landwirtschaftlichen 
Arbeitseinkommen  f  ürErzeugnisse  arbeitsintensiver  Rohstoffproduktionen; 
Wanderungen  einzelner  arbeitsintensiver  Rohstofferzeugungen  aus 
Ländern  mit  höherem  in  solche  mit  niedrigerem  landwirtschaftlichen 
Arbeitseinkommen  und  weltwirtschaftliche  Wicht^keit  solcher 
Wanderungen. 

Das  starke  Arbeitserfordernis,  das  gerade  bei 
Herstellung  einer  Reihe  mehr  oder  minder  hochwertiger  Rohstoffe 
(und  auch  Zwitterfabrikate  ^),  wie  z.  B.  Rohzucker)  in  Frage  kommt, 
stellt  ein  Moment  dar,  das  den  internationalen  Verkehr  in  diesen  Roh- 
stoffen begünstigt  und  erweitert.  Dieses  Moment  spottet  aller 
schutzzöllnerischen  Maßregeln,  die  es  nicht  geradezu 
auf  eine  Verkümmerung  der  die  betreffenden  Rohstoffe  verarbeitenden 
Produktionen  ankommen  lassen  wollen.  Die  arbeitsintensiven  Roh- 
stofferzeugungen, in  welchen  arbeitsparende  Maschinen,  wenigstens 
nach  dem  heute  absehbaren  Stande  der  Technik,  noch  keine  durch- 
greifende Wirksamkeit  entfalten  können,  gehen  daher  in  Ländern  mit 
hohem  Lohnniveau  beständig  zurück  oder  können  sich  dort 
überhaupt  nicht  entwickeln;  dagegen  nehmen  diese  arbeitsintensiven 
Erzeugungen  in  Ländern  mit  niedrigen  Löhnen  an  Be- 
deutung zu,  heben  aber  auch  deren  Lohnniveau  und  allgemeine  Wohl- 
standsverhältnisse allmählich  in  die  Höhe.  Hieraus  entwickelt  sich, 
ganz  abgesehen  von  etwaigen  Sortenverschiedenheiten  der  Rohstoffe 
in  den  einzelnen  Produktionsgebieten,  eine  beständig  wach- 
sende Ro  h  s  t  o  f  f  e  in  f  uhr  aus  den  Ländern  mit 
n  i  e  dr  ig  er  en  L  öhn  e  n  in  jene  mit  höheremLohn- 
n  i  V  e  a  u. 

Nicht  selten  tritt  der  Fall  ein,  daß  sich  in  einem  Lande  mit  ur- 
sprünglich niedrigeren  Löhnen,  mit  Hufe  eines  im  Inlande  reichlich 
und  billig  o-ewonnenen  Materials,  eine  Industrie  entwickelt,  wie  z.  B. 


1)  Vgl.  über  „Zwitterfabrikate"  die  Anlage  XXII. 
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die  Seidenindustrie  in  Frankreich,  späterhin  aber  das  dortige  land- 
wirtschaftliche Arbeitseinkommen  eine  namhafte  Steigerung  erfährt. 
Will  dann  die  fragliche  Industrie  ihre  Erzeugung  auch  nur  auf  gleichem 
Stande  erhalten,  geschweige  denn  erweitern,  so  bleibt  ihr  nichts 
anderes  übrig,  alswachsendeMengendesbetreffenden 
Materials  aus  Ländern  mit  weniger  hohem  land- 
wirtschaftlichen Arbeitseinkommen  einzu- 
führen. So  bezieht  z.  B.  die  in  solcher  Lage  befindliche  Seidenin- 
dustrie Frankreichs  Rohseide  in  allmählich  wachsenden  Mengen  aus 
Ostasien,  der  Türkei,  Persien  e.  c. 

Die  aus  den  dargestellten  Verhältnissen  hervorgehende,  beständige 
Erweiterung  des  Rohstoffverkehrs  betrifft,  wie  bereits  erwähnt  wurde, 
mehr  oder  weniger  hochwertige  Rohstoffe,  wie  Rohseide, 
Hanf,  Flachs,  Tabak,  Safran,  Hopfen  e.  c;  die  Gewinnung  dieser 
Rohstoffe  wirkt  auf  die  betreffenden  Volkswirtschaften  kaum  weniger, 
ja  eher  mehr  befruchtend  ein,  als  etwa  eine  minder  arbeitsintensive 
Industrie,  die  an  irgendeinem  wohlf eüen  Rohstoff  nur  eine  geringfügige 
Veredlungsarbeit  vornimmt.  Von  besonderer  Bedeutung  sind  daher 
die  soeben  erörterten  Wanderungen  einzelner  arbeits- 
intensiver landwirtschaftlicher  Rohstoffer- 
zeugungen, die  hochwertige  Produkte  liefern  und  zumeist  durch 
Zölle  im  Absatz  wenig,  wenn  überhaupt  behindert  sind;  diese  Wande- 
rungen aus  Gebieten  mit  steigendem  in  solche  mit  niedrig  gebliebenem 
Lohnniveau  bilden  einen  der  bedeutsamsten  Behelfe  weltwirtschaft- 
lichen Fortschritts.  Derartige  Rohstofferzeugimgen  kommen  ins- 
besondere für  solche  Länder  (oder  GebietsteÜe  einzelner  Staaten)  in 
Betracht,  in  welchen  sich  aus  irgendwelchen  Gründen  Industrien 
größeren  Stils  nur  schwer  entwickeln  können  und  die  Löhne,  nament- 
lich das  landwirtschaftliche  Arbeitseinkommen,  nur  mäßig  steigerungs- 
fähig sind;  in  diesen  Ländern,  so  z.  B.  in  manchen  Gebieten  der  offenen 
Tür  und  tropisch-subtropischen  Kolonien  ^),  büden  die  erwähnten 
Rohstoffproduktionen  einen  ausgezeichneten  Ersatz  für  großindustrielle 
Betätigung,  wofern  nur  die  klimatischen  Verhältnisse  der  betreffenden 
Rohstofferzeugung  günstig  sind. 

Es  handelt  sich  hierbei  nicht  nur  um  niedrige  Löhne,  sondern  auch 
um  ein  niedriges    landwirtschaftliches    Arbeits- 


^)  Vgl.  über  „Gebiete  der  offenen  Tür"  und  ihre  Zollpolitik,  die  bisweilen  not- 
gedrungen einer  raschen  industriellen  Entwicklung  wenig  günstig  ist,  Kapitel  VIII 
des  I.  Bandes,  über  Kolonien  das  VII.  Kapitel  des  I.  Bandes  und  über  tropisch- 
subtropische Gebiete  überhaupt  das  II.  Kapitel  des  II.  Bandes  der  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft". 
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einkommen  überhaupt,  so  um  Ausnutzung  billiger  bäuerlicher 
Familienarbeit,  sei  es  einzelner  alter,  schwacher  oder  jugendlicher 
Familienmitglieder,  sei  es  der  ganzen  Famüie  im  Winter  gemäßigter 
Klimate.  Wo  derartige  Arbeitsverhältnisse  niemals  bestanden  (z.  B. 
in  den  überseeischen  angelsächsischen  Reichen  und  Kolonien)  oder 
nicht  mehr  oder  nicht  genügend  vorhanden  sind  (Frankreich  mit 
seinem  verhältnismäßig  wohlhabend  gewordenen  Kleingrundbesitz), 
sind  Rohstofferzeugungen  mit  großem  Arbeitserfordernis  zumeist 
unmöglich  oder  wenigstens  aufdieDauer  in  größerem 
Umfange  unhaltbar;  solche  Länder  mit  günstigeren  Arbeits- 
marktverhältnissen sind  in  mehr  oder  weniger  starkem  Ausmaße  auf 
den  Bezug  dieser  Rohstoffe  aus  dem  Auslande  angewiesen. 

II.  Rohseide. 

Ein  besonders  bezeichnendes  Beispiel  bildet  die  Gewinnung  von 
Rohseide.  Wiederholte  Versuche,  den  Seidenbau  in  den  Vereinigten 
Staaten  einzubürgern,  sind  infolge  des  dortigen  hohen  landwirtschaft- 
lichen Arbeitseinkommens  erfolglos  geblieben  ^).  In  Frankreich  hat 
die  lyandwirtschaft  seit  der  großen  Revolution  an  Wohlhabenheit 
beständig  zugenommen  und  während  der  letzten  zwei  Jahrzehnte 
besonders  infolge  der  wachsenden  Verbreitung  landwirtschaftlicher  Ge- 
nossenschaften einen  großen  Aufschwung  erfahren;  dort  geht  die 
Seidenzucht  beständig  zurück  ^).  Das  gleiche  gut  namentlich  seit  un- 
gefähr einem  Jahrzehnt  auch  für  Italien,  dessen  landwirtschaftliches 
Einkommen  und  Lohnhöhe  infolge  Auswanderung  nach  Übersee  und 
Abwanderung  nach  den  emporstrebenden  italienischen  Industrie- 
distrikten namhaft  gestiegen  ist^).  Die  Hauptsitze  eines  blühenden 
und  im  Aufschwung  begriffenen  Seidenbaus  sind  dagegen  nunmehr 
eine  Reihe  von  Ländern  mit  ungünstigen  agrarischen 
Verhältnissen  und  niedrigem  landwirtschaft- 
lichenArbeitseinkommen  geworden,  so  Spanien,  Ungarn*), 


1)  Im  Durchschnitte  der  fünf  Fiskaljahre  1907/1908,  1908/1909,  1909/1910, 
1910/1911  und  1911/1912  betrug  die  Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  an  Roh-  und 
Abfallseide   369  MiUionen  Franken. 

2)  Vgl.  hierüber  z.  B.  Pierre  Leroy  Beaulieu,  „La  production  et  la  con- 
sommation  de  la  soie  dans  le  monde"  im  „Economiste  FraD9ais"  vom  8.  November  191 3. 

')  Siehe  den  bei  Besprechung  der  französischen  Seidenbau- Verhältnisse  genann- 
ten Aufsatz  von  Pierre  I,eroy  Beaulieu. 

*)  Die  durch  Krankheiten  der  Seidenwürmer  im  Jahre  1879  auf  160  kg  herunter- 
gekommene imgarische  Gewinnung  von  Rohseide  hob  sich,  bei  nachdrücklicher  Unter- 
stützung durch  die  Regierung,  auf  86925  kg  im  Jahre  1890  und  140000  kg  im  Jahre 
191 1.     Die  Höchstziffer  von  164000  kg  wurde  im  Jahre  1905  erreicht. 
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Rumänien,  Griechenland,  die  Türkei  (insbesondere  in  Syrien  und  im 
westlichen  Kleinasien)  sowie  ganz  besonders  China  und  Japan  mit  ihren 
Kulilöhnen. 

Der  französische  Seidenbau  hätte  im  ersten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  gewiß  nicht  einmal  den  tatsächlich  erreichten 
Durchschnittsbetrag  von  ungefähr  8  Millionen  Kilogramm  frischer 
Kokons  (auf  i  kg  Rohseide  werden  durchschnittlich  12,63  kg  Kokons 
gerechnet)  zu  verzeichnen  gehabt,  wenn  nicht  Seidenzucht  und  Seiden- 
spinnerei seit  1892  von  der  französischen  Regierung  durch  bedeutende 
Prämien  unterstützt  worden  wären.  So  betrug  die  Prämie  für 
I  kg  frischer  Kokons  bis  1908  50  Centimes,  seither  (siehe  Artikel  I 
des  französischen  Gesetzes  vom  2.  Juli  1909)  60  Centimes,  während  in 
Frankreich  im  Jahre  1908  der  Preis  für  i  kg  Kokons  zwischen  2,50 
bis  3,50  Franken  schwankte.  Die  Rohseidengewinnung  Frankreichs 
ist  von  747  000  kg  im  Durchschnitt  der  Jahre  1891 — 1895  auf 
583  000  kg  im  Durchschnitt  der  Jahre  1906 — 1910  und  auf 
505  000  kg  im  Jahre  1912  gesunken. 

Die  italienische  Rohseidengewinnung  ist  zwar  noch  immer 
verhältnismäßig  bedeutend  von  der  Zeit  her,  da  die  Landarbeiterlöhne 
und  die  landwirtschaftlichen  Arbeitseinkommen  überhaupt  in  Italien 
mangels  stärkerer  industrieller  Entwicklung  zu  den  niedrigsten  Europas 
gehörten,  zumal  damals  auch  die  italienische  Auswanderung  nicht 
sehr  umfangreich  war.  In  Italien  wurde  noch  im  Durchschnitt  der  drei 
Jahre  1908/1909 — 1910/1911  ungefähr  viermal  so  viel  Rohseide  ge- 
wonnen als  im  übrigen  Europa  (ohne  die  Balkanhalbinsel)  zusammen 
(4,23  gegen  0,99  Millionen  Küogramm)  und  um  ungefähr  fünfzig  Pro- 
zent mehr  als  in  der  Levante  und  in  Zentralasien  ^)  zusammenge- 
nommen (4,23  gegen  2,81  Millionen  Kilogramm).  Dagegen  war  die 
gleichzeitige  Ausfuhr  (ohne  Einrechnung  des  inneren  Verbrauches) 
von  China,  Japan  und  Britisch-Indien  bereits  naj^ezu  viermal  so  groß 
wie  die  italienische  Rohseidengewinnung  (16,29  g^g^ii  4}23  Millionen 
Küogramm).  In  einem  deutschen  Konsularb  er  icht,  der  bereits  um 
sieben  Jahre  zurückliegende  Verhältnisse  behandelt  ^),  wird  hierüber 
unter  anderem  gesagt:  „Abgesehen  von  der  durch  Krankheiten  ^) 
der  Seidenraupen  in  den  letzten  Jahren  veranlaßten  Verminderimg  der 


^)  Hierunter  werden  folgende  Länder  verstanden:  Europäisclie  und  asiatische 
Türkei,  Balkanstaaten,  russisches  Kaukasusgebiet  und  Russisch  Zentralasien,  Persien. 

')  Siehe  Bericht  des  deutschen  Generalkonsulats  in  Genua  für  1906  und  1907 
im  „Deutschen  Handelsarchiv"  (Berichte)  vom  Jahre  1909,  Seite  242. 

*)  Gemeint  ist  die  seit  Mitte  1906  in  Italien  geradezu  Verheerungen  hervor- 
rufende Seidenwurmkrankheit. 
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italienischen  Seidenproduktion  machte  sich  die  asiatische  Konkurrenz, 
insbesondere  die  Japans  und  Chinas,  immer  mehr  geltend,  da  diese 

Länder  mit  erheblich  billigeren  Arbeitskräften  arbeiten  können 

Auch  wenden  sich  die  italienischen  Arbeiter,  soweit  sie  nicht  aus- 
wandern, lieber  anderen  Industrien   Italiens   zu,    die  ihnen  höheren 

Lohn  geben  können Während  im  Jahre  1854  auf  100  Einwohner 

Norditaliens  400  kg  Kokons  und  im  übrigen  Italien  160  kg  Kokons 
entfallen  sind,  kommen  jetzt  in  Norditalien  auf  die  gleiche  Menschen- 
zahl  nur  350  kg  und  im  übrigen  Italien  nur  6  kg." 

Seither  ist  in  Italien  keine  Besserung  dieser  Verhältnisse, 
sondern  bezüglich  des  Mangels  an  Arbeitskräften  und  des  ostasiatischen 
Wettbewerbs,  trotz  eifriger  Bemühungen  der  italienischen  Regierung, 
eher  eine  Verschlimmerung  eingetreten.  Die  italienische  Kokonsernte 
sank  demgemäß  von  57,06  Millionen  Kilogramm  im  Jahre  1907, 
die  4,82  Millionen  Kilogramm  Seide  lieferten,  allmählich  auf  41,95 
Millionen  Kilogramm  mit  einem  Ertrag  an  Seide  von  3,49  Millionen 
Kilogramm  im  Jahre  1911. 

Eines  der  wichtigsten  Hilfsmittel,  wodurch  die  Türkei  mit 
ihrer  noch  immer  sehr  armen  Landbevölkerung  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten zu  einigem  Wohlstande  gelangt  ist,  büdet  die  Seidenzucht. 
Der  Seidenzehnt  wurde  nämlich  der  Dette  Publique  als  eine 
der  Sicherstellungen  des  von  ihr  besorgten  Schuldendienstes  zuge- 
wiesen ^).  Diese  Körperschaft  ließ  daher  dem  türkischen  Seidenbau 
eine  derart  einsichtsvolle,  tatkräftige  und  zielbewußte  Förderung  an- 
gedeihen,  daß  er  von  verhältnismäßig  kleinen  Ziffern  binnen  weniger 
Jahrzehnte,  d.  h.  seit  der  Begründung  der  Dette  Publique  durch  das 
sogenannte  Muharrem-Dekret  vom  8./20,  Dezember  1881,  auf  1,41 
Millionen  Kilogramm  Rohseide  im  Jahre  1910/1911  (im  Jahre  1909/1910 
sogar  1,61  Millionen  Kilogramm)  anwuchs.  In  Anatolien  und  Syrien 
stieg  die  Rohseidengewinnung  von  262  000  kg  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1871 — 1875  auf  i  iio  000  kg  im  Jahre  1911.  Die  europä- 
ische Türkei  zählt  bekanntlich  seit  1913  kaum  mehr  mit. 

Japans  außerordentlicher  wirtschaftlicher,  kultureller  und 
politisch-militärischer  Aufschwung  seit  dem  endgültigen  Siege  des 
Mikado  über  das  Schogunat  im  Jahre  1868  fand  im  Seidenbau  eine 
seiner  wichtigsten  Hilfsquellen.  Die  japanische  Ausfuhr  von  Rohseide 
und  Seidenabfällen  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1908 — 1910 
128,56  Millionen  Yen,  gleich  31,1  Prozent  oder  nahezu  ein  Drittel 


1)  Vgl.  über  die  Dette  publique  Abteilung  VIII  des  VIII.  Kapitels  im  I.  Bande 
^vorliegenden  Buches. 
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der  gesamten  gleichzeitigen  japanischen  Ausfuhr,  während  die  ja- 
panische Ausfuhr  von  Seidenwaren  nur  31,4  Millionen  Yen  umfaßte. 
Von  der  gesamten  internationalen  Seidengewinnung  des  Jahres 
1910/1911,  die  auf  24,35  Millionen  Kilogramm  berechnet  wird,  ent- 
fielen auf  die  japanische  Rohseidenausfuhr,  also  ohne  Inlandsver- 
brauch 1),  8,89  Millionen  Kilogramm,  d.  h.  über  ein  Drittel;  im  Jahre 
1909/1910  war  dieses  Verhältnis  8,37  zu  24,5  Millionen  Kilogramm. 
Chinas  Angliederung  an  die  europäisch-amerikanische  Kultur 
dürfte  am  Seidenbau  in  ähnlicher  Weise  eine  feste  Stütze  finden, 
wie  die  japanische  Seidenzucht  den  Aufstieg  des  ostasiatischen  Insel- 
reiches gefördert  hat;  allerdings  müssen  sich  vorerst  die  höchst  konser- 
vativen chinesischen  Seidenzüchter  die  leistungsfähigere  Technik 
Europas  und  nunmehr  auch  Japans  aneignen.  Bereits  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1908 — 1910  betrug  die  chinesische  Ausfuhr  von  Rohseide, 
Abfallseide  und  Kokons  73,27  Millionen  Haikwan  Taels,  ungefähr 
gleich  22,1  Prozent  der  gleichzeitigen  chinesischen  Gesamtausfuhr 
von  332,16  Mülionen,  während  die  Ausfuhr  von  Seidenwaren  nur 
17,51  Millionen  Taels  umfaßte.  Auch  die  Menge  der  Rohseide-Ausfuhr 
Chinas  (abgesehen  von  dem  riesigen  Inlandsverbrauch)  steht  hinter 
jener  Japans  nicht  allzu  sehr  zurück.  Sie  betrug  im  Jahre  1909/1910 
7,48  und  im  Jahre  1910/1911  7,84  Mülonen  Kilogramm,  also  etwas 
weniger  als  ein  Drittel  der  gesamten  internationalen  Seidenerzeugung, 
die  im  Jahre  1909/1910  24,5  und  im  Jahre  1910/1911  24,35  Millionen 
Kilogramm  umiaßte.  Die  chinesische  Ausfuhr  von  Rohseide  hob 
sich  von  3  941  000  kg  im  Durchschnitt  der  Jahre  1871 — 1875  auf 
7  191  000  kg  im  Durchschnitt  von  1906 — 1910  und  auf  8,70  Millionen 
Kilogramm  im  Jahre  191 2. 

III.  Flachs,  Hanf  und  ihre  Ersatzmittel. 

Bin  weiteres  wichtiges  Beispiel  für  die  bedeutsame  Stellung,  welche 
die  arbeitsintensiven  agrarischen  Rohstoffproduktionen  in  der  Welt- 
wirtschaft einnehmen,  büden  die  Textüstoffe  Flachs  und  Hanf,  deren 
Erzeugung  große  Mengen  mühevoller  Arbeit  erfordert;  solche  Arbeit 
zu  der  mäßigen  Entlohnung  zu  leisten,  die  durch  den  Wettbewerb  der 


^)  Die  gesamte  japanische  Rohseideerzeugung  wird  in  der  Monatsschrift  der 
japanischen  Handelskammer  in  Yokohama  (Aprilheft  1912)  auf  11,23  Milhonen 
Kilogramm  im  Jahre  1910,  10,28  MilKonen  Kilogramm  im  Jahre  1909  und  auf  nur 
6,56  MilHonen  im  Jahre  1901  geschätzt.  Die  japanische  Ausfuhr  von  Rohseide  hob 
sich  von  691  000  kg  im  Durchschnitt  der  Jahre  1871 — 1875  auf  7,45  MilHonen  Kilo- 
gramm im  Durchschnitt  von  1906 — 1910,  betrug  9,37  Millionen  Kilogramm  im  Jahre 
191 1  und  10,87  MilHonen  Kilogramm  im  Jahre  1912. 


464  Anlage   XVI,      Arbeitsintensive  Rohstoffproduktionen. 

Baumwolle  bestimmt  wird,  sind  die  mittel-  und  westeuro- 
päischen Agrarbevölkerungen  kaum  mehr  geneigt  oder  imstande. 
Daher  ist  Rußland  der  Hauptsitz  der  Flachsgewinnung  geworden^ 
indem  es  75 — 80  Prozent  des  auf  der  ganzen  Brde  erzeugten  Flachses- 
liefert,  bei  stetem  Rückgange  des  Flachsbaues  in  Österreich  (für  das 
ärmere  Ungarn  gilt  dies  wohl  nicht),  Deutschland,  Frankreich  und  sogar 
Irland.  Dieser  Rückgang  vollzog  sich  in  Frankreich  trotz 
Produktionsprämien,  die  seit  1892  mit  60  Franken  pro  Hektar  fest- 
gesetzt sind.  Die  Stellung  Rußlands  als  Hauptgebiet  der  Flachs- 
gewinnung hat  sich  derart  befestigt,  daß  seit  1910  bereits  russische 
Bemühungen  um  Flachsvalorisierung  ^)  auf  genossenschaftlichem 
Wege  2)  zu  verzeichnen  sind.  In  den  Vereinigten  Staaten,  Kanada, 
Argentinien  wird  Flachs  als  Ölpflanze,  aber,  wegen  der 
dortigen  hohen  lyöhne,  überhaupt  kaum  als  Textilpflanze  angebaut. 
Hauptsitz  der  Hanferzeugung  ist  Italien,  daneben*  auch  Rußland. 
Von  überseeischen  Surrogaten,  die  gleichfalls  mittels  billiger  Arbeit 
gewonnen  werden,  wären  zu  nennen :  Ramie  und  Chinagras  (docli 
diese  eher  Surrogat  für  Baumwolle  und  Seide  als  für  Flachs  und 
Hanf)  in  China,  Japan,  Indien,  Manilahanf  aus  den  Phüippinen^ 
Henequen  aus  Mexiko  ^),  Kokosnußgarn  in  Südindien 
(Malabarküste)  e.  c. 

Einige  Ziffern  *)  seien  nachfolgend  genannt,  die  geeignet  sein 
dürften,  das  gesagte  zu  verdeutlichen:  Im  Durchschnitt  der  Jahre 
1905 — 1907  betrug  die  dem  Flachsanbau  gewidmete  Fläche  in  Ruß- 
land I  022  000  ha,  in  Österreich-Ungarn  8y  700  ha,  in  Deutschland 
32  200  ha,  in  Frankreich  25  900  ha,  in  Großbritannien  und  Irland 
21  400  ha,  Belgien  21  100  ha,  Italien  20  300  ha  und  in  Holland 
15  500  ha.  Kann  schon  daraus  die  überragende  Stellung  Rußlands 
in  der  Flachsgewinnung  ersehen  werden,  so  ist  diese  Stellung  nock 


^)  Vgl.  über  den  Begriff  der  „Valorisierung"  Abteilung  I  des  III.  Kapitels 
im  vorliegenden   Bande,   Seite   71. 

*)  Vgl.  hierüber  die  im  „Neuen  Wiener  Tageblatt"  vom  26.  März  1910  ge- 
brachte Mitteilung  des  „Internationalen  Verbandes  der  Flachs-  und  Werggamspinner". 

')  Vgl.  über  Henequen  Abteilung  II  e  des  III.  Kapitels  im  vorliegenden  Bande 

*)  Diese  Ziffern  sind  teils  einem  Berichte  des  nordamerikanischen  General- 
konsulats in  Moskau  entnommen  (namentUch  die  Durchschnittszifiern  der  Jahre 
1905 — 1907),  der  in  den  „Daily  Consular  and  Trade  Reports"  vom  18.  Oktober  1911 
erschien,  teils  beruhen  sie  auf  verschiedenen  deutschen  Konsularberichten,  die  im 
,, Deutschen  Handelsarchiv"  (Berichte)  von  1910,  1911  und  1912  zu  finden  sind 
und  aus  einem  datenreichen  Aufsatz  von  Badermann  in  der  Berliner  „Textil- 
Zeitung"  vom  7.  Oktober  191 3. 
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•deutlicher  nachstehenden  Ziffern  zu  entnehmen,  die  gleichfalls  den 
Durchschnitt  der  Jahre  1905 — 1907  darstellen  (und  seither  haben  sich 
die  Verhältnisse  zugunsten  Rußlands  wohl  nur  verbessert) :  Österreich- 
Ungarn  ^)  erzeugte  48  225  Tonnen  und  ergänzte  seine  Erzeugung  durch 
eine  Einfuhr  aus  Rußland  von  18  661  Tonnen,  Belgien  brachte 
II 822  Tonnen  hervor  und  bezog  zur  Ergänzung  aus  Rußland 
50  919  Tonnen,  Großbritannien  und  Irland  gewannen  11  516  Tonnen, 
und  führten  aus  Rußland  57  951  Tonnen  ein,  Frankreich  gewann 
20  709  Tonnen  imd  erhielt  aus  Rußland  43  758  Tonnen,  Deutsch- 
land brachte  21  709  Tonnen  hervor  und  bezog  aus  Rußland  50  935 
Tonnen. 

Im  Jahre  1910  hatte  Rußland  eine  Flachserzeugung  von 
572  580  Tonnen  zu  verzeichnen,  und  im  Jahre  1909  betrug  die  russische 
Ausfuhr  von  Flachs  sowie  Flachshede  und  Flachswerg  2,80  Millionen  q 
für  67,92  Millionen  Rubel.  Gleichzeitig  führte  Rußland  553  449  q 
HanfundHanfwergfüri2,43MillionenRubelaus.  Die  italienische 
Hanf  ausfuhr  erreichte  im  Durchschnitt  der  Jahre  1904 — 1908  470  697  q 
^lnd  im  Jahre  1910  530  737  q  für  52,7  Millionen  Lire.  Die  gesamte 
italienische  Hanfgewinnung  ergab  im  Jahre  1910  auf  78  780  ha 
868  400  q,  während  der  italienische  Flachsbau  gleichzeitig  auf  angeblich 
nur  9000  ha  31  220  q  lieferte.  Die  indische  Hanfausfuhr  betrug 
im  Jahre  1910/1911  (beendet  am  30,  März)  25  000  Tonnen  und  die 
Hanf  ausfuhr  der  Philippinen  (Manüahanf)  im  Jahre  1910 
1,7  Millionen  q  für  17,34  Millionen  Golddollar.  Nach  Badermann 
waren  im  Jahre  1913  bebaut:  in  Italien  mit  Hanf  115  000  ha,  mit 
F 1  a  c  h  s  60  000  ha ;  in  Österreich  Hanf  22  300  ha,  Flachs  37  000  ha ; 
in  Ungarn  Hanf  30  000  ha,  Flachs  80  000  ha;  in  Frankreich  Hanf 
20  000  ha,  Flachs  30  000  ha;  für  das  europäische  und  asiatische  Ruß- 
land werden  als  Flachsanbaufläche  während  der  Jahre  1910 — 1912 
schätzungsweise  die  etwas  unsicheren  Ziffern  von  1,43 — 1,48  Millionen 
Hektar    angegeben. 


1)  Die  Flachsernte  des  Jahres  1908  ergab  in  Österreich-Ungarn 
in  beiden  Staaten  der  Monarchie  auf  63582  ha  439821  q,  in  dem  durch  die  tiefen 
Flachspreise  des  Jahres  1908  ungünstig  beeinflußten  Jahre  1909  nur  353584  q  auf 
55347  ha.  Dabei  entfielen  im  Jahre  1909  auf  Ungarn  126463  q  und  auf  die  beiden 
ärmsten,  noch  immer  vorwiegend  agrarischen  österreichischen  Kronländer  Galizien 
und  Bukowina  91260  q.  Die  Hanf  ernte  Österreich-Ungarns  betrug  im  Jahre  1908 
auf  89031  ha  705498  q  und  im  Jahre  1909  auf  88355  ^^  7^74^$  <3-  Hiervon  ent- 
fielen im  Jahre  1909  auf  Ungarn  566957  q,  auf  Gaüzien  und  Bukowina  der  überwiegende 
Teil  des  Restes. 


Schilder.    II.  30 
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IV.  Baumwolle. 

Baumwolle  ist  seit  Jahrzehnten  (abgesehen  von  der  nur  be- 
schränkter Verwendung  fähigen  Jute)  der  billigste  Textilstoff,  dessen 
Preise  von  grundlegender  Bedeutung  für  diegesamte  Textilindustrie  sind. 
Die  Baumwolle  kann  wegen  ihrer  viel  Arbeit  erfordernden  Erzeugung 
mit  Vorteil  fast  nur  in  I^ändern  oder  Landesteilen  mit  nicht  allzu  hohem 
Lohnniveau  gewonnen  werden.  Zu  diesem  großen  Arbeitserfordernis 
trägt  namentlich  der  Umstand  bei,  daß  bisher  noch  keine  völlig  be- 
friedigende Maschine  ersonnen  wurde,  welche  die  auch  mancherlei 
Überlegung  erfordernde  Arbeit  des  Pflückens  (Unterscheidung 
der  mehr  oder  minder  reifen  Baumwollkapseln)  mit  verhältnismäßig 
geringem  Arbeitsaufwande  besorgen  ^)  könnte. 

Bis  in  die  zweite  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  hinein 
war  die  Baumwolle  ein  Ergebnis  der  nur  mit  dem  nackten  Lebensunter- 
halt bezahlten  Sklavenarbeit  Nordamerikas  und 
Brasiliens  sowie  der  Kulilöhne  Chinas,  Indiens,  der  asiatischen 
Türkei,  Ägyptens  e.  c.  Seit  dem  nordamerikanischen  Sklavenkrieg 
ist  der  an  Umfang  riesig  gewachsene  Baumwollanbau  der  Vereinigten 
Staaten,  im  Gegensatz  zur  früheren  Plantagenkultur,  eine  Klein- 
grundbesitzer-  und  „E  ingeborenen  "-Kultur  ge- 
worden, aber  eine  der  Hauptsäulen  des  Außenhandels  und  der  Zahlungs- 
bilanz der  Union  geblieben;  der  Baumwollbau  wird  innerhalb  der  Union 
hauptsächlich  von  der  südstaatlichen  Negerbevölkerung  betrieben, 
die  im  Lohn  und  Lebensfuß  am  tiefsten  steht,  wie  ja  auch  das  Lohn- 
niveau der  südstaatlichen  Weißen  hinter  jenem  ihrer  Rassegenossen 
in  den  Nordstaaten  beträchtlich  zurückbleibt.  Dabei  ist  aber  die 
(seit  dem  tiefen  Preisstande  zu  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts)  in  kurzen  Zwischenräumen  beständig  wieder- 
kehrende internationale  Baumwollknappheit  und  Baumwollteuerung 
vor  allem  darauf  zurückzuführen,  daß  sogar  das  südstaatliche  Lohn- 
niveau und  die  Einkommensverhältnisse  der  dortigen  agrarischen  Neger- 
bevölkerung immer  mehr  in  die  Höhe  gehen  -),  Hierdurch  wird  der  auf 


^)  Die  „Kölnische  Zeitung"  brachte  im  Januar  191 2  einen  begeisterten  Artikel, 
eines  Korrespondenten  aus  NordkaroHna,  wonach  ein  nordamerikanischer  Ingenieur, 
Angus  Campbell,  nach  fünfundzwanzigjährigen  Bemühungen  eine  Maschine 
gebaut  habe,  die  unter  großer  Kosten-  und  Arbeitsersparnis  die  Baumwollfelder 
abpflücken  und  hierbei  zwischen  reifen  und  unreifen  Kapseln  unterscheiden  soll. 
Weitere  Bestätigungen  dieser  seither  auch  von  anderen  europäischen  Zeitungen 
und  Pachblättern  vielfach  erörterten  Nachricht  sind  wohl  noch  abzuwarten. 

*)  Hierzu  kommt  freilich  auch  die  Abneigung  der  südstaatlichen  Agrarbe- 
völkerung  vor  einer  Baumwollmonokultur,  indem  die  dortigen  I/andwirte- 
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dem  Preise  der  Rohbaumwolle  beruliende  Preis  der  Baumwollfabrikate 
derart  erhöht,  daß  die  ärmeren  Volksklassen  in  Asien  und  Afrika,  die 
einen  bedeutenden  Teil  der  internationalen  Baumwollwaren-Fabri- 
kation aufnehmen,  nicht  mehr  mithalten  können;  sie  müssen  ihren  Be- 
darf an  Baumwollgeweben  einschränken,  was  in  der  internationalen 
Baumwollindustrie  allerlei  krisenhafte  Verhältnisse  bewirkt. 

Solange  die  Baumwolle  (abgesehen  von  der  nur  einiger  besonderer 
Verwendungen  fähigen  Jute)  der  billigste  Textilrohstoff  bleibt  und 
nicht  etwa  in  irgendeinem  aus  Holzfaser  gewonnenen  Textil- 
material  einen  für  Massenerzeugung  tauglichen,  wohlf eueren  Ersatz^) 
findet,  wird  man  sich  mit  der  allmählichen  Verteuerung  der  für  die 
Baumwollerzeugung  verfügbaren  Arbeit  (Lohnarbeit  oder  Arbeit 
kleiner  Landwirte)  abfinden  müssen.  Aber  eben  hieraus  ergibt  sich 
die  Richtigkeit  der  früheren  Ausführungen  dieser  Anlage  über  die 
allmähliche  Hebung  des  Lohnniveausund  der  ge- 
samten Lebensverhältnisse  in  Gegenden,  die  sich  mit 
einer  viel  Arbeit  erfordernden,  bezüglich  ihres  Absatzes  so  gut  wie  völlig 
gesicherten  Rohstoffproduktion  ^)  befassen :  Der  Süden  der  Vereinigten 
Staaten  mit  seiner  früheren  Sklaven-  und  Plantagenwirtschaft  wurde 
dank  der  Tragfähigkeit  des  Baumwollgeschäftes  ein  Gebiet  verhältnis- 
mäßig behäbigen  Kleingrundbesitzes  und  schwarzen 
Bauerntums.  Ähnliche,  wenn  auch  minder  günstige  Entwicklungen 
sind  in  den  Baumwollgebieten  Brasiliens  zu  verzeichnen.  Der 
großartige     wirtschaftliche     Aufschwung     Ägyptens     seit    der 


neben  der  Baiimwolle  auch  allerlei  Nährpflanzen,  wie  Mais  und  andere  Getreide- 
arten, anbauen.  Vgl.  hierüber  Abteilung  I  und  II f  des  III.  Kapitels  des  vor- 
liegenden Bandes,  Seite  73  und  149.  Der  geradezu  entscheidende  Anteil 
der  Vereinigten  Staaten  an  der  gesamten  Baumwollerzeugiing  der  Erde 
und  die  verhältnismäßig  großen  Anteile  einer  Reihe  von  Ländern  mit  zweifellos 
niedrigem  Lohnniveau  sind  (nach  einer  Zusammenstellung  im  ,,Moniteur 
offidel  du  commerce"  vom  19.  Oktober  191 1)  folgenden  Ziffern  zu  entnehmen:  Im 
Jahre  1910  (oder  vielmehr  1909/1910)  wurde  die  Welt- Baumwollernte  auf  17,52  Milli- 
onen Ballen  Baumwolle  zu  225  kg  berechnet.  Hiervon  entfielen  auf  die  Vereinigten 
Staaten  10,15,  Britisch  Indien  3,70,  Ostasien  (China,  Japan,  Korea,  Französisch 
Hinterindien)  1,31,  Ägypten  1,28,  Russisch  Asien  0,77,  Kleinasien,  verschiedene 
amerikanische  Länder  e.  c.  0,3  Millionen  Ballen.  Die  Weltemte  des  Jahres  19 11 
(oder  vielmehr  1911/1912)  war  sogar  auf  21,46  Millionen  Ballen  berechnet  worden, 
indem  die  Vereinigten  Staaten  um  3,5  5  Millionen  Ballen  mehr,  Indien  um  o,54MiUionen 
weniger  und  die  übrigen  Erzeugungsländer  fast  i  Million  mehr  lieferten. 

1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  III  der  Anlage  XX  im  vorliegenden  Bande,  Seite  543. 

*)  Vgl.  über  Erzeugung  wertvoller.  Rohstoffe  noch  Abteilung  I  des  I.  Kapitels 
im  vorliegenden  Bande. 

30* 
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britischen  Okkupation  im  Jahre  1882  fand  seine  kräftigste  Stütze 
in  der  Steigerung  der  Baumwollproduktion  und  der  Werterhöhung 
dieses  im  Nillande  in  besonders  wertvollen  Sorten  gewonnenen  Textil- 
rohstoffes  ^).  Auch  der  (in  dieser  Anlage  bereits  gelegentlich  der  Aus- 
führungen über  die  Seidenzucht  erwähnte)  wirtschaftliche  Aufschwung 
der  europäischen  und  asiatischen  Türkei  wurde  außerdem  nicht 
wenig  durch  die  Fortschritte  der  Baumwollproduktion  in  Mazedonien^), 
dem  westlichen  Kleinasien,  Cüicien  e,  c.  gefördert.  Die  Kulüöhne  und 
der  niedrige  Lebensfuß  der  Agrargebiete  Chinas  und  Indiens  haben 
freüich  in  der  seit  dem  Sklavenkriege  (1861 — 1865)  verflossenen  Zeit 
noch  keine  besondere  Erhöhung  erfahren.  Bndlich  sind  in  den  letzten 
anderthalb  Jahrzehnten  mehr  oder  weniger, erfolgreiche  offizielle  und 
private  Bestrebungen  zu  verzeichnen,  die  das  Ziel  verfolgen,  in  den 
zentralafrikanischen  Kolonien  der  europäischen 
Mächte  zwischen  Sahara  und  Kalahari  (namentlich  in  Nigeria,  Togo, 
Britisch  Ostafrika,  Uganda,  Deutsch  Ostafrika  usw.)  den  Baumwoll- 
anbau als  „Eingeborenenkultur"  einzubürgern  oder  ihn  dort,  insoweit 
er  schon  vorhanden  ist,  zu  fördern.  Hier  wäre  zu  erinnern  an  die 
„British  Cotton  Growing  Association"  und  an  die 
nach  ihrem  Beispiele  begründeten  deutschen,  französischen,  itali- 
enischen Vereinigungen.  Alle  diese  Bestrebungen  beziehen  sich 
vorwiegend  auf  Gebiete  mit  niedrigem  Lohnstand  und  Lebensfuße 
sowie  vielfach  noch  naturalwirtschaftlichem  Charakter. 

V.  Tabak. 

Der  Tabakbau  gehört  gleichfalls  zu  jenen  viel  Arbeit  erfordernden 
Produktionen,  die  sich  immer  mehr  auf  Länder  oder  Landesteile  mit 
verhältnismäßig  niedrig  en  Löhnen  und  Arb  eits  einkomm en  b  eschränken . 
Die  große  Tabakproduktion  der  Vereinigten  Staaten  (im 
Jahre  1909  430  Mülionen  q  für  496  Millionen  Franken)  beruht,  ab- 
gesehen von  beträchtlichen  Schutzzöllen,  auf  den  verhältnismäßig 
niedrigen  Löhnen  und  Arbeitseinkommen  der  Südstaaten.  In  Europa 
findet  sich  der  Tabakbau  vorzugsweise  in  ärmeren  Agrargebieten, 
wie  Süditalien,  Ungarn,  Dalmatien,  Bosnien- 
Herzegow  ina,    die    Balkanstaaten    samt  der  europä- 


1)  Vgl.  über  die  wohltätige  Anregung,  die  der  Baumwollbau  dem  ägypti- 
schen Wirtschaftsleben  hat  zuteil  werden  lassen,  Abteilung  III  des  VII.  Kapitels 
im  I.  Bande  des  vorUegenden   Buches. 

*)  Griechenland  (und  wohl  auch  Bulgarien)  wird  von  19 13  an  nur  auf  jenen 
Grundlagen  weiter  zu  arbeiten  brauchen,  die  bereits  unter  türkischer  Herrschaft 
gelegt  wurden. 
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ischen  und  asiatischen  Türkei^),  und  außerhalb  Europas  noch  ins- 
besondere in  Persien,  Indien,  China,  Holländisch 
Ostindien,  Philippinen  mit  ihren  Kulilöhnen  und  ihrem 
niedrigen  landwirtschaftlichen  Arbeitseinkommen.  Die  bedeutende 
Tabakerzeugung  Kubas  hat  zur  Zeit  der  Sklavenwirtschaft  be- 
gonnen. Infolge  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges,  den  die  Insel  seit 
der  Losreißung  von  Spanien  im  Jahre  1898  erfahren  hat,  ist  auch  das 
dortige  landwirtschaftliche  Lohn-  und  Arbeitseinkommen  bedeutend 
gestiegen;  wenn  sich  nichtsdestoweniger  der  kubanische  Tabakbau 
auchseitherbefriedigend  entwickelte,  ist  dies  folgenden  drei  Umständen 
zuzuschreiben:  den  Vorzugszöllen  der  Vereinigten  Staaten  für  kuba- 
nische Waren,  der  durch  den  Faktor  der  „Sortenverschiedenheit"  ^) 
bedingten  Nachfrage  nach  kubanischem  Tabak  und  dem  gerade  durch 
den  wirtschaftlichen  Aufschwung  geförderten  starken  Inlandsver- 
brauche. Jedenfalls  ist  das  Lohnniveau  sowie  das  gesamte  landwirt- 
schaftliche Arbeitseinkommen  in  Kuba,  geschweige  denn  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  höher  als  in  den  anderen  wichtigen  amerikanischen 
Tabakerzeugungsgebieten  Mexiko,  Kolumbien,  Venezuela,  Brasilien. 
In  dem  (am  30.  Juni  beendeten)  Fiskaljahre  1911/1912  betrug  die 
Ausfuhr  Kubas  an  Tabak  und  Tabakfabrikaten  rund  126  Millionen 
Franken,  darunter  54,1  Millionen  Franken  für  Rohtabak. 

So  betrug  in  Brasilien  blos  die  Tabakausfuhr  im  Jahre  1909 
298  000  q,  in  Österreich-Ungarn  die  Tabakernte  im  Jahre 
1908  rund  870  000  q,  wovon  freüich  auf  Ungarn  allein  rund  755  000  q 
und  der  Rest  auf  ärmere,  größtenteüs  agrarische  Kronländer,  wie 
Galizien,  Dalmatien  und  Bosnien-Herzegowina,  entfielen.  Demgegen- 
über hatte  das  sonst  in  landwirtschaftlicher  Beziehung  so  leistungs- 
fähige Frankreich  im  Jahre  1908  nur  eine  Tabakemte  von 
227  000  q  zu  verzeichnen  ^),  Italien  im  Jahre  1905  gar  nur  eine 
solche  von  71  000  q,  und  Belgien  erzeugte  im  Jahre  1908  rund 
38  700  q  Tabak. 

Die  Tabakgewinnung  der  Türkei  wurde  zu  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts auf  250 — 300000  q  und  im  Jahre  1911  auf  etwa  500000  q 


1)  Wiclitige  Tabakgebiete  der  ehemaligen  europäischen  Türkei  sind  seit  den 
beiden  Balkankriegen  von  1912/1913  in  den  Besitz  Griechenlands,  Bulgariens, 
Serbiens  usw.  gekommen. 

2)  Vgl.  Abteilung  V  der  XV.  Anlage  des  vorliegenden  Bandes. 

')  Eine  Notiz  im  „Temps"  vom  19.  Juni  1912  „1,3.  culture  des  tabacs  ^trangers 
en  France"  schätzt  die  Tabakgewinnung  Frankreichs  auf  17 — 2oÄIilhonen  Kilogramm, 
während  z.  B.  im  Jahre  191 1  die  französische  Tabakeinfuhr  28  Millionen  Ealogramm 
betrug. 
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geschätzt,  bei  einem  Inlandsverbrauche  von  rund  80000  q.  Doch  waren 
wohl  alle  diese  türkischen  Ziffern  viel  zu  niedrig,  da  dort  auch  außerhalb 
der  von  der  Tabakregie  geübten  Kontrolle  Erzeugung  und  Verbrauch 
von  Tabak  sehr  bedeutend  sind.  Das  im  Vergleich  zur  Türkei  weit 
kleinere  Griechenland  hat  in  den  letzten  Jahren  die  verhältnis- 
mäßig starke  Tabak erzeugung  von  etwa  90  000  q  aufzuweisen.  Weniger 
bedeutend  waren  die  Tabakernten  Serbiens,  Bulgariens 
und  Rumäniens,  die  im  Jahre  1910  19  600  q,  23  000  q  und 
70  248  q  betrugen.  Weit  größer  ist  die  Tabak  erzeugung  Rußlands 
(im  Jahre  1909 :  957  267  q)  sowie  jene  Javas  und  Sumatras 
(im  Jahre  1908:  537  200  q).  Demgegenüber  ist  die  deutsche  Tabak- 
ernte des  Jahres  1909  von  281  780  q  klein  zu  nennen,  insbesondere 
wenn  man  sie  mit  der  gleichzeitigen  deutschen  Tabakeinfuhr  von 
762  447  q  für  132,1  Millionen  Mark  vergleicht.  Dagegen  will  in 
Australien  mit  seinen  glänzenden  Arbeitsmarktverhältnissen 
der  Tabakbau,  trotz  der  von  der  Bundesregierung  bewilligten  Prämie 
von  zwei  Pence  für  das  englische  Pfund  ^),  nicht  in  die  Höhe  gehen. 
Er  lieferte  rund  13  000  q  im  Jahre  1906/1907, 3000  q  im  Jahre  1907/1908 
und  6000  q  im  Jahre  1908/1909.  Nur  980  ha  waren  1911/1912  in 
Australien  mit  Tabak  bepflanzt. 

VI.  Hopfen. 

Der  europäische  |Hopfenbau  in  Südengland,  Böhmen, 
Bayern  e.  c.  ist  in  hohem  Maß  auf  Gelegenheitsarbeiter  angewiesen, 
die  öfters  sogar  städtischen  Verhältnissen  entstammen  und  gegen  be- 
scheidene Entlohnung  die  mühevollen  Erntearbeiten  besorgen.  Wenn 
sich  auch  unter  den  für  die  Arbeiterschaft  günstigeren  Verhältnissen 
der  Vereinigten  Staaten  ein  namhafter  Hopfenbau  ent- 
wickelt hat,  so  ist  dies  wohl  hauptsächlich  dem  dortigen  hohen  Hopfen- 
zolle zuzuschreiben.  Dieser  beträgt  nämlich  sechzehn  Cents  für  das 
englische  Pfund,  gleich  1,83  Franken  für  das  Kilogramm  ^).  Immerhin 
stand  im  Durchschnitte  der  fünf  Eiskaijahre  von  1907/1908  bis 
1911/1912  einer  Hopfenausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  von  2,61 
Millionen  Dollar  eine  Einfuhr  dieses  Artikels  von  1,95  Millionen  gegen- 

1)  Vgl.  „Berichte  über  Handel  und  Industrie",  Band  XVI,  Heft  3  „Wirtschaft- 
liche Verhältnisse  und  Handel  des  Australischen  Bundes  in  den  Jahren  1908  und 
1909",  Seite  154. 

'^)  In  Deutschland  galten  in  den  letzten  Jahren  150 — 170  Mark  für  50  kg  als 
gute  Mittelpreise  und  300  Mark  als  drückender  Hochpreis  gelegentlich  der  Mißernte 
des  Jahres  191 1;  demnach  entspricht  der  Zoll  der  Vereinigten  Staaten  etwa 
hundert  Prozent  des  Wertes  vom  Mittelpreis  und  50  Prozent  vom  Hochpreise. 
Unter  solchen  Umständen  bilden  auch  die  hohen  I^öhne  der  Union  kein  Hindernis. 
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Über.  Sogar  der  deutsche  Hopfenbau  geht  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten trotz  eines  nicht  ganz  unbeträchtlichen  Zollschutzes  (seit 
1906  zwanzig  Mark  für  100  kg)  langsam,  aber  unaufhaltsam  zurück. 
Er  umfaßte  noch  im  Jahre  1885  eine  Fläche  von  47  000  ha,  im  Jahre 
1912  nur  noch  rund  27,000  ha;  speziell  in  Baden  sank  die  Anbaufläche 
von  2130  ha  im  Jahre  1889  auf  1036  ha  im  Jahre  1911.  Dagegen  er- 
reichte i.  J,  igi2  in  Österreich  der  Hopfenanbau  20  304  ha  und 
nimmt  in  Rußland  mit  seinen  niedrigen  I^öhnen  beständig  zu. 

Beispielsweise  seien  noch  die  Ergebnisse  der  Hopfenernten 
des  Jahres  1910  (1911  war  für  den  europäischen  Kontinent  ein  Jahr 
der  Miß-  und  Minderernten)  erwähnt,  Sie  betrugen  in  Zentner  zu  50  kg : 
Deutsches  Reich  398  300  (davon  Bayern  221  600),  Österreich-Ungarn 
305  000,  Frankreich  45  000,  Belgien  und  Holland  48  000,  Rußland 
60000,  europäisches  Festland  856300;  Großbritannien  302600, 
Vereinigte  Staaten  405  000,  Australien  12  000;  Welthopfenernte  des 
Jahres  1910  i  575  900,  die  des  Jahres  1911  nur  i  286  700,  die  von 
1912  wiederum  günstiger  mit  i  950  000  Zentner  zu  50  kg. 

Vn.  Zuckerrüben  und  Zuckerrohr. 

Besonders  interessant  sind  die  Verschiebungen,  welche  durch  die 
Verteuerung  landwirtschaftlicher  Arbeit  im  internationalen  Zucker- 
geschäfte  herbeigeführt  wurden  ^).  Namentlich  in  Kanada 
und  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  die  Erzeugung 
von  Rübenzucker  (aber  auch  jene  von  Rohrzucker),  im  Verhältnis 
zur  großen  Einfuhr  von  Rohzucker  zum  Raffinieren,  gering  geblieben. 
Seit  dem  Handelsvertrage  der  Vereinigten  Staaten  mit  Kuba  vom 
12,  Dezember  1902,  mit  seinen  Vorzugszöllen  für  kubanischen  Zucker, 
ist  noch  überdies  die  Schutzwirkung  der  Zuckerzölle  der  Union 
verringert  worden.  Von  der  umfangreichen  und  beständig  zunehmen- 
den Produktion  mehrerer  Zuckererzeugungsländer  mit  niedrigen 
landwirtschaftlichen  Arbeitskosten  oder  sogar  Kulilöhnen,  die  der 
Union  wirtschaftlich  und  politisch  angegliedert  wurden,  wie  namentlich 
Hawai,  Portorico,  Philippinen,  muß  hier  abgesehen 
werden.  Denn  der  Wettbewerb  dieser  Gebiete  verschärft  nur  die 
Schwierigkeiten,  womit  die  Zuckerproduktion  in  dem  hier  allein  in 
Frage  kommenden  kontinentalen  Hauptkörper  der  Vereinigten  Staaten 
zu  kämpfen  hat.  Bemerkenswert  sind  auch  die  Schwierigkeiten,  welche 
die  Zuckerproduktion  in  anderen  Ländern  mit  hohem  Lohnstande  und 


1)  Vgl.  über  die  Einwirkung  des  steigenden  landwirtschaftlichen  lK)hnniveaus  auf 
■die  Zuckerindustrie  Europas  und  insbesondere  Frankreichs  J.  Wilhelm,  „Interessen- 
verschiebung in    der  Zuckerindustrie"   im   ,,Öster.   Volkswirt"   vom  2.   März  1912. 
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landwirtschaftlichen  Arbeitseinkommen  zu  bewältigen  hat.  Argen- 
tinien half  sich  mittels  vorübergehender  Zollermäßigungen  ^), 
Australien  (Commonwealth)  mittels  hoher  Prämien  auf  den  von 
weißen  Arbeitskräften  erzeugten  Queensländer  Rohrzucker,  und  um 
diese  Prämien  erhöhte  sich  die  Zuckerverbrauchsteuer  in  entsprechen- 
dem Ausmaße.  Aber  Neuseeland  hat  sich  seit  September  1907 
zu  gunsten  des  Verbraucherinteresses  entschieden  und  Zucker  auf  die 
Freiliste  gesetzt.  Die  gleiche  Entscheidung  hat  der  Underwood- 
Tarif  der  Vereinigten  Staaten  vom  3.  Oktober  191 3  gefällt,  wonach 
Zucker  und  Melasse  vom  i.  Mai  1916  an  völlige  Zollfreiheit  und  bereits 
vom  I.  März  1914  an  Zollerleichterungen  genießen  sollen.  Im 
australischen  Bund  wurde  durch  die  „Sugar  Bounty  Aboli- 
tion Act  1912"  vom  24.  Dezember  1912  (in  Kraft  seit  25.  Juli  1913) 
das  Zuckerprämiengesetz  von  1905,  zugleich  mit  der  zur  Bezahlung 
der  Prämien  dienenden  Verbrauchsabgabe  auf  Zucker,  aufgehoben. 
In  den  europäischen  Rübenzuckerländern  wurde  die 
Einwirkung  der  steigenden  landwirtschaftlichen  Arbeitslöhne  und 
Arbeitskosten  lange  Zeit  durch  den  Wettkampf  der  Ausfuhrprämien 
verschleiert.  Als  aber  vom  i.  September  1903  an  die  Prämienwirtschaft 
infolge  der  ersten  Brüsseler  Zuckerkonvention  (vom  5.  März  1902)  vom 
Schauplatze  verschwand,  ergab  sich  sehr  bald  eine  Lähmung  der 
französischen  Zuckerindustrie  ^) ;  diese  wurde  durch  die  hohen 
Arbeitskosten  des  dortigen  Zuckerrübenbaues  immer  mehr  auf  den 
Inlandsmarkt  beschränkt,  dessen  Aufnahmsfähigkeit  freüich  durch 
erhebliche  Steuerherabsetzungen  beträchtlich  zunahm.  Wenn 
Deutschland,  trotz  der  auch  dort  beständig  steigenden  land- 
wirtschaftlichen Arbeitslöhne,  bisher  seine  Zuckerproduktion  steigern 


^)  Vgl.  über  zwei  argentinische  Zollermäßigungen  für  ausländischen  Zucker 
während  der  ersten  Halbjahre  von  1910  und  191 1  „Deutsches  Handelsarchiv",  April- 
heft 1910  und  Märzheft  191 1.  Ein  argentinisches  Gesetz  vom  21.  Februar  19 12  gibt 
der  Regierung  für  immer  die  Ermächtigung  zu  Zollermäßigungen  bis  zum  Mindest- 
satz von  0,07  Goldpesos  für  i  kg,  sobald  der  Verkaufspreis  im  Großhandel  für  Zucker 
in  Säcken  aus  den  Raffinerien  in  Buenos  Aires  4,10  Pesos  für  i  o  kg  übersteigt.  Dieser 
Mindestzollsatz  soU  übrigens  in  allmählicher  Herabsetzung  von  19 12  bis  1921  der 
Normalsatz  für  die  argentinische  Zuckereinfuhr  werden.  Der  Zollsatz  für  Raffinade 
wurde  für  das  Jahr  vom  i.  Juni  1912  bis  31.  Mai  191 3  mit  0,088  Goldpesos  bemessen. 
Im  zweiten  Halbjahr  191 3  drängte  in  Argentinien  eine  starke  populäre  Strömung 
auf  Beschleunigung  dieser  Zollermäßigungen. 

*)  Noch  in  der  Kampagne  1900/1901  hatte  Frankreich  eine  Erzeugung; 
von  10,40  Millionen  q  Zucker  und  eine  Ausfuhr  von  5,67  MilHonen  q  zu  verzeichnen; 
diese  Ziffern  waren  1910/1911  bei  günstigen  Witterungsverhältnissen  auf  7,23  und 
1,62  Millionen  q  gesunken;  vergl.  noch  hierüber  die  Schlußbemerkungen  von  Ab- 
teilung VIII  dieser  Anlage. 
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und  sogar  seine  Ausfuhrfähigkeit  in  Zucker  zum  großen  Teile  behalten 
konnte  ^),  so  verdankte  es  dies  nicht  nur  bedeutenden  Steuerermäßi- 
gungen, sondern  auch  dem  starken,  von  den  deutschen  Regierungen 
sorgfältig  und  rücksichtslos  geregelten  Zuströme  von  Wanderarbeitern 
aus  Österreich-Ungarn  und  Rußland. 

Österreich-Ungarn  genießt  gegenwärtig,  dank  seines 
im  allgemeinen  niedrigeren  landwirtschaftlichen  Lohnniveaus,  den 
Vorteil  aus  den  Arbeiterschwierigkeiten  der  Zuckererzeugungsländer 
mit  höheren  agrarischen  Lohnsätzen  ^).  Innerhalb  Österreich-Ungarns 
macht  sich  aber  bereits  eine  langsame  Verschiebung  des  Schwerpunktes 
der  Zuckerindustrie  von  Westen  nach  Osten  bemerkbar,  indem  die 
Zuckerindustrie  in  Ungarn^),  Galizien  und  der  Bukowina  bemerkens- 
werte Fortschritte  aufweist. 

Allmählich  dürfte  aber  Rußland  mit  seinem  vorläufig  noch 
fast  unerschöpflich  scheinenden  Reservoir  billiger  landwirtschaftlicher 
Arbeitskräfte  das  bedeutsamste  Erzeugungsgebiet  für  Rübenzucker, 
vielleicht  sogar  für  Zucker  überhaupt  werden  *).    Hat  es  doch  bereits 


^)  In  der  Kampagne  1 900/1 901  betrug  die  deutsche  Zuckerproduktion 
18,75  ^^^  1901/1902  sogar  22,93,  ^^  gleichzeitige  Zuckerausfuhr  (in  Rohzucker 
berechnet)  11,44  vmd  12,14  Millionen  q.  In  der  günstige  Witterungsverhältnisse 
aufweisenden  Kampagne  1910/1911  war  zwar  die  Zuckererzeugung  auf  25,9oMilhonen 
q  gestiegen,  aber  die  Zuckerausfuhr  auf  11,16  Millionen  q  gesunken.  Noch  im  Jahre 
1 905/1 906  hatte  die  deutsche  Zuckerausfuhr  11,45  Millionen  q  erreicht.  So  außer- 
ordentlich ungünstige  Campagnen  mit  Mißwachs  der  Zuckerrüben,  wie  sie  1911/1912 
in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  1912/1913  in  Rußland  zu  verzeichnen 
waren,  bleiben  hier  natürlich  außer  Betracht. 

*)  Österreich-Ungarn  hatte  in  der  Kampagne  1899/ 1900  eine  Zucker- 
erzeugung von  rund  13  und  eine  Ausfuhr  von  6,5  Millionen  q  zu  verzeichnen.  Diese 
Ziffern  waren  1910/1911  auf  15,2  und  8,1  Millionen  q  gestiegen.  Im  Gegensatze  zu 
Deutschland  und  Frankreich  hat  Österreich-Ungarn  seit  der  ersten  Brüsseler  Zucker- 
konvention vom  5.  März  1902  seine  hohe  Verbrauchssteuer  (38  Kronen  für  100  kg 
Raffinade)  nicht  ermäßigt. 

*)  Vgl.  in  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  6.  April  1912  ,,Die  Neugründungen 
in  der  ungarischen  Zuckerindustrie". 

*)  Rußland  hatte  im  Durchschnitt  der  vier  Jahre  1898 — 1901  eine  Zucker- 
erzeugung von  9,21  und  eine  Zuckerausfuhr  von  1,14  Millionen  q  zu  verzeichnen. 
Das  Jahr  1910/1911  war  nicht  mehr  durch  die  Störungen  des  Krieges  mit  Japan 
sowie  der  russischen  Revolution  und  auch  durch  keine  Rübenmißernte  ungünstig 
beeinflußt.  In  diesem  Jahre  belief  sich  die  Zuckererzeugung  Rußlands  auf  21,4  und 
die  russische  Zuckerausfuhr  auf  3,65  MilHonen  q.  Diese  Ausfuhr  hatte  zwar  im  Jahre 
1909/19 10  kaum  eine  Million  q  erreicht,  umfaßte  dagegen  im  Jahre  1908/ 1909  rund 
drei  und  im  Jahre  1907/1908  sogar  3,25  Millionen  q.  Die  fast  ebenso  bedeutenden 
Ziffern  der  Kampagne  1911/1912  machen  es  wahrscheinlich,  daß  man  es  im  Jahre 
1910/1911  nicht  mit  einem  Ausnahmsfall  zu  tun  hatte. 
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die  Schicksale  der  zweiten  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  28.  August 
und  19.  Dezember  1907  in  hohem  Maße  und  diejenigen  der  dritten  vom 
17.  März  1912  in  entscheidender  Weise  beeinflußt. 

VIII.  Safran;  französische  Agrarstatistik. 

Auch  der  Safran  bildet  ein  bemerkenswertes  Beispiel  für  jene 
Handelspflanzen  und  pflanzlichen  Erzeugnisse,  deren  Anbau  und  Ge- 
winnung, weil  ungemein  mühsam  und  arbeitsreich,  immer  mehr  nach 
Ländern  mit  niedrigem  landwirtschaftlichen  Arbeitseinkommen  ab- 
rückt. Der  dem  Orient  entstammende  Anbau  dieses  Gewürzes  wurde 
früher  in  Mittel-,  West-  und  Südeuropa,  namentlich  in  Frankreich, 
vielfach  betrieben.  Doch  hat  sich  die  Safrangewinnung  im  I^aufe  des 
19.  Jahrhunderts,  mit  der  allgemeinen  Steigerung  landwirtschaftlicher 
lyöhne  und  mit  der  Werterhöhung  landwirtschaftlicher  Arbeit  über- 
haupt, immer  mehr  auf  Spanien  mit  seinen  minder  günstigen 
landwirtschaftlichen  Verhältnissen  beschränkt;  der  Anbau  in  den 
anderen  Erzeugungsländern  spielt  auf  dem  Safranmarkte  gegenwärtig 
nur  eine  Nebenrolle.  Die  spanische  Safranernte  betrug  im  Jahre  1910 
107  000  kg.  In  Barcelona  wurde  im  Februar  191 1  Safran  je  nach  der 
Sorte  mit  62 — 124  Pesetas  für  das  Küogramm  bewertet.  Der  im  all- 
gemeinen minder  hochgeschätzte  mazedonische  Safran  kostete  im 
Jahre  1910  in  Salonich  100 — iio  Franken  für  das  Küogramm,  Der 
Wert  der  spanischen  Safranausfuhr  betrug  im  Durchschnitt  der 
vier  Jahre  1908 — 1911  rund  10,1  Millionen  Pesetas,  Ein  nord- 
amerikanischer Konsularbericht^)  gibt  „für  die  letzten  Jahre"  die 
spanische  Safranernte  mit  durchschnittlich  141  300  kg  und  die 
Safranausfuhr  Spaniens  mit  80  800  kg  an. 

Besonders  lehrreiche  Ziffern  sind  begreiflicherweise  der  fran- 
zösischen Agrarstatistik  zu  entnehmen ;  diese  weist 
auf  den  Rückgang  arbeitsintensiver  Kulturen  (mit  geringen  Aussichten 
für  arbeitsparende  Maschinen)  in  einemLande  hin,  dessen Landarbeiter- 
löhne  eine  beständig  steigende  Tendenz  aufweisen.  Sind  doch  in  ein- 
zelnen Gegenden  Frankreichs  Landarbeiter  überhaupt  nicht  mehr  zu 
finden!  In  der  Periode  1862 — 1908  sanken  die  der  Tabakkultur 
Frankreichs  gewidmeten  Flächen  von  18  000  ha  mit  252  000  q  Ertrag 
auf  16  090  ha  mit  227  050  q  Ertrag,  Gleichzeitig  verminderte  sich  die 
mit  Hopfen  bestellte  Fläche  von  5000  ha  mit  66  000  q  auf  3030  ha 
mit  5 1 570  q  Ertrag.  Sehr  bedeutend  war  der  Rückgang  der  französischen 


^)  Siehe  in  „Daily  Consular  aud  Trade  Reports"  vom   18.  April   191 3   „Spanish 
saffron  industry". 
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Hanf-  und  Flachskulturen  i)  in  der  Periode  1840 — 1908, 
nämlich  bei  Hanf  von  176  000  ha  auf  15  030  ha  (bei  gleichzeitiger  Er- 
tragszunahme für  den  Hektar  von  364  auf  933  kg),  bei  Flachs  von 
98  000  ha  auf  28  570  ha  (bei  gleichzeitiger  Ertragszunahme  von  375  kg 
auf  760  kg  für  den  Hektar).  Während  des  Zeitraumes  1840 — 1901 
erweiterte  sich  zwar  der  viel  Arbeit  erfordernde  Anbau  der  Zucker- 
rüben trotz  des  hohen  Standes  der  französischen  lyandarbeiterlöhne 
in  beträchtlichem  Ausmaße,  nämlich  von  iio  000  ha  auf  28  000  ha; 
doch  ist  dies  keineswegs  eine  Ausnahme  von  der  hier  dargestellten 
Regel,  sondern  eine  Folgeerscheinung  der  die  regelmäßigen  Verhältnisse 
auf  den  Kopf  stellenden  Zuckerausfuhrprämien.  Bereits  in  der  ersten, 
von  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  beeinflußten 
Kampagne  1902/1903  (die  Wirkung  der  Konvention  wurde  eskomptiert, 
da  sie  erst  am  i.  September  1903  in  Kraft  trat)  war  die  französische 
Anbaufläche  für  Zuckerrüben  auf  238  000  ha  und  1910/1911  sogar  auf 
229  000  ha  herabgesunken,  wobei  noch  ein  nicht  geringer  Teil  der 
französischen  Zuckerrüben  in  der  lohnenderen  Branntweinbrennerei 
unmittelbar  verwendet  wird.  Überdies  betrug  in  der  Kampagne 
1910/1911  die  vorwiegend  aus  den  französischen  Rohrzucker-Kolo- 
nien stammende  Zuckereinfuhr  Frankreichs  bereits  1,32  Millionen  q 
Rohzucker  bei  einer  französischen  Zuckerausfuhr  von  nur  1,62 
Millionen  q. 

IX.  Esparto  und  Crin  d'Afrique. 

Schließlich  wäre  hier  noch  das  zu  Korbflechtereien,  Seüerarbeiten, 
Fischernetzen,  Gebirgsschuhen  und  namentlich  als  Rohmaterial  der 
Papierfabrikation  verwendete,  vielbegehrte  Espartogras 
(stipa  tenacissima)  und  der  daraus  hergestellte  Faserstoff  Alfa  sowie 
das  als  Polsterungsmaterial  für  Möbel  und  Matratzen 
benützte  Crin  d'Afrique    (Crin  vegetal)  zu  erwähnen. 

Esparto  wird  in  den  trockenen  Gebieten  der  Pyrenäenhalbinsel, 
besonders  aber  in  den  weiten  Steppen-  und  Wüstengebieten  der 
Barbareskenländer  gefimden.  Das  Sammeln  dieses  wüd  wachsenden 
Grases  ist  so  mühsam,  daß  es  für  die  dortigen  Bevölkerungen,  nament- 
lich in  Tripolitanien  2)^  hauptsächlich  nur  einen  Notbehelf  in  Zeiten 


^)  Dem  am  Ende  der  Abteilmig  III  dieser  Anlage  genannten  Badermann 
sind  dort  etwas  höhere  Ziffern  der  französischen  Anbataflächen  für  Hanf  und  Flachs  im 
Jahre  191 3  entnommen,  die  aber  noch  immer  weit  niedriger  sind  als  jene  von  1840. 

*)  Vgl.  den  hierüber  etwas  ausführlicheren  Jahresbericht  des  österreichisch- 
ungarischen  Konsulates  in  Tripolis  über  das  Jahr  1900,  Seite  2 — 4  und  11,  worin 
der  Durchschnittspreis  des  Esparto  mit  5,66  Franken  das  q  angegeben  wird.  Im 
Berichte  des  genannten  Konsulates  über  das  Jahr  1902  wird  der  Espartopreis  für 
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schlechter  Getreideernten  bildete;  daher  steigen  Gewinnung  und 
Ausfuhr  in  gleichem  Maße,  in  welchem  die  Getreideernten  zu 
wünschen  übrig  lassen  und  umgekehrt. 

Auch  die  Blätter  der  Zwergpalme  (Chamaerops  humilis), 
die  in  Algerien  an  der  Küste  und  auf  den  Bergen,  in  sandigem  sowie 
auf  reichem  und  tiefem  Boden  massenhaft  vorkommt  und  vor  der 
französischen  Kolonisierung  noch  viel  ausgebreiteter  war,  werden 
von  den  Eingeborenen  nur  dann  gesammelt,  wenn  diese  durch 
ungünstige  Ernten  bedrückt  oder  sonst  in  Notlagen  sind.  Die  Zwerg- 
palmblätter werden  in  lange,  biegsame  Fäden  geschnitten,  die  unter 
dem  Namen  Crin  d'Afrique  als  Polsterungsmaterial  (und  zu 
Reinigungszwecken)  stark  verwendet  werden.  Der  Eingeborene 
erhält  aber  für  loo  kg  gesammelter  Blätter  von  den  die  Fäden  her- 
stellenden Fabrikanten  nur  etwa  zwei  Franken,  während  sich  der 
Fabrikant  für  loo  kg  Fäden  vom  algerischen  Exporteur  bereits 
4,5  bis  5  Franken  bezahlen  läßt  und  dieser  wiederum  von  den  europä- 
ischen und  nordamerikanischen  Importeuren  (im  ersten  Quartal 
1912)  7,5  Franken  erhält^).  Die  erwähnten  Verwendungen  des  Zwerg- 
palmenblattes datieren  seit  1847,  doch  zur  Ausfuhr  von  Crin  d'Afrique 
kam  es  erst  im  Jahre  1875,  Die  algerische  Ausfuhr  betrug  im  Jahre 
1908  255  275  q,  im  Jahre  1909  279  580  q  und  im  Jahre  1910  340  641  q. 


1901  mit  5,72,  für  1902,  infolge  schlechterer  Beschaffenheit  des  gesammelten  Materials, 
nur  mit  4,66  Franken  das  q  beziffert.  Nach  dem  Berichte  des  deutschen  Konsulat» 
in  Tripolis  über  das  Jahr  igii  (siehe  „Deutsches  Handelsarchiv",  Berichte,  Maiheft 
191 2,  Seite  326)  betrug  die  dortige  Durchschnittsausfuhr  in  den  Jahren  1904 — 191 1 
32000  Tonnen  Esparto,  im  Jahre  1910  nur  24000  Tonnen  und  im  Kriegs  jähre  191 1 
gar  nur  17  000  Tonnen  bei  einem  Preise  von  41 — 43  Franken  die  Tonne.  Einer  italieni- 
schen Quelle  (Davide  Donvito  im  „L'Esplorazione  Commerciale"  vom  12.  Jtmi  1912} 
sind  folgende  Mitteilungen  über  Esparto  zu  entnehmen:  in  Algerien  erstreckt 
sich  die  Espartogewinnung  auf  eine  Fläche  von  ungefähr  fünf,  in  Tunesien  auf 
etwa  zwei  Millionen  Hektar.  Die  algerische  Espartoernte  stieg  von  422  000  q  im 
Jahre  1870  auf  924  600  q  im  Jahre  19 10  (ungefähr  1,16  Million  q  im  Jahre  1912)  und 
betrug  im  Jahre  1906  sogar  i  020  000  q.  Die  Espartof eider  Algeriens  und  Timesiens, 
zumeist  Staatseigentum,  werden  gegen  Raubbau  (nachlässiges  Ausreißen  mit  der 
Wurzel,  unzeitgemäßes  Pflücken)  sorgfältig  geschützt.  Auch  in  Tripolitanien,  wo- 
die  Espartoemten  seit  Herbst  191 1  durch  den  italienischen  Eroberungsfeldzug  empfind- 
liche Störungen  erfahren  haben,  könnte  eine  planmäßig  vor  Raubbau  geschützte 
Espartogewinnung  nicht  wenig  zum  Wohlstande  des  Landes  beitragen.  Großbritannien,, 
dessen  Papierfabriken  die  Hauptabnehmer  des  Esparto  sind,  bezieht  davon  jährUch. 
um  16 — 17  MiUionen  Franken.  Auch  die  Esparto-Ausfuhr  von  Tunis  (343  000  q  im 
Jahre  1910)  und  Spanien  (443  000  q  im  Jahre  1910)  ist  nicht  unbedeutend. 

^)  Siehe  den   Bericht  des  nordamerikanischen  Konsulats  in  O  r  a  n  über   al- 
gerisches Crin  d'Afrique  in  „Daüy  Consular  and  Trade  Reports"  vom  16.  Mai  1912. 
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X.    Anhangsweise  Erörterung   der  Einwirkung,    die   ein   hohes   land- 
wirtschaftliches und  damit  auch  sonstiges  Arbeitseinkommen  auf  die 
Entstehungsmöglichkeit  und  Lebensfähigkeit  einzelner  Industrien  und 
auf  die  industrielle  Gesamtentwicklung  ausübt. 

Anhangsweise  wäre  zu  erwähnen,  daß  durch  die  landwirt- 
schaftlichen Arbeitsmarkt-  und  Wohnverhält- 
nisse (wie  die  Verwertungsmöglichkeit  agrarischer  und  sonstiger 
Arbeitskraft  überhaupt)  nicht  bloß  dieBrzeugungvon  Rohstoffen 
des  öfteren  entscheidend  beeinflußt  wird;  diese  Verhältnisse  sind 
nicht  selten  auch  maßgebend  für  Entstehungsmöglichkeit,  Lebens- 
fähigkeit arbeitsintensiver  Industrien.  Abgesehen  von  Zwitter- 
fabrikaten 1),  wie  Rohzucker,  Roheisen  e.  c,  sind  insbesondere  ver- 
schiedene Luxuswaren  (auch  minder  notwendige  feinere  Ge- 
brauchsartikel) zu  nennen,  bei  denen  eine  Verteuerung  sehr  leicht  zu 
einer  namhaften  Verbrauchseinschränkung  führt.  Bei  diesen  Luxus- 
waren oder  feineren  Gebrauchsartikeln  stößt  daher  ein  Versuch,  Unter- 
schiede der  Lohnhöhe  durch  beträchtliche  Schutzzölle  auszugleichen, 
auf  nicht  geringe  Schwierigkeiten. 

Dieser  Umstand  schützt  den  Absatz  der  auf  Grundlage  sehr  nied- 
riger Arbeitslöhne  betriebenen  Teppicherzeugung  Ana- 
toliens,  Persiens  sowie  des  russischen  Kaukasus  und  Zentralasiens. 
Hierauf  beruht  auch  die  Absatzmöglichkeit  der  Lackwaren, 
Bambusarbeiten,  Holzschnitzereien  und  sonstiger 
besonderer  kunstgewerblicher  Erzeugnisse  Chinas  und  Japans,  die 
Ausfuhr  der  zum  großen  Teüe  hausindustriellen  Spielwaren- 
erzeugung Deutschlands  und  Österreich-Ungarns,  wohl  auch  der 
Absatz,  den  die  Stickereien,  Spitzen,  gewisse  feine 
Baumwoll-  und  Leinenwaren  Deutschlands,  Österreichs, 
Belgiens,  der  Schweiz  und  anderer  europäischer  Länder  in  den  Ver- 
■einigten  Staaten  2)  bisher  noch  gefunden  haben,  trotzdem  dort  seit 
nahezu  einem  Vierteljahrhundert  (Tarife  von  1890,  1897  und  1909) 
liohe  Schutzzollmauern  die  Einfuhr  erschwerten.  Feinere  Por- 
zellanwaren werden  in  den  Vereinigten  Staaten,  trotz  der  hierfür 


1)  Vgl.  über  „Zwitterfabrikate"  die  XXII.   Anlage 

*)  Erst  die  Vervollkommnung  der  Stickereimaschinen,  die  in  den 
letzten  Jahren  (etwa  seit  1908)  stattfand,  hat  zu  einem  bedeutenden,  die  Einfuhr 
aus  der  Schweiz  und  Deutschland  nicht  unbeträchtUch  vermindernden  Aufschwünge 
der  Baumwollstickerei-Erzeugung  der  Vereinigten  Staaten  geführt.  Auch  der  sonst 
verhältnismäßig  liberale  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  191 3  belastet  Spitzen, 
Stickereien  usw.  in  Tarifpost  358  in  ähnlicher  Weise  mit  sechzig  Prozent  des  Wertes, 
wie  es  der  Payne-Tarif  von  1909  in  den  einzelnen  Textilkapiteln  tat. 
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bestehenden  hohen  Zölle,  noch  immer  in  beträchtlichen  Mengen  aus 
Europa  eingeführt  ^).  Denn  die  bei  der  Erzeugung  dieser  Waren  tätigen 
Arbeiter  bedürfen  einer  längeren,  naturgemäß  nicht  sehr  gut  bezahlten 
lychrzeit.  In  Europa  finden  sich  bei  den  schlechteren  I^ohn-  und  Ein- 
kommensverhältnissen der  dortigen  Porzellanfabrikations-Distrikte 
Lehrlinge  in  genügender  Anzahl;  dagegen  fehlt  es  an  solchen  bei 
den  günstigeren  Verhältnissen,  die  auf  dem  nordamerikanischen. 
Arbeitsmarkte  sogar  für  jugendliche  und  ungelernte  Arbeitskräfte 
bestehen. 

Ein  hohes  Niveau  der  Arbeitslöhne  und  des  Arbeitseinkommens 
überhaupt  pflegt  in  den  neueren  Besiedlungsgebieten  europäischen  Ge- 
präges von  den  landwirtschaftlichen  Verhältnissen  aus  in  alle  anderen 
Produktionszweige  überzugreifen.  Diese  Arbeitsmarktverhältnisse  ver- 
langsamen und  verhindern  dort  nicht  nur  das  Aufkommen  ein- 
zelner, viel  Arbeit  erfordernder  Industrien,  in  denen  eben  die 
Arbeitsleistungen  bisher  nur  in  unzureichendem  Maße  durch  maschi- 
nellen Betrieb  ersetzt  werden  konnten;  hierdurch  wird  auch  die 
industrielle  Gesamtentwicklung  der  erwähnten  Be- 
siedlungsgebiete  nicht  selten  zu  gunsten  der  landwirtschaftlichen 
und  jener  industriellen  Erzeugungen  verlangsamt,  die  sich  bereits 
in  größerem  Ausmaße  des  Maschinenbetriebes  bedienen. 

So  haben  sich  bisher  alle  Bemühungen  der  Regierungen  des 
australisch  e^n  Bundes  und  dortiger  Bundesstaaten  als  wenig 
erfolgreich  erwiesen,  durch  Gewährung  von  allerlei  Begünstigungen 
verschiedene  größere  Erzvorkommnisse,  so  namentlich  das  günstig 
gelegene  bei  Lithgow  (in  der  Nähe  von  Sydney),  zur  Schaffung  einer 
leistungsfähigen  Eisenindustrie  ^)  auszunützen;  man  wollte 
nämlich  die  Belastung  des  inneren  Verbrauches  durch  hohe  Schutz- 
zölle für  Roheisen,  Schienen  e.  c.  vermeiden  und  statt  dessen  das  ge- 


1)  Vgl.  die  Bemerkung  über  Porzellanwarenzölle  in  Abteilung  III  der  Einleitung 
des  I.  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft".  Auch  die  hohen 
Porzellanwarenzölle  des  Payne-Tarifs  von  1909  (60  tmd  55  Prozent  des  Wertes)  wurden 
im  sonst  verhältnismäßig  Hberalen  Underwood-Tarif  von  191 3  nur  um  fünf  Prozent 
(aui  55  und  50  Prozent)  des  Wertes  ermäßigt. 

*)  Vgl.  den  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  in 
Sydney  für  1908,  Seite  22,  tmd  den  für  1909,  Seite  10.  Es  ist  abzuwarten,  ob 
die  im  Jahre  191 3  von  der  bekannten  großen  austraüschen  Bergwerks-  imd  Hütten - 
gesellschaft  Broken  Hill  Proprietary  Comp,  begonnene  Errichtung  großer 
Stahlwerke  im  Kohlenhafen  Newcastle  (etwa  125  km  nordöstlich  von  Sydney)^ 
wofür  angeblich  ein  Betrag  von  rund  26  Milüonen  Franken  ausgeworfen  sein  soll, 
geschäftlich  erfolgreicher  sein  wird  als  die  früher  erwähnten  Hüttenwerke  von 
I,ithgow-Carcoar. 
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wünschte  Ziel  mittels  Erzeugungsprämien  erreichen^). 
Fast  ebenso  fruchtlos  erwies  sich  eine  Reihe  anderer  australischer 
Versuche,  durch  Prämienpolitik  Industrien  zu  schaffen.  Sogar  der  (im 
ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  durchgeführte)  Ersatz  der 
billigen,  aber  mit  dem  Gedanken  eines  „weißen  Australiens"  unver- 
träglichen Kanakenarbeit  in  der  Rohrzucker-  Erzeugung 
Queenslands  durch  Arbeiter  europäischer  Abstammung  war  nicht  leicht; 
es  mußten  riesige  Prämienbeträge  aus  dem  Ertrage  der  (mittels  ent- 
sprechend hoher  Zölle  ausgeglichenen)  Zuckerverbrauchssteuer  an  jene 
Pflanzer  ausgezahlt  werden,  die  weiße  Arbeiter  beschäftigten 2).  Teil- 
weise sind  sogar  die  Versuche  mißlungen,  durch  hohe  Schutzzölle 
Industrien  zu  schaffen  oder  mühselig  dahinsiechende  Industriezweige 
zu  beleben.  Wo  aber  das  in  Australien  so  mächtige  landwirt- 
schaftliche Verbraucher-  und  Produzenten- 
interesse höhere  Schutzzölle  von  vornherein  ausschloß,  hatte 
der  Einfuhrhandel  zumeist  völlig  freie  Hand.  Dies  gut  z,  B.  für  die 
Herstellung  von  Jutewebwaren  für  Säcke,  die  noch  in  den  1870  er 
Jahren  in  Australien  blühte,  seither  aber  dem  Wettbewerbe  der  benga- 
lischen Juteindustrie  völlig  erlegen  ist.  Zweckmäßiger  und  nutz- 
bringender haben  sieb  die  auf  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Er- 
mächtigung beruhenden  zahlreichen  Verordnungen  erwiesen,  wonach 
nicht  nur  Rohstoffe,  sondern  auch  zur  weiteren  Bearbeitung  dienende 
Fabrikate  zollfrei  eingeführt  werden  können. 

So  bedeutendende  Schwierigkeiten  würden  in  Australien  der 
raschen  Aufzucht  von  Industrien  durch  das  hohe  Lohnniveau  und 
die  schwierigen  Arbeiterverhältnisse  überhaupt  entgegengestellt.  Die 
günstigen  Arbeitsmarktverhältnisse  Australiens  werden  nicht  nur 
durch  starke  Gewerkvereine  aufrechterhalten ;  das  gleiche 
Ziel  verfolgen  auch  allerlei  Maßregeln  der  Regierungen 
des  Bundes  und  der  einzelnen  Staaten  teüs  unmittelbar  durch  Er- 


1)  Vgl.  die  ausführliche  Behandlung  der  australischen  Prämienpolitik  im  sach- 
lich reichhaltigen  und  gedankenreichen  Werke  von  Robert  Schachner  „Austrahen 
in  Politik,  Wirtschaft,  Kultur"  (Jena  1909),  Seite  221 — 239.  Das  letzte  der  das  ganze 
Gebiet  des  australischen  Bundes  umfassenden  allgemeinen  Industrieförderungsgesetze 
ist  der  ,,M  anufactures  Encouragement  Act  1908"  (siehe  ,, Deutsches 
Handelsarchiv",  Gesetzgebung,  Juniheft  1909),  der  kaum  größere  Erfolge  erzielen 
dürfte  als  seine  Vorgänger.  Als  wichtigeres  Sondergesetz  wäre  noch  der  ,,Shale  Oils 
Bounties  Act  19 10"  zu  erwähnen,  der  für  die  Gewinnung  von  Petroleum  und  Paraffin- 
wachs aus  Kohlenschiefer  (siehe  ,, Deutsches  Handelsarchiv",  Gesetzgebung,  April- 
heft 191 1  und  Februarheft  19 12)  Prämien  gewährt. 

*)  Vgl.  über  den  ins  Jahr  191 3  fallenden  Verzicht  axif  diese  Zuckerprämien  die 
Bemerkung  in  Abteilung  VII  dieser  Anlage,  Seite  472. 
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schwerung  der  Einwanderung  von  Industriearbeitern,  durch  staat- 
lichen Arbeiterschutz,  staatliche  Sozialversicherung  und  Lohnpolitik, 
teils  mittelbar  durch  eine  bodenreformerische  Steuer- 
politik; diese  zielt  darauf  ab,  das  Betätigungsgebiet  für  landwirt- 
schaftliche Arbeit  (durch  Bekämpfung  der  die  Bodenausnützung 
zurückhaltenden  Latifundien )  zu  erweitern  und  es  kapitalsschwachen 
Einheimischen  und  Einwanderern  leichter  zugänglich  zu  machen. 
Ahnliches  wäre  auch  von  dem  weit  weniger  schutzzöllnerischen 
Neuseeland  zu  berichten,  dessen  Gesetzgebung  die  landwirt- 
-schaftliche  Betätigung  mittels  einer  Reihe  steuerpolitischer  und 
sonstiger  bodenreformerischer  Maßregeln  vor  der  ein 
arbeitsloses  Einkommen  erraffenden  Grundrente  zu  schützen  sucht. 
So  besagt  unter  anderem  eine  vielfach  im  Sinne  der  Arbeitgeber  ge- 
schriebene Auslassung  im  Jahresberichte  für  1909  (Seite  20/21)  des 
österreichisch-ungarischen  Konsulats  in  Auckland,  der  Haupt- 
stadt der  neuseeländischen  Nordinsel :  „D  ie  Industrie  (die 
Molkerei-,  Gefrier-  und  vielleicht  die  Schuhwarenindustrie  ausge- 
nommen) kann  sich  in  Neuseeland  trotz  des  Pro- 
tektionssystems nicht  recht  entwickeln.  In- 
folge der  guten  und  vom  Staate  begünstigten  Organisation  der  Arbeiter 
sind  die  Löhne  nach  und  nach  auf  eine  unglaubliche  Höhe  geschraubt 
worden;  die  Arbeiterschutzgesetze  (labour  laws)  haben  dem  Arbeit- 
geber fast  unerträgliche  Lasten  aufgebürdet,  und  die  Schiedsgerichte, 
die  der  „Industrial  Concüiation  and  Arbitration  Act  1908"  zur  Bei- 
legung von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  vor- 
schreibt, entscheiden  zumeist  zugunsten  der  Arbeiterschaft.  Für  eine 
gesunde  Entwicklung  fehlt  es  vor  allem  an  Beständigkeit.  Sogar 
in  den  bedeutendsten  Industriezweigen  Neu- 
seelands ist  der  jährliche  Fortschritt  kleiner 
als  die  gleichzeitige  Zunahme  der  Einfuhr. 
Nach  H.  I,  Mariner,  Präsidenten  der  Handelskammer  in  Canterbury, 
war  der  Wert  der  neuseeländischen  Erzeugung  in  einigen  Artikeln, 
wie  folgt:  Schuhe  357806  Pfund  Sterling  im  Jahre  1895  gegen 
501  065  Pfund  Sterling  im  Jahre  1905,  also  eine  Zunahme  um  70  Pro- 
zent bei  gleichzeitiger  Zunahme  der  Schuhwareneinfuhr  von  127  985 
auf  300  134  Pfund  Sterling,  also  um  134  Prozent;  im  genannten  Zeit- 
räume hob  sich  die  Erzeugung  von  Wollwaren  von  302  423  auf 
397  348  Pfund  Sterling,  also  um  31  Prozent,  bei  gleichzeitiger  Zunahme 
der  Wollwareneinfuhr  von  254  580  auf  479  926  Pfund  Sterling,  also 
um  88  Prozent;  ebenfalls  während  der  Jahre  1895 — 1905  stieg  die 
Erzeugung    landwirtschaftlicher    Geräte    und    Ma- 
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s  c  h  i  n  e  n  von  102  054  auf  199  741  Pfund  Sterling,  also  um.  95  Pro- 
zent bei  gleichzeitiger  Zunahme  der  Einfuhr  dieser  Artikel  von  258  799 
auf  768550  Pfund  Sterling,  also  um  190  Prozent.  Demnach  übertraf 
die  Zunahme  der  Einfuhr  das  Steigen  der  neuseeländischen  Erzeugung 
bei  Schuhen  um  64,  bei  Wollwaren  um  57,  und  bei  den  letztangeführten 
Artikeln  um  95  Prozent.  Die  Einfuhrsteigerung  der  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  und  Geräte  ist  auch  dem  Umstände  zuzuschreiben, 
daß  sie  zollfrei  zugelassen  werden.  Es  sind  hauptsächlich  Nord- 
amerikaner, die  in  diesen  Artikeln  den  Markt  mit  billiger  Ware  über- 
schwemmen, und  der  neue  Ansiedler,  der  zumeist  nicht  be- 
sonders kapitalskräftig  ist,  kauft  mit  Vorliebe  die  billigsten  Sachen, 
die  er  bekommen  kann.*' 

Auch  Argentinien  weist  trotz  seiner  Hinneigung  zu  rück- 
sichtslosem Schutzzöllnertum  Beispiele  für  die  den  industri- 
ellen Aufschwung  hemmende,  die  Einfuhr  fördernde  Wirk\mg  eines 
höheren  Lohnniveaus  und  günstiger  Arbeitsmarktverhältnisse  auf. 
Dabei  ist  es  dort  vorläufig  zu  bodenreformerischen  Maßregeln  fast  gar 
nicht  gekommen,  die  das  Betätigungsgebiet  der  landwirtschaftlichen 
Arbeit,  unter  Zurückdrängung  der  arbeitslos  gewonnenen  Grundrente, 
erweitern  würden.  Nicht  nur  Rohholz  und  einfach  behauenes  und  ge- 
sägtes Bauholz,  sondern  auch  weiter  bearbeitete  Holzwaren  i) 
müssen  nach  Argentinien  in  großen  Mengen  eingeführt  werden. 
Auch  die  große  Einfuhr  von  Papier,  Leder  und  Leder- 
waren, pflanzlichen  ölen,  zahlreichen  Metall- 
und  Textilwaren,  Seilerwaren  e.  c.'^)  läßt  ersehen, 
wie  wenig  Argentinien  imstande  ist,  durch  Schutzzölle  die  Anziehungs- 
kraft auszugleichen,  die  das  hohe  Lohnniveau  der  dortigen  Landwirt- 
schaft auf  die  einheimische  und  eingewanderte  Bevölkerung  ausübt; 
hierdurch  werden  eben  die  Löhne  auch  in  allen  anderen  Erzeugungen 
auf  einen  verhältnismäßig  (d.  h.  im  Verhältnis  zu  den  Löhnen,  die 
in  den  Herkunftsländern  der  vorwiegend  aus  Süd-  und  Osteuropa 
stammenden  Einwanderer  üblich  sind)  hohen  Stand  gebracht. 


^)  Vgl.  im  „Handelsmuseum"  vom  30.  September  1909  in  den  „Winke  für 
den  Export"  die  Bemerkungen  über  Holzwaren  für  Bauzwecke. 

*)  Vgl.  den  Jahresbericht  für  1910  des  österreichisch-ungarischen  Konstdats 
in  Buenos  Aires. 


S  c  h  i  1  d  e  r.    II.  31 
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Anlage  XVII. 

Lotterie  der  Mineralvorkommnisse,  ihre  launische 
geographische  Verbreitung. 

Anlage  XVIII. 

Die  Mineralien  im  weltwirtschaftlichen  Ausgleich 
zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie. 

Die  notwendigerweise  ausführlichen  Belege  zu  den 
nachfolgenden  grundsätzlichen  Behauptungen  aus  den  beiden  die 
Mineralgewinnungen  behandelnden  Anlagen  XVII  und  XVIII 
hätten  bei  ihrem  großen  Umfange  das  GefügedesII.  Bandes 
der  ^jEiitwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  gesprengt. 
Daher  mußten  beide  genannten  Anlagen  in  eine  besondere,  in  gle  chem 
Verlage  demnächst  erscheinende  Schrift  mit  dem  Titel 

„Die  Mineralgewinnungen  in  der  Weltwirtschaft" 

verwiesen  werden.      Die   Leitsätze    dieser  Schrift   lauten   ungefähr 
folgendermaßen : 

Das  Vorkommen  und  damit  auch  die  Gewinnung  der  nutzbaren 
Mineralien  höheren  und  niedrigeren  Wertes  ist  von  den  politi- 
schen und  Zollgebietsgrenzen  unabhängig,  je- 
denfalls weit  unabhängiger,  als  es  die  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
immerhin  durch  Schutzzölle  in  Aufnahme  zu  bringenden  Produk- 
tionen pflanzlicher  und  tierischer  Rohstoffe  sind.  Wenn  man  von  den 
ganz  allgemeinen,  fast  überall  verbreiteten  und  einander  leicht  er- 
setzenden gewöhnlichen  Baumaterialien  absieht,  kann  durch  Zölle 
höchstens  die  Bearbeitung  und  Ausnutzung 
vorhandener  Minerallager  lohnender  gestaltet 
oder  die  Ausbeutung  minder  ergiebiger  Lager  unter  Belastung  der 
Verbraucher  ermöglicht  werden;  naturgemäß  kann  man  aber  durch 
Zölle  die  Folgen  eines  völligen  Mangels  oder  unzulänglichen  Vorrates 
an  bestimmten  Mineralien  nicht  beseitigen.  Daher  bildet  die  Aus- 
stattung eines  Landes  mit  wertvolleren    mineralischen  Roh- 
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Stoffen  gewissermaßen  die  feste  Grundlage  für  den  Betrieb  von  Pro- 
duktionen, die  an  Produktenwert  pro  Gewichtseinheit  und  an  wohl- 
tätigem Einfluß  auf  den  Arbeitsmarkt  der  Erzeugung  mancher  billi- 
gerer Fabrikate  bei  weitem  überlegen  sind;  hierdurch  werden  auch, 
unter  Beiseiteschiebung  des  hochschutzzöUnerischen  Ideals  der 
„Selbstgenügsamkeit",  umfangreiche  internationale 
Handelsumsätze    unvermeidlich. 

Die  nur  nach  geologischen  Gesichtspunkten  zu  begrei- 
fende, vom  Standpunkte  der  politischen  Geographie  launische 
geographische  Verteilung^)  der  Mineralien  ist  weltwirt- 
schaftlich dann  besonders  bedeutsam,  wenn  sie  dem  internationalen 
Absätze  und  dem  Preise  von  Mineralien  zugutekommt,  die  an  und 
für  sich  in  reichlichen,  den  Weltbedarf  namhaft 
übersteigenden    Mengen    zu    finden    sind. 

Einen  ungemein  belebenden  Einfluß  übt  aber  die  Lotterie  des 
mehr  oder  minder  reichlichen  Vorkommens  nutzbarer  Mineralien  in 
den  einzelnen  Staats- und  Zollgebieten  nicht  nur  auf  den  internationalen 
Rohstoffverkehr  aus,  der  zumeist  noch  durch  ZoUffeiheit  oder  niedrige 
Fiskalzölle  unterstützt  wird  und  auch  verhältnismäßig  wertvolle 
mineralische  Rohstoffe  umfaßt;  diese  Lotterie  wirkt  auch  noch  weit 
über  den  Rohstoffbereich  hinaus,  bis  in  die  Fabrikaten- 
erzeugung oder  mindestens  in  die  mit  der 
Gewinnung  der  Rohstoffe  unmittelbar  ver- 
bundenen Verarbeitungsprozesse  hinein,  wie 
Hüttenproduktion,  K  o  k  s  g  e  w  i  n  n  u  n  g  ,  Super- 
phosphat-Erzeugung,  Raffinierung  von  Petro- 
leum,  Schwefel,   Salpeter    usw. 

Die  landwirtschaftlichen  Betriebe  sind  als  das  primäre  Element 
der  Weltwirtschaft  zu  bezeichnen.  Sie  sind  nämlich  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  befähigt,  sich  aus  eigenen  Mitteln  zu  erhalten,  und 
werden  noch  außerdem  durch  ihre  Überschüsse  über  den  eigenen  Bedarf 
hinaus  in  den  Stand  gesetzt,  die  benötigten  Industrieerzeugnisse  imd 
auch  die  im  eigenen  Betriebe  nicht  hergestellten  einheimischen  oder 
überseeischen  Agrarprodukte  zu  erwerben.  Zum  mindesten  haben  die 
landwirtschaftlichen  Betriebe  von  dieser  ihrer  Selbstgenügsamkeit, 
die  in  früherer  Zeit  weit  schärfer  ausgeprägt  war  als  im  20.  Jahrhundert 
noch  beträchtliche  Stücke  bewahrt.  Während  also  die  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  als  verhältnismäßig  gesicherte,  gewissermaßen  auf  sich 


^)  Vgl.  über  den  Begriff  der  „launischen  geographischen  Verteilung".  S.  Schilder 
41.   L.  Springer   „Rohstoffe,   Fabrikate,   Abfälle",   Wien   1909,  Seite   16. 
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selbst  begründete  primäre  Elemente  der  Weltwirtschaft  betrachtet 
werden  können,  sind  die  gewerblich-industriellen  Be- 
triebe auf  das  Vorhandensein  und  die  Größe 
jener  Überschüsse  angewiesen,  welche  die 
landwirtschaftlichen  Betriebe  über  ihren 
eigenen  Bedarf  hinaus  erzeuge  n^).  Es  wäre  nun  fest- 
zustellen, inwiefern  diese  sekundäre  Art  der  gewerblich-in- 
dustriellen Betriebe  auch  für  das  Wesen  der  Mineralproduktionen  be- 
zeichnend ist,  oder  ob  nicht  gewisse  Analogien  zwischen  landwirt- 
schaftlicher und  bergbaulicher  Produktion  bestehen;  vermöge  dieser 
Analogien  würden  zumindest  einzelne  Montanproduktionen  innerhalb 
des  weltwirtschaftlichen  Ausgleichs  zwischen  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie eher  Züge  des  primären  Charakters  der  agrarischen  Betriebe 
als  des  sekundären  Charakters  der  gewerblich-industriellen  Unter- 
nehmungen aufweisen. 

In  Beantwortung  dieser  Frage  kann  gesagt  werden,  daß  gerade 
die  für  das  19.  und  20.  Jahrhundert  entscheidend  wichti- 
gen Mineralproduktionen,  nämlich  die  Gewinnung 
von  Etzen  und  gediegenen  Metallen,  von  mineralischen  Dungmitteln 
und  Brennstoffen,  einigermaßen  auch  die  Produktion  von  Edel-  und 
Halbedelsteinen,  von  Asphalt,  Erdwachs,  Asbest,  Graphit,  Schmirgel, 
Schwefel,  Kaolin,  dem  weltwirtschaftlichen  Primärcharakter 
der  meisten  landwirtschaftlichen  Betriebe  mehr  oder  weniger  nahe- 
stehen. Nicht  selten  sind  die  genannten  Mineralgewinnungen,  ähn- 
lich wie  die  landwirtschaftlichen  Produktionen,  befähigt,  als  Pioniere 
wirtschaftlicher  Kultur  in  öden,  der  Zivilisation  erst  zu  erschließen- 
den Gebieten  aufzutreten. 

Wenn  man  also  die  genannten  Mineralproduktionen  vom  Stand- 
punkte des  weltwirtschaftlichen  Ausgleichs  zwischen  Landwirtschaft 
und  Industrie  betrachtet,  so  erhöhen  sie  wohl  nicht  die  wirklichen 
oder  angeblichen  Schwierigkeiten,  mit  denen  insbesondere  die  indu- 
stiiellen  Erzeugungen  (nach  einer  seit  der  Preisbesserung  dei  land- 
wirtschaftlichen Produkte,  etwa  seit  1895,  weit  verbreiteten  Ansicht) 
im  weltwirtschaftlichen  Getriebe  zu  kämpfen  haben;  jene  Mineral- 
produktionen bilden  vielmehr,  ähnlich  wie  die  Landwirtschaft  selbst, 


1)  Vgl.  über  diese  „geozentrische"  Auffassungsweise,  die  im  entschie- 
denen Gegensatze  zu  der  vielfach  übHchen  irrigen  „industriezentrischen" 
steht,  Franz  Oppenheimers  ,, Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie" 
(Berlin  1910,  I.  Auflage),  V.  Abschnitt,  Abteilung  3b,  Seite  134/135,  femer  desselben 
Verfassers  „Das  Grimdgesetz  der  Marxschen  Gesellschaftslehre"  (BerUn  1903),  Seite  68 
bis  70  und  „Großgrundeigentum  und  soziale  Frage"  (Berlin  1898),  Seite  59. 
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für  die  Volkswirtschaft,  der  sie  angehören,  feste  Stütz- 
punkte im  Kampfe  um  die  Stellung  auf  dem  Weltmarkte,  um 
Absatzmöglichkeiten  und  bequemen  Bezug  der  benötigten  ausländi- 
schen Güter,  Auf  die  soeben  genannten  Mineralproduktionen  können 
sich  die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  ^)  wohl 
nur  in  Ausnahmsfällen,  wenn  überhaupt  berufen. 

Die  den  Mengenverhältnissen  nach  sehr  beträchtliche  Gruppe  der 
fast  überall  unschwer  zu  gewinnenden  und  einander  leicht  ersetzen- 
den gewöhnlichen  Baumaterialien  tritt  in  den  für  den 
Bergbau  überhaupt  in  Betracht  kommenden  Gebieten  hinter  den 
metallurgischen  Produktionen,  der  Gewinnung  von  Dungmitteln, 
Brennstoffen,  Edelsteinen  usw.  dem  Werte  nach  zumeist  sehr  stark 
zurück. 

Insofern  bei  den  nicht  zu  Erzen  (Metallen),  mineralischen  Brenn- 
stoffen und  Dungmitteln,  Edel-  und  Halbedelsteinen,  aber  auch 
nicht  zu  den  gewöhnlichen  Baumaterialien  gehörenden  Mineralien 
überhaupt  von  einer  gewissen  Annäherung  an  den  weltwirtschaft- 
lichen Primärcharakter  der  meisten  landwirtschaftlichen  Betriebe 
die  Rede  sein  kann,  hängt  dies  wohl  in  geringerem  Maße  mit  dem  ab- 
soluten Zurückbleiben  der  verfügbaren  Vorräte  hinter  dem  Bedarfe 
zusammen,  sondern  ist  vielmehr  auf  die  launische  geogra- 
phische Verteilung  der  betreffenden  Minerallager  zurück- 
zuführen. 

Der  eingehendere  Nachweis  dieser  allgemeinen  Sätze  ist,  wie 
bereits  eingangs  gesagt  wurde,  der  demnächst  im  gleichen  Verlage 
erscheinenden  Schrift  „Die  Mineralgewinnungen  in  der  Weltwirt- 
schaft"  zu  entnehmen. 


^)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkungen  im  I.  Band  der  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft"  Seite  26. 
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Anlage    XIX. 

Exotische  Produkte  und  Kolonialwaren;  Südfrüchte. 

I.  „Exotische**  Erzeugnisse  und  „Kolonialwaren**  im  weltwirtschaftlichen 
Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie. 

Die  Merkantilisten,  die  in  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  und  im  18.  Jahrhundert  Einfluß  auf  die  Handelspolitik  der  I^änder 
Europas  nahmen,  waren  der  Einfuhr  „exotischer"  Produkte  und  „Kolo- 
nialwaren" nicht  sehr  gewogen.  Diese  Wirtschaftspolitiker  machten 
jenen  Zweigen  des  Einfuhrhandels,  die  mit  der  Hereinbringung  der  er- 
wähnten außereuropäischen  (oder  höchstens  im  äußersten  Süden  Europas 
gewonnenen)  Erzeugnisse  beschäftigt  waren,  in  besonderem  Ausmaße 
einen  nach  merkantilistischer  Auffassung  schwer  wiegenden  Vorwurf; 
dieser  Vorwurf  gegen  den  Einfuhrhandel  in  „exotischen"  und 
Kolonialwaren",  der  sich  übrigens  mehr  oder  weniger  gegen  alle 
Zweige  des  Einfuhrgeschäftes  richtete,  ging  dahin,  der  fragliche 
Handelszweig  „bringe  das  Geld  außer  lyand". 

Denn  in  den  Geschäftsbeziehungen  zu  den  außereuropäischen 
Ivändern  überwog  damals  zumeist  die  Einfuhr  über  die  Ausfuhr 
(etwa  von  jenen  Handelsbeziehungen  abgesehen,  die  sich  zwischen 
europäischen  Mutterländern  und  ihren  eigenen  Kolonien  entwickelten, 
deren  Markt  dem  eigenen  Mutterlande  eifersüchtig  vorbehalten  war). 
Diesem  „Übelstande"  suchten  entschlossene  merkantilistische  Han- 
delspolitiker, darunter  z.  B.  auch  Friedrich  der  Große,  durch  allerlei 
Mittel  zu  begegnen,  so  durch  Einfuhrverbote,  durch  hohe  Zölle 
und  Steuern  (z.  B.  besondere,  drückende  Besteuerung  der  Kaffee- 
häuser), durch  Bemühungen,  den  Verbrauch  der  genannten  über- 
seeischen Erzeugnisse  womöglich  auf  die  wohlhabenderen,  sozial  höher 
stehenden  Klassen  zu  beschränken  und  das  „gemeine  Volk"  davon 
nach  Kräften  abzuhalten. 

Die  „Skeptiker  hinsichtlich  derWeltmarkts« 
e  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g"  1),     diese    infolge   einer   ungünstigeren  Umwelt 

^)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  Seite  26  des  I.  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen 
der  Weltwirtschaft". 
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schwächer  geratenen,  sich  mehr  theoretisch  gebärdenden  Enkel  und 
Urenkel  der  rücksichtsloser  zugreifenden  Merkantilisten,  machen 
gerade  hinsichtlich  der  „exotischen"  Produkte  und  „Kolonialwaren" 
ein  nicht  zu  unterschätzendes  Zugeständnis.  Sie  geben  ohne  weiteres 
zu,  daß  sich  der  internationale  Handelsverkehr  in  immer  ausgedehn- 
terem Maße  den  genannten  Erzeugnissen  zuwende^).  Nun  gilt  aber 
von  den  ,, exotischen"  Produkten  und  ,, Kolonialwaren"  ganz  be- 
sonders, was  in  Abteilung  III  des  I.  Kapitels  (S.  50  des  II.  Bandes 
der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft")  über  die  Zwangslage 
gesagt  wird,  in  welcher  sich  einerseits  die  Rohstoffe  erzeugenden 
Länder,  . andererseits  die  Industriestaaten  der  Erde 
befinden,  wechselseitig  ihre  Rohstoffe  und  Fa- 
brikate auszutauschen.  Es  wird  dort  des  weiteren  aus- 
geführt, daß  industrielles  HochschutzzöUnertum  der  Rohstoffe  liefern- 
den Staaten  sowie  agrarisch-bergbauliches  HochschutzzöUnertum 
der  Industriestaaten,  wenn  folgerichtig  durchgeführt,  zu  einer 
internationalen  wirtschaftlichenKatastrophe 
führen  müßte,  und,  heißt  es  weiter,  ,, diese  Katastrophe  unter  er- 
folgreicher Verfechtung  des  eigenen  Interessenstandpunktes  zu  über- 
stehen, wären  die  kapitalsreichen,  hochkultivierten  Länder  Mittel- 
und  Westeuropas  wohl  eher  befähigt  als  die  zumeist  weit  kapitals- 
ärmeren und  auch  kulturell  minder  entwickelten,  wenn  auch  für  eine 
säkulare  Betrachtung  möglicherweise  ressourcenreicheren  über- 
seeischen Gebiete  mit  Einschluß  des  russischen  Reiches".  Demnach 
sind  also  die  mittel-  und  westeuropäischen  In- 
dustriestaaten, insbesondere  durch  ihren  Kapitalsreichtum 
(vergleiche  hierüber  die  Ausführungen  in  Abteilung  li  des  IX.  Ka- 
pitels des  ersten  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen  der  Welt- 
wirtschaft"), im  Vorteile.  Bevor  aber  des  näheren  ausgeführt 
werden  soll,  inwiefern  diese  Bemerkungen  über  die  wechselseitige 
Abhängigkeit  der  Rohstoffe  liefernden  Länder  von  den  ausgesproche- 
nen Industriestaaten  und  umgekehrt  ganz  besonders  auf  den  inter- 
nationalen Handelsverkehr  in  „exotischen"  Produkten  und  „Kolonial- 
waren" zutreffen,  wäre  genauer  darzulegen,  was  unter  den  genannten 
Erzeugnissen  zu  verstehen  sei  oder  wenigstens  bisher  darunter  ver- 
standen wurde. 


^)  Vgl.  hierüber  Seite  41  des  vorliegenden  Bandes. 
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II.  Was  unter  „exotischen"  Erzeugnissen  und  „Kolonialwaren*'  zu  ver- 
stehen ist. 

Eine  genauere  Umschreibung  dessen,  was  unter  ,, exotischen" 
Produkten  und  „Kolonialwaren"  zu  verstehen  ist,  wird  vor  allem 
durch  den  sehr  relativ  gewordenen  Charakter  des 
Begriffs  „exotisch"  erschwert.  Er  entstammt  jener  Zeit, 
da  (vgl.  Abschnitt  III  des  VI.  Kapitels  im  ersten  Bande  der  „Ent- 
wicklungstendenzen der  Weltwirtschaft")  „europäische  Politik, 
allenfalls  noch  MittelmeerpoHtik,  mit  Weltpolitik  identisch 
waren.  Während  dieser  lang  andauernden  Periode,  die  dem  heutigen, 
über  den  Erdball  ausgedehnten  Weltstaatensystem  vorausging, 
kümmerte  man  sich  um  ausgedehnte  Kontinente  oder  Gebiete  von 
kontinentaler  Größe,  wie  Amerika,  Australien,  Südafrika,  Nordasien, 
entweder  fast  gar  nicht  oder  kannte  sie  höchstens  als  dünnbe- 
völkerte, vorwiegend  Rohstoffe  liefernde 
überseeische  Anhängsel  oder  Provinzen  der 
europäischen  Staaten Dem  eingeengten  internatio- 
nalen Bewußtsein  älterer  Zeiten  begannen  nicht  nur  die  nordafrika- 
nischen, syrischen  und  kleinasiatischen  Küsten  in  märchenhafter 
Ferne  zu  verdämmern;  von  den  Schriftstellern  in  der  ersten  Hälfte 
und  auch  noch  in  der  Mitte  des  i8.  Jahrhunderts  wurde  sogar  das 
Auftauchen  der  russischen  Großmacht  als  überraschende  Entwicklung 
eines  halb  oder  ganz  asiatisch-barbarischen  Reiches  betrachtet.  . . . 
So  ergab  sich  ein  enges,  kleines  Europa,  zu  dem  man 
Rußland  nur  mit  halbem  Herzen  rechnete  und  die  unter  türkischer 
Herrschaft  stehende  Balkanhalbinsel  kaum  rechnen  konnte." 

In  dieser  älteren  Zeit  war  der  Begriff  „exotisch"  durchaus  nicht 
„relativ",  sondern  scharf  umrissen.  Man  verstand  darunter  ungefähr 
bis  gegen  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  all  dasjenige,  was  außer- 
halb dieses  engen,  kleinen  Europas  erzeugt  wurde 
und  für  die  außereuropäischen  klimatisch-geographischen  Ver- 
hältnisse besonders  bezeichnend  war.  Der  um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts noch  leidlich  klare  und  bestimmte  Begriff  „exotischer" 
Erzeugnisse  hat  sich  aber  durch  die  allseitige  Verbreitung  europäischer 
Kulturelemente  über  den  Erdball  überlebt.  Wollte  man  ihn  noch 
weiter  im  Sinne  der  Jugendzeit  unserer  Groß-  und  Urgroßväter 
gebrauchen,  dann  wäre  Europa  für  die  Vereinigten  Staaten,  Kanada, 
Australien,  Neuseeland,  Südafrika,  Argentinien,  Chile  usw.  ebenso 
„exotisch"  wie  diese  Länder  für  uns.  Man  kann  daher  den  Begriff 
„exotisch"  nur  insofern  richtig  anwenden,  als  man  sich,  bei  einiger 
Anstrengung  der  historischen  Phantasie,  auf  den  Standpunkt  Mittel- 
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und  Westeuropas  im  i8.  Jahrhundert  und  etwa  noch  während  der 
ersten  Hälfte  des  neunzehnten  stellt.  Andernfalls  wäre  z.  B.  Baumwolle 
für  die  Vereinigten  Staaten  und  für  Rußland  im  20.  Jahrhundert 
ein  innerhalb  ihres  engeren  Zollgebietes  (nicht  etwa  ein  innerhalb 
eines  kolonialen  Zollvereines)  gewonnenes  Landesprodukt. 

Noch  aus  zwei  anderen  wichtigen  Gründen  ist  diese  historische 
Auffassung  des  Begriffes  „exotisch"  notwendig.  Viele  gut  mittel- 
europ  äische  Erzeugnisse  müssen  aus  den  mannigfachsten 
Gründen  in  großen  Mengen,  öfters  auch  zum  überwiegenden  Teile 
aus  weiter  über  seeischer  Ferne  bezogen  werden. 
Diese  Waren  als  ,, exotische"  Produkte  zu  bezeichnen,  stünde  aber 
im  entschiedenen  Widerspruche  zum  botanisch-zoologisch  gerecht- 
fertigten Sprachgebrauche,  und  noch  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
wurden  solche  Waren,  wenn  überhaupt,  so  doch  nur  in  verhältnis- 
mäßig kleinen  Mengen  von  den  Staaten  Mittel-  und  Westeuropas 
aus  Übersee  bezogen.  Zu  diesen  Artikeln  gehören  z.  B.  allerlei 
tierische  Erzeugnisse  und  Abfälle  infolge  Abnahme  der  europäischen 
Weideflächen  bei  wachsender  Intensität  des  Ackerbaues,  so  Wolle, 
Häute,  Borsten,  Hörner,  Däime,  Fleisch  usw.,  ferner  hartes  und 
weiches  Holz  der  herkömmlichen  europäischen  Waldbäume,  Weizen, 
Raps,  Äpfel  usw. 

Anderseits  hat  sich  eine  Reihe  tropisch-subtropischer 
Nutzpflanzen  in  Mittel  -  und  Westeuropa  mehr 
oder  weniger  akklimatisiert,  ohne  daß  deshalb 
starke  Bezüge  der  betreffenden  Erzeugnisse^  aus  den  Gebieten  ihrer 
Ursprungsklimate  überflüssig  geworden  sind.  Hierzu  gehören  die 
Tabakstaude^),    der  Maulbeerbaum    (mit   der    auf  ihn   begründeten 


*)  Einigermaßen  im  Widerspruch  ziir  Tatsache  der  Akklimatisierung 
derTabakstaudein  Mitteleuropa  steht  die  Antwort,  die  im  Budgetausschusse 
des  österreichischen  Abgeordnetenhauses  am  19.  Februar  1908  der  Abgeordnete 
Ploj  auf  seinen  Antrag,  den  Tabakbau  in  Südsteiermark  einzuführen,  vom  Ministerial- 
rat V.  Swoboda  erhielt.  Dieser  führte  nämUch  aus,  es  sei  bereits  im  Jahre  1882  eine 
parlamentarische  Enqixete  zum  Ergebnis  gekommen,  daß  eine  Ausdehnung  des  Tabak- 
baues nicht  empfohlen  werden  könne,  da  die  Verbraucher  allmählich  den  mittel- 
europäischen Tabakherkünften  Abneigung  entgegenzubringen  beginnen.  Es  wäre 
daher  unratsam,  einen  Anbau  fördern  zu  wollen,  der  anscheinend  keine  Zukunft  habe. 
Eine  Statistik  der  internationalen  Tabakgewinnung  im  Oktoberheft  191 2  des  ,,Commer- 
cial  America",  zusammengestellt  von  John  J.  Macfarlane,  gibt  als  Gesamtziffer  der 
internationalen  Tabakgewinnung  für  das  Jahr  19 10  rund  1250  Mühonen  Kilogramm 
an,  wovon  auf  Länder  gemäßigter  Zone  fast  nur  die  Ziffern  Rußlands,  Österreich- 
Ungarns,  Deutschlands,  Frankreichs,  Belgiens,  Rumäniens,  Kanadas  im  Betrage 
von  ungefähr  227  Millionen  Kilogramm  entfallen.     Der  weitaus  überwiegende  Rest 
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Zucht  der  Seidenwürmer),  der  Reis  (Oberitalien),  wohl  auch  die  To- 
maten. Hierbei  wäre  zu  bemerken,  daß  sich  der  Begriff  des  ,,Exotischen" 
vor  allem  mit  tropischen  und  wohl  auch  noch  subtropischen  Gewächsen 
und  Tieren  verbindet;  denn  die  Akklimatisierung  von  Pflanzen  und 
Tieren  aus  überseeischen  Himmelsstrichen  der  gemäßigten  und 
kalten  Zone  (so  z.  B.  sibirischer,  chinesischer,  nordamerikanischer 
Pelztiere)  begegnet  in  Europa  wohl  keinen  besonderen  Schwierigkeiten, 
wofern  an  eine  solche  Akklimatisierung  überhaupt  gedacht  werden 
kann,  was  z.  B.  bei  gewissen  subpolaren  und  polaren,  Tran  liefernden 
Seetieren  nicht  de/  Fall  ist. 

Besonders  ausgeprägt  ist  der  „exotische",  das  heißt  nichtmittel- 
europäische Charakter  bei  einer  Reihe  zumeist  hochwertiger 
Rohstoffe,  wie  Jute,  Henequen,  Manilahanf,  RaiUie,  Kautschuk, 
veischiedene  Harze  (Kopal,  Dammar  usw.),  Farbhölzer  (Blauholz, 
Pernambukholz,  Sandelholz  usw.),  verschiedene  Ölfrüchte  und 
Ölsaaten  (Kopra,  Sesam,  Cottonsaat  usw.),  Steinnüsse  ( Knopf material), 
Kaifee,  Tee,  Kakao,  Koka,  Chinarinde,  veischiedene  Gewürze  usw. 
Bereits  Baumwolle,  die  in  Makedonien  gewonnen  wird  und  auch  in 
Süditalien  und  Südspanien  gewonnen  werden  könnte,  weist  einen 
minder  scharf  ausgeprägten  exotischen  Charakter  auf. 

Die  „Kolonialwaren",  die  derzeit  in  überwiegendem 
Ausmaße  in  unabhängig  gewordenen  odc  seit  jeher  unabhängig 
gewesenen  Gebieten  erzeugt  werden^),  sind  in  noch  höherem  Aus- 
entstammt subtropisch-tropischen  Gebieten,  wie  die  Südstaaten  der  Union,  Indien, 
Japan,  Brasilien,  Antillen,  Mexiko,  Philippinen,  Holländisch  Ostindien,  europäische 
Türkei,  Griechenland  usw. 

1)  Kaffee:  Haupterzeugungsgebiet  ist  seit  den  1830er  Jahren  Brasilien, 
ein  selbständiger,  volksreicher  Großstaat;  außerdem  sind  noch  von  einiger  Wichtigkeit 
für  den  internationalen  Großhandel  verschiedene  unabhängige  oder  doch  höchstens 
von  den  Vereinigten  Staaten  beeinflußte  Republiken  des  romanischen  Amerika,  wie 
Mexiko,  Guatemala,  Costarica,  Dominikanische  RepubUk,  Haiti,  Columbien,  Vene- 
zuela, Ekuador  usw.,  ferner  die  westafrikanische  Negerrepubhk  Liberia.  Daneben 
treten  die  noch  derzeit  kolonialen  Kaffeekulturen  in  Britisch  Ostindien,  auf  den  in 
europäischem  Besitz  verbliebenen  Antillen,  ja  sogar  in  Holländisch  Ostindien  an 
Bedeutung  sehr  zurück. 

Tee:  Er  kam  bis  in  die  1870er  Jahre  fast  ausschließlich  aus  China;  die  seither 
für  den  Welthandel  hochwichtig  gewordenen  Teeanpflanzungen  Ceylons,  Nordost- 
indiens (Assams)  und  Javas  wurden  in  den  1860er  Jahren  überhaupt  erst  begonnen. 
Dafür  hat  wiederum  die  Teeausfuhr  Japans  beträchtliche  Ziffern  (im  Jahre  191 1 
rund  23  Millionen  Kilogramm)  erreicht.  Die  seit  den  1890er  Jahren  aufgekommene 
Teeproduktion  Natals  (Britisch  Südafrika)  ist  bei  geringen  Ziffern,  im  Jahre  191 1 
etwa  953000  kg,  stationär  gebKeben. 

Kakao  :  Haupterzeugungsgebiete  sind,  neben  verschiedenen  Kolonialgebieten 
(westafrikanische  Kolonialbesitzungen  mehrerer  europäischer  Staaten,  Java,  Antillen- 
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maße  „historischer  Begriff"  als  die  „exotischen"  Pro- 
dukte. Es  sind  zwar  alle  Kolonialwaren  den  exotischen  Produkten 
beizuzählen,  aber  nicht  alle  exotischen  Produkte  fallen  unter  die 
Bezeichnung  Kolonialwaren.  Bis  zum  Ende  des  i8.  Jahrhundertes 
wurden  nämlich  auch  jene  überseeischen  Erzeugnisse,  die  aus  Ge- 
bieten außerhalb  des  europäischen  Herrschaftsbereiches  stammten, 
über  die  Kolonialgebiete  oder  vielmehr  über  deren  Häfen  bezogen. 
Sogar  die  Erzeugnisse  des  unabhängigen  Vorderasiens  (Arabiens, 
Mesopotamiens,  Persiens)  und  Ostasiens  (Siams,  Annams,  Chinas, 
Japans)  kamen  damals  zum  großen  Teile,  zugleich  mit  den  Waren 
aus  dem  bereits  unterworfenen  Indien,  über  das  Kap  der  guten 
Hoffnung  nach  Europa.  Demnach  erhielten  jene  überseeisch- 
exotischen Erzeugnisse,    die    bereits    während    der     ersten 


kolonien  Großbritanniens  und  Frankreichs,  Surinam,  Reunion),  insbesondere  einzelne 
Republiken  des  romanischen  Amerika,  wie  Brasilien,  Ekuador,  Venezuela,  Columbien, 
Costarica,  Mexiko,  Dominikanische  Republik. 

Gewürze  :  Noch  derzeit  sind  verschiedene  holländische,  britische,  französi- 
sche Kolonien  in  Asien,  Afrika  und  Amerika  die  Haupterzeugungsgebiete;  daneben 
sind  aber  auch  China  (Kassia)  imd  die  unabhängigen  Staaten  des  romanischen  Amerika 
an  der  Gewinnung  verschiedener  Gewürze  stark  beteiligt.  So  entfielen  z.  B.  von 
der  gesamten  Vanillegewinnung  der  Erde  in  der  Saison  1912/1913  (574,000  kg) 
annähernd  auf  Madagaskar  78000  kg,  auf  Reunion  6000  kg,  Komoren  70000  kg, 
Seychellen  7  000  kg,  Tahiti   190000  kg  und  das  unabhängige  Mexiko   140000  kg. 

Tabak  :  Falls  man  ihn  noch  zu  den  Koloiüalwaren  zählt,  wäre  auf  seine 
umfangreiche  Erzeugung  und  Ausfuhr  in  den  unabhängigen  Republiken  beider  Amerika, 
in  Süd-  und  Mitteleuropa,  der  asiatischen  Türkei  und  Persien  hinzuweisen;  neben 
diesen  gewaltigen  Produktionsmengen  tritt  der  Tabakanbau  von  Holländisch-  und 
Britisch  Ostindien  sowie  jener  der  Philippinen  in  den  Hintergrund. 

Rohrzucker  :  Abgesehen  von  der  gewaltigen  Rübenzuckerfabrikation 
Mitteleuropas,  Rußlands,  der  drei  südeuropäischen  Halbinseln  und  Nordamerikas 
wird  Rohrzucker  in  den  unabhängigen  Repubhken  beider  Amerika,  in  Spanien,  China 
und  Japan,  daneben  allerdings  auch  in  großen  Mengen  in  den  britischen,  französischen, 
holländischen  und  nordamerikanischen  Besitzungen  in  Asien,  auf  Mauritius,  Reunion, 
in  Portugiesisch  Ostafrika,  Ägypten,  auf  den  im  Besitze  europäischer  Staaten  be- 
findlichen Antillen,  in  Guayana  usw.  gewonnen.  Übrigens  ist  Zucker  die  einzige 
,, Kolonialware"  im  engeren  Sinne  dieses  Wortes,  die  stets  als,, Zwitterfabrikat" 
(vgl.  hierüber  Anlage  XXII)  oder  auch  als  zweifelloses  Fabrikat  (Raffinade)  aus 
tropisch-subtropischen  Gebieten  nach  Europa  gekommen  ist. 

Reis:  Abgesehen  von  der  mäßig  großen  Erzeugung  in  Spanien,  auf  der 
Apenninen-  und  Balkanhalbinsel  sowie  in  Brasilien  und  den  (seit  191 3  ausfuhrfähig 
gewordenen)  Südstaaten  der  Union  wird  Reis  hauptsächlich  aus  Kolonialgebieten, 
wie  Britisch  Ostindien  (Birma)  und  Französisch  Hinterindien,  in  bedeutendem  Aus- 
maße freilich  auch  aus  dem  ur abhängigen  Siam  bezogen.  Die  anderen  ost-  und  süd- 
asiatischen Erzeugungsgebiete  sowie  Ägypten  stellen  für  Ausfuhrzwecke  keine  nennens- 
werten Reismengen  zur  Verfügung. 
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drei  Jahrhunderte  der  Neuzeit  bis  zum  Beginne 
des  19.  Jahrhunderts  in  größeren,  wirtschaftlich  ins  Gewicht  fallen- 
den Mengen  bezogen  wurden,  im  genannten  Zeiträume  die  Be- 
zeichnung „Kolonialwaren"  (französisch  „denrees  coloniales").  Es 
waren  dies  namentlich  Gewürze  (die  älteste  „Kolonial wäre", 
der  Grundtypus  aller  anderen);  Zucker,  der  in  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  in  hohem  Maße  mitteleuropäisch-russisches 
Erzeugnis  geworden  ist;  ferner  Kaffee,  Tee,  Kakao  (der 
Kakao  verbrauch  war  bis  zum  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  noch 
gering) ;  Reis,  der  sich  in  Oberitalien,  Spanien  (Valencia)  und 
Südbulgarien  vorzüglich  akklimatisiert  hat;  Tabak,  der  gegen- 
wärtig nicht  nur  in  Südeuropa,  sondern  auch  bereits  in  Mitteleuropa 
in  großem  Maßstabe  angebaut  wird.  In  zweiter  Linie  verstand  man 
unter  „Kolonialwaren"  auch  allerlei  Spezertien  (Harze  und 
Balsame),  Färb-  und  Möbelhölzei,  Arzneimittel 
(namentlich  das  Chinin)  und  Baumwolle.  Der  letztgenannte 
Textilrohstoff,  der  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  18.  Jahr- 
hunderts aus  „Westindien",  und  zwar  dazu  noch  vorwiegend  aus  den 
bereits  unabhängig  gewordenen  Vereinigten  Staaten  kam,  verlor 
ziemlich  bald  den  Zusammenhang  mit  der  Bezeichnung  „Kolonial- 
waren", 

Jute,  die  erst  seit  Mitte  der  1830er  Jahre  ein  wichtigerer 
Verbrauchsartikel  geworden  ist,  und  Kautschuk,  der  erst  im 
Verlaufe  der  1820-  und  1830er  Jahre  in  größeren  Mengen  industriell 
verwendet  wurde,  haben  nie  als  „Kolonialwaren"  gegolten.  Der  wäh- 
rend des  16.  Jahrhunderts  im  tropisch-subtropischen  Amerika'  all- 
gemein angetroffene  und  erst  damals  nach  Europa  gebrachte  Mais 
hat  sich  in  Südeuropa  und  im  südlicheren  Mitteleuropa  in  noch 
weit  höherem  Ausmaße  akklimatisiert  als  der  zumeist  nur  in  Süd- 
spanien, Oberitalien,  Südbulgarien  und  anderen  Gebieten  im  Süden 
der  Balkanhalbinsel  angepflanzte,  aus  Ostindien  stammende  Reis; 
sowohl  Mais  als  auch  Reis  wurden  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
immer  mehr  den  Getreidearten  zugezählt  und  sind  außer  Zusammen- 
hang mit  der  Bezeichnung  „Kolonialwaren"^)  gekommen. 


^)  Die  Bezeichnung  „Kolonialwaren"  wird  noch  in  der  zweiten  Auflage  des 
Meyerschen  Konversationslexikons  (10.  Band,  1865)  folgendermaßen  erklärt:  ,,Die 
rohen  Produkte  der  ost-  und  westindischen  Kolonien,  besonders  der  ersteren,  nament- 
lich in  Kaffee,  Zucker,  Tee,  Reis,  Gewürzen,  Spezereien,  Färb-  und  Möbelhölzern, 
Arzneimitteln  und  Baumwolle  bestehend."  Merkwürdigerweise  fehlt  in  dieser  freilich 
nur  beispielsweisen  Aufzählung,  die  sogar  noch  den  Zucker  und  Reis  enthält,  der 
Kakao  und  Tabak. 
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Nach  dieser  auf  historischer  Grundlage  beruhen- 
den Erklärung  dessen,  was  unter  ,, exotischen"  Produkten  und  den 
(eine  Abteilung  der  exotischen  Produkte  bildenden)  „Kolonialwaren" 
zu  verstehen  sei,  ist  wohl  auch  leicht  einzusehen,  warum  auf  den 
internationalen  Handelsverkehr  in  „exotischen"  Produkten  imd 
„Kolonialwaren"  die  früheren  (siehe  Seite  487)  Bemerkungen  ganz 
besonders  zutreffen,  welche  die  wechselseitige  Abhängig- 
keit der  Rohstoffe  liefernden  Länder  von  den 
ausgesprochenen  Industriestaaten  und  umgekehrt 
zum  Gegenstande  hatten.  Stellen  doch  die  Ausführungen  über  diese 
Gruppen  von  tropisch-subtropischen  Rohstoffen  gewissermaßen  die 
Ergänzung  zum  II.  Kapitel  vorliegenden  Bandes  dar,  das  sich  mit 
der  unzulänglichen  Eignung  der  Tropen  und  einigermaßen  sogar 
der  Subtropen  für  industrielle  Entwicklungen  großen  Stils  beschäf- 
tigt. Was  dort  von  der  Industrieseite  her  erörtert  wurde,  wird  in 
vorliegender  Anlage  von  der  Rohstoffseite  aus  betrachtet.  Die  zu 
großindustrieller  Entwicklung  kaum  so  recht  befähigten  Tropen-  und 
teilweise  auch  Subtropengebiete  müssen  ihren  starken,  be- 
ständig wachsenden  Fabrikatenbedarf  vorwiegend  mit 
selbsterzeugten,  darunter  auch  verhältnismäßig  hochwertigen  Roh- 
stoffen bezahlen.  Unter  diesen  Rohstoffen  (oder  „Zwitterfabrikaten") 
mögen  sich  zwar  manche  befinden,  die  in  gleicher  oder  annähernd 
ähnlicher  Beschaffenheit  auch  in  der  gemäßigten  Zone  oder  wenigstens 
in  den  südlicheren  Teilen  dieser  Zone  beschafft  werden  könnten,  so 
z.  B.  Weizen,  Mais,  Raps,  Leinsaat,  Mohnsaat,  Sojabohnen,  Zucke^, 
gewisse  Harthölzer,  Fleisch,  Häute,  Wolle  usw.^);  aber  die  Haupt- 
stärke der  Tropen-  und  zum  Teile  auch  Subtropengebiete  in  ihrem 
Kampfe  um  die  innerhalb  der  Weltwirtschaft  zu  beschaffenden 
Güter  liegt  doch  in  ihren  von  Wettbewerb  fast  ganz  freien,  klima- 
tisch bedingten  Spezialerzeugungen.  Dem 
zwingenden  Fabrikatenbedarfe  der  Tropen-  und  teilweise  auch 
Subtropengebiete  entspricht  der  Zwang  für  die  Industriestaaten  der 
gemäßigten  Zone,  teilweise  auch  der  Subtropen  (Mitteleuropa, 
Kanada,  Nordstaaten  der  Union,  Oberitalien,  Nordspanien,  europäi- 
sches Rußland,  Japan,  Victoria-Neusüdwales  usw.),  sich  ihre  Fabrikate 


1)  Von  der  Gewinnung  mineralischer  Rohstoffe,  die  von  klimatischen 
Verhältnissen  unabhängig  ist  und  an  anderer  Stelle  (siehe  Aulagen  XVII  und  XVIII). 
behandelt  wird,  ist  hier  abzusehen. 
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mit  ,, exotischen"  Produkten  und  „Kolonialwaren**  bezahlen  zu 
lassen. 

Teilweise  wird  diese  Bezahlung  gerne  entgegengenommen,  falls 
es  sich  um  industrielle  Rohstoffe  handelt,  deren  unzu- 
längliche Erzeugung  eine  der  Hauptschwierigkeiten  für  den  wirt- 
schaftlichen Fortschritt  der  Industriestaaten  bildet;  hierher  gehören 
insbesondere  Textilrohstoffe  (Baumwolle,  Jute,  Manilahanf,  Henequen, 
Coir,  Kapok,  Ramie),  verschiedene  Flechtstoffe  (Rotang  oder 
Stuhlrohr,  die  zu  den  „Panamahüten"  verwendeten  Blätter  der 
Carludovica  palmata  oder  „planta  de  Toquilla"),  Kautschuk  und 
Guttapercha,  ölgut  verschiedener  Art  (insbesondere  Kopra,  Erdnüsse, 
Baumwollsaat,  Rizinus,  Sesam,  Holzöl  der  Aleuritis  cordata  usw.), 
allerlei  Gerbstoffe  (Mangrove,  Quebracho,  Myrobalanen,  Dividivi  usw.) 
und  Farbmittel  (Farbhölzer,  Farblacke,  Cochenille  usw.),  Kopal, 
Dammar,  Gummi  arabicum,  Steinnüsse,  Teakholz,  Schellack,  Kar- 
naubawachs  usw. 

Bezeichnend  für  die  Dringlichkeit  und  zumeist  nur  unzuläng- 
liche Sättigung  des  Bedarfs  an  diesen  tropisch-subtropischen  industrie- 
ellen  Rohstoffen  ist  der  Umstand,  daß  so  viele  unabhängige  Länder 
und  Kolonialverwaltungen  die  Ausfuhr  der  genannten  Materialien 
mit  mehr  oder  minder  hohen  Fiskalzöllen  belegt  haben.  Nur 
ausnahmweise  verfolgen  solche  Ausfuhrzölle  auch  noch  andere  Ziele, 
wie  etwa  die  indischen  Ausfuhrabgaben  für  Reis,  wodurch  das  Land 
vor  der  Entziehung  eines  unentbehrlichen  Nahrungsmittels  wenigstens 
einigermaßen  geschützt  werden  soll.  Aber  produktionspolitische 
Absichten,  wie  sie  etwa  den  Ausfuhrzöllen  der  Straits  Settlements 
auf  Zinnerze  zugrunde  liegen,  werden  mittels  der  Ausfuhrzölle  auf 
Erzeugnisse  der  tropisch-subtropischen  Landwirtschaft  wohl  kaum 
je  zu  verwirklichen  gesucht.  Nur  beispielsweise  sei  hingewiesen:  auf 
die  im  romanischen  Amerika  (Westindien)  wie  auch  in  Afrika  so 
häufigen  Ausfuhrzölle  für  Kautschuk,  Kopra  und  anderes  ölgut, 
tropische  Hölzer;  auf  die  Ausfuhrabgaben  Ekuadors  und  Columbiens 
für  Steinnüsse ;  auf  die  Ausfuhrabgaben  von  Belgisch  Kongo  für  Kopal 
und  Elfenbein;  auf  die  Ausnutzung  der  Kampferwälder  Formosas 
durch  einen  fiskalischen  Monopolbetrieb;  auf  die  Ausfuhrzölle  für 
Benzoe,  Dammar,  Kautschuk,  Guttapercha,  Kampfer  und  andere 
Gummi-  und  Harzsorten  auf  den  Molukken  sowie  in  einzelnen  Gebieten 
von  Sumatra  und  Borneo  innerhalb  Holländisch  Ostindiens^)  usw. 


^)  Vgl.  die  Durchführungsverordnung  vom  7.  Dezember  191  o  zum  Zolltarif - 
gesetz  für  Holländisch  Ostindien  vom  20.  Oktober  1909  im  „Deutschen  Handels- 
archiv"  (Gesetzgebung),  Septemberheft  191 1,  Seite   1031. 
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Der  technisch-industrielle  Fortschritt  sowie 
die  zunehmende  Wohlhabenheit  innerhalb  einer  Reihe 
von  Gebieten  der  Weltwirtschaft,  wodurch  die  Erzeugung  dieser 
Rohstoffe  fast  beständig  hinter  dem  Bedarfe  zurückbleibt^),  wirken 
allerdings  nicht  nur  fördernd,  sondern  bisweilen  auch  hemmend  auf 
den  Absatz  exotischer  Erzeugnisse  ein.  Beispiele  hierfür  sind:  der 
Ersatz  des  pflanzlichen  Indigo,  einer  seit  dem  i6.  Jahrhundert 
in  der  europäischen  Textilfärberei  verwendeten,  typischen  ,, Kolonial- 
ware", durch  das  gleichartige,  seit  1896  in  Aufnahme  gekommene 
synthetische  Erzeugnis,  vielleicht  wohl  auch  des  pflanzlichen  durch 
den  synthetischen  Kampfer;  die  Konkurrenzierung  mancher 
Farbhölzer  durch  allerlei  Erzeugnisse  der  chemischen  Industrie 
(so   ist  z,  B.  das  früher   in   der  Wollfärberei  so   stark  verwendete 


^)  Beispielsweise  hängt  das  riesige  Wachstum  des  Kautschukver- 
brauches während  der  letzten  J  ahrzehnte  mit  einer  Reihe  von  bedeutsamen 
Fortschritten  auf  technischem  Gebiete  zusammen,  wobei  an  die  verschiedenen  Zweige 
der  Elektrotechnik,  an  die  Fahrrad-,  Automobil-  und  Luftschiffabrikation  usw.  zu 
erinnern  wäre.  Die  namhafte  Steigerung  des  Kautschukverbrauches  in  der  Galoschen- 
erzeugung ist  wohl  eher  ein  Zeichen  wachsender  Wohlhabenheit.  Die  Kautschuk- 
gewinnung der  ganzen  Erde,  die  im  Jahre  1836  nur  121  000  kg  betragen  haben  soll, 
wurde  im  Jahre  1862  bereits  auf  4  Millionen  Kilogramm  geschätzt  und  belief  sich 
im  Jahre  1894  auf  ungefähr  30,  im  Jahre  1900  auf  51,  im  Jahre  1905  auf  57  und  in 
dem  (zu  Ende  Juni  abgeschlossenen)  Jahre  1911/1912  auf  rund  94  Millionen  Kilo- 
gramm, wovon  auf  Plantagenkautschuk  allein  mehr  als  54  Milhonen  Kilogramm 
entfielen.  Die  gewaltige  Zunahme  des  Verbrauches  von  Chinin  während  der  letzten 
Jahrzehnte  steht  mit  der  systematischen  Bekämpfimg  der  Malariagefahr  in  Italien, 
Griechenland  usw.  in  Verbindung.  Die  stärkere  Nachfrage  nach  tropisch-subtropischen 
Gerbstoffen  ist  zum  Teil  auf  den  technischen  Fortschritt  in  der  Gerberei,  aber 
in  wohl  kaum  geringerem  Ausmaße  auch  auf  die  wirtschaftüche  Besserstellung  breiter 
Volksmassen  zurückzuführen;  z.  B.  gewöhnen  sich  früher  barfuß  gehende  Schichten  an 
das  Tragen  von  Stiefeln.  Andererseits  hat  der  Automobiüsmus  kaufkräftige  Schichten 
zu  starken  Abnehmern  von  allerlei  I^ederwaren  gemacht,  wobei  nicht  nur  der  Bedarf 
an  Häuten,  sondern  auch  an  tropisch-subtropischen  Gerbstoffen  eine  bedeutende 
Steigerung  erfuhr.  Eine  Darlegung  der  ,, New- Yorker  Handelszeitung"  vom  11.  Ok- 
tober 1913  ,, Enorme  Zunahme  im  Baum  wollverbrauch"  leugnet,  daß  die 
starke  Zunahme  des  BaumwoU Verbrauches  auf  die  Zunahme  der  Bevölkerung  zurück- 
zuführen sei,  da  Mitte  der  1890er  Jahre  eine  nordamerikanische  Baumwollernte 
von  neun  Millionen  Ballen  den  Preis  auf  7 14  Cents  (das  englische  Pfund)  hinunter- 
drückte, während  in  den  Jahren  191 1 — 191 3  bei  Ernten  von  14 — 16  Milhonen  Ballen 
Preissteigerungen  bis  1 1  ^  Cents  vorkamen ;  diese  Zunahme  hänge  vielmehr  mit  einer 
Reihe  neuartiger,  namentlich  in  den  Vereinigten  Staaten  aufgekommener  technischer 
Massen  Verwendungen  zusammen,  so  für  Zementsäcke,  für  Uniformen  statt  der  früher 
allein  benutzten  Wolle  (Khaki-Unif ormen) ,  für  Umhüllungen  elektrischer  I,eitungs- 
drähte,  für  Eisenbahnbedarf  und  Automobile  (Schläuche  der  Luftbremsen,  gepolsterte 
Plüschsitze  usw.),  für  Kohleneimer  usw. 
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Blauholz  gegenwärtig  vorwiegend  auf  die  Lederfärberei  und  Tinten- 
fabrikation beschränkt,  abgesehen  von  einzelnen  wenigen  Textil- 
waren, für  welche  die  Anilinprodukte  nicht  gleich  gute  Färbung  er- 
geben sollen);  sogar  über  der  Gewinnung  des  Kautschuks,  die 
gerade  seit  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  auch  mittels  Plantagenkultur 
in  großem  Maßstabe  betrieben  wird,  steht  wie  eine  dunkle  Wolke 
die  in  zahlreichen  chemischen  Laboratorien  eifrig  studierte,  wissen- 
schaftlich schon  gelöste,  nur  kommerziell  noch  nicht  befriedigende 
Herstellung  von  Kautschuk  auf  synthetischem  Wege.  Doch  wird 
durch  all  dies  der  fruchtbare  Tropenboden  nur  für  andere,  im  inter- 
nationalenHandelsverkehr  bedeutsameErzeugungen  mehr  oder  weniger 
hochwertiger  Produkte  frei;  so  ist  z.  B,  in  Behar,  einem  der  wichtigsten 
nordindischen  Indigo-Erzeugungsgebiete,  das  Zuckerrohr  in  weitgehen- 
dem Ausmaße  an  Stelle  der  rückgängigen  Indigopflanzungen  getreten^), 
und  in  anderen  indischen  Erzeugungsstätten  von  Indigo  wurden 
die  Kulturen  dieser  Farbpflanze  durch  öl  liefernde  Erdnüsse^)  ersetzt. 

IV.  Exotische  Erzeugnisse  als  Nahmngs-  oder  Genußmittel. 

Einigermaßen  anders  als  mit  den  gar  nicht  in  hinlänglichen 
Mengen  beistellbaren  industriellen  Rohmaterialien  tropisch-sub- 
tropischer Herkunft  verhält  es  sich  mit  jenen  tropisch-subtropischen 
Rohstoffen,  die  überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nicht  in  erster  Linie 
industrielle  Hilfsstoffe,  sondern  Nahrungs-  oder  Genuß- 
mittel sind.  Der  Verbrauch  dieser  Genußmittel,  wie  Kaffee,  Tee, 
Kakao^),  Gewürze,  Rohrzucker,  Tabak,  Reis,  Bananen*)  usw.  wird 


^)  Vgl.  über  den  Beginn  dieser  Entwicklung  „Die  Zuckerproduktion  im  Indigo- 
distrikte von  Behar"  im  „Handelsmuseum"  vom  10.  Oktober  1901,  über  ihre  Fort- 
schritte „Zuckerindustrie  in  Behar"  im  „Handelsmuseum"  vom  26.  März  1903. 

*)  Siehe  den  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  in 
Kalkutta  über   1910/1911,  Seite   11. 

^)  Eine  eigentümliche  Mittelstellung  zwischen  einem  iingenügend  vor- 
handenen und  daher  eifrig  aufgekauften  industriellen  Rohstoff  und  einem  Nahrungs- 
oder Genußmittel  nimmt  Kakao  ein.  Die  einzelnen,  Kakaopräparate  und  Schokolade 
erzeugenden  Industrien  kämpfen  sowohl  in  den  tropischen  Produktionsländern  als 
auch  auf  den  großen  verteilenden  Handelsplätzen  (Lissabon,  Hamburg,  Amsterdam, 
Liverpool  usw.)  geradezu  um  den  Erwerb  von  Kakao  in  genügenden  Mengen  und  zu 
erschwinglichen  Preisen.  Andererseits  unterliegt  dieser  so  unentbehrHche  Rohstoff 
sogar  in  Großbritannien  Finanzzöllen.  Einigermaßen  ähnliche  Verhältnisse  bestehen, 
abgesehen  von  der  häufigen  Durchbrechung  der  regelmäßigen  Zollverhältnisse  durch 
Monopolregien,  auch  beim  Tabak. 

*)  Ein  Bananenanbau  größeren  Stils  begann  erst  mit  der  Verpflanzung  dieser 
tropischen  Frucht  aus  Venezuela  nach  Jamaica  im  Jahre  1872  (vgl.  hierüber 
,, World  production  and  consumption  of  bananas"  in  ,, Daily  Consular  and  Trade 


IV.    Exotische  Erzeugnisse  als  Nahrungs-  oder  Genußmittel.  497 

in  den  Industriestaaten  der  gemäßigten  Zone  teils  durch  rein  fiska- 
lische Zölle  gehemmt;  teils  verfolgen  diese  fiskalischen  Zölle  noch 
überdies  den  Zweck,  die  Handels-  und  Zahlungsbilanz  des  betreffen- 
den Staates  zu  verbessern  oder  den  Verbrauch  auf  irgendwelche  andere, 
im  Lande  selbst  gewonnene,  ähnliche  oder  auch  unähnliche  Nahrungs- 
und Genui3mittel  abzulenken;  darnach  sollen  z.  B.  mitteleuropäisches 
Obst  an  Stelle  tropisch-subtropischer  Früchte,  Rübenzucker  an  Stelle 
des  Rohrzuckers,  allerlei  minderwertige  Kaffeesurrogate  aus  Gerste, 
Zichorie,  Eicheln  usw.  an  Stelle  des  Kaffees  treten. 

Demgegenüber  ist  es  aber  von  großer  Bedeutung,  daß  die  tropisch- 
subtropischen Erzeugnisse  zum  namhaften,  ja  sogar  überwiegenden 
Teile  nicht  mehr  in  unbedingt  abhängigen  Kolo- 
nien, sondern  in  souveränen  Staaten  mit  öfters 
recht  eigenwilliger,  zielbewußter  Handelspolitik  gewonnen  werden. 
Ja  sogar  die  Kolonien  unserer  Tage,  und  zwar  ,, Kronkolonien"  im 
englischen  Sinne  dieses  Wortes,  nicht  bloß  mit  dem  Mutterlande 
innig  verbündete  Staaten,  wie  die  britischen  „Dominions",  wissen 
ihre  Interessen  gegenüber  dem  Mutterlande  und  durch  dessen  Vermitt- 
lung gegenüber  dritten  Staaten  weit  besser  zu  verteidigen,  als  etwa 
die  Kolonien  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  hierzu  imstande  waren. 
Besonders  bemerkenswert  sind  der  Eifer  und  Erfolg,  womit  Bra- 
silien die  Interessen  seiner  Kaffee-  und  Mateausfuhr  verficht  ^). 
In  ähnlich  weitgehender  Weise  bemühte  sich  die  britische  Regierung 


Reports"  vom  26.  Dezember  1912.)  Danach  verschiffte  Jamaica  im  Jahre  191 1 
16,50  MilHonen  Bananenbündel  (für  36,72  Millionen  Franken),  Costarica  9,31,  Hon- 
duras 6,50,  Columbien  4,90,  Panama  4,26,  Kanarische  Inseln  2,65,  Cuba  2,50,  Ni- 
caragua 2,25,  Guatemala  1,76,  Mexiko  0,75,  Britisch  Honduras  0,52,  San  Domingo  0,40, 
Holländisch  Guayana  0,39,  andere  Länder  0,25  Millionen  Bündel,  so  daß  sich  die 
gesamte  (zur  Ausfuhr  gelangende)  Bananengewinnung  der  Erde  auf  52,94  Millionen 
Bündel  beläuft.  Die  Bananeneinfuhr  der  Vereinigten  Staaten  hob  sich 
von  30,45  Millionen  Franken  im  Fiskaljahre  1899/1900  auf  74,43  Millionen  Pranken 
(44,52  Millionen  Bündel)  im  Jahre  1911/1912.  Diesem  Wachstum  der  nordamerikani- 
schen Bananeneinfuhr  kam  die  dortige  Zollfreiheit  für  die  tropische  Frucht  zugute. 
Die  am  7.  April  191 3  im  Washingtoner  Repräsentantenhause  eingebrachte  U  n  d  e  r  - 
wood-Tarifbill  hielt  an  dieser  Zollfreiheit  fest.  Der  während  der  Beratung 
der  genannten  Bill  aufgetauchte  Gedanke,  Bananen  mit  einem  Finanzzolle  zu  belegen, 
hat  nicht  nur  in  Britisch  Westindien  und  auf  den  anderen  Antillen,  sondern  auch 
in  den  Verbraucherkreisen  der  Union  große  Aufregung  hervorgerufen,  die  erst  durch 
die  Einstellung  der  Bananen  in  die  Freiliste  des  endgültigen  Underwood-Tarifs 
vom  3.  Oktober  191 3  besänftigt  wurde. 

1)  Siehe    Abteilung    II  a    und    II  d     des    III.     Kapitels     im    vorliegenden 
Bande. 

Schilder.    II.  32 
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um  die  Förderung  und  Sicherung  der  Teeausfuhr  Indiens  und 
Ceylons^). 

Als  Großbritannien  zuerst  mittels  der  indischen  Ausgleichszölle 
vom  20.  März  1899,  sodann  durch  die  erste  Brüsseler  Zuckerkonferenz 
vom  5.  März  1902  gegen  die  Zuckerausfuhrprämien  des 
europäischen  Kontinents  einschritt,  ließ  es  sich  hierbei  nicht  zum 
wenigsten  vom  Interessenstandpunkte  der  Rohrzucker  erzeugenden 
britischen  Überseebesitzungen  (Mauritius,  Britisch- Westindien,  Fid- 
schi-Inseln, wohl  auch  Britisch  Ostindien  selbst)  beeinflussen. 
Ebenso  bedrohte  Kuba  Länder,  die  der  Einfuhr  kuba- 
nischen Tabaks  Erschwernisse  bereiten,  mit  zollpolitischen  Nach- 
teilen 2),  Die  Vereinigten  Staaten  haben  sich  zwar  im  Frühjahr  und 
Sommer  1909  gelegentlich  der  parlamentarischen  Behandlung  des 
Paynetarifs  über  die  Interessen  der  anderen  Handelsstaaten 
rücksichtslos  hinweggesetzt;  dennoch  verblieben  Kaffee,  Kakao  und 
Tee  (Mate)  zugunsten  der  diese  „Kolonialwaren"  liefernden  Repu- 
bliken des  romanischen  Amerika,  das  heißt  zur  Förderung  der  pan- 
amerikanischen Ideen,  auf  der  Freiliste,  und  der  nur  gemäßigt  schutz- 
zöllnerische  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913  hat  hieran  selbst- 
verständlich nichts  geändert. 

Abgesehen  von  derartigen,  die  Erzeugungsländer  der  „Kolonial- 
waren" berücksichtigenden  handelspolitischen  Erwägungen  werden 
von  manchen  Staaten,  teils  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  ^), 

^)    Siehe    Abteilung    II  f    des    III.    Kapitels    im    vorliegenden    Bande    Seite 

133 — I3S- 

")  Siehe  über  die  bezüglichen  Anläufe  Kubas,  die  schließlich  von  den  Ver- 
einigten Staaten  vereitelt  wurden  (da  die  Union  die  Vorteile  ihres  Vorzugszollvertrages 
mit  Kuba  vom  11.  Dezember  1902  mit  keinem  dritten  Staate  teilen  wollte),  im  „Handels- 
museum" von  1909,  Seite  595,  758,  771,  817  und  von  1910,  Seite  45,  95,  265.  Der  er- 
wähnte kubanische  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  beruht  hauptsächlich  auf 
Vorzugszöllen  der  Union  für  Kubas  Zucker  und  Tabak.  Doch  scheint  Kuba  geneigt 
zu  sein,  den  Vorsprung,,  den  es  durch  die  vom  i.  Mai  1916  an  eintretende  Zollfreiheit 
des  Underwood-Tarifes  für  Zucker  über  die  Inlandserzeugimg  der  Union 
erhält,  als  eine  hinlängliche  Entschädigung  dafür  anzusehen,  daß  sein  Zucker  von 
diesem  Tage  an  in  den  Vereinigten  Staaten  keine  Vorzugs-ZoUbehandlung  mehr  ge- 
nießen wird.  Die  Vorzugszölle  für  kubanische  Tabakwaren  werden  auch  dann  er- 
halten bleiben. 

3)  Die  Zunahme  des  Verbrauches  von  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Gewürzen,  Tabak 
läuft  zwar  noch  mehr  der  Steigerung  der  Wohlhabenheit  als  dem  kultu- 
rellen Aufschwünge  der  einzelnen  Länder  und  Völker  parallel;  aber  die  allmähliche 
Verdrängung  des  gemeinschädlichen  Alkoholismus  durch  Tee,  Kaffee  und  Tabak 
(weniger  durch  Kakao)  stellt  sicherHch  auch  einen  Fortschritt  von  größter  kultureller 
Tragweite  dar.  Auch  die  nicht  geringe  Zunahme  des  Kakaoverbrauchs 
während  der  letzten  Jahrzehnte  ist  wohl  als  eine  kulturell  wertvolle  Verfeinerung  des 
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teils  zur  Förderung  des  Steuer  (zoll  )pflichtigen  Zuckerver- 
brauc  hes,  teils  in  Erfüllung  der  demokratischen  steuerpolitischen 
Forderung  des  „freien  Frühstückstisches"  die  Genuß- 
mittel Kaffee,  Tee  und  Kakao  nur  mit  niedrigen  Zöllen  belegt  oder 
sogar  auf  die   Freiliste  gesetzt. 

In  den  hierbei  allerdings,  wie  bereits  früher  erwähnt,  auch  von 
panamerikanischen  Gedanken  beeinflußten  Vereinigten 
Staaten  waren  Tee,  Kaffee  und  Kakao ^)  bereits  im  Dingleytarif 
von  1897  zollfrei  und  sind  es  auch  im  Paynetarif  von  1909  geblieben. 
Belgien  hat  durch  ein  Gesetz  vom  18.  Februar  1903  den  ohnehin 
nicht  drückenden  Kaffeezoll  von  10  Franken  für  100  kg  aufgehoben, 
nachdem  Tee  und  Kakao  bereits  in  den  1890er  Jahren  auf  die  Freiliste 
gesetzt  worden  waren.  Australien  gewährt  Zollfreiheit  für  Tee 
und  Kakao  bei  freüich  nicht  unbeträchtlichen  Kaffeezöllen,  In 
Neuseeland  haben  Tee,  Kaffee  und  Kakao  verhältnismäßig 
niedrige  Zölle  (zwei  bis  drei  Pence  für  das  englische  Pfund)  zu  ent- 
richten. Der  kanadische  Zolltarif  enthält  völlige  Zollfreiheit  für 
Kakao,  Tee  und  Kaffee.  Großbritannien  ermäßigte  bald  nach 
Beendigung  des  Burenkrieges  die  zur  Bestreitung  seiner  Kosten 
mittels  Gesetzes  vom  9.  April  1900  von  4  auf  6  Pence  (für  das  englische 
Pftmd)  und  (mittels  Gesetzes  vom  20.  April  1904)  auf  8  Pence  erhöhten, 
aber  stets  erträglich  gebliebenen  Teezölle  wiederum  auf  6  Pence  im 
Jahre  1905  und  5  Pence  im  Jahre  1906,  während  dort  Kaffee  mit 
14  Schilling  für  den  cwt  (etwa  50,8  kg)  und  Kakao  nur  mit  einem 
Penny  für  das  englische  Pfund  belastet  sind.  Sogar  im  hochschutz- 
zöllnerischen  und  dabei  in  seinem  Zollwesen  stark  fiskalischen 
Rußland  wurde  in  der  Zolltarifnovelle  vom  28.  Mai  1912  der  Zoll 
auf  Rohkakao  von  6,75  auf  4,50  Rubel  das  Pud  (i  Pud  =  16,379  kg) 
herabgesetzt.  Deutschland  ermäßigte  in  seinem  neuen  Zolltarife 
vom  25.  Dezember  1902  den  Teezoll  von  100  auf  25  M.  und  den  Zoll  für 


Massengeschmackes  aufzufassen.  So  stieg  z.  B.  die  Kakaoeinfuhr  Deutsch- 
lands, die,  im  Gegensatze  zu  Kaffee  und  Tee,  von  den  Zollerhöhungen  des  J  ahres 
1909  unberührt  bUeb,  vom  Tiefstande  des  Depressionsj ahres  1908,  nämUch  34,35  Milli- 
onen Kilogramm  für  56,2  MiDionen  Franken,  auf  50,86  MiUionen  Kilogramm  für 
64,7  Milhonen  Franken  im  Jahre  191 1,  Dagegen  sank  gleichzeitig  die  durch  die  starke 
Zollerhöhung  des  Jahres  1909  gehemmte  Teeinfuhr  von  4  auf  3,81  Millionen  Kilo- 
gramm. 

1)  Im  Jahre  19 10  betrug  die  Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  an  Rohkakao 
rund  61  Milhonen  Kilogramm  für  76  Milhonen  Franken,  an  Kaffee  363  Milhonen 
Kilogramm  für  502  Milhonen  Pranken,  an  Tee  47,3  Milhonen  Kilogramm  für  95  Milli- 
onen Franken. 

32* 
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Rohkakao  von  35  auf  20  M.  für  100  kg^).  Demgegenüber  hat  die 
deutsche  ,, Finanzreform"  vom  Sommer  1909  den  ehemaligen  Teezoll 
von  100  M.  wiederhergestellt  und  den  1902  unverändert  gebliebenen 
Kaffeezoll  von  40  auf  60  M.  erhöht;  aber  gerade  diese  Zollerhöhungen 
galten  als  besonders  anfechtbare  Teile  der  im  ganzen  in  der  Öffent- 
lichkeit stark  angefochtenen  „Finanzreform".  Holland  belastet 
den  Tee  mit  dem,  im  Vergleich  zu  Deutschland,  nicht  sehr  hohem  Satze 
von  25  Gulden  für  100  kg  und  läßt  Kaffee  schon  seit  1854  sowie  Kakao 
seit  1862  zollfrei  ein.  Der  schweizerische  Zolltarif  vom 
IG.  April  1891  belegte  Kaffee  und  Kakao  mit  den  verhältnismäßig 
niedrigen  Sätzen  von  3,50  und  i  Franken,  Tee  mit  dem  etwas  höheren 
Zolle  von  40  Franken  für  100  kg,  und  diese  Sätze  wurden  im  neuen, 
am  I.  Januar  1906  in  Kraft  getretenen  Zolltarife  vom  10.  Oktober  1902 
für  Kakao  aufrechterhalten,  für  Kaffee  auf  2  und  für  Tee  auf  25  Franken 
ermäßigt.  In  Schweden  tauchte  um  die  Wende  der  Jahre  1909 
zu  1910  in  Regierungskreisen  der  Gedanke  auf,  zur  Behebung  von 
Finanzschwierigkeiten  den  Kaffeezoll  von  12  auf  18  skandin.  Kronen 
für  100  kg  zu  erhöhen.  Doch  scheiterte  dieser  Plan  an  dem  entschie- 
denen Widerstände  der  demokratischen  Parteien,  und  der  verhältnis- 
mäßig niedrige  Zollsatz  von  12  Kronen  ist  in  den  neuen  Zolltarif 
vom  9,  Juni  191 1  übergegangen,  während  Rohkakao  nur  5,  dagegen 
Tee  50  Kronen  für  100  kg  zu  entrichten  haben. 

In  diesem  Zusammenhange  sind  auch  verschiedene  Zoll- 
befreiungen und  Zollermäßigungen  zu  erwähnen,  die  in  erster  Linie, 
wenn  es  auch  nicht  immer  ausdrücklich  gesagt  wird,  vor  allem  dem 
R  ohrzucker  gelten.  In  dieser  Beziehung  wären  die  franzö- 
sischen und  portugiesischen  2)  Begünstigungen  für 
kolonialen  Rohrzucker  zu  erwähnen.  Die  französischen  haben  aller- 
dings seit  I.  September  1903  infolge  der  Brüsseler  Zuckerkonvention 
vom  5.  März  1902  aufgehört.  Ebenso  kommt  die  neuseeländi- 
sche Zollbefreiung  für  Zucker  praktisch  ausschließlich  dem  Rohr- 
zucker, namentlich  aus  Java  und  den  Fidschiinseln^),  zugute.  Die 
kanadischen  Vorzugszölle  für  Zucker  des  britischen  Reiches 
nützen  hauptsächlich  dem  Rohrzucker  Britisch  Westindiens  und  der 
Fidschiinseln.    Auch  die  im  Underwood-Tarif  der  Vereinigten 


^)  über  die  hierbei  verfolgte  Absicht  der  Hebung  des  deutschen  Zuckerver- 
brauches vgl.  die  Zeitschrift  „Deutsche  Zuckerindustrie"  vom  ii.  Oktober  1907, 
Seite  801. 

*)  Siehe  E.  Trescher,  „Vorzugszölle"  (Berlin  1908),  Seite  78/79  und  128. 

ä)  Siehe  den  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats  in  Auck- 
land  für   1909,  Seite  26/27. 
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Staaten  vom  3.  Oktober  1913  enthaltene  Zollfreiheit  für 
Zucker  dürfte  weit  mehr  den  Rohrzuckergebieten  Amerikas  (Kuba, 
Peru  usw.),  Australiens  (Fidschi)  und  Asiens  (Straits  Settlements, 
Java  usw.)  als  den  mitteleuropäisch-russischen  Rübenzuckerländern 
förderlich  sein. 

Dagegen  könnte  ein  am  4.  März  1912  in  Kraft  getretenes  grie- 
chisches Gesetz  im  Anschlüsse  an  diese  Beispiele  wohl  kaum 
genannt  werden;  durch  dieses  Gesetz  wurde  der  Zuckerzoll  von 
73,91  auf  31,03  Golddrachmen  für  100  Oka  (128  kg)  herabgesetzt 
und  zugleich  der  im  Inlande  erzeugte  Zucker  einer  Steuer  von  */io 
des  Einfuhrzolles  unterworfen.  Denn  auf  dem  griechischen  Zucker- 
markte kommt  derzeit,  im  Wettbewerbe  gegen  den  mitteleuropäischen 
imd  russischen  Rübenzucker,  höchstens  der  ägj^tische  Rohrzucker 
in  Betracht. 

Seltsamerweise  werden  nicht  nur  die  unentbehrlichen,  in  ihren 
Erzeugtmgsmengen  zumeist  hinter  dem  Bedarfe  mehr  oder  weniger 
stark  zurückbleibenden  tropisch-subtropischen  industriellen 
Rohstoffe  häufig  mit  Ausfuhrzöllen  belegt,  sondern  der  gleiche 
V^organg  wird  nicht  selten  auch  gegenüber  der  Ausfuhr  von  tropisch- 
subtropischen Genußmitteln  beobachtet.  Insoferne  mit  solchen 
Zöllen  Erzeugnisse  der  genannten  Zonen  belastet  werden,  von  denen 
man  nicht  recht  weiß,  ob  man  es  mit  Genußmitteln  oder  mit  industrie- 
ellen  Rohstoffen  zu  tun  hat,  ist  eine  derartige  Handelspolitik  wohl 
noch  eher  zu  verstehen.  Dies  gilt  insbesondere  für  Kakao  und 
T  a  b  a  k  ^),  die  beide  namentlich  im  romanischen  Amerika  (West- 
indien) häufig  mit  Ausfuhrabgaben  belastet  werden.  Bezeichnend 
hierfür  ist  z.  B.  der  Umstand,  daß  der  im  Zolltarifgesetze  Hollän- 
disch Ostindiens  vom  16.  April  1886  noch  enthaltene,  aller- 
dings bereits  recht  niedrige  Zuckerausfuhrzoll  von  0,15  hoU.  Gulden 
für  100  kg  (etwa  1,5 — 2  %  des  Wertes)  im  Jahre  1909  (Zolltarifgesetz 
vom  20.  Oktober  1909)  aufgehoben  wurde;  das  gleiche  Schicksal  traf 
den  Kaffeeausfuhrzoll  vpn  i  holl.  Gulden  für  100  kg,  der  je  nach 
den  Kaffeepreisen  etwa  i — 2  %  des  Wertes  ausmachte,  im  Jahre 
1901  (Gesetz  vom  30.  Dezember  1901).  Dagegen  blieb  der  Tabakaus- 
fuhrzoll von  I  holl.  Gulden  für  100  kg  des  Zolltarif gesetzes  vom 
16,  April  1886  auch  im  neueren  Tarif gesetz  vom  20.  Oktober  1909  un- 
verändert bestehen.  Bemerkenswert  ist  auch  der  Umstand,  daß 
es  Portugal  gelungen  ist,  lyissabon  dadurch  zu  einem  Haupt- 
markte für  Kakao  zu  machen,  daß  die  Kakao- Ausfuhrzölle  der  dieses 
Erzeugnis   in   großen   Mengen   liefernden   westafrikanischen    Inseln 

^)  Vgl.  hierüber  Anmerkung  3  aui  Seite  496. 
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Sao  Thome  und  Principe,  je  nach  Bestimmungsort  und  Flagge  des 
verfrachtenden  Schiffes^),  d.  h.  unter  Begünstigung  Portugals,  ver- 
schieden abgestuft  wurden. 

Schwerer  verständlich  sind  solche  Ausfuhrzölle,  wenn  sie  von 
zweifellosen  Genußmitteln,  wie  Kaffee,  Mate,  Zucker,  Melasse,  Ge- 
würzen verschiedener  Art,  erhoben  werden.  Man  hat  es  hier  zumeist  2) 
mit  einem  historischen  Überbleibsel  aus  einer  ganz  andersartigen 
Vergangenheit')  zu  tun.  Diese  Ausfuhrzölle  entstammen  älteren 
Zeiten,  da  die  betreffenden  Erzeugnisse,  wie  Kaffee,  Mate,  Zucker,  noch 
glatten  Absatz  zu  lohnenden  Preisen  fanden  und  von  krisenhaften 
Zuständen  noch  nicht  berührt  worden  waren.  Damals  waren  diese 
Ausfuhrzölle  das  bequemste  Mittel,  die  fraglichen  Erzeugungen, 
häufig  die  wirtschaftlich  wichtigsten  Produktionen  des  betreffenden 
tropisch-subtropischen  Landes,  zu  besteuern. 

Doch  wurden  solche  Ausfuhrgaben  (wenn  auch  öfters  nur  mit 
verminderten  Sätzen)  forterhoben,  auch  wenn  sie  durch  krisenhafte 
Verhältnisse  der  betreffenden  Produktionszweige  sinnwidrig  geworden 
waren.  Bei  der  Finanznot  und  mangelhaften  Finanztechnik  dieser 
nicht  immer  auf  dem  Höhepunkte  wirtschaftlicher  und  sonstiger 
Kultur  stehenden  tropisch-subtropischen  Staats-  und  Kolonialver- 
waltungen, die  nicht  selten  von  wohlhabenden  und  mächtigen 
Produzentencliquen  tyrannisch  beherrscht  werden,  blieb  eben  nichts 
anderes  übrig. 

In  Brasilien  kam  noch  ein  besonderer  Umstanji  in  Betracht : 
die  einzelnen  Bundesstaaten  dürfen  nur  Ausfuhrzölle  erheben;  die 
Bundesregierung  ist  zur  Einhebung  von  Einfuhr-  und  Ausfuhrzöllen 
befugt.  So  ist  es  gekommen,  daß  mitten  in  der  Kaffeekrise  des  Jahres 
1906  der  Staat  Sao  Paulo  seine  Ausfuhrzölle  auf  Kaffee*)  sogar  erhöhte; 
denn  andere  Sicherheiten  für  die  als  notwendig  angesehene  Valori- 


^)  Siehe  „Deutsches  Handelsarchiv"  (Gesetzgebung),  Dezemberheft  1912, 
Seite  1348. 

*)  Von  gewissen  Gewürzproduktionen,  wie  Vanille,  Muskatnüsse  usw.,  bei 
denen  von  Überproduktion  wohl  kaum  je  die  Rede  war,  ist  hier  abzusehen. " 

^)  Auf  den  Philippinen  hatte  noch  der  Zolltarif  vom  5.  August  1909, 
der  dort  gleichzeitig  mit  dem  Payne-Tarif  der  Vereinigten  Staaten  in  Kraft  trat, 
die  Ausfuhrzölle  auf  Manilahanf,  Zucker,  Kopra,  Tabak  und  Tabakfabrikate  fort- 
bestehen lassen;  diese  galten  allerdings  für  die  Ausfuhr  nach  der  Union  nicht.  Doch 
die  zugleich  mit  dem  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  191 3  vorgenommene  Neu- 
regelung der  Philippinen-Zollverhältnisse  hob  die  dortigen  Ausfuhrzölle  völlig  auf. 

*)  Vgl.  hierüber  Abteilung  IIa  des  III.  Kapitels  vorliegenden  Bandes, 
Seite  88. 
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sationsanleilie  waren  eben  in  Sao  Paulo  damals  kaum  aufzutreiben^). 
Dies  erklärt  auch,  warum  der  südbrasilianische  Staat  Parana  noch 
immer  Ausfuhr  abgaben  auf  Mate  2)  erhebt,  obwohl  der  Auslands- 
absatz dieses  Erzeugnisses  nach  wie  vor  noch  immer  fast  nur  auf  den 
von  Paraguay  stark  konkurrenzierten  Märkten  Argentiniens  und 
Uruguays  beschränkt  bleibt.  Dagegen  hat  die  brasilianische  Bundes- 
regierung in  einem  Abkommen  vom  2.  Juni  1913  mit  dem  unter 
dem  Sinken  der  Kautschukpreise  (Wettbewerb  des  südasiatischen 
Plantagenkautschuks)  leidenden  nordbrasilianischen  Staate  Para 
unter  anderem  folgende  Bestimmungen  getroffen:  Die  Bundes- 
regierung verpflichtet  sich  zu  mehr  oder  minder  großen  Zollherab- 
setzungen für  die  in  BrasiUen  selbst  nicht  hergestellten  Bedarfs- 
artikel der  nordbrasilianischen  Kautschukgebiete;  dafür  wird  Para 
seine  Ausfuhrzölle  während  der  Jahre  1914 — 1918  allmählich  von 
zwanzig  auf  zehn  Prozent  des  Wertes  herabsetzen.  Überhaupt  hat 
die  im  Jahre  1913  eingetretene  Preissenkung  des  Kaut- 
schuks, die  eine  Folgeerscheinung  des  unerwartet  raschen  An- 
wachsens der  Plantagenkautschuk- Gewinnung  ist,  in  einer  Reihe  von 
Ländern  mit  Kautschuk-Ausfuhrzöllen  zu  einer  Überprüfung  der 
Höhe  dieser  Abgaben  geführt.  So  kam  es  z.  B.  in  Belgisch  Kongo 
zur  Verordnung  vom  4.  Juli  1913,  welche  die  den  Kautschuk  be- 
lastenden Abgaben  namhaft  ermäßigte. 

Daß  sich  auch  in  den  Verbraucherländern  gemäßigter 
Zone  wenigstens  hinsichtlich  einzelner  tropisch-subtropischer  Genuß- 


1)  Der  stark  finanzielle  Grundzug  und  die  große  Ausdehnung  der  Ausfuhr- 
zölle in  den  einzelnen  brasilianischen  Bundesstaaten  geht  aus  einer  Übersicht 
über  den  Ertrag  dieser  Zölle  im  Staate  Riodejaneiroin  den  Jahren  191 1 
und  191 2  („Bulletin  officiel  du  Bureau  de  renseignements  du  Bresil  a  Paris"  vom 
15.  Oktober  1913)  hervor.  Danach  lieferten  dort  i.  J.  1912  die  Ausfuhrzölle  für  pflanz- 
liche Erzeugnisse  4  685  626  Milreis,  wovon  allerdings  3  354  966  Milreis  auf  Kaffee, 
352378  Milreis  auf  Zucker,  205647  auf  (die  wohl  vorwiegend  aus  Zucker  gewonnenen) 
Spirituosen  entfielen.  Daneben  sind  aber  noch  mit  Ausfuhrzöllen  belastet :  Elnoblauch, 
Zwiebel,  Reis,  Baumwolle  und  Baumwollgewebe,  Rizinus,  Kartoffel,  Zuckerrohr, 
Heu  und  andere  Futtermittel,  Holzkohle  (sogar  mit  einem  Ertrage  von  200  362  Milreis) 
Bier,  Tabak  imd  Tabakwaren,  Matten,  Blumen,  Früchte,  Mais  imd  Maismehl,  Weizen- 
mehl, Bohnen,  Gemüse,  Brenn-  und  Bauholz  sowie  Sägewaren  (mit  einem  Ertrage 
von  155  230  Milreis),  Teig\varen,  Stärke,  Tapioka,  Essig.  Dann  kommen  tierische 
Erzeugnisse  mit  einem  Ertrage  an  Ausfuhrzöllen  im  Jahre  191 2  (insbesondere  für 
Fleisch,  Geflügel,  Eier,  Fische,  Speck,  Lebendvieh,  Häute,  Leder,  Wollgewebe)  von 
381  849  Milreis,  mineralische  mit  133  340  Milreis,  endlich  verschiedene  ,, gemischte 
Erzeugnisse"  (Fabrikate)  mit  60886  Milreis  zu  je  16  Pence  oder  1,68  Franken. 

2)  Vgl.  hierüber  Abteilung  II  d  des  III.  Kapitels  vorliegenden  Bandes. 
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mittel  die  Neigung  geltend  macht,  niedrige  Zölle  oder  sogar  Zoll- 
freiheit zu  gewähren,  ist  nicht  unwichtig;  denn  auch  derzeit  sind  die 
Fähigkeic  und  der  Wille  der  Tropen-  und  Subtropengebiete  zu  kräftiger 
handelspolitischer  Betätigung  zwar  größer,  als  z.  B,  im  i8.  Jahr- 
hundert, lassen  aber  noch  immer  aus  verschiedenen  Gründen  manches 
zu  wünschen  übrig. 

Die  Tropen-  und  Subtropengebiete  der  westlichen  Halb- 
kugel befinden  sich  zum  Teile  im  Bannkreise  der  Vereinigten 
Staaten,  genießen  zwar  eine  bevorzugte  Stellung  auf  dem  so 
aufnahmsfähigen  Markte  der  Union,  sind  aber  für  die  große  inter- 
nationale Handelspolitik  vorläufig  noch  überwiegend  neutrali- 
siert; diese  Neutralisierung,  die  aber  in  diesem  Falle  auch  einer 
kommerziellen  Befriedigung  gleichkommt,  ist  entweder  eine  un- 
mittelbare, so  für  die  Südstaaten  der  Union  selbst,  namentlich  süd- 
lich vom  36.  Grad  nördlicher  Breite  (dieser  Breitegrad  trifft  im  Mittel- 
meer Gibraltar,  Malta,  Rhodus),  ferner  für  Hawai,  Portorico,  die 
Panamakanalzone,  oder  eine  mittelbare,  so  für  Kuba  und  die  aller- 
dings zu  Ostasien  gehörenden  Philippinen  ^) .  In  einigermaßen  ähnlicher 
Weise  kann  auch  bezüglich  Britisch  Westindiens  (Ver- 
hältnis zu  Kanada)  und  Französisch  Westindiens  (Ein- 
gliederung in  den  französischen  Reichszollverein)  zugleich  von  handels- 
politischer Neutralisierung  und  kommerzieller  Befriedigung  ge- 
sprochen werden-).  Doch  fühlte  sich  z.  B.  Jamaika  seit  dem  Beginne 
des  20.  Jahrhunderts,  infolge  seiner  vorwiegend  nach  der  Union 
gerichteten  Bananenausfuhr,  mehr  vom  Markte  der  Vereinigten 
Staaten   als  von   jenem   Kanadas  oder   Großbritanniens   abhängig. 


1)  Der  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  19 13  hat  die  im  Payne-Tarif  vom 
5.  August  1909  enthaltenen,  allerdings  mehr  theoretisch  aufgestellten  als  praktisch 
wirksamen  Beschränkimgen  aufgehoben,  welche  die  im  allgemeinen  zollfreie  Einfuhr 
der  Vereinigten  Staaten  aus  den  Philippinen  hinsichtUch  Zucker  und  Tabak- 
waren der  Menge  nach  begrenzten  und  den  Handelsverkehr  in  Reis  zwischen 
beiden  Gebieten  den  allgemeinen  Zöllen  unterwarfen  (die  Union  ist  seit  19 13  Reis- 
ausfuhrland geworden) ;  doch  belegten  beide  Tarife,  bei  zollfreier  Einfuhr  aus 
den  Vereinigten  Staaten,  Waren  aus  dritten  Ländern  auf  den  Philippinen  mit  mehr 
oder  minder  hohen  Zöllen.  Aber  bereits  zur  Zeit  des  Payne-Tarifes  waren  die  Phiüppinen 
in  einem  engeren  handelspolitischen  Verhältnisse  zur  Union  als  Kuba.  Während 
des  Zeitraumes  vom  4.  Dezember  1903  (Inkrafttreten  des  Gegenseitigkeitsvertrages 
zwischen  der  Union  und  Kuba  vom  11.  Dezember  1902)  bis  zum  6.  August  1909 
(Inkrafttreten  des  Payne-Tarifes)  waren  allerdings  die  Philippinen  mit  der  Union 
nicht  so  eng  verbunden  als  Kuba. 

2)  Dies  gilt  insbesondere  mit  Hinblick  auf  die  kanadisch-westindischen  Handels- 
verträge vom  9.  April  19 12,  die  am  2.  Juni  191 3  in  Kraft  traten. 
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Die  weitaus  überwiegende  Fläche  der  Tropen-  und  Subtropengebiete 
auf  der  westlichen  Halbkugel  befindet  sich  allerdings  derzeit  noch 
in  den  unabhängigen  oder  wenigstens  formell  unabhängigen 
Republiken  des  romanischen  Amerika.  Die  meisten 
dieser  Republiken  waren  aber  in  der  ersten  Hälfte  der  1910  er 
Jahre  so  wenig  bevölkert  und  wirtschaftlich-kommerziell  so  schwach, 
daß  sie  keinen  besonderen  Einfluß  auf  die  internationale  Handels- 
politik ausüben  konnten. 

Die  Handelspolitik  des  kräftigeren  Argentiniens  bemühte 
sich  bisher,  was  tropisch-subtropische  Erzeugnisse  anbetrifft,  höchstens 
um  Quebracho,  und  zwar  weniger  um  Quebrachoholz,  das  in  keines- 
wegs übermäßigen  Mengen  vorhanden  und  daher  sehr  absatzfähig 
ist,  als  vielmehr  um  den  zu  Gerbereizwecken  unmittelbar  verwend- 
baren Quebrachoextrakt.  Die  wichtigsten  Ausfuhrinteressen  des 
gleichfalls  einer  kräftigeren  Handelspolitik  fähigen,  mit  seiner  Nord- 
hälfte in  die  Tropen  und  Subtropen  hineinragenden  Chile  betreffen 
einige  mineralische,  auf  dem  Weltmarkt  eines  glatten  Absatzes 
sichere  Erzeugnisse,  ferner  Rohstoffe,  die  Chile  mit  Ländern  ge- 
mäßigter Klimate  gemein  hat,  wie  allerlei  tierische  Erzeugnisse, 
Getreide,  Bohnen,  Honig  usw.  Ähnliches  wäre  von  dem  durchaus 
tropisch-subtropischen  Mexiko  zu  sagen.  In  der  mexikanischen 
Ausfuhr  überwiegen  leicht  absetzbare  mineralische  Produkte  und 
ebensolche  tropisch-subtropische  industrielle  Rohstoffe  pflanzlicher 
Herkunft  sowie  auch  in  Ländern  gemäßigten  Klimas  erzeugte 
tierische  und  pflanzliche  Rohstoffe.  Es  fehlt  zwar  in  Mexiko  nicht  au 
tropisch-subtropischen  Rohstoffen,  deren  Absatz  durch  eine  ent- 
schlossene Handelspolitik  noch  gefördert  werden  könnte,  wie  Kaffee, 
Kakao,  vielleicht  auch  Vanille.  Aber  diese  letztgenannten  mexi- 
kanischen Erzeugnisse  machen  innerhalb  der  gesamten  derzeitigen 
Ausfuhr  des  Landes  einen  so  bescheidenen  Prozentsatz  aus,  daß  es 
den  mexikanischen  Regierungsmännern  wohl  kaum  angebracht  er- 
scheinen konnte,  der  Handelspolitik  des  Landes  die  Förderung  der 
Ausfuhr  gerade  dieser  Produkte  zum  Ziele  zu  setzen.  Seit  dem  Sturze 
der  langen  Regierung  des  Präsidenten  Porfirio  Diaz  im  Mai  191 1 
ist  aber  in  der  von  inneren  Unruhen  zerrütteten  Republik  eine  arge 
Entkräftung  eingetreten;  Mexiko  wird  vielleicht  nicht  einmal  mehr 
den  Grundsatz  der  Gleichbegünstigung  der  Vereinigten  Staaten  mit 
den  Ländern  Europas  aufrechthalten  können  und  würde  dann 
ähnlich  wie  bereits  Kuba  durch  wechselseitige  Gewährung  von 
Vorzugszöllen  in  den  Bannkreis  der  großen  Nachbarrepublik 
geraten. 
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In  Asien  sind  die  Tropen-Subtropengebiete  teils  handels- 
politisch ohnmächtige  Gebiete  der  offenenTür^),  so  die  Türkei, 
Persien,  Oman,  Siam,  China,  teils  überseeische  Besitzungen 
europäischer  Staaten  (insbesondere  Großbritanniens,  Frankreichs, 
Hollands),  der  Vereinigten  Staaten  (Philippinen)  und  sogar  Japans 
(Formosa),  Je  nachdem  die  Produzenteninteressen  der  Eingeborenen 
dieser  Übersee-Besitzungen  (Kolonien)  oder  dortige  europäische 
Pfianzerinteressen  hoch  genug  eingeschätzt  werden  oder  stark  und 
organisiert  genug  sind  oder  nicht,  um  auch  die  Regierungen  des  Mutter-* 
landes  zu  Vorzugszöllen  für  koloniale  Waren  oder  zu  einem  kräftigen 
diplomatischen  Einschreiten  gegenüber  dritten  Ländern  zu  bewegen, 
genießen  die  vorzugsweise  tropisch-subtropischen  Produzenteninter- 
essen der  betreffenden  Überseebesitzungen  mehr  oder  auch  weniger 
Vorteile  und  Begünstigungen  im  Handel  mit  dem  Mutterlande  und 
mit  dritten  Staaten.  Einige  Bemerkungen  über  die  in  diesem  Zu- 
sammenhange zu  erwähnende  koloniale  Wirtschaftspolitik  Groß- 
britanniens und  Frankreichs  wurden  bereits  früher  ge- 
macht (siehe  Seite  498  u,  504).  Auch  Japan  bemüht  sich  eifrig  um 
Förderung  des  Absatzes  der  Tee-,  Kampfer-  und  Zuckerproduktion 
seiner  Kolonie  Formosa^).  Hollands  wenig  wehrhafter  Frei- 
handel bietet  den  tropisch-subtropischen  Produktionen  seines  Kolo- 
nialbesitzes, abgesehen  von  einem  ziemlich  freien  Zutritt  zu  dem 
mäßig  ausgedehnten  Markte  des  Mutterlandes,  nicht  viel  Förderung. 
(Das  gleiche  gilt  auch  von  Holländisch  Westindien.)  Den  tropisch- 
subtropischen Kolonien  Großbritanniens  in  Asien  kommen 
wohl  auch  die  Vorzugszölle  zugute,  die  von  den  autonomen  Übersee- 
besitzungen der  britischen  Krone,  den  „Dominions",  einer  Reihe 
von  „exotischen"  Produkten  und  „Kolonialwaren"  britischer  Her- 
kunft zuerkannt  worden  sind,  so  insbesondere  dem  Tee  Indiens  und 
Ceylons,  Für  Französisch  Hinterindien  sind  die  Zollbegünstigungen 
von  besonderer  Bedeutung,  die  sein  Reis  und  seine  Gewürze  inner- 
halb des  f  ranzösischen  Reichszollvereines  genießen. 


^)  Vgl.  Kapitel  VIII,  Abteilung  II  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 

^)  Seitdem  sich,  etwa  vom  Jahre  1907  an,  die  Erzeugung  des  synthetischen 
Kampfers  bemerkbar  zu  machen  anfing,  bemühte  sich  die  japanische  Kampfer- 
Monopolregie  auf  Formosa,  die  Kampferpreise  derart  zu  bemessen,  daß  der  ohnehin 
von  hohen  Terpentinpreisen  beschwerten  synthetischen  Kampfererzeugung  der  Wett- 
bewerb auf  dem  Weltmarkte  möglichst  wenig  leicht  gemacht  werde.  Im  Sommer  1913 
erschien  deutscher  synthetischer  Kampfer  bereits  zum  Preise  von  nicht  ganz  200 
Franken  für  100  kg  auf  dem  Markt,  was  weniger  als  die  Hälfte  der  noch  im  Jahre  1909 
verzeichneten  Preise  ist. 
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Die  ozeanischen  Kolonien  Großbritanniens  sind  zwar  Ge- 
biete der  offenen  Tür;  ihre  Produktionen  ziehen  aber  nichtsdesto- 
weniger unter  Umständen  aus  den  Vorzugszöllen  Neuseelands, 
Australiens  und  sogar  Kanadas  Vorteil,  so  z.  B,  die  Rohrzuckerge- 
winnung  der  Fidschiinseln,  Unter  den  französischen  Besitzungen  in 
Ozeanien  ist  Neukaledonien  (das  übrigens  mit  dem  Weltmarkt  ha  apt- 
sächlich  durch  leicht  absetzbare  Mineralerzeugnisse  zusammenhängt) 
mit  dem  französischen  Reichszollverein  sehr  eng,  das  östliche  Fran- 
zösisch Ozeanien,  nämlich  Tahiti,  Marquesas,  Paumotu  usw.,  nur 
lose  (Zollbegünstigungen  für  die  Ausfuhr  von  Vanille  nach  Frankreich) 
verbunden.  Die  deutschen  und  nordamerikanischen  Besitzungen 
entbehren  jeglichen  Vorzugszolles  in  ihren  Mutterländern,  mit  Aus- 
nahme der  sogar  einen  Teil  des  Zollgebiets  der  Vereinigten  Staaten 
bildenden  Inselgruppe  Hawai. 

Der  durchaus  tropisch-subtropische  afrikanische  Kon- 
tinent enthält  den  an  Umfang,  Bevölkerung  und 
P  r  o  du  k  l  e  n  r  e  i  c  h  t  u  m  bedeutsamsten  Teil  des 
französischen  Kolonialbesitzes.  Wenn  man  der 
zusammenhängenden  Masse  von  Französisch  Nordwest-,  West-  und 
Zentralafrika  (mit  Marokko)  auch  noch  Madagaskar  und  Reunion 
sowie  Französisch  Somaliland  beigibt,  kommt  man  auf  ungefähr 
10,5  Millionen  Quadratkilometer  mit  derzeit  nur  38  Millionen  Ein- 
wohnern, d.  h.  etwas  mehr  als  ein  Drittel  des  Flächenraumes  und  fast 
drei  Zehntel  der  Bevölkerung  Afrikas;  diese  Land-  und  Volksmassen 
sind  mehr  oder  weniger  eng  mit  dem  französischen  Reichszollverein 
verbunden  oder  dürften  es  in  absehbarer  Zeit  sein  und  ziehen  aus 
den  Absatzsicherungen  dieses  Zollvereines  Vorteil.  Gerade  für  die 
vorliegenae  Betrachtung  kommt  es  weniger  auf  die  Vorzugszölle 
an,  die  etwa  das  Mutterland  in  der  tropisch-subtropischen  Übersee- 
besitzung genießt,  als  vielmehr  auf  die  zollpolitischen  Vor- 
teile,die  dasMutterland  der  Überseebesitzung 
gewährt.  Nun  ist  es  französischer  kolonialpolitischer  Grundsatz, 
auch  jenen  Überseebesitzungen,  die  nicht  dem  engeren  Bereich  des 
französischen  ReichsvoUvereines^)  angehören,  Vorzugszölle  (Zollbe- 
freiungen) wenigstens  für  ziffernmäßig  bestimmte  und  zwar  zumeist 
reichlich  bemessene  Mengen  ihrer  besonderen  Ausfuhrwaren  zu  ge- 
währen. Darunter  befinden  sich  gerade  jene  „exotischen"  Produkte 
und  „Kolonialwaren"  (freilich  auch  die  später  noch  eingehender  zu 
besprechenden  „Südfrüchte"),  die  in  Frankreich  wie  anderwärts  mit 


*)  Vgl.  hierüber  Abteilung  XI  der  X.  Anlage  vorliegenden  Bandes. 
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zollpolitisch  meist  unelastischen  Finanzzöllen  belegt  werden, 
so  Kaffee,  Tee^),  Kakao,  Gewürze,  Bananen,  verschiedene  west- 
afrikanische tropische  öle  und  Hölzer,  Olivenöl.  Hierzu  kommt 
noch  die  Befreiung  von  Ausfuhrzöllen  bei  dei  Ausfuhr  nach 
dem  Mutterlande^),  und  zwar  namentlich  in  Französisch  Hinter- 
indien. 

Der  erwähnte  kolonialpolitische  Grundsatz  kommt,  abgesehen 
von  den  französischen  Besitzungen  im  Osten  des  Stillen  Ozeans 
(Tahiti)  und  von  den  ein  Condominium  mit  Großbritannien  dar- 
stellenden Neuhebriden,  insbesondere  verschiedenen  französischen 
Überseegebieten  im  tropischen  und  subtropischen  Afrika  zugute;  dies 
gilt  von  den  zum  westlichen  Kongobecken  gehörenden  Teilen  von 
Französisch  Kongo,  den  ausgedehnten  Gebieten  in  Fran- 
zösisch Westafrika,  wo  die  Waren  des  Mutterlandes  keine 
oder  nur  mäßig  ausgiebige  Vorzugszölle  genießen  (auf  Grundlage 
verschiedener  Rechtsverhältnisse  ganz  Französisch  West-  und  Zentral- 
afrika mit  Ausnahme  der  Kolonie  Gabun),  und  im  Land  verkehre 
mit  Algerien  sogar  bereits  längst  von  Marokko  (siehe  Artikel  VI 
des  französischen  Gesetzes  vom  17,  Juli  1867  über  die  Zolltarif  arischen 
Verhältnisse  Algeriens).  Es  ist  übiigens  höchst  wahrscheinlich,  daß 
Frankreich,  nach  vollendeter  militärischer  Sicherstellung  seiner  Herr- 
schaft über  Marokko,  den  dortigen  besonderen  Ausfuhrerzeugungen 
ebenso  Vorzugszölle  bei  der  Einfuhr  in  das  europäische  Reichsgebiet 
gewähren  wird,  wie  etwa  den  Erzeugnissen  von  Tahiti  oder  Franzö- 
sisch Kongo.  Denn  diese  Vorzugszölle  sind,  abgesehen  von  ihrer 
halb  politischen,  halb  wirtschaftlichen  Zollvereinstendenz, 
nicht  zum  wenigsten  als  Belohnung  und  Ermunterung  jenes  f  r  a  n  - 
i  ösischen  Kapitalsund  Unternehmungsgeistes 
gedacht,  die  sich  in  den  Überseegebieten  Frankreichs  mit  Erfolg 
betätigen  oder  betätigen  wollen. 


^)  Die  Anbauversuche  mit  Tee  in  Französisch  Hinterindien  genießen  die  Vor- 
teile, die  in  Tabelle  E  des  ZoUtarifes  vom  11.  Jänner  1892  und  29.  März  1910  einer 
Reihe  von  kolonialen  Erzeugnissen  aus  dem  engeren  Bereiche  des  französischen 
Reichszollvereins  gewährt  wurden.  Während  aber  bisher  diesen  Erzeugnissen  nur 
weitgehende  Zollermäßigungen  zugute  kamen,  werden  nach  einem  französischen 
Gesetze  vom  $.  August  191 3  auch  Kaffee,  Tee,  Kakao  und  alle  Gewürze  (mit  Aus- 
nahme von  Pfeffer)  aus  dem  engeren  Bereich  des  französischen  Reichszollvereins 
zollfrei  in  das  Mutterland  eingelassen;  siehe  Seite  363  vorliegenden  Bande«. 

"■)  Vgl.  hierüber  E.  Trescher,  Vorzugszölle  (Berlin,  1908),  Seite  97/98.) 
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V.  Handelspolitik  der  Tropen-  und  Subtropengebiete  zugunsten  ihrer  eigen- 
tümlichen Erzeugungen. 

Abgesehen  von  den  kolonialen  oder  kolonialpolitischen  Zoll- 
vereinen und  Vorzugszöllen,  sind  derzeit  allerdings  die  Einwirkungen 
noch  nicht  sehr  bedeutend,  die  von  einer  die  besonderen  Produktions- 
interessen der  tropisch-subtropischen  Gebiete  fördernden  Handels- 
politik auf  die  Weltwirtschaft  ausgeübt  weiden.  Aber  gerade  in  einer 
Darstellung  der  in  der  Weltwirtschaft  sich  geltend 
machenden  Entwicklungstendenzen  ist  auf  folgenden  wichtigen 
Umstand  besonders  hinzuweisen:  Die  weltpolitischen  und  weltwirt- 
schaftlichen Entwicklungen  gehen  dahin,  die  Fähigkeit  der 
kolonialen  sowie  der  selbständigen  Tropen- 
Subtropenge biete  zu  einer  ihren  eigentüm- 
lichen Produktionsinteressen  förderlichen 
Handelspolitik  zu  erhöhen.  Man  denke  nur  an  den  be- 
ständig wachsenden  Einfluß,  den  die  eingeborenen  Bevölkerungen 
und  europäischen  Ansiedler,  auch  investierende  europäische  Kapi- 
talisten in  Britisch  Ostindien  (mit  Einschluß  Ceylons,  der 
Straits  Settlements  und  Vereinigten  Malaienstaaten,  Nordborneos), 
Mauritius,  Ägypten  i).  Britisch  Westindien  auf 
die  Führung  der  Staatsgeschäfte  im  Mutterlande,  ja  sogar  in  den 
autonomen  Überseebesitzungen  der  britischen  Krone,  den  „Domi- 
nions" ausüben  konnten.  Ähnliche  Entwicklungen  scheinen  auch 
in  dem  (im  Gegensatze  zum  ägyptischen  Sudan)  mit  Ägypten  noch 
nicht  zollvereinten  Teüe  von  BritischNordostafrika  samt 
Zanzibar  und  Pemba,  in  Rhodesia  und  Britisch  West- 
afrika im  Zuge  zu  sein. 

Auch  wird  sicherlich  während  des  20,  Jalrhunderts  der  Im- 
perialismus der  Vereinigten  Staaten  seinen  Drang 
nach  Süden,  nach  den  Tropen  nicht  aufgeben,  dem  er  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  so  reichlich  gefröhnt  hat  (Erwerbung  von 
Louisiana,  Florida,  Texas,  Neumexiko,  Arizona,  Kalifornien,  Hawai, 
Philippinen,  Guam,  Tutuila,  Portoriko,  Kuba).  Schon  derzeit  herrscht 
in  allen  jenen  kleineren  und  größeren  Republiken  zwischen  dem 
der  Union  mit  Mexiko  gemeinsamen  Grenzflusse  Rio  Grande  del 
Norte  bis  zur  Landenge  von  Panama  (die  als  „Kanalzone"  bereits 
seit  1903  im  Besitze  der  Vereinigten  Staaten  ist),  ferner  in  den  beiden 
Negerrepubliken,  die  sich  in  die  große  Antilleninsel  Haiti  teilen,  ein 


1)    Siehe     Abteilung    III     des    VII.     Kapitels     im     I.     Bande    vorliegenden 
Buches. 
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unsicherer  Schwebezustand;  die  verschiedenen  Schattierungen  aieses 
Züstandes  beginnen  mit  einem  vorwaltenden  Binflasse  der  großen 
nordamerikanischen  Republik  und  enden  mit  einem  aach  gewisser- 
maßen völkerrechtlich  festgelegten  Schutzverhältnisse^).  Auch  die 
große,  an  und  für  sich  politisch-militärisch  widerstandsfähige  und 
seit  1876  wirtschaftlich  aufblühende  Republik  Mexiko  wird  durch 
ihre  innere  Zerrüttung^)  auf  den  gleichen  Weg  gebracht,  wie  die 
dortigen  kleineren  und  schwächeren  Staaten  des  „amerikani- 
schen Orients"'),  und  vielleicht  werden  auch  Kolumbien, 
Venezuela  und  Ekuador  noch  vor  der  Mitte  des  20.  Jahrhunderts 
diesen  Weg  gehen. 

Das  nüchterne  wirtschaftspolitische  Ziel  des  hochfiiegenden 
nordamerikanischen  Imperialismus  sind  Vorzugszölle  für 
die  Fabrikate  der  Vereinigten  Staaten,  wie  sie  der 
Union  auf  Kuba  durch  den  mehrfach  erwähnten  bedeutungsvollen 
Vertrag  vom  11.  Dezember  1902  zuteil  wurden.  Solche  Vorzugs- 
zölle müssen  selbstverständlich  durch  ähnliche  Zollbegünstigungen 
für  tropisch-subtropische  Erzeugnisse  vergolten  werden,  wofür  der 
genannte  Vertrag  ebenfalls  ein  lehrreiches  Beispiel  darstellt.  Der 
große  Markt  der  Vereinigten  Staaten  ist  zwar  für  die 
Erzeugnisse  der  Tropen-  und  Subtropengebiete  sehr  aufnahms- 
fähig.  Aber  die  angedeutete  riesenhafte  Erweiterung  der  mit 
der  Union  in  engem  zollpolitischen  Verbände  stehenden  tropisch- 
subtropischen Produktionsgebiete*)  müßte  schließlich  auch  die  Auf- 
nahmsfähigkeit dieses  so  gewaltigen  Marktes  überschreiten.  Dies 
wird  um  so  eher  der  Fall  sein,  als  der  nordamerikanische 


^)  Hier  wäre  z.  B.  der  auch  die  Frage  eines  isthmischen  Kanales  betreffende 
Vertrag  der  Vereinigten  Staaten  mit  Nikaragua  vom  Juli  191 3  zu  erwähnen, 
der  übrigens  im  August  191 3  beim  Washingtoner  Senat  auf  Widerspruch  stieß. 

^1  Diese  Zerrüttung  begann  mit  dem  Aufstand  gegen  die  jahrzehntelange 
Herrschaft  des  Diktators  Porfirio  Diaz  vom  Herbst  1 9 1  o,  wodurch  Diaz  Mai  1 9 1  r 
verdrängt  wurde. 

3)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  Abteilung  I  des  VIII.  Kapitels  (Seite  277/278) 
im   I.    Bande  vorliegenden  Buches. 

*)  Siehe  über  diese  derzeitigen  „Einflußsphären"  der  Vereinigten  Staaten  von 
ungefähr  2,5  MilHonen  Quadratkilometern  mit  22  Millionen  Einwohnern  Abteilung  III 
der  Tabelle  über  die  Weltreiche  im  VI.  Kapitel  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches 
und  hier  Seite  321  und  398.  Allerdings  waren  sogar  die  hochschutzzöllnerischen 
Tarife  der  Union  seit  1890  und  in  noch  höherem  Grade  der  gemäßigt  schutz- 
zöllnerische  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  191 3  im  allgemeinen  mehr  bestrebt, 
die  tropisch-subtropischen  Erzeugnisse  zollfrei  oder  zu  niedrigen  Zöllen  einzulassen, 
als  den  Bezug  dieser  Waren  bei  Einfuhr  aus  politisch  nahestehenden  Gebieten  im 
Zolle  zu  begünstigen. 
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Unternehmungsgeist  und  Kapitalsreichtum, 
ähnlich  wie  auf  Kuba,  Portoriko  und  Hawai,  nach  Sicherstellung 
von  Ruhe  und  Frieden  durch  die  Macht  der  Vereinigten  Staaten 
und  bei  dem  Anreize  von  Vorzugszöllen,  nach  Kräften  Plan- 
tagen gründen  und  betreiben  dürfte;  dort  werden  nach  den 
vollkommensten,  neuesten  Vorgangsweisen  Zuckerrohr,  Kaffee,  Kakao, 
Bananen^)  und  sonstige  tropische  und  subtropische  Früchte  und 
Gewächse  angebaut  werden.  Sobald  die  Aufnahmsfähigkeit  des 
Marktes  der  Vereinigten  Staaten  in  diesen  Artikeln  überschritten 
sein  wird,  werden  die  beteiligten  Kapitalsgruppen  und  Produzenten 
sicherlich  auf  das  nachdrücklichste  von  der  Washingtoner  Regierung 
verlangen,  sie  möge  dem  Absätze  der  fraglichen  tropisch-subtropischen 
Erzeugnisse  in  dritten  Staaten  durch  handelspolitische  Maßregeln 
behilflich  sein. 

Schon  bisher  zeigte  sich  die  entsprechende  Richtung  der  Was- 
hingtoner Handelspolitik  in  dem  Eifer,  womit  für  mäßige  Kotton- 
ölzölle  in  allen  Verbrauchsländern  der  Erde  eingetreten  wird. 
Hier  wäre  auch  der  Handelsvertrag  der  Vereinigten 
Staaten  mit  Kanada  vom  21.  Januar  1911  zu  erwähnen, 
der  schon  durch  die  Tatsache  seiner  Vereinbarung  große  Bedeutung 
erlangt  hat,  obwohl  die  neun  Monate  später  stattfindendenkanadischen 
Parlamentswahlen  seiner  Genehmigung  einen  Riegel  vorschoben; 
dieser  Vertrag  enthielt  nämlich  kanadische  Zollbefreiungen  nicht  nur 
für  Kottonöl,  sondern  auch  für  die  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten 
bereits  bis  zur  Ausfuhrfähigkeit  gelangten  Südfruchtproduktionen. 
Übrigens  haben  die  Vereinigten  Staaten  in  ihrem  noch  derzeit  gelten- 
den „provisorischen"  Abkommen  mit  Kanada  vom  26.  März  1910 
Zollermäßigungen  oder  wenigstens  Beseitigung  von  ZoUbenach- 
teihgungen  für  folgende  Waren,  mit  Gültigkeit  von  Ende  März  1910, 
durchgesetzt:  Datteln  und  Feigen  getrocknet,  Rosinen  und  Korinthen, 
Mandeln,  Walnüsse,  Paranüsse,  Hickorynüsse  imd  ausgeschälte  Erd- 
nüsse, Nüsse  aller  Art,  nicht  anderweitig  vorgesehen,  imd  auch  (Tarif- 
post 711)  Kottonöl.  In  dieser  Liste  steckt  wohl  gewissermaßen 
Zukunftsmusik,  indem  die  Vereinigten  Staaten  kanadische 
Zölle  auch  solcher  Waren  banden,  in  denen  die  Union  noch  nicht 
ausfuhrfähig  ist,  sondern  nur  hoffen  kann,   es  in  absehbarer   Zeit 


')  Vgl.  über  die  umfangreichen  Bananen-  und  Zuckerrohrplantagen,  welche 
die  bekannte  große  Bostoner  Gesellschaft  „U  nited  Fruit  Com p."  namentlich 
in  Kostarika,  aber  auch  auf  Kuba  und  Jamaika  besitzt  und  betreibt,  Abteilung  Ig  des 
IX.   Kapitels  (Seite  359)  im  I.   Bande  vorUegenden   Buches. 
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ZU  werden,  wie  z.  B.  Datteln  oder  Mandeln;  vielleicht  wurde  aber 
bei  diesen  Abmachungen  auch  an  die  Interessen  des  New  Yorker 
Zwischenhandels  gedacht. 

Solange  eine  mit  dem  Markte  der  Vereinigten 
Staaten  zollpolitisch  eng  verbundene  tropisch-subtropische  Pro- 
duktion, wie  derzeit  der  kubanische  Tabakanbau,  an  diesem  Markte 
noch  reichlich  Genügen  findet,  mag  es  angehen,  daß  die  Washingtoner 
Regierung  die  Versuche  der  betreffenden  autonomen  Republik  des 
romanischen  Amerika  zu  selbständigen  Handelsvertrags-Verhand- 
lungen mit  dritten  Staaten  hintertreibt i).  Wenn  aber  irgendeine 
tropisch-subtropische  Produktion  der  Vereinigten  Staaten  und  et- 
waiger Nebenländer  (Schutzstaaten)  am  Golf  von  Mexiko,  Karai- 
bischen  Meer,  Stillen  Ozean  die  Aufnahmsfähigkeit  der  Union  über- 
schritten haben  wird?  Dann  wird  die  Washingtoner  Regierung 
nicht  umhin  können,  einer  solchen  Produktion  zu  ihrem  Absätze 
nach  dritten  lyändern  handelspolitische  Beihilfe  zu 
leisten,  wie  die  Unionsregierung  schon  derzeit  der  Ausfuhr  von 
Kottonöl  aus  den  Südstaaten  und  von  Orangen  aus  Kalifornien 
Förderung  angedeihen  läßt.  Der  Baumwollanbau  der  Südstaaten 
hatte  eine  derartige  Förderung  allerdings  bisher  nicht  nötig. 

Demnach  ist  für  die  erste  Hälfte  des  20.  Jahrhunderts  eine 
lebhafte  und  entschiedene  Tätigkeit  der  Was- 
hingtoner Handelspolitik  zugunsten  der  Ausfuhr  von 
Tabak,  Rohrzucker,  Bananen,  Kakao  usw.  aus  dem  Hauptgebiet 
und  den  wirtschaftlich-politisch  abhängigen  Nebenlanden  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  erwarten;  für  die  Weltwirtschaft  wird  diese 
Tätigkeit  von  um  so  größerer  Bedeutung  werden,  als  ihre  Ergebnisse 
vermöge  der  Meistbegünstigung  auch  anderen  tropisch- 
subtropischen lyändern  zugute  kommen  dürften.  So  haben  z.  B. 
die  nordamerikanischen  Bemühungen  um  niedrige  Kottonölzölle  in 
verschiedenen  europäischen  Ländern^)  wohl  auch  der  Kottonöl- 
ausfuhr  Ägyptens  genützt. 

Einen  einigermaßen  ähnlichen,  wenn  auch  lange  nicht  so  ge- 
waltigen Aufschwung,  wie  die  Vereinigten  Staaten  in  Nordamerika 
und  von  Nordamerika  aus,  nimmt  innerhalb  Südamerikas  Brasi- 
lien ;  das  brasilianische  Gebiet  liegt  völlig  innerhalb  der  Tropen 
und  Subtropen  und  erfuhr  im  ersten  Jahrfünft  des  20.  Jahrhunderts 


^)  Vgl.  über  das  bezügliche  Vorgehen  der  Vereinigten  Staaten  gegen  Kuba 
Abteilung  IV  dieser  Anlage,  Seite  498,  Anmerkung  2. 

*)  Vgl.  über  diese  Bemühungen  Abteilung  II  des  III.  Kapitels  (Seite  83)  im 
I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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gegenüber  Peru  und  Bolivien  eine  namhafte  Erweiterung.  Auch 
Paraguay  dürfte,  bei  der  unaufhörlichen,  wirtschaftlich  sehr  nach- 
teiligen Unruhe  seiner  innerpolitischen  Verhältnisse,  ganz  oder  nach 
einem  Teilungsvertrage  mit  Argentinien  (worüber  schon  mehrmals 
Gerüchte  verlauteten)  an  Brasilien  fallen.  Dieses  durch  Einwanderung 
und  starke  natürliche  Bevölkerungsvermehrung  rasch  an  wirtschaft- 
licher und  politischer  Bedeutung  gewinnende  südamerikanische  Welt- 
reich wird  wohl  noch  im  Verlaufe  der  ersten  Hälfte  des  20.  Jahr- 
hunderts für  den  besseren  Absatz  seiner  wichtigeren  tropischen  Aus- 
fuhrwaren mit  Eifer  und  Erfolg  tätig  sein.  Diese  Tätigkeit  wird 
nicht  nur  der  brasilianischen  Kaffeeausfuhr  förderlich  sein,  die  seit 
dem  Ende  des  19.  Jahrhunderts  im  Mittelpunkte  der  brasilianischen 
Handelspolitüc  stand,  sondern  auch  der  Ausfuhr  Brasiliens  in  Mate 
(bereits  derzeit  wichtig  für  die  Handelsbeziehungen  Brasiliens  zu 
Argentinien  und  Uruguay),  Tabak,  Zucker,  Kakao,  Bananen  usw. 
zugute  kommen. 

Zur  Förderung  der  Ausfuhr  tropisch-subtropischer  Erzeugnisse 
wird  wohl  auch  die  Handelspolitik  der  anderen  selbständigen 
Tropen-  und  Subtropengebiete  sowie  die  handels- 
politische Tätigkeit  jener  Groß-  und  Mittelstaaten  namhaft  beitragen, 
die  in  den  bisherigen  Ausführungen  nur  flüchtig  (oder  überhaupt  nicht) 
genannt  wurden  und  in  den  wärmeren  Zonen  mehr  oder  weniger 
ausgedehnte  Kolonien  besitzen ;  eine  solche  Ausfuhrförderung 
ist,  in  Anbetracht  der  bisherigen  Ausführungen,  als  höchst  wahr- 
scheinlich anzusehen,  wenn  sich  auch  hierüber  Einzelheiten  schwer 
angeben  lassen.  Unter  anderem  wäre  auf  folgende  Möglich- 
keiten hinzuweisen :  Innerhalb  des  soeben  erwähnten  Zeitraumes 
dürfte  eine  Reihe  von  Gebieten  der  offenen  Tür^),  die 
eben  durch  diese  ihre  Eigenschaft  gewissermaßen  zu  einer  mehr 
passiven  Handelspolitik  genötigt  sind  und  in  größerem  oder  ge- 
ringerem Ausmaße  tropisch-subtropische  Gebiete  umfassen,  nach 
der  einen  oder  anderen  Richtung  hin  großen  Veränderungen  unter- 
liegen. Diese  Gebiete  werden  nämlich  entweder  mangels  eines  durch- 
greifenden inneren  Kräftigungsprozesses  den  lauern- 
den Großmächten  zum  Opfer  fallen  oder  gerade  durch  einen  solchen 
Prozeß  zu  völliger  Souveränität  emporsteigen  und  die  mit  dem 
Begriffe  der  offenen  Tür  verbundenen  völkerrechtlich-handelspoliti- 
schen Fesseln  abstreifen.     Die  betreffenden  Länder  werden  sodann 


')  Vgl.    hierüber    Abteilung  I  des  VIII.  Kapitels   im    I.  Bande  vorliegenden 
Buches. 

S  c  h  i  1  d  e  r.    n.  33 
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«ntwederTeileeinerGroßmacht  (oder  eines  Weltreichs) 
sein,  aus  deren  Fähigkeit  zu  einer  kraftvollen,  völkerrechtlich 
•dauernd  nicht  eingeschränkten  Handelspolitik  Nutzen  ziehen  oder 
wenigstens  zu  Vorzugszöllen  zur  Bedarfsdeckung  des  betreffenden 
großen  Zollgebietes  herangezogen  werden;  oder  es  werden  die  ehe- 
maligen, nunmehr  zu  völliger  Souveränität  emporgestiegenen  Gebiete 
der  offenen  Tür  ähnlich,  wie  derzeit  Japan  (besonders  auch  für  For- 
mosa),  aus  eigener  Kraft  zur  Beeinflussung  der 
internationalen  Handelspolitik  befähigt  sein. 
Unter  den  derzeitigen  Gebieten  der  offenen  Tür,  die  während  der 
nächsten  Jahrzehnte  den  einen  oder  anderen  Weg  werden  einschlagen 
müssen,  sind  insbesondere  zu  erwähnen:  die  Türkei,  Siam,  China, 
vielleicht  auch  Persien  (welch  letzteres  Land  seit  Anfang  1912  einer 
Tussisch-britischen  Teilung  entgegenzugehen  schien),  Afganistan, 
Abessinien.  Jedenfalls  wird  während  der  nächsten  Jahrzehnte  unter 
jenen  Kräften,  die  auf  den  internationalen  Handelsverkehr  Einfluß 
nehmen,  die  auf  Förderung  der  tropisch -sub- 
tropischen Erzeugungen  bedachte  Handels- 
politik der  fraglichen  Produktionsgebiete 
von  nicht  geringer  Bedeutung  sein. 

VI.  Südfrüchte^). 

Die  Südfrüchte  bilden  eine  Zwischenstufe  zwischen  den  in  dieser 
Anlage  bisher  behandelten  „exotischen"  Erzeugnissen  und 
„Kolonialwaren"  einerseits,  den  uns  vertrauten  mitteleuropäi- 
schen landwirtschaftlichen  Produkten  andererseits.  Diese  Zwischen- 
stellung der  Südfrüchte  gelangt  in  mehrfacher  W^eise  zur  Erschei- 
nung. Vor  allem  befindet  sich  ihr  Produktionsgebiet  geo- 
graphisch in  der  Mitte  zwischen  Zentraleuropa  und  Ländern  ähnlich 
gemäßigten  Klimas  einerseits,  den  Tropen  andererseits.  Ferner  reicht 
die  Kultur  mancher  Südfrüchte  nach  Norden  bis  in  die  südlichen 
Grengebiete  mitteleuropäischer  Länder  hinein,  wie  z.  B.  die  der 
Kastanien  und  der  Oliven;  freilich  kommen  die  ersteren  mehr  als 
Futtermittel  und  die  letzteren  mehr  als  Rohmaterial  der  ölfabri- 
kation,  denn  als  Südfrüchte,  d.  h.  südliches  Obst  zum  unmittelbaren 
Genuß,  in  Betracht.  Andererseits  ragt  aber  der  Anbau  mancher  Süd- 
früchte, über  die  Subtropen  hinaus,  tief  in  die  Tropengebiete  hinein, 
wie  z.  B.  jener  der  Orangen,  Ananas,  Datteln  usw.    Ferner  werden 


^)  Diese  Abteilung  VI  der  Anlage  XIX  ist  eine  stark  erweiterte  und  mehrfach 
verbesserte  Wiedergabe  meines  Aufsatzes  „Südfrüchte  im  Welthandel"  im  „Handels- 
museum" vom  9.  April   iqo8. 
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in  manchen  Zolltarifen,  so  z.  B,  in  jenem  Österreich-Ungarns 
und  der  Schweiz,  manche  zweifellos  tropische  Produkte,  wie  etwa 
Bananen,  Paranüsse  usw.,  den  Südfrüchten  zugezählt  und  nach  den 
für  diese  geltenden  Zollsätzen  behandelt.  Endlich  gibt  es  manche 
Obstsorten,  die  im  mitteleuropäischen  Klima  bereits  mehr  oder 
weniger  eingebürgert  sind;  diese  Obstsorten  werden  aber  in  größeren, 
für  den  Handel  in  Betracht  kommenden  Massen  vorwiegend  in  jenen 
Mittelmeergebieten  gewonnen,  die  auch  Produktionsstätten  der  Süd- 
früchte bilden.  Hierdurch  wird  immerhin  die  statistische  Erfassung 
der  Handelsumsätze  in  Südfrüchten  erschwert  (ganz  abgesehen  von 
der  Tatsache,  daß  zahlreiche  wertvolle  Obstarten  oder  wenigstens 
•die  feineren,  wohlschmeckenderen  Sorten  dieser  Obstarten  Mittel- 
europas aus  den  Mittelmeerländern  und  insbesondere  aus  Westasien 
stammen,  wie  Kirschen,  Pfirsiche,  Walnüsse  usw.).  Hier  wäre  ins- 
besondere an  die  Massenproduktion  der  ja  auch  in  Mitteleuropa  nicht 
tmgewöhnlichen  Haselnüsse  zu  erinnern,  die  an  der  türkischen  Süd- 
ostecke des  Schwarzen  Meeres,  im  Gebiete  von  Trapezunt,  betrieben 
wird  ^),  Haselnüsse  werden  übrigens  von  den  Botanikern  schon  deshalb 
zu  den  Südfrüchten  gerechnet,  weil  sie  zu  ihrem  schmackhaften 
Ausreifen  der  für  Südfrüchte  im  allgemeinen  erforderlichen  Mindest- 
jahr esdurchschnitts-Temperatur  von  15  Grad  Celsius  bedürfen. 

Den  „exotisch"-tropischen  Agrarprodukten  wird  in  den  meisten 
mitteleuropäischen  Staaten  und  sonstigen  Ländern  gemäßigter  Zone 
Zollfreiheit  gewährt ;  denn  Zölle  auf  diese  Artikel  sind  im 
allgemeinen,  wenn  es  sich  nicht  etwa  um  Surrogate  von  Erzeugnissen 
gemäßigter  Klimate  handelt,  von  einer  geradezu  auf  den  ersten  Blick 
sichtbaren,  den  industriellen  Aufschwung  hindernden  Gemeinschäd- 
lichkeit. Falls  aber  gewisse  exotische  Produkte,  die  als  industrielle 
Rohstoffe  überhaupt  nicht  oder  nur  in  beschränktem  Maße  zu  be- 
trachten sind,  mit  Zöllen  belastet  werden,  handelt  es  sich  zumeist 
um  zweifellose  Finanzzölle  (oder  zollpolitische  Maßregeln  zur 
Verbesserung  der  Handelsbilanz),  wie  z.  B.  jene  auf  Kaffee,  Tee, 
Kakao,  Gewürze  usw. 

Nun  stehen  aber  die  Südfrüchte  den  Produktionsinteressen 
mitteleuropäischer  und  ähnlicher  Länder  doch  nicht  so  völlig  fern 
wie  die  meisten  „exotischen"  Erzeugnisse,  Daher  erscheinen 
Schutzzölle  auf  Südfrüchte  um  so  eher  denkbar,  als 
einzelne  mitteleuropäische  und  sonstige  Staaten  gemäßigter  Zone 
(so  z.  B.  die  Vereinigten  Staaten)  mit  ihren  südlichen  Ausläufern 

1)  Die  in  Mitteleuropa,  Südeuropa  (Süditalien)  und  Nordarmenien  gewonneneu 
JHaselnüsse  weisen  allerdings  gewisse  Sortenunterschiede  auf. 

33* 
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bereits  in  die  Mittelmeergebiete  oder  sonstige  Gebiete  der  sub- 
tropischen Zone  hineinragen;  diese  Länder  gemäßigten  Klimas 
kommen  also  selbst  als  Prodnktionsgebiete  wenigstens  für  einzelne 
Südfrüchte  in  Betracht.  Dabei  handelt  es  sich  um  Agrarprodukte 
von  verhältnismäi3ig  hohem  Werte,  auf  die  Gewichtseinheit 
berechnet,  deren  Preise  öfters  hinter  jenen  wohlfeilerer  Fabrikate,, 
wie  Zucker  (Raffinade),  Mehl,  Spiritus  usw.  kaum  viel  zurückstehen,, 
wofern  sie  nicht  diesen  letzteren  bedeutend  überlegen  sind;  dies  gilt 
z.  B.  für  Sultaninen  (weniger  für  gewöhnliche  Rosinen  und  Korinthen),, 
getrocknete  Feigen,  Datteln,  Pistazien,  Oliven,  Granatäpfel,  Hasel- 
nüsse, Mandeln  usw.,  während  Karubben,  Kastanien,  Zitronen, 
Pomeranzen  in  den  Ursprungsländern  minder  hohe  Preise  erzielen. 
Um  so  bedeutsamer  ist  es,  daß  sich  mehrfach  Tendenzen  im 
Sinne  einer  niedrigen  Verzollung  oder  Zoll- 
befreiung dieser  Welthandelsartikel  geltend  machen,  die  in  Bin- 
oder  Ausfuhr  der  mitteleuropäischen  und  Mittelrheergebiete,  der 
Vereinigten  Staaten,  Kanadas,  Rußlands,  Südafrikas,  Australiens  usw. 
beträchtliche  Umsätze^)  zu  verzeichnen  haben. 

Vor  allem  gelten  Finanzzölle  auf  Südfrüchte  vom  Stand- 
punkte der  modernen  Finanzwirtschaft,  rein  fiskalisch  genommen,, 
als  wenig  ratsam,  mochten  auch  diese  Zölle  für  die  kleineren  Ein- 
nahm ebudgets  früherer  Zeiten  eher  von  Belang  sein.  Südfruchtzölle 
von  geringer  Höhe  ergeben  wenig,  und  höhere  Zollsätze  verringern 
den  Verbrauch  in  bedeutendem  Maße.  Daher  spielen  die  Südfrucht- 
zölle als  Finanzzölle  nur  mehr  eine  bescheidene  Rolle.    So  betrugen 


^)  So  betrug  z.  B.  in  Österreich-Ungarn  die  Einfuhr  von  Südfrüchten 
im  Jahre  1905  127283  t  für  32,47  Millionen  Franken  (etwa  1,4%  des  Wertes  der 
gesamten  Einfuhr),  im  Jahr  191 1  167  476  t  für  54,91  Millionen  Franken  (rund  1,6  %. 
des  Wertes  der  gesamten  Einfuhr),  in  Deutschland  im  Jahre  1906  157078t. 
für  56,83  MiUionen  Franken  (etwa  0,7  %  des  Wertes  der  gesamten  Einfuhr),  im 
Jahr  191 1,  ohne  Bananen  und  Kokosnüsse,  aber  mit  Südfruchtsäften,  235788  t 
für  103,16  Milhonen  Franken  (rund  0,86%  des  Wertes  der  gesamten  Einfuhr).  Die 
Ausfuhr  Italiens  belief  sich  im  Jahre  1905  auf  248  922  t  für  52,27  Millionen  Lire 
(etwa  3  %  des  Wertes  der  gesamten  Ausfuhr)  und  im  Jahr  191 1  auf  446412  t  für 
1 19  Millionen  Lire  (rund  5,4  %  des  Wertes  der  gesamten  Ausfuhr).  Die  schweize- 
rische Südfruchteinfuhr  machte  im  Jahr  191 1  25454  t  für  loMilHonen  Franken 
(ungefähr  0,6  %  der  gesamten  Einfuhr)  aus.  Die  spanische  Südfruchtausfuhr 
betrug  im  Jahr  191 1  115,42  MiUionen  Pesetas  (etwa  10,5  %  der  gesamten  Ausfuhr), 
die  griechische  Südfruchtausfuhr  im  Jahr  19 10  53,07  Millionen  Franken  (etwa 
33  %  der  gesamten  griechischen  Ausfuhr),  wovon  40,53  Millionen  *auf  die  an  anderer 
Stelle  (Abteilung  II  b  des  III.  Kapitels  im  II.  Bande)  ausführlich  behandelten  Korinthen 
entfielen,  die  kretensische  Südfruchtausfuhr  im  Jahr  1910  4,80  MüUonen. 
Franken,  was  etwa  33,2  %  der  Gesamtausfuhr  Kretas  gleichkam. 
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z.  B.  die  Eingänge  aus  den  Südfruchtzöllen  Österreich-Ungarns  im 
Jahre  191 1  6,78  Millionen  Kronen  (etwa  2,8  %  der  gesamten  Zoll- 
einkünfte). Hiervon  entfielen  aber  nicht  weniger  als  5,31  Millionen 
Kronen  auf  die  Zolleingänge  für  Korinthen  und  Rosinen.  Bei  diesen 
getrocknetenTrauben  machen  sich  die  stark  übertriebenen 
Befürchtungen  der  Weinproduzenten  vor  dem  Wettbewerb  des  aus 
Korinthen  oder  Rosinen  erzeugten  Kunstweines  im  Sinne  höherer 
Zollbelastung  geltend,  wovon  später  noch  die  Rede  sein  wird. 

Die  Sätze  und  der  Ertrag  der  Südfruchtzölle  werden  aber  auch 
noch  durch  einen  anderen  Umstand  in  den  meisten  mitteleuropäischen 
Ländern  und  anderen  Verbrauchsgebieten  dieser  Früchte  niedrig 
gehalten.  Eine  Reihe  von  Staaten  (Mittelmeerländer),  die  für  den 
Welthandel  mehr  oder  weniger  wichtig  sind,  besitzen  nämlich  ein 
bedeutendes  Produzenteninteresse  an  der  Niedrighaltung 
der  Südfruchtzölle  oder  an  der  Zollfreiheit  dieser  Erzeugnisse.  Die 
genannten  Staaten  sind  auch  mehr  oder  weniger  geneigt,  für  ent- 
gegenkommende Behandlung  der  Südfrüchte  wertvolle  Zugeständ- 
nisse, und  zwar  auch  solche  auf  dem  Gebiete  der  Fabrikatenzölle, 
zu  gewähren,  die  für  die  mitteleuropäischen  Industriestaaten  und 
für  andere  industriestarke  Verbrauchsgebiete  der  Südfrüchte  von 
großer  Wichtigkeit  sind. 

So  hat  z.  B.Österreich-Ungarn  vornehmlich  für  geringe 
Zollbelastung  oder  Zollbefreiung  der  Südfrüchte  Italiens  von  diesem 
in  den  Handelsverträgen  vom  6.  Dezember  1891  und  11.  Februar 
1906  (gegenwärtig  sind  in  Österreich-Ungarn  vertragsmäßig  zollfrei: 
Zitronen  und  Zitronensaft,  Simonen,  Pomeranzen,  Zedratfrüchte, 
Mandeln,  Johannisbrot,  Kastanien)  wertvolle  Zollzugeständnisse  für 
zahlreiche  Fabrikate,  ferner  für  Pferde,  Holz  usw.  erlangt.  Im 
Vertrage  vom  Jahre  1906  waren  die  Südfruchtzölle  sogar  noch  wich- 
tiger als  in  jenem  von  1891,  da  seither,  d.  h.  seit  Ende  1903,  die  der 
italienischen  Weinausfuhr  so  günstige  sogenannte  Weiijzollklausel 
(Vorzugszölle  für  italienische  Weine  in  Form  einer  „Grenzbegünsti- 
gung") weggefallen  ist  und  Italien  hierfür  Ersatz  mittels  entgegen- 
kommender Behandlung  seiner  Südfrüchte  verlangte  und  erhielt. 

In  ähnlicher  Weise  erzielte  Rußland  verschiedene  Zuge- 
ständnisse von  Italien  im  neuen  italienisch-russischen  Handelsver- 
trage vom  15./28.  Jänner  1907,  indem  von  russischer  Seite  wertvolle 
Ermäßigungen  des  russischen  autonomen  Tarifes  für  die  Zitronen 
tmd  Orangen  Italiens  gewährt  wurden.  Ebenso  nützte  Groß- 
britannien seine  verhältnismäßig  niedrigen  Korinthenzölle  (2  sh 
für  den  Cwt  zu  50,8  kg)  gegenüber  Griechenland  höchst  erfolgreich 
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im  Interesse  der  britischen  Fabrikatenausfuhr  aus,  indem  die  britische 
Regierung  im  englisch-griechischen  Handelsvertrage  vom  10./23.  No- 
vember 1904  für  die  Beibehaltung  des  erwähnten  Korinthenzolles 
nützliche  Zugeständnisse  für  Fischereiprodukte,  Zuckerwaren  und 
einzelne  Textilartikel  erhielt. 

Ähnliches  wäre  hinsichtlich  der  Handelsverträge  Deutsch- 
lands, derSchweiz  usw.  einerseits,  Spaniens  und  Portu- 
gals andererseits  zu  bemerken.  So  ist  es,  neben  den  deutschen 
Vertragszöllen  für  Wein-  und  Olivenöl,  insbesondere  auch  auf  die 
deutschen  Vertragszölle  für  Südfrüchte  zurückzuführen,  wenn  mittels 
Notenwechsels  vom  12.  Februar  1899  (Karolinen vertrag)  ein  deutsch- 
spanischer und  mittels  Vertragsschlusses  vom  30.  November  1908 
(gültig  seit  4.  Juni  1910)  ein  deutsch-portugiesischer  Meistbegünsti- 
gungsvertrag zustande  kamen.  Der  bis  4.  Juni  1918  befristete  Vertrag 
mit  Portugal  enthält  überdies  einen  ausführlichen  Vertragstarif  zu- 
gunsten Deutschlands.  Österreich-Ungarns  Meistbegünstig angsab- 
kommen  mit  Spanien  (vom  29,  Januar  1892)  und  Portugal  (vom 
8.  August  191 2)  beruhen  umsomehr  auf  den  österreichisch-ungarischen 
Vertragszöllen  für  Südfrüchte,  als,  namentlich  seit  dem  am  i.  März 
1906  in  Kraft  getretenen  neuen  Zolltarife,  die  Weinzölle  der  habs- 
burgischen  Monarchie  auf  eine  nahezu  prohibitive  Höhe  gebracht 
worden  sind.  Sogar  die  Türkei  wußte  in  ihren  Verträgen  mit  den 
Balkanstaaten  (diesen  gegenüber  war  sie  nie  durch  „Kapitulationen" 
gebunden)  für  ihre  Südfrüchte  wertvolle  Vertragszölle ^)  zu  erzielen. 

Demnach  tritt  bei  der  zollpolitischen  Behandlung  der  Süd- 
früchte in  mitteleuropäischen  Staaten  das  fiskalische  Interesse 


^)  In  dieser  Beziehung  wäre  zu  erwähnen :  Weniger  das  ältere  bulgarisch-türkische 
Übereinkommen  vom  14./27.  November  1900,  das  nahezu  einen  Zollverein  zwischen 
beiden  lyändern  schuf,  als  vielmehr  das  neuere  vom  30.  Dezember  1906  (12.  Jänner 
1907)  von  etwas  beschränkterer  Tragweite,  das  am  1./14.  Jänner  1907  in  Kraft  getreten 
ist;  es  handelte  sich  freiUch  hierbei  um  bulgarische  Vorzugszölle,  auf  welche  sich 
die  Meistbegünstigung  nicht  erstreckte.  Dieses  auf  staatsrechtlicher  Grundlage 
beruhende  bulgarisch-türkische  Vorzugszollabkommen  wurde,  nachdem  Bulgarien 
im  Frühjahr  1909  als  souveränes  Königreich  anerkannt  worden  war,  durch  den  Meist- 
begünstigungsvertrag vom  6./19.  Februar  191 1  ersetzt,  der  gleichfalls  bulgarische 
Vertragszölle  für  Feigen,  Datteln,  (frische)  Weinbeeren,  Oliven  enthielt,  bis  zum 
Balkankriege  von  191 2/191 3  in  Kraft  stand  und  in  Artikel  IV  des  Konstantinopler 
Friedensvertrages  vom  29.  September  191 3  für  ein  Jahr  neu  in  Kraft  gesetzt  wurde. 

Ferner  gehören  hierher:  der  serbisch-türkische  Handelsvertrag  vom  27.  Mai 
(9.  Juni)  1902  und  der  neue  vom  IK.I28.  Mai  1906;  das  rumänisch-türkische  Handels- 
abkommen vom  6.'i8.  April  1897  sowie  das  neuere,  mehrfach  verlängerte  vom  30.  JuU 
(12.  August)  1901;  endlich  der  griechisch-türkische  Handelsvertrag  vom  30.  März. 
(12.  April)   1903. 
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weit  zurück  hinter  dem  handelspolitischen  Interesse;  das 
letztgenannte  Interesse  drückt  sich  in  Verhandlungszöllen  aus,  mit 
deren  Ermäßigung  bei  den  Handelsvertrags -Verhandlungen  gegen 
entsprechende  Zugeständnisse  der  Mittelmeerländer  und  anderer 
Südfrucht-Produktionsgebiete  von  vorneherein  gerechnet  wird. 

Besonders  bezeichnend  ist  in  dieser  Beziehung  das  Verhalten 
der  Schweiz.  So  enthält  der  schweizerisch-italienische  Handels- 
vertrag vom  13.  Juli  1904  folgende  Ermäßigungen  der  Sätze  des 
schweizerischen  Generaltarifs  vom  10.  Oktober  1902:  Kastanien  von 
I  auf  0,30  Franken  für  100  kg,  Zitronen  und  Orangen  statt  11  Franken 
Zollfreiheit,  Feigen  und  Mandeln  statt  15  Franken  Zollfreiheit,  „nicht 
besonders  benannte  Südfrüchte"  statt  20  Franken  Zollfreiheit  unter 
besonderer  Hervorhebung  der  Kapern  und  Oliven,  Wal-  und  Hasel- 
nüsse sowie  Pinienkerne;  außerdem  setzt  der  schw^eizerisch-französische 
Vertrag  vom  20.  Oktober  1906  für  Datteln  Zollfreiheit  fest  statt  des 
Generaltarifsatzes  von  15  Franken  für  100  kg,  und  der  schweizerisch- 
spanische Handelsvertrag  vom  i.  September  1906  ermäßigt  den  Zoll 
für  getrocknete  Malaga-Tafeltrauben  sowie  Deniatrauben  von  20 
auf  3  Franken  und  sichert  die  Zollfreiheit  der  „nicht  besonders 
benannten  Südfrüchte"  noch  ausdrücklich  für  Granatäpfel,  Ananas 
und  Bananen. 

Kanada,  das  innerhalb  seiner  Grenzen  keine  für  Südfrucht- 
anbau geeigneten  Gebiete  enthält,  gewährt  in  seinem  Zolltarif  vom 
12.  April  1907,  wohl  in  Verfolgung  einer  demokratischen,  verbraucher- 
freundlichen Wirtschaflspolitik,  Zollfreiheit  der  Einfuhr  von  Granat- 
äpfeln, Ananas,  Bananen,  Orangen,  Pompelmusen,  Zitronen  und 
Limonen,  Zitronen-,  Limonen-  und  Apfelsinenschalen  in  Salzwasser, 
rohem  Limonensaft.  Überdies  wurde  im  Vertrage  mit  Frankreich 
vom  19.  September  1907  getrockneten  Datteln  und  Feigen  der  immer- 
hin noch  mäßige  Zollsatz  des  Minimaltarifes  von  0,55  Dollar  sowie 
den  Rosinen  und  Korinthen  der  gleichfalls  nicht  übermäßige  Minimal- 
satz von  0,67  Dollar  für  100  engl.  Pfund  gesichert;  der  Vertrag  mit 
Italien  vom  6.  Juni  1910  bindet  für  „lyimonensaft  und  andere  Frucht- 
sirupe und  Fruchtsäfte,  nicht  anderweit  vorgesehen"  den  Minimal- 
zoll von  17,5  %  des  Wertes. 

Bei  Betrachtung  der  Südfruchtzölle  vomSchutzzollstand- 
p  u  n  k  t  kommen  in  erster  Linie  jene  mehr  oder  weniger  in  die  Sub- 
tropen hineinragenden  Länder  in  Frage,  die  zwar  Südfrüchte  in 
nennenswerter  Menge  erzeugen,  aber  noch  lange  nicht  genug  für  den 
eigenen  Bedarf  und  auch  nicht  alle  vom  Verbrauch  verlangten  Sorten 
liefern.     Wären  Dalmatien  und  Istrien  (sowie  das  Narentatal 
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in  der  Herzegowina)  in  landwirtschaftlicher  Beziehung  von  größerer 
Leistungsfähigkeit,  so  könnte  auch  Österreich-Ungarn  dieser  Wander- 
gruppe beigerechnet  werden;  vorläufig  ist  aber  die  dalmatinische 
Erzeugung  zu  wenig  umfangreich,  als  daß  Österreich-Ungarn  um 
dieser  willen  sich  entschließen  könnte,  seine  Handelsbeziehungen 
zu  den  aufnahmsfähigen  Mittelmeer-Südfruchtgebieten,  insbesondere 
zu  Italien,  zu  gefährden^).  Übrigens  ist  für  Österreich-Ungarn  diese 
Krage  bis  Ende  1917  durch  den  österreichisch-italienischen  Handels- 
vertrag vom  II,  Februar  1906  erledigt. 

Auch  das  europäische  Fr  ankreich  würde  trotz  seiner 
Südfruchtgärten  an  der  Mittelmeerküste  (Riviera)  und  auf  Korsika, 
wenn  auf  sein  europäisches  Zollgebiet  beschränkt,  wahrscheinlich 
eine  ähnlich  liberale  Politik  einschlagen  wie  Österreich-Ungarn.  Dies 
wäre  umso  eher  zu  erwarten,  als  die  französische  Südfruchtproduktion 
im  Jahre  1904,  abgesehen  von  den  lokal  zumeist  zu  Futter  zwecken 
verwendeten  Kastanien  (3,2  Millionen  q  für  26,8  Millionen  Franken) 
und  den  vorwiegend  zur  ölerzeugung  dienenden  Oliven  (1,24  Milli- 
onen q  für  23,73  Millionen  Franken),  nur  den  verhältnismäßig  geringen 
Betrag  von  63  797  q  für  1,2  Millionen  Franken  an  sonstigen  Süd- 
früchten umfaßte;  diese  Ziffern  erfuhren  im  Jahre  1910  einen  (mög- 
licherweise nur  zufälligen)  Rückgang,  indem  1,41  Millionen  q  Kasta- 

^)  So  wurden  in  Österreich  (Ungarn  und  Bosnien  -Herzegowina  kommen 
hier  überhaupt  kaum  in  Betracht)  im  Jahre  1912  gewonnen:  Olivenöl  54  740  q, 
Feigen  66  282  q,  Mandeln  20  977  q,  Kastanien  21  080  q.  Wie  klein  diese  Ziffern  sind, 
ergibt  ein  Vergleich  mit  Italien  xmd  Spanien.  Italien  verzeichnete  im  Jahre  191 1 
folgende  Ernteziffern  in  Millionen  q:  Oliven  13,53,  Ohvenöl  2,42,  Kastanien  8,30 
Mandeln  und  Nüsse  1,58  (im  Jahr  1910  2,80),  Agrumen,  d.  h.  Zitronen,  Simonen 
Orangen,  Pomeranzen  7,86.  Spanien  erntete  im  Jahr  191 1:  OHven  22,2  und 
Olivenöl  4,22  MiUionen  q,  Haselnüsse  162  000  q.  Bloß  Spaniens  Ausfuhr  von  Rosinen 
im  Jahre  191 1  betrug  281 700  q.  Hierzu  kommen  noch,  nach  einer  spanischen  Statistik 
für  das  Jahr  1910,  folgende  Erzeugungsmengen :  Kastanien  11,70,  Johannisbrot  oder 
Karubben  1,9,  Granatäpfel  0,21,  Mandeln  0,75,  Feigen  1,1  MilUonen  q.  Sogar 
Griechenland  erzeugte  im  Jahre  191 1  nicht  weniger  als  742  400  q  Olivenöl, 
400  000  q  Feigen,  1,58  Milhonen  q  Korinthen,  18  000  q  Sultaninen.  Eine  mittlere 
Haselnußernte  der  asiatischen  Türkei  wird  auf  250  000  q  geschätzt,  wie 
z.  B.  jene  des  Jahres  1908,  und  eine  besonders  gute,  wie  jene  des  Jahres  1912,  auf 
320  000  q  und  mehr;  die  Haselnußernte  des  russischen  K  a  u  k  a  s  u  s  -  Gebietes 
im  Jahre  191 2  wurde  auf  66  000  q  veranschlagt.  Der  Feigenanbau  bloß  des  Vilajets 
Smyrna  (Aidin)  lieferte  im  Jahre  1912  ungefähr  190  000  q.  Tunis  erzielte  im 
Jahre  1909  eine  Ernte  an  Olivenöl  von  530000  hl  (gegenüber  einer  Durchschnitts- 
ernte im  erstei  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  von  0,3 — 0,4.  Milhonen  Hektoliter) 
und  eine  Dattelernte  von  199  000  q,  die  als  Durchschmttsernte  zu  bezeichnen  ist. 
Sogar  die  kleine  Insel  Chios  lieferte  auf  ihren  827  km'*  im  Jahre  1910  15  000  q 
Mandeln. 
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nien  für  20  Millionen  Franken  und  0,71  Millionen  q  Oliven  für  22^27 
Millionen  Franken  geeriitet  wurden.  Doch  steht  Frankreich  mit 
Algerien  in  nahezu  vollkommener  und  mit  Tunis  in  weit- 
gehender Zollvereinigung.  Hauptsächlich  um  dieser  Gebiete  willen, 
die  beide  große  Mengen  von  Südfrüchten  hervorbringen,  belastet 
Frankreich  die  Südfruchteinfuhr  mit  immerhin  mäßigen  Schutz- 
zöllen^). So  hat  Algerien  in  den  ersten  Jahren  des  20.  Jahrhunderts 
nach  dem  nichtfranzösischen  Ausland  nur  etwa  0,5  bis  0,9  Millionen 
Franken,  dagegen  nach  Frankreich  selbst  im  Jahre  1904  268  120  q 
für  6,39  Millionen  Franken  an  „Tafelobst"  (und  anderen  Früchten), 
wohl  zumeist  Südfrüchte,  exportiert.  Im  Jahre  1911  betrug  diese 
zumeist  nach  Frankreich  gehende  Ausfuhr  614  480  q  für  19,76  Milli- 
onen Franken.  Tunis  sandte  z.  B.  im  Jahre  191 1  von  seiner  ganzen, 
3,21  Millionen  Franken  umfassenden  Olivenölausfuhr  2,49  Milli- 
onen unter  Vorzugsbedingungen  nach  Frankreich.  Abgesehen  von 
den  gleichfalls  in  großen  Mengen  nach  Frankreich  versandten  Datteln 
erzeugt  Tunesien  noch  Orangen,  Mandarinen  und  Zitronen  (vgl. 
den  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  in 
Tunis  für  19 10,  Seite  5 — 7),  aber  vorläufig  nur  für  den  eigenen 
Bedarf. 

Auch  die  verhältnismäßig  hohen  Südfruchtzölle  Rußlands 
verfolgen,  abgesehen  von  ihren  wahrscheinlich  fiskalischen  Ur- 
sprüngen 2),  nicht  bloß  Schutzzwecke  zugunsten  der  für  den  Anbau 
von  Südfrüchten  ausgezeichnet  geeigneten  Landstriche  Transkau- 
kasiens  und  wohl  auch  Russisch-Zentralasiens;  außerdem  nehmen 
Vorzugszölle  für  Südfrüchte  unter  den  verschiedenen  zollpolitischen. 
Behelfen  eine  hervorragende  Stellung  ein,  wcmit  der  russische  Im- 


^)  Im  französischen  Minimaltarif  des  Tarifgesetzes  vom  1 1 .  Januar 
1892  und  des  gegenwärtig  geltenden  vom  29.  März  19 10  haben  Einfuhrzölle  zu  ent- 
richten in  Franken  für  100  kg:  Zitronen,  Limonen,-  Orangen,  Zedratfrüchte  imd 
deren  Abarten  5;  Mandarinen  und  ähnHche  (Chinois)  10;  Johannisbrot  (teilweise 
auch  Futtermittel)  1,50;  Feigen,  frisch  3,  getrocknet  oder  gedörrt  2;  Mandeln  und 
Haselnüsse  mit  Schalen  3,  ebensolche  ohne  Schalen  6;  getrocknete  Trauben  (Furcht 
vor  Kunstwein)  15;  Oliven,  eingelegt  8;  Olivenöl  zur  Seifenbereitung  3,  anderes  10; 
die  wertvolleren  Pistazien,  getrocknet  oder  gedörrt,  50;  nicht  besonders  benannte 
Tafelfrüchte,  frisch  3,  getrocknet  oder  gedörrt  5;  Rosinen,  Feigen  und  Datteln,  aus- 
schließHch   zur   Brennerei   oder   Weinbereitung   bestimmt,    25    Franken   für    100  kg 

*)  Zu  den  in  Rußland  mittels  der  Südfruchtzölle  (wie  auch  der  ,,Kolonialwaren"- 
Zölle)  verfolgten  fiskahschen  Zwecken  gehörte  wenigstens  in  früheren  Jahrzehnten, 
insbesondere  im  letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts,  auch  die  Sicherstellung  der 
Handels-  und  Zahlungsbilanz  gegen  übermäßige,  das  Goldagio  in  die  Höhe  treibende 
Einfuhren. 
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perialismus  die  nordpersischen  Gebiete  in  engere  Verbindung 
mit  Rußland  zu  bringen  sucht.  Die  gleiche  Wirkung  wird  auch  von 
russischen  Vorzugszöllen  auf  persische  Rohbaumwolle,  wollene 
Teppiche,  seidene  und  halbseidene  Gewebe  usw.  erwartet,  die  zum 
Teil  nicht  mehr  als  ein  Siebentel  bis  ein  Zehntel  der  allgemeinen  Zoll- 
sätze erreichen.  So  haben  persische  Mandeln  und  Pistazien,  mit  und 
ohne  Schale,  nur  einen  Vorzugszoll  von  0,40  Rubel  für  das  Pud 
(6  Pud  etwa  i  q)  zu  entrichten,  während  Pistazien  anderer  Länder 
mit  4,50  Rubel  und  ebensolche  Mandeln  mit  3  Rubel  verzollt  werden. 
Alle  anderen  Früchte,  einschließlich  der  Pfirsich-  und  Aprikosen- 
kerne, haben  bei  Einfuhr  aus  Persien  0,25  Rubel  für  das  Pud  an  Zoll 
zu  entrichten,  gegen  weit  höhere,  zwischen  i — 4,05  Rubel  schwankende 
Sätze  im  russischen  allgemeinen  und  Vertragstarife.  Formell  gelten 
diese  im  russisch-persischen  Ve/trag  vom  27,  Oktober  1901  an  Stelle 
ehemaliger  fünfprozentiger  Wertzölle^)  gesetzten  Vorzugszölle  als 
Grenzbegünstigungen,  Tatsächlich  gehen  aber  die  persischen  Süd- 
früchte bis  tief  ins  Innere  Sibiriens  und  des  europäischen  Rußlands 
hinein.  Ein  im  Jahre  1905,  vom  Standpunkte  der  Meistbegünstigung, 
gegen  diese  „Grenzbegünstigung"  erhobener  Einspruch  Italiens  fand 
bei  der  russischen  Regierung  keine  Berücksichtigung.  Es  handelt 
sich  aber  hier  um  einen  sogenannten  „unvollkommenen  Zoll- 
verein"; dieser  unterliegt,  wenn  dadurch  gewissermaßen  ein  großes 
Zollgebiet  geschaffen  oder  ein  bereits  bestehendes  noch  vergrößert 
wird,  vom  Standpunkte  des  Freihandels^)  einer  annähernd  gleich 
günstigen  Beurteilung,  wie  die  einheitlichen  großen  Zollgebiete  selbst. 
Per  früher  erwähnte  Zollverein  zwischen  Frankreich  und  Algerien 
ist  sogar  nahezu  vollkommen  und  einer  der  wichtigsten  Bestandteile 
des  großen,  über  alle  Weltmeere  und  Erdteile  sich  erstreckenden 
französischen  Reichszollvereins  und  Weltreiches. 

Auch  die  VereinigtenStaaten  verfügen  im  subtropischen 
südlichen  Kalifornien  sowie  in  den  Golfstaaten,  namentlich  in  Florida, 
und  auf  Portorico  (vom  zollpolitisch  halb  angegliederten  Kuba  ganz 
zu  schweigen)  über  Gebiete,  die  für  den  Anbau  von  Orangen,  Zitronen, 
Rosinen,  Ananas  usw.  vorzüglich  geeignet  sind  und  auch  tatsächlich 


^)  Diese  fünfprozentigen  Wertzölle  entstammen  der,  im  Zusammenhang  mit 
dem  Friedensvertrag  von  Turkmanschai  vom  10./22.  Februar  1828,  als  Artikel  III  des 
genannten  Vertrages  nach  Art  der  türkischen  Kapitulationen  vereinbarten  Regelung 
der  persisch -russischen  Handelsbeziehungen.  In  diesem  Artikel  wird  übrigens  auch 
gesagt,  daß  hiermit  nur  das  früher  bestandene  zollpolitische  Verhältnis  zwischea 
beiden  Ländern  wiederhergestellt  werde. 

')  Vgl.  Abteilung  XIII  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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hierfür  sowie  zu  Versuchskulturen  mit  anderen  Südfrüchten  in  immer 
wachsendem  Ausmaße  benutzt  werden.  Doch  ist  das  nordamerikanische 
Festland  vermöge  seiner  klimatischen  Eigentümlichkeiten  für  den 
Anbau  der  gegen  Fröste  sehr  empfindlichen  Zitronen  minder  passend^) 
als  die  Mittelmeerländer  der  drei  alten  Erdteile.  Bei  der  beträcht- 
lichen Ausdehnung  subtropischer  und  seit  1898  sogar  tropischer  Ge- 
biete innerhalb  des  Bereiches  der  Vereinigten  Staaten  waren  be- 
greiflicherweise Schutzzölle  für  Südfrüchte  dort  viel  wirksamer,  als 
sie  in  irgendeinem  mitteleuropäischen,  in  die  Subtropenzone  mit 
wenig  umfangreichen  Landstreifen  hineinragenden  Staate  sein 
können.  Während  Spanien  und  Italien,  namentlich  Sizilien,  in 
früheren  Jahren  sehr  große  Mengen  von  Südfrüchten  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  und  besonders  nach  dem  maßgebenden  New  Yorker 
Markte  mit  Vorteil  sandten,  ist  diese  Ausfuhr  seit  der  drückenden 
Zollbelastung  durch  den  Wilson-  Tarif  von  1894  sowie  durch  die 
noch  höheren  Sätze  des  D  i  n  g  1  e  y  -  Tarifes  von  1897  bedeutend 
zurückgegangen.       Der    P  a  y  n  e  -  Tarif   vom    Jahre    1909    hat    für 

1)  Im  Jahre  1907  wtrrden  in  Kalifornien  geerntet:  6  Millionen  Pfund 
(zu  0,4536  kg)  Feigen  für  380  000  Dollar,  140  Millionen  Pfund  Rosinen  für  1,25  Milhonen 
Dollar,  9,71  Millionen  Kisten  Orangen,  1,54  Millionen  Kisten  Zitronen.  Zur  Würdigung 
dieser  ZiflEem  wäre  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Südfruchtproduktion  in  Kaüfornien 
erst  seit  den  1870  er  Jahren  infolge  verbesserter  Verkehrsmittel  im  Süden  des  Staates 
allmählich  größeren  Umfang  angenommen  hat,  nachdem  es  sich  früher  mehr  um 
Versuchskulturen  als  um  geschäftHche  Unternehmungen  größeren  Stils  gehandelt 
hatte.  Der  seit  1898  in  Kalifornien  begonnenene  Dattelanbau  befand  sich, 
nach  einer  Mitteilung  im  Ivondoner  ,, Board  of  Trade  Journal"  vom  18.  April  1912, 
damals  noch  im  Versuchsstadium.  Noch  im  Fiskaljahre  1896/1897  betrug  die 
Orangeneinfuhr  der  Vereinigten  Staaten  2  324  907,  im  Jahre  1910/191 1  bloß 
1 16  658  Dollar.  Die  Orangenausfuhr  der  Union  stieg  von  339  396  Dollar  im 
Fiskaljahr  1897/1898,  dem  ersten,  da  sie  verzeichnet  wurde,  aui  2983322  Dollar 
im  J  ahr  1910/191 1 .  Die  gesamte  Orangenernte  der  Vereinigten  Staaten  (ohne  Portorico)' 
in  Kaliforiüen,  Florida,  Lomsiana,  Texas  und  Arizona  wurde,  in  ,, Daily  Consular 
and  Trade  Reports"  vom  29.  März  191 3,  auf  zwanzig  MiUionen  Kisten,  zu  je  66  engl. 
Pfund  im  Durchschnitt,  also  auf  rund  600  000  t,  geschätzt.  Die  kalifornische  Zi- 
tronenproduktion soll,  nach  der  gleichen  Quelle,  ungefähr  zwei  Millionen 
Kisten,  also  rund  60  000  t  betragen,  der  eine  Einfuhr  der  Union  von  i  8 1 2  000  Kisten 
gegenüberstand.  Noch  zu  Beginn  der  1890  er  Jahre  beherrschte  die  Zitronenein fuhf 
aus  Italien  den  Markt  der  Vereinigten  Staaten  fast  ohne  nennenswerten  Wettbewerb. 
Im  Fiskaljahre  1910/1911  umfaßte  die  Zitroneneinfuhr  immerhin  noch  einen  Wert 
von  2  985  561  Dollar,  i.  J.  1912/1913  sogar  ungefähr  vier  Millionen  Dollar.  Die 
kalifornische  Feigenproduktion  beUef  sich  i.  J.  191 2  bereits  auf  zehn  Millionen 
englische  Pfund.  Die  hauptsächlich  nach  Kanada  gehende  Rosinenausfuhr 
der  Vereinigten  Staaten  hob  sich  von  4,5  Millionen  englischen  Pfund  i.  J.  1902/1903 
auf  28  Millionen  i.  J.  1912/1913  bei  einer  gleichzeitigen  Einfuhr  von  Korinthen  und 
Rosinen  im  Werte  von  ungefähr  drei  Millionen  Dollar. 
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Feigen,  Datteln,  Zitronen  und  Ananas  weitere  Zollerhöhungen  ge- 
bracht. Besonders  die  Agrumenausfuhr  aus  den  Mittelmeergebieten 
nach  den  Vereinigten  Staaten  war  nur  bei  sehr  hohen  nordamerikani- 
schen und  vorzugsweise  New  Yorker  Preisen  für  Südfrüchte  (wie  sie 
etwa  in  besonders  heißen  Sommern  der  Neuengland-Staaten  ver- 
zeichnet werden)  noch  einigermaßen  lohnend.  Der  Underwood- 
^arif  vom  3.  Oktober  1913  hat  dagegen,  entsprechend  seinem  all- 
gemeinen gemäßigt  schutzzöUnerischen  Grundzuge,  auch  die  meisten 
Südfruchtzölle,  so  jene  für  Feigen,  Rosinen,  Korinthen,  Haselnüsse, 
Mandeln  usw.,  mehr  oder  weniger  herabgesetzt.  Für  die  wichtigste 
Gruppe,  die  „Agramen",  wie  Zitronen,  Orangen,  Limonen  usw.,  ist 
das  Ausmaß  der  Zollherabsetzung  (infolge  Überganges  des  Ver- 
zollungsmaßstabes vom  Gewicht  zum  Raummaß)  nicht  leicht  zu 
erkennen. 

Doch  darf,  wie  früher  bei  Frankreich  und  Rußland,  so  auch 
hier  bei  den  Vereinigten  Staaten,  gemäß  einer  der  wichtigsten  grund- 
sätzlichen Annahmen  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft"^) ein  bedeutsamer  Umstand  nicht  außer  acht  gelassen  werden: 
die  Vereinigten  Staaten  gehören  zu  jenen  Weltreichen  oder 
großen  Zollgebieten,  wo  der  Freihandel  vor  allem  durch 
das  Vorbandensein  oder  die  Schaffung  eines  riesigen,  im  inneren 
Verkehr  durch  Zollschranken  gar  nicht  oder  nur  wenig  behinderten 
Absatzgebietes  auf  seine  Rechnung  kommt;  neben  dieser  gewaltigen 
Tatsache  tritt  das  mehr  oder  minder  hohe  Zollniveau  an  den  Grenzen 
der  großen  Zollgebiete,  sogar  vom  freihändlerischen  Standpunkte 
aus,  in  den  Hintergrund. 

Eine  besondere  handelspolitische  Stellung  nehmen  jene  Pro- 
duktionsgebiete für  Südfrüchte  ein,  deren  Erzeugung  den  Eigen- 
bedarf übertrifft  und  daher  mehr  oder  weniger  auf  die  Ausfuhr 
angewiesen  ist.  Es  sind  dies  vorwiegend  Mittelmeergebiete 
einschließlich  der  asiatischen  Türkei  und  Persiens.  Aber  bei  dem 
Eifer,  mit  welchem  sich  eine  Reihe  außereuropäischer  Gebiete,  wie 
Britisch-Südafrika,  Brasilien,  Australien 2),  Japan,  Paraguay,  An- 
tillen usw.,  der  Produktion  von  Südfrüchten,  namentlich  von  Orangen, 
Zitronen  und  Rosinen,  widmet,  vermehrt  sich  die  Zahl  der  über  den 
eigenen  Bedarf  hinaus  leistungsfähigen  Produktionsgebiete  beständig. 


^)  Vgl.  Abteilung  XIII  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 

*)  In  Austrahen  (Commonwealth)  stand  z.  B.  einer  OUvenölerzeugimg  von 
74804  Liter  in  der  Kampagne  1909/1910  eine  Olivenöleinfuhr  von  189  191  Liter  im 
Jahre   1910  gegenüber. 


VI.  Südfrüchte.  525^ 

Schon  jetzt  haben  für  einzelne  Sorten,  insbesondere  Orangen,  die 
Vereinigten  Staaten,  Britisch-Südafrika,  Japan,  Paraguay  usw. 
diese  Stufe  erreicht.  Es  ist  wohl  eine  naheliegende  Annahme,  daß 
derart  leistungsfähige  Produktionsgebiete  (mögen  sie  am  Mittelmeer 
oder  in  weiter  Entfernung  von  diesem  Binnenmeere  liegen)  davon 
Abstand  nehmen  werden,  ihren  wechselseitigen  Verkehr  in  Südfrüchten 
durch  hohe  Zölle  auf  diese  Produkte  einzuschränken;  denn  diese 
Exportgebiete  von  Südfrüchten  würden  hierdurch  ein  Präjudiz 
gegen  ihre  eigenen  Bemühungen  schaffen,  in  den  Ve^brauchsländern 
der  Südfrüchte  niedrige  Einfuhrzölle  zu  erlangen;  auch  wären  hier- 
durch die  Exportgebiete  für  Südfrüchte  bei  Mißernten  in  ein- 
zelnen Sorten  dieser  Artikel  behindert,  den  Inlandsverbrauch  durch 
wechselseitige  Bezüge  von  Mandeln,  Oliven^)  usw.  zu  decken.  Über- 
haupt wäre  zu  erwarten,  daß  solchen  Ländern  mehr  an  niedrigen 
Einfuhrzöllen  in  den  Verbrauchsgebieten,  als  an  hohem  Zollschutz, 
für  die  eigene  Südfruchtproduktion  gelegen  sei.  Tatsächlich  ent- 
sprachen bisher  dieser  Erwartung  völlig  nur  die  T  ü  r  k  e  i  2) , 
Marokko  und  P  e  r  s  i  e  n  ,  für  welche  Länder  als  solche  der 
völkerrechtlich  gesicherten  offenen  Tür  mit  gebundenen 
niedrigen  Wertzöllen  eben  keine  andere  Wahl  bestand. 
Schon  bei  Italien  gilt  die  angeführte  Voraussetzung  nur  mehr 
in  beschränktem  Maße,  indem  der  autonome  Zolltarif  für  Zitronen, 
Kastanien,    Zedratfrüchte,    Mandeln    Zollfreiheit    vorsieht,   während 


^)  So  führte  z.  B.  die  außerordenthch  schlechte  italienische  Oliven- 
ölkampagne 1908/1909  (die  nur  63,18  Milhonen  Liter  brachte  gegen  285,67  MiUi- 
onen  im  Jahre  1907/1908  und  268,26  Milhonen  im  Durchschnitt  der  Jahre  1901 — 1905) 
zu  einer  Steigerimg  der  OUvenöleinfuhr  Itahens,  tmd  zwar  hauptsächHch  aus  Spanien 
und  Griechenland,  von  3,92  Milhonen  Kilogramm  für  4,70  Milhonen  Lire  im  Jahre 
1908  auf  5,32  Milhoner  Kilogramm  für  6,20  Milhonen  Lire  im  Jahre  1909.  Hierbei 
fiel  (wie  der  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsiilats  in  Genua 
für  das  Jahr  1909  bemerkt)  auf,  daß  der  so  erhebhche  Ausfall  in  der  Erzeugung  auf 
die  Preise  keinen  groß  eren  Einfluß  auszuüben  vermochte ;  diese  verharrten  viel- 
mehr, da  Spanien  und  Algerien  ausgiebigere  Ernten  erzielten,  durchschnitthch  auf 
der  Höhe  des  Jahres  1908.  Allerdings  halfen  hierbei  mit:  eine  Verringerung  der 
itahenischen  Ausfuhr  von  Ohvenöl  (einschließhch  der  minderwertigen,  vorwiegend 
nur  technisch  verwendeten  Sorten)  von  44,70  MüUonen  Kilogramm  für  60,80  Millionen 
Lire  im  Jahre  1908  auf  24,01  Milhonen  Kilogramm  für  34,1  Milhonen  Lire  im  Jahre 
1909;  femer  stärkere  Einfuhren  anderer  bilhgerer  pflanzlicher  Öle. 

*)  Das  nicht  imwichtige  Südfruchtgebiet  Kreta  hat  infolge  des  Balkankrieges 
von  1912/1913  aufgehört,  ein  besonderes  Gebiet  der  offenen  Tür  zu  sein  tmd  ist  dem 
griechischen  Zollgebiet  einverleibt  worden.  Dafür  dürfte  Albanien  ein  neues^ 
Südfruchtland  bilden,  das  zugleich  Gebiet  der  offenen  Tür  ist. 
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im  italienischen  Veitragstarife  noch  einige  weitere  Zollbefreiungen 
und  Zollermäßigungen^)  enthalten  sind. 

Der  griechische  autonome  Zolltarif  ist  für  Südfrüchte 
ziemlich  hoch,  wenn  auch  durch  Vertragszölle  (Vertrag  mit  der 
Türkei)  teilweise  ermäßigt.  Der  spanische  Zolltarif  vom.  27.  De- 
zember 191 1  enthält  nur  für  Haselnüsse  und  Mandeln  (geschält  und 
ungeschält)  den  im  Verhältnis  zum  Preise  dieser  Südfrüchte  mäßig 
hohen  Satz  des  Minimaltaiifes  von  16  Pesetas  für  100  kg;  andre 
Früchte,  sofern  es  sich  nicht  um  Rosinen,  Feigen,  Datteln  zu  Brenne- 
reizwecken handelt,  haben  gar  nur  3,50  Pesetas  für  100  kg  zu  entrichten. 
Nur  Portugal  bleibt  auch  hinsichtlich  der  Südfrüchte  das  starre 
Hochschutzzolland  (siehe  Tarifpost  361  ,,Obst,  frisch  oder  getrocknet, 
nicht  besonders  benannt"  6  Milreis  oder  etwa  30 — 31  Franken  für 
IOC  kg),  als  das  es  auch  bezüglich  so  vieler  anderer  agrarischer  und 
Industrieprodukte  bekannt  ist.  Doch  dürfen,  nach  einem  Gesetze 
vom  13.  April  1912,  frische  und  getrocknete  Früchte  aus  den  Kolonien 
Portugals  zollfrei  ins  Mutterland  gebracht  werden. 

Als  zweifellose  Tatsache  bleibt  aber  bestehen :  bei  gelegentlichen 
Mißernten  der  Mittelmeerländer  in  einzelnen  Südfrüchten 
kommt  es  zu  beträchtlichen,  Aushilfe  bezweckenden  Handelsopera- 
tionen dieser  Gebiete  untereinander;  dies  ist  namentlich  dann  der 
Fall,  wenn  in  einzelnen  Ländern  die  Olivenernte  durch  die  ölfliege, 
Mosca  Olearia,  mehr  oder  minder  weitgehende  Schädigung  erfahren 
hat,  ferner  bei  Mandelmißernten  usw. 

Ein  von  den  deutschen  und  österreichischen  Agrariern  aus- 
geheckter krauser  Gedanke,  der  aber  die  handelspolitische  Praxis 
bisher  nur  in  bescheidenem  Ausmaße  zu  beeinflussen  vermochte,  geht 
dahin,  daß  durch  Orangen,  Zitronen,  Datteln  usw.  dem  Obst  der 
gemäßigten  Zone,  wie  Äpfeln,  Birnen,  Kirschen  usw.,  der 
Absatz  streitig  gemacht  werde.  Doch  besitzen  für  den 
Bewohner  gemäßigter  Klimate  Kuropas,  Amerikas  und  Asiens  Süd- 
früchte einen  eigentümlichen,  exotisch  anmutenden  Reiz.  Die  Be- 
friedigung dieser  besonderen  Geschmacksrichtung  könnte  durch 
Zölle  zwar  verteuert,  erschwert,  seltener  gemacht,  aber  weder  abge- 
schnitten, noch  auf  Surrogate  abg  drängt  werden.  Hierbei  wäre 
davon   ganz   abzusehen,    daß   es   den   handelspolitisch   minder   vor- 


1)  Die  im  italienischen  Zolltarife  vom  14.  JuH  1887  noch  zollfreien  Haselnüsse 
tmter liegen  seit  1909  einem  autonomen  Zolle  von  10  Lire  für  100  kg.  Im  italienisch- 
französischen Handelsvertrage  vom  21.  November  1898  wird  der  itahenische  autonome 
Zoll  für  Pomeranzen  und  Limonen  (auch  in  Salzwasser)  von  4  auf  2,  jener  für  Datteln 
(im  Interesse  Französisch  Nordafrikas)  von  12  auf  2  Lire  für  100  kg  herabgesetzt. 
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•eingenommenen  maßgebenden  Faktoren  Deutschlands,  Österreich- 
Ungarns,  der  Schweiz,  Kanadas  usw.  bedenklich  erscheinen  müßte, 
die  im  Welthandel  so  wichtigen  Mittelmeerländer  und  andere  Süd- 
frucht-Erzeugungsgebiete durch  Prohibitivzölle  gegen  wichtige  Aus- 
fuhrwaren dieser  subtropisch-tropischen  Landstriche  zu  reizen. 

Besondere  zoUpolicische  Gesichtspunkte  bestehen  noch  hin- 
sichtlich der  Feigen,  Korinthen  und  Rosinen.  Feigen  werden  in 
einer  Reihe  von  Ländern  als  Rohstoffe  einer  Kaffeesurrogaten- 
erzeugung  im  Zolle  begünstigt.  So  haben  z.  B.  Feigen,  nach  dem  am 
I.März  1906  in  Kraft  getretenen  deutschen  Zolltarif  vom  25.  Dezember 
1902,  wenn  frisch,'  einen  Vertragszoll  von  nur  zwei,  wenn  getrocknet 
einen  solchen  von  8  M.  für  100  kg  zu  entrichten;  in  Österreich-Ungarn 
sind  Feigen,  nach  dem  gleichfalls  am  i.  März  1906  in  Kraft  getretenen 
Zolltarif  vom  13.  Februar  1906,  wenn  frisch,  gar  nur  mit  einer  Krone, 
wenn  getrocknet  (in  Kränzen)  mit  zwei  Kronen  für  100  kg  belastet. 
In  den  letzten  Jahren,  etwa  seit  1910,  ist  der  Charakter  der  Feigen 
als  gesuchter  Rohstoff  einer  Kaffeesurrogat-Fabrikation  noch  stärker 
zum  Ausdruck  gekommen,  als  es  bereits  früher  der  Fall  war;  dies 
äußerte  sich  in  einem  verhältnismäßig  hohen  Preisstand  der  genannten 
Südfrucht  und  hängt  wohl  mit  dem  überraschend  großen  Erfolg 
zusammen,  den  die  brasilianische  Kaffeevalorisation^)  vom  Herbst 
1909  an  bis  Frühjahr  1913  zu  verzeichnen  hatte. 

Ferner  genießen  alte,  für  gewöhnliche  Genußzwecke  unbrauchbar 
gewordene  Korinthen  und  Rosinen,  die  nur  mehr  zur 
Essigerzeugung  verwendbar  sind,  eben  im  Interesse  dieser  Fabrikation, 
so  z.  B.  in  Österreich-Ungarn,  namhafte  Zollbegünstigungen  (6  statt 
50  EJronen  für  100  kg);  der  seit  1884  bestehende  deutsche  Vertrags- 
zoll für  Korinthen  von  8  M.  für  100  kg  ist  an  und  für  sich  nicht  allzu 
hoch.  Dagegen  werden  Korinthen  und  Rosinen,  insofern  sie  zum  Teil 
als  Hilfsmaterial  zur  Erzeugung  von  Kunstwein  dienen  könnten, 
in  manchen  auf  Erzeugung  von  Naturwein  sorgfältig  bedachten 
Ländern,  wie  zum  Beispiel  in  Frankreich,  mit  höheren  Zöllen  belegt. 
Doch  wäre  gegen  diesen  Gesichtspunkt  einzuwenden,  daß  in  den  Län- 
dern Mitteleuropas  Korinthen  und  Rosinen  in  überwiegendem  Aus- 
maße zu  unmittelbaren  Genußzwecken  (in  Gebäck  und  Zucker- 
waren) verwendet  werden;  überdies  wird  die  Benutzung  der  getrock- 
neten Weintrauben  zur  Kunstweinerzeugung  speziell  in  Deutschland, 
Österreich-Ungarn,   Frankreich,   der  Schweiz   weit   mehr   durch   die 


*)  Vgl.  hierüber  Abteiliing  II  a  des  III.  Kapitels  im  vorüegenden  Bande. 
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Strengen  Vorschriften  über  oder  vielmehr  gegen  diese  Fabrikation 
als  durch  die  Höhe  der  Zölle  gehemmt. 

In  diesem  Zusammenhange  sind  nachfolgende  Ausführungen 
bemerkenswert,  die  im  Berichte  des  deutschen  Konsulates  in  M  a  r  - 
s  e  i  1 1  e  über  das  Jahr  1906  (Märzheft  1908  des  „Deutschen  Handels- 
archiv") vorkommen:  ,, Marseilles  Einfuhr  von  Tafelrosinen 
war  im  Jahre  1906  (31263  q)  gegen  das  Jahr  1905  (31254  q)  ziemlich 
gleich  geblieben.  Dagegen  hat  die  Einfuhr  von  Rosinen  zu 
Destillationszwecken  (wohl  infolge  der  neueren  scharfen 
französischen  Bestimmungen  gegen  Kunstweinerzeugung)  abermals 
erheblich  abgenommen  und  betrug  im  Jahre  1906  nur  noch  19361  kg 
gegen  88773  kg  im  Jahre  1905  und  2460659  kg  im  Jahre  1904. 
Dieser  Einfuhrartikel  wird  demnächst  vermutlich  ganz  ver- 
schwinde n." 

Hoffentlich  werden  die  mitteleuropäischen  Agrarier  unter  dem 
Einflüsse  dieser  überzeugenden  Beweisgründe  ihre  stark  übertriebenen 
Befürchtungen  vor  dem  Wettbewerb  fahren  lassen,  den  die  getrockne- 
ten Weintrauben  Griechenlands,  Spaniens,  der  Türkei  usw.  den 
mitteleuropäischen  Weinbergen  angeblich  bereiten  könnten;  dann 
wäre  ein  schweres  Hemmnis  beseitigt,  das  einem  beiderseits  ersprieß- 
lichen Handelsvertrags -Verhältnisse  (etwa  nach  Art  des  früher  er- 
wähnten britisch-griechischen  Vertrages  vom  10./23.  November  1904) 
zwischen  den  Erzeugungsländern  getrockneter  Weintrauben,  ins- 
besondere Griechenland  ^),  und  einzelnen  Ländern  Mittel- 
europas entgegensteht.  Unter  diesem  Hemmnis  leidet  insbesondere 
die  Handelspolitik  Österreich -Ungarns  und  Frankreichs.  Die  Schweiz 
hat  sich  mit  verhältnismäi3ig  niedrigen  Vertragszöllen  für  Wein^ 
eine  andere  wichtige  Ausfuhrware  Griechenlands,  geholfen,  die  in 
Österreich-Ungarn  und  Frankreich  gleichfalls,  zumindest  für  die 
hochgradigen  griechischen  Weinsorten,  hohen  Zöllen  unterworfen 
ist.  Noch  besser  ist  Deutschland  daran,  das  in  seinem  Handelsvertrag 
mit  Griechenland  vom  9.  Juli  1884  eine  dem  Königreiche  wichtige 
Zollermäßigung  für  Korinthen  zugestand  und  hierfür  durch  eine 
Reihe  von  wertvollen  Herabsetzungen  griechischer  Fabrikatenzölle 
entschädigt  wurde. 


^)  Durch  den  Balkankrieg  von  jgi2iigi$  ist  Griechenland  in  den  Besitz 
einer  Anzahl  ausfuhrfähiger  Rosinengebiete  auf  den  ägeischen  Inseln,  namentlich  auf 
Kreta,  gekommen.  Dadurch  beschränken  sich  die  handelspolitischen  Interessen 
des  Königreiches  nicht  mehr  auf  Korinthen,  sondern  werden  künftighin  auch  Rosinen 
umfassen. 
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Für  eine  derartige  Umstimmung  der  mitteleuropäischen  Agrarier 
dürfte  ein  besonders  wirksamer  Zwang  vorliegen,  sobald  die  T  ü  r  k  e  i  ^ 
der  Fesseln  der  Kapitulationen  entledigt,  ein  zollpolitisch  völlig 
unabhängiges  Gebiet  sein  wird,  das  unter  Umständen  auch  Zoll- 
kriege mit  den  europäischen  Großstaaten  führen  könnte^).  Von 
diesem  wohl  binnen  absehbarer  Frist  eintretenden  Zeitpunkt  an 
wird  die  Türkei  die  Ausfuhrinteressen  ihrer  bedeutenden  Südfrucht- 
produktion (mit  Einschluß  der  Olivenkultur)  und  besonders  ihrer 
stark  ausfuhrfähigen  anatolischen  Rosinenerzeugung  mit  allen  ihr 
zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  verteidigen  und  der  Büifuhr  aus 
jenen  Ländern,  welche  diesem  türkischen  Ausfuhrinteresse  nicht 
entgegenkommen,  Schwierigkeiten  bereiten. 

Derzeit  unterliegen  z.  B.  Rosinen  in  Deutschland  einem 
autonomen  Zolle  von  24,  Korinthen  einem  Vertragszolle  von  8  M. 
für  100  kg;  dies  ist  geradezu  ein  Musterbeispiel  für  Umgehung  der 
Meistbegünstigung    durch    Tarifspezialisierung^),      da    beide    Süd- 
früchte vielfach  gleichartige  Verwendung  finden.  Inösterreich- 
Ungarn     begegnet   man   der   umgekehrten   Erscheinung.      Dort 
genießen   die  türkischen  Rosinen    (in    allerdings   nicht    handelsüb- 
licher Verpackung)  einen  von  Italien  durchgesetzten,  bereits  ziemlich 
iohen   Vertragszoll   von    28,50    Kronen   für   100   kg,   während   die, 
im  Vergleich   zu   Rosinen,   beträchtlich   billigeren   Korinthen,   zum 
Verdrusse    Griechenlands,    50    Kjonen    (abgesehen    von    der   früher 
erwähnten    Begünstigung   für    getrocknete    Weinbeeren    zur    Essig- 
fabrikation) zu  entrichten  haben,  was  etwa  100 — 120  %  des  Wertes 
gleichkommt.     Österreich-Ungarn  belegt  übrigens  auch  Datteln, 
eine  für  den  türkischen  Ausfuhrhandel  wichtige  Südfrucht,  mit  dem 
durch  keinen  Vertragssatz  ermäßigten  hohen,  den  Verbrauch  hem- 
menden Zoll  von  36  Kronen  für  100  kg;    auch  Deutschland  belastet 
getrocknete  Datteln,  ebenso  wie  Rosinen,  mit  dem  gleichfalls  nicht 
niedrigen    autonomen,    durch    keinen    Vertrag   herabgesetzten    Zoll 
von  24  M.  für  100  kg,  während  frische  Datteln  12  M.  zu  entrichten 
haben.     Der  französische  Minimaltarif  hat  für  Rosinen  und 
Korinthen  den  gleichen  Satz  von  15  Franken  für  100  kg,  der  aber 
bei  Korinthen,  in  Anbetracht  ihres  niedrigeren  Preisstandes,  einem 
höheren  Wertzolle  (etwa  40  %)  gleichkommt,  als  es  bei  den  Rosinen 
-der  Fall  ist.    Die  Schweiz  belegte  in  ihrem  Zolltarif  vom  10.  Aprü 
1891  getrocknete  Weintrauben,  die  zur  Weinbereitung  dienen  können. 


1)  Vgl.  hierüber  im  I.  Band  vorhegenden  Buches,  Kapitel   VIII,  Abteilung  II 
*)  Vgl.   Abteilung  XIII  des  III.   Kapitels  im  I.  Bande    vorUegenden  Buches 
S  0  h  i  1  d  e  r.    II.  34 


530  Anlage  XIX;   Exotische  Prodvikte  und  Kolonialwaren,  Südfrüchte. 

mit  einem  Zolle  von  20  Franken  für  100  kg  (wozu  noch  die  Monopol- 
gebühr von  4,20  Franken  für  100  kg  brutto  kommt),  und  dieser  Satz 
wurde  im  gegenwärtig  geltenden  Zolltarife  vom  10,  Oktober  1902 
sogar  auf  50  Franken  erhöbt. 

Zusamm.enfassend  wäre  zu  sagen:    die  Südfrüchte  bilden,  gemäß 
einer  Anzahl  natürlicher  sowie  handeis-  und  finanzpolitischer  Momente, 
den  Gegenstand  bedeutender  internationaler  Umsätze.  Diese  Umsätze 
sind  noch  überdies  im  Zusammenhange  mit  der  allgemeinen  Vv^ohl- 
fahrtssteigerung  in  steter  Zunahme  begriffen.  Von  wenigen  Ausnahmen 
abgesehen,  besteht  weder  vom  fiskalischen  noch  vom  s  c  h  u  tz- 
zöllnerischen  Standpunkte  aus  ein  besonders  starker  Anreiz, 
die    Südfrüchte,    zum    Teil    verhältnismäßig    wertvolle    Rohstoffe, 
einer  drückenden  oder  gar  prohibitiven  Verzollung  zu  unterwerfen. 
Dieser  Anreiz  ist  um  so  schwächer,  als  der  Anbau  der  Südfrüchte 
noch  immer  vorwiegend  auf  relativ  wenig  ausgedehnte,  klimatische 
Besonderheiten    aufweisende,    teilweise    handelspolitisch    kraftvolle 
lyänder  beschränkt  ist,  wenn  auch  seit  Beginn  des  20.  Jahrhunderts 
eine  über     die     Mittelmeergebiete     und     Vorder- 
asien     weit     hinausgreifende      Verbreitung   der 
Produktion   von   Südfrüchten,   insbesondere  von   Orangen,   zu   ver- 
zeichnen   ist.      Insofern    aber    ein    mehr    oder   minder  hoher  Zoll- 
schutz   den     Südfruchterzeugungen    in    Weltreichen     oder 
Riesenzollgebieten    zuteil    wird,    wie   in#  den    Vereinigten 
Staaten,  in  Rußland  (namentlich  für  Transkaukasien  und  für  das 
zum  russischen  Reiche  im  Verhältnisse  eines  unvollkommenen  Zoll- 
vereines  stehende   Nordpersien),   im   französischen   Reichszollverein 
(vornehmlich  für  den  Verband  mit  Algerien  und  Tunis),  ist  eines  im 
I.   Bande   der   „Entwicklungstendenzen   der  Weltwirtschaft"   (siehe 
Abteilung  XIII  des  VI.  Kapitels)  ausführlich  dargelegten  I^eitsatzes 
zu  gedenken,  der  lautet :  ,,Bs  kommt  bei  den  Riesenreichen  oder  großen 
Zollgebieten  des  20.  Jahrhunderts  nicht  mehr  in  erster  Linie  darauf 
an,  ob   diese  gewaltigen  Staatswesen   einer  mehr  freihändlerischen 
oder   mehr   schutzzöllnerischen   Handelspolitik   zuneigen.      All   dies 
tritt   an   Bedeutung  weit  zurück  hinter   der   Tatsache   des   großen 
Zollgebietes  selbst.    Ein  gewaltiger,  ja  geradezu  entscheidender  frei- 
händlerischer   Erfolg    besteht   eben    darin,    daß    es    überhaupt    ge- 
lungen ist,  lyändermassen,   die  nach  Umfang  und  Bevölkerungszahl 
ein  beträchtliches  Stück  des  gesamten  Weltmarktes   darstellen,   in 
e  i  n    Wirtschaftsgebiet  zusammenzuschweißen." 

Zu  erwähnen  wäre  noch,  daß  größere,  ausfuhrfähige  Südfrucht- 
produktionen  oft   auch   eine   feste   Grundlage  für   Südfrüchte   ver- 
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arbeitende,  leistungsfähige  Exportindustrien  ver- 
schiedener Art  bilden.  So  wird  aus  Oliven  nicht  nur  Olivenöl  ge- 
wonnen, das  gewissermaßen  selbst  noch  ein  Rohstoff  ist  und  trotz 
allen  Wettbewerbes  billigerer  pflanzlicher  öle,  wie  Kotton-,  Sesam-, 
Erdnuß-  usw.  öl,  noch  immer  bei  Schätzern  eines  feineren  Genuß- 
mittels reichlich  Absatz  findet ;  sondern  das  Olivenöl  wird  auch  häufig 
an  Ort  und  Stelle  zu  einer  sehr  geschätzten  Seife  verwendet.  Korinthen 
(und  Rosinen)  werden  in  den  Erzeugungsgebieten  selbst  zu  dem  so- 
genannten Mistellewein,  ferner  zu  Kognak  ujid  Spiritus  verarbeitet. 
In  den  Produktionsgebieten  der  Zitronen  wird  neben  dem  Versand  der 
Früchte  selbst  auch  die  Gewinnung  von  Zitronenöl,  Zitronensaft, 
Zitronensäure  (Kalkzitrat)  betrieben^);  das  gleiche  gilt,  allerdings 
in  schwächerem  Ausmaße,  von  den  Erzeugimgsgebieten  der  Orangen 
und  Pomeranzen,  wo,  neben  dem  Versand  der  Früchte,  daraus 
Orangenblütenöl,  Orangenblütenwasser  und  Pomeranzenöl  gewonnen 
wird. 


1)  Nach  dem  Londoner  „Chemist  and  Druggist"  vom  13.  Juli  1912  (unter  dem 
Titel  „Citric  Materials")  lieferte  Sizilien  im  Jahre  191 1  etwa  fünf  Sechstel  der  auf 
72  oco  q  geschätzten  Weltproduktion  von  Kalkzitrat  (und  Zitronensaft) ;  der  Rest 
stammt  insbesondere  aus  amerikanischen  Südfruchtgebieten,  so  aus  den  britischen 
Antüleninseln  Dominica  und  Montserrat,  aus  Mexiko  usw.  Durch  die  Lagerhäuser 
der  sizilianischen  Camera  agrumaria  gingen  in  der  Kampagne  igio/igii  44  334  q 
Kalkzitrat  und  1 1 19  q  Zitronensaft  (mit  einem  Gehalt  an  Zitronensäure  von  28  429  q) 
im  Werte  von  5,77  MiUionen  Lire;  die  Kammer  vermittelte  gleichzeitig  den  Absatz 
von  75  480  q,  die  zum  Teile  wohl  älteren  Vorräten  entstammten,  und  wofür  sie,  nach 
Abzug  gewisser  Vermittlungsspesen,  11,4  Milhonen  Lire  gutschrieb.  Die  über  Palermo 
gehende  Ausfuhr  von  Zitronenöl  betrug  im  Jahre  1912  (nach  dem  Jahresberichte 
der  bekannten  deutschen  chemischen  Firma  Schimmel  &  Comp.)  5  4888  kg,  und  das 
Angebot  konnte  der  überaus  starken  Nachfrage  kaum  genügen. 
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Anlage    XX. 

Verschiedene  pflanzliche  Rohstoffe'),  wie  Ölsaaten  und 

Ölfrüchte,  Holz  und  Kork,  Gerbstoffe,  Sämereien, 

Arzneipflanzen,  Kelp. 

I.  Allgemeine  Bemerkui^. 

Zahlreiche  pflanzliche  Rohstoffe  wurden  in  den  Anlagen  XIV, 
XV,  XVI,  XIX  und  XX  mehr  oder  weniger  ausführlich  behandelt, 
um  die  Grundzüge  des  I.  Kapitels  im  II.  Bande,  „Die  Rohstoife  in 
der  Weltwirtschaft"  an  einer  Reihe  von  Beispielen  genauer  zu  er- 
läutern, ganz  abgesehen  von  den  mannigfachen  pflanzlichen  Er- 
zeugnissen, deren  Produktions-  und  Marktverhältnisse  im  III.  Kapitel 
des  II.  Bandes  „Die  Monokultur  in  der  Weltwirtschaft"  erörtert 
werden.  Es  bleiben  aber  noch  immer  einige  Gruppen  pflanzlicher 
Produkte  übrig,  die  in  den  genannten  Anlagen  und  Kapiteln  nur 
flüchtig  oder  mit  einer  gewissen  Einseitigkeit  erörtert  wurden, 
so  daß  deren  kurze  Besprechung  von  einem  allgemeineren  Stand- 
punkte aus  erforderlich  sein  dürfte. 

So  wurden  in  Anlage  XIV  Rohstoffe  aller  drei  Naturreiche  vom 
Standpunkte  ihrer  Fähigkeit  besprochen,  größere  oder  geringere 
Frachtzuschläge  auf  dem  Wege  vom  Produktions-  zum 
Verbrauchsorte  auszuhalten.  In  Anlage  XV  kam  zur  Sprache,  in- 
wiefern tierische  und  pflanzliche  Rohstoffe  infolge  technisch  belang- 
reicher Sortenverschiedenheiten  Anlaß  zu  bedeutenden 
Umsätzen  im  internationalen  Handelsverkehr  geben.  In  Anlage  XVI 
wurde  darauf  hingewiesen,  daß  eine  Reihe  von  Rohstoffproduktionen 
durch  die  verhältnismäßig  großen  Arbeitsmengen,  die  sie 
erfordern,  an  Länder  mit  relativ  niedrigen  Löhnen  gebunden  seien, 
allmählich  von  den  Ländern  mit  steigenden  Löhnen  zu  solchen 
niedrigeren  Lohnstandes  wandern  und  derart  zu  gewaltigen  Um- 
sätzen im  internationalen  Handelsverkehr  Anlaß  geben.     In  Anlage 


über  pflanzliche  Futtermittel  vgl.   Anlage  XXI  vorliegenden  Bandes, 
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XIX  wurde  dargetan,  daß  die  Gewinnung  einer  größeren  Anzahl 
wichtiger  und  teilweise  auch  recht  wertvoller  Rohstoffe  und  Genuß- 
mittel nur  in  einem  wärmeren  tropisch-subtropisc  hen 
Klima  möglich  sei,  weshalb  es  allein  schon  aus  diesem  Grande 
zu  einer  umfangreichen,  für  alle  Beteiligten  lohnenden  Handels- 
bewegung zwischen  den  Ländern  gemäßigter  Zone  sowie  den  Tropen- 
Subtropengebieten  kommen  müsse.  Endlich  wurde  im  III.  Kapitel 
des  II.  Bandes  „Die  Monokultur  in  der  Weltwirtschaft" 
auseinandergesetzt,  es  werde  eine  Zwangslage  zur  Anbahnung  und 
Förderung  umfassender  internationaler  Handelsbeziehungen  dadurch 
geschaffen,  daß  in  nicht  wenigen  tropischen  und  subtropischen  Ländern 
die  verfügbaren  Kapitalien  und  Arbeitskräfte  vorwiegend  in  einer 
einzigen,  eine  Zeit  lang  wohl  auch  recht  lohnenden  Erzeugung  an- 
gelegt würden.  Neben  allen  diesen  einseitigen  Betrachtungsweisen 
wäre  wohl  in  einzelnen  Fällen  auch  eine  kurze  Erörterung 
von  allgemeineren  Gesichtspunkten  aus  am 
Platze. 

II.   Ölsaaten  und  Ölfrüchte,  d.  h.  Ölgut. 

So  wäre  vorerst  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Landwirtschaft 
aller  Zonen  gar  nicht  genug  Ölsaaten  und  Ölfrüchte  zu 
technischer  Verwertung  und  zu  Genußzwecken  zur  Verfügung  stellen 
kann.  Abgesehen  vom  unmittelbaren  ölgenuß,  wobei 
die  in  Europa  seit  jeher  verwendeten  Oliven-  und  Rüböle  (auch  Nuß- 
und  Mohnöle)  in  allerlei  anderen  pflanzlichen  ölen  (Kotton-,  Soya-, 
Erdnuß-,  Sesamöl  usw.)  gefährliche  Konkurrenten  erhalten  haben, 
kommt  insbesondere  die  wachsende  Verwendung  von  ölen  in  der 
Fabrikation  von  Butterersatzmitteln  in  Betracht,  und 
zwar  erfordert  Margarinbutter  (Kunstbutter)  einen  Zusatz  von  Sesam- 
oder Kottonöl  zum  Hauptbestandteil  der  tierischen  Fette,  während 
die  sogenannte  Pflanzenbutter  (Kokosbutter,  Kunerol  usw.)  haupt- 
sächlich aus  Kokosöl,  auch  Palmkernöl,  bereitet  wird. 

Hinsichtlich  der  technischen  Verwertungen  des 
Öles  wäre  zwar  zu  bemerken,  daß  der  Umfang  der  Kerzen- 
fabrikation  infolge  des  Wettbewerbs  mancher  anderer  Beleuchtungs- 
mittel eher  abnimmt  als  anwächst.  Um  so  stärker  nimmt  die  Nach- 
frage nach  und  Erzeugung  von  Seife  zu.  Außerdem  ist  die  Zeit 
noch  nicht  gekommen,  da  sich  die  gesamte  Bevölkerung  des  nörd- 
lichen und  mittleren  Südamerika,  femer  jene  von  Innerafrika,  Indien 
und  China  ernstlich  und  regelmäßig  mit  Seife  waschen  wird.  In  den 
ersten  anderthalb  Jahrzehnten  des  20.  Jahrhunderts  war  die  Seife 
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innerhalb  Chinas  noch  immer  mehr  eine  lyuxusware  für  die 
wohlhabenderen  Schichten,  namentlich  in  den  von  Europa  und  Nord- 
amerika aus  stärker  beeinflußten  „offenen  Häfen",  als  ein  Massen- 
verbrauchsartikel breiter  Bevölkerungskreise;  der  Seifenverbrauch 
der  chinesischen  Volksmassen  ist,  namentlich  in  den  vom  Meere  und 
den  größeren  Strömen  entlegeneren  Provinzgebieten,  noch  immer 
gering. 

Von  großer  wirtschaftlicher  Bedeutung  ist  das  als  Neben- 
erzeugnis bei  der  Kerzen-  und  Seifenfabrikation  gewonnene  Gly- 
zerin, das  seine  Hauptverwendung  in  der  Erzeugung  von  Nitro- 
glyzerin und  Dynamit  findet;  daneben  wird  es  noch  zum  Ge- 
schmeidigmachen des  Leders,  zur  Anfertigung  der  (aus  Leim  und 
Glyzerin  bestehenden)  Buchdruckerwalzen  und  zur  Wichsefabrikation 
benutzt.  Die  Verwendung  der  reinen,  süßen  Saponifikationsglyzerine 
erfolgt,  insoweit  nicht  lokale  Verbote  entgegenstehen,  in  der  Wein- 
und  Likörfabrikation,  Musselinweberei,  Zeugdruckerei,  in  Appretur- 
anstalten für  Garne,  Tinten-  und  Papierfabriken,  in  der  Herstellung 
von  Farben  sowie  Hektographen-  und  Walzenmassen;  ganz  reines 
Glyzerin  wird  auch  zu  Arzneien  genommen.  Diese  vielfachen  nutz- 
bringenden Verwendungsmöglichkeiten  des  Glyzerins  erhöhen  den 
Nutzen  der  Kerzen-  und  Seifenfabrikation  und  damit  auch  die  Kauf- 
kraft dieser  Industriezweige  für  die  von  ihnen  benötigten  pflanz- 
lichen öle,  was  den  Absatz-  und  Preisverhältnissen  jener  öle  zugute- 
kommt. Dies  zeigt  sich  besonders  in  Kriegs-  und  Rüstungs- 
zeiten, wie  einer  graphischen  Darstellung  der  Glyzerinpreise  in 
den  Jahren  1880 — 1909  zu  entnehmen  ist,  die  sich  bei  C.  Stiepel 
„Chemische  Technologie  der  Fette,  öle.  Wachse"  (Leipzig  191 1, 
S-  135)  vorfindet.  Danach  waren  in  den  international  unruhigeren 
Jahren  1896 — 1909  die  Glyzerinpreise  im  allgemeinen  höher  als  im 
ruhigeren  Zeiträume  1883 — 1895,  wenn  man  vom  Höhepunkte  des 
Jahres  1887  absieht,  da  ein  großer  europäischer  Krieg  befürchtet 
wurde. 

Neben  den  Hauptverwendungen  der  pflanzlichen  öle  als  Speise- 
öle, in  der  Fabrikation  von  Margarinebutter  und  Pflanzenbutter, 
Kerzen  und  Seifen  gibt  es  noch  einige  nicht  unwichtige  Neben- 
verwendungen.  vSo  dient  Leinöl  in  weitgehendem  Ausmaße 
zu  Firnissen  (dadurch  auch  mittelbar  ein  Behelf  der  Linoleum- 
fabrikation), daneben  noch  zur  Erzeugung  von  Buchdruckerschwärze 
und  zu  pharmazeutischen  Präparaten.  Nußöl  und  auch  Mohnöl 
werden  zu  feineren  Ölmalereien  herangezogen.  Nicht  unwichtig  ist 
auch    die    Verwertung   des    Rizinusöls   in    der     Türkischrot- 
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Färberei  der  Baumwollgarne  (auch  Baumwollgewebe),  wo  das 
mit  konzentrierter  Schwefelsäure  behandelte  Rizinusöl  als  Türkisch- 
rotöl  einen  hervorragenden  Behelf  bildet.  Eben  dort  wird,  auch  das 
sogenannte  Tournanteöl  verwertet,  das  aus  den  Preßrückständen  der 
Olivenöl-Erzeugung  mittels  eines  eigentümlichen  Verfahrens  (Aus- 
kochen mit  Wasser  nach  vorheriger  Gärung)  bereitet  wird. 

Eine  Reihe  von  pflanzlichen  ölen  wird,  neben  den  hauptsächlich 
und  in  erster  Linie  herangezogenen  ölen  mineralischer  Herkunft, 
als  Schmiermittel  (Schmieröl)  noch  immer  verwendet,  so 
Oliven-,  Rüb-,  Erdnuß-  und  Rizinusöl.  Die  in  früheren  Zeiten  be- 
deutsame Verwendung  als  B  r  e  n  n  ö  1  (Rüböl,  Kottonöl,  Senf  öl, 
Sonnenblumenöl)  verliert  im  20.  Jahrhundert  beständig  an  Wich- 
tigkeit. Beim  Einfetten  von  Leder  wurden  die  pflanz- 
lichen öle  (Rüböl)  durch  die  tierischen  Trane  verdrängt,  abgesehen 
von  Fettbrühen  zum  schwachen  Einfetten  des  Leders,  wozu  auch 
Olivenöl  genommen  wird.  Geblieben  ist  noch  die  Verwendung  pflanz- 
licher öle  (Sesam-  und  Olivenöl)  in  der  Parfümerie- 
erzeugung  und  (Leinöl,  Mohnöl,  Kakaobutter,  Mandelöl)  zu 
pharmazeutischen  und  kosmetischen  Zwecken.  Von  einigem  Belang 
ist  auch  die  Benützung  gewisser  pflanzlicher  öle,  wie  Leinöl,  Kottonöl, 
Rüböl,  Rizinusöl  usw.,  zur  Herstellung  von  F  a  k  t  i  s.  Es  sind  dies 
als  Kautschukersatzmittel  dienende  elastische  Körper,  die  durch 
Einwirkung  von  Schwefel  oder  Chlorschwefel  auf  öle  entstehen. 

Auch  Kolophonium,  dieses  Erzeugnis  aus  dem  Harz 
der  Nadelhölzer,  wäre  in  technischer  Hinsicht  den  pflanzlichen  Fetten 
zuzurechnen,  wenn  es  auch  chemisch  eher  den  aromatischen  Ver- 
bindungen angehört.  Abgesehen  von  seiner  Hauptverwendung  in 
der  Seifenfabrikation  dient  Kolophonium  auch  zum  Leimen  von 
Papier,  zum  Pichen  der  Fässer,  zur  Fabrikation  von  Siegellack,  zu 
Firnissen,  Sikkativen  und  ergibt  bei  trockener  Destillation  (neben 
Essigsäure,  Harzessenz  oder  Pinolin  und  Pech)  das  insbesondere 
zu  Wagenschmieren  verwendete  Harzöl.  Bei  dieser  FüUe  von  Ver- 
wendungen gehen  die  Preise  des  Harzes  der  Nadelwälder  sowie  auch 
jene  des  Kolophoniums  beständig  in  die  Höhe,  mögen  auch  nicht 
nur  europäische,  sondern  auch  überseeische,  namentlich  nordamerika- 
nische  Waldungen  zur  Bedarfsdeckung  herangezogen  werden. 

Von  den  verschiedenen  Pflanzenwachsarten,  wie 
Karnaubawachs,  Japan  wachs  usw.,  ist  das  Karnaubawachs  das 
technisch  wichtigste.  Es  wird  nicht  nur  in  der  Kerzenfabrikation 
verwendet,  sondern  dient  auch  zu  Wachsfirnissen  und  Bohnermassen, 
für  die  Herstellung  von  besseren  Sorten  Siegellack  und  von  Phono- 
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graphen  walzen.    Sowohl  in  Kolophonium  als  auch  in  Pflanzen  wachs 
kann  die  Erzeugung  dem  Bedarfe  kaum  Genüge  leisten. 

Doch  überwiegen  die  drei  erstgenannten  Hauptverwendungs- 
arten (Speiseöl,  Kerzen  und  Seifen,  Butterersatzmittel)  gegenüber 
den  Nebenverwendungen  derart,  daß  der  jeweilige  Zustand  des  inter- 
nationalen Geschäfts  in  pflanzlichen  ölen  durch  den  Wettbewerb 
zwischen  dem  Speiseölbedarfe,  der  Erzeugung  von  Butterersatz- 
mitteln sowie  der  Kerzen-  und  Seifenfabrikation  bestimmt  wird. 
Nun  beschränkt  sich  aber  der  Verbrauch  von  Speiseöl  immer  mehr 
auf  Olivenöl  und  etwa  noch  auf  die  Ersatzmittel  oder  Ver- 
fälschungen des  Olivenöls,  wozu,  insbesondere  in  Jahren  weit  ver- 
breiteter, minder  günstiger  Olivenernten  der  Mittelmeergebiete, 
aber  auch  in  anderen  Zeiten,  Kottonöl,  Erdnußöl  und  Sesamöl 
dienen.  Sogar  die  minderen  Sorten  des  Olivenöls,  so  namentlich 
Sulfuröl,  werden  vorwiegend  zu  technischen  Zwecken  verwendet^). 
Daher  stellt  sich  im  zweiten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  das 
internationale  Geschäft  in  pflanzlichen  ölen  im  wesentlichen  als 
ein  Wettbewerb  zweier  kaufkräftiger  Gruppen 
dar:  auf  der  einen  Seite  die  Erzeuger  von  Butterersatzmitteln,  die 
durch  die  beständige  Preissteigerung  der  Butter  selbst  zu  immer 
besserer  Bezahlung  für  ihre  pflanzlichen  Rohmaterialien  (Ölsaaten, 
Ölfrüchte  und  öle)  befähigt  werden;  auf  der  anderen  Seite  die 
Kerzen-  und  Seifenfabrikanten,  namentlich  aber  die  Seifenindustrie. 
Diese  findet  einen  starken  Rückhalt  im  unaufhörlich  wachsenden 
Verbrauche  ihrer  Erzeugnisse  in  neueren  und  älteren  Kultur- 
und  Halbkulturländern,  der  bekanntlich  von  lyiebig  als  „Kultur- 
maßstab" bezeichnet  wurde.    Bei  rasch  wachsenden  Butterpreisen, 


^)  Eine  gewisse  Verschiebung  dieser  Verhältnisse  ist  durch  das  sogenannte 
Desodorationsverfahren  entstanden.  Dieses  etwa  seit  191 2  in  stärkerem 
Ausmaße  angewandte  Verfahren  macht  minderwertige  OUvenöle  und  minder  feine 
andere  Speiseöle,  namentlich  die  Erdnußöle,  für  Genußzwecke,  (insbesondere  aber 
für  die  Fischkonservenfabrikation),  zu  gefährlichen  Nebenbuhlern  der  feinen  Oliven- 
öle. Deshalb  ist  es  kaum  mehr  möglich,  daß  bei  Mißernten  der  Ölbäume  in  den  Mittel- 
meerländern die  Preise  der  feineren  Oüvenspeiseölsorten  besonders  hoch  steigen; 
andererseits  werden  aber  die  Preise  der  minder  feinen  Olivenöle,  der  Erdnuß-  usw.öle^ 
eben  durch  dieses  Verfahren  ständig  im  Sinne  einer  Steigerung  beeinflußt.  Bei 
durchschnittlicher  Olivenölernte  im  Mittelmeerbecken  (ins- 
gesamt etwa  830  Millionen  kg,  wovon  auf  Spanien  240,  Italien  235,  asiatische  Türkei 
180,  Griechenland  55,  Portugal  35,  Frankreich  30,  Tunis  25,  Algerien  20,  Österreich 
5  Millionen  kg  entfallen,  wozu  noch  Montenegro,  Albanien,  Marokko  usw.  kommen^ 
dürften  die  desodorierten  Öle  an  Bedeutung  stark  einbüßen,  da  ja  feinere  Olivenöle 
nicht  allzu  teuer  zu  haben  sein  werden. 
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so  namentlich  in  Zeiten  schlechter  mitteleuropäischer  [Futter- 
ernten,  klagt  die  Seifenindustrie;  bei  weichenden  Butterpreisen,  sa 
insbesondere  in  Zeiten  sehr  guter  mitteleuropäischer  Futterernten, 
jammert  die  Erzeugung  von  Butter ersatzmitteln.  Die  ölproduzenten 
dagegen  können  fast  immer  zufrieden  sein.  Dies  gilt  besonders  vom 
Hauptbestandteil  der  pflanzlichen  Butter,  dem  Kokosöl,  und 
von  seinen  Rohstoffen,  Kokosnüsse  und  Kopra.  Ein  datenreicher 
Aufsatz  in  der  „Times"  vom  20.  Oktober  1913  „Copra  and  Margarine" 
behauptet,  daß  vor  dem  Aufkommen  der  Verwendung  des  Kokosöls 
zur  Darstellung  pflanzlicher  Butter  ein  Preis  von  300  Franken  die 
Tonne  für  Durchschnittssorten  von  Kopra  befriedigt  habe;  im  Okto- 
ber 1913  seien  diese  Durchschnittssorten  nicht  unter  800,  bessere 
Sorten  nicht  unter  850  Franken  erhältlich  gewesen.  Gleichzeitig  sei 
der  Preis  für  Kokosöl  von  450  auf  1200  Franken  die  Tonne  gestiegen. 
Eine  Zuschrift  von  fachmännischer  Seite  an  das  „Neue  Wiener  Tag- 
blatt" (vom  27.  Oktober  1913)  bemerkt:  „Im  Jahre  1905  kostete 
in  Indien  das  Tausend  Kokosnüsse  zwanzig  Rupien  (eine  Rupie 
gleich  1,68  Franken),  ausnahmsweise  sogar  fünfzehn  Rupien.  Im 
Juni  1913  wurden  schon  65  Rupien  verlangt.  In  der  zweiten  Oktober- 
hälfte 1913  war  imter  75 — 85  Rupien  nichts  mehr  erhältlich.  Bessere 
Qualitäten  kosteten  sogar  hundert  Rupien."  Bemerkenswert  ist  der 
in  einem  nordamerikanischen  Konsularberichte  („Daily  Consular 
and  Trade  Reports"  vom  21.  November  1913)  enthaltene  Hinweis 
auf  die  Möglichkeit,  die  von  den  etwas  kaufkräftigeren  Schichten 
Indiens  massenhaft  verzehrte  geschmolzene  Butter,  sogenannten 
Ghee  (jährlich  etwa  267000  t),  durch  K  o  1 1  o  n  ö  1  -  Erzeugnisse 
zu  ersetzen,  die  in  reichlichen  Mengen  in  Indien  selbst  gewonnen 
werden. 

Jedenfalls  haben  sich  die  Verhältnisse  bereits  derart  entwickelt, 
daß  die  Erzeuger  von  Butter  ersatzmitteln,  Seifen  und  Kerzen  in 
allen  Industriestaaten  der  Erde  entschiedene  Verteidiger  der  zoll- 
freien Einfuhr  von  Ölsaaten  und  Ölfrüchten 
aller  Art  sind;  auch  streben  diese  Industriellen  eine  möglichst  nie- 
drige Verzollung  der  pflanzlichen  öle  nach 
Kräften  an,  wenn  schon  deren  zollfreie  Einfuhr  unmöglich  sein  sollte. 

Österreich-Ungarn  hat  in  seinem  Tarife  vom  18.  Fe- 
bruar 1906,  unter  Zollbefreiung  oder  mäßiger  Zollbelastung  der 
meisten  Ölsaaten  und  Ölfrüchte,  namentlich  das  Kottonöl  viel  zu 
hohen  Zöllen  unterworfen  und  Rüb-  sowie  Leinöl  nicht  gerade  leicht 
davonkommen  lassen,  mögen  auch  wiederum  Oliven-,  Rizinus-  und 
Erdnußöl  (nam.entlich  für  technische  Verwendung),  ferner  Palmkem- 
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und  Kokosnußöl  einer  leichteren  Zollbelastung  teilhaft  geworden 
sein.  Im  großen  und  ganzen  hat  aber  in  Österreich-Ungarn  die  Öl- 
industrie über  die  Seifen-  und  Butterersatzmittel-Fabrikationen  den 
Sieg  davongetragen. 

Der  deutsche  Zolltarif  vom  25.  Dezember  1902  enthält 
etwas  weniger  Zollbefreiungen  für  Ölsaaten  und  Ölfrüchte  als  der 
österreichische,  dafür  aber  zumeist  erträglichere  Sätze  für  öle  selbst, 
mit  Ausnahme  der  gleichfalls  höher  belasteten  Raps-,  Kotton-, 
Erdnuß-,  Mohn-  und  Sesamöle,  wofern  nicht  bei  amtlicher  De- 
naturierung auch  für  diese  öle  besondere  Begünstigungen  gewährt 
werden. 

Der  französische  Zolltarif  vom  29.  März  1910  enthält 
niedrige  Sätze  für  Ölsaaten  und  Ölfrüchte,  etwa  mit  Ausnahme  von 
europäischem  Raps^)  und  von  Mohn,  und  zumeist  auch  mäßig  hohe 
Sätze  für  pflanzliche  öle,  namentlich  wenn  die  besonderen  Begün- 
stigungen für  öle  zur  Seifenfabrikation  berücksichtigt  werden.  Der 
italienische  Zolltarif  (Stand  vom  i.  April  1911)  belastet, 
wahrscheinlich  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Schutzes  des  Olivenöls 
vor  Verfälschungen,  die  meisten  pflanzlichen  öle  recht  beträchtlich, 
mit  Ausnahme  von  Palmöl,  Kokosnußöl  und  Erdnußöl  zur  Seifen- 
bereitung, kommt  dagegen  der  Einfuhr  von  Ölsaaten  und  Ölfrüchten 
etwas  mehr  entgegen.  Nichtsdestoweniger  erreichte  die  italienische 
Kottonöleinfuhr  bereits  im  Jahre  1911  den  Betrag  von  122429  q 
für  10,65  Millionen  Lire. 

Bemerkenswert  sind  die  Zollbefreiungen  in  dem  sonst  so  hoch- 
schutzxöUnerischen  Payne-Tarif  der  Vereinigten  Staaten 
von  1909  für  verschiedene  pflanzliche  öle  und  Fette  sowie  Ölsaaten 
und  Ölfrüchte  in  den  Tarifposten  580,  635,  (insbesondere)  639,  668, 
707.  Der  Underwood-Tarif  vom  3,  Oktober  1913  bringt  überdies 
Ermäßigungen  der  Zölle  für  Rizinus-,  Flachs-  oder  Leinsaat  und 
nicht  besonders  benannte  ölsämereien. 

Bei  den  nächsten  großen  Zolltarifrevisionen  in  den  europäischen 
Industriestaaten  dürften  wohl  die  ölverbraucher,  d.  h. 
Seifen-  und  Kerzenfabrikanten  sowie  Erzeuger  von  Butterersatz- 
mitteln, über  die  ölerzeuger  den  Sieg  davon- 
tragen, trotz  der  Unterstützung,  welche  die  ölindustriellen  von 
agrarischer  Seite  zu  erhalten  pflegen. 


^)  Vgl.   über  europäischen  und  anderen   Raps  im  französischen  Zolltarif   Ab- 
teilung XIII  des  III.  Kapitels  im  I.  Bande  vorliegenden  Buches,  Seite  108. 
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Von  welch  großer  Bedeutung  die  ölgewinnung  für  ein 
^einzelnes  Wirtschaftsgebiet  werden  kann,  ist  bei- 
spielsweise einem  deutschen  Konsularbericht^)  zu  entnehmen,  worin 
es  heißt:  ,,Was  für  Ceylon  das  allgemeine  Depressionsjahr  1908 
halbwegs  erträglich  machte,  war  die  außergewöhnlich  große  Ernte 
der  Kokospalmen  und  die  willige  Abnahme,  die  alle  Erzeugnisse 
dieser  Palmen  zu  verhältnismäßig  hohen  Preisen  in  den  übersee- 
ischen Absatzgebieten  fanden."  In  diesem  Jahre  1908  brachte  Ceylon 
33500  t  Kokosöl  zur  Ausfuhr  gegen  23900  t  im  Jahre  1907.  Im  Jahre 
1912  betrug  die  Ausfuhr  Ceylons  an  Kokosöl  164936  t  nebst  einer 
gleichzeitigenAusfuhr  an  Kopra  von  261,333  t. 

Während  der  letzten  Jahre  gingen  die  Preise  der  Öl- 
saaten und  Ölfrüchte  sowie  öle,  und  damit  auch 
jene  der  Seifen  und  Butterersatzmittel,  fast  beständig  in 
die  Höhe.  Diese  Preissteigerungen  wurden  sogar  bei  gelegent- 
lichen, ungewöhnlich  großen  Ölfrucht-  und  ölsaaternten  nur  zum 
Teile  wieder  rückgängig  gemacht,  während  minder  reichliche  Ernten 
der  Haupterzeugungsländer  (Argentinien,  Vereinigte  Staaten,  Indien, 
Rußland,  Französisch  Westafrika)  geradezu  panikartige  Preissteige- 
rungen auf  den  internationalen  ölmärkten  hervorriefen. 

Dabei  hat  es  an  gewaltigen  Zunahmen  der  Rohstoif-Erzeugung 
durohaus  nicht  gefehlt.  So  hob  sich  die  K  o  1 1  o  n  ölausfuhr  der 
Vereinigten  Staaten  von  2,5  Millionen  Dollar  im  Jahre  1885  auf 
15,5  Millionen  im  Jahre  1905  und  21,84  Millionen  im  Kalender- 
jahre 1911.  Der  in  den  subtropischen  und  auch  gemäßigten  Gebieten 
Ostasiens  seit  jeher  heimische  Anbau  der  öl  liefernden  S  o  y  a  - 
b  o  h  n  e  n  ist  erst  seit  dem  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  von  rein 
lokaler  schnell  zu  weltwirtschaftlicher  Bedeutung  emporgestiegen 2). 
Außerdem  hat  sich  unter  dem  Drucke  der  hohen  Preise  die  Auf- 
merksamkeit noch  anderen,  früher  weniger  beachteten, 
öl  liefernden  Pflanzen  zugewandt,  so  den  Sonnenblumen 
in  Südrußland,  dem  Holzöl  oder  Tungöl  im  mittleren  China  (aus 
den  Samen  des  Ölbaumes,  Aleurites  cordata,  eine  Art  natürlichen 
Holzfirnisses),  dem  von  Maismehl-  und  Maisstärkefabriken  im  Neben- 
betriebe gewonnenen  Maisöl,  der  ölgewinnung  aus  den  Abfällen 
der  Fabriken  von  Tomatenkonserven  (öl  der  Tomatensamen),  der 
„Shea-Butter"  aus  dem  nördlichen  Nigeria,  den  Samen  des  im  Süden 

1)  Vgl.    den   Jahresbericht    1908    des    deutschen   Konsulats    in   Colombo,    er- 
schienen im  „Deutschen  Handelsarchiv"  (Berichte),  Augustheft  1909. 

2)  Vgl.  hierüber  Kapitel  VIII,   Abteilung  VIII,   Seite  316   im   I.  Bande   vor- 
liegenden  Buches. 


540  Anlage  XX.     Verschiedene  pflanzliche  Rohstoffe. 

von  Portugiesisch-Ostafrika  anzutreffenden  Mafureira-Baumes  oder 
Trichilia  swetica,  die  seit  1912  in  größeren  Mengen  nach  Europa 
(Marseille)  gelangen,  den  Samen  des  in  ganz  Portugiesisch-Ostafrika 
anzutreffenden  Kaschu-Baumes^)  oder  Anaroadium  occidentale  usw. 
Im  allgemeinen  kommt  mehr  den  tropisch-subtropischen  Er- 
zeugungsgebieten von  ölgut  als  den  Ländern  gemäßigter  Zone  das 
rasche  Wachstum  der  Nachfrage  nach  Ölsaaten  und  Ölfrüchten 
zugute;  hiedurch  wird  der  Gewinnung  dieser  pflanzlichen  Erzeug- 
nisse ein  praktisch  fast  unbegrenzt  aufnahms- 
fähiger  Markt  gesichert  und  sogar  den  daraus  unmittelbar 
gewonnenen  Fabrikaten,  den  ölen,  der  Absatz  sehr  erleichtert.  Doch 
fehlt  es  auch  in  der  gemäßigten  Zone  nicht  an  Beispielen  einer  Kräf- 
tigung von  Landwirtschaft  und  Ölindustrie  durch  den  starken  und 
beständig  wachsenden  ölgut-  und  ölbedarf  des  20.  Jahrhunderts. 
Es  sei  nur  in  dieser  Beziehung  an  die  Gewinnung  von  Lein-  und 
Sonnenblumenöl  im  europäischen  (namentlich  südlichen)  Rußland 
und  in  Rumänien,  an  die  Leinsaatproduktion  Kanadas  usw.  erinnert. 

in.   Holz  und  Kork. 

Schon  im  I,  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Welt- 
wirtschaft" (Kapitel  I,  Abteilung  III,  Seite  38/39)  wurde  ben^erkt, 
daß  Holz  bereits  ein  verhältnismäßig  seltener  und  daher  insbesondere 
in  Europa  und  Nordamerika,  aber  auch  in  Ostasien  im  Preise 
beständig  steigender  Rohstoff  geworden  sei,  wie  es 
dem  unaufhörlich  wachsenden  Holzbedarf  für  Hausbau-,  Bergbau-, 
Tischlerei-,  Drechslerei-,  Papierfabrikations-,  Feuerungs-  usw.  Zwecke 
entspricht.  Demgemäß  haben  sich  im  letzten  Vierteljahr  hundert 
in  Mitteleuropa  und  den  benachbarten  Gebieten  Waldbestände  mit 
halbwegs  leistungsfähigen  Transportverbindungen  zu  fast  ununter- 
brochen wertvoller  werdenden  Besitztümern  entwickelt. 

Sogar  scharfe  internationale  Krisen,  die  den 
Preisstand  der  meisten  Welthandelsartikel  recht  ungünstig  beein- 
flussen, wie  z.  B.  jene  vom.  Spätherbst  1907  bis  Frühjahr  1909,  ver- 
mochten aus  besonderen  Gründen  dem  Holz  verhältnismäßig  wenig 
anzuhaben.  Sie  hielten  zwar  das  weitere  Wachstum  der  Holzpreise 
vorübergehend  auf;  aber  die  sehr  häufig  ungemein  kapitalskräftigen, 
durch  Rentenbezüge  jüngstvergangener  Jahre  gestärkten  Wald- 
besitzer ließen  nicht  selten  lieber  ein  Jahr  trotz   des  Zinsen- 


^)  Vgl.  über  Mafureira-  und  Kaschusamen  „Nachrichten  für  Handel  und  In- 
dustrie" vom  18.  Dezember  191 3. 
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Verlustes  vorübergehen,  ohne  zu  schlagen,  als  daß  sie  in  einen 
Verkauf  zu  etwas  ermäßigten  Preisen  eingewilligt  hätten.  Die  hier- 
durch bewirkte  starke  Verminderung  des  Angebotes  hielt  die  Preise 
trotz  gesunkener  Nachfrage.  Besonders  in  Österreich-Ungarn  hat 
die  erwähnte  Krise  von  1907  bis  1909  mehrfach  Gelegenheit  geboten, 
ein  derartiges  Vorgehen  der  Waldbesitzer  zu  beobachten.  Die  wirt- 
schaftliche Stellung  der  größeren  Holzerzeuger  ist  um  so  gefestigter, 
als  sie  zumeist  Sägereien  oder  sonstige  holzverarbeitende 
Fabriken  besitzen  und  überhaupt  nur  mit  dem  verbleibenden  Reste 
ihrer  Holzgewinnung  auf  den  Absatz  im  offenen  Markte  angewiesen^) 
sind. 

In  den  überhaupt  noch  mehr  als  den  eigenen  Holz- 
bedarf  liefernden    Ländern  —  ihre  Zahl  verringert  sich 


•;  xvme  scheinbare  Ausnahme  von  dem  hier  entworfenen  Bilde  der  Ein- 
\virkung  von  Krisen  auf  den  Holzmarkt,  wie  jene  von  1890  (Baringkrise),  1900 — 1902, 
1907 — 1909,  bildete  die  Krise  von  1912/1913.  Diese  war  im  Anschlüsse  an  eine  bereits 
Frühjahr  191 2  fühlbar  gewordene  internationale  Beengung  auf  dem  Geld-  und  Kapitals- 
markte entstanden  und  erfuhr  durch  den  Rückschlag  der  beiden  Balkankriege,  mit 
ihren  Wertzerstörungen  sowie  Bedrohungen  des  gesamteuropäischen  Friedens,  eine 
gewaltige  Verschärfung.  Gegenüber  dieser  Krise  war  jene  von  1907 — 1909,  nach  Ansicht 
von  Fachmännern  aus  dem  Holzgeschäft,  nur  eine  Kleinigkeit;  dies  war  namentlich 
auf  die  besonders  weitgehende  Hemmimg  der  Bautätigkeit  im  Jahre  191 3  zurück- 
zuführen, der  die  gewohnten  Geldquellen,  sogar  zu  den  drückendsten  Bedingungen, 
fast  völlig  verschlossen  blieben.  Daher  konnten  auch  die  Holzpreise,  namentlich 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  191 3,  weit  weniger  gut  aufrechthalten  werden  als 
1907 — 1909;  ihr  Sinken  war  um  so  weniger  zu  verhüten,  als  diesmal,  infolge  der  all- 
gemeinen Geldknappheit,  sogar  die  Waldbesitzer  nicht  selten  verkaufen  mußten  und 
nicht  darauf  verzichten  konnten,  ihre  schlagreifen  Bestände  zu  Geld  zu  machen. 
Doch  bilden  die  Krisenerscheiniingen  von  191 2/1 91 3  nur  eine  scheinbare  Aus- 
nahme von  den  allgemeinen  Zügen  der  Krisen  jähre  auf  dem  Holzmarkte,  wie  sie  nament- 
lich am  Bilde  der  Krise  von  1907 — 1909  aufgewiesen  wurden.  Denn  191 2/1 91 3  handelte 
€S  sich  nicht  um  eine  weltwirtschafthche  Krise  gewöhnlicher  Art,  sondern  um  eine 
Annäherung  an  jenes  imsagbare  Unglück,  das  ein  großer  europäischer 
Krieg,  unter  den  Verhältnissen  des  20.  Jahrhunderts,  bedeuten  würde.  In  diesem 
Kriege  würde  es  sich  nicht  bloß  um  Macht-  und  Grenzverschiebtmgen  einzelner  europä- 
ischer Staaten  handeln,  sondern  es  käme,  nach  allgemeiner  Überzeugung,  zu  einer 
Selbstzerfleischung  Europas ;  hierdurch  würde  der  Vorrang  in  Kultur  und  Wohlhaben- 
heit, den  derzeit  dieser  kleine  Erdteil  noch  immer  besitzt,  endgültig  an  Nordamerika 
(Union  und  Kanada),  vielleicht  auch  an  einige  andere  britische  Dominions,  Argentinien, 
Japan  usw.,  übertragen  werden.  Die  bloße  Vorahnung  dieses  furchtbaren  Unglücks, 
dc-u  man  vom  Herbst  1912  bis  Sommer  191 3  manchmal  in  fast  greifbare  Nähe  gerückt 
jju  sein  schien,  mußte  das  gesamte  Wirtschaftsleben  Europas,  und  namentlich  jenes 
des  nächstbeteiHgten  Österreich-Ungarns  weit  schwerer  treflFen,  als  es  die 
früheren,  mihtärisch-pohtisch  weit  weniger,  wenn  überhaupt  bedingten  Krisen  er- 
schüttern konnten. 
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beständig  —  stellen  nicht  nur  Rohhölzer,  sondern  auch  H  o  1  z  - 
fabrikate  Ausfuhrartikel  lohnender  Art  dar.  Dies  gilt  ins-^ 
besondere  für  die  aus  Holz  hergestellten  ,, Zwitterfabrikate'  '^).  Denn 
bei  Verfrachtung  des  Rohholzes  nach  entfernten  in-  oder  aus- 
ländischen Erzeugungsgebieten  solcher  ,,Zwitterfabrikat  e", 
wie  Säge-  und  Spaltwaren,  Faßdauben,  Eisenbahnschwellen,  Holzstoff 
(Papiermasse),  wären  Transportkosten  auch  für  jenen  bedeutenden 
Teil  des  eingeführten  Rohholzes  zu  bezahlen,  der,  nach  Verarbeitung 
dieses  Rohstoffes,  als  minderwertiger  Abfall  verbleibt.  Diese  Trans- 
portkosten können  zwar  durch  Schutzzölle  ausgeglichen  werden; 
hierfür  ausreichende  Schutzzölle  müßten  aber  wiederum  den  Ver- 
brauch drückend  schwer  belasten,  weshalb  ihre 
Ansetzung  in  der  erforderlichen  Höhe  nicht  selten  unterbleibt. 

Die  altherkömmlichen  Hauptverwendungen 
des  Holzes,  wie  Hausbau,  Bergbau,  Schiffbau,  Tischlerei,  Böttcherei, 
Drechslerei,  Feuerung,  leiden  aber  geschäftlich  noch  ganz  besonders 
unter  folgendem  Umstände:  Die  moderne  Technik  hat  für  das  Holz 
Verwendungen  gefunden,  bei  welchen  jene  Preise,  die  von  den 
altherkömmlichen  Massenverwendungsarten  bezahlt  werden  können, 
eben  nur  die  Untergrenze  bilden.  Für  manche  chemische 
Fabrikationen  bildet  zwar  auch  der  minderwertige  Holz- 
abfall der  Sägereien  und  anderer  Holzverarbeitungen  das  Ausgangs- 
material. Aber  besonders  die  Fabrikation  von  Papiermasse 
(Halbzeug,  Holzschliff,  Zellulose)  wühlt  sich  in  die  Weichholzwälder 
ärger  ein,  als  es  Waldbrände  zu  tun  pflegen,  und  lugt  zugleich  ängstlich 
nach  allen  möglichen  Ersatzmitteln  aus.  Diese  Fabrikation 
greift  nach  Stroh,  nordafrikanischem  Alfa  oder  Esparto,  nach  Jute- 
abfällen (in  Indien),  Hülsen  der  BaumwoU-  und  Reissamen  (in  Nord- 
amerika) usw.,  und  all  dies  ist  noch  zu  wenig.  Dabei  können  alle 
genannten,  so  wenig  kostspielig  erscheinenden  Ersatzmittel  für  Holz- 
stoff nicht  so  billig  erlangt  werden  wie  das  mit  wenigen  Axthieben 
zu  gewinnende  Holz.  Die  einfachste  Sam^melarbeit,  wie  sie  bei  Haifa, 
irgendwelchen  Abfällen  usw.  notwendig  ist,  kostet  mehr.  Falls  die 
Halbzeug-Fabrikation  Stroh  als  Ausgangsmaterial  verwendet,  be- 
kommt sie  es  mit  dem  Käuferwettbewerb  der  nach  Futtermitteln 
gierig  Ausschau  haltenden  Viehzucht  zu  tun;  diese  kann  sich  wiederum 
auf  beständig  steigende  Preise  allerlei  tierischer  Erzeugnisse  stützen. 
Die  eine  Zeitlang  sehr  lebhaften  Befürchtungen,  die  Holzmassen 
der  Wälder  könnten  auch  durch  die  Erzeugung  von    Spiritus. 


Vgl.  über  diesen  Ausdruck  Anlage  XXII. 
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und  Zucker  angegriffen  werden,  scheinen  sich  bisher  als  grundlos 
erwiesen  zu  haben.  Denn  die  Spirituserzeugung  aus  Sägespänen 
ist  nur  dort  wettbewerbsfähig  und  lohnend,  wo  stärkehaltige  Pflanzen 
(Kartoffel,  Weizen,  Reis,  Mais  usw.)  fehlen,  d.  h.  teuer  sind  und  Holz- 
abfall massenhaft  vorhanden  ist.  Die  Zuckererzeugung  ist  aber  wegen 
der  Schwierigkeit,  die  zur  Bearbeitung  der  Holzspäne  erforderlichen 
Säuren  wegzuschaffen,  bisher  immer  unrentabel  geblieben. 

Die  geringen  Holzmengen,  die  in  der  Fabrikation  von  Kunst- 
seide verbraucht  werden,  sind  kaum  der  Erwähnung  wert.  Um 
so  bedeutsamer  sind  die  Versuche,  aus  mitteleuropäischem  Holz, 
unter  teilweiser  Anwendung  der  in  der  Papierindustrie 
längst  gebräuchlichen  V  er f a h r u n g s  w  e  i  s en , 
Textilstoffe  zum  Ersatz  für  die  überseeischen  Textilmateri- 
alien  zu  gewinnen.  Vorerst  versuchte  man,  die  Teilung  des  zum  Ver- 
spinnen bestimmten,  vorbereiteten  nassen  Papierstoffs  (Ganzstoffs) 
noch  auf  der  Papiermaschine  (auf  der  feuchten  Papierbahn  oder  auf 
dem  Papiermaschinensieb)  vorzunehmen;  später  entschied  man  sich, 
wegen  allerlei  Unzukömmlichkeiten  des  erstgenannten  Verfahrens,, 
das  fertige  ungeleimte  Papier  mechanisch  in  schmale  Streifen  von 
zwei  bis  drei  Millimeter  zu  schneiden  und  sodann  das  geschnittene 
Papier  nach  entsprechender  Anfeuchtung  auf  einer  Spezial-Water- 
spinnmaschine  einzudrehen.  Mit  der  Befeuchtung  kann  Impräg- 
nierung und  Färbung  verbunden  werden.  Die  derart  erzeugten 
Zellstoff-  oder  Papierstoffgarne  finden,  zumeist 
mit  anderen  Textilstoffen  (Baumwolle,  Jute,  Flachs,  Hanf,  WoUe)- 
zusammen  verwebt,  bereits  mannigfache  Verwendungen^)  und  ge- 
statten insbesondere  eine  bedeutende  Ersparnis  an  Jute,  weniger 
an  anderen  Textilrohstoffen.  Die  Erzeugung  dieser  Papierstoffgarne 
könnte,  bei  nicht  gerade  unwahrscheinlichen  weiteren  technischen 
Fortschritten 2),  ein  stärkerer  Belastungsposten  der  mittel-  und  nord-^ 
europäischen  sowie  nordamerikanischen  und  nordasiatischen  Wälder 
werden. 

Neben  die  Gewinnung  von  Textilstoffen  aus  Holz  oder  vielmehr 
aus  Papiermasse  tritt  noch  in  immer  wachsendem  Ausmaße  die 
Verwendung       von       Papier       zu       Konfektions- 


1)  Siehe  Joseph  Sponar,  „Zellstoff-  oder  Papierstoffgarne  und  die  Textil- 
industrie" in  der  Leipziger  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Textilindustrie"  vom  1 3.  August 
191 3  und  die  dort  zitierte  technische  Schrift  Sponars  „Papierstoff-  und  Zellstoffgarne". 

2)  Seit  191 1  ist  viel  von  Textilose,  einem  aus  Papiergarn  und  BaumwoU- 
abfall  hergestellten  Material,  die  Rede,  zu  dessen  Erzeugung  bereits  in  einer  Reihe- 
von  Industriestaaten  Fabriken  errichtet  wurden. 
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artikeln  aller  Art,  namentlich  zn  Tisch-  und  Leibwäsche,  die 
bisher  zumeist  aus  Textilrohstoffen  hergestellt  wurden.  Aber  die 
hohen  Kosten  des  Waschens  machen  namentlich  in  angelsächsischen 
Ländern  die  Benutzung  eines  dauerhafteren  Materials,  als  es  Papier 
ist,  nicht  gerade  rätlich.  Bereits  jetzt  bildet  die  Beschaffung  der 
Zündholzstäbchen  eine  mit  stets  zunehmender  Mühe  über- 
wundene Schwierigkeit  für  die  Zündholzindustrie, 

Die  bisherigen  Ausführungen  bezogen  sich  insbesondere  auf 
weiche  Hölzer.  Mit  den  harten  Hölzern  scheint  es  besser 
zu  stehen,  da  in  ausgedehnten,  vorläufig  noch  schwach  bewohnten 
tropischen  Waldgebieten  reiche  Hartholzvorräte  vor- 
handen sind;  auch  wird  das  Hartholz  nicht  von  derart  gierigen  Ver- 
wendungen verschlungen,  die,  der  neueren  Technik  entstammend 
(Papierhalbzeug,  Zündhölzer,  Papierstoffgarne  usw.),  den  Weich- 
holzwäldern so  riesige  Holz  mengen  entnehmen. 

Der  alte,  umfangreiche  Bedarf  an  harten  Hölzern,  namentlich 
Eichenholz,  für  Schiffbauzwecke  ist  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten eher  schwächer  als  stärker  geworden.  Doch  hat  dafür  eine 
andere  alte  Verwendung,  nämlich  die  zu  Böttcherholz,  an 
Bedeutung  ungemein  gewonnen,  und  überdies  tauchte  im  letzten 
Jahrhundert  noch  eine  neue  auf,  von  der  die  Hartholzwälder  derart 
in  Anspruch  genommen  wurden,  daß  man  daran  dachte  und  zum 
Teile  auch  daran  ging,  für  den  fraglichen  Verwendungszweck,  nämlich 
für  die  Erzeugung  von  Eisenbahnschwellen,  Hartholz 
durch  Eisen  (Stahl)  zu  ersetzen.  Hierzu  kommt  noch  die  mit  zu- 
nehmendei  Wohlhabenheit  und  verallgemeinerter  feinerer  Lebens- 
führung immer  mehr  um  sich  greifende  Heranziehung  harter  Hölzer, 
namentlich  Eichen-  und  Buchenhölzer,  zu  Möbeln  undBoden- 
b  e  1  a  g  (Parketten).  Auch  die  einer  neueren  technischen  Erfindung 
-dienenden  Telephonkästen  werden  zumeist  aus  hartem  Holze  her- 
gestellt. 

Demgegenüber  kommt  die  gleichfalls  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte stark  angewachsene  Erzeugung  von  Gerbstoffaus- 
zügen (Extrakten)  aus  harten  Hölzern  wohl  nur  für  einzelne 
Holzsorten  in  Betracht,  so  für  das  südamerikanische  Quebrachoholz 
(Argentinien,  Paraguay),  Kastanienholz  (Korsika),  ist  aber  für  die 
Angebots-  und  Bedarfsverhältnisse  von  Eichenholz  schon  deshalb 
von  geringerer  Bedeutung,  da  Gerbstoffauszüge  auch  aus  Abfällen 
•der  Eichenbearbeitung  erzeugt  werden  können. 

Wie  bereits  erwähnt  wurde,  ist  die  Nachfrage  nach  Harthölzern 
-auch  deshalb  gegenüber  jener  nach  Weichhölzern  besser  daran,  weil 
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der  ersteren  ausgedehnte  Waldungen  in  bisher  noch  schwach 
bewohnten,  wirtsch^tlich-kulturell  mehr 
oder  weniger  rückständigen  T r o p e n g eb i e t e n 
zur  Verfügung  stehen;  solche  Gebiete  gibt  es  namentlich  im  mitt- 
leren Afrika  zwischen  Sahara  und  Kalahari,  in  Südamerika  bis  zu 
den  Einöden  der  Anden  (Cordilleren)  und  den  einförmigen  Ebenen  und 
Steppen  Argentiniens^),  in  minder  dicht  besiedelten  Teüen  HoUändisch- 
Ostindiens  und  der  Philippinen,  auf  Neuguinea  und  Nachbarinseln, 
der  malaiischen  Halbinsel,  in  Slam.  In  Australien,  das  freilich 
mehr  den  regen-  und  waldarmen  Subtropen  an- 
gehört, hat  die  ursprüngliche  Holzüberfülle  bereits  minder  reich- 
lichen Verhältnissen  2)  Platz  gemacht.  Die  in  der  Weltgeschichte 
hervorragenden  subtropischen  Gebiete  Afrikas,  Europas  und  Asiens, 
von  der  Westküste  Marokkos  und  der  Pyrenäenhalbinsel  bis  zum 
Indus,  leiden  unter  einem  argen  Wald-  und  Holzmangel;  dieser  beruht 
allerdings  nur  zum  Teile  auf  natürlichen  Ursachen  (Wüstengürtel 
der  nördlichen  Halbkugel,  wie  er  auch  im  Südwesten  der  Union 
und  im  nördlichen  Mexiko  vorkommt),  ist  aber  zum  nicht  geringen 
Teile  das  Ergebnis  Jahrhunderte-  oder  gar  jahrtausendealter  Ver- 
nachlässigung und  Raubbaawirtschaft,  so  namenthch  auf  den  Py- 
renäen-, Apenninen-  und  Balkanhalbinseln,  im  Atlasgebirge  und 
seinen  Nebenketten  von  der  atlantischen  Küste  Marokkos  bis  zur 
kleinen  Syrte^),  ferner  in  der  europäischen  Türkei  und  Persien.  Erst 
seit  wenigen  Jahrzehnten  bemühen  sich  die  Regierungen  dieser  Ge- 
biete (Balkanstaaten  mit  Einschluß  Österreich-Ungarns  und  der 
Türkei,  Italien,  Spanien,  Portugal,  Frankreich  in  seinen  nordafrika- 
nischen Besitzungen),  durch  ausgedehnte  Aufforstungen  einige 
Besserimg  herbeizuführen. 

Sogar  die  früher  erwähnten,  an  Hartholz  -  Wäldern  reichen 
Gebiete  von  der  Halbinsel  Malakka  bis  nach 
Neuguinea  und  den  umgebenden  Inseln  vermögen  dem  starken 
Holzbedarf e  jener  menschenreichen,  aber  waldarmen  Gebiete  kaum 


1)  über  den  Reichtum  Paraguays  an  harten  Hölzern  für  Zwecke  der  Gerberei, 
des  Bauwesens  und  der  Kunsttischlerei  sowie  die  vergleichsweise  Waldarmut  des  be- 
nachbarten Argentiniens  vgl.  in  der  Südamerika- Beilage  der  „Times"  vom  29.  Juli 
1913»     „Forest  wealth  of  Paraguay". 

2)  Vgl.  „Railroad  tie  scarcity  in  Australia"  in  „Daily  Consular  and  Trade  Re- 
ports" vom  28.  Juni  1912. 

3)  Iv  y  b  i  e  n  bildet,  abgesehen  von  dem  nur  wenig  bewaldeten  Hochland  der 
Cirenaica  und  den  Mittelmeerklima  aufweisenden,  waldlosen  tripolitanischen  Küsten- 
gebieten, einen  Teil  der  Saharawüste. 

Schilder,    n.  35 
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mehr  zu  genügen,  die  sich  von  der  Indusmündung  bis  zur  Mündung 
des  Liauho  (bei  Niutschwang  in-«-  der  südöstlichen  Mandschurei) 
hinziehen,  so  daß  die  harten  Hölzer  in  Süd-  und  Ostasien  geradeso 
wie  in  Mitteleuropa  und  Nordamerika  beständig  im  Preise  steigen. 

Der  immer  empfindlicher  werdende  Mangel  an  harten  Hölzern 
kommt  aber  nicht  nur  in  allmählich,  aber  seit  einem  Vierteljahr- 
hundert fast  ununterbrochen  steigenden  Preisen  dieser  Hölzer 
zum  Ausdruck,  sondern  auch  in  der  gleichfalls  allmählichen  Ab- 
kehr des  Verbrauchs  von  einzelnen,  kaum  mehr 
zu  bezahlenden,  besseren,  feineren  Sorten  zu  nicht  so  vorzüg- 
lichen, aber  gewiß  noch  brauchbaren  und  eher  preiswürdigen  Hart- 
holzarten. So  wurde  in  Frankreich  und  Deutschland  das  eine  besonders 
feine  Marke  darstellende  slavonische  Eichenholz  in 
den  letzten  anderthalb  Jahrzehnten  immer  mehr  durch  deutsche, 
nordamerikanische,  russische,  ja  sogar  japanische  Eichensorten 
ersetzt,  die  bei  etwas  weniger  vorzüglicher  Beschaffenheit  sich  doch 
durch  leidlichere  Preise  empfahlen.  Einen  noch  viel  größeren  Umfang 
hat  der  Ersatz  des  Eichenholzes  überhaupt  durch  das  minder  hoch 
stehende,  aber  für  mancherlei  Zwecke  doch  ganz  gut  brauchbare 
Buchenholz  angenommen ;  selbstverständlich  sind  eben  durch 
diesen  Ersatzvorgang  auch  die  Buchenholzpreise  ^)  in  den  letzten 
anderthalb  Jahrzehnten  wie  auch  schon  früher  namhaft  gestiegen. 

Auf  die  zunehmende  Schwierigkeit  und  Verteuerung  der  Holz- 
versorgung sind  eine  Reihe  bemerkenswerter  Vorgänge  zurück- 
zuführen. So  hat  die  Ausfuhr  von  Rohholz  aufgehört, 
eine  Sorge  der  Handelspolitiker  jener  Länder  zu  bilden,  die  für  diesen 
wichtigen  Rohstoff  überhaupt  noch  ausfuhrfähig  sind.  In  diesen 
Ländern  bemüht  man  sich  nunmehr  in  erster  Linie  um  erträgliche 
Zölle  oder  Zollbefreiungen  des  Auslandes  für  die  aus  Holz  her- 
gestellten Waren,  namentlich  die  früher  (vgl.  S.  542)  erwähnten, 
ohnehin  einen  natürlichen  Frachtschutz  genießenden  „Zwitter- 
fabrikat  e",  wie  Sägewaren,  Spallwaren  (Faßdauben,  Eisen- 
bahnschwellen), Holzstoff  (Papiermasse)  usw. 


1)  Ein  unter  dem  Titel  „W  aldrente  in  Bayern"  im  „Handelsmuseum" 
vom  19.  Oktober  191 1  veröffentHchter  Bericht  des  österreichisch-ungarischen  Kon- 
sulats in  München  besagt  unter  anderem:  In  Bayern  stiegen  bei  den  Holzverstei- 
gerungen im  Walde  die  Preise  in  Mark  für  die  Klafter  Buchenscheitholz  erster  Klasse 
von  7 — 10  im  Jahre  1860  auf  9 — 11  im  Jahre  1870,  17 — 18  im  Jahre  1880,  18 — 20  im 
Jahre  1890,  24 — 26  im  Jahre  1900  und  etwa  30,  in  guten  Absatzlagen  auch  bis  zu  36 
und  38  Mark  im  Winterhalbjahr  1910/1911.  Sogar  die  zweite  Klasse  Buchenscheit- 
holz erlöste  im  Halbjahr  1910/1911  bereits  24 — 26  Mark. 
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Man  geht  sogar  so  weit,  die  Ausfuhr  des  Rohholzes 
zu  erschweren,  um  der  eigenen  Holzwarenfabrikation  im  In- 
und  Ausland  günstigere  Bedingungen  zu  schaffen.  Wo  ein  aus- 
gedehntes Netz  von  Staatseisenbahnen  besteht,  sucht  man  dieses 
Ziel,  anstatt  durch  Ausfuhrzölle,  wohl  auch  durch  geeignete  Höher- 
stellung der  Ausfuhr-Fr  acht  carife  für  Rohholz  und  niedrigere  Ansetzung 
der  Ausfuhr-Frachtsätze  für  Holzwaren  zu  erreichen,  wie  z.  B.  in 
Österreich  seit  1904^),  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Er- 
schwerungen der  Rohholzausfuhr  in  einigen  kanadischen 
Staaten,  namentlich  in  Neubraunschweig,  Ontario  und  Quebec, 
die  sich  zwar  nur  auf  die  im  Regierungsbesitz  befindlichen  Wälder 
beziehen,  aber  trotzdem  sehr  wirksam  sind,  da  der  weitaus  über- 
wiegende Teü  der  kanadischen  Forste  dieser  Besitzart  angehört. 
Gegen  diese  Ausfuhrerschwerungen  versuchten  die  Vereinigten  Staaten 
bisher  umsonst  im  Interesse  ihrer  Holzstoff-  und  Papierindustrie 
mittels  AusgleichszöUe  anzukämpfen,  bis  sie  seit  Sommer  1911  diesen 
Kampf  als  nutzlos^)  aufgaben. 


1)  Vgl.  über  diese  Verhältnisse  M.  v.  Engel,  „HolzzöUe  und  Holzproduktions- 
verhältnisse" (Wien  1908),  S.  i — 4  . 

2)  Siehe  Abschnitt  II  des  Gesetzes  der  Vereinigten  Staaten  vom 
26.  Juli  191 1  „zur  Förderung  gegenseitiger  Handelsbeziehungen  zu  Kanada".  Dieses 
Gesetz  erhob  den  in  den  kanadischen  Parlamentswahlen  vom  21.  September  191 1 
beiseite  geschobenen,  berühmten  Gegenseitigkeitsvertrag  beider  Länder  vom  2 1 .  J  anuar 
191 1  in  der  Union  bedingungsweise  zur  gesetzUchen  Gültigkeit.  Im  Gegensatze  zum 
anderen  Inhalt  dieses  Gesetzes  ist  aber  besagter  Abschnitt  II  (trotz  der  darin  be- 
findlichen Vorbehalte)  mit  seiner  Zollfreiheit  für  kanadisches,  aus 
Holz  bereitetes  Papierhalbzeug  aller  Art  sowie  für  eben  dorther 
stammendes  Zeitungsdruck-  und  anderes  Papier  sofort  in  Kraft  getreten  und  trotz 
der  zwei  Monate  später  erfolgten  kanadischen  Ablehntmg  des  ganzen  Gegenseitigkeits- 
vertrages in  Kraft  gebUeben.  Die  Unzulänglichkeit  der  Weichholz- 
wälder der  Vereinigten  Staaten  für  den  Bedarf  der  Papierfabrikation 
und  der  Papier  verarbeitenden  Gewerbe  ließ  nämUch  kaum  eine  andere  Wahl  als  den 
Rückgriff  auf  die  in  dieser  Beziehung  weniger  erschöpften  und  weniger  schonimgs- 
bedürftigen  Naturschätze  Kanadas.  Der  Underwood-  Tarif  vom  3.  Oktober 
191 3  ist  seinem  Grundsatz,  gemäßigten  Schutzzoll  an  Stelle  des  früheren  Hochschutz- 
zolles zu  setzen,  auch  bezüglich  des  Holzes  und  der  Holzwaren  treu  geblieben.  Im. 
Abschnitt  D  ,,Holz  imd  Holzwaren"  sind,  von  wenigen  minder  bedeutsamen  Ausnahmen 
abgesehen,  Zölle  von  10 — 15  Prozent  des  Wertes  an  Stelle  früherer  weit  höherer  Zoll- 
sätze getreten,  so  z.  B.  für  Möbel  und  die  zahlreichen,  nicht  besonders  benannten 
Holzwaren  15  Prozent  statt  der  35  Prozent  des  Payne-Tarifs  von  1909.  Besonders 
wichtig  ist  die  Erweiterung  der  FreiHste;  in  diese  hat  der  Underwood-Tarif,  neben 
dem  schon  unter  dem  Payne-Tarif  zollfreien  imbearbeiteten  Rund-  und  Schleifholz, 
auch  behauenes  imd  gesägtes  Holz,  verschiedene  vorgerichtete  Bau-,  Böttcher-  und 
Wagnerhölzer   sowie    Besenstiele    (Tarifpost    647)    aufgenommen,    femer    Holzschliff 
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1899 — 1903,  in  der  Vorbereitungszeit  zur  zweiten  mitteleuro- 
päischen Vertragsära  von  1906 — 1917  ereiferten  sich  die  holz- 
verarbeitenden Industrien  Österreich-Ungarns  und 
Rußlands  derart  für  Ausfuhrzölle  auf  Rohholz,  daß  Deutsch- 
land diese  Gefahr  ernst  genug  nahm,  um  dagegen  handelspolitische 
Maßregeln  zu  treffen;  daher  wurde  im  Handelsvertrage  mit  Rußland 
vom  28.  Juli  1904  der  russischen  Regierung  die  Verpflichtung  auf- 
erlegt, weder  Ausfuhrzölle  auf  rohes  (oder  behauenes)  Holz  ein- 
zuführen, noch  die  Ausfuhr  derartigen  Holzes  zu  verbieten,  wovon 
nur  zwei  minder  wichtige  Holzarten,  nämlich  Palmen-  und  Nußholz, 
ausgenommen  sind.  Bezeichnend  ist  es,  daß  sich  in  demselben  Ver- 
trage ein  von  agrarischen  Einflüssen  so  stark  beherrschtes  Land 
wie  das  Deutsche  Reich  herbeiließ,  seine  Rohholzzölle  namhaft 
herabzusetzen.  Verhältnismäßig  häufig,  wenn  auch  mehr  fis- 
kalischer Natur,  sind  Holzausfuhrzölle  in  tropischen  Ur- 
produktionsländern, so  namentlich  im  romanischen  Amerika,  auf 
Britisch-Neuguinea,  Britisch-Ostafrika  und  in  den  lyändern  Süd- 
ostasiens, wie  Siam,  britischer  Anteil  an  der  malaiischen  Halbinsel, 
HoUändisch-Ostindien^).  Dagegen  verfolgen  die  Ausfuhrzölle  Neu- 
seelands für  Rohholz  2)  entschieden  produktionspolitische 
Ziele.  Hierdurch  soll  insbesondere  die  benachbarte,  mit  harten  Hölzern 
wohlversehene,  aber  an  weichen  arme  australische  Commonwealth 
gezwungen  werden,  das  auf  Neuseeland  reichlich  vorhandene  Weich- 
holz in  bearbeitetem  Zustande  (Sägewaren)  und  nicht  als  Rohmaterial 
für  Sägereien  usw.  zu  beziehen. 

Ein  weiteres  Anzeichen  für  das  spärlichere  Vorkommen  und 
für  die  Verteuerung  des  Holzmaterials  liefern  Änderungen  in 
den  V  o  r  g  a  n  g  w  e  i  s  e  n  der  holzverarbeitenden 
Ind  ustrien  selbst.  So  wurde  schon  im  Jahre  1909  in  einem 
deutschen  Konsularberichte^)  darauf  hingewiesen,  daß  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Nachfrage  nach  Holzkonservierungs- 


und  Zellulose  (Tarifpost  649)  sowie  Druckpapier  für  Bücher  und  Zeitungen  bis  zum 
Wert  von  2%  Cents  das  enghsche  Pfund  (nach  Tarifpost  567)  hineingebracht. 

^)  Siehe  den  Zolltarif  für  Holländisch-Ostindien  gemäß  der  könig- 
lichen Verordnung  vom  20.  Oktober  1909  nebst  Durchführungsverordnung  vom 
7.  Dezember  19 loim Septemberheft  191 1  des  „Deutschen  Handelsarchiv",  S.  1025 — 1033 

2)  Das  neuseeländische  Zolltarifgesetz  (Cußtom  Duties  Act)  von 
1908  (abgedruckt  im  Märzheft  191 2  des  „Deutschen  Handelsarchiv")  enthält  die 
Ausfuhrzölle  auf  Rohholz  gemäß  dem  „Timber  Export  Act"  von  1908.  Es  bezieht 
sich  auf  Weymutskiefer,  Kahikatcaholz  und  Kauriholz. 

')  Siehe  Bericht  des  deutschen  Konsulats  in  Cincinnati  im  „Deutschen  Reichs- 
anzeiger" vom  ir,  August  1909. 


III.  Holz  und  Kork.  549 

mittein,  wie  Kreosotöl,  Holzteer  öl  usw.,  beständig  zunehme; 
es  werde  nämlich  eine  Verlängerung  der  Gebrauchsdauer  zahlreicher 
Holzwaren  angestrebt,  um  deren  Erhaltung  man  sich  in  früheren 
Zeiten  unerschöpflich  scheinenden  Waldreichtums  der  Union  nicht 
gekümmert  hatte,  wie  Eisenbahnschwellen,  Telegraphenstangen, 
Bergwerks-  und  Baugerüste,  Zaunpfähle  und  andere  Hölzer  zu  allerlei 
industriellen  und  landwirtschaftlichen  Zwecken.  Ein  Wiener  Fach- 
blatt i)  erörtert  die  in  den  Vereinigten  Staaten  üblicher  werdenden 
sorgfältigeren  Sägerei-Methoden  (genaueres  Ein- 
halten der  Abmessungen,  dünnere  Sägen,  einheitliche  Sortierung  usw.) 
zur  besseren  Verwertung  der  Stämme  und  Verringerung  oder  auch 
nutzbringenden  Verwertung  des  Abfalls. 

In  gleicher  Richtung  bemühten  sich  die  Regierung  des  Bundes 
in  Washington  sowie  die  Regierungen  der  einzelnen  Bundesstaaten, 
indem  sie  die  vor  privater,  rücksichtsloser  Ausbeutung  gesetzlich 
geschützten  Forstreserven  vergrößerten  und  überhaupt  auf 
eine  minder  raubbauartige  Waldausnutzung 2)  drangen.     Es  ist  be- 

')  „Continentale  Holzzeitung"  vom  3.  September  ig  10  in  „Umwälzungen  im 
amerikanischen  Holzexport". 

2)  Vergl.  über  die  Forstreservenpolitik  in  den  Vereinigten 
Staaten:  die  allgemeinen  Bemerkungen  bei  M.  v.  E  n  g  e  l,  „Holzzölle  vmd  Holz- 
produktion-sverhältnisse"  (Wien  1908),  S.  49 — 5 1 ;  den  Jahresbericht  des  deutschen  Kon- 
sulats in  Denver  (Colorado)  für  1908  und  1909  (im  „Deutschen  Handelsarchiv", 
Novemberheft  1910),  wo  es  unter  anderem  heißt:  „Von  der  Berechtigung  zur  Schaffung 
von  Forstreservationen  (Forest  Reserves)  hat  der  frühere  Präsident  Rooserelt  kurz 
vor  Ablauf  seiner  Amtszeit  nochmals  Gebrauch  gemacht  und  durch  Verordnung  vom 
2.  März  1909  rund  weitere  zwei  Millionen  ha  in  Neumexiko,  Arizona,  Nevada  und 
Kalifornien  reserviert . .  .  Nach  der  amtlichen  Statistik  vom  3 1 .  Dezember  1909  umfassen 
■die  unter  der  ausschließüchen  Aufsicht  der  Bundesregierung  stehenden  150  Forst- 
reservationen in  den  Vereinigten  Staaten  insgesamt  etwa  778000  qkm,  und  zwar 
einschheßUch  Alaskas  und  Portoricos  mit  zusammen  107300  qkm."  Nach  dem  Jahres- 
berichte desselben  deutschen  Konsulats  für  191 1  (,, Deutsches  Handelsarchiv", 
Septemberheft  191 2)  umfassen  die  Forstreserven  des  Bundes  in  den  vier  Staaten 
Colorado,  Utah,  Neumexiko  und  Arizona  rund  193800  qkm.  Der  Jahresbericht  des 
deutschen  Konsulats  in  Philadelphia  über  191 1  (Januarheft  191 3  des  „Deut- 
schen Handelsarchiv")  macht  genauere  Angaben  über  die  Forstschutz-Politik  des 
Staates  Pennsylvanien,  der  Ende  1911  über  Forstreserven  von  3888  qkm  verfügte, 
die  alle  erst  seit  1895  erworben  worden  sind.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  in  den 
subpolaren  Gebieten  ihrer  abgetrennten  Besitzung  Alaska  (nach  einem  im  ,, Handels- 
museum" vom  4.  Dezember  191 3  mitgeteilten  deutschen  Konsularberichte  aus  Seattle) 
während  der  letzten  Jahre  zwei  riesige  Forstreserven  errichtet.  Dagegen  haben  es 
■die  pazifischen  Staaten  Washington  und  Oregon  (bis  Ende  191 3)  noch  zu 
keiner  wirksamen  Forstschutzgesetzgebung  gebracht.  Doch  hat  die  dortige  Wirt- 
schaft aus  dem  vollen  besonnenere  nordamerikanische  Porstwirte  bereits  für  die 
Zukunft  besorgt  gemacht. 
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sonders  bezeiclinend,  daß  ein  verhältnismäßig  so  junges  Land,  wie 
die  Vereinigten  Staaten,  nach  einem  halben  bis  höchstens  einem 
ganzen  Jahrhundert  der  Holzverschwendung  in  einzelnen  Teilen 
seines  Gebietes  bereits  einem  Holzmangel  gegenüberstand,  welcher 
derart  nachdrückliche  Gegenmaßregeln  erforderte. 

So  ist  auf  dem  Weltmarkte  ein  Materialmangel  der  holzver- 
arbeitenden Industrien  bereits  empfindlich  zu  verspüren;  dieser 
Mangel  äußert  sich  in  Preissteigerungen,  in  Rückgriffen  des  Verbrauchs 
auf  minder  hochstehende  Holzsorten,  in  Versuchen  besserer  Forst- 
wirtschaft der  Länder  früherer  Holzverschwendung,  in  sparsamerer 
Holzverwertung  der  holzbearbeitenden  Industrien  selbst  und  endlich 
darin,  daß  die  Holzausfuhrländer  leichter  dazu  kommen,  auch  für 
ihre  weiter  zu  verarbeitenden  Fabrikate  aus  Holz  Zollbe- 
günstigungen der  Holzeinfuhrländer  zu  erlangen.  Zum  Material- 
mangel der  holzverarbeitenden  Industrien,  durch  den  auch  die 
Holzfabrikate,  namentlich  die  früher  erwähnten  (vgl.  S.  542) 
„Zwitterfabrikate",  zu  größeren  Umsatzziffern  im  internationalen 
Handelsverkehr  gelangen,  trägt  noch  ein  besonderer  Umstand  bei: 
Gerade  in  einer  Reihe  dicht  bewohnter,  hochkultivierter  und  auch 
wirtschaftlich  kräftiger  europäischer  Insel-,  Halbinsel-  und 
Küstengebiete  bestand  und  besteht  noch  die  Möglichkeit 
und  daher  auch  Neigung,  die  dort  ohne  schädliche  Folgen  für  das 
Klima  mögliche  Entwaldung  zugunsten  der  Vermehrung  des 
Acker-  und  Weidelandes  in  besonders  weitgehendem  Maße  vor  sich 
gehen  zu  lassen.  Es  sind  dies  insbesondere  Großbritannien  und  Irland,. 
Holland,  Dänemark,  wohl  auch  Belgien  (abgesehen  von  Hochbelgien 
mit  den  Ardennen),  ja  sogar  Frankreichs  Küstengebiet  gegen  den 
Ärmelkanal  und  die  bis  in  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  zu  den 
Niederlanden  gehörende  französische  Provinz  Artois.  Dies  führte 
zu  dem  Ergebnisse,  daß  in  den  genannten  lyändern^)  (insofern  sie 
nicht,  wie  die  erwähnten  französischen  Landschaften,  Teile  größerer,, 
minder  waldarmer  Zollgebiete  sind)  nicht  nur  ein  bedeutender, 
sondern  sogar  der  größte  Teil  des  Holzbedarfes,  Rohholz  und  „Zwitter- 


^)  In  Großbritannien  werden  seit  1 908  großzügige  Pläne  zur  Wieder- 
beforstung  weiter  Landstrecken  erwogen,  die  aber  bisher  zu  keinem  erheblichen 
Ergebnisse  geführt  haben.  Vgl.  hierüber  den  Frühjahr  1909  erschienenen  Bericht 
der  mittels  Verordnung  vom  i.  März  1908  eingesetzten  königlichen  Kommission  über 
Arbeitslosigkeits-  und  Aufforsttmgsfragen  und  dessen  Besprechung  in  „Britische 
Aufforstungspläne"  von  M.  v.  Engel  in  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  4.  März  191 1 
sowie  den  Aufsatz  „The  Development  Commission"  in  der  „Times"  vom  17.  Sep- 
tember 191 3. 
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fabrikate",  aus  wald-  und  holzreichen  Auslandsgebieten  bezogen 
werden  muß;  sogar  Frankreichs  Abhängigkeit  von  ausländischen 
Holzerzeugungsgebieten  wird  durch  seine  genannten  nördlichen 
waldarmen  Provinzen  gesteigert. 

Ein  wichtiges,  bisher  anscheinend  aus  klimatischen  Gründen 
auf  die  westlichen  Mittelmeergebiete  beschränktes,  dabei  an  Preis- 
höhe manche  Fabrikate  beträchtlich  übertreffendes  Walderzeugnisi) 
mit  ziemlich  gesicherten  Absatz  Verhältnissen  ist  der  Kork.  Na- 
mentlich Spanien,  Portugal,  Algerien  und  Tu- 
nesien haben  hierin  so  gut  wie  ein  Monopol,  das  ihnen  alle  übrigen 
Länder  tributpflichtig  macht 2).  Korkeichen  sind  wohl  auch  in  den 
gebirgigen  Teilen  Südfrankreichs,  auf  Korsika,  in  Mittel-  und  Süd- 
italien sowie  namentlich  auf  Sardinien  anzutreffen;  doch  sind  dies, 
vielleicht  abgesehen  von  Sardinien,  Vorkommnisse,  die  weder  der 
Menge,  noch  der  Beschaffenheit  nach  mit  jenen  der  Pyrenäenhalb- 
insel, Algeriens  und  Tunesiens  wetteifern  können.  In  N  o  r  d  - 
m  a  r  o  k  k  o  sollen  allerdings  noch  größere  Wälder  wertvoller  Kork- 
eichen der  wirtschaftlichen  Erschließung  harren. 

In  früheren  Jahrzehnten  bezog  sich  die  „Tributpflichtigkeit" 
an  Spanien  und  Portugal  nicht  nur  auf  Rohkork,  sondern  auch  auf 
Korkwaren.  Neuerer  Zeit  ist  es  einer  immer  größeren  Anzahl  von 
Ländern  gelungen,  mittels  Schutzzölle  kräftige  Korkwaren- 
Fabrikationen  aufzubauen.  So  hat  z.  B.  Italien  mittels 
Verordnung  vom  17.  April  1910  nicht  nur  zum  Schutze  seiner  sar- 
dinischen Korkwälder  den  bis  dahin  zollfreien  Rohkork  mit  fünf 
Lire  für  100  kg  belastet,  sondern  auch  den  Zoll  für  Korkwürfel  von 
15  auf  30  und  jenen  für  andere  Korkwaren  von  15  auf  40  Lire  für 
100  kg  erhöht.    In    Portugal    sucht  man  sich  gegen  diese  Ent- 


1)  In  den  europäischen  Einfuhrländern '  erreicht  Rohkork  auch  Preise 
von  etwa  65 — 70  Franken  für  100  kg;  in  den  Erzeugungsgebieten,  ohne  Kosten  der 
Zubereitung  für  den  Verkauf,  Transportkosten  und  Händlergewinn,  sind  die  Preise 
weit  niedriger.  So  ergaben  die  algerischen  Regierungsversteigerungen  in  den  Jahren 
1908  und  191 1  nur  32,  in  den  ungünstigen  Jahren  1909  und  1910  sogar  nur  26,13 
und  25,67  Franken.  Im  Jahre  1910  betrug  in  Tunesien  der  Preis  des  rohen  Kork- 
holzes durchschnitthch  25,  der  des  gekochten  und  präparierten  Korks,  in  Ballen 
verpackt,  am  Kai  von  Tabarka  45  Franken  für   100  kg. 

*)  Nach  einer  Mitteilung  in  der  ,, Deutschen  Kolonialzeitung"  vom  26.  JuH  1913 
macht  die  deutsche  Regierung  in  ihren  afrikanischen  Kolonien  auf  Anregung 
von  Carlos  Dauphin  (Sevilla)  größere  Versuche  mit  der  Anpflanzung  von  Korkeichen. 
Doch  ist  an  eine  wirksame  Beeinflussung  des  internationalen  Korkmarktes  durch 
derartige  Neuanpflanzungen  frühestens  binnen  drei  Jahrzehnte  zu  denken. 
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Wicklung  seit  1910  durch  hohe  Ausfuhrzölle  auf  Rohkork^)  zu  schützen. 
Spanien  erhebt  schon  längst,  halb  in  fiskalischer  Absicht,  halb 
zum  Schutze  seiner  Korkwaren-Fabrikation,  den  mäßigen  Ausfuhr- 
zoll von  5  .  25  Pesetas  für  100  kg  Rohkork.  Nach  einem  nordamerika- 
nischen Konsularbericht^)  bemühen  sich  die  Unternehmer-  und 
Arbeiterverbände  dieses  Industriezweiges  (angeblich  mit  viel  Aussicht 
auf  Erfolg)  darum,  daß  Spanien  dem  von  Portugal  seit  1910  gegebenen 
Beispiele  eines  prohibitiven  Ausfuhrzolles  auf  Rohkork  nachfolge,  was 
für  die  Korkwaren-Fabrikation  außerhalb  der  Pyrenäen-Halbinsel  eine 
empfindliche  Erschwerung  bedeuten  würde.  Übrigens  bestand  noch  in 
den  1860  er  Jahren  in  Spanien  sogar  ein  Ausfuhrverbot  für  bessere  Kork- 
sorten, wie  sie  namentlich  in  Katalonien  gewonnen  werden.  Die 
spanische  Rohkorkerzeugung  wurde  letztjährig  auf  460  000  q  ge- 
schätzt; davon  kamen  etwas  weniger  als  einSechstel  auf  die  Korkwälder 
Aragoniens,  etwas  mehr  als  zwei  Drittel  auf  jene  Andalusiens. 

Spaniens  Korkeichenflächen,  hauptsächlich  in  der  Provinz 
Gerona  und  in  Niederandalusien,  umfassen  255000  ha;  die  spanische 
Korkausfuhr  betrug  im  Jahre  1909  33,04  Millionen  Pesetas,  hiervon 
Korkpfropfen  für  27,06  Millionen,  und  im  Jahre  191 1  50,92  Milli- 
onen Pesetas,  davon  Korkpfropfen  für  40,49  Millionen^).  Auch  Por- 
tugal hat,  insbesondere  im  Süden  des  Landes,  ausgedehnte  Kork- 
wälder, deren  Flächenausmaß  etwa  366000  ha,  bei  einer  jährlichen 
Erzeugung  von  90  Millionen  kg,  beträgt.  Die  portugiesische  Aus- 
fuhr von  Korkholz  und  Korkabfällen  erreichte  im  Jahre  1910,  also 
noch  bevor  die  erwähnten  prohibitiven  Ausfuhrzölle  in  Kraft  traten, 
den  Betrag  von  18,31  Millionen  Franken.  In  Tunesien  befinden  sich 
Korkwälder  namentlich  im  Norden  der  Regentschaft  in  einer  Aus- 
dehnung von  etwa  900  qkm.  In  Algerien  bedeckte  die  Korkeiche 
2400  qkm,  und  die  Korkausfuhr  (rohes  Korkholz  und  Kork  in  Platten) 
betrug  im  Jahre  191 1  8,78  Millionen  Franken. 

Abgesehen  von  der    altherkömmlichen*)    Massen- 


^)  Siehe  die  betreffenden  portugiesischen  Verordnungen  vom  28.  September 
und  21.  November  1910  im  „Deutschen  Handelsarchiv",  Dezemberheft  1910,  S.  1287. 
Die  früheren  portugiesischen  Ausfuhrzölle  auf  Rohkork  hatten  wegen  ihrer  mäßigen 
Sätze  nur  fiskalische  Bedeutung. 

*)  Vgl.  in  „Daily  Consular  and  Trade  Reports"  vom  2.  Mai  191 2  den  Bericht 
des  Konsulats  in  Sevilla,  ,,Cork  Industry  of  Spain". 

3)  Die  spanischen  Ausfuhrziffem  für  191 2  sind  von  denen  des  Jahres  191 1  nicht 
sehr  verschieden. 

*)  Die  Verwendung  des  Korks  zum  Flaschen-  und  Spundverschluß  soll  auf 
den  Pater-Kellermeister  der  Abtei  Haut- Villers,  Dom  Perignon  (1670—1715)  zurück 
zuführen  sein. 
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Verwendung  des  Korks  zu  Spunden  und  Stöpseln,  die  allein 
schon  dem  Kork  eine  praktisch  kaum  begrenzte  Absatzfähigkeit 
sichert,  und  den  minder  wichtigen  Verwendungsarten  zu  Schuh- 
sohlen, Hutfutter,  zum  Auslegen  von  Insektenkästen,  zu  Schwimm- 
gürteln, Ankerbojen  usw.,  ist  insbesondere  die  neuere  Verwendung 
der  Korkabfälle  zur  Herstellung  von  Linoleum^)  und  Kork- 
steinen, zum  Stopfen  von  Kisten  und  Matratzen  sowie  als  Ver- 
packungsmaterial für  Südfrüchte  (insbesondere  in  Spanien)  zu  er- 
wähnen. Die  Hälfte  bis  zwei  Drittel  des  Rohkorkes  wird  bei  der 
Stöpselerzeugung  zu  Abfall.  Diese  Korkabfälle 2)  erzielen  zwar  nur  etwa 
ein  Siebentel  der  Preise  des  Rohkorkes,  erheben  sich  aber  schon  dadurch 
über  die  ganz  billigen  Materialien.  Jedenfalls  trägt  der  große  Abfall 
bei  der  Korkverarbeitung  zur  Hochhaltung  der  Rohkorkpreise  bei,  die 
in  den  Jahren  191 1  und  1912  eine  aufsteigende  Richtung  verfolgten. 

IV,   Pflanzliche  Gerbmittel. 

Neben  der  tierische  Fette  verwendenden  Sämischgerberei  und 
der  Mineralgerberei,  die  seit  altersher  Alaun  und  Kochsalz,  neuerer 
Zeit  (und  zwar  insbesondere  während  des  letzten  Vierteljahrhunderts) 
in  stets  wachsendem  Ausmaße  Chrom  gebraucht,  ist  die  weitaus 
überwiegende  Masse  der  in  der  Lederfabrikation  der  Erde  ver- 
wendeten Gerbmittel  pflanzlicher  Herkunft  und  entstammt  zum  nicht 
geringen  Teile  der  Forstwirtschaft.  Seit  jeher  wurden  in 
den  europäischen  Industriestaaten  hierzu  Eichen-  und 
Fichtenrinde  ^),  besonders  in  Rußland  auch  Weiden-  und 
B  irkenrinde  sowie  die  Knoppern  genannten,  durch 
Gallwespen  hervorgerufenen  Auswüchse  der  Eicheln  (aus  dem  Osten 
Österreich-Ungarns)  benutzt.  Seit  dem  Ende  der  1850  er  Jahre  wird 
auch  Valonea*),  die  Früchte  einiger  immergrüner  südost- 
europäischer und  levantinischer  Eichenarten  (Quercus  valonea, 
Quercus  Graeca),  als  Gerbmittel  in  stärkerem  Außmaße  angewandt. 


1)  Die  I/inoleumfabrikation  begann  in  den  Vereinigten  Staaten  in  der  ersten 
Hälfte  der  1870er  Jahre. 

*)  In  den  letzten  Jahren  sollen  in  Spanien  zur  Verpackung  von  Früchten  (nach 
„Daily  Consular  and  Trade  Reports"  vom  10.  November  191 3)  jährlich  etwa  50  000  q 
Korkabfälle  verwendet  worden  sein. 

*)  Eine  nordamerikanische  Abart  ist  die  Rinde  der  Hemlock-Tanne 
(Tsuga  kanadensis),  die  ein  billiges  Gerbmittel  liefert,  eine  Abart  der  Mittel- 
meerländer  die  Rinde  der  Aleppokiefer  (Pinus  halepensis)  aus  den  Gegenden 
des  Ölbaumes. 

*)  Nach  dem  südalbanischen  Hafen  Valona  benannt,  über  den  dieses  Gerb- 
mittel zuerst  nach  Mitteleuropa  kam. 
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Zu  diesen  altherkömmlichen  Hilfsmitteln  der  europäischen  Leder- 
bereitung traten  in  neuerer  Zeit  verschiedene  überseeische  Gerb- 
mittel, die  durch  ihren  stärkeren  Gerbstoffgehalt  die  Möglichkeit 
gewähren,  den  Gerbereiprozeß  schneller  durchzu- 
führen. Schon  Knoppern  und  Valonea  nähern  sich  diesen  über- 
seeischen leistungsfähigeren  Gerbmitteln,  unter  denen  insbesondere 
zu  nennen  sind :  Mimosenrinde  oder  Wattle  bark  aus  Australien 
(Südaustralien)  und  NataP);  Mangrovenrinde,  namentlich 
verschiedenen  Rizophora-Arten  sowie  Brugiera  Gymnorhiza  ent- 
stammend; die  australische  Malletrinde,  Rinde  des  Euca- 
lyptus occidentalis;  die  Myrobalanen,  Früchte  der  indischen 
(Vorder-  und  Hinterindien  sowie  malaiischer  Archipel)  Terminalia 
Chebula;  D  i  v  i  d  i  v  i  (Balsamocarpum  brevifolium)  und  A 1  - 
garobilla  (Caesalpinia  coriaria),  beide  Fruchtgerbstoffe  aus  dem 
nördlichen  Südamerika,  Mittelamerika  und  den  Antillen;  das  seit 
dem  Ende  des  19.  Jahrhunderts  besonders  wichtig  gewordene  Q  u  e  - 
brachoholz^),  das  Holz  der  argentinischen  Schinopsis  Ba- 
lansae  und  Schinopsis  Lorentzii;  der  sizilianische  Sumach  oder 
Schmack^),  aus  den  Blättern  von  Rhus  coriaria  oder  Rhus  cotinus, 
namentlich  für  gewisse  Feinledersorten  verwendet. 

^)  Im  Jahre  191 1  war  im  Natal  die  Ausfuhr  von  Mimosenrinde  oder  Wattle  bark 
auf  49407  t  für  7,21  Millionen  Franken  gestiegen.  Gegen  Ende  1912  tauchte  in  Natal 
der  Plan  auf,  Extraktfabriken  zu  errichten,  anstatt  den  rohen  Gerbstoff  auszuführen. 
Im  Jahre  191 1  betrug  der  Durchschnittspreis  der  Rinde  in  Natal  für  1000  kg  184 — 21  j 
Franken.     Im  Jahre  191 3  wurden  65053  t  Rinde  ausgeführt. 

2)  In  Argentinien  stieg  von  1907 — 191 1  die  Ausfuhr  von  Quebrachoholz  von 
289200  t  auf  473644  t,  jene  von  Quebrachoauszug  von  58800  t  auf  83277  t.  Nach 
einem  Berichte  des  deutschen  Konsulats  in  Asuncion  („Berichte  über  Handel  und 
Industrie"  vom  6.  Mai  191 3)  betrug  in  den  Jahren  1907 — 191 1  die  Quebrachoauszug- 
Gewinnung  Paraguays,  die  über  Argentinien  nach  den  Vereinigten  Staaten, 
Deutschland  usw.  ausgeführt  wird  (von  einer  Ausfuhr  des  rohen  Quebrachoholzes 
ist  überhaupt  nicht  die  Rede),  1 1  000 — 13000  t.  Die  Selbstkosten  der  Auszugfabriken 
Paraguays  werden  mit  275,  die  während  der  letzten  Jahre  in  Buenos  Aires  erzielten 
Preise  für  Quebrachoauszug  mit  300 — 350  Franken  die  Tonne  angegeben.  Die  Re- 
gierung Paraguays  hebt  sogar  seit  Ende  19 12  einen  Ausfuhrzoll  von  6,50  Franken 
(1,30  Goldpesos)  für  die  Tonne  Quebrachoauszug  ein.  Die  Hauptschwierigkeit  für 
diese  Industrie  liegt  im  Arbeitermangel. 

^)  Die  Sumachausfuhr  Palermos,  des  Hauptversandhafens  für  dieses  Gerbmittel, 
stieg  von  1907 — 191 2  (nach  einem  französischen  Konsularbericht  aijs  Palermo  im 
,,Moniteur  officiel  du  Commerce"  vom  15.  Mai  1913):  ungemahlener  Sumach  von 
7,20  Millionen  kg  für  1,29  MilUonen  Lire  auf  9,98  MilHonen  kg  für  1,70  Millionen  Lire, 
gemahlener  Sumach  von  14,72  Millionen  kg  für  2,94  Millionen  Lire  auf  21,84  Millionen 
kg  für  3,71  Millionen  Lire.  Sumach  in  Blättern  kostete  in  Palermo  Mitte  April  1913 
ungefähr  16 — 20  Lire  für  100  kg,  was  von  den  Landwirten  als  ein  den  Anbau  kaum 
mehr  lohnender  Preis  bezeichnet  wurde. 
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Außer  den  bisher  genannten  Gerbmitteln,  die  in  ihrer  natürlichen 
Form  verwendet  und  höchstens  einer  mechanischen  Zerkleinerung 
unterzogen  werden,  benutzt  man  auch  Gerbstoffauszüge, 
so  Auszüge  aus  Eichenholz  (insbesondere  in  Slavonien  aus  Kernholz- 
Abfällen),  aus  Kastanienholz  (aus  Kernholz  der  Edelkastanien  ins- 
besondere auf  Korsika  gewonnen),  den  Gambier  (Auszug  aus  den 
Stengeln  und  Blättern  der  indischen  Uncaria  Gambier),  den  Katechu 
(Auszug  aus  dem  Holze  von  Acacia  catechu),  ferner  Auszüge 
aus  bereits  erwähnten  Gerbmitteln,  so  aus  Que- 
brachoholz^),  Fichtenrinden,  Mimosenrinden,  Mangrovenrinden,  My- 
robalanen  und  Sumach.  An  allen  diesen  pflanzlichen  Gerbereibehelfen 
herrscht  ein  mehr  oder  minder  schwer  empfundener  Mangel, 
Hiervon  macht  auch  das  älteste  Gerbmittel,  die  Eichenrinde,  keine 
Ausnahme,  an  deren  Stelle  bereits  so  viele  andere  pflanzliche  Gerb- 
stoffe getreten  sind.  Gerade  Mangel  und  Teuerung  an  Eichenrinde 
haben  dazu  geführt,  daß  man  der  früher  vernachlässigten,  wenn 
auch  schon  längst  bekannten  Fichtenrinde,  als  Nebennutzung  des 
'Fichtenhochwaldes,  größere  Beachtung  geschenkt  hat. 

In  allen  überseeischen  Gebieten  wird  nach  neuen  Gerbmitteln 
oder  nach  neuen  Gewinnungsorten  der  bereits  bekannten  Gerb- 
mittel Ausschau  gehalten.  Dabei  handelt  es  sich  zum  Teile  um  einiger- 
maßen wertvollere  Stoffe  2)^  die  daher  in  der  Handelsbilanz 
sowohl  der  Industriestaaten  als  Einfuhrländer  als  auch  der  über- 
seeischen oder  europäisch- mediterranen  Gerbmittel -Erzeugungs- 
länder als  Ausfuhrgebiete  von  nicht  geringer  Bedeutung  sind.  Öster- 
reich-Ungarn war  bisher  zugleich  ein  namhaftes  Einfuhrland  für 
ausländische  und  überseeische  Gerbmittel  (Rohstoffe  und  Auszüge) 
als  auch  ein  wichtiges  Ausfuhrgebiet  für  mitteleuropäische  Gerb- 
materialien, wie  Eichen-  und  Fichtenrinden,  Knoppern,  Auszüge 
von  Eichenholz  usw. 

Die  Gerbmittel  sind  aber  für  den  internationalen  Handelsverkehr 
nicht  nur  deshalb  wichtig,  weil  sie  nicht  selten  bei  gar  nicht 
niedrigen  Preisen  ziemlich  arbeitsintensive  Erzeugnisse  sind  und  als 
Nebennutzungen  auch  in  Gegenden  mit  minder  günstigen  Transport- 
verhältnissen   gewinnbringende    Waldbewirtschaftung    ermöglichen; 

1)  Die  Verwendung  geraspelten  Quebrachoholzes  als  Gerbmittel  ist  geringfügig ; 
zumeist  wird  Quebrachoauszug  benützt. 

*)  Zu  den  wertvolleren  Gerbstoffen  gehören  z.  B.  Katechu,  die  (allerdings  in 
erster  Linie  als  Farbstoff  verwendeten)  Galläpfel  und  selbstverständlich  die  GerbstoflF- 
Auszüge  im  herkömmlichen  Sinne  des  Wortes.  Freilich  sind  diese  Auszüge  bereits 
Fabrikate. 
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Überdies  gehen  bei  dem  starken  Bedarfe  an  Gerbmitteln  nicht  nur 
die  angeführten  Rohstoffe,  sondern  auch  in  nicht  geringen  Mengen 
die  als  Fabrikate  zu  betrachtenden  Gerbstoff- 
Auszüge  aus  den  Erzeugungsländern  der  Rohstoffe  nach  den 
Lederindustrie  betreibenden  Staaten.  Dies  geschieht,  obwohl  die 
neuere  Hochschutzzollbewegung  sich  namentlich  zur  Zeit  der  zweiten 
mitteleuropäischen  Handelsvertragsära  (die  im  Jahre  1906  begann) 
und  in  den  diese  Ära  vorbereitenden  Zolltarifgesetzen  (in  Deutschland, 
Österreich-Ungarn,  der  Schweiz,  Rußland  usw.)  auf  die  Gerbstoff- 
Auszüge  geworfen  hat,  um  ihre  Erzeugung  der  nationalen  Industrie 
ZVL  sichern. 

Eine  verhältnismäßig  sehr  entgegenkommende  Zollpolitik  ist 
•dem  Vertragstarife  zum  deutschen  Zolltarifgesetze  vom 
25.  Dezember  1902  (Tarifpost  92 — 94  und  384)  zu  entnehmen,  wozu  die 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  bedeutenden  Lederindustrie  Deutsch- 
lands beigetragen  haben  mag.  Gerbrinden,  auch  gemahlen,  sind  zoll- 
frei; Quebracho-  und  andere  Gerbhölzer,  auch  zerkleinert,  haben 
nur  den  mäßigen  Zoll  von  zwei  Mark  für  100  kg  zu  entrichten  gleich* 
allen  sonstigen  Gerbmitteln,  insoweit  diese  nicht,  wie  Galläpfel, 
Knoppern,  Sumach,  Eckerdoppern  und  Valonea  (auch  gemahlen), 
zollfrei  eingehen.  Zollfreiheit  kommt  auch  flüssigen  Galläpfel-  und 
Sumachauszügen  sowie  festen  Sumachauszügen,  der  Zwei-Mark-Zoll 
flüssigen  Eichenholz-,  Fichtenholz-  und  Kastanienholzauszügen  (fest 
vier  Mark)  zugute,  während  Quebracho auszug  allerdings  flüssig  vier, 
fest  acht  Mark,  also  verhältnismäßig  hohe  Sätze,  zu  entrichten  hat. 

Die  Vertragssätze  zum  österreichisch-ungarischen 
Zolltarife  vom  13.  Februar  1906  der  Tarifposten  157 — 159  für  rohe, 
auch  zerkleinerte  Gerbmittel  sind,  insoweit  sie  nicht  Zollfreiheit 
enthalten,  als  mäßig  zu  bezeichnen;  dagegen  sind  die  Sätze  der 
Tarifpost  162  für  Gerbstoffauszüge  verhältnismäßig  hoch.  Ahn- 
liches läßt  sich  von  den  Minimalsätzen  des  französischen 
ZoUtarifes  vom  29.  März  1910  (Tarifpost  154 — 157  und  238  bis) 
sagen,  nur  daß  die  französischen  Sätze  für  Gerbstoff-Auszüge  etwas 
niedriger  sind  als  jene  Österreich-Ungarns.  Der  hochschutzzöllnerische 
Payne-Tarif  der  Vereinigten  Staaten  von  1909  ließ  we- 
nigstens die  rohen  Gerbhölzer  (Sammelgruppe  der  Tarifpost  559, 
ferner  einzelne  andere  Gerbmittel  in  den  Tarifposten  557,  575,  632, 
705)  zollfrei  ein,  während  er  die  bearbeiteten  Gerbmittel  (Tarif- 
post 22  und  82)  und  namentlich  die  Gerbstoffauszüge  mehr  oder  minder 
hohen  Zollsätzen  (vielfach  fünfzehn  Prozent  des  Wertes)  unterwarf. 
Der  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913  hat  bezüglich  der  Gerb- 
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mittel  entschieden  freihändlerische  Bahnen  beschritten.  Zu  den  hier- 
her gehörenden  Einzelposten  der  Freiliste  des  Payne-Tarifes  fügte 
er  noch  „Sumach,  gemahlen  oder  nicht  gemahlen"  (Tarifpost  6i8) 
hinzu,  und  in  die  Gesamtpost  der  Freiliste  für  Gerbmittel  (Tarifpost 
624)  setzte  er  auch  die  Gerbstoffauszüge  sowie  mechanischen  Gerb- 
stoff-Bearbeitungen ein. 

V.  Sämereien. 

Nicht  unbedeutende  Umsätze  im  internationalen  Handelsverkehr 
haben  die  sogenannten  Sämereien  zu  verzeichnen,  tmter  denen 
sich  öfters  verhältnismäßig  gut  bezahlte  Er- 
zeugnisse befinden.  Mannigfache  Faktoren  wirken  dahin,  den 
Sämereien,  deren  Gewinnung  in  bester  Beschaffenheit  nicht  selten 
an  besondere  klimatische  Bedingungen  gebunden  ist,  Zollfreiheit 
oder  eine  mäßige  Zollbelastung  zu  sichern.  Vielfach  handelt  es  sich 
nämlich  um  Saatgut;  an  dessen  Zollfreiheit  oder  mäßiger  Zoll- 
belastung ist  aber  das  agrarische  Element  mehr  oder  weniger  inter- 
essiert, das  stets  unter  den  die  Handelspolitik  beeinflussenden  Macht- 
faktoren eine  hervorragende  Stellung  einnahm.  Hier  wären  beispiels- 
weise zu  erwähnen:  Kleesaat,  Grassaat,  Waldholzsamen,  Saat  von 
Tabak,  Zichorien,  Blumen,  Futterrüben  (Runkelrüben),  Kohlrüben, 
Karotten,  Spinat,  Zeller,  Zwiebel,  Rettich,  Spargel,  Tomaten, 
Kürbis,  Melonen,  Gurken  usw.  Manche  Sämereien  sind  Rohstoffe 
für  industrielle  Zwecke,  so  die  zur  Darstellung  ätherischer 
öle  dienenden  Samen  von  Anis,  Koriander,  Kümmel,  Fenchel, 
die  auch  ein  mitteleuropäisch-südeuropäisches  Seitenstück  zu  den 
tropischen  Gewürzen  darstellen^).  Zuckerrüben-  Samen 
ist  ein  wichtiger  Rohstoff  zugleich  für  landwirtschaftliche  und  in- 
dustrielle Zwecke.  Eine  besondere  Stellung  nimmt  der  Kanarien- 
samen  ^)  ein,  der  nicht  nur  als  Vogelfutter  verwendet  wird,  sondern 


^)  Bei  dieser  Gelegenheit  sei  darauf  hingewiesen,  daß  Pflanzen,  deren  Same 
oder  andere  Teile  ätherische  Öle  liefern,  nicht  selten  in  mehreren  Klimazonen 
zugleich  vorkommen.  Da  Sonnenschein  und  "Wärme  die  Bildung  der  ätherischen  Öle 
begünstigen,  liefert  dieselbe  Pflanze  im  Süden  oft  viel  mehr  ätherisches  Öl  als  im  Norden. 
Dagegen  ist  das  Öl  aus  Blüten  usw.  in  nördlichen  Gegenden  in  der  Regel  feiner.  Es 
ist  klar,  wie  sehr  derartige  Verhältnisse  (gemäß  den  in  Anlage  XV  ,, Sortenverschieden- 
heit der  Rohstoffe"  entwickelten  Gesichtspunkten)  den  internationalen  Handels- 
verkehr fördern  und  anregen. 

^)  Die  Erzeugungsländer  für  Kanariensamen  waren  bisher  hauptsächlich 
(abgesehen  von  einigen  minder  leistimgsfähigen  mitteleuropäischen  Gebieten)  Marokko 
und  die  europäische  Türkei,  namenthch  Ost-  und  Westthrakien,  welch  letzteres  Land 
durch  die  Balkankriege  von  1912/1913  bulgarisch  geworden  ist.     Ende  August  1913 
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auch  einen  zum  Schlichten  feiner  Baumwollwaren  vorzüglich  ge- 
eigneten Kleister  liefert.  Die  Samenzüchtereien  Hollands, 
Thüringens,  einiger  französischer  Gegenden  sind  weltberühmt  und 
tragen  durch  ihre  im  In-  und  Auslande  absatzfähige  Qualitätspro- 
duktion zum  Volkswohlstande  ihrer  Länder  nicht  unwesentlich  bei. 
Auch  der  über  alle  Kulturländer  der  Erde  verbreitete,  je  nach  den 
klimatischen  Verhältnissen  bald  diese,  bald  jene  Spezialität  be- 
günstigende Grassamen  bau  ist  bei  den  meist  recht  hohen 
Preisen,  die  hierfür  zu  erzielen  sind,  für  manche  Gebiete  sehr  vorteil- 
haft. 

Deutschland  belastet  im  Zolltarife  vom  25.  Dezember 
1902  „Anis,  Fenchel,  Koriander,  Kümmel  und  andere  Sämereien 
zum  Genüsse,  frisch  oder  getrocknet,"  mit  dem  mäßig  hohen  Satze 
von  vier  Mark  für  100  kg,  läßt  aber  Sämereien  zur  Gewinnung  äthe- 
rischer öle  auf  Erlaubnisschein  zollfrei  ein.  Klee-  und  Grassaat  sind 
wenigstens  im  Vertragstarif  zollfrei,  Samen  von  Runkel-  und 
Zuckerrüben  sind  mit  i  Mark  für  100  kg  nur  mäßig  belastet  und  die 
anderen  Sämereien  (mit  Ausschluß  der  Ölsaaten)  zollfrei. 

Der  Zolltarif  Österreich-Ungarns  vom  12.  März  1906 
belegt  zwar  auch  im  Vertragstarif  Kleesaat  mit  dem  (abgesehen  von 
Esparsettesaat)  mäßig  hohen  Satze  von  acht  Kronen  für  100  kg, 
während  Anis,  Koriander,  Kümmel,  Fenchel  sechs  Kronen  zu  ent- 
richten haben  und  Grassamen  sowie  nicht  besonders  benannte  Säme- 
reien wenigstens  im  Vertragstarif  Zollfreiheit  genießen.  Doch  be- 
lastet auch  der  allgemeine  Zolltarif  Anis,  Koriander,  Kümmel  und 
Fenchel  zur  Darstellung  ätherischer  öle,  bei  Einfuhr  auf  Erlaubnis- 
schein, nur  mit  einer  Elrone  für  100  kg  und  läßt  nicht  besonders 
benannte  Sämereien  zur  Darstellung  ätherischer  öle  sowie  Zucker- 
rüben-Samen zu  Saatzwecken  auf  Erlaubnisschein  zollfrei  ein. 

Der  französische  Zolltarif  vom  29.  März  1910  belastet 
in  Tarifpost  89  Sämereien  im  allgemeinen  mit  dem  mäßigen  Satze 
von  drei  Franken  für  100  kg;  nur  Kleesaaten  haben  25,  Futter-  und 
Runkelrüben  geschält  45,  ungeschält  30  Franken  für  100  kg  zu  ent- 
richten. Beachtenswert  ist  der  Umstand,  daß  sogar  der  hochschutz- 
zöUnerische  Payne-Tarif  der  Vereinigten  Staaten  von 
1909  für  Sämereien  neben  den  mehr  oder  minder  hohen  Sätzen  der 
Tarifpost  266  auch  zahlreiche  Zollbefreiungen  in  Tarifpost  668 
(auch  559)  enthielt.     Der  gemäßigt  schutzzöUnerische  Underwood- 


erreichte  Kanariensamen  in  Rodosto  infolge  der  kriegerischen  Störungen  den  verhältnis- 
mäßig guten  Preis  von  135  Franken  für  100  kg. 
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Tarif  vom  3.  Oktober  1913  enthält  in  Tarifpost  212  einige  im  Ver- 
gleich zum  Payne-Tarif  von  1909  bedeutend  niedrigere  Sätze  für 
Sämereien,  so  namentlich  für  nicht  besonders  benannte  Sämereien 
fünf  statt  zehn  Cents  das  englische  Pfund.  Aus  der  Freiliste  des 
Underwood-Tarifs  wurden  aber  aus  rein  finanziellen  Gründen  (wie 
sie  auch  für  die  Zollbelastung  der  im  Payne-Tarif  zollfreien  Gewürze 
in  Tarif post  235  des  Underwood-Tarifes  maßgebend  waren)  Kanarien-, 
Kümmel-  und  Anissamen  ausgeschieden  und  in  Tarif  post  212  mit 
mäßig  hohen  Einfuhrzöllen  belastet.  Italien  gewährt  nach  Tarif- 
post 406  allen  Sämereien  (mit  Ausschluß  einiger  Ölsaaten)  ZoU- 
freüieit. 

Nicht  geringe  Beträge  umfaßt  die  aus  ähnlichen  Gründen  wie 
die  Sameneinfuhr  meist  zollbegünstigte  Einfuhr  von  Blumen- 
zwiebeln, wie  Hyazinthe,  Tulpe,  Lilie,  Narzisse,  Scilla,  Kaiser- 
krone, Amaryllis  usw.^).  Es  sind  dies  wertvolle  Qualitätserzeugnisse, 
wovon  z.  B.  ein  Hauptproduktionsgebiet  wie  Holland  im  Jahre  1910 
17,24,  im  Jahre  1911  17,31  und  im  Jahre  1912  22,75  Millionen  kg 
zur  Ausfuhr  brachte,  welchen  MengenzifFern  im  Jahre  1910  ein  Wert 
von  21,58,  im  Jahre  191 1  ein  solcher  von  21,62  Millionen  Franken 
entsprach.  Doch  kommen  die  Zwiebeln  von  Tuberosen  aus  Nord- 
amerika, die  der  Goldbandlilie  aus  Japan;  Narzissenzwiebel,  daneben. 
Tulpenzwiebel  liefert  Südengland  2)  usw. 

VI.    Polsterungs-,  Flecht-,  Bürsten-  nnd  Besenmaterialien. 

Minder  bedeutsam  als  die  Umsätze  in  Sämereien  und  Zwiebeln, 
aber  vom  Standpunkte  des  internationalen  Handelsverkehrs  immer- 
hin erwähnenswert  sind  allerlei  pflanzliche  Polsterungs-,  Flecht-, 
Bürsten-  und  Besenmaterialien;  diese  genießen  in  den  Zolltarifen 
•der  meisten  Länder  als  unentbehrliche  industrielle.  Rohstoffe  Zoll- 
freiheit und  sind  teilweise,  wie  Stuhlrohr,  Coir  (faserige  Hülle  der 
Kokosnuß),  Kapok  oder  CeibawoUe,  die  durch  Leichtigkeit  und 
Widerstandsfähigkeit     gegen    Benetzung     hervorragt^)    usw.,    ver- 


^)  Zwiebeln  tind  Zwiebel  wurzeln  waren  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  nach 
Tarifpost  668  des  hochschutzzöllnerischen  Payne-Tarifs  zollfrei  und  sind  auch  derzeit 
nach  Tarif  post  595  des  gemäßigt  schutzzöllnerischen  Underwood-Tarifs  von  1913 
von  Einfuhrzöllen  befreit. 

2)  Vgl.  in  der  „Times"  vom  14.  November  191 3  „Bidb  growing.  The  english 
industry". 

')  Man  verwendet  nur  den  zum  Verspinnen  untauglichen  Kapok  als  Pol- 
«terungsmaterial ;  die  besseren  Sorten  werden  zur  Herstellvmg  gewisser  seidenartiger 
Webwaren  und  zur  Vermengung  mit  Kaninchenhaaren  in  der  Hutmacherei  benützt. 
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hältnismäßig  wertvolle  Artikel.  Hierher  gehören  noch  ins- 
besondere Seegras,  Esparto,  Piassava,  Crin  d'  Afrique,  Bast  (I^inden- 
bast,  Raffia  usw.),  Saggina  (Moorhirsestroh)  usw.  Beispielsweise 
sei  bemerkt,  daß  im  Jahre  191 1  die  Stuhlrohr- Ausfuhr  des  Ver- 
mittlungshafens Singapore  451400  Pikul  (zu  60  kg)  für  4415000 
Straits-Dollar  (i  Straits-Dollar  gleich  etwa  2,5  Franken)  betrug; 
die  Kapokausfuhr  Javas  umfaßte  im  Jahre  1912  102350  q  für  etwa 
12,18  Millionen  Franken.  Bemerkenswert  sind  die  Zollbefrei- 
ungen für  diese  Materialien  in  den  Tarifposten  68  und  69  des 
deutschen  Zolltarifes  vom  25.  Dezember  1902,  61  des  österreichisch- 
ungarischen Tarifes  vom  13.  Februar  1906,  145  und  147  des  fran- 
zösischen Tarifes  vom  29.  März  1910,  während  in  Tarifpost  146  rohe 
und  geschälte  Weiden  sowie  Rotang  mit  mäßig  hohen  Sätzen  be- 
lastet sind. 

VII.  Äizneipflanzen. 

Unter  den  pflanzlichen  Rohstoffen  verdienen  die  Arzneipflanzen 
besondere  Beachtung,  sowohl  wegen  der  großen,  im  internationalen 
Handelsverkehr  umgesetzten  Summen,  als  auch  wegen  der  besonders 
kaufkräftigen  Nachfrage,  der  sie  begegnen.  In  neuerer  Zeit  ist  auch 
vielfach  eine  Rückkehr  zu  Drogen  und  Medizinen  aus  dem  Pflanzen- 
reiche zu  verzeichnen,  die  von  der  gelehrten  Heilkunde  vorüber- 
gehend den  Kräuterweibern  und  ihrer  Volksmedizin  überlassen 
wurden,  sich  aber  doch  bei  aufmerksamerer  Prüfung  als  nicht  ganz 
wertlos  herausgestellt  haben  i).  Abgesehen  hiervon  begann  sich  auch 
Mangel  an  jenen  Arzneipflanzen  einzustellen,  die  in  der  Heilkunde 
stets  ihr  Ansehen  bewahrt  oder  es  gar  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten 
erworben  hatten.  Überdies  wurden  in  älterer  Zeit  die  Arzneipflanzen 
fast  ausschließlich  in  Feld  und  Wald  außerhalb  des  unter  Anbau 
stehenden  Bodens  gesammelt,  und  noch  im  zwanzigsten  Jahrhundert 
werden  viel  zu  wenig  Arzneipflanzen  gartenmäßig  gezogen. 
Da  nun  die  wild  wachsende  Pflanzenwelt  immer  mehr 
von  den  menschlichen  Kulturen  eingeengt  wird,  müssen  die  Preise 


^)  Hierbei  macht  sich  auch  das  geschäftliche  Interesse  der  chemischen  groß- 
industriellen  Betriebe,  Heilmittelfabriken  und  Großdrogisten  geltend;  diese  bringen 
immer  wieder  in  neuer  Form  alte,  eine  Zeitlang  vernachlässigte  pflanzliche  Heilmittel 
(namentUch  Abführmittel,  femer  die  ätherische  Öle  enthaltenden  Pain  Expellers  zum 
Einreiben  usw.)  auf  den  Markt.  Was  die  Volksmedizin  als  Blätter,  Blüten  usw.  be- 
nützt, verwendet  die  wissenschaftliche  Heilkunde  öfters  in  den  von  den  genannten 
Industrien  zur  Verfügung  gestellten  Auszügen. 
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der  Arzneipflanzen  fast  beständig  Erhöhungen i)  erfahren.  Bndlich 
geht  die  Einsammlung  öfters  in  unzweckmäßiger  und 
verschwenderischer  Weise  vor  sich,  indem  unaus- 
gereifte,  unzeitige,  minderwertige  oder  ganz  unnütze  Pflanzen  mit- 
gesammelt werden,  die  sodann  vom  verarbeitenden  Heilmittel- 
kundigen ausgeschieden  werden  müssen.  So  ist  z.  B.  das  den  Rohstoff 
für  das  wichtige  Heilmittel  DigitaUs  liefernde  Fingerhutkraut  (Digi- 
talis purpurea)  in  den  Bergwäldern  Mitteleuropas  auf  kalkhaltigem 
Boden  weit  verbreitet.  Es  sind  aber  nicht  alle  Spielarten  des  Fingerhuts 
gleich  brauchbar,  und  sogar  die  Blätter  der  brauchbaren  Spielart 
können  nur  von  der  zweijährigen,  gerade  blühenden  Pflanze  gesammelt 
werden. 

Einsichtsvollere  Landwirte,  wie  z.  B.  einzelne 
aus  Nordamerika  nach  Oberungarn  zurückgekehrte  Auswanderer, 
oder  fürsorglicheAckerbau-Ämter  haben  dem  Anbau 
von  Arzneipflanzen  liebevolle  und  lohnende  Aufmerksamkeit  zu- 
gewandt. So  läßt  das  österreichische  Ackerbauministerium  seit  dem 
Jahre  1910  in  der  Nähe  von  Korneuburg  (Niederösterreich)  ein  großes 
Versuchsfeld  mit  allerlei  Arzneipflanzen  bebauen  2),  darunter  auch 
die  in  den  letzten  Jahren  im  Preise  stark  gestiegene,  mannigfach 
verwendbare  kanadische  Gelbwurzel  oder  Wasserkraut  (Hydrastis 
Canadensis).  Ein  anderes  österreichisches  Kronland,  Dalmatien,  zieht 
nicht  unbedeutende  Erträgnisse  aus  zwei  Drogenkulturen,  nämlich 
jener  der  Pfefferminze  (Mentha  piperita),  wovon  große  Mengen 
zur  Herstellung  ätherischer  öle^)  benötigt  werden,  und  aus  der  Ge- 


^)  So  ist  z.  B.  in  Marseille  der  Preis  von  Lavendelöl,  der  noch  in  den  1890er 
Jahren  10 — 12  Franken  das  kg  betrug,  im  Jahre  1904  auf  20,  im  Jahre  1906  aixf  32 
und  im  Jahre  191 2  auf  40  Franken  gestiegen;  vgl.  in  „Daily  Consular  and  Trade 
Reports"  vom  6.  Dezember  191 3  ,,I,avender  culture  in  southern  France". 

2)  Ein  ähnliches  Versuchsfeld  entstand  in  der  Nähe  von  Prag  unter  Beihilfe 
des  böhmischen  Landeskidturrates.  Das  Korneuburger  vmd  Prager  Versuchsfeld 
sowie  die  von  beiden  beratenen  österreichischen  Landwirte  erzielten,  abgesehen  von 
wertvollen  rein  geschäftlichen  Erfolgen,  auch  auf  der  Wiener  internationalen  pharma- 
zeutischen Ausstellung  vom  Oktober  19 13  viel  Anerkennung. 

')  Vgl.  die  Bemerkung  über  ätherische  Öle  bei  Besprechung  der  Sä- 
mereien, S.  557.  Unter  den  ätherischen  Ölen  sind  neben  dem  Pfefferminzöl  noch  be- 
sonders als  Drogen  zu  nennen:  Thymianöl,  Winter grünöl,  Nelkenöl,  Wachholderbeeröl, 
Bittermandelöl  usw.  In  weit  höherem  Maße  werden  die  ätherischen  öle  allerdings 
in  der  Parfümerie-  und  Likörerzeugung  verwendet,  so  Rosenöl, 
Zitronen-,  Pomeranzen-  und  Bergamottöl,  NeroH-,  Lavendel-,  Petitgrain-,  Geranium-, 
Angelika-,  Kassia-,  Zimt-,  Kardamomen-,  Kalmusöl  usw.  Von  dem  aus  der  früher 
erwähnten  Pfefferminzpflanze  gewonnenen  Menthol  versandte  Japan  im 
Jahre  191 1,  neben  einem  nicht  unbedeutenden  Inlandsverbrauch,  ins  Ausland 
S  c  h  i  1  d  e  r.    II.  36 
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winnung  verschiedener  Pyretrum-  und  Chrysanthemumarten,  deren 
getrocknete  und  gepulverte.  Blüten  ein  recht  wirksames  Insekten- 
pulver sind.  Ähnlich  wie  aus  Dalmatien  nicht  die  Blüte  als  Rohstoff, 
sondern  das  daraus  hergestellte  Pulver  -Fabrikat  zum  Versand 
kommt  (Österreich-Ungarns  Ausfuhr  von  Insektenpulver  betrug  im 
Durchschnitt  der  vier  Jahre  1909 — 1912  10,278  q  für  2,79  Millionen 
Franken),  wird  mit  dem  in  Russisch-Turkestan  (zwischen  den  Flüssen 
Syr  Darja  und  Aryss)  größtenteils  auf  Kronland  wachsenden  Wurm- 
samen oder  Zitwersamen,  Artemisia  Cina,  vorgegangen,  aus  dessen 
Staubgefäßen  das  gegen  Wurmleiden  (Spulwürmer)  Abhilfe  gewäh- 
rende Alkaloid  Santonin  zu  gewinnen  ist.  Eine  in  Tschimkent  (etwa 
120  km  nordöstlich  von  Taschkend)  errichtete  russische  Santonin- 
fabrik,  die  von  der  Regierung  die  mit  Artemisia  Cina  besetzten 
Ländereien  gepachtet  hat,  besitzt  gewissermaßen  ein  den  Weltmarkt 
beherrschendes  MonopoU)  für  diese  Droge. 

In  Ländern  wie  Österreich,  in  denen  sich  die  Apotheker  an 
amthch  festgestellte  Arzneitaxen  halten  müssen,  ließen  diese  Nutz- 
nießer des  Heilmittelbedarfes  von  Zeit  zu  Zeit  die  beweglichsten 
Klagen  ertönen,  wonach  durch  gewaltige,  jähe  Preissteigerungen 
irgendeiner  pflanzlichen  Droge  dieser  oder  jener  vor  Jahresfrist 
aufgestellte  Taxsatz  zu  einer  durchaus  unbilligen  Belastung  des 
Apothekerstandes  geworden  sei.  Dies  war  insbesondere  dann  der  Fall, 
wenn  durch  bürgerliche  Unruhen  oder  Kriegswirren  in  Ostasien 
(China)  der  Bezug  der  zahlreichen,  dort  gewonnenen  pflanzlichen 
Drogen  erschwert  und  verteuert  wurde.  In  solchen  Klagen  mag  zwar 
mancherlei  geflissentliche  Übertreibung  stecken.  Nichtsdestoweniger 
bleibt  ein  Kern  von  Wahrheit  zurück,  der  ersehen  läßt,  wie  aus- 
sichtsvoll imd  gewinnbringend   der  Anbau  von  Arzneipflanzen  ist 

Dabei  handelt  es  sich  nicht  nur  um  Rohstoffe,  sondern  auch,  wie 
bereits  bemerkt  wurde,  öfters  um  die  aus  den  Arzneipflanzen  ge- 
wonnenen Medizinen  oder  Medizinenbestandteile  in  Fabrikaten- 
form. Dem  kommt  nicht  nur  das  Bestreben  nach  Frachtersparnis 
mittels  Verarbeitung  der  Arzneipflanzen  am  Orte  der  Gewinnung 
entgegen;  in  gleicher  Richtung  wirkt  auch  die  in  nicht  wenigen 
Zolltarifen  zu  verzeichnende  Neigung,  Drogen  zollfrei  einzulassen 
oder  nur  wenig  zu  belasten ;  abgesehen  von   sozialpolitisch  - 

75700  kg  für  2,46  Millionen  Franken,  dazu  noch  1 14800  kg  Pfefferminzessenz  für 
1,75  Millionen  Franken.  In  den  Jahren  1912  und  1913  haben  in  Japan  Erzeugung  und 
Ausfuhr  dieser  Drogen  noch  zugenommen. 

1)  Siehe  Glasenapp,  „Die  Santoninproduktion  in  Turkestan"  in  der  „Rigaschen 
Industriezeitung"  vom  15.  Januar  19 13. 
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humanitären  Gesiclitspunkten  kommt  hierbei  wohl  auch  der 
Umstand  stark  in  Betracht,  daß  die  aus  den  Arzneipflanzen  erzeugten 
Fabrikate  häufig  nicht  unmittelbar  als  Heilmittel  dienen,  sondern 
nur  Hilfsstoffe  zur  Erzeugung  solcher  Mi-^tel  sind.  Dies  gilt  z.  B. 
insbesondere  von  den  ätherischen  ölen. 

Die  Zollbehandlung  der  Arzneipflanzen  und 
der  aus  ihnen  unmittelbar  erzeugten  Fabrikate  ist  nicht  leicht 
festzustellen,  da  weit  mehr  pflanzliche  Drogen  in  den  Apotheken 
verwendet,  als  in  den  Zolltarifen  unter  „Arzneipflanzen"  oder  „Heil- 
mittel" angeführt  werden.  Nichtsdestoweniger  wäre  auf  folgende 
Zollbefreiungen  im  deutschen  Zolltarif  vom  25.  Dezember 
1902  hinzuweisen,  woran  auch  die  Interessen  der  hochentwickelten 
deutschen  Heilmittel-Fabrikation  beteiligt  sein  mögen:  Tarifpost 
60  (Säfte  von  Früchten  und  Pflanzen,  zum  Gewerbe-  oder  Heü- 
gebrauch,  anderweit  nicht  genannt,  auch  eingedickt),  71  und  72 
(Sammelposten  ungemein  verschiedenartiger,  mehr  oder  weniger 
wichtiger  Drogen),  99  (Kampfer,  roh  oder  gereinigt;  Manna),  352 
(Holzteeröl),  353  (verschiedene  ätherische  öle),  378  (Kreosot),  380 
(Alkaloide,  Alkaloidsalze  und  Alkaloidverbindungen),  385  (Süßholz- 
saft, roh  oder  gereinigt);  bemerkenswert  ist  auch  die  niedrige  Tarif- 
post 34  von  vier  Mark  für  100  kg  Paraguaytee,  lyorbeerblätter,  Salbei- 
blätter, Waldmeister  usw. 

Weniger  entgegenkommend  ist  der  Zolltarif  Österreich- 
Ungarns  vom  13.  Februar  1906,  abgesehen  von  der  Sammel- 
post Nr.  62  für  allerlei  zollfreie  pflanzliche  Drogen  „Pflanzen  und 
Pflanzenteüe,  nicht  besonders  benannte,  frisch,  getrocknet  oder  zu- 
bereitet (gepulvert  oder  sonst  zerkleinert  oder  gefärbt)."  Die  Waren- 
klasse XVIII  „Arznei-  und  Parfümeriestoffe"  enthält  Zollfreiheit 
nur  für  Rohkampfer,  ferner  Tarifpost  173  und  174  einige  hierher 
gehörende,  mäßig  hohe  Sätze  für  Harze  und  öle. 

Bezeichnend  ist  es,  daß  sogar  der  hochschutzzöllnerische  Payne- 
Tarif  der  Vereinigten-Staaten  von  1909  zahlreiche  Zoll- 
befreiungen für  Arzneipflanzen  und  daraus  erzeugte  Drogen  (auch 
in  Fabrikatenform)  enthielt,  so  als  Sammelposten  die  Tarifposten 
559,  630,  639  (ätherische  und  andere  öle),  668  (Sämereien),  679  (Ge- 
würze), 691  (Tee-  und  Teepflanzen)  sowie  für  einzelne  Arzneipflanzen 
und  pflanzliche  Drogen  die  Tarifposten  483  (Aconit),  505  und  658 
(Chinarinde  und  Chininpräparate),  527  (Rohkampfer),  562  (Mutter- 
korn), 597  (Jalappewurzel),  610  (Zitronen-,  Simonen-  oder  Pomeran- 
saft),  611  (Süßholzwurzel),  623  (Bibischwurzel),  636  (Brechnuß), 
666  (Salepwurzel),  688  (Tamarinden),  690  (Holzteer),  699  und  700 

36* 
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(Terpentin  und  Terpentinöl).  Der  gemäßigt  schutzzöUnerische 
Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913  enthält  nicht  nur  einige 
Erweiterungen  der  Freiliste^  so  für  S  antonin  und  Strychnin,  sondern 
auch  bedeutende  Ermäßigungen  in  der  Abteilung  A  der  zollpflichtigen 
Artikel  („Chemikalien,  öle  und  Farben"),  so  insbesondere  in  Tarif- 
post 27  (früher  20)  für  zubereitete  pflanzliche  Drogen. 

Gerade  diese  Aufzählung  aus  dem  Payne-Tarif  und  anderen 
Tarifgesetzen  läßt  aber  ersehen,  daß  unter  die  Bezeichnung  „A  r  z  n  e  i- 
pflanzen  und  pflanzliche  Drogen"  mancherlei  einbezogen  wurde, 
was  bereits  anderweitig  behandelt  worden  ist  und  wohl  auch  eher 
in  andere  Gruppen  gehört,  wie  Chinarinde,  Rohkampfer,  Teearten, 
Gewürze  usw.  zu  den  tropisch-exotischen  Erzeugnissen,  Zitronen-, 
Limonen-  oder  Pomeranzensaft  zu  den  Südfrüchten,  Holzteer  zu 
den  Walderzeugnissen,  Sämereien  zu  der  gleichnamigen  Warengruppe 
usw.  Nicht  wenige  Arzneipflanzen  haben  diesen  Charakter  eigentlich 
nur  nebenbei,  und  ihre  Hauptverwendung  liegt  auf  anderen 
Gebieten,  so  bei  der  Süßholzwurzel  in  der  Erzeugung  von  Näschereien 
und  Tabakssaucen,  beim  Zitronensaft  in  der  Herstellung  von  Genuß- 
mitteln (Limonaden),  beim  Tee  und  Paraguaytee  in  der  Bereitung 
wohlschmeckender  Getränke,  beim  Rizinus  in  der  Gewinnung  eines 
fetten  Öls,  beim  Kampfer  in  der  Erzeugung  von  Zelluloid  und  rauch- 
schwachem Schießpulver.  Man  kann  zwar  nicht  gut  die  Bezeichnung 
„Arzneipflanzen"  (samt  den  daraus  gewonnenen  Drogen  und  Me- 
dizinen) auf  jene  Pflanzen  beschränken,  die  in  Ländern  gemäßigten 
und  kalten  oder  höchstens  subtropischen 
Klimas  zu  finden  sind;  denn  man  darf  den  handelspolitisch- 
kommerziellen Standpunkt  jener  Länder  nicht  außer  Acht  lassen, 
für  welche  die  so  zahlreichen  und  wichtigen  tropisch-subtropischen 
heilkräftigen  Pflanzen  und  pflanzlichen  Drogen  heimische  Erzeug- 
nisse sind,  wie  schon  bei  Besprechung  des  Begriffs  der  ,, exotischen" 
Erzeugnisse  bemerkt  i)  wurde.  Doch  wäre  die  Bezeichnung  als 
„Arzneipflanzen"  besser  nur  jenen  Pflanzen  zuzuerkennen,  die  über- 
wiegend in  der  gelehrten  und  Volksmedizin  oder  Tierheilkunde, 
nicht  aber  hauptsächlich  anderweitig  Verwendung  finden.  Ander- 
seits ist  die  Tatsache  zu  verzeichnen,  daß  manche  pflanzliche  Erzeug- 
nisse, so  z.  B.  Zucker 2)^  Tee  usw.,  in  Europa  zuerst  als  Heilmittel 
bekannt  und  erst  später  in  weitaus  überwiegendem  Maße  allgemeine 

^)  Siehe  Abteilung  II  der  Anlage  XIX  vorliegenden  Bandes. 

2)  Daher  ist  der  botanische  Name  des  Zuckerrohrs  noch  heute  saccharum  offi- 
cinarum.  Vgl.  Max  Schippel,  „Zuckerproduktion  und  Zuckerprämien",  Stuttgart 
1903,  Seite  6  und  18/19 
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Genußmittel  geworden  sind;  Paraguaytee  wird  in  Europa  vielleiclit 
noch  diesen  Weg  zurücklegen,  nachdem  er  in  der  südlichen  Hälfte 
Südamerikas  bereits  längst  allgemeines  Genußmittel  geworden  ist. 


Vin.   Kelp. 

Von  besonderem  Interesse  ist  ein  Fall,  wonach  ein  pflanzlicher 
Rohstoff  längere  Zeit  hindurch  infolge  verschiedener  technischer 
Neuerungen  und  Entwicklungen  an  Bedeutung  und  Wertschätzung 
viel  verloren  hat,  seit  etwa  einem  Jahrzehnt  aber  wachsende  Be- 
achtung und  Verwendung  findet.  Es  handelt  sich  um  gewisse  teils 
an  den  Meeresküsten  gewonnene,  teils  aus  der  Hochsee  gefischte 
Meerespflanzen,  jene  Tange  und  Algen,  für  die 
in  den  angelsächsischen  Ländern  die  Bezeichnung  Kelp  (auch 
seaweed)  üblich  geworden  ist.  Bis  zur  Auffindung  des  Le  Blanc- 
Prozesses  für  Sodagewinnung  (1794)  waren  derartige  Meerespflanzen 
zur  Sodaerzeugung  unentbehrlich.  Seither  und  noch  mehr  seit  dem 
Aufkommen  des  Ammoniak-Sodaverfahrens  (Solvay  1863)  sind  sie 
hierfür  entbehrlich  geworden,  und  ihre  andere  wichtige  Verwendung 
zur  Gewinnung  von  Jod  hat  eine  starke  Verminderung  erfahren, 
seitdem  Jod  aus  den  beim  Auskristallisieren  des  Natronsalpeters 
verbleibenden  Mutterlaugen  bereitet  wird. 

Im  letzten  Jahrzehnt  ist  man  aber  darauf  gekommen,  daß  die 
Tange  und  Algen  der  Meeresküsten  und  Hochsee-Gewässer  nicht  nur 
für  die  Jodgewümung,  sondern  auch  zur  Darstellung  einer  Reihe 
brauchbarer  chemischer  Verbindungen  mit  Vor- 
teil heranzuziehen  seien,  wofern  nur  rohe  Empirie  vermieden  und 
gründlich  erprobte  und  von  chemischen  Technologen  überprüfte 
Verfahrungs weisen  angewendet  werden.  Als  derartige  Nebenerzeug- 
nisse neben  der  Jodgewinnung  ergeben  sich  insbesondere  k  a  1  i  - 
und  salpeterhaltige  Dungmittel,  wodurch  ins- 
besondere Großbritannien,  Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten 
von  den  Kalibergwerken  Deutschlands  und  den  Salpeterlagern 
Chiles  minder  abhängig  würden.  Hierzu  kommt  noch  Ammo- 
niumsulfat, gleichfalls  ein  wichtiges  Dungmittel,  das  im 
allgemeinen  als  Nebenerzeugnis  der  Leuchtgasbereitung  und  Koks- 
darstellung gewonnen  wird,  ferner  Kalziumazetat  (essig- 
saurer Kalk),  das  Ausgangsmaterial  für  die  Erzeugung  des  Azetons, 
das  bei  der  Bearbeitung  von  Kampfer,  bei  der  Herstellung  von 
Zaponlack,  bei  der  Darstellung  von  Sulfonal,  Chloroform  und  Jodo- 
form,  namentlich   aber   zur   Erzeugung  von   Sprengmittehi   (rauch- 
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schwachem  Pulver)  in  großen  Mengen  benötigt  wird.  Demnach 
genießen  also  jene  Küstengebiete,  wo  umfangreiche  Algen-  und 
Tang(Kelp-)  Gewinnung  betrieben  werden  kann,  den  Vorteil,  auch 
zum  Sitz  wichtiger  chemischer  Industrien*)  ge- 
eignet zu  sein ;  denn  die  weitere  Verarbeitung  der  dem  Meere  ent- 
rissenen Gewächsmassen  kann  wohl  meist  nur  an  der  Küste  selbst 
mit  Vorteil  betrieben  werden.  Mit  besonderem  Eifer  widmete  man  sich 
während  der  letzten  Jahre  in  den  Vereinigten  Staaten 
der  für  den  Dungmittel-Bedarf  des  Landes  wichtigen  Gewinnung 
und  Verwertung  des  Kelp.  In  Nor  wegen  2)  ist  die  Gewinnung 
und  Einäscherung  des  angeschwemmten  oder  geradezu  eingeernteten 
Kelp  und  die  Versendung  der  Asche  nach  schottischen  Jodfabriken 
bereits  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  eine  gewinnbringende 
Nebenbeschäftigung  der  Küstenbevölkerung. 


1)  Vgl.  über  diese  vielfach  unterschätzten  MögUchkeiten  „The  Kelp  Industry. 
Possibilities  of  Revival  "in  der  „Times"  vom  29.  Mai  1912. 

*)  Siehe  den  Bericht  des  nordamerikanischen  Konsulats  in  Stavanger 
„Seaweed  buming  inNorway"  in  „Daily  Consular  and  Trade  Reports"  vom  23.  August 
19 13,  imd  über  die  Gewinnung  imd  Verarbeitung  von  Kelp  in  Großbritannien 
und  Irland  vgl.  die  ausführlichen  Darlegungen  des  nordamerikanischen  Konsulats 
in  London  „Kelp  Production  in  United  Kingdom"  in  „Daily  Consular  and  Trade 
Reports"  vom  9.  Juni  19 14. 
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Tierische  Erzeugnisse  und  Futtermittel. 

I.  Aufsteigende  Preisrichtung  der  tierischen  Erzeugnisse,  die  der  Nutzvieh- 
zucht entstammen;  Gründe  hierfür,  wie  Verringerung  der  ewigen  Weiden, 
Steigerung  der  Landarbeiterlöhne  und  Arbeitermangel  überhaupt,  große 
'  viehzüchterische  Leistungsfähigkeit  des  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebes; 
zahkeiche  tierische  Rohstoffe   (Abfälle)   verhältnismäßig  hohen  Wertes. 

Die  Nutzvieli-Zucht,  wie  die  Erzeugung  tierischer  Produkte  über- 
haupt, bleibt  aus  mehrfachen  Gründen  hinter  den  Ansprüchen  der 
Kulturvölker  in  den  dichter  besiedelten  Gebieten  der  Erde  mehr 
und  mehr  zurück.  Dies  gelangt  in  einer  entsprechend  ansteigen- 
den Preistendenz  der  seit  jeher  verhältnismäßig  hoch  im 
Preise  stehenden  fraglichen  Waren  zum.  Ausdruck  und  wirkt  auf  den 
internationalen  Handelsverkehr,  durch  Steigerung  sowohl  der 
Wertziffern  als  auch  der  Mengen  der  Umsätze 
von  Land  zu  Land,  ungemein  belebend  ein.  Die  zunehmende  In- 
tensität der  Landwirtschaft  mit  ihrer  Begünstigung 
des  Ackerbaues  verringert  beständig  und  bisweilen  sehr  rasch  in  den 
meisten  einigermaßen  dichter  besiedelten  Kulturländern  die  natür- 
lichen Weideplätze  (ewige  Weiden).  Sodann  erschwert  das  allmähliche 
AnsteigenderLandarbeiterlöhne,  hervorgerufen  und 
in  seiner  Wirkung  verschärft  durch  die  Ab-  und  Auswanderung  der 
Landarbeiter  in  die  städtischen  und  Industriebezirke  sowie  Über- 
seegebiete, eben  in  den  dichter  besiedelten  Kulturländern  die  Vieh- 
produktion ungemein;  insofern  nicht  etwa,  bei  dem  Vorwiegen 
kleinbäuerlicher  Wirtschaft,  die  nötigen  umfang- 
reichen und  viel  Sorgfalt  erheischenden  Arbeitsleistungen  vorwiegend 
vom  Kleingrundbesitzer  selbst  und  seinen  Familienangehörigen  be- 
sorgt werden  können  und  gleichzeitig  der  genossenschaftliche  Zu- 
sammenschluß der  kleinen  Landwirte  für  die  kapitalistischen  Vor- 
teile des  Großbetriebes  Ersatz  bietet.  Daher  wird  den  dichter  besie- 
delten Kulturländern  die  Befriedigung  ihres  stets  wachsenden  Be- 
darfs an  mancherlei  tierischen  Rohstoffen  und  Abfällen  für  Nahrungs- 
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zwecke  und  industrielle  Verwertung  immer  schwieriger ;  diese  Kultur- 
länder müssen  ihren  Bedarf  an  tierischen  Erzeugnissen  mehr  oder 
weniger  weit  entfernten  minder  dicht  besiedelten  Län- 
dern und  Gebieten  niedrigeren  lyohnstandes*) 
oder  reichlicheren  Angebots  nicht  immer  billi- 
ger Arbeitskräfte  (überseeische  Zielpunkte  der  europäischen 
Auswanderung)  entnehmen.  Unter  den  industriell  verwerteten  Roh- 
stoffen (auch  Abfällen)  tierischer  Herkunft  befinden  sich  nicht  wenige 
von  verhältnismäßig  hohem  Wert,  wie  z.  B.  Wolle, 
Häute,  Därme,  Fette,  Haare,  Borsten,  Federn,  Pelzwerk  usw.  Manche 
dieser  mehr  oder  weniger  wertvollen  Rohstoffe  oder  Abfälle  ent- 
stammen nicht  bloß  der  Nutzviehzucht,  sondern  auch  der  Fische- 
rei (die  freilich  teilweise  auf  einer  planm  äßigen  Zucht  beruht)  oder 
Jagd,  wofern  solche  Rohstoffe  (Abfälle)  nicht  ausschließlich  von 
den  beiden  letztgenannten  Produktionszweigen  herrühren,  wie  Elfen- 
bein, Moschus,  Fischbein,  Perlmutter,  Korallen,  Walrat  usw. 

n.  Rückgang  der  Schafzucht  in  den  dichter  liesiedelten  Kulturländern, 
bei  gleichzeitiger  starker  Zunahme  des  Wollbedarfs,  durch  Steigerung  der 
Schafbestände  in  den  Überseegebieten  nur  mangelhaft  ausgegUchen;  daher 
starke  Zunahme  der  durch  Sortenverschiedenheit  begünstigten  internatio- 
nalen Umsätze  von  Rohwolle,  ja  sogar  von  Kammzug  und  Kämmlingen 
nach  Wertziifern  und  Gewichtsmengen,  zumeist  auch  bei  Zollfreiheit  oder 
niedriger  Belastung  mit  nur  fiskaUschen  Zöllen;  Mohairwolle;  Pferde- 
zucht und  die  Gründe,  weshalb  der  Preissiard  der  Ffeide  trotz  mancher 
den  Bedarf  verrii^ernder  Umstände  hoch  bleibt. 

In  den  dichter  besiedelten  Kulturländern  Mittel-  und  West- 
europas mit  intensiverem  Ackerbau,  so  namentlich  in  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn,  aber  auch  in  Frankreich  und  Großbritannien, 
hat  die  ausgedehnte  Weideflächen  erfordernde  Schafzucht  zu- 
gunsten der  Rindvieh-  und  namentlich  der  Schweinezucht  beträcht- 
lich abgenommen ;  in  ähnlicher  Weise  wirkten  auch  die  anstei- 
gende Richtung  der  Schäferlöhne,  ja  vielfach,  so 
namentlich  in  Mitteleuropa,  der  immer  empfindlicher  werdende 
Mangel  an  geschulten,  leistungsfähigen  Schäfern  überhaupt. 


1)  Vgl.  hierüber  Anlage  XVI  vorliegenden  Bandes  über  die  arbeitsintensiven 
Rohstoff  gewinnungen.  Dort  wurden,  eben  mit  HinbHck  auf  die  mancherlei  Besonder- 
heiten der  Erzeugung  tierischer  und  mineraUscher  Rohstoffe,  nur  pflanzliche  Rohstoffe, 
mit  Ausnahme  der  Rohseide,  besprochen. 
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Der  besonders  scharfe  Rückgang  der  Schaf  bestände  inMittel- 
undWesteuropaist  darauf  zurückzuführen,  daß  in  den  letzten 
drei  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  der  preissenkende  Wett- 
bewerb der  argentinischen,  australisch-neusee- 
ländischen, südafrikanischen  usw.  Viehzucht  für  die 
damals  umfangreiche  mitteleuropäische  Aufzucht  feinwolliger  Me- 
rinoschafe unüberwindlich  schien.  Man  dachte  auch  nicht  an  den 
Übergang  zur  Zucht  von  Fleischschafen,  die  ja  verhältnis- 
mäßig gute,  dem  neueren  Modegeschmack  entsprechende  Wolle 
liefern  und  auch  den  Hauptbestandteil  der  erwähnten  überseeischen 
Schafherden  bilden;  man  wandte  sich  vielmehr,  bei  allgemeiner 
Intensivierung  des  Betriebes,  namentlich  in  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn, anderen  Zweigen  der  Viehzucht  zu.  Als  sich  seit  Be- 
ginn des  20.  Jahrhunderts  eine  im  allgemeinen  steigende  Richtung 
der  Wollpreise  entwickelte,  war  infolge  der  seitherigen  Intensivierung 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  die  Rückkehr  zu  der  neuerlich 
mehrfach  empfohlenen  Fleischschafzucht  (nach  dem  Muster  der 
La  Plata-Staaten,  Australien-Neuseelands,  Südafrikas)  kaum  mehr 
möglich  geworden.  So  verlöre  nMitteleuropa  und 
Großbritannien  die  Vorrangsstellung  in  Schaf- 
zucht und  Wollgewinnung,  die  sie  noch  um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts besessen  hatten,  und  es  entstand  ein  unaufhörlich  an- 
wachsender, riesiger  Handelsverkehr  in  Wolle  zwischen  den  Woll- 
industrieländern Europas  einerseits,  den  Überseeländern,  der  Balkan- 
halbinsel und  Rußland  andrerseits.  Bereits  im  Jahre  1908  entfielen 
von  der  damaligen  gesamten  Wollgewinnung  der  Erde,  rund  10,4  Mil- 
lionen q,  nur  etwa  2,5  Millionen  q  auf  Europa,  dem  von  ungefähr 
580  Millionen  Schafen  der  ganzen  Erde  nur  178  Millionen  angehörten. 

Wenn  sogar  die  Schafbestände  und  Wollgewinnungen  Mittel- 
europas und  Großbritanniens  auf  dem  Stand  zu  Beginn  der  1880  er 
Jahre  verblieben  wären  (in  Großbritannien  war  dies  ungefähr  der 
Fall),  hätten  sie  bei  der  seitherigen  starken  Bevölkerungszunahme 
und  Wohlstandssteigerung  nicht  ausgereicht.  Zu  dem  tatsächlich 
eingetretenen  Rückgang  der  mitteleuropäischen  Schafzucht  kam 
aber  noch  eine  nur  mäßig  umfangreiche  Entwick- 
lung der  überseeischen  und  osteuropäischen 
Schafbestände.  In  den  Vereinigten  Staaten  hob 
sich  der  Schaf  bestand,  trotz  der  Schutzzölle  auf  Rohwolle  (von  1890 
bis  1894  und  von  1897  bis  1913 ;  Aufhebung  durch  den  Underwood-Tarif 
vom  3.  Oktober  191 3)  und  im  Gegensatz  zur  riesigen  Bevölkerungs- 
zunahme von  63  auf  92  Millionen  (ohne  Nebenländer)  in  den  Jahren 
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1890 — 1910,  nur  von  43,5  Millionen  Stück  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1888 — 1890  auf  51,9  Millionen  im  Durchschnitt  von  1911 — 1913 
(Stand  vom  i.  Januar).  Daher  sind  die  Vereinigten  Staaten  ein 
Wolleinfuhrland  ersten  Ranges  geworden,  dessen  Bedeutung 
auf  dem  internationalen  Rohwollmarkt  durch  die  erwähnte  Zoll- 
befreiung im  Underwood-Tarif  bei  raschem  Wachstum  der  Bevölke- 
rung noch  bedeutend  zunehmen  dürfte.  Bereits  im  Jahre  1910  stand 
dort  einer  Gewinnung  gewaschener  Wolle  von  643  200  q  für  375  Mil- 
lionen Franken  (nach  den  durch  die  hohenZöUe  gesteigertenPreisen)  eine 
Einfuhr  im  Durchschnitt  der  sechs  Fiskaljahre  i905/i9o6bisi9io/i9ii 
von  rund  180  Millionen  Franken  gegenüber.  Bs  ist  sogar  nicht  unwahr- 
scheinlich, daß  die  Zollfreiheit  des  Underwood-Tarifs,  bei  den  hohen 
Schaf  er  löhnen  der  Union,  die  dortigen  Schafbestände  vermindern  werde. 

Im  europäischen  Rußland,  namentlich  in  Südrußland, 
hatten  die  Schaf  bestände,  infolge  der  seit  der  Revolution  von  1905 
bis  1907 eingetretenen  sogenannten  „lyiquidationdes  Groß- 
grundbesitzes" und  damit  verbundenen  Intensivierung  der 
kleiner  gewordenen  lyandwirtschaftsbetriebe,  einen  erheblichen  Rück- 
gang zu  verzeichnen;  doch  suchten  die  russischen  Schaf züchter  durch 
Übersiedlung  nach  den  ausgedehnten,  büligen  Weideflächen  Sibiriens 
ihre  Betriebe  aufrechtzuhalten.  So  ist  das  russische  Reich  dank 
seiner  aufblühenden,  durch  hohe  Zölle  geschützten  Wollindustrie 
ein  für  den  internationalen  Rohwollmarkt  wichtiges  Einfuhrland 
für  Wolle  geworden,  das  bereits  im  Jahre  1911  (nach  Abzug  des 
verhältnismäßig  kleinen  Wertes  seiner  Wollausfuhr)  für  114,5  Millio- 
nen Franken  aus  dem  Ausland  bezog,  und  zwar  zumeist  gewaschene 
Wolle,  da  die  russische  Zollpolitik  gewaschene  wie  ungewaschene 
Wolle  dem  gleichen  Satz  von  drei  Rubel  für  das  Pud  (etwa  Yg  q) 
unterwirft.  Die  ehemals  bedeutende  Wollausfuhr  der  a  s  i  a  t  i  - 
schenTürkeiist  durch  den  starken  Wollbedarf  der  anatolischen 
Teppichindustrie  (türkischer  Teppichtrust  „Oriental  Carpet 
Manufacturers  Comp,  limit.")  stark  verringert  worden. 

Aber  auch  die  als  Ausfuhrländer  für  Wolle  nach  wie  vor  in  be- 
deutendem Ausmaß  in  Betracht  kommenden  Überseegebiete, 
wie  die  La  Plata-Staaten,  Südafrika,  Australien,  Neuseeland,  haben 
ihre  Schafbestände  und  Wollgewinnung  nicht  derart  ausgedehnt, 
daß  hierdurch  der  beständig  wachsende  Verbrauch 
der  Kulturländer,  darunter  auch  zahlreicher  Überseegebiete 
selbst^),  mit  Bequemlichkeit  gedeckt  werden  könnte.    Große  züch- 

*)  So  entstand  z.  B.  im  neueren  China  und  Japan  ein  starker  Bedarf  nach 
Militär-,  Polizei-  usw.  Uniformen. 
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terische  Erfolge  werden  bisweilen  durcli  unglückselige  Naturereig- 
nisse, wie  Dürren  und  Futtermangel  in  Afrika,  Australien,  Argen- 
tinien, Indien  usw.,  oder  durcli  Unglücksfälle  sozialer  Art,  wie  Krieg 
(Burenkrieg  von  1899 — 1902,  Balkankriege  von  1912/1913)  und  innere 
Unruhen  (russische  Revolution  von  1905 — 1907),  zunichte  gemacht. 
Ob  die  neueste  Hoffnung  der  Wollindustriellen,  die  seit  der  chinesi- 
schen Revolution  von  1911/1912  der  wirtschaftlichen  Erschließung 
entgegengehende  Mongolei  mit  ihren  nach  Hunderttausenden 
Quadratkilometern  zählenden  Weideflächen  für  Schafe,  in  Erfüllung 
gehen  wird,  bleibt  abzuwarten. 

Die  Schwierigkeiten  sind  demnach  groß,  denen  die  Schafzucht 
teils  durch  Intensivierung  der  europäischen  I^andwirtschaft,  teüs 
durch  die  steigenden  Arbeitslöhne  (bisweüen  auch,  so  namentlich  auf 
Neuseeland,  durch  Bodenbesitzreformen)  in  den  angelsächsischen 
und  La  Plata-Staaten,  teils  durch  Dürren,  Futtermangel,  Kriege  und 
ähnliche  Katastrophen  begegnet;  diese  Schwierigkeiten  wurden  durch 
die  Verbesserung  der  Schafschermaschinen  nur  in  beschränktem 
Maße  ausgeglichen  und  machten  sich  in  der  Bedarfsdeckung 
und  den  Preisverhältnissen  von  Wolle  (wohl  auch  von 
Schaffleisch  und  Schaftalg)  empfindlich  geltend.  Bei  der  ständigen 
Zunahme  und  Ausbreitung  der  Kulturvölker,  die  immer  wohlhaben- 
der wurden  und  sich  immer  mehr  an  eine  feinere  Lebensführung  ge- 
wöhnten, konnte  die  Erzeugung  von  Schafwolle  dem  Verbrauch  fast 
niemals  nachkommen.  Daher  gehört  Rohwolle  zu  jenen  notwendiger- 
weise in  gewaltigen  Mengen  und  Wertziffern  von  Land  zu  Land  um- 
gesetzten Handelswaren^),  deren  Preise  sich  im  Falle  inter- 
nationaler Wirtschaftskrisen  (wie  die  vom  Frühjahr 
1900    und  jene  vom  Spätherbst  1907)  am  schnellsten  erholen. 

Demnach  ist  Wolle  einer  jener  hochwertigen  Roh- 
stoffe, deren  Preisstand  jenem  zahlreicher  wohlfeilerer  Fabrikate 
bei  weitem  überlegen  ist  und  wovon  im  internationalen  Handels- 
verkehr Millionen  q  im  Wert  von  einer  stattlichen  Anzahl  von  Hun- 
derten Mülionen  Franken  umgesetzt^)  werden;  daher  ist  Rohwolle, 

^)  Inwiefern  diese  internationalen  Handelsumsätze  in  Wolle  durch  die  Wirkun- 
gen der  Sortenverschiedenheit  noch  besonders  vergrößert  werden,  siehe 
Abteilung  II  der  Anlage  XV  vorliegenden  Bandes,  S.  449. 

«)  Im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhxmderts  ergaben  die  Schafherden  der 
Erde,  die  je  nach  den  Witterungsverhältnissen  (Dürre  —  Futtermangel,  rechtzeitiger 
Regenfall  —  reichUches  Futter)  500—600  Millionen  Stück  umfaßten,  10,4—  11,2  Millio- 
nen q  Wolle,  wofür,  sogar  bei  dem  niedrigen  Satz  von  250  Franken  für  den  q,  2600 
bis  2800  Millionen  Franken  erzielt  wurden.  Bei  dem  Rückgang  oder  der  geringen 
Zunahme  der   Schafzucht  gerade  in  den  Hauptverbrauchsländern  für  Wolle  und  in 
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gewaschen  und  ungewaschen,  in  den  meisten  Ländern  der  Erde  von 
Einfuhrzöllen  befreit.  Die  Zollfreiheit  erstreckt  sich 
zumeist  nicht  bloß  auf  Schweißwolle,  sondern  auch,  eben  wegen  der 
Schwierigkeit,  den  Wollbedarf  überhaupt,  sodann  noch  in  allen  be- 
nötigten Sorten  zu  decken,  auf  die  gewaschene  Wolle,  ja  sogar  auf 
Kammzug  und  Kämmlinge. 

Daher  hat  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  im  letzten 
Vierteljahrhundert  jede  liberalere  handelspolitische  Strömung  in 
erster  Linie  gegen  die  Rohwollzölle  gewendet.  Diese  erzielten  nämlich 
weit  weniger  den  zumindest  formell  angestrebten  produktions- 
politischen Erfolg  einer  Vergrößerung  und  Verbesserung  der  nord- 
amerikanischen Wollproduktion,  als  vielmehr  Riesengewinnste  des 
Zollfiskus  sowie  eine  teilweise  Abdrängung  des  Wollverbrauches  auf 
schlechtere  WoUsorten^)  und  auf  Baumwolle.  So  enthielten  zwar 
die  hochschutzzöUnerischen  Tarife,  die  nach  Mac  Kinley  (1890 — 1894), 
Dingley  (1897 — 1909)  und  Payne  (1909 — 1913)  benannt  wurden, 
hohe  Zölle  auf  Rohwolle,  während  die  gemäßigt  schutzzöUnerischen, 
nach  Wilson  (1894 — 1897)  und  Underwood  (vom  3.  Oktober  1913) 
benannten  Tarife  Wolle  auf  die  Freiliste  setzten.  Die  russischen 
Wollzölle  von  3  Rubel  für  das  Pud  wurden  seit  Beginn  des 
20.  Jahrhunderts,  da  sich  Rußland  mehr  und  mehr  zu  einem  aus- 
gesprochenen Wolleinfuhrland  entwickelte,  immer  lästiger  emp- 
funden und  immer  schärfer  bekämpft.  Bulgarien  hob  in  der  Zoll- 
tarifnovelle vom  6./19.  März  191 1  die  Rohwollzölle  aaf,  die  noch 
aus  der   Zeit    der   türkischen   allgemeinen  Wertzölle  herstammten. 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  Besprechung  des  internationalen 
Handelsverkehrs  in  Rohwolle  wäre  auch  der  Mohairwolle  zu  ge- 
denken; sie  entstammt  den  feinhaarigen  kleinasiatischen  Angora- 
ziegen, wurde  ursprünglich  nur  in  Anatolien  in  verhältnismäßig 
bedeutenden  Mengen  gewonnen,  steht  aber  seit  der  Verpflanzung  der 
Angoraziege^)  nach  der  britischen  Kapkolonie  in  noch  größeren, 
dem  Verbrauch  aber  trotzdem  kaum  genügenden  Mengen  zur  Ver- 


Anbetracht  der  den  internationalen  Handelsverkehr  fördernden  Sortenverschieden- 
heit (vgl.  S.  449  vorliegenden  Bandes)  kann  angenommen  werden,  daß  mindestens 
zwei  Drittel  der  Wollgewinnung  der  Erde,  d.  h.  6,9—7,5  Millionen  q  für  1725— 1875 
Millionen  Franken,  in  den  internationalen  Handelsverkehr  gelangen;  dies  kommt 
2,6  —  2,8  Prozent  der  Ausfuhr  aller  Länder  der  Erde  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1901— 1910  gleich,  welche  Ziffer  (nach  Hübner- Juraschek,  Geographisch-statistische 
Tabellen)  mit  67  iio  Millionen  Franken  angenommen  werden  kann. 

^)  Vgl.  Anlage  IV,  Abteilung  III,  S.  283/284  vorUegenden  P.andes. 

2)  Ende  Dezember  1912  gab  es  in  der  Südafrikanischen  Union  4,40  Millionen 
Angoraziegen  neben  7,30  Millionen  anderer  Ziegen. 
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fügung;  sie  wurde  in  stark  überwiegendem  Ausmaß  in  England 
(Bradford)  und  sonst  noch  insbesondere  in  den  Vereinigten  Staaten 
versponnen. 

Teils  aus  ähnlichen  Gründen  wie  die  Schafzucht,  teils  infolge 
besonderer  Umstände  weist  auch  die  Pferdezucht  in  vielen 
Ländern  einen  Rückgang  auf.  Da  aber  dieser  Rückgang  stärker  ist 
als  die  auf  mehrfachen  Gründen  beruhende  Abnahme  des  Verbrauchs, 
sind  die  Pferdepreise  eher  im  Steigen  als  im  Sinken  begriffen,  und 
Pferde  waren  bis  in  die  letzte  Zeit  eine  im  internationalen  Handels- 
verkehr in  großen  Mengen  umgesetzte^)  und  für  die  Handelspolitik, 
insbesondere  Handelsvertragspolitik^)  bedeutsame  Ware.  Die 
großen  B o d e n f 1 ä c h e n ,  deren  die  Pferdezucht 
bedarf,  wurden  in  den  La  Plata- Staaten  immer  mehr  dem  Acker- 
bau, in  Mitteleuropa  der  durch  Schutzzölle  und  veterinärpolizei- 
liche Einfuhrerschwerungen  lohnender  gewordenen  Schlachtviehzucht 
gewidmxct.  Auch  hat  der  Pferdebestand  aller  Länder  deshalb  ab- 
genommen, weil  in  der  Landwirtschaft  das  Vordringen  des  maschi- 
nellen Betriebes,  in  den  Städten  die  Elektrisierung  der  Straßen- 
bahnen zahlreiche  Pferde  überflüssig  machte;  die  Ausbreitung  des 
Automobilwesens  wirkte  in  gleicher  Richtung,  und  sogar  in  Asien 
traten  vielfach  an  Stelle  des  mittels  Pferde  betriebenen  Karawanen- 
verkehrs neuerbaute  Eisenbahnlinien,  so  insbesondere  in  Sibirien. 
Dem  stand  aber  ein  noch  immer  bedeutender  Bedarf  an  schweren 
Lastpferden  sowie  leichten  Wagen-  und  Reitpferden  für  wirtschaft- 
liche, Sport-  und  Luxuszwecke  in  Stadt  und  Land  gegenüber.  Hierzu 
kam  der  bedeutende  militärische  Bedarf  (für  Kavallerie, 
Artillerie  und  Train)  in  den  unruhigen  Zeiten  seit  Herbst  1908. 
Demnach  war,  trotz  der  angeführten,  den  Bedarf  an  Pferden  ver- 
ringernden Umstände,  infolge  des  gleichzeitigen  Rückganges  der 
Pferdezucht,  das  Angebot  hinter  dem  Bedarf  zurückgeblieben;  daher 
konnten  sich  auch  in  den  letzten  Jahren  die  Pferdepreise  gut  be- 
haupten, und  die  Regierungen  der  einzelnen  Länder,  insbesondere 
ihre  Militärverwaltungen  entwickelten  keinen  geringen  Eifer  für 
den  Fortschritt  der  Pferdezucht. 


1)  So  betrug  z.  B.  die  deutsche  Pferdeeinfuhr  im  Jahre  191 1  84383  Stück 
für  rund  133  Millionen  Franken,  die  gleichzeitige  Pferdeausfuhr  Österreich-Ungarns 
(vom  29.  November  1912  bis  zum  27.  September  1913  bestand  in  Österreich-Ungarn 
aus  militärischen  Gründen  ein  Pferdeausfuhrverbot)  40  483  Stück  für  rund  36,3  Millio- 
nen Franken. 

'')  Besonders  interessiert  an  den  Pferdezöllen  waren  Österreich-Ungarn,  Rußland, 
Belgien  und  Dänemark,  einigermaßen  auch  Holland,  Frankreich  und  Großbritannien. 
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m.  Die  aufsteigende  Preisrichtung  im  internationalen  Fleischgeschäft, 
auch  unabhängig  von  der  mitteleuropäischen  Hochschutzzoll-  und  Ab- 
sperrpolitik; Beispiele  hierfür  in  Rumänien,  in  den  Vereinigten  Staaten 
mit  ihrer  raschen  städtisch-industriellen  Entwicklung,  in  Argentinien  (dor- 
tiges Vordringen  der  monopolsüchtigen  nordamerikanischen  Großschläch- 
tereien); Brasilien,  Venezuela,  Südchile  und  Falklands-Inseln  als  aus- 
sichtsvolle Fleischlieferanten  der  Zukunft;  afrikanische  Fleischproduk- 
tionsgebiete:  Algerien,  Marokko,  Französisch  Westafrika,  Madagaskar; 
asiatische  Fleischproduktionsgebiete:  Sibirien  als  Aushilfsgebiet  für  das 
europäische  Bußland,  China;  hochentwickelte  Technik  der  nordamerikani- 
schen Großschlächtereien  und  der  neueren  Kälteindustrie  (Charles  TeUier) 
als  Voraussetzungen  überseeischer  FleischUeferungen  großen  Stils,  bezüg- 
liche statistische  Angaben;  die  besondere  viehzüchterische  Leistungsfähigkeit 
des  genossenschaftUch  verbundenen  und  gestützten  Kleingrundbesitzes 
gegenüber  dem  nur  ausnahmsweise  viehzüchterisch  leistungsfähigen  Groß- 
grundbesitz; agrarischer  Freihandel  als  Grundlage  viehzüchterischer 
Leistungsfähigkeit  des  Kleingrundbesitzes;  der  Aufschwung  der  Viehzucht 
in  den  genossenschaftlich  gefestigten  Kleinbetrieben  Europas  bei  agrarischem 
Freihandel  wird  vielleicht  den  europäischen  Volksmassen  die  Beschränkung 
des  Fleischverbrauches  auf  das  gesundheitlich  wünschenswerte  Mindest- 
maß ersparen. 

Die  aufsteigende  Preisrichtung  für  Fleisch  wurde  zwar  bekannt- 
lich in  den  meisten  europäischen,  namentlich  mitteleuro- 
päischen lyändern  durch  mannigfache,  im  Sinne  einer  a  g  r  a  r  i  - 
schenHochschutzzollpolitik  vorgenommene  Maßregeln 
handeis-  und  zollpolitischer,  namentlich  aber  veterinärpolizeilichei 
Art  beträchtlich  verschärft;  diese  aufsteigende  Preisrichtung  bestand 
aber,  ganz  unabhängig  von  diesen  Maßregeln,  auch  in  den  großen 
Fleischausfuhrlän  dern  der  anderen  Brdteile  sowie  in 
Rußland  und  seit  den  Verheerungen  der  beiden  Balkankriege  von 
1912/1913  auch  in  den  Agrarstaaten  der  Balkanhalbinsel. 

Rumänien,  das  bis  zum  Zollkrieg  mit  Österreich-Ungarn 
von  1886 — 1894  für  Vieh  und  Fleisch  in  hohem  Grade  ausfuhrfähig 
war,  hat  das  Fleischkontingent,  das  ihm  im  Tarifvertrag  mit  Öster- 
reich-Ungarn vom  23.  April  1909  zugestanden  wurde,  seither,  trotz 
des  großen  Fleischbedarfes  der  habsburgischen  Monarchie  und  gün- 
stiger Zollsätze,  nur  unvollkommen  ausnutzen  können.  Denn  eben 
der  Zollkrieg  hatte  in  Rumänien  den  Übergang  von  ausgedehnter 
Weidewirtschaft  zum  überwiegenden  Getreideanbau  sehr  beschleunigt 
und  zugleich  dort  die  Ansetzung  von  Industrien  begünstigt. 
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Die  rasch  zunehmende  städtisch-industrielle  Bevölkerung  der 
Vereinigten  Staaten  läßt  für  die  Ausfuhr  von  Getreide 
(mit  Ausnahme  von  Mais)  und  Fleisch  immer  weniger  übrig,  zumal 
auch  die  dortige  Viehhaltung  durch  eine  Reihe  von  Umständen  un- 
günstig beeinflußt  wurde.  Riesige  Weideflächen  wurden  der  Ackerbau 
treibenden  Kleinsiedlung  überlassen,  oder  es  wurde  wenigstens  die 
Stacheldraht-Umzäunung  dieser  Weideflächen,  die  eine  billige  Über- 
wachung des  Viehs  gestattete,  durch  die  „no  fence"-Zwangsgesetze 
der  Jahre  1900 — igo6  unmöglich  gemacht;  im  Zusammenhang  da- 
mit wurde  die  Auffütterung  des  Schlachtviehs  kostspieliger;  ferner 
zogen  es  zahlreiche  Farmer  vor,  das  Futtergetreide,  namentlich  den 
Mais,  auf  den  Markt  zu  bringen,  statt  es  für  die  Aufzucht  der  durch 
mannigfache  Krankheiten  bedrohten  Schlachttiere  zu  verwenden; 
überdies  schreckte  auch  der  Preisdruck  ab,  den  die  stramm  kartel- 
lierten nordamerikanischen  Großschlächtereien  auf  die  Viehpreise 
ausübten,  während  diese  Unternehmungen  gleichzeitig,  teilweise 
unter  Beihilfe  namhafter  Schutzzölle,  den  Verbrauchern  von 
Fleisch  (und  Häuten)  hohe  Preise  auferlegten.  Als  der  handels- 
politischliberalere Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913  Schlachtvieh, 
Fleisch,  auch  haltbar  gemachtes,  sowie  Schinken  und  Speck,  ferner 
Futtergetreide  (auch  Brotgetreide)  auf  die  Freüiste^)  setzte,  hörte 
man  sofort  von  größeren,  den  Stand  der  Fleischpreise  in  Südamerika, 
Australien,  England  usw.  befestigenden  Fleischzufuhren  der  Union 
nicht  nur  aus  dem  benachbarten  Kanada,  sondern  namentlich  auch 
aus  dem  entfernteren  Argentinien.  Wie  nötig  diese  ZoUbetreiimgen 
und  Fleischzufuhren  waren,  geht  aus  der  Bewegung  der  Viehbestände 
der  Vereinigten  Staaten  hervor,  die  im  letzten  Jahrfünft,  abgesehen 
von  einer  mäßigen  Vermehrung  der  Schweine,  für  Rinder  und  Schafe 
sogar  Verminderungen  aufwiesen.  Auch  hat  sich  an  Stelle  der  ehe- 
mals so  bedeutenden,  nunmehr  rückgängig  gewordenen  Vieh-  und 
Fleischausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  immer  mehr  jene  von  Schinken, 
Speck  und  Schmalz  entwickelt. 

Die  rasche  städtisch-industrielle  Entwicklung  der  Vereinigten 
Staaten,  bei  langsamerer  Zunahme  der  Landwirtschaft  treibenden 
Bevölkerung  und  der  landwirtschaftlichen  Produktionen,  mag  zwar 
erklären,  warum  sich  die  seit  einem  Jahrfünft  in  Gang  befindliche 
Umwandlung  der  Union  aus  einem  Fleischausfuhrland  in  ein  Ein- 
fuhrland für  Fleisch  und  Vieh,  mit'  steigenden  Preisen  für  Fleisch 

^)  Pferde  unterliegen  dem  mäßigen  Satze  von  zehn  Prozent  des  Wertes,  Wildbret 
dem  Zolle  von  1,5  cents  für  das  engl.  Pfund;  auch  Fische  sind  mit  verschiedenen  Wert- 
jmd  spezifischen  Zöllen  belastet,  doch  Schaltiere  zollfrei. 
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und  Fleischerzeugnisse,  vollzieht.  Um  so  mehr  muß  aber  das  seit 
1906  zu  verzeichnende  Fortschreiten  eines  ähnlichen  Teuerungs- 
prozesses in  einem  Lande  wie  Argentinien  zu  denken  geben, 
das  gegenwärtig  noch  ein  Ausfuhrgebiet  ersten  Ranges  für  landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse  mit  Einschluß  von  Fleisch  ist.  Daher  wurden 
die  seit  Herbst  1909  auftauchenden  Nachrichten  von  den  immer 
besser  gelingenden  Versuchen  der  Teilnehmer  des  großennord- 
amerikanischen  Fleischtrusts,  auch  die  Herrschaft 
über  den  Fleischmarkt  der  La  Plata-Staaten  zu  erlangen,  in  jenen 
Ländern  mit  lebhafter  Besorgnis  vernommen,  in  welchen  sich  der 
Verbraucherstandpunkt  auch  hinsichtlich  des  Fleisches  durchzusetzen 
vermochte.  Zu  diesen  Ländern  gehörten  insbesondere  Großbritannien, 
Belgien,  Norwegen,  durchaus  nicht  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land. 

Diese  Besorgnis  war  um  so  berechtigter,  als  die  von  den  nord- 
amerikanischen Großschlächtereien  in  Argentinien  begründeten 
Schlachthausunternehmungen  (Frigorificos)  die  älteren,  namentlich 
von  britischen  Kapitalisten  ins  Leben  gerufenen  argentinischen 
Schlächtereien  durch  folgende  Vorgangsweise  zu  unterwerfen  suchten : 
die  Nordamerikaner  trieben,  ohne  Rücksicht  auf  eige- 
nen Verlust,  die  Viehpreise  durch  hohe  Zahlungen 
andieViehzüchterindieHöhe,so  allein  im  Jahre  1913 
um  50 — 100  Prozent.  Dadurch  wurden  aber  nicht  nur  die  Kon- 
kurrenten der  Nordamerikaner  in  Verlegenheit  gebracht;  es  wurden 
auch  die  Viehbestände,  namentlich  die  Rinderherden,  teils  vermindert, 
teils  wenigstens  von  weiterer  Vergrößerung  abgehalten  (trotz  der 
starken  Bezüge  edler  Zuchttiere,  die  namentlich  aus  Großbritannien 
nach  Argentinien  gelangten);  endlich  wurden  durch  dieses  Vorgehen 
die  Fleischpreise  in  Argentinien  auf  eine  Höhe  erhoben,  die  hinter 
nordamerikanischen  und  britischen  Fleischpreisen  nicht  mehr  viel 
zurückstand,  in  den  besseren  Sorten  sogar  den  mitteleuropäischen 
Fleischpreisen  nahekam  und  in  den  Städten  Argentiniens  (im  Ver- 
gleich zu  früheren,  ein  bis  anderthalb  Jahrzehnte  zurückliegenden 
Zeiten)  als  drückender  Notstand  empfunden  wurde.  Durch  die  da- 
mit zusammenhängende  Befestigung  des  Fleischpreis- 
standes in  den  Hauptabsatzgebieten  der  nord- 
amerikanischen  Großschlächtereien  (Union  und 
Europa)  wurden  für  diese  Unternehmungen  die  Einbußen  wettge- 
macht, die  ihre  Zweiganstalten  in  Argentinien  beim  Vieheinkauf  erlitten. 

Die  Schwierigkeiten,  die  den  argentinischen  Schlächtereiunter- 
nehmungen der  Wettbewerb  zwischen  den  von  den  Nordamerikanern 
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neu  begründeten  und  den  älteren  Frigorificos  beim  Vieheinkauf  be- 
reitete, strahlten  sogar  nach  dem  benachbarten  Brasilien  aus. 
Die  argentinischen  Schlächtereien  suchten  nämlich  ihren  Viehbedarf 
wenigstens  zum  Teil  in  Südbrasilien  (auch  in  Matto  Grosso  und 
Goyaz)  zu  decken^),  wodurch  den  Dörrfleischfabriken  in  Rio  Grande 
do  Sul  —  Dörrfleisch  ist  ein  Hauptnahrungsmittel  der  ärmeren 
Volksklassen  Brasiliens  —  der  Viehbezug  erschwert  und  verteuert 
wurde.  Dabei  war  Brasilien  nicht  nur  seit  jeher  ein  viehreiches  Ge- 
biet^), sondern  auch  eine  der  Hof fnungen  jener  Länder,  die  (wie  Groß- 
britannien, Belgien,  seit  dem  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913 
auch  die  Vereinigten  Staaten)  innerhalb  des  ganzen  Weltmarkts 
eifrig  und  besorgt  nach  Fleisch  liefernden  Landstrichen  Ausschau 
hielten;  mit  Hilfe  dieser  Fleischproduktionsgebiete  sollte  der  in  den 
letzten  Jahrzehnten  empfindlich  zu  verspürenden  ansteigenden 
Richtung  der  Fleischpreise  wenigstens  einigermaßen  begegnet  werden. 
Von  Zeit  zu  Zeit  hörte  man  im  letzten  Jahrzehnt  von  britischen, 
nordamerikanischen  usw.  Gründungen  brasilianischerVieh- 
zuchtgesellschaften  und  dazugehörigen  Ankäufen  umfang- 
reichen brasilianischen  Grundbesitzes.  Bisher  wurden  die  Kapitalien 
und  Arbeitskräfte  Brasiliens  durch  die  dortigen  mannigfachen  Mono- 
kulturen (vgl.  hierüber  Abteilung  II  des  III.  Kapitels  im  vorliegen- 
den Bande)  derart  in  Anspruch  genommen,  daß  es  des  Anstoßes 
ausländischen  Kapitals  und  Unternehmungsgeistes  bedurfte,  um 
Viehzucht  und  Fleischgewinnung  für  den  ausländischen  Bedarf  in 
größerem  Maßstab  zu  betreiben.  Auch  auf  der  an  und  für  sich  zur 
Viehzucht  in  großem  Stil  geeigneten  Insel  Kuba  wurden  Arbeits- 
kräfte und  Kapitalien  fast  ausschließlich  von  Zucker  und  Tabak 
mit  Beschlag  belegt. 

Neben  den  La  Plata-Staaten  und  Brasilien  bildete  in  Südamerika 
noch  Venezuela  eine  wichtige  Hoffnung  der  vorsorglichen 
Fleischverbrauchsgebiete,  so  namentlich  Westindiens  und  der  Ver- 
einigten Staaten.  Die  großen  Ebenen  Venezuelas,  die  sogenannten 
L 1  a  n  o  s  ,  sind  in  klimatischer  Beziehung  sowie  nach  ihren  Boden- 
und  Futterverhältnissen  für  die  Viehzucht  in  großem  Maßstab  fast 
ebenso  brauchbar  wie  Argentinien.  Ferner  wurde  Mitte  191 2  gemeldet, 
daß  die  britischen  Falklands-Inseln  (16  800  qkm, 
westlich  von  dem  kontinentalen  Südende  Argentiniens),  deren  aus- 


1)  Siehe  „Der  Preis  des  Dörrfleisches"  in  der  „Deutschen  Zeitung"  von  Sao 
Paulo  vom  28.  Dezember  1912. 

»)  Vgl.  die   brasilianische   Viehstatistik  in   Anmerkimg  i    auf    S.  383   in  Ab- 
teilung XIII  der  Anlage  X  vorliegenden  Bandes. 

S  c  li  i  1  d  e  r.    n.  37 
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gedehnte  Schafzucht  bis  dahin  vorwiegend  nur  der  Gewinnung  von 
Wolle,  Häuten  und  Talg  diente,  nunmehr  durch  Errichtung  zweier 
Fleischkonservenfabriken  auch  der  internationalen  Fleischversorgung 
dienstbar  gemacht  wurden.  In  ähnlicher  Weise  könnte  die  umfang- 
reiche Schafzucht  des  südlichenChile  (Magallanes-Territorium) 
in  weit  ausgedehnterem  Maße  zum  Aufbau  eines  großen  Fleisch- 
ausfuhrgeschäftes ausgenutzt  werden,  als  es  bisher  der  Fall  war. 

In  Afrika  bildete  Algerien  schon  seit  längerer  Zeit,  nament- 
lich durch  seine  großen  Schafherden  und  Schafausfuhren^),  eine  Fleisch- 
kammer des  zollvereinten  Frankreich,  und  durch  zollfreie  Viehein- 
fuhr aus  Marokko  (auf  dem  Landwege)  ergänzte  Algerien  die  Lücken, 
die  seinem  Viehbestand  durch  die  starke  Ausfuhr  nach  Frank- 
reich gerissen  wurden.  Während  Frankreich  aus  Algerien  vorwiegend 
nur  Schafe  bezog,  setzte  es  in  den  letzten  Jahren  große  Hoffnungen 
auf  die  leistungsfähige  Rinderzucht  von  Französisch-West- 
a  f  r  i  k  a.  Für  Anfang  1912  wurde  der  Rindviehbestand  Französisch- 
Westafrikas  auf  fünf  Millionen  Stück^)  geschätzt,  wozu  noch,  ab- 
gesehen von  der  stark  verbreiteten  Pferde-  und  Kamelzucht,  große 
Schaf-  und  Ziegenherden  kamen.  Die  umfangreiche  Rinderzucht 
der  großen,  dünn  bevölkerten  französischen  Insel  Madagaskar 
diente  bisher  hauptsächlich  den  Bedürfnissen  des  benachbarten 
Britisch-  Südafrika . 

In  Asien  ist  vorläufig  nur  Sibirien  als  Fleischproduktions- 
gebiet von  größerer  Bedeutung^).  Doch  beschränkte  es  sich  bisher  vor- 
wiegend auf  die  Deckung  des  Fleischbedarfes  im  europäischen  Ruß- 
land. Dort  hat  nicht  nur  aus  den  früher  (siehe  S.  568/569)  angegebenen 
Gründen  die  Schafzucht  stark  abgenommen,  sondern  auch  die  Rinder- 
und Schweinezucht  wurde  häufig  noch  unsachgemäß  und  raubbauartig 
(übergroßer  Verkauf  von  Jungvieh  bei  stärkerer  Nachfrage)  betrieben. 
Man  begann  sogar  während  der  letzten  Jahre  die  bisher  nur  während 
der  kalten  Wintermonate  bezogenen  sibirischen  Fleischsendungen 
über  das  ganze  Jahr  zu  verteilen,  indem  die  aus  Sibirien  einlaufenden 
Eisenbahnzüge  mit  Kühl-  (Gefrier-)  Einrichtungen  versehen  wurden. 

1)  Im  Jahre  191 1    umfaßte  Algeriens  Schaf  ausfuhr  rimd  951  000  Stück. 

s)  Siehe  ,,L'61evage  dans  l'Afrique  occidentale  fran9aise"  im  Pariser  „Moniteur 
officiel  du  Commerce"  vom  20.  Juni  1912. 

3)  Die  in  den  letzten  Jahren  öfters  gemeldeten  größeren  Versendungen  von 
Fleisch,  insbesondere  Schweinefleisch,  aus  China  (namentUch  dem  mittleren  China 
bei  Hankow)  nach  den  Vereinigten  Staaten  und  Großbritannien  bedeuteten  nur, 
daß  die  kaufkräftigere  Nachfrage  der  wohlhabenderen  Finfuhrländer  dem  ohnehin 
an  Lebensmittelmangel  leidenden  ärmeren  China  den  Bissen  gewissermaßen  vom 
Munde  wegnahm. 
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In  den  meisten  der  bisher  besprochenen  Fleischlieferungsgebiete, 
etwa  mit  Ausnahme  Sibiriens,  zum  Teil  auch  Algeriens,  gab  es 
Viehzucht  auf  großkapitalistischer  Grundlage  oder  wenig- 
stens im  Großbetrieb.  Im  Zusammenhang  damit  standen: 
der  arbeitsparende,  die  Nebenerzeugnisse  auf  das  vorteilhafteste  ver- 
wertende und  daher  billig  arbeitende  Schlächterei-Groß- 
betrieb, wie  er  sich  zuerst  in  den  Vereinigten  Staaten,  sodann 
in  den  anderen  angelsächsischen  Gebieten,  in  den  La  Plata- Staaten 
usw.  entwickelt  hat;  ferner  die  von  dem  Franzosen  Charles  T  e  1 1  i  e  r 
(1828 — 1913)  zuerst,  d.  h.  Ende  der  1860  er  Jahre,  vorgeschlagenen 
und  angewiandten  Vorgangsweisen  der  Kälteindustrie,  die 
aber  erst  seit  den  1880  er  Jahren  durch  englischen  Unternehmungs- 
geist stärkere  Verbreitung  fanden.  So  soll  es  Anfang  1913  in  Austra- 
lien 37,  Neuseeland  30  und  in  Südamerika  elf  Kühlfleischwerke 
(freezing  works,  frigorificos)  gegeben  haben,  die,  nach  einem  Bericht 
der  bekannten  großen  Londoner  Fleischfirma  W.  Weddel  u.  Comp., 
im  Jahre  1912  642  091 1  gefrorenen  und  gekühlten  Fleisches  nach 
Großbritannien  und  36  567  t  nach  anderen  Märkten  lieferten.  Wenn 
man  den  Großhandelspreis  für  i  kg  des  Frost-  und  Kühlfleisches  im 
Durchschnitt,  mäßig  hoch  veranschlagt,  auch  nur  mit  einem  Frank 
annehmen  wollte,  ergäben  diese  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Fleisch- 
mengen für  das  Jahr  1912  eine  Wertziffer  von  ungefähr  680  Millionen 
Franken. 

Aus  mehrfachen  Gründen  kann  aber  die  großkapitali- 
stische oder  großbetriebliche  Viehzucht  und  die 
darauf  aufgebaute  Fleischversorgung  nicht  so  preisermäßi- 
gend wirken,  als  es  wünschenswert  wäre,  mag  sie  auch  zu  gewaltigen, 
beständig  wachsenden  internationalen  Handelsumsätzen^)  zwischen 
den  meist  dünner  bevölkerten  Viehzuchtgebieten  und  den  dichter 
bevölkerten  Fleischverbrauchsländern  in  Europa  und  Nordamerika 
führen.  Vor  allem  sind  die  bedeutenden  Kapitalsmen- 
gen, die  zur  Errichtung  großer  Viehzuchtgesellschaften  und  dazu- 
gehöriger leistungsfähiger  Schlächtereien  und  Verkehrseinrichtungen 
nötig  sind,  nicht  leicht  aufzutreiben;  die  Gefährdung  des  angelegten 


1)  Dem  internationalen  Handelsverkehr  einigermaßen  ähnlich,  ist  jener  inner- 
halb der  weltreichsartigen  großen  Zollgebiete,  wie  etwa  die  Fleischversorgimg  des 
europäischen  Rußlands  von  Sibirien  her;  in  der  Mitte  zwischen  beiden  steht  die 
Fleischversorgimg  Frankreichs  von  jenen  Überseebesitzungen  her,  die  dem  französi- 
schen Reichszollverein  angehören,  und  die  geplante  deutsche  Fleischeinfuhr  aus 
Deutsch-Südwestafrika;  vgl.  hierüber  Abteilung  XIII  des  VI.  Kapitels  im  I.  Bande 
vorhegenden  Buches. 

37* 
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umfangreichen  Kapitals  im  Falle  von  Wetterungunst  (Dürren) 
und  Futtermangel  in  einem  Jahre,  geschweige  denn  in  zwei 
oder  drei  aufeinanderfolgenden  Jahren  ist  nicht  gering.  Die  Schaffung 
großer  Schlächtereien,  die  das  Vieh  von  viehzüchtenden  Groß- 
betrieben in  mehr  oder  weniger  weitem  Umkreis  zusammenkaufen, 
ist  zwar  leichter  und  billiger ;  aber  Schlächtereien  ohne 
die  feste  Grundlage  eigener  ausgedehnter 
Viehzucht  unterliegen  leicht  der  Gefahr  der  Vertrustung,  die 
von  den  um  die  Herrschaft  über  den  internationalen  Fleischmarkt 
kämpfenden  riesigen  Schlächtereigesellschaften  der  Vereinigten 
Staaten  ausgeht.  In  den  La  Plata-Staaten,  besonders  in 
Argentinien  hatten  die  Nordamerikaner  ihr  Herrschaftsziel  im 
ersten  Halbjahr  1914  beinahe  schon  erreicht.  In  Australien 
und  Neuseeland  mögen  scharfe  Trustgesetze  dem  Eindringen 
des  nordamerikanischen  Schlächtereikapitals  einige  Schwierigkeiten 
bereiten,  dürften  es  aber  wohl  kaum  auf  die  Dauer  vöUig 
verhindern. 

Wie  steht  es  nun  mit  den  Lebensbedingungen  und  Aussichten 
der  Viehzucht  in  den  Bauern-  und  Farmerwirtschaf- 
ten, im  Kleinbetriebe?  An  und  für  sich  gedeiht  die  viel 
Arbeit  und  liebevolle  Sorgfalt  erfordernde  Viehzucht  im  Kleinbetriebe, 
in  der  Bauernwirtschaft  besser  als  im  Großbetrieb,  der  meist  mit 
einer  unzulänglichen  Anzahl  wenig  interessierter,  minder  sorgfältiger 
Arbeitskräfte  zu  rechnen  hat.  Nur  die  ganz  besonderen  Verhältnisse 
dünn  bevölkerter  Überseegebiete  machen  den  viehzüchtenden  Groß- 
grundbesitz leistungsfähig,  nämlich  billiger  Boden,  leichte 
Überwachung  des  Viehs  (Stacheldrahtumzäunungen !), 
reichliches  Angebot  von  Arbeitskräften  infolge 
massenhafter  Einwanderung  oder  (so  z.  B.  in  Rhodesia)  bei  Vor- 
handensein einer  zahlreichen  Eingeborenenbevölkerung. 

Dagegen  steht  dem  viehzüchtenden  Kleingrundbesitz 
ein  Hilfsmittel  gegen  die  auch  seinen  eigenen  Produzenteninteressen 
nachteilige  Vertrustung  der  Schlächterei- Großbetriebe  zu  Gebote, 
das  die  viehzüchtenden  Großbetriebe  kaum  in  gleichem  Ausmaße 
anwenden  können  und  wollen;  dieses  Hilfsmittel  besteht  darin,  dem 
gewaltigen  Gebäude  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften, und  zwar  sowohl  Einkaufsgenossenschaften 
(für  Saatgut,  Zuchtvieh,  Dünger,  landwirtschaftliche  Maschinen, 
persönlichen  Bedarf)  als  auch  Absatz-  und  Produktivgenossen- 
schaften (genossenschaftliche  Molkereien),  noch  genossen- 
schaftliche Schlächtereien  anzugliedern. 
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Dieses  gerade  den  dicht  bewohnten  alten  Kulturländern  ganz 
besonders  zur  Verfügung  stehende  Hilfsmittel  (das  aber  dünn  bevöl- 
kerten neubesiedelten  Überseeländern  keineswegs  versagt  ist)  sowie 
ein  erfolgreicher  viehzüchterischer  Betrieb  des  Kleingrundbesitzes 
(der  Bauernwirtschaften,  Farmen)  überhaupt  hat  allerdings  eine 
wichtige,  unentbehrliche  Voraussetzung :  dem  viehzüchten- 
den Kleinbetrieb  darf  der  Bezug  von  Futter- 
mitteln aller  Art  durch  keinerlei  handels- 
politische (Zolltarif arische  oder  auch  eisenbahntarif arische) 
Maßregeln  erschwert  oder  verteuert  werden. 
Die  Überzeugung  von  der  Richtigkeit  dieses  Satzes  bildet  eine  der 
wichtigsten  Grundlagen  jener  handelspolitischen  Richtung,  die  hier 
als  „agrarischer  Freihandel  "^)  bezeichnet  wurde.  Doch 
ist  diese  handelspolitische  Richtung  auch  in  minder  dicht  bevölkerten, 
auf  die  Ausfuhr  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  angewiesenen  Län- 
dern mit  mehr  oder  weniger  stark  vorherrschendem  Großgiund- 
besitz  anzutreffen;  derartige  Länder  sind  Argentinien  und  Uruguaj'- 
noch  derzeit,  das  europäische  Rußland  insbesondere  bis  zur  Revo- 
lution von  1905 — 1907  (vgl.  über  die  dortige  „Liquidation  des  Groß- 
grundbesitzes" S.  570),  Rumänien  noch  derzeit  und  in  besonders 
hohem  Grad  bis  zu  den  Bauernunruhen  vom  Frühjahr  1907,  Preußen 
bis  in  die  Mitte  der  1870  er  Jahre,  da  es  noch  ein  Ausfuhrland  für 
agrarische  Erzeugnisse  war. 

Noch  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  war  bei  den  minder 
wohlhabenden  Bevölkerungskreisen  der  europäischen  Länder,  nament- 
lich unter  der  Landbevölkerung,  der  Fleischgenuß  mehr  ein 
gelegentliches  als  ein  regelmäßiges,  tägliches  Vorkommnis,  insofern 
nicht  billige  Fische  aushalfen.  Seit  dem  genannten  Zeitpunkt  hat 
mit  steigender  Wohlhabenheit  und  Lohnhöhe  der  tägliche  Fleisch- 
genuß nach  englischemMusterin  Europa  weite  Verbreitung 
gefunden.  Doch  seit  den  1890  er  Jahren  war  wiederum  ein  Rück- 
schlag zu  verzeichnen,  der,  trotz  fortschreitender  Besserung  der 
Wirtschaftslage  der  breiten  Massen  in  Stadt  und  Land  der  Staaten 
Europas,  teils  durch  die  Hochschutzzoll-  und  Absperrpolitik  der 
mitteleuropäischen  Länder,  teils  durch  jene  allgemeinen  Umstände 
herbeigeführt  wurde,  die  den  Betrieb  der  Nutzviehzucht  auf  der 
ganzen  Erde  erschweren  und  verteuern.  Die  Zunahme  des  Fleisch- 
verbrauches auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ging  langsamer  vor  sich 
oder  machte  gar  einer  rückläufigen  Bewegung  Platz.     Namentlich 


^)  Vgl.  Anlage  III  vorliegenden  Bandes,  insbesondere  Abteilung  I  und  X  sowie  III. 
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in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  begannen  sich  Volkswirte 
und  Ärzte  im  zweiten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  dahin  zu 
äußern,  daß  man  das  Höchstausmaß  des  gesundheit- 
lichzulässigenFleischgenusses  von  etwa  zwei  Fleisch- 
speisen täglich  durch  das  Mindestausmaß  des  gesund- 
heitlich wünschenswerten  Fleischverbrauches 
von  etwa  zwei  bis  drei  Fleischspeisen  wöchentlich  ersetzen  möge; 
andernfalls  würde  den  ärmeren  Volksklassen,  bei  der  beständig 
zunehmenden  Fleischteuerung,  für  sonstige  wichtige  und  nützliche 
Nahrungs-  und  Genußmittel  wohl  zu  wenig  Kaufkraft  übrig  bleiben. 
Demgegenüber  wäre  aber  ein  Aufschwung  der  Viehzucht  innerhalb 
der  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebe  Europas,  gestützt  auf  Genossen- 
schaftswesen und  agrarischen  Freihandel,  von  großer  Bedeutung; 
ein  solcher  Aufschwung  könnte  vielleicht  den  europäischen  Volks- 
massen die  Unannehmlichkeit  ersparen,  sich  den  erwähnten  Rat- 
schlägen mehr  oder  weniger  anzubequemen. 

IV.  Eine  gemäßigtere  Spielart  des  hochschutzzöllnerischen  Agrarismus, 
wie  jene  Deutschlands,  suchte,  im  Gegensatz  zum  maßlosen  agrarischen 
Hochschutzzöllnertum  Österreich-Ungarns,  an  die  Stelle  der  Vieh-  und 
Fleischeinfuhr  wenigstens  zum  Teil  jene  der  Futtermittel  (deutscher  Futter- 
gerste-Zoll) zu  setzen;  auch  in  agrarischen  Hochschutzzoll-Ländem  sind 
nicht  wenige  Futtermittel  zollfrei  oder  mit  niedrigen  Zöllen  belastet,  da  das 
dort  herrschende  Großagrariertum  auf  den  ihm  poUtische  Heeresfolge  leisten- 
den Eleingrundbesitz  Rücksicht  nehmen  muß;  warum  bei  Zöllen  für 
Brotgetreide  solche  für  Futtergetreide  schwer  vermieden  werden  können 
nebst  erklärenden  Beispielen  aus  der  Getreideverzollung  mehrerer  euro- 
päischer Länder;  verfütterbare  Abfälle  als  Grundlage  eines  lebhaften  inter- 
nationalen Handelsverkehrs;  Schwierigkeiten  der  Fütterungspraxis;  Frage 
der  Transportkosten;  verfehlter  Hinweis  der  Großagrarier  Deutschlands 
und  Österreich-Ungarns  auf  große  zollfreie  oder  wenig  zollbelastete  Futter- 
mitteleinfuhren ihrer  Länder;  hohe  Zölle  für  Brotgetreide  eine  Stütze  für 
den  Preisstand  des  Futtergetreides;  verschieden  hohe  Zölle  für  Futter-  und 
Braugerste;  m  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  Verbände  der  Elein- 
grundbesitzer  (Bauern)  in  handelspoUtischer  Gegnerschaft  zum  Groß- 
agrariertum. 

Wie  schon  früher  (siehe  S.  581)  bemerkt  wurde,  bildet  die  Z  o  1 1- 
befreiung  oder  möglichst  niedrige  Zollbe- 
lastung der  Futtermittel  eine  der  Grundlagen  des  so- 
genannten    (in    Anlage    III    vorliegenden    Bandes     besprochenen) 
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agrarischen  Freihandels.  Wie  steht  es  aber  um  die 
zollpolitische  Behandlung  der  Futtermittel  in  Staaten,  die  als  Einfuhr- 
länder der  wichtigsten  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  und  als 
Herrschaftsgebiete  des  Großgrundbesitzes,  wie 
bisher  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  oder  wenigstens  als 
Herrschaftsgebiete  der  den  Interessen  des  Großgrundbesitzes  dienen- 
den handelspolitischen  Phraseologie,  wie  Frankreich,  vom  agrari- 
schen Freihandel  weit  entfernt  sind  ?  Auch  in  solchen  Ländern 
sieht  man  sich  im  allgemeinen  bemüßigt,  bei  den  Futtermitteln 
eine  liberalere  Handelspolitik  in  Anwendung  zu  bringen.  Es  mochte 
ja  in  den  letztgenannten  Ländern  die  Vieh-  und  Fleischeinfuhr 
durch  hohe  Zölle  und  völlig  sperrende  Veterinärmaßregeln  mit  jener 
Rücksichtslosigkeit  bekämpft  werden,  die  der  Handelspolitik  des 
Großgrundbesitzes  im  allgemeinen  eigen  ist;  doch  liegt  es  einer 
Wirtschaftspolitik,  die  sich  trotz  Großgrundbesitzerdiktats  noch 
einige  Besonnenheit  und  ein  gewisses  Gefühl  der  Verantwortung 
gegenüber  den  breiten  Massen  in  Stadt  und  Land  (mit  Ein- 
schluß des  Kleingrundbesitzes,  der  Bauernschaft)  gewahrt  hat, 
nahe,  an  die  Stelle  der  Vieh-  und  Fleischeinfuhr 
wenigstens  zum  Teil  jene  der  Fu  1 1  e  r  mit  t  e  1  z  u 
setzen. 

Dieses  Verfahren  ist  zwar  mangelhaft  und  kaum  imstande,  ein 
Ansteigen  der  Fleischpreise  hoch  über  den  Preisstand  in  Freihandels- 
ländern, wie  Großbritannien,  Holland,  Dänemark  zu  verhüten; 
einen  Vorteil  hat  ein  solches  Verhalten  dennoch  vor  jener  in  blind- 
stumpfsinnigem Eigennutz  sich  selbst  verwundenden,  hochschutz- 
zöUnerisch-prohibitiven,  auch  vor  starker  Zollbelastung  der  wich- 
tigsten Futtermittel,  wie  Mais,  Futtergerste,  Hafer,  nicht  Halt  machen- 
den großagrarischen  Handelspolitik,  wie  sie  seit  1906  namentlich 
in  Österreich-Ungarn,  zum  abschreckenden  Beispiel  für  alle  anderen 
Länder  Europas,  betrieben  wurde.  Eine  liberalere  Behandlung  der 
wichtigsten  oder  wenigstens  einzelner  wichtiger  Futtermittel  bei 
sonstiger  großagrarischer  Hochschutzzollpolitik  hat  nämlich,  mag 
sie  auch  hinsichtlich  der  Fleischpreise  nur  von  mäßigem  Nutzen  sein, 
wenigstens  den  einen  Vorteil,  den  Rückgang  der  Viehbe- 
stände, namentlich  des  Rindviehs,  im  hoch- 
schutzzöllnerischen  Lande  zu  verhüten.  Hier- 
durch wird  ein  wichtiges,  nicht  leicht  wieder  zu  erneuerndes  landwirt- 
schaftliches Betriebskapital  zwar  nicht,  im  Einklang  mit  der  be- 
ständigen Volksvermehrung,  entsprechend  vergrößert,  sondern  bleibt 
hinter  der  Zunahme  der  Volkszahl  noch  immer  mehr  oder  weniger 
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zurück^);  aber  wenigstens  vor  jenem  allmählichen  Rückgang  bleibt 
der  Viehstand  bewahrt,  wie  er  bei  einer  „allseitigen",  auch  vor  den 
Futtermitteln  nicht  zurückscheuenden  agrarischen  Hochschutzzoll- 
politik etwas  früher  oder  später  eintreten  muß.  Einzelne  Beispiele 
für  eine  derartig  ungünstige  Entwicklung  sind  bereits  der  Vieh- 
statistik Österreich-Ungarns  in  den  Jahren  igoo — 1910  zu  entnehmen. 
Die  Begünstigung  der  Einfuhr  von  Futter- 
mitteln, die  gemäß  den  Gesichtspunkten  des  agrarischen  Frei- 
handels mittels  Zollbefreiungen  und  Zollermäßigungen  gewährt  wird, 
istnichtnurinAusfuhrländernfürAgrarerzeug- 
n  i  s  s  e  anzutreffen.  Trotz  aller  Gegenbemühungen  und  trotz  aller 
den  richtigen  Sachverhalt  verdrehenden  Darlegungen  des  Groß- 
agrariertums  und  seiner  bezahlten  oder  einsichtslosen  Trabanten 
ringt  sich  diese  handelspolitische  Strömung  allmählich  auch  bei  den 
Kleingrundbesitzern,  der  Kleinbauernschaft  der  europäischen 
Einfuhrländer  für  Agrarerzeugnisse  durch,  die  von 
Italien  bis  Schweden,  von  Portugal  bis  Österreich-Ungarn  mehr  oder 


^)  Deutschland  wurde  vermöge  seines  verhältnismäßig  niedrigen  Zolles 
auf  Futtergerste  von  1,30  Mark  für  100  kg  im  allgemeinen  jenen  agrarischen 
Hochschutzzoll-Ländern  beigezählt,  die  sich  durch  einige  Rücksicht  auf  den  Futter- 
mittelbedarf ihrer  Viehzucht  ihre  Viehbestände  mit  Erfolg  zu  wahren  suchen.  Auf 
diesen  Standpxmkt  stellt  sich  z.  B.  Julius  Flamm  in  zwei  statistisch-handels- 
politischen Untersuchxmgen :  „Gerstenzoll  und  Viehproduktion"  (in  „Der  österreichische 
Volkswirt"  vom  i.  Juni  191 1)  sowie  „Viehproduktion  imd  Futtermittelbedarf"  (in 
derselben  Zeitschrift  vom  28.  Juni  und  5.  Juli  1913);  er  hält  dort  das  deutsche  Bei- 
spiel der  noch  rücksichtsloseren  großagrarischen  Hochschutzzollpolitik  Österreich- 
Ungarns  als  beherzigenswertes  Muster  vor.  Auf  einem  anderen  Standpunkt  steht 
J.  U.  M  u  e  1 1  e  r  in  seiner  (Berlin  1912  erschienenen,  aber  bereits  Herbst  191 1  ab- 
geschlossenen) Schrift  ,, Fleischeinfuhr".  Er  verurteilt  die  deutsche  großagrarische 
Handelspolitik  auf  das  schärfste,  da  sie  der  Bevölkerung  das,  wie  er  ausführt,  min- 
derwertige, weniger  eiweißhaltige  Schweinefleisch  auf- 
dränge unter  Erschwertmg,  d.  h.  Verteuerung  des  Bezugs  des  besseren  Rind- 
fleisches. Auch  seien  unter  dem  Ansporn  der  hohen  Fleischpreise  die  Leistungen 
der  deutschen  Viehwirtschaft  derart  unbedenklich  gesteigert  worden,  daß  angeblich 
die  Verbindung  höchster  Milch-  und  Fleischausbeute  bei  möglichst  großer  Nachzucht 
die  gesunde  Körperbeschaffenheit  der  deutschen  Mutterkühe  zahlreicher  Herden  er- 
schüttert habe ;  Scheidenkatarrh  und  Kälbersterben  seien  auf  der  Tagesordnung  und 
zehren  insgeheim  raubbauartig  am  Marke  der  deutschen  Viehzucht,  ohne  daß  eine 
öffentliche  Seuchenüberwachung  über  diese  Verwüstung  Buch  führe.  Während 
Flamm  hauptsächlich  wirtschaftlich-geschäftliche  Gesichtspunkte  verfolgt,  über- 
wiegen bei  Mueller  Erwägimgen  der  menschlichen  und  tierischen  Physiologie.  Dem- 
nach legt  Flamm  für  Österreich-Ungarn  das  Hauptgewicht  auf  eine  Ermäßigung 
der  Futtermittelzölle,  Mueller  für  Deutschland  auf  Erleichterun- 
gen der  Einfuhr  von  Fleisch  und  zwar  insbesondere  von  argentinischem 
Gefrierfleisch. 
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weniger  dem  agrarischen  Schutzzoll  oder  sogar  Hochschutzzoll 
fröhnten^).  Daher  legte  sich  das  sonst  so  hochschutzzöllnerische 
Großagrariertum  der  agrarischen  Schutzzoll-Länder  Europas  hin- 
sichtlich der  Futtermittel  und  auch  des  Futtergetreides  einige  Be- 
schränkungen auf^).  Andernfalls  hätte  sich  das  Großagrariertum 
zahlreiche  wertvolle,  politisch  Ausschlag  gebende  Elemente,  unter 
Umständen  sogar  den  Hauptbestandteil  seiner  Gefolgschaft  ent- 
fremdet, die  überwiegend  aus  Kleingrundbesitzern  und 
der  von  diesen  beeinflußten  Land  ar  heiter  schaft 
(Taglöhner,  Knechte,  jüngere  Söhne  und  Töchter)  besteht.  Dem- 
gemäß sind  auch  in  agrarischen  Hochschutzzoll-Ländern  zahl- 
reiche Futtermittel  überhaupt  zollfrei  oder  wenig- 
stens nur  mit  verhältnismäßig  niedrigen  Einfuhrzöllen  belastet,  wo- 
fern nicht  etwa  besonders  einflußreiche,  wenn  auch  nur  einen  kleinen 
Personenkreis  umfassende  agrarische  oder  auch  industrielle  Inter- 
essen mit  Erfolg  entgegenarbeiten^).  Im  allgemeinen  war  aber  das 
Interesse  der  weitaus  überwiegenden  viehzüchtenden  Mehrzahl  der 
Agrarbevölkerung  mächtiger  als  jenes  der  verhältnismäßig  kleinen 
Anzahl  der  Interessenten  an  Zöllen  für  Futtermittel;  dies  war  um  so 
eher  der  Fall,  als  zahlreiche  Erzeuger  von  Futtermitteln  ihre  Produk- 
tion bei  Ernährung  des  eigenen  Viehs  aufbrauchen  und  wohl  noch 
dazukaufen  müssen,  also  kein  Interesse  an  Futtermittelzöllen  haben. 

Klarer  blickende  Agrarbevölkerungen,  wie  z.  B.  die  dänische 
oder  holländische,  denken  ebensowenig  daran,  irgend- 
welche Futtermittel  mit  Zöllen  zu  belegen,  als  etwa  halbwegs 
vernünftige  Industrielle  für  Kohlenzölle  schwärmen  würden.  Die 
Verzollung  von  Futtermitteln  trifft  überhaupt  zumeist  nur  das 
Futtergetreide.  Falls  nämlich  Getreide  überhaupt  verzollt 
wird,  ist  der  Verzollung  von  Futtergetreide  aus  zwei  Gründen  schwer 
auszuweichen : 

I.  Jedes  Getreide,  sogar  Weizen  und  Roggen,  geschweige 
denn  Braugerste,  kann,  je  nach  der  Entwicklung  und  Beschaffenheit 

1)  Ausnahmen  waren  seit  jeher  Großbritannien,  Belgien,  Holland,  Dänemark, 
Norwegen  und,  trotz  der  etwas  höheren  Sätze  des  am  i.  Januar  1906  in  Kraft  ge- 
tretenen neuen  Zolltarifs,  wohl  auch  die  Schweiz. 

*)  Der  Underwood-Tarif  der  VereinigtenStaaten  vom  3.  Oktober  191 3 
hat,  gemäß  seinem  liberaleren  Grundzug  und  im  Gegensatz  zum  Hochschutzzoll  seit 
dem  Mac  Kinley- Tarif  von  1890,  das  Futtergetreide  ebenso  wie  das  Brotgetreide 
auf  die  Freiliste  gesetzt. 

»)  Als  Beispiel  für  die  Wirksamkeit  solcher  industriellerinteressen 
könnten  die  britischen  Kleiezölle  von  1902/1903  angeführt  werden.  In  Italien  besteht 
noch  derzeit  ein  Kleiezoll  von  zwei  Lire  für  100  kg. 
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der  Ernte-  und  Preisverhältnisse,  unter  Um&tänden  auch 
zu  Futterzwecken  verwendet  werden,  z.  B.  wenn,  wie 
in  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  im  Jahre  1913,  die  Getreideernte 
durch  heftige  Niederschläge  in  ihrer  Güte  stark  beeinträchtigt  wurde. 

2.  Futtergetreide,  und  zwar  Gerste  sowie  Mais,  kann 
unterUmständenauchalsBrotgetreideVerwen- 
dungfinden.  Diese  Verwendung  könnte  bedeutenderen  Umfang 
annehmen,  falls  die  genannten  Futtergetreidesorten  durch  Zollfreiheit 
verbilligt,  Weizen  und  Roggen  usw.  durch  hohe  Schutzzölle  ver- 
teuert würden. 

So  hat  z.  B.  der  schwedische  Zolltarif  vom  9.  Juni  1911, 
der  Hafer,  Mais  und  die  Futterhülsenfrüchte  zollfrei  einläßt,  gerade 
das  noch  am  ehesten  auch  zu  verbackende  Futtergetreide,  nämlich 
Gerste,  demselben  Zoll  von  3,70  skandin.  Kronen  gleich  4,54  Franken 
für  100  kg  unterworfen  wie  Roggen  und  Weizen.  Dieser  Zollsatz 
ist  aber  noch  immer  niedriger  als  Deutschlands  Weizen-  und 
Roggenzölle  von  6,80  und  6,17  Franken  und  Österreich-Un- 
garns Zölle  für  diese  wichtigsten  Brotgetreidearten  von  6,62  und 
6,09  Franken  für  100  kg^);  sowohl  Deutschland  als  auch  Österreich- 
Ungarn  belasten  nicht  nur  Gerste,  sondern  auch  Hafer  und  Mais 
mit  mehr  oder  minder  hohen  Zöllen.  Doch  half  sich  Deutschland 
auf  ganz  besondere  Weise,  indem  es  der  Futtergerste  vom  i.  März  1906 
an  den  niedrigen  Vertragszoll  von  1,60  Franken  für  100  kg  einräumte; 
dieser  trat  an  die  Stelle  des  früheren  (1892 — 1906)  Vertragszolles  für 
Gerste  aller  Art  von  2,48  Franken  (zwei  Mark),  was  nur  zwei  Siebentel  der 
damaligen  deutschen  Vertragszölle  für  Weizen  und  Roggen  gleichkam. 

Der  französische  Zolltarif  hat  ein  eigentümliches  System: 
das  in  Frankreich  weitaus  vorherrschende  Brotgetreide,  der  Weizen, 
ist  mit  dem  hohen  (nur  durch  den  Zollverein  mit  Algerien  gemil- 
derten) Satz  von  sieben  Franken  belastet;  die  anderen,  nach  fran- 
zösischem Geschmack  zur  Brotbereitung  nur  in  schwächerem  Aus- 
maß verwendeten  Brotgetreidearten,  wie  Roggen,  ferner  das  Futter- 
getreide im  üblichen  Sinne  des  Wortes,  wie  Hafer,  Gerste,  Mais,  haben 
nur  drei  Franken  zu  entrichten.  Der  Drei-Franken-Satz  gilt  auch  für 
Reis  (aus  Französisch  Hinterindien  zollfrei  bezogen),  Bohnen  und 
Erbsen  (mit  Ausnahme  der  zollfreien  Kichererbsen),  und  der  Zoll 
auf  Buchweizen  beträgt  sogar  nur  2,50  Franken,  all  dies  gemäß 
den  Zolltarifen  vom  11.  Januar  1892  und  29.  März  1910. 

1)  Die  in  Deutschland  sofort  nach  dem  Ausbruch  des  Weltkrieges  (am  4.  August 
1914),  in  Österreich-Ungarn  erst  am  9.  Oktober  1914  zugestandene  Zollfreiheit  für 
Getreide  aller  Art  wurde  ausdrücklich  als  vorübergehende  Kriegsmaßregel  bezeichnet. 
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In  Italien  begegnet  man,  ähnlich  wie  in  Frankreich,  hohen 
Sätzen  von  7,50  Lire  für  100  kg  auf  die  dem  dortigen  Volksgeschmack 
entsprechenden  Brotgetreidearten  Weizen  und  „weißer"  Mais  (d.  h. 
der  zu  Polenta  und  anderen  Nahrungsmitteln  brauchbare  Mais),  und 
auch  unenthülster  Reis  hat  5  Lire  (in  Deutschland  4,94,  in  Österreich- 
Ungarn  als  Vertragszoll  3,78  Franken)  Einfuhrzoll  zu  zahlen.  Da- 
gegen haben  andere,  in  Italien  kaum  als  Brotgetreidesorten  geltende 
Zerealien  weit  weniger^)  zu  entrichten,  so  Futtergerste  tmd  Hafer  vier, 
Roggen  4,50,  nicht  besonders  benannte  Getreidesorten  (wie  Heide- 
korn, Hirse,  auch  der  nicht  besonders  benannte  Mais)  und  trockene 
Hülsenfrüchte,  die  gleichfalls  häufig  als  Futter  verwendet  werden, 
nur  1,15  Lire  für  100  kg;  Kastanien  und  Kartoffeln  sind  zollfrei, 
der  Kleiezoll  beträgt  zwei  Lire  für  100  kg. 

Nun  sind  zwar  die  Futtermittel  zumeist  Waren,  die  im  Verhält- 
nis zu  ihrem  Gewicht  nicht  sehr  bedeutende  Preise 
erzielen,  mag  sich  auch  ihr  Preisstand  im  allgemeinen  infolge 
des  beständig  zunehmenden  Bedarfes  der  Viehzüchter  in  aufsteigen- 
der Richtung  bewegen.  Aber  unter  den  Futtermitteln  befinden  sich 
auch  nicht  selten  (selbst  wenn  man  von  Fällen,  wie  dem  der  Ver- 
fütterung  von  Rohzucker  in  England,  absieht)  Erzeugnisse,  die 
eher  einfachere  Fabrikate,  als  Rohstoffe  dar- 
stellen, wie  z.  B.  Mischungen  von  Melasse,  dieses  wichtigsten  Ab- 
falls der  Zuckerindustrie,  mit  anderen  Futtermitteln.  Hierzu  kommt 
noch  der  für  die  fortschreitende  Entwicklung  des  internationalen 
Handelsverkehrs  wichtige  Umstand,  daß  als  Futtermittel  vielfach 
Abfälle  von  Industrien  benutzt  werden,  so,  abgesehen  von  der 
bereits  erwähnten  Melasse,  noch  Kleie,  Reisfuttermehle,  Ölkuchen, 
Rübenschnitzel,  Malzkeime,  Treber,  Schlempe,  Trester  usw.;  diese 
Abfälle  bleiben  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Rohstoffe,  wenn  auch 
zum  Teü  aus  anderen  Gründen,  in  den  meisten  Zolltarifen  zollfrei 
oder  sind  nur  mit  niedrigen  Zöllen  belastet^).  Jenen  Industrien,  die 
überhaupt  nicht  allzu  schwer  transportable  verfütterbare 
Abfälle  von  etwas  höherem  Preisstand  erübrigen  und  auf  deren 
sicheren,  von  Einfuhrzöllen  kaum  behinderten  Absatz  im  In-  und 
Auslande  rechnen  können,  wird  durch  diese  gute  Verwertungsmög- 
lichkeit ihrer  Nebenerzeugnisse  die  gesamte  technische  und  wirtschaft- 
liche Gebarung  erleichtert;   solche  Industrien  sind   auch   bezüglich 

1)  Auch  in  Italien  wurde  im  Oktober  19 14  eine  Ermäßigung  der  Getreidezölle 
als  vorübergehende  Kriegsmaßregel  angeordnet. 

»)  Vgl.  über  die  zollpolitische  Behandlung  der  Abfälle  Abteilung  IX  imd  X 
der  Anlage  XXU  vorUegenden  Bandes. 
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der  zollbelasteten  Haupter  Zeugnisse  (Mehl,  öle,  Zucker  usw.)  auf 
den  In-  und  Auslandsmärkten  weit  besser  daran  als  Industriezweige, 
die  mit  ihren  Abfällen  wenig  oder  gar  nichts  anzufangen  wissen. 

Sogar  in  einem  größeren  Zollgebiet  kann  ein  gewisser  Mangel 
an  einzelnen  Futtermitteln  um  so  leichter  eintreten,  als  die  bedeuten- 
den Schwierigkeiten  der  Fütterungspraxis  nicht 
so  einfach  Ersatz  eines  im  lyande  in  geringerer  Menge  vorhandenen 
Futtermittels  durch  irgendein  anderes,  reichlicher  verfügbares  ge- 
statten. Die  Haustiere  bedürfen  nämlich  der  Abwechslung  und  Man- 
nigfaltigkeit in  ihrer  Nahrung  ähnlich  wie  die  Menschen  und  aus 
ähnlichen  Gründen.  Auch  die  Haustiere  brauchen  nämlich  nicht 
bloß  bestimmte  Mengen  von  Nährstoffen  (Fette,  Kohlenhydrate, 
Eiweiß,  Wasser),  sondern  auch  die  Freßlust  anregende,  die  Ver- 
dauung befördernde  Stoffe,  die  in  den  einzelnen  Nahrungsmitteln 
in  sehr  verschiedener  Menge  enthalten  sind.  Überdies  werden  von 
Haustieren  nicht  die  gleichen  Futtermittel  in  gleichen  Mengen  zu 
allen  Jahreszeiten  und  lyebensperioden  (trächtige  Tiere,  säugende 
Muttertiere,  Masttiere  usw.)  gleich  gut  vertragen. 

In  sehr  vielen  Fällen  sind  die  Transportkosten  ein  weit 
schwereres  Hindernis  für  Versendungen  von  Futtermitteln  auf 
größere  Entfernungen  (z.  B.  für  ungepreßtes  Heu,  nasse  Rüben- 
schnitzel, Kartoffeln  usw.)  als  die  öfters  gar  nicht  existierenden  Zölle. 
Ob  die  neueren  Erfindungen,  Futtermittel  durch  Entziehung 
des  Wassergehalts  (Trockenkartoffeln,  Trockenschnitzel 
usw.)  oder  durch  Verringerung  des  Umfangs  (Preßheu, 
Preßstroh  usw.)  besser  transportabel  zu  machen,  schließlich  auch 
zu  einer  bedeutenden  Vergrößerung  der  bezüglichen  internationalen 
Umsätze  führen  werden,  mag  vorläufig  dahingestellt  bleiben.  Preß- 
stroh und  Preßheu  sind  noch  immer  nur  auf  beschränkte  Entfernungen 
hin  verfrachtbar;  diese  Entfernungen  dehnen  sich  zwar  bei  hohen 
Mißerntepreisen  einigermaßen  aus,  schrumpfen  aber  bei  den  niedrigen 
Preisen  guter  Erntejahre  stark  zusammen.  Um  Ausfuhrwaren  von 
größerer  geschäftlicher  Bedeutung  handelt  es  sich  aber  im  allgemeinen 
hierbei  nicht,  da  in  diesen  Artikeln  sogar  der  (statistisch  aufgenommene) 
von  Zöllen  völlig  unbehinderte  Verkehr  zwischen  Österreich  und 
Ungarn  nicht  sehr  bedeutend  war.  Aber  abgesehen  von  derartigen, 
im  Verhältnis  zu  ihrem  Wert  allzu  gewichtigen  oder  raumeinnehmen- 
den Erzeugnissen  sind  bei  den  Futtermitteln  sehr  beträchtliche, 
durch  Zölle  wenig  behinderte  Umsätze  zu  verzeichnen,  und  zwar 
insbesondere  in  dem  öfters  zollbegünstigten  Futtergetreide  im  engeren 
Sinn  (Mais,  Futtergerste,  Hafer),  dann  in  gewissen  Abfällen  (Kleie, 
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Ölkuchen,  Schlempe  usw.).  Wenn  bei  diesen  Abfällen  schon  überhaupt 
von  zollpolitischen  Verkehrshindernissen  die  Rede  ist,  handelt  es 
sich  weit  eher  um  Ausfuhrzölle  oder  vielmehr  um  Ausfuhr- 
verbote, die  vorübergehend  im  Fall  von  Mißernten  nicht  selten 
von  den  Regierungen  erlassen  werden,  als  um  Einfuhrzölle. 

Die  deutschen  Futtermittelzölle  begegneten  nicht  nur  in  städtisch- 
industriellen, die  Höhe  der  Fleischpreise  beklagenden  Kreisen,  son- 
dern vielfach  auch  bereits  unter  den  kleineren  viehzüchtenden  Land- 
wirten lebhafter  Anfeindung;  demgegenüber  stellten  die  deutschen 
Großagrarier  (und,  ihrem  Beispiele  folgend,  so  weit  als  möglich  auch 
jene  Österreich-Ungarns)  folgende  Behauptung  auf:  die  Klagen 
über  die  deutschen  Futtermittelzölle  seien  gegen- 
standslos oder  wenigstens  stark  übertrieben,  da  der  weitaus  über- 
wiegende Teil  der  sehr  bedeutenden  deutschen  Futtermitteleinfuhr  i) 
zollfrei  oder  zu  mäßigen  Zöllen  (Futtergerste!)  hereinkomme.  Diese 
Behauptung  ist  aber  ein  plumper  Mißbrauch  der  Handelsstatistik. 
Denn  bezüglich  der  meisten  zollfreien  Futtermittel,  wie  Kleie,  Öl- 
kuchen, Treber,  Malzkeime,  Abfälle  der  Schälreiserzeugung,  Rück- 
stände der  Stärkeerzeugung,  hatten  ebensowenig  die  Großagrarier  ein 
Interesse  an  Einfuhrzöllen  wie  die  kleineren  Landwirte;  ein  solches 
Interesse  bestand  höchstens  bei  gewissen  industriellen  (großindustriel- 
len)  Gruppen.  Unter  Umständen  bemühten  sich  sogar  Großagrarier 
und  Bauern  zusammen  um  Ausfuhrzölle  (Ausfuhrverbote)  für  Kleie, 
Ölkuchen  usw.  Abgesehen  vom  zweifellos  niedrigen  deutschen 
1,30-Mark-Zoll  für  Futtergerste  wäre  aber  die  deutsche  Einfuhr  von 
MaisundHafer  sicherlich  weit  größer  gewesen,  als  sie  tatsäch- 
lich seit  1906  war,  wenn  sie  nicht  durch  hohe  Zölle  gehemmt  worden 
wäre.  Die  auch  nur  vorübergehende  Zollbefreiung  für  Kartoffeln 
(vom  15.  Februar  bis  30.  April  191 2)  wurde  von  den  deutschen  Groß- 
agrariern entschieden  bekämpft. 

Schließlich  wäre  gegenüber  der  erwähnten  Behauptung  der  deut- 
schen Großagrarier  nochmals  auf  den  schon  früher  (vgl.  S.  585) 
besprochenen  Zusammenhang  hinzuweisen,  der  zwischen 
denZöllen  fürBrotgetreide  und  jenen  für  Futter- 
getreide in  jenen  Ländern  besteht,  die  beide  Getreidearten 
wegen  unzulänglicher  eigener  Erzeugung  einführen  müssen.  An  der 
angegebenen  Stelle  wurde  ausgeführt,  daß  niedrige  Zölle  oder  Zoll- 
befreiungen für  Futtergetreide  auch  den  höheren  Preisstand  des 
Brotgetreides,  trotz  hoher  Brotgetreidezölle,  unsicher  machen.     Der 

^)  Diese  Einfuhr  wurde  für  das  Jahr  1912  auf  mehr  als  eine  Milliarde  Mark  be- 
rechnet. 
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Zusammenhang  besteht  aber  auch  in  umgekehrter  Richtung :  h  o  h  e 
Zölle  für  Brotgetreide  bilden  wiederum  eine 
Stütze  für  den  Preisstand  des  Futtergetreides. 
Mindere  Sorten  oder  halb  mißratene  Fechsungen  von  Brotgetreide, 
die  verfüttert  würden,  falls  keine  hohen  Zölle  für  Brotgetreide  be- 
stünden, werden  so  weit  als  nur  irgend  möglich  zur  menschlichen 
Nahrung  herangezogen,  da  ja  der  Zollschutz  auch  dem  Preisstand 
dieser  minderwertigen  Sorten  zugute  kommt.  Auch  dies  wäre  also 
den  Versuchen  der  Großagrarier  entgegenzuhalten,  die  Verteuerung 
der  Futtermittel  durch  agrarische  Hochschutzzölle  mittels  handels- 
statistischer Kunststückchen  wegzudeuten. 

Falls  Futtergerste  und  Braugerste  den  gleichen 
hohen  Zollsätzen  unterworfen  werden,  ergeben  sich  besondere  Ver- 
wicklungen, so  im  Falle  Österreich-Ungarns,  wo  seit 
I.  März  1906,  infolge  großagrarischer  Rechthaberei^)  und  Rücksichts- 
losigkeit, beide  Gerstensorten  einen  Zoll  von  2,80  Kronen  (2,94 
Franken)  für  100  kg  zu  entrichten  haben.  Österreich-Ungarn  hatte 
bis  dahin  billige  Futtergerste  aus  dem  Auslande  bezogen  und  seine 
feinere  Braugerste  mit  Vorteil  im  Ausland,  roh  oder  vermalzt,  ab- 
gesetzt. Seither  ging  aber  die  Ausfuhr  Österreich-Ungarns  an  Brau- 
gerste (weniger  die  von  Malz)  beständig  zurück,  da  unsachgemäßer- 
weise die  feineren  Gerstensorten  im  Lande  selbst  verfüttert  werden 
mußten  infolge  der  Unmöglichkeit,  an  deren  Stelle  billigere  Futter- 
gersten des  Auslandes^)  zu  setzen. 

Die  am  i.  März  1906  in  Deutschland  undösterreich- 
U  n  g  a  r  n  in  Kraft  getretenen  Zollerhöhungen  auf  Brot- 
und  Futtergetreide  führten  binnen  kurzer  Frist,  nament- 
lich in  den  Gebirgsgegenden  beider  Reiche,  zu  einer  Ge- 
genbewegung der  hauptsächlich  an  der  Vieh- 
zucht in  t  e  r  es  si  e  r  te  n  Klein  grün  d  b  e  si  tzer  und 
Kleinbauern.  In  Deutschland,  wo  in  diesen  Kreisen  das  ein- 
zige Zugeständnis  des  1,30-Mark- Gerstenzolles  für  durchaus  unzu- 
länglich erachtet  wurde,  entstand  der  deutsche  Bauern- 
bund.  Dieser  betonte  in  seiner  Werbetätigkeit  und  in  seinen  Kund- 


^)  Es  sollte  in  dem  Ende  1902  von  den  österreichisclien  imd  ungarischen  Re- 
gierungen vereinbarten,  aber  erst  mehr  als  drei  Jahre  später  in  Kraft  getretenen 
Zolltarif  gegen  die  Möglichkeit  verschiedener  Zollsätze  für  Futter-  imd  Braugerste 
Zeugnis  abgelegt  werden,  die  sich  das  Deutsche  Reich  im  Zolltarifgesetz  vom  25.  De- 
zember  1902  vorbehalten  hatte. 

»)  Vgl.  die  früher  (siehe  S.  584)  erwähnten  Untersuchungen  von  Julius  Flamm 
über  die  Gerstenzollfrage  in  Österreich-Ungarn. 
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gebungen  den  Gegensatz  der  Interessen,  der  zwischen  dem  Ellein- 
grundbesitz  und  dem  Großgrundbesitz  hinsichtlich  der  Getreide- 
zölle besteht,  auf  das  schärfste.  Auch  suchte  der  Bauernbund  die 
Leistungsunfähigkeit  des  Großgrundbesitzes  auf 
viehzüchterischem  Gebiete,  mit  Ausnahme  der  zur 
extensiven  Landwirtschaft  gehörigen  Schafzucht,  nachzuweisen,  unter 
Hervorhebung  der  weit  bedeutenderen  viehzüchteri- 
schen Leistungen  des  Kleingrundbesitzes.  Der 
deutsche  Bauernbund  konnte  zwar  gegenüber  dem  eingearbeiteten, 
altbefestigten  Großagrariertum  nur  langsam  vorwärtskommen,  das 
über  reichliche  Mittel  und  nachdrückliche  amtliche  Unterstützung 
verfügte;  auch  hatte  das  deutsche  Großagrariertum  im  „Bund  der 
Landwirte"  noch  immer  eine  imgemein  zahlreiche  Gefolgschaft  aus 
den  Kreisen  des  Kleingrundbesitzes  zusammengefaßt,  insoweit  dieser 
über  seine  wirtschaftspolitischen  Interessen  nur  ungenügend  zur 
Klarheit  gekommen  war;  nichtsdestoweniger  war  bisher  der  deutsche 
Bauernbund  ein  Gegenstand  lebhafter  Besorgnisse  und  entschiedener, 
unermüdlicher  Anfeindungen  des  Großagrariertums  und  seiner  Macht- 
organisationen, das  im  Bauernbund  den  Totengräber  seiner  politischen 
Machtstelltmg  fürchtete. 

Der  kleinagrarische  Widerstand  gegen  die 
Handelspolitik  des  Großagrariertums  begann  in 
Österreich  recht  zaghaft  und  einigermaßen  ungeschickt.  Dieser 
Widerstand  hatte  anfangs  seinen  Hauptsitz  in  den  mittleren  Alpen- 
ländern, und  zwar  in  jenem  Gebiet,  wo  sich  die  Grenzen  der  Kron- 
länder Steiermark,  Kärnten,  Salzburg,  Ober-  und  Niederösterreich 
ziemlich  nahe  beieinander  befinden,  griff  aber  bald  nach  dem  dicht- 
bevölkerten Bergland  Vorarlberg^)  im  Westen  und  Krain  im  Süden 
über.  Am  20.  Oktober  1909  wurde  nämlich  im  österreichischen  Ab- 
geordnetenhaus vom  bisherigen  strammen  Anhänger  der  groß- 
agrarischen Handelspolitik  und  christlichsozialen  Politiker  v.  P  a  n  t  z 
ein  merkwürdiger  „Veredelungsverkehr**  beantragt.  Da- 
nach sollte  Mais  zollfrei  eingelassen  werden  unter  der  Bedin- 
gung, daß  hierfür  eine  entsprechende  MengevonMast- 
V  i  e  h  zur  Ausfuhr  gelangt.  Dieser  Antrag  war  zwar  technisch  recht 
mangelhaft,  vertrat  einseitig  das  Interesse  der  viehzüchtenden  Bauern- 


^)  Das  teils  auf  Viehzucht,  teils  auf  gewerbliche  Nebenbeschäftigtmgea  seiner 
Landbevölkerung  angewiesene,  verhältnismäßig  dicht  bevölkerte  (Ende  19 10  nahezu 
56  Einwohner  auf  den  Quadratkilometer  zählende)  Vorarlberger  Bergland  im  äußersten 
Westen  Österreich-Ungarns  hat  begreiflicherweise  imter  dem  „lückenlosen"  agra- 
rischen Zolltarif  schwer  gelitten. 
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Schaft,  ohne  Rücksicht  auf  die  unter  hohen  Fleischpreisen  leidende 
städtisch-industrielle  Bevölkerung  zu  nehmen,  und  ließ  die  Getreide- 
zölle, geschweige  denn  die  Vieh-  und  Fleischzölle  grundsätzlich  un- 
berührt. Nichtsdestoweniger  begegneten  der  Antrag  und  sein  Urheber 
der  heftigsten  Feindschaft  des  Großagrariertums  und  seiner  politi- 
schen Anhänger  innerhalb  der  klerikalen  und  nationalen  Parteien 
Österreichs;  gleichzeitig  erregte  dieses  Vorkommnis  das  lebhafteste, 
hoffnungsvollste  Interesse  der  städtisch-industriellen  Bevölkerung 
und  jener  Kreise,  die  an  einer  freieren  Bewegung  im  internationalen 
Handelsverkehr  interessiert  waren.  Beiderseits  erblickte  man  in 
diesem  Antrag  das  „dünne  Ende"  eines  Keils,  dem  das 
„dickere  Ende"  in  Gestalt  eines  mehr  oder  weniger 
ausgeprägten  „agrarischen  Freihandels"  bald  nach- 
folgen müsse. 

Teils  durch  den  WiderstandundBoykottder  Geg- 
ner (Großagrarische  „Landwirtschaftliche  Zentralstelle",  die  zahl- 
reichen von  ihr  abhängigen  christlichsozial-klerikalen  und  „freiheit- 
lich"-nationalen  Politiker  sowie  die  unter  großagrarischem  Einfluß 
stehende  österreichische  Regierung  selbst),  teils  durch  den  Druck  der 
eigenen  bäuerlichen  Wählerschaft  sahen  sich  Pantz  und  seine  Anhänger 
(ihr  wissenschaftlicher  Leiter  Karl  Hoffmeister,  Professor  an 
der  Wiener  Hochschule  für  Bodenkultur)  bald  veranlaßt,  unter  An- 
griffen auf  das  Großagrariertum  unverhüllt  und  schonungslos  gegen 
die  Brot-  und  Futtergetreidezölle  vorzugehen.  In  dem  von  ihm 
zur  Unterstützung  seiner  Bestrebungen  begründeten  „österrei- 
chischen Wirtschaftsverein"  wurden  in  entschiedener 
Weise  die  Bahnen  des  agrarischen  Freihandels  beschritten;  der  Ver- 
ein rief  nämlich  Bauern  und  gewerblichen  Mittel- 
standzugleich zum  Kampfe  gegen  den  drücken- 
den ag  r  a  r  i  s  c  h  -  i  n  d  u  s  t  r  i  e  1 1  e  n  H  o  c  h  s  c  h  u  t  z  z  o  1 1 , 
insbesondere  gegen  die  Getreide-  und  Eisenzölle  auf, 
erklärte  die  Fleischeinfuhr,  entsprechend  dem  Bedarfe  der 
städtisch-industriellen  Bevölkerung,  für  zulässig,  wenn  er  auch  (gleich 
dem  früher,  siehe  Seite  584,  erwähnten  J.  U.  Mueller  für  Deutschland) 
an  den  Fleischzöllen  und  am  veterinärpolizeilichen  Einfuhrverbot 
für  Vieh  festhielt;  auch  wurde  eine  nachgiebigere  agrarische  Handels- 
und Zollpolitik  behufs  Ermöglichung  vorteilhafterer  Handelsverträge 
mit  den  Balkanstaaten  und  Rußland  befürwortet. 

Trotz  des  Darniederliegens  der  österreichischen  politischen  und 
parlamentarischen  Verhältnisse  seit  1909  infolge  von  Kriegssorgen, 
nationalen  Kämpfen  und  Obstruktionen  hat  es  bis  1914  Pantz-Hoff- 
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meister  und  ihrem  „österreichischen  Wirtschaftsverein"  in  den  ein- 
zelnen österreichischen  Kronländern,  namentlich  in  den  Alpen- 
ländern mit  Einschluß  von  Krain,  nicht  an  Anhängern  und  Erfolgen 
gefehlt.  So  erwies  sich  auch  nach  diesem,  wegen  seines  grundsätzlichen 
Interesses  etwas  ausführlicher  erörterten  österreichischen  Beispiele 
der  Bedarf  der  landwirtschaftlichen  Klein- 
betriebe an  billigen,  durchzollpolitischeMaß- 
regeln  möglichst  wenig  verteuerten  Futter- 
mitteln als  Keimzelle  und  Grundstein  des  agrarischen  und  son- 
stigen Freihandels. 

V.  Die  durch  hohe  Zölle,  Einfuhrbeschränkungen  und  Einfuhrverbote 
bewirkte  Fleischteuerung  gibt  zu  einer  lebhafteren,  preishebenden  Nach- 
frage nach  eiweißhaltigen  physiologischen  Ersatzmitteln  tierischer  Her- 
kunft Anlaß;  Ähnlichkeiten  der  Erzeugung  solcher  Ersatzmittel,  nament- 
lich der  Molkereierzeugnisse,  mit  den  „arbeitsintensiven'*  Rohstoffproduk- 
tionen;  der  Preiskampf  der  Milcherzeuger  und  Milch  Verbraucher;  „Zwitter- 
fabrikate" unter  den  physiologischen  Ersatzmitteln  für  den  üblichen  Fleisch- 
genuß, wie  Käse,  Milchkonserven,  Eierkonserven,  Fischkonserven,  Albumin, 
Eigelb,  Kasein;  besondere  Gründe  für  eine  schonende  zollpolitische  Be- 
handlung der  physiologischen  Ersatzmittel  für  den  üblichen  Fleischgenuß, 
die  teils  sozialpolitischer  Art  sind,  teils  der  Rücksicht  auf  den  landwirtschaft- 
lichen Kleinbetrieb  sowie  auf  technische  Notwendigkeiten  der  Handels- 
vertrags-PoUtik  entstammen  und  insbesondere  für  Fische  gelten; 
Ausfuhrabgaben  und  Ausfuhrverbote  für  Fischereierzeugnisse;  be- 
sondere, den  internationalen  Handelsverkehr  anregende  und  eine  schonende 
zollpolitische  Behandlung  nahelegende  Verhältnisse  bei  den  Jagd- 
erzeugnissen. 

Das  großagrarische  Hochschutzzöllnertum  sucht,  bei  möglichst 
geringer  eigener  (wirtschaftlicher)  Anstrengung  der  ihm  angehören- 
den Kreise,  aus  dem  Fleischverbrauch  der  breiten  Massen  möglichst 
großen  Nutzen  zu  ziehen,  indem  es  die  Fleischpreise  durch  hohe 
Zölle  sowie  durch  Einfuhrbeschränkungen  und  Einfuhrverbote  für 
Vieh  und  Fleisch  heben  will.  Von  diesen  Maßregeln  werden 
aber  vorwiegend  nur  die  herkömmlichen  Haustiere  und  ihr  Fleisch, 
wie  Rinder,  Schweine,  Schafe  (auch  Ziegen),  betroffen.  Aber  gerade 
im  Zusammenhang  mit  der  auf  solche  Weise  herbeigeführten 
Fleischteuerung  entwickelt  sich  in  den  hiervon  be- 
troffenen Ländern  eine  lebhaftere  preishebende  Nach- 
frage nach  eiweißhaltigen  physiologischen  Er- 

^  c  h  j  1  d  e  r.    II.  38 
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satzmitteln  tierischer  i)  Herkunft,  die  mehr  oder 
weniger  an  die  Stelle  des  immer  schwerer  erreichbaren  Fleisch- 
genusses treten.  Es  handelt  sich  hierbei  nicht  nur  um  Warengattungen, 
die  dem  besonders  „geschützten"  und  dadurch  verteuerten  Fleisch 
der  Haustiere  recht  nahestehen,  wie  Fische,  namentlich  die 
billigeren  Seefische  (Heringe,  Sprotten  usw.),  Wild,  Geflügel  2)^ 
sondern  auch  um  Eier,  Milch  (Voll-  und  Magermilch),  Käse, 
also  fast  durchweg  Erzeugnisse  arbeitsintensiver,  freilich  durchaus 
nicht  immer  auf  niedrigen  Löhnen  beruhender  Produktionen. 

Wenn  die  Viehzucht  überhaupt  mancherlei  Ähnlichkeiten  mit 
den  in  Anlage  XVI  behandelten  arbeitsintensiven  Roh- 
stoffproduktionen aufweist  (etwa  von  der  Schafzucht  ab- 
gesehen), gilt  dies  ganz  besonders  von  der  Gewinnung  der  Molkerei- 
erzeugnisse, insbesondere  der  Milch.  Hierbei  handelt  es  sich 
nicht  nur  um  viel  Arbeit,  sondern  um  eine  gelernte,  ja  in  gewisser 
Beziehung  sogar  hochqualifizierte,  pflichtgetreue 
Sorgfalt  erfordernde  Arbeit.  Die  Melkmaschi- 
nen bilden  zwar,  namentlich  in  den  angelsächsischen  Gebieten  mit 
hohem  Lohnstand  und  unzulänglicher  Anzahl  geschulter  landwirt- 
schaftlicher Arbeitskräfte,  den  Gegenstand  zahlreicher  Versuche; 
diese  Molkereibehelfe  sind  aber  im  allgemeinen  noch  immer  mehr  ein 
Gegenstand  hoffnungsvoller  Erwartung  als  eine  unmittelbare  Abhilfe 
für  die  gerade  die  Molkereiwirtschaft  besonders  bedrohenden  Arbeiter- 
schwierigkeiten, insofern  die  Größe  des  betreffenden  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  mehr  an  Arbeitskraft  erfordert,  als  der  Besitzer  und 
seine  Familienangehörigen  zu  leisten  vermögen. 

Von  landwirtschaftlicher  Seite  wird  auch  darauf  hingewiesen, 
daß  zur  Zeit  der  bäuerlichen  Naturalwirtschaft,  die  auch 
in  Mitteleuropa  noch  nicht  aUzu  lange  zurückliegt,  die  nicht  im  eigenen 
Haushalt  verzehrte  oder  verfütterte  Milch  (Butter-  und  Magermilch) 
gewissermaßen    nur    als    Zugabe    zum   sonstigen    Wirt- 


^)  Einige  stark  eiweißhaltige  physiologische  Ersatzmittel  für  den  Fleischgenuß 
sind  pflanzlicher  Herkunft,  so  namentlich  Pilze  (Schwämme) ;  die  eben  deshalb  viel- 
begehrten, einen  Gegenstand  ausgedehnter  internationaler  Handelsumsätze  bildenden, 
den  minder  eiweißhaltigen  Fleischsorten,  wie  Schweinefleisch,  zm:  Verbesserung  beigege- 
benen Hülsenfrüchte  (Erbswurst)  mit  Einschluß  der  ostasiatischen  Soyabohne;  ferner 
die  aus  Hafer  bereiteten  verhältnismäßig  eiweißreichen  Nahrungsmittel. 

2)  Geflügelzucht  und  Eierproduktion  liegen  dem  Großgrundbesitz,  dem  landwirt- 
schaftlichen Großbetrieb  ebenso  schlecht,  als  sie  für  den  Kleingrimdbesitz  und  Klein- 
betrieb vorzüglich  geeignet  sind.  Die  Zucht  der  Hühner  ist  wiederum  umfangreicher 
und  wirtschaftlich  wichtiger  als  jene  der  schwieriger  zu  ernährenden  Gänse  und 
Enten. 
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Schaftsertrag  betrachtet  worden  sei;  man  sei  daher  mit  jedem 
erzielten  Gelderlös  zufrieden  gewesen.  Da  aber  nunmehr  die 
mitteleuropäische  Bauernwirtschaft  so  entschieden  in  die  neuere 
Geldwirtschaft  eingerückt  sei  und  große  Milchmengen  un- 
mittelbar oder  an  genossenschaftliche  Molkereien  absetze,  sei  die 
Hereinbringung  der  Produktionskosten  ein  un- 
umgängliches Erfordernis  geworden;  dies  müsse  sich  bei  den  steigen- 
den Löhnen  und  Arbeitskosten  auch  in  steigenden  Milchpreisen  bei 
knapper  Deckung  der  Nachfrage  ausdrücken,  gleichgültig,  ob  Milch 
selbst  oder  daraus  gewonnene  Erzeugnisse,  ob  Inlandsabsatz  oder 
internationaler  Handelsverkehr  in  Frage  kommen. 

So  wird  hinsichtlich  der  Milch  in  Mitteleuropa,  insbesondere  in 
Deutschland,  Österreich-Ungarn,  der  Schweiz,  ein  zäher  Preis- 
kampf zwischen  Erzeugern  und  Verbrauchern 
geführt.  Die  Hilfsmittel  dieses  Kampfes  sind  im  allgemeinen  weit 
weniger  zollpolitische  Maßregeln  als  vielmehr:  Kartellgründungen 
der  Landwirte  (auch  Kartelle  der  Molkereigenossenschaften);  ge- 
nossenschaftlicher Zusammenschluß  der  Verbraucher;  gelegentlich 
auch  bald  vorübergehender  Milchboykott  (namentlich  in  kleineren 
Städten),  worauf  die  Landwirte  mit  der  Verfütterung  der  Milch 
an  die  Schweine^)  zumindest  drohen;  ganz  besonders  aber  verkehrs- 
politische Maßregeln,  wobei  die  staatlichen  Eisenbahnverwaltungen, 
weil  durch  den  mächtigen  politischen  Einfluß  des  Agrarier  tu  ms  be- 
stimmt, dem  Verbraucherinteresse  meist  sehr  wenig  entgegenkommen. 
Die  mitteleuropäischen  Milchverbraucher  hatten  zwar  gegen  die 
Preissteigerung  dieses  leicht  verderblichen  und  des  Zollschutzes  meist 
entbehrenden  Erzeugnisses  schärfere  Waffen  in  der  Hand  als  etwa 
gegen  die  Teuerimg  von  Fleisch;  doch  konnten  bisher  die  Verbraucher 
auf  die  Dauer  der  zwar  allmählichen,  aber  kräftigen  Aufwärtsbe- 
wegung der  Milchpreise  keinen  unüberwindlichen  Widerstand  leisten. 
Immerhin  ermöglichte  die  Zollfreiheit  für  Milch  in  manchen  Grenz- 
gebieten einen  die  internationalen  Handelsumsätze  der  betreffenden 
Länder  belebenden  und  auch  den  Verbrauchern  nicht  wenig  zu- 
gutekommenden Milch  verkehr,  so  z.  B.  an  der  schweizerisch-süd- 
deutschen^),  an  der  böhmisch-sächsischen  Grenze,  von  Dänemark 
aus  tief  nach  Norddeutschland  hinein. 


1)  Vgl.  Anmerkung  i  auf  Seite  17  vorliegenden  Bandes,  wo  es  aber  etwas  genauer 
eigentlich  heißen  sollte:  „Die  bei  der  Entrahmung  und  Buttergewinnung  abfallende 
Mager-  und  Buttermilch".... 

2)  Hier  handelte  es  sich  auch  in  starkem  Ausmaß  um  den  Milchbedarf  der  beider- 
seitigen, namentlich  bayrisch- württembergischen  (Allgäuer)  Molkereien  oder  Käsereien. 

38* 
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Unter  den  Ersatzmitteln  für  den  üblichen  Fleischgenuß  befinden 
sich  außer  der  Milch  noch  mehrere  Zwitterfabrikate^),  wie 
Käse,  Milchkonserven,  Eierkonserven  2),  viel- 
leicht auch  gewisse  Fischkonserven.  Die  „Konservierung" 
schreitet  von  gewissen  einfachen  Verfahrungsweisen,  die  nur  die 
Transportfähigkeit  des  rohen  toten  Fisches  über  größere  Strecken 
bewirken  sollen,  bis  zu  umfassenderen  Behandlungsarten  vor,  die 
aber  alle,  dem  hier  aufgestellten  Begriff  des  „Zwitterfabrikats"  ent- 
sprechend, zumeist  nur  in  nächster  Nähe  der  Fangstelle  der  Fische 
vorgenommen  werden,  wie  Einsalzen,  Marinieren,  Trocknen,  Ein- 
salzen und  Dörren,  Räuchern  der  Fische. 

„Zwitterfabrikate",  die  einigermaßen,  aber  eben  nur  zum  Teil 
hierhergehören,  sind  auch  Albumin  und  Kasein.  Denn  beide 
finden  nur  zum  kleineren  Teil  als  Nahrungs-  und  Genußmittel  sowie 
als  pharmazeutische  Behelfe  Verwendung,  obwohl  sich  namentlich 
Kasein  hierfür  vorzüglich  eignet,  sondern  dienen  hauptsächlich 
technischen  Zwecken;  hierfür  können  sie  kaum  in  genügend  großen 
Mengen  zur  Verfügung  gestellt  werden  und  bilden  eine  nicht 
unwichtige  Ausfuhrware  in  den  Erzeugungs- 
gebieten. Beide  eiweißhaltigen  Erzeugnisse  werden  aber  zumeist, 
wie  es  dem  in  Anlage  XXII,  Abteilung  II  entwickelten  Begriff  der 
„Zwitterfabrikate"  entspricht,  ziemlich  nahe  von  jenen  landwirt- 
schaftlichen Betrieben  gewonnen,  die  den  Rohstoff  liefern,  nämlich 
die  Eier  für  das  Albumin,  die  Mager-  oder  Buttermilch  für  das  Kasein. 

Albumin  wird  hauptsächlich  in  jenen  mittelchinesischen 
(Hankow  ist  der  Hauptplatz)  und  syrischen  Gebieten  erzeugt,  wo  sich 
eine  kleinbäuerliche  Bevölkerung  mit  der  ihr  stets  besonders  angepaßten 
Hühnerzucht  eifrig  beschäftigt  und  große  Eiermengen  zu  billigen 
Preisen  zu  liefern  imstande  ist.  Albumin  findet  in  der  Kattundruckerei 
und  Baumwollfärberei,  zur  Klärung  von  Flüssigkeiten  (bei  der  Wein- 
behandlung, in  Zuckerraffinerien),  für  photographische  Papiere,  in 
der  Pharmazie  {Eisenalbumin)  usw.  ausgedehnte  Verwendung. 

Ein  bei  der  Albumingewinnung  in  großen  Massen  verbleibendes 
Nebenerzeugnis  (Abfall)  ist  das  Eigelb.  Es  wird  teils,  durch  Bei- 
gabe angeblich  unschädlicher,  Fäulnis  verhütender  Chemikalien  vor 
dem  Verderben  bewahrt,  als  Nahrungsmittel  in  den  Handel  gebracht 
(wertvoller  Beisatz  zu  Teigwaren  usw.),  teils  (wie  auch  Eieröl)  in  der 
Sämisch-  und  Glaceledergerberei  in  ausgedehntem  Maße  verwendet. 

^)  Vgl.  über  „Zwitterfabrikate"  Anlage  XXII,  Abteilung  II.     Auch  das  Fleisch 
der  herkömmlichen  Haustiere  ist  als  Zwitterfabrikat  zu  betrachten. 
2)  Vgl.  über  „Eierkonserven"  Seite  597. 
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Abgesehen  von  Eigelb  als  Nebenerzeugnis  der  Albumingewinnung 
und  neben  den  üblichen  Verfahrungsweisen  zum  Schutz  der  rohen 
Eier  vor  Verderbnis  (Einlegen  in  Kalkwasser,  Wasserglaslösung, 
Überziehen  mit  Paraffin,  Einlagerung  in  Stroh  oder  Häcksel  usw. 
an  kühlen  Orten)  hat  sich  insbesondere  in  Nordamerika  eine  neu- 
artige, mit  großer  technischer  Vollendung  arbeitende  Massen- 
fabrikation vonEierkonserven  entwickelt ;  diese  kann 
wahrscheinlich  gleichfalls  mit  Vorteil  nur  inmitten  der  Hühnerzucht  be- 
treibenden ländlichen  Gebiete  arbeiten,  war  vorläufig  zwar  vorzugs- 
weise nur  für  den  Inlandsmarkt  der  Union  (Bedarf  der  Bäcker, 
Zuckerbäcker  und  Teigwarenerzeuger  usw.)  tätigt),  dürfte  aber  infolge 
ihrer  technisch-gesundheitlich  tadellosen  Arbeitsweise  bald  wohl  auch 
für  den  internationalen  Handelsverkehr  größere  Bedeutung  erlangen. 
Kasein,  der  Eiweißbestandteil  der  Säugetiermilch,  dient  zur 
Bereitung  von  Nährpräparaten,  Klebemitteln,  Kitten,  Farben, 
Appreturbehelfen,  als  Klärmittel  für  Flüssigkeiten  (wie  auch  Albumin), 
zum  Undurchlässigmachen  von  Geweben  und  insbesondere  als  Roh- 
stoff der  Galalitherzeugung.  Kasein  wird  gleichfalls  am 
besten  in  der  Nähe  der  Molkereien  (genossenschaftlichen  Zentral- 
molkereien) erzeugt,  da  das  Rohmaterial,  die  beim  Entrahmen  und 
Buttern  abfallende  Mager-  und  Buttermilch,  wegen 
ihres  bedeutenden  Wasser  gehalts  keine  größe- 
ren Transportkosten  verträgt.  Nimmt  die  Fabrik 
derartige  Transportkosten  auf  sich,  dann  büßt  sie  ihre  Wettbewerbs- 
fähigkeit mehr  oder  weniger  ein;  überwälzt  die  Fabrik  die  Transport- 
kosten auf  die  Magermilchlieferanten,  dann  lohnt  es  sich  für  diese 
eher,  das  genannte  Abfallerzeugnis  zu  verfüttern.  Die  beste  Lösung 
dieser  Schwierigkeiten  bildet  die  in  Frankreich  üblich  gewordene 
Angliederung  von  Kaseinerzeugungen  an  die  genossenschaftlichen 
Molkereien.  Hierdurch  erzielten  die  Genossenschafter  weit  größeren 
(angeblich  ungefähr  doppelt  so  viel)  Nutzen  als  die  i — 2  Franken 
für  den  Hektoliter,  den  ihnen  die  Kaseinfabrikanten  früher  bezahlten, 
und  es  blieb  ihnen  nach  der  Kaseingewinnung  noch  die  Molke  als 
Beisatz  zum  Viehfutter,  ferner  der  Milchzucker  als  Nebenerzeugnis 
übrig.  Im  Jahre  1912  betrug,  abgesehen  vom  Kaseinverbrauch 
Frankreichs  selbst,  die  französische  Kaseinausfuhr  bereits  67  700  q 
zum  Preise  von  ungefähr  100  Franken  das  q^).    Neben  Frankreich 


*)  Vgl.  „Eierkonserven"  im  „Handelsmuseum"  vom  30.  Oktober  1913. 

•)  Siehe  1,.  v.  Kennet  „Die  genossenschaftUche  Kaseinfabrikation  in  Frankreich" 
in  Nr.  20  des  Jahres  1913  der  „Mitteilungen  der  Fachberichterstatter  des  k.  k.  öster- 
reichischen Ackerbauministeriums". 
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sind  derzeit  auf  dem  internationalen  Kaseinmarkt  noch  Dänemark, 
Rußland,  Schweden  und  Argentinien  von  Wichtigkeit. 

Die  ungemein  ausgedehnten  internationalen 
Handelsumsätze  in  eiweißhaltigen  physiologischen  Ersatz- 
mitteln tierischer  Herkunft  für  das  Fleisch  der  herkömmlichen  Haus- 
tiere werden  aus  verschiedenen  Gründen  in  den  meisten  Ländern 
vom  sonst  so  rücksichtslosen  großagrarischen  Hochschutzzöllnertum 
nur  mit  verhältnismäßig  geringem  Erfolg  befehdet.  Hier  kommen 
nämlich  nicht  nur  die  vom  Verbraucherstandpunkt  ausgehenden, 
sondern  auch  die  überhaupt  noch  soziales  Verantwortungsgefühl  be- 
sitzenden oder  die  schneidendste  Schärfe  des  Klassenkampfes  fürchten- 
den Kreise  in  Frage.  Alle  diese  Gruppen  sträuben  sich  gerade  wegen 
der  Verteuerung  des  Fleisches  um  so  mehr,  auch  die  Ersatzmittel 
tierischer  Herkunft  für  den  (sogar  in  Freihandelsländern  immer 
kostspieliger  werdenden)  Fleischgenuß  dem  grundsätzlich  imersätt- 
lichen   Agrarismus  als  handelspolitischeBeute  zufallen  zu  lassen. 

Mit  besonderem  Nachdruck  wehren  sich  die  Verbraucherinter- 
essen Mittel-  und  Südeuropas  gegen  zollpolitische  Verteuerungen 
der  Einfuhr  von  Fischen,  zumal  für  einen  von  Belästigungen 
freien  oder  wenigstens  nicht  allzu  drückend  belasteten  internationalen 
Handelsverkehr  in  Fischen  auch  alte  religiöse  Überlieferungen 
(Fastengebot!)  sprechen.  Der  Hering  ist  als  Fleischersatz  bei 
den  ärmeren  Volksklassen  Mitteleuropas  von  großer  wirtschaftlicher 
Bedeutung.  Doch  kann  die  Fischerei  nur  eine  kleine,  besonders 
für  gewisse  Jahreszeiten  wichtige  Milderung  jener  Unannehmlichkeiten 
bewirken,  die  auf  die  steigenden  Fleischpreise  im  allgemeinen  und  auf 
die  Fleischteuerung  in  den  Ländern  großagrarischer  HochschutzzoU- 
und  Veterinärpolitik  im  besonderen  zurückzuführen  sind.  Denn 
die  gesamte  Fischerei  in  den  besonders  fischreichen  Nordmeeren 
Europas  (Nord-  und  Ostsee,  Norwegisches  Nordmeer,  russische  Mur- 
manküste,  Küsten  Islands  sowie  Großbritanniens  und  Irlands)  wurde^) 
für  das  Jahr  1909  auf  rund  2320  Millionen  Kilogramm  für  rund 
470  Millionen  Franken  geschätzt,  wovon  auf  Großbritannien  und  Ir- 
land allein  1136  Millionen  Kilogramm  für  265  Millionen  Franken 
entfielen.  Die  gesamten  Fischereiergebnisse  Frankreichs  im  Jahre 
1909  (oder  vielmehr  die  an  den  französischen  Küsten  gelandeten 
Erzeugnisse  der  Hochsee-  und  Küstenfischerei  mit  Einschluß  der 
West-  und  Südküste  Frankreichs)  wurden  mit  163  Millionen  Franken 


*)  Vgl.  die  eingehenden  Angaben  in  A.  C.  Reichard,  „Die  Werte  der  Seefischerei' 
n  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  11.  Januar  191 3. 
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bewertet,  wovon  auf  die  Fischerei  bei  Neufundland  i8,  auf  die  Island- 
fischerei  7  Millionen  Franken  entfielen.  Die  Fischerei  Italiens  ergab 
im  Jahre  1910  einen  Wert  von  rund  28,4  Millionen  Franken,  wovon 
auf  Korallen  und  Schwämme  sowie  auf  italienische  Fischerei  im  Aus- 
land imgefähr  drei  Millionen  kamen.  Der  Wert  der  österreichischen 
Seefischerei  betrug  im  letzten  Jahrfünft  ungefähr  9 — 10  Millionen 
Franken  jährlich. 

Diese  beispielsweise  angeführten  Wertziffern  für  die  Seefischerei 
europäischer  Staaten  werden  zwar  durch  jene  mancher  außereuro- 
päischer Länder  1)  namhaft  erhöht.  Nichtsdestoweniger  können  sich 
die  Ziffern  der  europäischen  und  außereuropäischen  Seefischerei  mit 
den  weit  größeren  Ziffern  nicht  messen,  die  den  Preis  der  Schlach- 
tungen oder  des  Fleischbedarfs  in  den  einzelnen  europäischen  Groß- 
staaten darstellen ;  noch  weniger  reicht  die  minder  umfangreiche  Süß- 
wasser-(Binnen-)  Fischerei  an  die  Größenmaße  der  Fleischpro- 
duktion heran. 

Noch  ausschlaggebender  ist  aber  ein  anderer  wichtiger  Umstand : 
Fische,  namentlich  Seefische,  mögen  zwar  bei  ihren  verhältnismäßig 
geringen  Produktionskosten  und  ihrer  relativ  bescheidenen  Ver- 
teuerung durch  handeis-  oder  transportpolitische  Maßregeln  ein 
starker  Nachfrage  begegnendes  Nahrungsmittel  sein,  das  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  beständig  wachsenden  Mengen  im  inter- 
nationalen Handelsverkehr  umgesetzt  wurde  und  in  den  Verbrauch 
überging;  doch  ist  diese  dem  Meere  und  zum  kleineren  Teil  auch 
den  Binnengewässern  entstammende  Zufuhr  von  Ersatzmitteln  für 
das  Fleisch  der  herkömmlichen  Haustiere  nur  in  beschränk- 
tem Ausmaß  erweiterungsfähig.  Bereits  seit  längerer 
Zeit  stark  ausgebeutete  Fischereigründe,  wie  z.  B.  jene  der  Nord- 
und  Ostsee,  müssen  schon  derzeit  mit  Vorsicht  und  imter  Zugrunde- 
legung wissenschaftlich-biologischer  Einsichten  in  internationaler 
Übereinstimmung^)  bearbeitet  werden.  Bedeutendere  Erweiterungen 
der  Fischzufuhr  nach  den  an  hohen  Fleischpreisen  leidenden  Kultur- 
ländern Europas  und  anderer  Erdteüe  (z.  B.  Vereinigte  Staaten, 


1)  So  wurde  z.  B.  der  Ertrag  der  japanischen  Fischerei  im  Jahre  1909 
auf  210  Millionen  Franken  geschätzt,  woran  520  311  Familien  mit  1,55  Millionen 
Personen  beteiligt  waren,  danm.ter  230  310  Familien  im  Hauptberuf,  die  anderen  im 
Nebenberuf. 

«)  Eine  derartige  biologisch  begründete  internationale  Übereinstimmimg  wurde 
z.  B.  auf  der  Londoner  internationalen  Nordseekonferenz 
vom  Juni  1907  erzielt,  an  der  Großbritannien,  Deutschland,  Holland,  Belgien,  Frank- 
reich, Dänemark,  Norwegen,  Schweden  teilnahmen. 
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Kuba,  Britisch- Westindien,  Ägypten)  sind  im  allgemeinen  nur  in  zwei 
Fällen  möglich :  i.  Es  werden  neue,  bisher  vernachläs- 
sigte Fischgründe  zur  Ausbeutung  herangezo- 
gen ,  so  z.  B.  die  marokkanischen  seit  der  von  1907  oder  1911  da- 
tierenden Festsetzung  Frankreichs  und  Spaniens  in  Marokko;  die 
ostsibirischen  seit  der  erweiterten  Zulassung  der  leistungsfähigen 
japanischen  Fischer  gemäß  den  Bestimmungen  des  Portsmouther 
Friedens  vom  5.  September  1905;  die  stärkere  Ausnutzung  der 
antarktischen  Meere  in  den  letzten  Jahren,  allerdings  vor- 
wiegend nur  für  den  Walfang.  2.  Bisher  der  Raubfischerei 
unterliegende  und  daher  wenig  ergiebige  Meeresteile  werden  durch 
pflegliche,  schonendere  Behandlung  wieder  er- 
giebiger gemacht.  Es  kommt  sogar  nicht  selten  vor,  daß  seit  langem 
ergiebig  gewesene  Fischereigründe  durch  Änderungen  der 
Fischzüge  unergiebig  werden,  wofür  wiederum  andere  Küsten 
den  verloren  gegangenen  Fischreichtum  erhalten.  Hierdurch  treten 
wohl  Verschiebungen  ein,  die  den  internationalen  Handelsverkehr 
namhaft  beleben  mögen^);  aber  eine  Vermehrung  jener  Fischmengen, 
die  der  Nachfrage  auf  dem  Weltmarkt  zur  Verfügung  stehen,  bedeutet 
dies  nicht. 

Gemäß  den  hiermit  zusammenhängenden,  durchaus  gesicherten 
Absatzverhältnissen  der  Fischerei^)  wurden  nicht  nur  die  Ein- 
fuhrzölle für  Fische,  zumindest  in  den  Vertragstarifen  der 
schutzzöUnerischen  I^änder  Europas,  häufig  recht  niedrig  gehalten, 
wofern  man  nicht  gar  Zollfreiheit  bewilligte;  manche  Länder 
sind  sogar  dazu  übergegangen,  die  Versendung  von  Fischen  und 
Fischereierzeugnissen  durch  Ausfuhrabgaben, ja  sogar  durch 
Ausfuhrverbote  zu  behindern.  Besonders  bemerkenswert  ist 
das  rumänische  Ausfuhrverbot  für  eine  Reihe  von 
Süßwasserfischen  vom  7./20.  Mai  1912,  das  vorerst  für  ein 
Jahr  gelten  sollte  und  mittels  Verordnung  vom  8./21.  Mai  1913  für 
ein  weiteres  Jahr  verlängert  wurde.    In  der  Begründung  dieses  Ver- 

1)  Siehe  Abteilung  XII  der  Anlage  XXIV  vorliegenden  Bandes. 

2)  Eine  besondere  Sicherung  des  aus  der  Fischerei  erzielbaren  Gewinnes  liegt 
darin,  daß  minderwertige  Fische  oder  Ergebnisse  eines  überreichlichen  Fischfanges 
mit  Vorteil  zu  Fischmehl  verarbeitet  werden  können.  Dieses  findet  als  billiges 
und  zuträgliches  Futtermittel  für  Schweine  (norddeutsche  Fischmehlfabriken)  oder  als 
wirksamer,  an  Stickstoff  und  Phosphorsäure  reicher  Dünger,  sogenannter  Fischguano 
(britische,  französische,  norwegische,  japanische  usw.  Fischmehlgewinnungen)  meist 
glatten  Absatz.  Auch  die  nach  der  Trangewinnung  verbleibenden  Überreste  von 
Fischen  und  Seesäugetieren,  so  namentlich  von  Walen,  werden  zu  Dünger  ver- 
arbeitet. 
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bots^),  das  von  den  135  654  q  der  im  Jahre  1911/1912  in  Rumänien 
gewonnenen  Süßwasserfische  nur  81 309  q  ergriffen  hätte,  wurde 
ausdrücklich  auf  folgende  Umstände  hingewiesen:  die  Beliebtheit 
der  Fischnahrung  bei  der  rumänischen  Bauernschaft,  die  sich  reich- 
lichen Fleischgenuß  nicht  gönnen  kann;  die  wachsende  Einfuhr 
von  Süßwasserfischen  in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn;  sin- 
kende Produktion  von  Süßwasserfischen  im  europäischen  Rußland 
bei  wachsender  Einfuhr  dieses  Nahrungsmittels  und  besonders  großer 
Rückgang  der  russischen  Kaviargewinnung^);  immer  stärkeres  Rück- 
greifen der  russischen  Fischhändler  auf  das  Ergebnis  der  rumänischen 
Fischerei  und  zwar  auch  auf  die  von  der  ärmeren  Bevölkerung  be- 
vorzugten Fischarten,  wodurch  diese  verteuert  wurden. 

Ein  bemerkenswertes  Beispiel  für  die  in  Überseegebieten  nicht 
selten  vorkommenden  rein  fiskalischen  Ausfuhrzölle 
auf  Fische  (und  Fischereierzeugnisse),  insbesondere  Seefische, 
sind  die  bezüglichen  isländischen  Bestimmungen,  deren 
neueste  aus  dem  Jahre  1912  Heringe,  Heringsöl,  gepulvertes  Futter 
aus  Fischen,  ebensolche  Futterkuchen  und  Dungmittel  mit  Abgaben 
belegt,  die  zwischen  0,15 — 0,30  skandinavischer  Kronen  (i  sk.  Krone 
=  1,39  Franken)  für  100  kg  schwanken. 

Doch  wird  der  internationale  Handelsverkehr  in  den  eiweiß- 
haltigen physiologischen  Ersatzmitteln  für  Fleisch  nicht  nur  durch 
Umstände  gefördert,  die,  wie  soeben  hinsichtlich  der  Fische  ausein- 
andergesetzt wurde,  zum  nicht  geringen  Teil  auch  mit  den  Verhält- 
nissen von  Verbrauch  und  Erzeugung  zusammenhängen;  in  gleicher 
Richtung  sind  auch  gewisse  Notwendigkeiten  der 
h  a  n  d  e  1  s  p'o  litischen  Technik  wirksam.  Die  vom  hoch- 
schutzzöllnerischen  Agrarismus  beherrschten  Länder,  bisweilen  export- 
industrielle Staaten  ersten  oder  doch  zweiten  Ranges,  traten  beson- 
ders entschieden  der  Einfuhr  von  Getreide,  lebendem  Schlachtvieh 
und  Fleisch  entgegen.  Wie  solten  nun  ihre  Unterhändler  mit  so  streng 
gebundener  Marschroute  Verhandlungen  mit  Ausfuhrländern  für 
Agrar  er  Zeugnisse  führen?    Es  war  dies  eine  für  die  internationale 

^)  Siehe  „Moniteur  Commercial  Roumain"  vom  i.  Jmii  191 2. 

«)  Die  russische  Kaviaremte,  die  vornehmlich  auf  das  Kaspische  Meer  imd  die, 
Wolga  beschränkt  ist,  leidet  schon  seit  längerer  Zeit  unter  der  ohne  Einhaltung  der 
Schonzeiten  und  mit  schädlichen  Gerätschaften  betriebenen  Raubfischerei  an  den 
Stören  und  Hausen,  welche  diese  stark  eiweißhaltige  (bis  zu  dreißig  Prozent)  Luxus- 
speise liefern.  Im  Jahre  191 2  wurde  der  Wert  einer  Jahresernte  an  dem  in  allmählicher 
Preissteigerung  begriffenen  Kaviar  auf  25  Millionen  Franken  geschätzt,  wovon  angeb- 
lich die  Hälfte  nach  Deutschland  (Berlin),  teils  zum  eigenen  Verbrauch,  teils  zur  Weiter- 
versendimg  nach  anderen  Ländern,  geht. 
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Handelspolitik  um  so  wichtigere  Angelegenheit,  als  nicht  wenige 
Einfuhrländer  für  Getreide,  Vieh  und  Fleisch  nicht  nur  a  b  s  a  t  z  - 
h  u  n  g  rlg  e  Ausfuhrindustrien  besitzen,  sondern  auch 
Ausfuhrlander  für  eine  Anzahl  anderer  mehr  oder  weniger  wichtiger 
landwirtschaftlicher  Erzeugnisse^)  sind. 

Einen  gern  benutzten  Ausweg  aus  diesen  Schwierigkeiten  bilden 
vertragsmäßige  Zollzugeständnisse  für  die 
physiologischenErsatzmitteldesFleischesder 
herkömmlichen  Haustiere,  wie  Milch,  Käse,  Fische, 
Geflügel,  Wild,  Eier.  Die  Handelsverträge,  die  im  letzten  Viertel- 
jahrhundert  von  den  schutzzöUnerischen  und  hochschutzzöUnerischen 
Industriestaaten  Europas  sowohl  untereinander  als  auch  mit  den 
europäischen  Agrarländern  abgeschlossen  wurden,  enthalten  zahl- 
reiche Beispiele  hierfür.  In  dieser  Beziehung  waren  sowohl  handels- 
politische Bedürfnisse  als  auch  Rücksicht  auf  Verbraucherinteressen 
maßgebend.  Bezüglich  dieser  Vertragszölle  war  auch  am  leichtesten  ein 
Austausch  von  Zollzugeständnissen  sogar  un- 
ter Industriestaaten  möglich.  So  hatte  z.  B.  Öster- 
reich-Ungarn ein  Interesse  an  niedrigen  Zöllen  des  Auslandes  für 
Milch,  Geflügel,  Wild,  Eier,  Süßwasserfische,  Deutschland  an  solchen 
für  Seefische,  die  Schweiz  für  Milch  (Milchkonserven)  und  Käse, 
Italien  für  Eier,  Geflügel,  Käse.  Gegen  den  hierdurch  nahegelegten 
Austausch  von  Zollzugeständnissen  konnten  die  hochschutzzöUneri- 
schen Großagrarier  um  so  weniger  Einwand  erheben,  als  an  der 
wechselseitigen  Durchsetzung  solcher  Zugeständnisse  insbesondere 
die  kleinen  Landwirte,  Bauern  interessiert  waren,  die 
den  Hauptbestandteil  der  politischen  Gefolgschaft 
des  Großagrariertums  bildeten.  Dies  galt  insbesondere 
für  Milch,  Käse,  Geflügel,  Eier,  weniger  für  Süßwasserfische,  die 
vorwiegend  den  Teichwirtschaften  größerer  und  großer  Landwirte 
entstammten;  die  Seefischerei  hat  mit  der  Landwirtschaft  überhaupt 
höchstens  einen  administrativen  Zusammenhang.  Wenn  aber  Zoll- 
zugeständnisse für  die  fraglichen  physiologischen  Ersatzmittel  den 
Industriestaaten  gewährt  wurden,  konnten  solche  Zugeständnisse, 
nach  dem  herrschenden  Grundsatz  der  unbedingten  Meistbegünstigung, 
auch  den  Agrarländern  nicht  verweigert  werden. 


^)  So  versandten :  Deutschland  Sämereien  für  Garten-  imd  Gemüsebau,  Zucker- 
rübensamen, gewisse  Weinsorten,  Kartoffeln ;  Österreich-Ungarn  Pferde,  Eier,  Geflügel, 
W^ild,  Hopfen,  Malzgerste,  Obst,  Gemüse,  Kleesaat;  Grobritannien  Pferde,  Zuchtvieh; 
Italien  Südfrüchte,  Olivenöl,  Wein,  Eier,  Geflügel,  Butter,  Gemüse;  Spanien  Süd- 
früchte und  Obst,  Olivenöl,  Wein,  Safran. 
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Bezüglich  des  Wilds  wäre  zu  bemerken,  daß  in  zahlreichen 
lyändern  mit  den  Fortschritten  der  Landwirtschaft  und  allgemeinen 
Kultur  sowie  bei  wachsender  Bevölkerungsdichte  die  Jagd  den 
Charakter  eines  auf  geschäftlichen  Erwägungen  beruhenden 
Produktionszweiges  immer  mehr  verlor  und  den  eines  Sports  an- 
nahm. Dadurch  wurde  das  Fleisch  der  Jagdtiere  in  Anbetracht  seiner 
Gewinnungskosten  unverhältnismäßig  billig,  ja  mit  dem  Fleisch  der 
üblichen  Haus-  und  Schlachttiere  überhaupt  erst  wettbewerbsfähig. 
Andrerseits  stammte  das  Wild  demgemäß  vorwiegend  aus  folgenden 
Gebieten :  a)  Länder  mit  mehr  aristokratischen  (pluto- 
kratischen)  Gesellschaftsverhältnissen,  wie  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn, wo  der  Jagdsport  einem  kleineren  Kreise  der  Bevöl- 
kerung vorbehalten  bleibt;  in  demokratischen  Ländern,  wo  das 
Jagdvergnügen  weiteren  Kreisen  zugänglich  ist,  wie  Frankreich  und 
die  Schweiz,  sind  die  Bestände  an  jagdbaren  Tieren  auf  ein  geringes 
Ausmaß  gesunken,  b)  Waldreiche  Gebiete;  auch  dies  ver- 
schaffte Deutschland  und  Österreich-Ungarn  einen  Vorzug  vor  den 
waldärmeren  Ländern  Westeuropas,  vor  Frankreich,  Großbritannien, 
Belgien,  Holland,  c)  Länder  mit  dünnerer  Bevölkerung, 
ursprünglicheren,  nicht  selten  auch  kulturell  tiefer- 
stehenden Verhältnissen,  wie  Rußland,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Kanada,  Mongolei  und  Mandschurei,  der  ägyptische 
Sudan,  Britisch-Ostafrika  usw.  Die  letztgenannte  Gruppe  ist  aller- 
dings, schon  der  Transportschwierigkeiten  wegen,  noch  wichtiger 
für  sonstige  Jagderzeugnisse,  wie  Pelzwerk,  Felle, 
Federn,  Bälge,  Geweihe,  Hörner  usw.,  als  für  Fleisch.  Aber  auch 
in  diesen  Ländern  wird  die  Jagd  immer  unergiebiger,  wofern  nicht 
durch  strenge  und  namentlich,  was  in  Rußland  schwerer  hält,  streng 
durchgeführte  gesetzliche  Bestimmungen  über  den  Schutz  des  Wildes 
eingegriffen  wird;  dies  ist  auf  die  sich  allmählich  verstärkende  Nach- 
frage nach  den  „sonstigen  Erzeugnissen"  der  Jagd  zurückzuführen, 
die  zu  einer  raubbauartigen  Behandlung  der  Bestände  an 
jagdbaren  Tieren  in  den  dünner  besiedelten,  kulturell  weniger  ent- 
wickelten Ländern  Anlaß  gibt^).  Es  ist  leicht  einzusehen,  in  wie 
hohem  Ausmaß  die  unter  a,  b  und  c  dargestellten  Verhältnisse  die 
Grundlage  eines  lebhaften,  umfangreichen  internationalen  Handels- 
verkehrs in  Wild  und  sonstigen  Jagderzeugnissen  abgeben  und  wie 
sehr  diese  Verhältnisse  geeignet  sind,  eine  schonende  zoll- 
politischeBehandlung  der  fraglichen  verhältnismäßig  hoch  im 
Preise  stehenden  Waren  zumindest  in  den  Vertragstarifen  zu  empfehlen. 

^)  Vgl.  die  Ausführungen  über  Schmuckfedem  und  Pelzwerk  Seite  6i6 — 621. 
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VI.  Ersatz  der  Zufuhr  von  Schlachtvieh  durch  Fleischbezüge  veranlaßt 
besondere  Handelsmaßnahmen  in  den  Nebenerzeugnissen  oder  Abfällen, 
wofür  die  Häute  der  wichtigste  Einzelfall;  eine  Reihe  von  Umständen  er- 
höht den  Leder-  und  Häuteverbrauch  bei  gleichzeitig  nur  mäßiger  Steigerung 
des  Fleischverbrauchs  und  des  Umf  angs  der  Viehzucht,  was  Preissteigerungen 
der  Häute,  Beseitigung  und  Ermäßigung  der  Einfuhrzölle  hierfür  erzwingt 
oder  rätUch  macht  und  Ausfuhrabgaben  für  Häute  ermöglicht;  ähnliche 
Entwicklungen  bei  Rinder-  und  Schaf talg  im  Zusammenhang  mit  der  Seifen- 
siederei und  Margarinefabrikation,  bei  Borsten  im  Zusammenhang  mit  den 
züchterischen  Eigentümlichkeiten  der  Schweinehaltung,  bei  Därmen  und 
Saitlingen  infolge  verschiedenartiger  Verwendungen  und  dringenden  Bedarfs, 
bei  den  zur  Leim-  und  Gelatinefabrikation  dienenden  und  den  als  Drechsler- 
und  Schnitzstoffe  verwendeten  mannigfachen  tierischen  Abfällen;  Ersatz 
der  Haarkämme  und  Haarnadeln  sowie  anderer  Drechslerwaren  aus  Hom 
und  SchUdkrot  durch  Zelluloid;  Drechsler-  und  Schnitzstoffe  tierischer 
Herkunft,  die  keine  Abfälle,  sondern  mehr  oder  weniger  hoch  bezahlte 
und  stark  nachgefragte  Haupterzeugnisse  sind,  wie  Schildkrot,  Korallen, 
Elfenbein,  Perlmutter;  besondere,  den  Preis  von  Perlen  hochhaltende  Um- 
stände; mannigfache,  in  den  Verhältnissen  von  Erzeugung  und  Nachfrage 
begründete  Umstände,  welche  die  Preise  des  Roßhaars  und  seiner  Ersatz- 
mittel, von  Bettfedern,  Schweinespeck  und  Gänsefett  sowie  Schweine-  und 
Gänseschmalz,  von  Tranen  und  Transiedereiabfällen,  Walrat,  Walratöl, 
Fischbein,  Bienenwachs,  Schwämmen  in  eine  aufsteigende  Richtung  zu 
drängen  pflegen  und  Einfuhrzölle  auf^diese  tierischen  Erzeugnisse  unratsam 
oder  unwirksam  machen,  wie  Abfalleigenschaft  einzelner  dieser  Erzeugnisse, 
mehrfache  Verwendungsmögüchkeit  bei  dringender  Nachfrage,  Ersatzmittel- 
eigenschaft für  andere  stark  nachgefragte  Fettwaren,  beschränktes  Vor- 
kommen der  nicht  gezüchteten  Tiere;  beschränkte  Erzeugung  des  Schel- 
lacks infolge  besonderer  klimatischer  Anforderungen  der  ihn  liefernden 
Schildlaus;  Schwierigkeiten  der  Versorgung  des  Weltmarktes  mit  so  stark 
nachgefragten  Warengattungen  wie  Schmuckfedem  imd  Pelzwerk  infolge 
der  Eigenschaft  dieser  Erzeugnisse  als  Jagdergebnisse,  insoweit  nicht  Haus- 
tierzucht oder  planmäßige  Wildpflege  einigermaßen  abhilft;  anderweitige 
Behandlung  von  Rohseide  und  Seidenraupensamen  (Grains). 
Teils  aufrichtige  veterinärpolizeiliche  Sorgfalt,  teils  schutzzöU- 
nerische  Teuerungsbestrebungen,  teils  das  Streben  nach  bequemeren 
Transportmöglichkeiten  haben  in  den  letzten  Jahrzehnten  dazu  ge- 
führt, anStellederZufuhrvonSchlachtvieh  aus  den 
Viehproduktionsgebieten  nach  den  Verbrauchsländern  in  wachsen- 
dem Ausmaß  Bezüge  von  Fleisch  in  gefrorenem  oder  ge- 
kühltem Zustand  oder  in  irgendwelcher  Konservenform  zu  setzen. 


VI.     Häute,  Borsten,  Talg,  Trane  usw.  605 

Dies  galt  insbesondere  für  Großbritannien,  Belgien,  Holland,  Ägypten, 
die  Schweiz,  in  den  Jahren  unmittelbar  nach  den  Verheerungen  des 
Burenkrieges  auch  für  Britisch- Südafrika.  Bei  dieser  Vorgangsweise 
verblieben  die  Nebenerzeugnisse  oder  Abfälle, 
wie  Häute,  Talg,  Hörner,  Därme  usw.,  wenigstens 
vorläufig  in  den  überseeischen  Viehproduktions- 
gebieten und  gelangten  erst  durch  besondere  Handelsmaßnahmen 
nach  den  industriellen  Verbrauchsländern. 

Der  wichtigste  hierher  gehörende  Einzelfall  betraf  die  für  Gerberei- 
zwecke verwendbaren  Häute.  Das  fast  beständige  In  die  Höhe 
Gehen  der  Häutepreise  bildete  eine  der  schwierigsten  Fragen  für  die 
Leder  verarbeitenden  Industrien,  insbesondere  die  Schuhwarenerzeu- 
gung, die  einer  ziemlich  beschränkten  Kaufkraft  der 
breiten  Massen  gegenübersteht.  Daher  sah  sich  sogar  die 
rücksichtslose  Hochschutzzöllnerei  der  republikanischen  Partei  in 
den  Vereinigten  Staaten  veranlaßt,  im  Payne-Tarif  von  1909  auf 
die  Rinderhäutezölle  des  Dingley-Tarifs  von  1897  zu  verzichten.  Be- 
merkenswert ist,  daß  in  den  letzten  Jahren  die  Verbraucher  von 
Häuten  und  Leder  in  zwei  so  leistungsfähigen  Viehproduktions- 
gebieten wie  Australien  (Commonwealth)  und  Rußland  an  ihre 
Regierungen  mit  dem  freilich  nicht  erfüllten  Ansinnen  herantraten, 
die  Häuteausfuhr  durch  Ausfuhrabgaben  zu  erschweren  und 
so  der  heimischen  Industrie  reichlicheres  Materialzu  sichern^).  Be- 
kanntlich sind  oder  waren  wenigstens  bis  vor  kurzem  Häute  in 
zahlreichen  süd-  und  mittelamerikanischen,  asiatischen  und  afrikani- 
schen Überseegebieten  ein  tragfähiger  Gegenstand  rein  fiskali- 
scher Ausfuhrzölle.  Wie  in  Anlage  XXII  bei  Besprechung  der 
Abfälle  ausführlicher  dargetan  wird,  stehen  nämlich  Preise  und 
ErzeugungvonHäutennichtineinemunmittel- 
baren  Verhältnis  zueinander,  so  daß  höhere  Häutepreise  auf 
die  Gewinnung  dieses  Gerbereimaterials  anregend  wirken  könnten. 
Die  Häuteproduktion  kann  vielmehr  nur  insofern  größer  werden,  als 
Erzeugung  und  Absatz  von  Fleisch  zunehmen.  Diese  Zunahme 
wird  aber  teÜs  durch  die  agrarische  Hochschutzzollpolitik,  teils  durch 
die  anderen,  in  Abteüung  III  dieser  Anlage  erwähnten  Umstände 
zumindest  verlangsamt.  Im  Gegensatz  zu  solcher  Verlangsamung 
der  Zunahme  des  Fleischverbrauches  und  hiermit  auch  der  Fleisch- 


^)  Vgl.  die  Mitteilungen  hierüber  in  ,, Australische  Leder-  und  Schuhindustrie" 
im  ,,Handelsniuseuni"  vom  7.  Juli  1910  und  in  „Vorgeschlagene  Maßnahmen  gegen 
eine  übermäßige  Ausfuhr  von  Häuten  in  Rußland"  (nach  einem  deutschen  Konsular- 
berJcbt)  ijn  „Deutschen  Reichsanzeiger"  vom  4.  Mai  191 2. 
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Produktion  sind  eine  Reihe  von  Umständen  zu  ver- 
zeichnen, wodurch  der  Verbrauch  von  Leder 
und  damit  auch  von  H  äu  t  en  n  o  t  wen  d  iger  wei  se 
steigen  muß,  so  daß  als  Endergebnis  ein  fast  unaufhörliches 
In  die  Höhe  Gehen  der  Häutepreise  unvermeidlich  ist.  Hier  wären 
zu  erwähnen:  Die  Abnahme  des  Barfußgehens  sowie  der  Holz-  und 
Stoff  schuhe  unter  der  ärmeren  Bevölkerung  Europas;  der  vermehrte 
und  verfeinerte  Verbrauch  von  Schuhwerk  und  ledernen  Kleidungs- 
stücken auch  unter  den  mittleren  und  wohlhabenden  Klassen  aller 
Gebiete  europäischer  Kultur;  die  Verbreitung  europäischen  Schuh- 
werks und  sonstiger  lycderwaren  auch  bei  den  wirtschaftlich  besser- 
gestellten einheimischen  Volksschichten  Japans,  Chinas,  Indiens,  der 
Philippinen,  des  islamischen  Orients  usw.;  mannigfache  Verwendun- 
gen des  Leders  an  Stelle  noch  wertvollerer  Stoffe  sowie  im  Auto- 
mobilwesen. Die  mäßige  Zunahme  des  Fleischverbrauches  zugleich 
mit  derart  gesteigerter  kaufkräftiger  Nachfrage  nach  Leder  mußte 
die  Häutepreise  allmählich  immer  mehr  in  die  Höhe  setzen. 

Ahnliche  Verhältnisse  bestanden  auch  hinsichtlich  des  Rin- 
der- und  Schaftalgs.  Der  mäßigen  Zunahme  der  Rinder- 
und namentlich  der  Schafzucht  standen  zwei  Hauptverwendungs- 
arten des  Talgs  gegenüber,  die  beständig  größere  Mengen  von  Roh- 
material erforderten,  nämlich  die  Seifensiederei  und  die 
Margarinefabrikation  (vgl.  über  diese  beiden  Industrien 
S.  533/34  und  536/37  sowie  über  die  allmähliche  Preissteigerung 
der  Milch  und  Molkereierzeugnisse  S.  594/595  vorliegenden  Bandes). 
Deshalb  ist  eine  allmähliche,  fast  ununterbrochene  Preissteigerung 
des  Rinder-  und  Schaftalgs  kaum  zu  vermeiden. 

Ähnliche  Schwierigkeiten,  wie  sie  der  Gerberei  und  der  Leder- 
warenfabrikation durch  die  allmählich  steigenden  Häutepreise  be- 
reitet Würden,  hatte  die  Pinsel-  und  Bürstenfabrika- 
tion infolge  der  hohen  und  allmählich  in  die  Höhe  gehenden  Preise 
und  des  beschränkten  Angebots  der  Borsten  zu  bewältigen. 
Dies  war  um  so  mehr  der  Fall,  als  gerade  die  Schweine  der  wichtigsten 
Verbrauchsgebiete,  so  jene  Mitteleuropas,  Großbritanniens,  der  Ver- 
einigten Staaten,  teils  aus  Sorteneigentümlichkeit  (Rassenverbesse- 
rung), teils  wegen  des  Überwiegens  der  im  jüngeren  Alter  geschlachte- 
ten Fleischschweine  über  die  mehrjährigen  Fettschweine  verhältnis- 
mäßig wenig  Borsten  lieferten;  der  Großteil  der  in  den  Handelsverkehr 
gelangenden  Borsten  stammte  aus  Rußland  und  China,  und  zwar 
für  Bürsten  besser  geeignete  aus  Rußland,  minder  gut  brauchbare 
aus  China;  kleinere  Mengen  konnten  noch  aus  Deutschland,  Frank- 
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reich  und  Ostindien  bezogen  werden.  Die  Borstengewinnung  richtet 
sich  ebensowenig  nach  den  Erfordernissen  der  Bürsten-  und  Pinsel- 
fabrikation, wie  die  Häuteproduktion  nach  dem  Bedarf  der  leder- 
verarbeitenden Industrien.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  Ver- 
hältnisse zu  einem  sehr  bedeutenden,  von  Zöllen  zumeist  kaum  be- 
schwerten internationalen  Handelsverkehr  in  einer  verhältnismäßig 
hoch  im  Preis  stehenden  Ware  Anlaß  geben  mußten,  als  dessen 
Mittelpunkte  die  Messen  von  Leipzig  und  Nischni-Nowgorod  sowie 
die  chinesischen  Plätze  Tientsin,  Shanghai  und  Hankow  bezeichnet 
werden  konnten. 

Därme  und  Saitlinge,  ein  vorwiegend  von  den  Ver- 
hältnissen des  Fleischmarkts  abhängiger  Abfall,  werden  von  den 
Interessenten  für  den  Bedarf  an  Wursthäuten  (Schafdärme),  Gold- 
schlägerhaut (Ochsendärme),  Drehbankschnüren  (Pferdedärme),  Cat- 
gut  (einem  Nähmaterial  für  Wunden  aus  Katzendärmen),  Saiten 
für  Musikinstrumente  (Schafdärme)  in  allen  näheren  und  entfernteren 
heimischen  und  überseeischen  Viehzuchtgebieten,  die  zugleich 
Fleischproduktionsgebiete  sind,  gewissermaßen  mit  der  Laterne  und 
„um  jeden  Preis"  gesucht. 

Ebenso  begegnen  die  zur  Leim-  und  Gelatine- 
fabrikation dienenden  tierischen  Abfälle,  wie 
Knochen  (auch  Abfälle  der  Knochen  verwendenden  Drechs- 
lereien), Lederabschnitzel,  Gerberei-  und  Schlächtereiabfälle,  Fisch- 
körper und  Fischereiabfälle  usw.,  einer  lebhaften,  gute  Preise  an- 
legenden Nachfrage,  die  aber  ebenso,  wie  dies  bei  den  Häuten,  dem 
Talg,  den  Borsten  auseinandergesetzt  wurde,  für  den  Umfang  der 
Gewinnung  der  nachgefragten  Erzeugnisse  nicht  maßgebend  ist. 
Das  gleiche  gilt  auch  für  jene  tierischen  Abfälle,  die,  wie  Knochen, 
Geweihe,  Tierzähne,  Hufe  usw.,  als  Drechsler-  und 
Schnitzstoffe,  und  zwar  namentlich  in  der  Knopf-  und  Kamm- 
fabrikation, verwendet  werden. 

Haarkämme  und  Haarnadeln  aus  Hörn  und 
Schildkrot^)  sind  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  vermöge  der 
verstärkten  Nachfrage  nach  diesen  Toilettebehelfen  und  des  unzu- 
länglichen Angebots  und  daher  auch  hohen  Preisstandes  ihrer  Roh- 
materialien immer  teurer  geworden;  daher  wurde  der  in  den  1880er 
Jahren  beginnende  Ersatz  dieser  Materialien  für  die  genannten 
Zwecke  durch  das  Zelluloid,  trotz  der  geringen  Feuersicherheit 
der  aus  Zelluloid  hergestellten  Fabrikate,  vom  Verbrauch,  der  seit- 

^)  Sdiildkrot  ist  allerdings,  im  Gegensatz  zu  Hom,  kein  Abfall,  sondern  ein 
Haupterzeugnis. 
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her  einen  bedeutenden  Aufschwung  nahm,  geradezu  als  eine  Er- 
lösung begrüßt.  Vor  der  Verbilligung  dieser  Gegenstände  durch  die 
Heranziehung  des  Zelluloids  wurden  von  den  ärmeren  Bevölkerungs- 
klassen Kämme  aus  Holz  und  Nadeln  aus  Messing  benutzt.  Im 
Wiener  Kleinverkauf  kosteten  in  den  letzten  Jahren  die  noch  immer 
vielbegehrten  Nadeln  und  Kämme  aus  Hörn  das  Vier-  bis  Sieben- 
fache und  die  aus  Schildkrot  das  Zehnfache  des  Preises  jener  aus 
Zelluloid.  In  weltwirtschaftlicher  Beziehung  wurde  infolge  der  Er- 
findung und  Massenverwendung  des  Zelluloids  die  Abhängigkeit  der 
mittel-  und  westeuropäischen  Gebiete  von  den  zumeist  überseeischen 
Erzeugungsländern  des  Horns  (die  überseeischen  und  namentlich 
südamerikanischen  Rinderhörner  sind  im  Durchschnitt  auch  besserer 
Beschaffenheit  als  die  mitteleuropäischen)  und  Schildkrots  (ins- 
besondere von  den  Inseln  des  Indischen  Ozeans  und  malaiischen  Archi- 
pels sowie  vom  Roten  Meer  her)  nur  durch  die  Abhängigkeit  von  den 
chilenischen  Salpeterfeldern  und  Kampferwäldern  Formosas  ersetzt; 
der  völlig  preiswürdige  Ersatz  des  pflanzlichen  Kampfers  durch  den 
aus  Terpentinöl  gewonnenen  synthetischen  Kampfer  ist  noch  kaum 
erreicht,  und  dieses  ätherische  öl  stammt  zum  kleineren  Teil  aus 
Frankreich,  vorwiegend  aber  aus  den  Vereinigten  Staaten. 

Auch  abgesehen  vom  soeben  erwähnten  Schildkrot  gibt  es  noch 
andere  stark  nachgefragte,  mehr  oder  weniger  hoch  im  Preis 
stehende  Drechsler-  und  Schnitzmaterialien  tierischer  Herkunft,  die 
Haupterzeugnisse  und  keine  Abfälle  sind.  Korallen,  wovon  in 
Japan  mittlere  Sorten  im  Jahre  1912  mit  75 — 300  Franken  für 
I  kg  verkauft  wurden,  sind  schon  früher  (Abteilung  VII,  Anlage  XV 
vorliegenden  Bandes)  besprochen  worden.  Die  vorwiegend  nach 
Italien  versandte  Korallengewinnung  Japans  wurde  im  Jahre  1912 
auf  2,6  Millionen  Franken  geschätzt.  Elfenbein  ist  eines  der 
ältesten  und  vornehmsten  Drechsler-  und  Schnitzmaterialien,  wird 
aber  wegen  der  bedauerlichen  allmählichen  Ausrottung  der  afrikani- 
schen Elefanten  beständig  seltener  und  teurer.  Immerhin  betrug 
im  Jahre  1913  der  Umsatz  des  leitenden  Antwerpener  Marktes 
455  000  kg  zum  Durchschnittspreis  von  28,10  Franken  für  i  kg, 
davon  351  000  kg  aus  der  Einfuhr,  der  Rest  aus  den  angesammelten 
Vorräten;  die  Umsätze  Londons  umfaßten  nur  236250  kg  und  jene 
Liverpools  12  250  kg.  Perlmutter  ist  zwar  weit  billiger^)  als 
Schildpatt,  Korallen  und  Elfenbein,  hat  aber  dennoch  für  den  inter- 

1)  Im  Jahre  1908  waren  100  kg  Perlmutter  noch  um  230—265  Franken  erhältlich, 
im  Jahre  1910  waren  diese  Preise  bereits  auf  400—420  Franken  gestiegen,  und  im 
Jahre  1913  wurden  in  London  550—580  Franken  verlangt. 
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nationalen  Handelsverkehr,  infolge  seiner  umfangreicheren  Gewin- 
nung und  der  größeren  Ausdehnung  der  auf  diesem  Rohstoff  auf- 
gebauten Industrien  (hauptsächlich  Erzeugung  von  Knöpfen,  daneben 
auch  Herstellung  verschiedener  Galanteriewaren),  weit  größere  Be- 
deutung. An  und  für  sich  gehört  aber  Perlmutter,  gleich  den  kost- 
spieligeren Textilstoffen  und  unedlen  Metallen  zu  den  verhältnis- 
mäßig hoch  im  Preis  stehenden  Rohstoffen  (oder  „Zwitterfabri- 
katen", worüber  vgl.  Abteilung  II  der  Anlage  XXII).  Die  Perl- 
mutterpreise sind  während  der  letzten  zwei  Jahrzehnte  fast  beständig 
gestiegen;  denn  der  unorganisierten  Käuferschaft  aus  den  immer 
größere  Rohstoffmengen  verarbeitenden  Industrien  standen  die  an 
den  maßgebenden,  kraftvollen  Londoner  Markt  angelehnten  Produ- 
zenten (Händler)  der  Muschelschalen  gegenüber,  die  namentlich  an 
den  Küsten  des  Indischen  und  Stillen  Ozeans  gewonnen  werden. 
Abgesehen  von  Japan  (Trokasschnecken)  und  den  Vereinigten  Staaten 
(Fischereien  am  Mississippi)  fehlte  es  den  Ländern  mit  industrieller 
Verarbeitung  der  Perlmutter  an  Rohstoff  imd  den  Rohstoffgebieten 
an  einer  verarbeitenden  Industrie.  Die  hierdurch  erzwungenen  be- 
deutenden Umsätze  eines  hochwertigen,  nach  seinem  Preisstand  viele 
Fabrikate  übertreffenden  Rohstoffes  im  internationalen  Handels- 
verkehr haben  sogar  nahegelegt,  gewisse  einfache  Fabrikate  aus 
Perlmutter  (Vorarbeiten  der  Knopf fabrikation)  aus  Japan  zollfrei^) 
einzulassen. 

Unter  den  dem  Tierreich  entstammenden  Schmuckwaren  sind 
die  Perlen  sicherlich  die  wertvollsten.  Ihre  Umsätze  im  Welt- 
handel sind  zwar  statistisch  schwer  zu  verfolgen,  aber  jedenfalls 
bedeutend.  Eine  Anfang  Mai  1914  versuchte  Schätzung  Pariser  Fach- 
kreise (siehe  „Die  Lage  des  Perlenmarktes"  im  „Neuen  Wiener  Tag- 
blatt" vom  8.  Mai  1914)  bezifferte  die  indische  Erzeugung,  d.  h.  die 
vom  Bombayer  Perlenhandel  beherrschte  Gewinnung  an  den  Küsten 
des  Indischen  Ozeans,  auf  siebzig  Millionen  Franken,  die  sonstiger 
Küstenstriche,  insbesondere  der  Westküste  Mexikos  und  anderer 
Gebiete  des  Stillen  Ozeans,  auf  dreißig  Millionen.  Die  Gewinnung 
der  Perlen  war  seit  jeher  unsicher  und  großen  Schwan- 
kungen unterworfen.    Die  Unsicherheit  lag  vorerst  in  der 


^)  Vgl.  im  Jahresbericht  der  Brünner  Handelskammer  für  191 3  den  Vorschlag, 
Österreich-Ungarn  möge  Zollfreiheit  gewähren  für:  ,, gebohrte  Rimdplatten  aus 
Schneckengehäusen,  besonders  aus  Trokas-  und  Biu-gasschnecken  und  deren  Abarten, 
die  keiner  anderen  Bearbeitung  unterzogen  wurden  und  insbesondere  auch  nicht  ge- 
schrobt,  d.  h.  auf  der  Rückseite  vollständig  oder  teilweise  von  der  Rinde  befreit 
worden  sind." 

Schilder,    n.  ,  39 
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größeren  oder  geringeren  Anzahl  von  Perlen,  die  auf  eine  gegebene 
Stückzahl  aufgefischter  Muscheln  kam,  sodann  in  der  Größe  und 
Schönheit  der  gewonnenen  Perlen,  endlich  in  dem  oft  plötzlichen 
Nachlassen  der  Ergiebigkeit  ausgebeuteter  Meeresgründe  an  Muscheln 
selbst.  Der  mehr  oder  weniger  raubbauartige  Betrieb 
pflegte  nach  einiger  Zeit  zu  einer  Erschöpfung  der  lyager  zu  führen, 
die  erst  nach  Jahren  oder  Jahrzehnten  durch  den  natürlichen  Ersatz 
wieder  leistungsfähig  wurden;  dies  beeinflußte  nicht  nur  den  Markt 
für  Perlmutter,  sondern  auch  den  für  Perlen  im  preissteigernden 
Sinn.  So  sind  z.  B.  die  Bänke  von  Perlenaustern  an  den  Küsten 
Ceylons,  einem  seit  jeher  wichtigen  Fundplatz,  seit  1907  erträgnislos 
geworden.  In  den  letzten  anderthalb  Jahrzehnten  wurden  mancherlei 
Versuche  unternommen  und  Vorschläge  gemacht,  die  Perlengewinnung 
etwas  regelmäßiger  zu  gestalten,  so  von  Regierungswegen  erzwungene 
Schonjahre  für  unergiebig  werdende  Muschelbänke;  Untersuchung 
der  Muscheln  mittels  Röntgenstrahlen  und  Rückgabe  der  ohne  Perlen 
befundenen  ins  Meer;  künstliche  Ausübung  jener  krankhaften  Rei- 
zungen, wodurch  die  Muscheln  zur  Ausscheidung  der  Perlensubstanz 
veranlaßt  werden.  Ob  aber  alle  diese  Versuche  und  Vorschläge  auch 
nur  zu  einem  annähernden  Erfolg  führen  werden,  mag  dahingestellt 
bleiben.  Perlen  sind  meist  frei  von  Einfuhrzöllen  und 
dürften  dort,  wo  sie  es  nicht  sind,  so  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten, 
den  Gegenstand  eines  ebenso  ausgedehnten  wie  verhältnismäßig 
leichten  Schmuggels  bilden.  Bei  starker  Nachfrage  nach  diesem  viel- 
begehrten Schmuckgegenstand  waren  die  Perlenpreise  bis 
unmittelbar  vor  dem  Balkankriege  von  1912/1913,  diesem  unheil- 
drohenden Vorboten  noch  furchtbarerer  Ereignisse  (vgl.  hierüber 
die  Anmerkung  auf  Seite  541  vorliegenden  Bandes),  in  allmäh- 
licher Steigerung  begriffen.  Hierzu  mag  der  Umstand 
beigetragen  haben,  daß  Perlen,  im  Gegensatz  zu  Diamanten,  keine 
unbegrenzt  lange  Aufspeicherung  vertragen,  sondern  im  Laufe  der 
Zeit  an  Schönheit  ungemein  verlieren.  Daher  ist  auch  die  Möglichkeit 
für  Ausfuhrabgaben  auf  Perlen  vorhanden,  wie  sie  z.  B. 
in  Britisch  Somaliland  (siehe,,  Deutsches  Handelsarchiv"  1910, 
Gesetzgebung,  Seite  580)  in  der  Höhe  von  einem  Prozent  des  Wertes 
bestehen. 

Roßhaar  ist  ein  verhältnismäßig  hoch  im  Preise  stehendes 
Nebenerzeugnis  der  Pferdezucht,  und  seine  Gewinnung  wird  nicht  von 
der  Nachfrage  nach  diesem  Nebenerzeugnis  selbst  bestimmt,  sondern 
hängt  von  den  völlig  selbständigen  Verhältnissen  der  Pferdehaltung 
ab.     Der  Umfang  der  Pferdezucht  verringert  sich  aus  den  in  Ab- 
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teilung  II  dieser  Anlage,  Seite  573  angegebenen  Gründen  fast  in  allen 
zum  Weltmarkt  gehörigen  Gebieten;  dagegen  nimmt  der  Bedarf  an 
Roßhaar  beständig  zu,  bei  gleichzeitiger  Steigerung  der  hierfür  erhält- 
lichen Preise.  Dies  gilt  sowohl  für  die  Verwendimg  der  langen 
Schweifhaare  zu  Web-  und  Flechtwaren  (Posamenteriewaren), 
zu  Haarbüschen  für  Soldatenhelme,  zu  Violinbogen,  als  auch  für  die 
kurzen  Mähnenhaare,  die  sogenannten  Krullhaare, 
die  ein  vielbegehrtes  Polsterungsmaterial  bilden;  sogar  die  an  Stelle 
des  Roßhaars  getretenen  anderen  Polsterungsmaterialien,  wie  Crin 
d'Afrique  und  Kapok,  waren  in  den  letzten  Jahren  in  allmählicher 
Preissteigerung  begriffen.  Auch  Rinderschweif-  und 
Schweinshaare,  die  als  Ersatz  für  oder  vielmehr  als  Beigabe 
zum  Roßhaar-Polsterungsmaterial  Verwendung  fanden,  sind  im  Laufe 
der  letzten  Jahre  im  Preis  gestiegen.  Zur  Preiserhöhung  der  Roß- 
haare haben,  abgesehen  vom  Bedarf  für  Polsterungen,  insbesondere 
drei  Umstände  beigetragen :  die  Preissteigerung  der  Borsten  (vgl. 
hierüber  Seite  606),  zu  deren  Ersatz  in  der  Bürsten-  und  Pinselindustrie 
Roßhaar  umfassende  Verwendung  fand;  die  Mode,  die  in  den  letzten 
Jahren  besonders  zu  Haartuchen,  Phantasie-Imitationsartikeln  (z.  B. 
zu -Gemsbärten,  Reihern),  Hüten  usw.  rohe  Pferdehaare  verwendete; 
der  starke  Verbrauch  billiger  KJrullhaare,  mit  Schweinshaaren  ge- 
mischt, in  der  Automobilindustrie.  So  ergaben  sich  hieraus 
Umsätze  im  internationalen  Handelsverkehr,  die  nach  den  Wert-  und 
Mengenziffern  recht  bedeutend  waren;  sie  wirkten  auch  auf  Umsatz 
und  Preisstand  der  Ersatzmittel  (Surrogate),  wie  geringwertiger 
Pferdehaarabf all  der  Roßledergerbereien,  Rinderschweif-  und  Schweins- 
haare, Crin  d'Afrique,  Kapok  usw.,  anregend  und  steigernd  ein. 

Ähnlich  wie  bei  Häuten,  Talg,  Roßhaar  usw.  sind  auch  die 
als  Bettfedern  dienenden  Gänsefedern  zumeist  nur  Neben- 
erzeugnis der  in  erster  Linie  auf  Fett  und  Fleisch  gerichteten  Gänse- 
zucht. Doch  kommt  es  auch  nicht  selten  vor,  daß  die  zweimal  jährlich 
gerupften  Gänse  um  ihrer  Federn  wülen  weit  länger  am  Leben  ge- 
lassen werden,  als  es  bei  der  auf  Fleisch  und  Fett  gerichteten  Zucht 
üblich  und  ratsam  ist;  in  diesen  Fällen  sind  die  Federn  das  Haupt- 
erzeugnis. Aber  auch  nur  die  teilweise  Gewinnung  der  Gänsefedern 
als  Nebenerzeugnis  genügt,  um  in  diesem  Bettfedernmaterial  die 
Ausgleichung  von  Nachfrage  und  Angebot  schwierig  zu  machen, 
so  daß  Gänsefedern  zum  Gegenstand  eines  bedeutenden  internationalen 
Handelsverkehrs  bei  allmählich  steigenden  Preisen  geworden  sind. 
Sie  werden  insbesondere  aus  Rußland,  Österreich-Ungarn,  den  Balkan- 
staaten bezogen.    Auch  China  liefert  größere  Mengen  hiervon,  doch 

39* 


612  Anlage  XXI.    Tierische  Erzeugnisse  und  Futtermittel. 

darunter  verhältnismäßig  viel  Entenfedern;  diese  stehen  in  Europa 
nur  in  kleineren  Mengen  zur  Verfügung,  da  dort  die  Entenzucht 
wegen  der  Schwierigkeit,  die  Enten  über  die  ersten  empfindlichen 
Ivcbenswochen  zu  bringen,  weniger  beliebt  ist. 

Schweinespeck  und  Gänsefett  werden  nur  in  ge- 
ringerem Ausmaß  als  Nebenerzeugnis  gewonnen,  so  von  einjährigen, 
nicht  mit  Fettmast  bedachten  Fleischschweinen  und  Fleischgänsen, 
sondern  sind  zumeist  als  zweites  Haupterzeugnis  neben  dem  Fleisch 
der  betreffenden  Tiere  und  gleich  diesem  selbst  als  „Zwitterfabrikat*' 
(vgl.  hierüber  Abteilung  II  der  Anlage  XXII  vorliegenden  Bandes) 
zu  betrachten;  in  noch  höherem  Grad  kommt  die  „Zwitterfabrikat"- 
Eigenschaft,  wenn  nicht  bereits  die  eines  Fabrikats  dem  aus  Schweine- 
speck und  Gänsefett  „ausgelassenen"  Schmalz  zu.  Während 
der  letzten  zwei  Jahrzehnte  sind  die  Preise  von  Schweinespeck, 
Gänsefett,  Schweine-  und  Gänseschmalz  fast  beständig  in  die  Höhe 
gegangen,  und  zwar  nicht  so  sehr  wegen  des  oft  nur  losen  wirtschaft- 
lich-geschäftlichen Zusammenhangs,  der  zwischen  diesen  Fettwaren 
und  dem  Fleisch  beider  Tiergattungen  besteht;  die  erwähnte  Preis- 
erhöhung ist  eher  als  Folgeerscheinung  aller  jener  Umstände  zu  be- 
trachten, die  (siehe  Abteilung  V  dieser  Anlage,  Seite  594)  den  Preis 
der  Milch  und  der  Molkereierzeugnisse  mit  Einschluß  der  Butter 
langsam,  aber  fast  unwiderstehlich  in  die  Höhe  setzten.  Da  die  Preis- 
entwicklungen von  Butter  einerseits,  von  Schweineschmalz  und 
Gänseschmalz  andrerseits  als  wechselseitige  Ersatzmittel  in 
engen  Beziehungen  zueinander  stehen,  war  hiermit  die  Grundlage 
für  eine  lebhafte  Nachfrage  nach  beiden  Schmalzsorten,  für  steigende 
Preise  dieser  Fettwaren  und  für  einen  lebhaften  internationalen 
Handelsverkehr  in  beiden  Butterersatzmitteln  gegeben.  In  Europa, 
weniger  in  Nordamerika,  wird  Butter  in  häuslichem  und  gewerb- 
lichem (Gastwirte,  Bäcker,  Zuckerbäcker)  Verbrauch  in  wachsendem 
Ausmaß  durch  Schweine-  und  Gänseschmalz  ersetzt,  insoweit  man 
nicht  Margarine  oder  Pflanzenbutter  (siehe  Abteilung  II  der  An- 
lage XX)  verwenden  will.  Der  agrarische  Hochschutzzoll  einzelner 
europäischer  Länder  hat  die  Schmalzbezüge  aus  Nordamerika  und 
Osteuropa  nur  etwas  verteuern,  aber  nicht  verhindern  können;  hierzu 
war  weder  der  immerhin  maßvolle  deutsche  Schmalzzoll  von  12,34, 
noch  der  höhere  Österreich-Ungarns  von  47,25  Franken  (10  Mark 
und  45  Kronen)  für  100  kg  imstande. 

Die  Trane,  d.  h.  flüssigen  Fette  der  Fische  und  Seesäuge- 
tiere, also  insbesondere  der  Wale,  Robben,  Delfine,  Sprotten,  Sar- 
dinen, Menhaden,  Tunfische,  Schellfische  usw.,  bilden  eine  wichtige 
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Gruppe  von  Fettwaren;  diese  Gruppe  begegnet  wegen  ihrer  vielfachen, 
mit  den  pflanzlichen  ölen  gemeinsamen  technischen  Verwendungs- 
arten (in  der  Seifenfabrikation,  beim  Sämisch  Gerben,  beim  Ein- 
fetten von  Leder,  als  Zusatz  zu  Wichse,  als  Schmiermittel  und  Brenn- 
öl)  und  wegen  ihrer  medizinischen  Verwendung  (der  leicht  ver- 
dauliche Lebertran  als  solcher  und  als  schmackhaftere  Emulsion 
verordnet)  einer  starken  Nachfrage  und  hatte  gleich  den  pflanzlichen 
ölen  während  der  letzten  anderthalb  Jahrzehnte  fast  beständig 
steigende  Preise  zu  verzeichnen.  Wie  im  Schlußabsatz  der  Abteilunglll 
von  Anlage  XXII  ausgeführt  wird,  sind  Trane,  obwohl  nach  der 
in  der  genannten  Anlage  gegebenen  Erklärung  als  R  o  h  s  t  o  f  f  e  i) 
zu  betrachten,  dennoch  in  zahlreichen  Zolltarifen  mit  Einfuhrzöllen 
belastet,  da  die  Trane  gleich  dem  Olivenöl  Ersatzmittel  einer  Reihe 
pflanzlicher  öle  sind,  die  zweifellos  Fabrikate  darstellen.  Immerhin 
sind  Trane  zumeist  niedrigeren  Einfuhrzöllen  unterworfen  als  die 
(Fabrikate  darstellenden)  pflanzlichen  öle,  mit  Ausnahme  der  eben- 
falls als  Rohstoffe  zu  betrachtenden  (vgl.  Seite  635)  Oliven-  und 
Palmöle  2).  Es  ist  bemerkenswert,  daß  durch  die  Trangewinnung  und 
namentlich  durch  den  Walfang  eine  Anzahl  von  Polar-  und 
Subpolargebieten,  die  von  der  Natur  nur  recht  mäßig 
bedacht  wurden,  wie  Norwegen,  Neufundland,  Island,  Alaska,  Spitz- 
bergen, Südgeorgia,  Südshetland,  Südorkneyinsehi,  Falklandsinseln 
usw.,  in  lohnender  Weise  mit  der  Weltwirtschaft  in  Verbindung 
gebracht  worden  sind.  Allerdings  kam  die  Trangewinnung  auch 
Ländern  gemäßigter  und  sogar  subtropisch-tropischer  Zone  oder 
vielmehr  den  Küstenstrichen  dieser  Länder  zugute,  so  Irland,  Kap- 
land, Deutsch- Süd westafrika,  Portugiesisch-Ostafrika,  Angola  usw. 
Von  1910  bis  1913  hob  sich  die  Waltrangewinnung  der  Erde  von 
51  500  t  auf  135  000  t,  woran  norwegische  Unternehmungen^)  mit 
31  300 1  und  105  000 1  beteiligt  waren.  Der  Ertrag  der  59  norwegischen 


*)  Bezeichnend  für  den  Rohstoffcharakter  der  Trane  sind  die  in  manchen  Über- 
seegebieten, so  in  Island  (Heringsöl),  Seychellen  (Waltran)  und  Portugiesisch  Afrika 
(Waltran),  bestehenden  Ausfuhrzölle  für  diese  Fettwaren. 

»)  Dies  gilt  z.  B.  für  Österreich-Ungarn  xmd  Deutschland  mit  Ausnahme  des 
Rizinusöls,  das  in  Deutschland  etwas  niedrigere  Zölle  zu  entrichten  hat  als 
die  Trane.  Im  französischen  Zolltarif  sind  die  Trane  teils  mit  niedrigeren,  teils 
mit  gleich  hohen  Einfuhrzöllen  belastet  wie  die  pflanzhchen  öle  eben  mit  Aus- 
nahme der  noch  niedriger  verzollten  Oliven-  und  Palmöle, 

')  Vgl.  „Der  Walfang  im  Jahre  1913"  in  den  ,, Nachrichten  für  Handel  und 
Industrie"  vom  6.  April  1914  nach  einem  Bericht  des  deutschen  Generalkonsulats  in 
Kristiania. 


614  Anlage  XXI.     Tierische  Erzeugnisse  und  Futtermittel. 

Unternehmungen  (mit  169  Fangboten,  43  schwimmenden  Kochereien 
und  9  Transportschiffen)  an  Waltran  wurde  für  1913  mit  rund  fünfzig 
Millionen  Franken  bewertet.  Die  Preise  für  Waltran  betrugen,  je 
nach  den  Sorten,  für  100  kg  zu  Ende  des  Jahres  1913  46,3 — 58,6 
Franken.  Die  schwerste  Sorge  der  Walfangunternehmungen  war  nicht 
der  Absatz  ihrer  Erzeugnisse,  zumal  in  den  letzten  Jahren  durch 
technische  Verbesserungen  die  mittels  Waltran  erzeugten  Seifen 
und  anderen  Waren  von  dem  bisher  nicht  wegzubringenden  unan- 
genehmen Geruch  befreit  wurden,  sondern  die  Gefahr  der  baldigen 
Erschöpfung  der  mit  raubbauartiger  Hast  und  Rücksichtslosigkeit 
ausgenützten  Waljagdgründe.  Diese  Gefahr  soll  besonders  in  den 
afrikanischen    Gewässern  zu  befürchten  sein. 

Wenn  der  Walfang  schon  hinsichtlich  der  Absatz-  und  Preis- 
verhältnisse der  Trane  völlig  beruhigt  sein  kann,  so  gilt  dies  wohl 
in  noch  höherem  Ausmaß  bezüglich  seiner  anderen  Erzeugnisse, 
so  des  den  Pottwalen  entstammenden  wachsartigen  Walratöls 
oder  Spermazetiöls  und  des  daraus  gewonnenen  festen  Walrats 
sowie  des  Fischbeins,  endlich  der  Transiederei-Ab- 
fälle,  die  zu  Fischmehl,  und  der  Knochen,  die  zu  Knochen- 
mehl verarbeitet  werden.  Auch  das  Blut  der  Wale  dient,  gleich  dem 
Fischmehl  und  Knochenmehl,  zur  Erzeugung  von  Dungmitteln. 
Für  die  genannten  Mehle  und  die  aus  Blut  hergestellten  Dungmittel 
ist  die  Landwirtschaft  unbegrenzt  aufnahmsfähig;  es  kommen  hierfür 
eher  Ausfuhrabgaben  als  Einfuhrzölle  in  Frage.  Das  Walratöl  wird 
in  der  Seifensiederei  und  zum  Schmieren  kleinerer  Maschinen  benützt, 
Walrat  wird,  abgesehen  von  einigen  technischen  Verwendungen 
(Zusatz  zu  Wäscheglanzartikehi  und  Appreturbehelf),  insbesondere 
als  Heilmittel  verwendet.  Das  vorzugsweise  zur  Herstellung  feinerer 
Mieder  und  außerdem  zur  Erzeugung  feiner  Korb-,  Kamm-  und 
Galanteriewaren  herangezogene  Fischbein  ist  allmählich,  teils  in- 
folge gesteigerter  Nachfrage,  teils  wegen  der  wachsenden  Schwierig- 
keit und  Kostspieligkeit  des  Walfangs  (Erschöpfung  der  nicht  eine 
Zeit  lang  in  Ruhe  belassenen  Jagdgründe),  stark  im  Preis  gestiegen; 
daher  wurde  hierfür,  ähnlich  wie  für  Hörn  und  Schildkrot,  immer 
mehr  Ersatz  in  anderen  Materialien  gesucht  und  gefunden,  so  nament- 
lich in  Stahlspangen  (für  Mieder)  und  in  Zelluloid,  insofern  es  sich 
um  Verarbeitung  zu  Drechslerwaren  handelt.  Eine  Preisangabe 
aus  der  Mitte  der  1860er  Jahre  beträgt  400 — 445  Franken  für  100  kg 
Fischbein,  eine  solche  aus  den  letzten  Jahren  8400  Franken!  Ein- 
fuhrzölle auf  Walratöl,  Walrat  und  Fischbein*  haben,  wofern  sie 
überhaupt  vorkommen,  nur  fiskalische  Bedeutung. 
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Während  Honig  infolge  seiner  Fähigkeit,  als  Ersatzmittel 
für  Zucker  zu  dienen,  in  vielen  Ländern  mehr  oder  weniger  hohen 
Zöllen  unterliegt  (siehe  Abteilung  VIII  der  Anlage  XV),  ist  W  a  c  h  s 
einer  der  gesuchtesten  und  verhältnismäßig  hoch  im  Preis  stehenden 
tierischen  Rohstoffe.  Es  wird  besonders  häufig  gerade  aus  den  Rand- 
gebieten der  Kulturwelt,  wie  Marokko,  Abessinien,  Yukatan  usw.,  be- 
zogen, zumeist  zollfrei  eingelassen  und  eher  noch  Ausfuhrabgaben 
unterworfen.  Dies  ist  in  den  mannigfachen  Verwendungen  begründet, 
die  Wachs  erfährt,  so  zu  feineren  Kerzen  (rituelle  Vorschriften  der 
griechisch-orthodoxen  Kirche),  Wachsstöcken,  Pflastern,  Salben 
und  Pomaden,  Figuren,  Blumen,  Appreturen,  als  Modelliermaterial 
(zum  Bossieren  in  Wachs),  als  Bindemittel  für  die  Wachsmalerei  usw 

Schwämme  sind  ein  tierisches  Erzeugnis,  das  nur  in  verhält- 
nismäßig wenigen  Gebieten  der  wärmeren  Meere  in  so  großen  Mengen 
vorkommt,  daß  sich  eine  planmäßige  Gewinnung  lohnt,  so  an  der 
kleinasiatischen  und  syrischen  Küste,  bei  mehreren  Inseln  des  griechi- 
schen Archipels,  an  den  Küsten  von  C3^ern,  an  der  nordafrikanischen 
Küste  von  Ti  ipolitanien  bis  Marokko,  an  den  Küsten  von  Cuba, 
Portorico,  Florida  und  bei  den  Bahama-Inseln.  Unter  solchen  Ver- 
hältnissen haben  etwaige  Zölle  auf  diesen  notwendigen  Gebrauchs- 
artikel, wofern  er  überhaupt  mit  solchen  belastet  ist,  nur  fiskaUsche 
Bedeutung,  Die  Zollfreiheit  oder  niedrige  Zollbelastung  erstreckt 
sich  nicht  nur  auf  das  erste  Rohstoffstadium  der  unmittelbar  dem 
Meer  entrissenen  Schwämme,  sondern  auch  auf  die  zum  Verkauf 
oder  Gebrauch  hergerichteten  Schwämme;  diese  Herrichtung  oder 
Bearbeitung  umfaßt  eine  Reihe  chemischer  oder  mechanischer  Be- 
tätigungen, wodurch  der  verhältnismäßig  nicht  geringe  Preis  des 
rohen  Schwamms  oft  noch  recht  bedeutend  gesteigert  wird.  So 
wurden  die  alljährlich  dem  Meer  entrissenen  Schwämme  schätzungs- 
weise mit  zwanzig  Millionen  Franken  bewertet;  der  Verbrauch  hat 
hierfür  ungefähr  vierzig  Millionen  Franken^)  zu  entrichten. 

Ein  tierisches  Erzeugnis  von  sehr  launischer  geographischer 
Verbreitung  ist  Schellack.  Die  Schildlaus  (Coccus  lacca),  deren 
harzige  Absonderung  beim  Brutgeschäft  den  Schellack  bildet,  bedarf 
nämlich  zu  ihrer  Entwicklung  ganz  besonderer  klima- 
tischer Verhältnisse:  Vermeidung  allzu  großer  Hitze 
und  Kälte  sowie  ein  jährlicher  Regenfall  von  ungefähr  30  Zoll  (76  cm). 
Diese  Bedingungen  waren  bisher  in  ihrer  Gesamtheit  fast  nur  in 
mehreren  nordindischen  Landstrichen  anzutreffen,  so  in  einzelnen 

1)  Siehe  ,,L,'eponge  industrielle.  Sa  production  et  sa  fabrication"  in  der  Kon- 
stantinopler   „Revue  Technique  d'Orient"   vom  August   1912. 
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Teilen  der  Zentralprovinzen  und  Bengalens,  in  Niederassam,  den 
Vereinigten  Provinzen,  im  Pendschab  und  im  Sind.  Es  handelt 
sich  hierbei  nicht  um  eine  rein  okkupatorische  Gewinnung,  sondern 
um  eine  noch  auf  indischem  Boden  durchgeführte,  mehr  oder  minder 
weitgehende  Bearbeitung  der  harzigen  Stoffe,  die  von  der  Schild- 
laus abgesondert  und  auf  einer  Anzahl  wild  wachsender  oder  plan- 
mäßig gezogener  Bäume  und  Sträucher  gesammelt  werden.  Das 
Naturmonopol  des  Schellacks,  der  einer  starken  Nachfrage  der 
Siegellack-  und  Lackfabrikation  begegnet,  ist  für  Indien  von  nicht 
geringem  Wert;  die  indische  Schellackausfuhr  betrug  nämlich  im 
Fiskaljahre  1912/1913  35,5,  im  Jahre  1908/1909  sogar  47  und  im 
Jahre  1909/1910  46,6  Millionen  Franken. 

Aus  verschiedenen  Gründen  sind  die  Schmuckfedern 
ein  besonders  bezeichnendes  Beispiel  für  die  auch  in  anderen  Fällen 
zu  beobachtende  Tatsache,  daß  die  Gewinnung  von  Erzeugnissen 
tierischer  Herkunft  hinter  dem  Bedarf  des  Weltmarktes  mehr  oder 
weniger  zurückbleibt;  dieses  Zurückbleiben  trotz  lebhafter  zahlungs- 
fähiger und  zahlungswilliger  Nachfrage  (bei  den  Schmuckfedern 
das  weibliche  Schmuck-  und  Auszeichnungsbedürfnis  sowie  Mode- 
liebhabereien) führt  einerseits  zu  allmählichen,  sogar  durch  schwere 
internationale  Wirtschaftskrisen  kaum  unterbrochenen  Preis- 
steigerungen, andererseits  zu  eifriger  Aufsuchung  der  nur 
irgendwie  heranziehbaren,  wenn  auch  noch  so  abgelegenen  Bezugs- 
quellen. Hieraus  ergeben  sich  gewaltige  Umsätze  der 
betreffenden  W  a  r  e  n  g  a  1 1  u  n  g  e  n  im  internatio- 
nalen Handelsverkehr,  die  durch  Einfuhrzölle  zumeist 
nicht  behindert  sind  oder  höchstens  rein  fiskalischen  Einfuhrzöllen 
unterliegen,  dagegen  weit  leichter  durch  Ausfuhrabgaben 
fiskalisch  ausgenützt  werden  können,  insofern  nicht  bei  wertvolleren 
Warengattungen  der  Schmuggel  störend  eingreift.  Zahlreiche  wich- 
tige Gattungen  von  Schmuckfedern  werden  nur  als  Neben- 
erzeugnis, Abfall  gewonnen,  da  die  betreffenden  Vögel 
hauptsächlich  nur  des  Fleisches  oder  der  Eier  wegen  gezüchtet  oder 
gejagt  werden;  die  höhere  Preise  gewährleistende  stärkere  Nach- 
frage (so  z.  B.  eine  Zeit  lang  die  nach  Hahnfedern  infolge  der  Anregung 
durch  Rostands  dramatische  Dichtung  Chanteclair)  kann  daher 
auf  die  Gewinnung  der  Federn  kaum  anspornend  einwirken.  Dies 
gilt  von  den  Federn  und  Flügeln  des  Haushahns,  Truthahns,  der 
Tauben,  Fasane,  Wildenten,  Schneehühner  usw.  Die  Federnindustrie 
hat  eben  mit  dem  vorliebzunehmen,  was  ihr  die  auf  Fleischund 
Eier  abzielende  Zucht  und  Jagd  solcher  Vögel  zur  Verfügung  stellt. 
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Womöglich  noch  schlimmer  ist  diese  Industrie  mit  den  Federn  jener 
Vögel  daran,  die  hauptsächlich  ihrer  Federn  wegen 
g  e  i  a  g  t  werden.  Die  natürliche  Vermehrung  der  wilden  Vögel 
war  in  neuerer  Zeit  gegenüber  der  von  der  Mode  angestachelten, 
hohe  Preise  bietenden  Nachfrage  völlig  unzulänglich,  so  daß  hier- 
durch eine  Reihe  schöner  oder  wenigstens  für  das  Landschaftsbild 
bezeichnender  und  für  den  entwicklungsgeschichtlichen  Zusammen- 
hang der  Tierwelt  wichtiger  Vögel,  wie  Reiher,  Paradiesvögel,  Lyra- 
vögel, Albatrosse  usw.  mit  dem  Untergang  bedroht  schien. 

Unter  solchen  Umständen  gab  es  dreierlei  Hilfsmittel:  entweder 
wurden  die  betreffenden  wilden  Vögel,  wenn  irgend  möglich, 
gezüchtet,  und  dadurch  wurde  das  Angebot  der  drängenden 
Nachfrage  angepaßt;  hierfür  sind  die  Straußfedern  das  am 
besten  gelungene  Beispiel.  Sodann  versuchte  man  durch  W  i  1  d  - 
Schutzvorschriften  und  mittels  Errichtung  von  Reser- 
vationen sowohl  im  Interesse  des  Natursinns  und  der  Wissen- 
schaft, als  auch  um  der  geschäftlichen  Interessen  der  Federnindustrie 
willen  die  betreffenden  Tiergattungen  vor  dem  Untergang  zu  be- 
wahren und  namentlich  das  Brüten  samt  der  Aufzucht  der  Jungen 
vor  Störungen  zu  behüten.  Dieses  Verfahren  wurde  insbesondere 
bezüglich  der  Reiher  im  brasilianischen  Staate  Matto  Grosso  und 
in  einzelnen  Gebieten  Venezuelas  (Apure)  beobachtet.  Einiger- 
maßen gewalttätig  in  den  internationalen  Handelsverkehr  ein- 
schneidend war  das  dritte  Verfahren,  das  den  Verbrauch  von  den 
Federn  einzelner  oder  aller  wilden  Vögel  abzudrängen  suchte,  und 
zwar  teils  durch  Einfuhrverbote,  wie  in  Kanada  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  (Tarifpost  347  des  Underwood-Tarifs  vom 
3.  Oktober  1913),  teils  durch  Ausfuhrverbote  oder  wenigstens 
hohe  Ausfuhrabgaben  in  den  Jagdgebieten  der  Vögel,  so 
in  verschiedenen  britischen  Überseebesitzungen  in  Westindien,  West- 
afrika und  Ozeanien,  auf  Deutsch-Neuguinea  usw.  Aber  sogar  dieses 
rauhe  Verfahren  verbessert  schließlich  nur  die  Ab- 
satzmöglichkeiten für  die  Federn  zahmer  Vögel 
und  namentlich  der  Strauße,  zumal  die  zahmen  Vögel  bereits  vor 
den  erwähnten  Verboten  und  Ausfuhrerschwerungen  den  weitaus 
überwiegenden  Teil  des  Bedarfs  an  Schmuckfedern  deckten.  So 
umfaßte  die  Straußenzucht  der  Kapkolonie  bereits  im  Jahre  1911 
ungefähr  747  000  Strauße  mit  einem  Ausfuhrwert  von  50,6  Millionen 
Franken.  Außerdem  hat  noch  eine  Reihe  anderer  trocken-warmer 
subtropischer  Gebiete,  die  für  die  Aufzucht  von  Straußen  und  die 
Gewinnung  von  Straußfedern  taugen,  diese  Zucht  bei  sich  einzu- 
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bürgern  gesucht,  so  mit  einigem  Erfolg  Australien,  Algerien,  Fran- 
zösisch Westafrika,  Madagaskar,  der  Süden  der  Vereinigten  Staaten 
usw.  Bis  zu  den  Balkankriegen  von  1912/13,  diesen  traurigen  Vorboten 
noch  viel  schlimmerer  Ereignisse,  hatten  sich  das  Geschick  und  die 
Regsamkeit  des  Federnhändlers  weit  mehr  im  preiswerten  Einkauf 
als  beim  Verkauf  dieses  immer  stark  begehrten  Rohmaterials  zu  be- 
währen. Erst  vom  Herbst  1912  an  ergaben  sich  bei  den  maßgebenden 
Londoner  Auktionen  Preisrückgänge  von  zehn  bis  zwanzig 
Prozent;  dagegen  konnte  sogar  die  scharfe  internationale  Wirtschafts- 
krise von  1907 — 1909,  die  allerdings  weitaus  überwiegend  welt- 
wirtschaftlich und  nicht  weltpolitisch  bedingt  war,  den  Preisen  der 
Schmuckfedern  kaum  etwas  nennenswertes  anhaben. 

Mit  ähnlicher  Schärfe,  ja  öfters  noch  viel  deutlicher  als  bei  den 
Schmuckfedern  zeigte  sich  beim  Pelzwerk  die  Unvereinbarkeit 
des  langsamen, natürlichenErsatzesnichtdurch 
besondere  Züchtung  zur  Verfügung  gestellter 
tierischer  Erzeugnisse  mit  den  unersättlichen  Anforde- 
rungen des  Weltmarkts,  die  durch  Modezwang  und  Prunkliebe  an- 
gestachelt werden.  Die  Ergebnisse  dieses  Auseinander klaffens  sind 
hier  wie  dort  dieselben :  Raubbau^)  an  den  nur  in  beschränktem 
Ausmaß  vorhandenen  Naturschätzen  jagdbarer  Pelztierbestände; 
riesige,  sogar  durch  internationale  Wirtschaftskrisen  (so  durch 
jene  von  1900 — 1903  und  1907 — 1909)  kaum  unterbrochene  Preis- 
steigerungen der  Jagdergebnisse  an  feinem  Pelzwerk^);  Aus- 
strahlen der  Preissteigerungen  von  den  höchst- 
stehenden Pelztieren  nachdenminderfeinen,d.  h.  solchen, 
die  minder  schönes  und  weniger  dauerhaftes  Pelzwerk  liefern,  schließ- 
lich sogar  nach  dem  gewöhnlichen  Pelzwerk  der  Haustier- 
zucht und  niederen  Jagd,  das  teils  zur  Nachahmung  der  feineren 

1)  Vgl.  die  Ausführungen  über  J  agderzeugnisse  Seite  603.  Dem  dort 
Gesagten  entspricht  es  auch,  daß  sich  Rußland  (insbesondere  Sibirien),  Kanada,  einzelne 
Teile  der  Vereinigten  Staaten  (besonders  Alaska),  Mongolei,  Grönland  *usw.  durch 
verhältnismäßigen  Reichtum  an  seltenen,  edlen  Pelztieren  noch  immer  auszeichnen. 

a)  Einen  Ausnahmsfall  stellt  allerdings  jene  Krise  dar,  die  im  Anschluß 
an  den  Ausbruch  der  Balkankriege  von  1912/1913,  diesen  unheilvollen  Vorboten 
noch  viel  bösartigerer,  nach  kurzer  Pause  anschließender  Ereignisse,  zum  Teil  auch 
im  Anschluß  an,  die  gleichzeitigen  mexikanischen  Wirren  den  ganzen  Weltmarkt 
ergriff;  von  Herbst  191 2  bis  Juli  1914  waren  auf  dem  maßgebenden  I^ondoner  Markt 
auch  in  den  feineren  Pelzsorten  Rückgänge  von  zehn  bis  zwanzig  Prozent  des  Wertes, 
wenn  nicht  um  mehr  zu  verzeichnen,  insofern  nicht  besondere  Modegunst  den  Preis- 
stand einzelner  Pelzarten  stützte.  FreiUch  war  diese  Krise,  im  Gegensatz  zu  jener  von 
1907 — 1909  und  {trotz  des  Burenkriegs)  zu  derjenigen  von  1900 — 1903,  weit  mehr  poli- 
tisch als  wirtschaftlich  bedingt. 
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Pelze,  teils  einfach  zu  ihrem  Ersatz  dient,  insofern  nicht  seine  Haare 
(wie  die  von  Hasen  und  Kaninchen)  in  der  Hutmacherei  Ver- 
wendung finden;  Bekämpfung  dieser  Preissteigerungen  teils  durch 
Wildschutzvorschriften  der  Regierungen,  welche  die 
völlige  Ausrottung  der  wertvollen  Pelztiere  verhüten  sollen,  teils 
durch  mehr  oder  weniger  gelungene  Versuche,  besonders  kostbare 
wilde  Pelztiere  in  dem  vom  Bedarf  verlangten  Ausmaß  züch- 
terisch zu  gewinnen,  so  seltene  Füchse  verschiedener 
Färbung,  Zobel,  vielleicht  auch  Marder,  Nerz  usw.;  Anknüpfung 
und  Aufrechthaltung  enger  und  umfangreicher  Han- 
delsbeziehungen^) zwischen  den  entferntesten  Gebieten 
des  Weltmarkts  und  Landstrichen  verschiedenartigster  Kulturstufe. 

Zur  Erläuterung  dieser  allgemeinen  Ausführungen  über  Pelz- 
werk wäre  unter  anderem  noch  zu  bemerken:  Februar  1911  ersuchten 
die  Pelzhändler  von  Irbit,  dem  berühmten  Messeplatz  für  Pelzwerk 
und  andere  Waren  im  Osten  des  Gouvernements  Perm,  den  russischen 
Ministerpräsidenten  telegraphisch  um  ein  Verbot  des  Zobel- 
fangs auf  zwei  Jahre  als  einziges  Mittel,  der  Ausrottung  des  ge- 
nannten wertvollen  Pelztieres  vorzubeugen.  Dieses  Verbot  wurde 
von  der  Regierung  bereits  im  März  1911  für  sieben  Monate  erlassen 
und  sodann  durch  ein  parlamentarisch  erledigtes  Gesetz  bis  Oktober 
1916  verlängert.  Danach  dürfen  Zobelfelle  nur  mit  dem  Regierungs- 
stempel in  den  Handel  gebracht  werden,  und  in  Sibirien  sollen  Reser- 
vationen (Schongebiete)  mit  Verbot  der  Zobeljagd  für  ewige  Zeiten 
zur  Errichtung  gelangen. 

Am  7.  Juli  1912  wurden  die  Akte  der  Washingtoner  Konferenz 
über  die  Robbenfischerei  im  Behrings  meer  unter- 
zeichnet, auf  der  die  Vereinigten  Staaten,  Großbritannien  (ins- 
besondere für  Kanada),  Rußland  und  Japan  vertreten  waren.  Darin 
wurde  auf  den  besonders  verheerenden  Robbenschlag  der  im  Meer 
befindlichen  Tiere  und  für  die  den  Vereinigten  Staaten  gehörenden 
Pribylow-Inseln  auch  auf  den  Robbenschlag  zu  Lande  verzichtet. 
Von  1882,  da  dort  der  Robbenschlag  zu  Wasser  begann,  bis  1912  waren 
die    Robbenherden    von    etwa   zwei  Millionen   Stück   auf    185  000 


1)  Welch  bedeutende  Höhe  in  einem  größeren  Zollgebiet  die  Ziffern  des  Außen- 
handels in  Pelzwaren  erreichen  können  und  wie  schnell  diese  Ziffern  anzuwachsen 
imstande  sind,  mag  beispielsweise  folgenden  Angaben  entnommen  werden:  Der 
deutsche  Außenhandel  in  Pelzwaren  stieg  im  Zeitraum  1907— 1910  von  327  auf  551,5 
Millionen  Franken,  und  zwar  die  Einfuhr  roher  Felle  von  102,7  a,vd  210,4,  derenAusfuhr 
von  25  auf  44,6  Millionen,  während  die  Einfuhr  von  bearbeitetem  Pelzwerk  von  67,8 
auf  89,1  und  dessen  Ausfuhr  von  131,5  auf  207,4  MilUonen  Franken  anwuchs. 
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zusammengeschrumpft,  während  die  Jäger  durch  die  ununter- 
brochen steigenden  Preise  der  Robbenfelle  zu  immer  rücksichts- 
loserer Vernichtung  angespornt  wurden. 

Von  Interesse  ist  die  im  Londoner  Pelzgeschäft 
übliche  Unterscheidung  von  vier  Gruppen  der 
Pelzwaren^) :  a)  seltenesPelzwerk  von  besonderer  Schönheit 
und  Dauerhaftigkeit  und  hohem  Preis,  da  die  Tiere,  denen  es  ent- 
stammt, von  Jahr  zu  Jahr  seltener  werden:  Breitschwanz,  Chinchilla, 
Bastard  Chinchilla,  Hermelin,  kanadischer  Marder,  schwarzer  Silber- 
fuchs, Blaufuchs,  Kreuzfuchs,  Moschusochsen,  russischer  Zobel, 
chinesischer  und  japanischer  Zobel,  Seehund  (Robbe),  Seeotter, 
Vielfraß;  b)  S  t  a  n  d  a  r  d  -  Pelzwerk,  das  dem  seltenen  Pelzwerk 
in  Preislage  und  gefälligem  Aussehen  zunächststeht,  aber  Tieren 
entstammt,  die  etwas  reichlicher  vorhanden  sind,  wodurch  ein  gleich- 
mäßigeres Angebot  von  Ware  ermöglicht  wird :  Astrachan,  Edelmarder, 
Steinmarder,  Bär  (schwarzer,  brauner,  grauer  oder  Grislybär,  russi- 
scher, weißer  oder  Eisbär),  Biber,  Karakul,  Zibethkatze,  Fuchs 
(weißer,  roter,  grauer),  graues  Lamm,  Lamm,  Leopard,  Schneeleopard, 
Luchs,  Mink,  Black  Monkey,  Bisamratte,  russische  Moschusratte, 
Ozelot,  Opossum  (amerikanisches,  australisches,  tasmanisches),  Fisch- 
otter, Piatypus  (ein  australisches  Schnabeltier),  Pony,  Waschbär, 
Skunks,  graues  Eichhörnchen,  Tiger ;  c)  Medium-  Pelzwerk,  das 
immer  mehr  zum  Ersatz  oder  zur  Nachahmung  des  seltenen  oder 
Standard-Pelzwerks  verwendet  wird:  Antilope,  Dachs,  Hauskatze, 
Wildkatze,  Kittfüchse,  gewöhnlicher  Fuchs,  Iltis,  Genetten,  Känguruh, 
Kolinsky  (Mustela  sarmatica),  weißes  Zicklein,  cat  lynx,  Maulwurf, 
hair  seal  (eine  Art  Robbe),  Tibetlamm,  Vicuna,  Wallaby,  Wombat 
(Beuteltier),  Wolf,  Wolfshund;  d)  billiges  Pelzwerk  mit  ähn- 
licher Verwendung  wie  Medium:  Hund,  Kalb,  Kaninchen,  Ziege, 
Hamster,  Schneehase,  Murmeltier,  Mufflon,  Schaf,  Suslik  oder 
Kaluga. 

Mit  der  Zucht  von  Pelztieren  wurde  im  Jahr  1888  auf  den 
Prinz-Edwards-Inseln  (an  der  Ostküste  Kanadas)  be- 
gonnen^),  und  zwar  mit  Schwarzfüchsen.  Noch  im  ersten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  gab  es  erst  6 — 8  „F  u  c  h  s  f  a  r  m  e  n".  Doch 
im  letzten  Jahrfünft  wuchs  ihre  Zahl  rasch  an,  und  im  Jahr  1914 


^)  Siehe  die  Zusammenstellung  am  Schluß  von  „Fürs  and  Fashions"  in  der 
„Times"  vom  4.  Dezember  191 3. 

*)  Siehe  „Status  of  Canadian  fox  industry"  in  „Daily  Consular  and  Trade  Re- 
ports" vom  3.  Februar  1914  und  „Activity  in  Canadian  fox  farming",  ebendort,  vom 
II.  Februar  191 3. 


VI.    Häute,  Borsten,  Talg,  Trane  usw.  621 

bestanden  auf  den  genannten  Inseln  277  Fuchsfarmen  mit  3130 
Füchsen  verschiedener  Art,  von  denen  nicht  wenige,  teils  aus  dem 
Verkauf  der  Fuchsfelle,  teils  aus  dem  der  Zuchtfüchse,  gute  Divi- 
denden abwarfen.  Erzielte  man  doch  für  ein  Paar  guter  Zuchtfüchse 
in  den  Jahren  1910 — 1913  nicht  selten  21000 — 52000  Franken! 
Aus  klimatischen  und  geologischen  Gründen  waren  die  Prinz-Edwards- 
Inseln  für  die  Zucht  von  seltenen,  hoch  bezahlten  Füchsen  besonders 
geeignet.  Sie  verbreitete  sich  aber  in  den  letzten  Jahren  in  kleinerem 
Umfang  auch  in  den  kanadischen  Staaten  Ontario,  Quebec,  Neu- 
schottland, Neubraunschweig,  Alberta  und  im  Nordosten  der  Union. 
Im  europäischen  und  asiatischen  Rußland  wurden  im  letzten 
Jahrfünft  mehrfache,  zum  Teil  auch  gelungene  Versuche  mit  der 
Zucht  von  Zobeln  und  seltenen  Füchsen  gemacht. 

Ein  für  den  internationalen  Handelsverkehr  so  ungemein  wich- 
tiges tierisches  Erzeugnis  wie  Rohseide  samt  Seidenraupen- 
samen (Grains)  wurde  in  der  den  arbeitsintensiven  Rohstoffer- 
zeugungen gewidmeten  Anlage  XVI,  Abteilung  II,  eingehend,  wenn 
auch  von  einem  besonderen  Gesichtspunkt  aus,  erörtert. 
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Anlage  XXII. 

Rohstoffe,  Fabrikate,  Abfälle. 

I.  Grundsätzliche  Abgrenzung  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  gegen- 
über den  hierin  bestehenden  Unklarheiten;  diese  Abgrenzung  erfolgt  ge- 
mäß den  örthchen  Verhältnissen  der  einzelnen  Produktionen,  Anführung 
einzelner  Beispiele;  Produktionen,  die  einen  weitläufigeren  Apparat  erfordern 
oder  ein  kostspieligeres  Erzeugnis  ergeben  oder  das  erste  Produktions- 
stadium bereits  überschritten  haben,  können  trotzdem  noch  den  Boh- 
stofferzeugungen  angehören. 

Bei  einem  Versuch,  den  Anteil  festzustellen,  der  innerhalb  des 
Außenhandels  eines  oder  mehrerer  Staaten  einerseits  auf  Rohstoffe, 
andrerseits  auf  Fabrikate  entfällt,  stößt  man  auf  folgende  große 
Schwierigkeit^):  Wo  ist  die  Grenzlinie  zwischen  Rohstoffen 
und  Fabrikaten  zu  ziehen ?  Sollen  nicht  Produktionen  mit  weit- 
läufigerem Apparat  (Kohlen,  Kaffee,  Tee,  Diamanten  usw.) 
oder  jene  mit  kostspieligerem  Erzeugnis  (edle  Metalle 
und  wertvollere  unedle  Metalle,  Kautschuk,  Vanille,  Straußfedern 
usw.)  als  Industrien  bezeichnet  werden?  Tatsächlich  wird  auch 
mitunter  in  nachlässiger  Ausdrucksweise  von  Kaffeeindustrie,  Kohlen- 
industrie, Diamantenindustrie,  Wollindustrie  usw.  im  Hinblick  auf 
die  betreffenden  Rohstoffproduktionen  gesprochen. 

Vor  allem  wäre  auf  die  Unzulänglichkeit  mancher  hierauf  bezüg- 
licher populärer  Auffassungen  hinzuweisen.  So  ist  es  unrichtig,  daß 
alles  dasjenige  nicht  mehr  als  Rohstoff  zu  betrachten  sei,  was  über 
das  erste  Produktionstadium  hinausgeht.  Das 
nach  allgemeiner,  gefühlsmäßig  als  richtig  empfundener  Ansicht  den 
Rohstoffen  zugerechnete  Getreide  weist  mindestens  folgende 
Produktionsstadien  auf:  Säen,  Ernten,  Dreschen.  Auch  zur  Ge- 
winnung der  Rohstoffe  der  Textindustrie,  wie  Wolle, 
Baumwolle,  Hanf,  Flachs,  Jute,  Seide  usw.,  ist  eine  Aufeinanderfolge 
mehrerer  Tätigkeiten  notwendig.  Die  überseeischen  Rohstoffe 
Kaffee,   Tee,    Kakao  werden  mit  Hilfe  vielgliedriger,  um- 

^)  Vgl.  Abteilting  I  des  I.  Kapitels  vorliegenden  Bandes,  S.  43—45  über  den  Ver- 
such, „eine  grundsätzliche  Abgrenzung  zwischen  jenen  Erzeugnissen  vor- 
zunehmen, die  als  Rohstoffe,  und  jenen  anderen,  die  als  Fabrikate  aufzufassen  seien". 
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fassender  technischer  Prozesse  gewonnen,  denen  in  den  tropischen 
Produktionsgebieten  ohne  weiteres  der  Name  „Industrie"  beigelegt 
wird.  Wenn  man  bei  der  Kautschukgewinnung  in  den 
Tropen  vom  regelmäßigen  Plantagenbetrieb  absieht  tmd  nur  die  rein 
okkupatorische  Gewinnung  dieses  so  wertvollen  Rohstoffes  berück- 
sichtigt, auch  dann  handelt  es  sich  nicht  bloß  um  einfache  Aneignung 
eines  Naturerzeugnisses;  es  kommt  vielmehr  ein  wenn  auch  primitives 
Verfahren  hinzu,  den  weißen  Milchsaft  möglichst  rasch  in  einer  be- 
stimmten Form  zum  Gerinnen  zu  bringen.  Es  wäre  aber  auch  verfehlt, 
den  Unterschied  zwischen  Rohstoff  und  Fabrikat  darin  zu  erblicken, 
daß  Rohstoffe  niemals  genußreife  Güter  sein  können.  Als 
Beispiele,  die  dagegen  sprechen,  wären  anzuführen:  Gewürze,  Obst, 
Südfrüchte,  manche  Gemüse,  Kochsalz  usw. 

Demgegenüber  habe  ich  bereits  vor  Jahren  in  der  gemeinsam 
mit  Ludwig  Springer  verfaßten  Schrift  „Rohstoffe,  Fabrikate, 
Abfälle"^)  die  Ansicht  entwickelt,  daß  keine  Begriffsbestimmung 
gegeben  werden  könne  in  der  Art  von  „Rohstoff  ist . . ."  oder  „Fabrikat 
ist. . .";  es  könne  vielmehr  nur  zwischen  Rohstoff-Erzeugun- 
gen und  Fabrikationen  unterschieden  werden.  Denn  Erzeug- 
nisse ganz  gleicher  chemischer  Zusammensetzung  können,  je  nach 
ihrer  Erzeugungsmethode,  Rohstoff  oder  Fabrikat  sein. 
Beispiele  hierfür  sind:  Indigo  als  indisches  Plantagenerzeugnis  und 
als  Erzeugnis  europäischer  chemischer  Fabriken,  Krapp-Alizarin, 
Chlorkalium,  Glaubersalz,  Soda  usw. 

Es  käme  demgemäß  darauf  an,  festzustellen,  ob  es  ein  einiger- 
maßen sicheres  Kennzeichen  gibt,  wonach  die  einzelnen  Produktions- 
stadien, von  den  Anfängen  der  Rohstoffgewinnung  bis  zum  verbrauchs- 
fertigen Fabrikat,  in  solche  der  Rohstoffproduktion  und  in  solche  der 
industriellen  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  unterschieden  werden 
können.  Als  ein  derartiges  einheitliches  Kennzeichen  wurden 
in  der  soeben  angeführten  Schrift  von  Schilder- Springer  die 
örtlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Produk- 
tionen dargetan.  Insoweit  es  sich  bei  der  Erzeugung  einer  Ware 
um  Produktionsstadien  handelt,  die  vom  ersten  bis  zum  letzten  aus 
technischen,  klimatischen,  wirtschaftlichen  Gründen  an  dieselbe 
örtlichkeit  oder  wenigstens  an  einen  kleinen 
Umkreis  gebunden  sind,  kann  man  von  Rohstoffproduktionen 

^)  Diese  Schrift  erschien  im  Jahre  1908,  als  Beitrag  zum  „Jahrbuch  der  Export- 
akademie des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  für  das  10.  Studienjahr  1907/08", 
Wien  1908 ;  femer  als  selbständige  Darstellimg  von  rund  himdert  Druckseiten  i.  J.  1909 
im  Verlag  der  genannten  Wiener  Exportakademie. 
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Sprechen.  Hieraus  ergibt  sich  die  Begriffsbestimmung  der  industriellen 
Produktionen,  der  Fabrikationen  von  selbst,  nämlich  als 
Negation  der  Begriffsbestimmung  der  Roh- 
stoffproduktionen: Wenn  bei  der  Erzeugung  irgendeines 
Artikels,  entsprechend  dem  Stand  der  jeweiligen  Technik,  kein  in 
den  technisch-wirtschaftlichen  oder  Transportverhältnissen  liegendes 
Hindernis  besteht,  ein  späteres  Produktionsstadium  oder  mehrere 
spätere  Produktionsstadien  in  größerer  Entfernung  von  jenem  Orte 
durchzuführen,  wo  das  erste  oder  mehrere  erste  Produktionsstadien 
vor  sich  gegangen  sind,  dann  hat  man  es,  von  dem  ersten  lokal  differen- 
zierbaren Produktionsstadium  an,  mit  industriellen  Tätigkeiten,  mit 
Fabrikationen  zu  tun.  Die  landläufige  Ansicht  sucht  zwar  Rohstoffe 
dadurch  zu  charakterisieren,  daß  sie  mit  geringer  Arbeits- 
mühe und  Kapitalsverwendung  gewinnbar  seien,  was 
sich  auch  in  einem  geringen  Geldwert  ausdrücke;  diese  Ansicht  ist 
aber,  zumindest  in  ihrer  soeben  gebrachten,  ganz  allgemeinen  Fassung, 
unrichtig. 

Der    hier    kurz    entwickelte    GedankC;    zwischen    Rohstoff-Er- 
zeugungen und  Fabrikationen  zu  unterscheiden,  wird  in  seiner  all- 
gemeinen Fassung  vielleicht  etwas  hart  und  schwierig 
klingen.    Es  dürfte  aber  sofort  Klarheit  eintreten,  sobald  man  diesen 
Grundgedanken,    in    der  Art    der   früher    (siehe  S.  623)    erwähnten 
Schilder- Springer  sehen     Schrift     „Rohstoffe,     Fabrikate,      Abfälle" 
an     etlichen    Beispielen     erläutert.       So    heißt    es    dort    im 
III.  Kapitel    des    I.Abschnitts:     „Die    drei    aufeinanderfolgenden 
Operationen    der     Getreideproduktion,     Säen,     Ernten, 
Dreschen,    sind   naturgemäß    an   die   gleiche   örtlichkeit   geknüpft. 
Beim  Säen  und  Ernten  liegt  dies  in  den  natürlichen  Verhältnissen  des 
Getreidebaues;    andererseits    besteht    freilich    kein    unwiderstehlich 
zwingendes  Hindernis,  die  geernteten  Garben  in  weite  Fernen  zu  ver- 
frachten und  dort  auszudreschen.    Dem  stehen  aber  wirtschaftliche 
Erwägungen  entgegen,  da  die  Garben  bei  relativ  geringem  Wert  einen 
viel  Raum  erfordernden  Transportgegenstand  bilden.    Die  Verfrach- 
tung der  Garben  auf  weite  Entfernungen  hin,  an  Stelle  der  bei  höherem 
Wert  weit  weniger  Raum  einnehmenden  Getreidekörner,  wäre  wirt- 
schaftlich widersinnig.    Der  Widersinn  wäre  noch  dadurch  verschärft, 
daß  das  Stroh  der  Garben  in  den  landwirtschaftlichen  Betrieben  viel- 
fach zur  Viehhaltung  und  Düngerproduktion  benötigt  wird.    Schon 
die  Überführung  der  Garben  nach  einer  nicht  unmittelbar  auf  dem 
Getreidefeld,  sondern  im  Mittelpunkt  des  Wirtschaftsbetriebes  be- 
findlichen Scheune  ist  einigermaßen  unrationell.     Das  richtigste  ist 
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die  auf  das  Getreidefeld  hinausgeführte  Dreschmaschine,  welche 
die  Garben  gleich  an  Ort  und  Stelle  ausdrischt.  Ähnliche  Verhältnisse 
liegen  auch  bei  Kakao,  Kaffee  und  Tee  (auch  Paraguay  tee 
oder  Mate)  vor.  So  weitläufig  auch  die  gesamten  Produktionsstadien 
sein  mögen,  welche  die  Kakao-,  Kaffee-  und  Teeproduktionen,  vom 
Anpflanzen  der  Kakao-  und  Kaffeebäume  sowie  Teesträucher  bis  zur 
Gewinnung  der  versandreifen  Kakao-  und  Kaffeebohnen  sowie 
Teeblätter,  zurückzulegen  haben,  so  umfangreich  auch  der  maschinelle 
Apparat  sein  mag,  dessen  diese  Produktionen  zur  Bewältigung  ihrer 
Aufgaben  bedürfen,  immer  sind  Kakao-,  Kaffee-  und  Teeproduk- 
tionen nur  innerhalb  enger  örtlicher  Grenzen  durchführbar,  und  ein 
Transport  dieser  Erzeugnisse  über  einigermaßen  weite  Entfernung 
ist,  vor  Erreichung  des  letzten  Produktionsstadiums  der  versand- 
reifen Ware,  aus  klimatischen  und  wirtschaftlichen  Gründen  nicht 
ratsam.  Auch  beim  Rohkautschuk  wird  als  erste  Produktions- 
stufe der  weiße  Milchsaft  der  Kautschukpflanzen  betrachtet;  die 
zweite  Produktiohsstufe  wird  durch  ein  Verfahren  dargestellt,  den 
Milchsaft  zum  Gerinnen  zu  bringen  und  ebendadurch  erst  versandreif 
für  die  Zwecke  der  Kautschukwaren-Fabrikation  zu  machen.  Mehl, 
gerösteter  Kaffee,  vulkanisierter  Kautschuk  sind  selbstverständlich 
bereits  Fabrikate." 

Die  weitere  Darlegung  dieser  grundsätzlichen  Abgrenzung 
zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  an  dem  Beispiel  einer  Reihe 
wichtiger  Produktionsgruppen  (Textilproduktionen,  metallurgische 
Erzeugungen,  Gewinnung  anderer  mineralischer  Erzeugnisse,  so- 
genannte landwirtschaftliche  Industrien  nebst  Fett-  und  Ölindustrien, 
Gewinnung  tierischer  Erzeugnisse,  synthetische  Darstellungen  pflanz- 
licher Rohstoffe,  Gewinnung  der  Drechsler-  und  Schnitzstoffe  und 
Erzeugung  der  daraus  hergestellten  Waren)  würde  den  Rahmen 
dieser  Anlage  beträchtlich  überschreiten;  wer  hierüber  weitere  Auf- 
klärung wünscht,  möge  die  ausführlichen  Erörterungen  in  der 
erwähnten  Schilder-Springerschen  Schrift  „Rohstoffe,  Fabrikate, 
Abfälle",  I.  Abschnitt,  Abteilung  4 — 10  zu  Rate  ziehen. 

Diese  grundsätzliche  Unterscheidung  zwischen  Rohstoffen  und 
Fabrikaten  hat  aber  nicht  etwa  bloß  theoretischen  Wert  als 
„G  eistesübun  g",  sondern  verhilft  auch  im  einzelnen 
zu  einer  klareren  Erfassung  der  im  allgemeinen 
von  der  Praxis  längst  anerkannten  Grund- 
sätze   einer    sachgemäßen    Zollpolitik^).    Einzelne 

*)  An  dieser  Stelle  kann  es  sich  nur  um  eine  vernunftgemäße,  wenn  auch  ge- 
mäßigte  Schutzollpolitik   handeln,    da   einer   anderen   die  gnmdsätzlichen 
Schilder.    II.  40 
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Produktionsstadien  derjenigen  Erzeugnisse,  deren  Gesamtproduktion 
aus  übermächtigen  wirtschaftlichen,  technischen,  klimatischen 
Gründen  in  allen  ihren  Stadien  an  einen  und  denselben  Platz  oder 
wenigstens  an  dessen  nächste  Nähe  gebunden  ist,  können  auch  durch 
hohe  Schutzzölle  kaum  von  einem  Land  ins  andere  gebracht  werden. 
So  wäre  z.  B.  ein  Schutzzoll  für  Getreide  in  Garben  widersinnig, 
der  bestrebt  wäre,  für  die  heimische  Volkswirtschaft  die  Arbeit  des 
Ausdreschens  des  im  Auslande  gewachsenen  Getreides  sicherzustellen. 
Er  wäre  auch  nutzlos,  wenn  er  nicht  eine  ganz  fantastische,  unerträg- 
liche Höhe  erreichen  würde.  Dagegen  ist  ein  Schutzzoll  für  Mehl, 
welcher  der  heimischen  Volkswirtschaft  die  industrielle  Tätigkeit 
des  Vermahlens  der  Getreidekörner  wahren  will,  keineswegs  sinnlos, 
da  eben  dieses  Produktionsstadium  in  weiter  Entfernung  von  den 
Getreideländern,  und  zwar  sogar  in  freihändlerischen  Getreide- 
einfuhrstaaten (Großbritannien),  technisch- wirtschaftlich  möglich  ist. 

n.  Erzeugung  von  Zwitterfabrikaten  in  Zwischenstellung  zwischen  Roh- 
stoffproduktionen und  Fabrikationen;  diese  Zwischenstellung  wird  durch 
die  verhältnismäßig  hohen  Beförderungskosten  beim  Bezug  der  Rohstoffe 
von  weither  veranlaßt;  Gründe  für  den  verhältnismäßig  hohen  Stand  dieser 
Transportkosten,  wie  großer  Wassergehalt,  tiefer  Preisstand  der  betreffenden 
Rohstoffe,  starker  Abfall  bei  ihrer  Bearbeitung. 

Doch  wäre  es  verfehlt,  die  mitgeteilte  grundsätzliche  Unterschei- 
dung zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  als  eine  messerscharfe 
aufzufassen.  Es  gibt  im  Gegenteil  eine  Anzahl  von  Erzeugungen, 
die  aus  technisch-wirtschaftlichen  Gründen,  in  manchen  Fällen  sogar 
gerade  infolge  der  allmählichen  Entwicklung  und  Fortschritte  der 
Technik  eine  Zwischenstellung  zwischen  den  Rohstoffgewinnungen 

Unterscheidungsmerkmale  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  gar  nicht  zu  ent- 
nehmen wären.  Die  Frage,  ob  eine  bis  zur  Nichtwehrhaftigkeit  unbedingt  freihänd- 
lerische Zollpolitik,  nach  Art  der  britischen  seit  dem  Beginn  der  1860  er  Jahre,  auch 
einer  gemäßigt  schutzzöUnerischen  oder  wehrhaft  freihändlerischen  vorzuziehen 
wäre,  kann  an  dieser  Stelle  nicht  erörtert  werden  (vgl.  hierüber  Kapitel  V  des  I.  Bandes 
vorliegenden  Buches  und  S.  32—36  vorliegenden  Bandes).  Ebenso  entfallen  hier 
natürhch  alle  jenen  niedrigen  Zölle  oder  Zollbefreiungen,  die  auf  ganz  besonderen 
Verhältnissen  und  Umständen  beruhen,  wie:  die  mittels  grundsätzUch  unkündbarer 
völkerrechtlicher  Vereinbarimgen  geschaffenen  Gebiete  der  offenen  Tür  mit  den 
z.  B.  dreiprozentigen  Einfuhrzöllen  Slams;  die  auf  dem  zwingenden  Befehl  des  Mutter- 
landes beruhende  Zollpolitik  der  Kolonien,  so  der  britischen  Kronkolonien,  der  hol- 
ländischen Kolonien  usw.;  auf  propagandistische  Zwecke  zurückzuführende  Zoll- 
befreiungen imd  niedrige  Zölle  (grundsätzliche  Vorliebe  zahlreicher  Ausfuhrerzeugun- 
gen für  niedrige  Zollbelastung  ihrer  Waren),  worüber  vgl.  Abteilung  II  des  II.  Kapitels 
im  I.  Bande  vorliegenden  Buches. 
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und  den  Fabrikationen  einnehmen.  Es  handelt  sich  um  die  in 
der  früher  (S.  623)  erwähnten  Schrift  von  Schilder- Springer  als 
Zwitter/ abrikate  bezeichneten  Erzeugnisse  (vgl.  insbesondere  die 
elfte  Abteilung  des  ersten  Abschnitts  jener  Schrift).  Es  sind  dies 
Fabrikate,  deren  Erzeugungsstätten  zwar  mitunter  auch  in  größerer 
Entfernung  vom  Produktionsgebiet  der  Rohstoffe  angetroffen  werden; 
im  allgemeinen  ist  aber  eine  solche  räumliche  Entfernung,  in  An- 
betracht der  verhältnismäßig  hohen  Transportkosten  der  in  Frage 
kommenden  Rohstoffe,  nicht  rätlich,  mag  man  nun  die  Transport- 
kosten im  Verhältnis  zum  Preis  dieser  Rohstoffe  oder  im  Verhältnis 
zu  jenem  der  betreffenden  Fabrikate  selbst  hoch  finden.  Daher  ist 
bei  den  Zwitterfabrikaten  die  Erzeugung  aus  Rohstoffen,  die  in 
nächster  Nähe  gewonnen  wurden,  die  Regel.  Als  Beispiele  aus  dem 
Gebiete  der  sogenannten  landwirtschaftlichen  In- 
dustrien wären  hier  zu  nennen :  Wein,  Rohzucker,  Kartoffel- 
stärke, Kartoffelspiritus,  Obstbranntwein,  verschiedene  Gemüse- 
und  Obstkonserven  (gedörrte  Pflaumen),  Kalkzitrat,  Molkereierzeug- 
nisse (Butter,  Käse,  Topfen  usw.).  Fleisch.  Noch  typischer  als  die 
genannten  Zwitterfabrikate  aus  den  landwirtschaftlichen  Industrien, 
bei  deren  üblicher  Zollbelastung  auch  gewisse  Ausnahmsverhältnisse 
mitspielen  (so  fiskalische  und  sanitätspolizeiliche  Gesichtspunkte, 
ähnliche  Zusammensetzung  und  "Wirkungsweise  wie  zweifellose 
Fabrikate,  fast  überall  leicht  zu  gewinnende  oder  wenigstens  weit 
verbreitete  Rohmaterialien),  sind :  einige  Rohmetalle  (doch 
Quecksilber  zweifellos  Rohstoff),  verschiedene  einfache  H  o  1  z  - 
fabrikate,  wie  Säge-  und  Spaltwaren,  Faßdauben,  Eisenbahn- 
schwellen, Holzstoff  usw.  (dagegen  gehört  Holzkohle  zu  den  Roh- 
stoffen), behauene  Steine,  Ziegel,  Zement  usw. 

Die  Transportkosten  für  die  Rohstoffe  der  Zwitterfabrikate  sind 
aus  folgenden  Gründen  verhältnismäßig  hoch  :Starker  Wasser- 
gehalt der  betreffenden  Rohstoffe,  durch  den  öfters  sowohl  ihr 
Preis  herabgesetzt  als  auch  ihr  Transport  erschwert  wird,  so  bei  den 
Rohstoffen  der  meisten  landwirtschaftlichen  Industrien  und  beim 
Holz;  an  und  für  sich  niedriger  Preis  der  (verhältnismäßig 
leicht  zu  gewinnenden)  Rohstoffe  trotz  Mangels  eines  nennenswerten 
Wassergehaltes,  so  bei  den  Rohstoffen  der  Steinwaren-Erzeugung, 
der  Ziegel-  und  Zementfabrikation ;  starker  Abfall  bereits 
im  ersten  Stadium  industrieller  Bearbeitung,  so  daß  bei  Bezug  des 
Rohstoffs  von  weither  die  Beförderungskosten  geringwertiger  Abfall- 
mengen verteuernd  wirken,  was  insbesondere  bei  den  Zwitterfabrikaten 
aus  Holz  zutrifft. 

40* 
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Bei  den  Zwitterfabrikaten  neigt  die  praktische  Zollpolitik  ent- 
weder dahin,  das  rohstoff  ähnliche  Wesen  dieser  Erzeug- 
nisse zu  betonen.  Dann  gibt  es  Zollbefreiungen  oder  doch 
wenigstens  verhältnismäßig  niedrige  Zölle,  so  in  nicht  wenigen 
lyändern  für  Rohzucker,  gedörrtes  Obst,  Rohmetalle,  Sägewaren, 
Holzschliff,  Spaltwaren  (bei  Faßdauben  wirkt  häufig  auch  das  land- 
wirtschaftliche Interesse  in  gleicher  Richtung),  behauene  Steine  usw. 
Oder  die  Zollpolitik  läßt  den  rohstoffähnlichen  Charakter  eines 
Zwitterfabrikates  außer  Betracht.  Dann  geschieht  dies  aber  zumeist 
nicht  zu  dem  Zwecke,  um  die  Erzeugung  aus  ausländi- 
schen Rohstoffen  zu  begünstigen,  sondern  umgekehrt  soll 
dann  der  Zoll  auf  die  Zwitterfabrikate  schützend  auf  die  Renta- 
bilität der  hierher  gehörenden  inländischen 
Rohstoffgewinnungen  zurückwirken.  Dies  findet  besonders 
in  jenen  Fällen  statt,  in  welchen  es  sich  um  nahezu  überall 
in  überschüssigen  Mengen  leicht  gewinnbare  Rohstoffe 
handelt,  wie  z.  B.  unbehauene  Steine,  Kartoffeln,  Ausgangsmaterialien 
der  Rohzucker-Erzeugung  usw.  Besonders  lehrreiche  Beispiele  hier- 
für bilden:  die  in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  eingeführte 
höhere  Verzollung  gestampfter  Trauben  zum  Schutze  des 
Weinbaues  im  Gegensatze  zur  leichteren  Zollbelastung  sonstigen  Obstes ; 
der  Ärger  der  deutschen  Agrarier,  wenn  aus  ausländischer,  zollfrei  einge- 
führter Milch  größere  Mengen  von  Butter  und  Käse  erzeugt  werden. 

Wenn  trotzdem  die  Einfuhrlisten  allerlei  Roh- 
material für  Zwitterfabrikate  enthalten,  wie  z.  B. 
Zuckerrüben,  Holz  für  Holzstoffabriken  und  Sägewerke,  Rahm  zur 
Buttergewinnung,  Kartoffeln  zur  Branntwein-  oder  Stärkebereitung 
usw.,  so  betrifft  dies  tatsächlich  zumeist  nur  einen  Grenzver- 
kehr, wobei  zwar  die  Zollgrenze  überschritten  wird,  aber  das  letzte 
Produktionsstadium  des  betreffenden  Zwitterfabrikates  nur  in  ge- 
ringer Entfernung  vom  Orte  der  Rohstoffgewinnung  vor  sich  geht. 
Für  die  bei  dem  Worte  „Ausfuhr"  im  allgemeinen  mitgedachte  Vor- 
stellung von  Transporten  auf  weite  Entfernungen  hin  fehlt  es  bei 
diesen  Beispielen  an  einer  tatsächlichen  Grundlage.  Ausnahmsfälle 
weiterer  Transporte  von  Rohstoffen  für  Zwitterfabrikate  sind  bei 
billiger  Wasser  fr  acht  möglich.  Nicht  selten  erweisen  sich  die  Zölle 
auf  Zwitterfabrikate  vorwiegend  als  Finanzzölle  auf  eine  tat- 
sächlich doch  nicht  zu  umgehende  größere  Einfuhr  des  Zwitter- 
fabrikats selbst,  so  im  Falle  der  deutschen  Bezüge  von  Sägewaren, 
Faßdauben,  Schwellen,  der  belgischen  und  holländischen  Bezüge 
von  Rohzucker,  der  österreichischen  Bleizölle  usw. 
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m.  Eine  Reibe  von  Umständen,  vermöge  welcher  die  schärferen  Linien 
der  grundsätzUchen  Abgrenzmig  zwischen  Fabrikaten  und  Rohstoffen  in 
handelspolitischer    Hinsicht    einigermaßen    verwischt    und   durchbrochen 
werden:  Rohstoffe  von  nahezu  allgemeiner  Verbreitung  (agrarisches  Inter- 
esse beteiUgt)im  Gegensatz  zu  solchen  launischer  geographischer  Verteilung; 
ungleichmäßige    Berücksichtigung    technischer,    und    zwar    insbesondere 
transporttechnischer  Veränderungen  durch  die  Zollpoütik   (Fall  der  un- 
edlen Metalle  und  der  Molkereierzeugnisse);  agrarisches  Interesse  teils  im 
Sinne  der  Zollbelastung  von  Rohstoffen,  teils  im  Sinne  der  Zollentlastung 
von  Fabrikaten  wirksam;  industrielles  Interesse  an  niedriger  Zollbelastung 
der  Hilfsapparate  und  der  weiterzuverarbeitenden  Hilfsmaterialien;  Ein- 
fluß der  Sortenverschiedenheit  auf  die  Verzollung  von  gewaschener  Wolle 
und  Eammzug;  Sonderbehandlung  der  edlen  Metalle;  für  hohe  Zollbelastung 
mancher   Rohstoffe   und    Zwitterfabrikate   maßgebende    fiskalische   und 
sanitätspolizeiliche    Cresichtspunkte;    Sonderbehandlung   der   Koks;    Roh- 
stoffe, die  als  Ersatzmittel  für  Fabrikate  dienen. 
Die     einheitlichen      lyinien      der      erwähnten 
grundsätzlichen     Abgrenzung     zwischen    Fabrikaten 
und  Rohstoffen  werden  aber  nicht  nur  durch  die  Tatsache  des  Vor- 
handenseins von  Zwitterfabrikaten,  sondern  auch  noch  durch  eine 
Reihe  anderer  Umstände  einigermaßen   verwischt    und 
durchbrochen.    So  ist  das  zollbefreiende  Wesen  der  Rohstoffe 
in  der  handelspolitischen  Praxis  weniger  scharf  ausgeprägt,  wenn  es 
sich  um  solche  Rohstoffe  handelt,  bei  denen  eine  nahezu    all- 
gemeine   Verbreitung   zu   verzeichnen  ist.     Hier  wird  es 
namentlich  dem  stets  sehr  kräftigen  agrarischen  Zollinteresse 
leichter  sein,  sich  durchzusetzen,  so  bei  Getreide,  Holz,  Vieh  usw., 
als  wenn  z.  B.  die  Zollbelastung  überseeischer  Textur ohstoffe,  wie 
Baumwolle  und  Jute,  zugunsten  heimischer  Rohstoffe,  wie  Flachs 
und  Wolle,  versucht  würde;  solche  Versuche  wurden  z.  B.  in  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  gelegentlich  der  Beratung  der  im  Jahre 
1906  in  Kraft  getretenen  neuen  Zolltarife  gemacht.   Auch  die  freilich 
nicht  sehr  häufigen  Zölle  auf  Eisenerz  und  Kohle  sowie  die  öfter 
zu  verzeichnenden  auf  Roheisen  finden  teilweise  Erklärung  im 
häufigeren  Vorkommen  der  genannten  Erze  und  mineralischen  Brenn- 
stoffe im  Vergleich  zum  Vorkommen  von  Erzen  der  anderen  unedlen 
Metalle.     Im  Gegensatz  hierzu  sind  Einfuhrzölle  weit  seltener  und 
eher  etwa  noch  Ausfuhrzölle  möglich,  wenn  es  sich  um  gewisse  Roh- 
stoffe   mit    einer    launischen    geographischen    Ver- 
teilung handelt,  wie  etwa  Jute,  Meerschaum,  Monazit,  Zinkerze, 
Zinnerze,  Manganerze  und  sogar  die  daraus  erzeugten  Rohmetalle^ 
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Wenn  aber  in  zahlreichen  Ländern  Europas  überseeische  Erzeugnisse, 
wie  Kaffee,  Kakao,  Gewürze  usw.,  gewohnheitsmäßig  mit  rein  fiskali- 
schen Zöllen  belastet  werden,  gelangt  ihr  Rohstoffcharakter  in  den 
Ausfuhrzöllen  zum  Ausdrucke,  die  ihnen  in  ihren  Produktions- 
gebieten nicht  selten  auferlegt  wurden. 

Auch  Veränderungen  in  der  Rohstoff-  oder  Fabrikatqualität 
eines  Erzeugnisses  infolge  veränderter  Technik,  und  zwar 
insbesondere  verbesserter  Transporttechnik,  sind  in  der 
Praxis  der  Zolltarife  und  in  jener  der  Handelsstatistik^)  nicht  gleich- 
mäßig zum  Ausdruck  gekommen.  Dies  bietet  wenigstens  zum  Teil 
(abgesehen  vom  Moment  der  allgemeinen  Verbreitung  und  launischen 
geographischen  Verteilung)  eine  Erklärung  für  die  sonderbare  Aus- 
wahl, wonach  unter  den  unedlen  Metallen  (Rohmetallen,  ab- 
gesehen von  dem  häufig  zollpflichtigen  Roheisen)  in  den  verschiedenen 
Ländern  bald  die  einen,  bald  die  anderen  der  Freiliste  entnommen 
und  den  zollpflichtigen  Artikeln  angereiht  und  die  Rohmetalle  in  den 
Handelsstatistiken  verschiedener  Länder  bald  den  Rohstoffen  (Öster- 
reich-Ungarn), bald  den  Fabrikaten  (Vereinigte  Staaten)  zugezählt 
werden.  In  ähnlicher  Weise  haben  die  Fortschritte  der  Transport- 
technik und  auch  der  Milchkonservierung  Butter,  Käse,  Topfen  und 
andere  Molkereierzeugnisse  aus  Rohstoffen  wenigstens 
zu  Zwitterfabrikaten  gemacht;  allerdings  gelangt  diese  Veränderung 
infolge  der  mit  diesen  Erzeugnissen  verbundenen  starken  agrarischen 
Interessen  in  den  Zolltarifen  besonders  häufig  zum  Ausdruck. 

Das  agrarische  Interesse  ist  gleichfalls  unter  jenen 
Momenten  zu  erwähnen,  die  in  Schutzzolländern  häufig  andere  Zoll- 
bemessungen herbeiführen,  als  der  hier  mitgeteilten  grundsätzlichen 
Unterscheidung  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  entspräche. 
Dies  zeigt  sich  erstens  in  der  öfters  sehr  beträchtlichen  Z  o  1 1  - 
belastung  zahlreicher  Rohstoffe,  die  dem  Acker- 
bau, der  Viehzucht  und  der  Forstwirtschaft  entstammen,  wie  man  sie 
insbesondere  in  Mittel-  und  Südeuropa,  aber  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  (wenigstens  bis  zum  etwas  liberaleren  Underwood-Tarif  vom 
3.  Oktober   191 3)  und  in  anderen  überseeischen   Gebieten  findet  2). 

1)  über  die  Bedeutung  der  Handelsstatistik  als  Beihilfe  zur  Unterscheidung 
von  Rohstoffen  und  Fabrikaten  vgl.  insbesondere  die  früher  erwähnte  Schrift  von 
Schilder- Springer,  I.  Abschnitt,  I.  Abteilung. 

*)  Eine  Karikatur  dieser  agrarischen  Wünsche  nach  Rohstoff  belastung  war  die  an- 
läßlich des  Ablaufs  der  ersten  mitteleuropäischen  Handels  Vertragsperiode  in  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn  aixf  tauchende  Forderung  nach  Zöllen  für  Südfrüchte  zum 
Schutz  der  Äpfel,  Birnen,  Kirschen  usw.,  wovon  auch  in  den  letzten  Jahren  wiederum 
die  Rede  war;  vgl.  hierüber  Anlage  XIX,  Abteilimg  VI,  S.  526  vorliegenden  Bandes. 
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Manche  agrarischen  Rohstoffzölle  gelten  auch  der  Verhinderung  von 
Verfälschungen  und  daher  Entwertungen  hochklassiger 
Rohstoffsorten,  so  z.  B.  auf  Ceylon  die  Zölle  auf  Tee  (und,  um  ein 
bezeichnendes  Beispiel  aus  einem  anderen  Naturreich  zu  nennen, 
auf  synthetische  Edelsteine).  Sehr  häufig  sind  aber  ebenfalls  in  land- 
wirtschaftlichem Interesse ^)  auch  Fälle  der  Zollbefreiung 
oder  namhaften  Zollermäßigung  technisch  hochstehender 
Fabrikate,  wie  landwirtschaftliche  Maschinen  und  Geräte 
(z.  B.  in  einem  so  hochschutzzöllnerischen  Lande  wie  Rußland); 
sodann  die  Zollbefreiungen  für  Mittel  zur  Vertilgung  von  Pflanzen- 
und  Tierkrankheiten  wie  auch  von  schädlichen  Insekten  aller  Art; 
sodann  die  mit  dem  sonstigen  landwirtschaftlichen  Rohstoffschutz 
scheinbar  in  Widerspruch  stehenden  Zollbefreiungen  oder  Zoll- 
ermäßigungen für  Futtermittel  2),  Sämereien  3)^  Zucht- 
vieh ,  darunter  freilich  auch  für  Futtermittel,  die  selbst  Industrie- 
erzeugnisse sind;  femer  die  Zollbefreiung  oder  milde  Zollbelastimg 
eines  Zwitterfabrikats  wie  Faßdauben. 

Unter  Umständen  führen  in  schutzzöUnerischen  Ländern  auch 
industrielle  Interessen  zu  Abweichungen  der  prak- 
tischen Zollpolitik  von  der  hier  dargestellten  grundsätzlichen  Unter- 
scheidung zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten.  Selbstverständlich 
beziehen  sich  diese  Abweichungen  nicht  auf  die  Zollbehandlung  der 
Rohstoffe,  sondern  auf  diejenige  gewisser  Fabrikate,  die  als  weiter 
zu  verarbeitende  Hilfsmaterialien  oder  als  Hilfsapparate  für  einzelne 
Industrien  des  betreffenden  Staates  in  Betracht  kommen.  Derartige 
Abweichungen  finden  sich  besonders  häufig  in  kleineren  oder 
trotz  räumlicher  Größe  noch  unentwickelten  Zoll- 
gebieten, so  namentlich  in  Australien,  Neuseeland,  Norwegen, 
in  den  Balkanstaaten  usw.  Doch  mangelt  es  auch  in  größeren, 
entwickelteren  Industriestaaten  an  derartigen  Zoll- 
begünstigungen nicht.  Hierher  gehört  z.  B.  die  auch  unter  dem 
neueren  Zollregime  Österreich-Ungarns  seit  dem  i.  März  1906  erhalten 
gebliebene  Zollfreiheit  für  synthetisches  Indigo  und  verhältnismäßig 
niedrige  Verzollung  der  nicht  besonders  genannten  Steinkohlenteer- 
farben,  welche  Maßregeln  im  Interesse  der  Textilindustrie  getroffen 
wurden,  öfters  sind  die  Bestimmungen  über  die  Zollbegünstigimg 
weiter  zu  verarbeitender  Materialien  an  die  Bedingung  geknüpft, 
daß  die  gewerblich-industrielle  Weiterverarbeitung  der  zollbegünstigt 

*)  Vgl.  hierüber  Anlage  III  vorliegenden  Bandes. 

»)  Über  Futtermittel  vgl.  Anlage  XXI,  Abteilung  IV  vorliegenden  Bandes. 

>)  Über  Sämereien  vgl.  Anlage  XX,  Abteilung  V  vorliegenden  Bandes. 
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(zollfrei)  eingeführten  Materialien  sichergestellt  werde  (zollfreie  Ein- 
fuhr auf  Erlaubnisscheine  in  Österreich-Ungarn)  oder  daß  die  betreffen- 
den Maschinen  und  Apparate  im  Lande  selbst  noch  nicht  erzeugt 
werden  (Norwegen,  Australien). 

Im  Gegensatz  zu  den  einen  dauernden,  gleichmäßigen  Charakter 
tragenden  Beeinflussungen  der  Handelspolitik  durch  das  agrarische 
Interesse  sind  die  erwähnten,  vom  industriellen  Interesse  diktierten 
Zollbegünstigungen  für  Fabrikate  mehr  vorübergehender 
Natur.  Sie  werden  zumeist  nur  unter  der  stillschweigenden  oder 
auch  offen  kundgegebenen  Bedingung  eingeräumt,  daß  sie  im  Falle 
einer  stärkeren  Entwicklung  jener  Fabrikationen,  welche  die  be- 
treffenden industriellen  Hilfsmaterialien  oder  Hilfsapparate  darstellen, 
wieder  zurückgezogen^)  würden. 

In  zwei  wichtigen  Fällen  bewirkt  aber  auch  weitgehendes  orten- 
verschiedenheit  der  betreffenden  Artikel  eine  zolltarifarische 
Behandlung,  die  jener  der  Rohstoffe  entspricht,  obwohl  es  sich,  nach 
der  hier  mitgeteilten  grundsätzlichen  Unterscheidung  zwischen  Roh- 
stoffen und  Fabrikaten,  zweifellos  um  Fabrikate  handelt;  doch  werden 
diese  Fabrikate  von  den  weiter  verarbeitenden  Industrien  in  den 
verschiedensten  Sorten  und  Herkünften  benötigt.  Es  sind  dies 
gewaschene  Wolle  und  Kammzug;  eingehender  wird 
hierüber  in  der  IV.  Abteilung  des  I.  Abschnitts  der  früher  (S.  623) 
erwähnten  Schilder-Springerschen  Schrift  gesprochen;  vgl.  hierüber 
auch  Abteilung  II  der  Anlage  XV,  Seite  449  vorliegenden  Bandes. 

Besondere  Verhältnisse  bestehen  auchbeiden  edlen  Metallen: 
Gold  wird,  trotzdem  es  nach  der  hier  mitgeteilten  Unterscheidung 
zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  als  Fabrikat  aufzufassen  ist, 
in  Nachwirkung  merkantilistischer  Ansichten  sowie  infolge  tatsäch- 
lichen dringenden  Bedarfs  für  Münz-  und  Industriezwecke  als  Roh- 
stoff behandelt;  bei  Silber  macht  sich  wiederum,  abgesehen  von 


^)  Australien,  d.h.  die  Commonwealth,  liefert  besonders  bezeichnende 
Beispiele  für  Zollbegünstigungen  (und  zwar  häufig  Zollbefreiungen  neben  ZoUermäßi- 
gimgen)  für  weiter  zu  verarbeitende  Materialien,  darunter  mannigfache  Fabrikate, 
ferner  Werkzeuge,  Apparate  und  Maschinen.  So  brachte  das  Jahr  191 2  einige  darauf 
bezügliche  Zollverordnungen,  besonders  jene  vom  12.  imd  15.  Januar  1912.  Falls 
sich  die  Erzeugung  der  betreffenden  industriellen  Behelfe  in  der  Commonwealth 
selbst  entwickelt,  wird  die  gewährte  Zollbegünstigung  zurückgezogen,  wofür  ver- 
schiedene Verordnungen  vom  12.  imd  15.  Januar  191 2  als  Beispiele  anzuführen  sind. 
Aus  dem  Jahre  191 3  wäre  insbesondere  eine  australische  Verordnung  vom  14.  Jimi 
191 3  zu  erwähnen,  worin  die  zollfreie  Einfuhr  polierter  Messingbleche  zur  Herstellung 
yon  Knöpfen  gestattet  wird.  Vgl.  über  das  Grundsätzliche  hierbei  Abteilung  VIII 
des  m.  Kapitels  im  I,  Bande  vorliegenden  Buches. 
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der  hier  schwächeren  Nachwirkung  merkantiUstischer  Ansichten 
und  dem  Bedarf  der  weiter  verarbeitenden  Industrien,  die  sozusagen 
Abfallquahtät  dieses  Edelmetalls  (über  die  Tendenz  einer  möglichst 
liberalen  Zollbehandlung  der  Abfälle  vgl.  Abteilung  X  dieser  Anlage) 
geltend;  bei  Platin,  und  zwar  auch  beim  raffinierten,  zweifellos 
ein  Fabrikat  darstellenden  Metall,  bewirken  die  Seltenheit  der  Platin- 
erze, die  Schwierigkeit  des  Raffinierungsprozesses  und  die  geringe 
Anzahl  der  Raffinierungsanstalten,  ähnlich  wie  bei  Gold  die  soeben 
angeführten  Umstände,  das  gleiche  Ergebnis;  dies  wird  in  der  V.  Ab- 
teilung des  I.  Abschnitts  der  soeben  erwähnten  Schilder- Springe rschen 
Schrift  eingehender  dargetan. 

Eine  Reihe  von  Artikeln  wird  aber  auch  deshalb  einer 
schärferen  Zollbelastung  unterworfen,  als  nach  der  hier  mitgeteilten 
grundsätzlichen  Unterscheidung  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten 
oder  Zwitterfabrikaten  anzunehmen  wäre,  weil  in  diesen  Fällen 
die  angebliche  Schutzzollpolitik  durch  fiskalische  Momente 
stark  beeinflußt  wird  oder  auch  der  Fiskalismus  ganz  ohne  Feigenblatt 
auftritt;  vgl.  hierüber  die  6.  und  elfte  Abteilung  im  I.  Abschnitt  der 
früher  erwähnten  Schilder- Springerschen  Schrift.  In  dieser  Be- 
ziehung wäre  auf  die  in  den  einzelnen  lyändern  bald  mehr,  bald 
minder  fiskalischen  hohen  Weinzölle  zu  verweisen  (die  in 
Österreich-Ungarn  allerdings  nicht  fiskalisch,  sondern  bewußt  pro- 
hibitiv  sind);  diese  Zölle  fordern  wiederum  als  Ergänzung  hohe  Zölle 
auf  Weinmaische  und  in  jenen  Ländern,  wo  es  keine  strenge  Kunst- 
wein-Gesetzgebung gibt,  auch  entsprechende  Zölle  für  Korinthen 
und  Rosinen.  Ferner  kommt  hier  die  alte  fiskalische  Belastung  von 
Rohzucker  (in  Europa  ursprünglich  „exotisches"  Erzeugnis, 
wie  heute  Kaffee,  Tee  usw.),  sodann  die  von  Kartoffel- 
spiritus und  Obstbranntwein  in  Betracht.  Ferner  wird 
in  der  7.  Abteilung  des  I.  Abschnittes  der  Schilder- Springer- 
schen Schrift  von  der  fiskalischen  Seite  der  Fleisch-  und 
Viehzölle  gesprochen  (Anlehnung  an  die  alten  städtischen 
Octrois  und  ländlichen  Schlachtsteuern),  desgleichen  auch  vom  Zu- 
sammenhang der  Honigzölle  mit  den  Zuckerzöllen^) ;  ferner  wird 
in  Abteilung  elf  des  I.  Abschnitts  der  Schilder- Springerschen 
Schrift  auf  die  noch  von  rohem  Fiskalismus  älterer  Zeiten  her 
übliche  hohe  Zollbelastung  einer  Reihe  von  überseeisch- 
exotischen   Rohstoffen,    wie  Kaffee,  Tee,  Kakao«),   Ge- 

^)    Vgl.  hieriiber  Abteilung  VIII  der  Anlage  XV,  Seite  455  vorliegenden  Bandes. 

2)  Im  Gegensatz  hierzu  steht  die  neuere,  die  allgemeine  I/inie  der  ZollpoUtik 

gegenüber  Rohstoffen  wieder  aufsuchende,  in  den  angelsächsischen  Staaten  sowie 
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würze,  Rohzucker  und  Tabak,  sowie  auf  den  kleinen  Beisatz  von 
Fiskalismus  zu  den  Zöllen  auf  Getreide,  Hülsenfrüchte 
und  Reis  hingewiesen;  bezüglich  der  letztgenannten  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  ziehen  agrarisches  SchutzzöUnertum  und 
fiskalische  Bestrebungen  am  gleichen  Strange.  Bei  dieser  Gelegenheit 
wäre  der  bereits  früher  (siehe  I.  Abteilung  des  I.  Kapitels  vorliegenden 
Bandes,  S.  43)  erwähnte  wichtige  Unterschied  zwischen  geschick- 
ten und  ungeschickten  Fiskalzöllen  nochmals 
besonders   hervorzuheben. 

Auch  sanitätspolizeiliche  Gesichtspunkte 
dürften  mitunter  im  Sinne  einer  höheren  Zollbelastung,  als  der  hier 
mitgeteilten  grundsätzlichen  Unterscheidung  zwischen  Rohstoffen 
und  Fabrikaten  samt  Zwitterfabrikaten  entspricht,  gewirkt  haben. 
Gewisse  als  Zwitterfabrikate  zu  betrachtende  Spirituosen  und 
ein  so  zweifelloser  Rohstoff  wie  Opium  werden  schon  aus  sanitäts- 
politischen Gründen  in  vielen  Ländern  (so  Spirituosen  im  ganzen 
mittleren  Afrika  zwischen  Sahara  und  Kalahari)  mit  mehr  oder 
minder  beträchtlichen  Zöllen  belegt,  ganz  abgesehen  von  irgend- 
welchen schutzzöUnerischen  Erwägungen.  In  China  wurde  sogar 
(britisch-chinesischer  Vertrag  vom  S.Mai  1911)  mit  einem  völligen 
Einfuhr-  oder  wenigstens  Verwendungsverbot  gegen  Opium  vor- 
gegangen, und  der  gleiche  Vorgang  wurde  in  Belgisch  Kongo  (für 
einzelne  Landschaften  am  unteren  Kongo  seit  dem  i.  Oktober  191 2) 
hinsichtlich  der  Spirituosen  beobachtet. 

Besonders  eigentümliche  Verhältnisse  bestehen  bei  Koks 
(vgl.  Ende  der  10.  Abteilung  des  I.  Abschnitts  der  früher,  S.  623, 
erwähnten  Schilder- Springer  sehen  Schrift).  Diese  wären  nach 
der  hier  mitgeteilten  grundsätzlichen  Unterscheidung  zwischen 
Rohstoffen  und  Fabrikaten  zweifellos  als  Fabrikat  zu  betrachten, 
werden  aber,  nach  übereinstimmender  Ansicht  der  Zollpolitiker  und 
Handelsstatistiker,  als  Rohstoffe  behandelt  und  verzeichnet.  Koks- 
mangel und  Koksteuerung  treten  nämlich  besonders  während  der 
zweiten  Hälfte  der  Hochkonjunkturen  ein,  die  bereits  der 
Abflauung  und  dem  Zusammenbruch  zuneigen.  Die  sodann  neu 
angelegten  Kokereien  hinken  hinter  dem  Bedarfe  nach,  d.  h.  können 
zumeist  erst  während  der  bereits  ausgebrochenen  Krise  zur  Betriebs- 
eröffnung gelangen.  Aus  diesen  Gründen  ist  jede  Einfuhrbehinderung 


auch  in  Belgien  und  Holland  zu  verzeichnende  Neigung,  Tee,  Kaffee  und  Kakao, 
ja  sogar  Zucker  behufs  Erzielung  eines  ,,  freien  Prühstückstisehs" 
von  Zöllen  möglichst  zu  entlasten,  worüber  vgl.  Anlage  XIX,  Abteilung  IV  vorliegen- 
den Bandes,  8.498—501. 
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durch  Zölle  durchaus  unratsam,  und  den  Koks  wird  im  allgemeinen 
die  gleiche  liberale  zollpolitische  Behandlung  zuteil  wie  zweifellosen 
Rohstoffen . 

Endlich  ist  noch  der  Umstand  zu  beachten,  daß  manche  Rohstoffe 
und  Zwitterfabrikate  (nach  der  hier  vertretenen  Auffassung  dieser 
Begriffe)  in  Beschaffenheit  und  Wirkungsweise  zweifellosen  Fabrikaten 
(gleichfalls  nach  der  hier  vertretenen  Auffassung)  ungemein  ähn- 
lich sind  und  geradezu  Ersatzmittel  für  diese  darstellen. 
Dies  gilt  bis  zu  einem  gewissen  Grad  z.  B.  für  das  Verhältnis  der 
Rohstoffe  Olivenöl  (Rohstoff  wegen  der  Schwierigkeit  und 
Unratsamkeit  des  Transports  roher  Oliven)  und  Palmöl  (gleiche 
Schwierigkeiten  bestehen  beim  Fruchtfleisch  der  ölpalmfrüchte) 
sowie  der  Trane  (die  ölliefernden  Teile  der  betreffenden  Seetiere 
vertragen  keinen  weiteren  Transport)  zu  den  entsprechenden  Fabri- 
katen der  öl-  und  Fettindustrien,  ferner  für  das  Verhältnis  der  Zwitter- 
fabrikate Kartoffelspiritus  und  Obstbranntwein 
zu  allerlei  anderen  zweifellose  Fabrikate  darstellenden  Spirituosen, 
für  das  Verhältnis  von  Kartoffelstärke  zur  Mais-,  Weizen-, 
Reis-  usw.  Stärke;  vgl.  hierüber  6.  Abteilung  und  vorletzte  Seite  der 
elften  Abteilung  im  I.  Abschnitt  der  erwähnten  Schüder-Springer- 
schen  Schrift, 

IV.  Ausfuhrzölle  als  Hilfsmittel  zur  Beurteilung  des  Charakters  einer  Ware 
als  Rohstoff  oder  auch  Zwitterfabrikat. 

Ausfuhrzölle  sind  ein  wertvolles  Hilfsmittel  zur  Beurteilimg 
des  Rohstoffcharakters  einer  Ware.  Es  sei  hier  abgesehen  von  Maß- 
regeln einer  veralteten  Finanzpolitik,  wie  sie  in  Brasilien,  Guatemala, 
Portugal,  in  verschiedenen  halbzivilisierten  asiatischen  und  afrikani- 
schen Gebieten  geübt  wird  und  wonach  Ausfuhrzölle  an  Stelle  einer 
allgemeinen  oder  einzelne  Waren  betreffenden  Produktions- 
steuer i)  treten;  denn  im  allgemeinen  werden  naturgemäß  folgende 
Erzeugnisse  Ausfuhrzöllen  unterworfen:  bis  zu  einem  gewissen  Grad 
einem  lokalen  Monopol  unterworfene  Rohstoffe 
(seltene  Mineralien,  wie  z.  B.  Monazitsand,  und  ebensolche  Erze, 
„Kolonialwaren",  wie  Kaffee,  Kakao,  Gewürze,  Ebenholz  usw.); 
irgendwelche  auf  dem  Weltmarkt  stärker  verlangte  Roh- 
stoffe überhaupt,  wie  Eisenerze,  Kautschuk  (dieser  wenigstens 
bis  1913),  Salpeter  usw. ;  auch  Zwitterfabrikate,  wie  R  o  h  - 
m  e  t  a  1 1  e  ,  aus  lokalen  Materialien  (Rohrzuckermelasse)  hergestellte 

1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  IV  der  Anlage  XIX,  S.  502/503  vorliegenden  Bandes. 
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Branntweinsorten  usw.  Bemerkenswert  sind  auch  Vorschläge, 
die  Ausfuhr  gewisser  Zwitterfabrikate,  insbesondere  von  H  o  1  z  - 
waren,  durch  Ausfuhrzölle  auf  ihr  Rohmaterial  zu  fördern;  dies 
wurde  z.  B.  in  Österreich-Ungarn  und  Rußland  in.  den  Jahren  1903 
und  1904,  vor  Ablauf  der  ersten  mitteleuropäischen  Handelvertrags- 
periode, geplant,  in  Kanada  und  Neuseeland  (vgl.  Abteilung  III  der  An- 
lage XX,  S.  547/548)  auch  durchgeführt.  In  Finnland  wurde  die 
Ausfuhr  sowohl  von  Sägeholz  als  auch  von  Sägereierzeugnissen 
durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  i5./28._  Dezember  1907  mit 
mäßigen  Ausfuhrzöllen  belastet. 

V.  Unmöglichkeit,  die  Abfälle,  und  zwar  insbesondere  die  industriellen 
Abfälle,  den  Rohstoffen  oder  den  Fabrikaten  zuzuweisen:  keine  Rohstoffe 
wegen  der  lokalen  Differenzierung  ihrer  Produktion,  keine  Fabrikate  wegen 
der  ihnen  fast  immer  zuteil  werdenden  liberalen  zollpolitisehen  Behand- 
lung; Abfälle,  eine  dritte  Gruppe  neben  Rohstoffen  und  Fabrikaten,  als 
mehr  oder  minder  lästige  und  beschwerliche,  aber  jedenfalls  unvermeid- 
liche Folgeerscheinung  der  Produktion;  Preisstand  der  Abfälle  industrieller 
Betriebe  unter  dem  der  Ausgangsmateriahen  der  industriellen  Produktion, 
meist  sogar  unter  dem  der  Rohstoffe  der  betreffenden  Warengattung;  die 
Abzugsposten  bei  der  Preisbildung  der  Abfälle;  der  Verlegenheitscharakter 
zahlreicher  Abfallverwendungen;  AltmateriaUen  gänzUch  außerhalb  der 
freiwilligen  oder  unfreiwilligen  Produktionsergebnisse  als  Überreste  der 
häuslichen  und  technisch-gewerblichen  Verwendungsprozesse;  bei  Alt- 
materialien nicht  einmal  mittelbarer  Einfluß  der  ZoUpoUtik  auf  die  Ge- 
winnung möglich. 

Die  den  Rohstoffen  gegenüber  zu  beobachtende  und  auch  tat- 
sächlich beobachtete  Handelspolitik  läßt  sich  aber  nur  ungenau 
erfassen,  solange  man  die  Abfälle  den  Rohstoffen  bei- 
zählt, wie  es,  nach  der  übrigens  aus  mancherlei  Gründen  ent- 
schuldbaren und  begreiflichen  Auffassung  der  Handelspolitiker  und 
Handelsstatistiker,  allgemein  üblich  ist.  Bin  viel  größerer  Irrtum 
der  Handelsstatistiker  liegt  darin,  daß  von  ihnen  bisweilen  auch 
einige  Abfälle  den  Fabrikaten  beigezählt  wurden, 
so  in  Österreich-Ungarn  Weinhefe  und  Weinstein.  Zwar  werden  die 
meisten  Abfälle  gleich  den  Rohstoffen,  ja  sogar  in  noch  höherem  Grad 
als  diese,  zollfrei  zur  Einfuhr  zugelasse  n  oder  höchstens 
mit  niedrigen  Fiskalzöllen  belastet,  bisweüen  auch  wie 
Rohstoffe  mit  Ausfuhrzöllen  belegt,  so  Makulatur,  Textillumpen, 
Knochen,  Haute  usw. ;  aber  die  Gründe  für  diese  Behandlung 
der  Abfälle  sind  ganz    anderer  und,   wie  gleich  hier  vorweg- 
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genommen  werden  soll,  durchschlagenderer  Art  als  jene 
für  geringe  Zollbelastung  oder  Zollbefreiung  der  Rohstoffe.  Es  er- 
geben sich,  bei  eingehenderer  Betrachtung  der  Abfälle  (siehe  hierüber 
den  zweiten  Abschnitt  der  früher,  S.  623,  erwähnten  Schilder- 
Springerschen  Schrift),  weitgehende  Wesensunterschiede  gegen- 
über den  Rohstoffen ;  daher  läßt  sich  die  alte  Zweiteüung  aller  Waren, 
nämlich  jene  in  Rohstoffe  und  Fabrikate,  nicht  mehr  aufrechthalten, 
und  an  ihre  Stelle  hat  eine  Dreiteilung  in  Rohstoffe,  Fabrikate, 
Abfälle  zu  treten. 

Die  hier  dargelegte,  auf  lokalen  Produktionsver- 
hältnissen beruhende  grundsätzliche  Unterscheidung  zwischen 
Rohstoffen  und  Fabrikaten  läßt  sich  nämlich,  falls  man  die  Abfälle 
als  Rohstoffe  betrachten  wollte,  höchstens  auf  jene  freilich  zahlreichen 
und  wichtigen  Abfälle  anwenden,  die  Rohstofferzeugun- 
gen entstammen.  (Vgl.  deren  Aufzählung  in  den  Tabellen 
am  Schluß  der  soeben  erwähnten  Schilder-Springerschen  Schrift.) 
Begreiflicherweise  bleiben  nämlich  die  Abfälle  dieser  Erzeugungen 
im  gleichen,  lokal  beschränkten  Rohstoffstadium  wie  die 
Haupterzeugnisse  selbst.  Ganz  anders  steht  es  aber  um  die  Ab- 
fälle industrieller  Erzeugungen,  industrieller  Be- 
triebe. Jene  Abfälle,  die  man  bei  der  Erzeugung  von  Fabrikaten 
neben  dem  Hauptprodukt  erhält,  werden  nämlich  ebenso,  wie  dieses 
selbst,  aus  Rohstoffen  gewonnen,  die  von  größerer  Entfernung  her 
in  die  Fabriksbetriebe  gelangten  oder  doch  wenigstens  aus  der  Ferne 
hätten  bezogen  werden  können.  Hier  erweist  sich  die  früher  dar- 
gelegte Begriffsbestimmung  der  Rohstoffe  als 
unanwendbar  wegen  der  soeben  berührten  lokalen  Verhältnisse; 
die  Bezeichnimg  der  industriellen  Abfälle  als  Fabri- 
kate stimmt  mit  der  bereits  erwähnten  Tatsache  nicht  überein,  daß 
diesen  Abfällen  zumeist  eine  recht  liberale  Zollbehand- 
lung zuteil  wird,  wie  sie  gegenüber  Fabrikaten  im  allgemeinen 
durchaus  nicht  üblich  ist.  Hierzu  kommen  noch  die  häufigen  Ausfuhr- 
zölle auf  Abfälle  von  Industriebetrieben,  wie  sie  desgleichen  bei 
Fabrikaten  weder  üblich  noch  sachgemäß  sind. 

Anders  als  bei  der  Gewinnung  von  Rohstoffen  und  Fabrikaten, 
wo  der  Wille  des  Produzenten  dahin  geht,  unter  gewissen  lokalen 
Verhältnissen  Waren  zu  erzeugen,  ist  der  Wille  des  Produzenten 
überhaupt  nicht  auf  Erzeugung  der  Abfälle  gerichtet.  Sie  sind  nicht 
das  Ziel  der  Produktion,  sondern  der  Produzent  muß 
sie  als  eine  bald  mehr,  bald  minder  lästige  und  beschwer- 
liche,  aber  jedenfalls  unvermeidliche  Folgeerscheinung 
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der  Produktion  hinnehmen.  So  sind  die  Abfallgewinnungen  ihrer 
Existenz  nach  vom  Vorhandensein  und  von  der  Rentabilität  der 
Hauptproduktionen  abhängig,  mag  auch  unter  Umständen  die  R  e  n  t  a  - 
b  i  1  i  t  ä  t  der  Hauptproduktion  in  größerem  oder  geringerem  Ausmaß 
von  der  Verwertungsmöglichkeit  der  betreffenden  Abfälle  mitbestimmt 
werden. 

Daß  die  Absicht .  des  Produzenten  keineswegs  unmittelbar  auf 
Erzeugung  der  Abfälle  hinzielt,  sondern  daß  er  sie  nur  als  unvermeid- 
liche Folgeerscheinung  der  Erzeugung  hinnimmt,  geht  schon  aus 
folgender  Tatsache  hervor :  Die  Abfälle  industrieller 
Betriebe  (die  der  Rohstoffproduktionen  können  jedenfalls  das 
Rohstoffstadium  nicht  überschreiten)  stehen  immer  tiefer 
im  Preise  als  die  Ausgangsmaterialien  i),  aus 
denen  sowohl  die  Fabrikate  als  auch  die  bei  deren  Erzeugung  zutage 
tretenden  Abfälle  hervorgegangen  sind,  in  den  meisten  Fällen  sogar 
tieferalsdieRohstoffederbetreffendenWaren- 
g  a  1 1  u  n  g.  Die  wenigen  Ausnahmen,  in  denen  die  Abfallpreise  über 
den  Rohstoffpreisen  der  betreffenden  Warengattung  stehen,  sind :  Alt- 
metalle (im  Verhältnis  zu  den  Erzen,  nicht  aber  zu  den  Rohmetallen),  ge- 
wisse bessere  Makulatursorten  (im  Verhältnis  zu  Holz,  nicht  aber  zu  Holz- 
stoff), noch  zu  Konfektionszwecken  verwertbare  bessere  Textilabfälle 
(im  Verhältnis  zu  den  Textilrohstoffen,  nicht  zu  den  Garnen). 

Zur  beispielsweisen  Erläuterung  dieser  Preisverhältnisse  mögen 
folgende  Ausführungen  dienen :  Unvermahlenes  Getreide  ist  als  Vieh- 
futter wertvoller,  d.  h.  an  physiologisch  nutzbaren  Stoffen  reicher 
als  die  Kleie;  die  Ölsaaten  besitzen  nicht  nur  einen  größeren  Reich- 
tum an  Nährstoffen  als  die  zumeist  zu  Futterzwecken  verwendeten 
Ölkuchen,  sondern  die  letzteren  müssen  überdies  vor  der  Ver- 
fütterung  erst  zerkleinert  werden,  da  sie  durch  den  Druck  der  Öl- 
pressen eine  feste,  harte  Masse  geworden  sind.  Die  bei  der  Rahm- 
und Buttererzeugung  verbleibende  Mager-  undButtermilch 
ist,  weil  ihres  Fettgehaltes  beraubt,  von  geringerem  Nährwert  als  die 
Vollmilch.  So  wasserreiche  Abfälle  wie  Rübenschnitzel 
sowie  Kartoffel-  und  Getreideschlempe  müssen 
erst  getrocknet  werden,  um  transportiert  werden  zu  können.  Diese 
Trocknung,  wie  die  Zerkleinerung  bei  den  Ölkuchen,  ist  bei  der  Preis- 
bildung der  betreffenden  Abfälle  als  ein  Abzugsposten  zu  betrachten. 

Noch  schärfer  tritt  dies  hervor  bei  den  wenig  oder  gar 
nicht     nutzbar     zu     machenden     Abfällen,    zumal 

^)  Die  Ausgangsmaterialien  können  unter  Umständen  auch  Fabrikate  (vulkani- 
sierter KautschukjZeUuloid,  Galalith)  oderZwitterfabrikate  (Rohmetalle,  Sägewaren)  sein. 
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nicht  selten  auch  die  Verwendung  der  ganz  oder  zum  großen 
Teile  ausgenützten  Abfälle  Ver  1  e  g  enh  e  i  t  s - 
Charakter  trägt;  denn  die  AbfäUe  stehen  nach  vollzogenem 
Fabrikationsprozess  kostenlos  zur  Verfügung,  bereiten  nicht  selten 
durch  ihre  Anhäufung  Verlegenheiten  und  können  ohne  Kostenauf- 
wand nicht  fortgeschafft  werden.  Dies  gilt  z.  B.  für  die  Verwendung 
des  Scheideschlamms  der  Zuckerfabriken  als  Dungmittel,  für  jene  der 
gebrauchten  Lohe  als  Brennmaterial  und  in  anderen  ähnlichen  Fällen, 
worüber  vgl.  die  erste  Gruppe  der  Tabellen  am  Schluß  der  früher 
erwähnten  Schilder- Springerschen  Schrift. 

Auch  ist  in  nicht  geringem  Ausmaß  die  technischeHöhe 
oder  R ück s t ä n d i g k e i t  der  einzelnen  Länder 
und  Betriebe  für  die  lohnendere  oder  unlohnendere  Ver- 
wertung der  Abfälle,  z.  B.  der  in  den  Seifen-  und  Kerzen- 
fabriken zurückbleibenden  glyzerinhaltigen  Unterlaugen,  häufig  maß- 
gebend, worüber  vgl.  Abschnitt  II,  Abteilung  3  b  der  erwähnten 
Schilder- Springerschen  Schrift. 

Wie  sehr  die  Abfälle,  ihrem  ganzen  Wesen  nach,  sowohl  von  Roh- 
stoffen als  auch  von  Fabrikaten  verschieden  sind,  ist  am  besten  aus 
folgender  Tatsache  zu  ersehen:  eine  nach  Zahl  und  wirtschaftUcher 
Bedeutung  sowie  durch  ihren  verhältnismäßig  tiefen  Preisstand 
bemerkenswerte  Gruppe  von  Abfällen  kann  zumeist  überhaupt 
nicht  als  ein  Produktionsergebnis,  und  sei  es  auch 
nur  als  eine  unbeabsichtigte  Folgeerscheinung  der  Produktion, 
aufgefaßt  werden ;  es  sind  dies  die  sogenannten  Altmaterialien 
(z.  B.  Altkautschuk,  Textillumpen,  Makulatur  und  sonstiger  Papier- 
abfall; Abbruchmaterialien  von  Häusern,  Schiffen,  Waggons,  Ma- 
schinen usw.),  die  Überreste  der  häuslichen  sowie 
technisch  -  gewerblichen  Verwendungspro- 

zesse. Eingehendere  Betrachtungen  samt  einiger  Preisstatistik 
über  diese  begreiflicherweise  nicht  selten  einen  einigermaßen  fabrikat- 
ähnlichen Charakter  aufweisenden  Abfälle,  besonders  auch  über  Müll, 
Altmetalle  und  über  die  mannigfachen  Umstände,  die  bei  der  Preis- 
bildung dieser  Altmaterialien  als  Abzugsposten  zu  betrachten 
wären,  sind  im  Abschnitt  II,  Abteilung  3  c  der  früher  erwähnten 
Schilder- Springerschen  Schrift  zu  finden.  Bei  anderen  Abfällen 
mögen  zwar  irgenwelche  Schutzzölle  bisweilen  wenigstens 
mittelbar  imstande  sein,  eine  Vermehrung  der  dem  inneren 
Bedarf  aus  der  Inlandserzeugung  zur  Verfügung  gestellten  Mengen 
herbeizuführen;  dies  könnte  insbesondere  dann  der  Fall  sein,  wenn 
der  ZpUsghutz  einem  für  den  Inlandsbedarf  in  unzureichenden  Mengen 
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erzeugten  Hauptprodukt  zugute  kommt,  wodurch  auch  die  Gewinnung 
des  betreffenden  Abfalls  erhöht^)  wird.  Doch  bei  den  Altmaterialien  kann 
der  Schutzzoll  nicht  einmal  diese  mittelbare  Wirkung  ausüben. 

VI.  Relativität  der  Abfalleigenschaft:  nicht  wenige  Abfälle  mit  Rohstoffen 
oder  Fabrikaten  in  der  chemischen  Zusammensetzung  übereinstimmend; 
manche  Abfälle  von  gewissen  Fabrikaten  nur  durch  Form  und  äußere 
Beschaffenheit  unterschieden,  insbesondere  AltmateriaUen;  Abfälle  werden 
unter  Umständen,  im  Zusammenhang  mit  technischen  Fortschritten  und 
Änderungen  der  Verbrauchsverhältnisse,  zu  zweiten  Haupterzeugnissen, 
oder  auch  das  frühere  Hauptprodukt  wird  zum  Abfall. 

Die  Relativität  der  Abfalleigenschaft  bildet 
ein  Seitenstück  dazu,  daß  auch  die  Rohstoff-  oder  Fabrikateigenschaft 
keine  den  einzelnen  Erzeugnissen  fest  anhaftende  Qualität  ist,  sondern 
eine  lokale  Begrenzung  oder  Ausdehnungsmöglichkeit 
der  einzelnen  Produktionsvorgänge  darstellt.  Denn  wofern  nur 
irgendein  Artikel,  sei  er  sonst  ein  Rohstoff  (Kalziumkarbonat,  Gips 
usw.)  oder  ein  einfaches  Fabrikat  (Brom,  Salzsäure,  Soda,  Ammoniak 
usw.),  nicht  als  unmittelbares  Ziel  einer  Produktion  gewonnen  wird, 
sondern  als  unvermeidliches  Ergebnis  einer  anderen  Hauptproduktion 
zum  Vorschein  kommt,  hat  man  es  mit  einem  Abfall  zu  tun.  (Häufig 
tragen  die  Abfälle  freilich  einen  von  den  überhaupt  vor- 
findlichen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  ver- 
schiedenen Charakter,  so  Kleie,  Ölkuchen  usw.)  Dies 
trifft  auch  für  jene  Abfälle  (mit  Einschluß  der  Altmaterialien)  zu,  die 
sich  von  gewissen  Fabrikaten  nur  durch  Form  und  äußere 
Beschaffenheit  unterscheiden,  so  für  Hadern,  Makulatur, 
Altkautschuk;  in  diesen  Fällen  werden  aber  durch  Formveränderungen 
(lyöcher.  Risse  usw.)  und  Verunreinigungen  bedeutende  Wertver- 
minderungen veranlaßt.  Von  Bedeutung  für  den  Begriff  der  Relativi- 
tät der  Abfalleigenschaft  sind  endlich  noch  jene  Abfälle,  nach  denen 
sich  ein  derart  lebhafter  Bedarf  entwickelt,  daß  man 
diese  Abfälle  schließlich  zum  Gegenstande,  d.  h.  Haupt- 
erzeugnis einer  besonderen  Produktion  (Rohstoff- 
erzeugung oder  Fabrikation)  zu  machen  sucht  und  dieses  Ziel  auch 
erreicht;  als  Beispiele  hierfür  wären  zu  nennen:  Stroh  in  der  Nähe 
größerer  Städte  mit  starkemFutterbedarf ;  Fischabfälle  oderFischguano 

^)  So  wurden  durch  die  1902/03  ungefähr  ein  Jahr  hindurch  in  Großbritannien 
bestehenden  Mehlzölle  der  britischen  Viehzucht  namhaft  größere  Mengen  inländischer 
Kleie  zur  Verfügung  gestellt,  als  es  in  den  Jahren  unmittelbar  vorher  der  Fall  ge- 
wesen war. 
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als  Hauptziel  des  Fischfanges  (Japan);  Degras;  bis  zu  einem  gewissen 
Grad  auch  Silber.  Vgl.  über  diese  für  die  Relativität  der  Abfall- 
eigenschaft bezeichnenden  Tatsachen  Abteilung  4  des  Abschnitts  II 
in  der  bereits  erwähnten  Schilder- Springerschen  Schrift. 

Die  Relativität  derAbf  alleigenschaf  t  ist  aber  auch  den  Veränderun- 
gen zu  entnehmen,  die  nicht  wenige  Abfälle  durch  die  Entwick- 
lung der  Technik  erfuhren,  indem  sich  nicht  nur  ihr  Preis- 
stand erhöhte,  sondern  bisweilen  auch  ihre  Gewinnung  den  Charakter 
einer  Hauptproduktion  annahm.  Nutzlose  oder  geradezu  schädliche 
Abfälle  wurden  zuerst  gelegentlich  einer  Verlegenheitsver- 
wendung zugeführt,  dann  dauernd  in  kleinen  Mengen 
nützüch  verwertet;  hierauf  wurden  die  betreffenden  Abfälle  sogar 
ganz  aufgebraucht,  und  schließlich  beeinflußt  die  Rück- 
sicht auf  ihre  Gewinnung  die  Hauptproduktion  in  Preisstand 
und  Erzeugungsweise;  bisweüen  wird  die  Hauptproduktion 
durch  die  lohnendere  Verwertung  der  Abfälle  überhaupt  erst  lebens- 
fähig gemacht.  Unter  Umständen  werden  sogar  die  ursprüng- 
lichen Abfälle  schließlich  zum  Haupterzeugnis, 
sei  dieses  ein  Rohstoff  oder  ein  Fabrikat.  Es  kommt  sogar  vor,  daß 
nicht  nur  der  ursprüngliche  Abfall  zum  Hauptprodukt,  sondern  gleich- 
zeitig auch  das  frühere  Haupterzeugnis  zum  Abfall 
wird.  Als  Beispiele  für  derartige  allmähliche  Höherbewertung  ur- 
sprünglich wenig  hoch  eingeschätzter  Abfälle,  worüber  vgl.  Ab- 
schnitt II,  Abteilung  5  der  soeben  erwähnten  Schilder- Springerschen 
Schrift,  wären  etwa  anzuführen:  Steinkohlenteer  und  Steinkohlen- 
pech, salzsäurehaltige  Gase  der  Leblanc-Sodafabrikation,  Abraum- 
salze, Jod-  und  Bromsalze  aus  Meerespflanzenasche  bei  Gewinnung 
von  Pottasche  und  Soda,  Radiumgewinnung  aus  Abfällen  der  Ver- 
arbeitung der  Pechblende  auf  Uran,  Ölkuchen,  Baumwollsaat,  Woll- 
fett, Nutzbarmachung  der  Abfallwässer,  glyzerinhaltige  Unterlaugen 
der  Seifen-  und  Stearinfabrikation,  Kunstwollindustrie,  mancherlei 
Vorschläge,  verschiedene  Abfälle  zur  Papierbereitung  zu  verwenden, 
Rübenschnitzel,  Fruchtäther  aus  fuselölhaltigen  Abfällen  der  Spiritus- 
raffinerien. 

Vn.  Drei  Fragen  über  das  Verhalten  der  Handelspolitiker  und  Handels- 
statistiker zu  den  Abfällen,  durch  deren  Beantwortung  völlig  klargemacht 
werden  soll,  warum  die  Abfälle  als  dritte  Gruppe  neben  Rohstoffen  und 
Fabrikaten  anzusehen  seien. 

Nach  dem  bisherigen  dürfte  zwar  jeder  Zweifel  daran  behoben 
sein,  daß  man  es  bei  den  Abfällen  mit  einer  dritten    Gruppe 

Schilder.    II.  41 
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neben  Rohstoffen  und  Fabrikaten  zu  tun  habe.  Doch  sind  zum  besseren 
Verständnis  der  Behandlung,  die  den  Abfällen  von  der  Zollpolitik  und 
von  der  durch  die  Handelspolitik  entscheidend  beeinflußten  Handels- 
statistik zuteil  wird,  folgende  drei  Fragen  zu  beantworten : 

1 .  Was  bewog  die  Zollpolitiker,  die  Abfälle  gewisser- 
maßen nach  Art  der  Rohstoffe  zu  behandeln, 
indem  zahlreiche,  zu  den  Abfällen  zu  rechnende  Erzeugnisse  in  die 
Freiliste  eingestellt  oder  mit  niedrigen  Einfuhrzöllen,  ja  sogar 
mit  mehr  oder  minder  hohen  Ausfuhrzöllen  (bisweilen  auch 
Ausfuhrverboten)  belegt  wurden  ?  Diese  Frage  drängt  sich  umsomehr 
auf,  als  doch  zumindest  bei  den  industriellen  Abfällen  nicht  dieselben 
Gründe  vorhanden  sein  können,  die  bei  den  Rohstoffen  für  die  an- 
gegebene zollpolitische  Behandlung  sprechen. 

2.  Was  veranlaßte  wohl  die  Handelsstatistiker,  fast 
alle  Abfälle  (im  hier  vertretenen  umfassenden  Sinn),  mochten  diese 
den  Handelsstatistikern  als  Abfälle  kenntlich  sein  oder  nicht,  als 
Rohstoffe  zu  bezeichnen,  darunter  auch  äußerlich  mehr 
oder  weniger  fabrikatähnliche  Abfälle,  wie  z.  B.  Altkautschuk,  Hadern, 
Altmetalle  ? 

3.  Welche  Bewandtnis  hat  es  mit  den  wenigen  Aus- 
nahmen, wonach  irgendwelche  Abfälle,  trotz  ihres  zweifellosen 
Abfallcharakters,  dennoch  einer  höheren  Verzollung  unterliegen? 
Handelt  es  sich  hierbei  um  launische  Durchbrechung 
der  auch  in  den  meisten  schutzzöUnerischen  Staaten  gegenüber  den 
Abfällen  beobachteten  grundsätzlich  liberalen  Hal- 
tung durch  rücksichtslose  I n t e r e s s e n t en p o- 
1  i  t  i  k  einzelner  Länder  ?  Oder  liegen  irgendwelche  Umstände 
vor,  die  ungefähr  gleichartig  mit  jenen  sind,  welche  als  die  tech- 
nische Grundlage  für  die  Verzollung  der  Fabrikate  bezeichnet 
werden  können? 

Vni.  Unklare  Vorstellungen  der  Handelspolitiker  und  Handelsstatistiker 
von  den  Abfällen;  zusammenfassende  Zolltarifkapitel  über  Abfälle  selten 
und  unvollständig,  selten  auch  zusammenfassende  Zolltarifpositionen  aller 
oder  nach  den  drei  Naturreichen  (Tiere,  Pflanzen,  Mineralien)  gesonderter 
„nicht  besonders  benannter  Abfälle". 

Vor  Beantwortung  dieser  Fragen  wäre  noch  zu  erwähnen,  daß 
sowohl  Handelsstatistiker  als  auch  Handelspolitiker  über  den 
Begriff  „Abfälle"  wenig  Klarheit  besitzen.  Die 
Fälle  sind  verhältnismäßig  selten,  in  welchen  auch  nur  der  Versuch 
gemacht  wird,  in  den  Zolltarifen  und  in  den  auf  Grundlage  dieser 
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Tarife  eingerichteten  Handelsstatistiken  ein  eigenes  Abfall- 
kapitel zu  bilden.  Dies  geschah  z.  B.  in  den  Zolltarifen  Österreich- 
Ungarns  vor  und  nach  dem  i.  März  1906,  ferner  im  deutschen  und  im 
schweizerischen  Zolltarif  vor  dem  i.  März  und  i.  Januar  1906, 
nicht  aber  in  den  seither  in  Kraft  stehenden  Zolltarifen  Deutschlands 
und  der  Schweiz.  Aber  sogar  in  diese  wenigen  besonderen  Abfallkapitel 
wurden  viele  Abfälle  nicht  aufgenommen,  so  namentlich  wert- 
vollere (Häute,  Textilabf alle,  Abfälle  der  Bearbeitung  von  Drechs- 
ler- und  Schnitzstoffen,  Bettfedern)  sowie  solche  der  Rohstoff- 
produktionen (Stroh,  Seidenleim,  manche  industriell  verwendete 
Rinden  und  Früchte  von  Bäumen,  deren  Hauptnutzung  in  der  Holz- 
gewinnung besteht).  Aber  in  den  meisten  Zolltarifen  sind  die  Abfälle 
unter  den  Zollpositionen  jener  Erzeugungen  verstreut,  in  denen  sie 
gewonnen  werden.  Sogar  zusammenfassende  Zollpositionen  über  jene 
Abfälle  sind  nicht  gerade  häufig,  die  einem  und  demselben  der  drei 
Naturreiche  entstammen,  so  in  den  französischen  Zolltarifen 
von  1892  und  1910,  ferner  in  den  seit  1906  in  Kraft  stehenden  Tarifen 
Deutschlands  und  der  Schweiz;  das  gleiche  gut  für  Zusammenfassungen 
der  „nicht  besonders  benannten  Abfälle"  (so  in 
den  schwedischen  Zolltarifen  vom  24.  Oktober  1898  und  vom  9.  Juni 
1911,  im  letztgenannten  Tarif  als  Zollposition  1323;  in  den  drei 
letzten  Zolltarifen  der  Vereinigten  Staaten:  Dingley-Tarif  von  1897, 
Payne-Tarif  von  1909,  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913,  im 
letztgenannten  Tarif  als  Zollposition  384).  Vgl.  hierüber  die  eingehendere 
Darlegtmg  in  Abteilung  6  des  II.  Abschnitts  der  bereits  erwähnten 
Schilder -Springerschen  Schrift,  ferner  Abteilung  IX  G  dieser 
Anlage. 

IX.  Für  das  tatsächliche  Verhalten  der  Handelspolitiker  gegenüber  den  Ab- 
fällen anscheinend  maßgebende  Gesichtspunkte:  A.  für  grundsätzliche 
Zollfreiheit  sprechende  Folgerungen  aus  dem  Begriff  der  Abfälle  als  „Folge- 
erscheinung, nicht  Ziel  der  Produktion".  B.  Form  und  Reinheit  des  Materials 
als  äußeres  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten 
einerseits,  den  Abfällen  andrerseits,  das  insbesondere  für  Abfälle  indu- 
strieller Betriebe  von  Wichtigkeit  ist;  Schwierigkeit,  falls  die  Rohstoffe 
oder  sonstigen  Ausgangsmateriahen  der  betreffenden  Hauptproduktion 
zollpflichtig  sind,  unter  Umständen  auch  durch  eine  Abstufung  der  Zölle 
für  Ausgangsmaterial  und  Abfall  überwunden,  was  am  Beispiel  der  Eisen- 
abfälle eingehender  erläutert  wird.  C.  Abfälle  als  „entwertete  Rohstoffe"; 
verschiedene  Gesichtspunkte  für  die  durch  irgendwelche  mechanische 
Hilfsmittel   abgetrennten   und  für   die   durch  einen  chemischen  Prozeß 
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losgelösten  Abfälle.  D.  Das  mit  verschiedenen  Äbzugsposten  vom  Preis 
zusammenhängende  „negative  Moment",  das  nicht  nur  bei  den  gar  nicht 
oder  in  kleinen  Mengen  benutzten,  sondern  auch  bei  den  ganz  oder  zum 
großen  Teile  ausgenutzten  Abfällen  sichtbar  wird.  E.  Das  insbesondere 
für  Futter-  und  Dungmittel  im  zollbefreienden  Sinne  wirksame  agrarische 
Interesse.  F.  Die  häufiger  mit  Einfuhrzöllen  belasteten  „Abfälle  mit  Fa- 
brikatresten". G.  Summarische  Behandlung  von  Abfallgruppen:  besondere 
Abfallkapitel;  „nicht  besonders  benannte  Abfälle"  als  einheitliche  Gruppe 
oder  nach  den  drei  Naturreichen  gesondert;  nicht  besonders  benannte, 
chemische  Erzeugnisse;  Rückgriff  auf  die  Zölle  für  die  Rohstoffe  oder 
Ausgangsmaterialien  der  betreffenden  Hauptproduktion.  H.  Unlogik  der 
Belastung  ein  und  desselben  Abfalls  sowohl  mit  Einfuhr-    als  auch  mit 

Ausfuhrzöllen. 

Für  das  tatsächliche  Verhalten  der  Handels- 
politiker gegenüber  den  Abfällen  im  hier  vertretenen  Sinne  sind 
aber  formelle  Einreihungen  in  Zolltarifkapitel  und  einzelne  Zolltarif- 
positionen nicht  entscheidend;  dagegen  scheinen  hierfür,  möglicher- 
weise mehr  gefühlsmäßig  als  mit  voller  systematischer  Klarheit 
erfaßt,  folgende  grundsätzliche  Gesichtspunkte  maßgebend  zu  sein: 

a)  Folgerungen  aus  dem  Begriff  der  Abfälle  als  „Folge- 
erscheinung, nicht  Ziel  der  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n":  Wenn 
das  Hauptprodukt,  dessen  Erzeugung  der  fragliche  Abfall 
entstammt,  im  •  betreffenden  Zollgebiet  etwa  in  Mengen  hergestellt 
wird,  die  dem  Landesbedarf  genügen  oder  ihn  viel- 
leicht sogar  übersteigen,  dann  ist  ein  Schutzzoll  auf  diesen  Ab- 
fall produktionspolitisch  völlig  nutzlos;  ein 
solcher  Schutzzoll  bleibt  auch  dann  nutzlos,  wenn  der  fragliche  Ab- 
fall im  betreffenden  Lande  nur  in  Mengen  gewonnen  wird,  die  für  den 
dortigen  Bedarf  unzureichend^)  sind.  Ein  solcher  Schutzzoll  ver- 
schafft höchstens  den  Erzeugern  des  Hauptproduktes  eine  bequeme 
R  e  n  t  e  ,  so  z.  B.  der  soeben  erwähnte  Rinderhäutezoll  des  Dingley- 
Tarifs   der   Vereinigten    Staaten   den    dortigen    Großschlächtereien. 

^)  Dies  traf  z.  B.  im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  für  die  Zölle  der 
Vereinigten  Staaten  auf  Rinderhäute  zu,  die  dort  bis  zum  Payne-Tarif  vom 
5.  August  1909  bestanden.  Damals  koimte  nämlich  die  Union  ihren  Bedarf  an  Rind- 
fleisch und  Molkereierzeugnissen  aus  den  eigenen  Viehbeständen  noch  bequem  decken. 
Das  gleiche  gilt  wohl  auch  für  den  Weinsteinzoll  der  drei  letzten,  in  Kraft 
stehenden  Zolltarife  der  Union  seit  1897,  ^^  j^  dort  für  den  Eigenbedarf  bereits  genug 
Wein  erzeugt  wird,  mögen  auch  gewisse  Sorten  für  individuelle  Geschmacksrichtimgen 
stets  aus  dem  Auslande  bezogen  worden  sein.  Dagegen  war  die  Union  bereits  im 
ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  für  ihre  Bedarfsdeckung  sowohl  in  Häuten 
als    auch  in  Weinstein  zum  Teil  auf  das  Ausland  angewiesen. 
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Ebenso  nutzlos  ist  aber  ein  Zoll  auf  einen  Abfall,  wenn  die  Er- 
zeugung des  Hauptproduktes  für  den  Inlands- 
bedarf nicht  genügt  und  diese  Unzulänglichkeit  auch  eine 
für  den  Inlandsbedarf  gleichfalls  unzureichende  Gewinnung  des  Ab- 
falls zur  Folge  hat.  Hier  könnte  höchstens  eine  Erhöhung  des  Zolles 
für  das  Hauptprodukt  nützen.  Diese  Umstände  sprechen  also  dafür, 
daß  den  Abfällen  Zollfreiheit  grundsätzlich  und  in 
weitgehendem  Ausmaß  gewährt  werde. 

b)Form  und  Reinheit  des  Materials  als  äußeres 
Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten  einer- 
seits, den  Abfällen  andrerseits :  Abgesehen  von  den  Abfällen 
der  Rohstoffproduktionen,  für  deren  Verzollung  jeden- 
falls ähnliche  Gesichtspunkte  wie  für  die  Rohstoffe  selbst  in  Betracht 
kommen,  unterscheiden  sich  die  Abfälle  nicht  weniger 
Industriezweige  wie  auch  die  betreffenden  Fabrikate 
von  den  hierfür  in  Betracht  kommenden  Rohstoffen  und 
sonstigen  Ausgangsmaterialien  nur  durch  die  Form 
und  größere  oder  geringere  Reinheit;  hierfür  wären  unter  anderem 
als  Beispiele  die  Abfälle  der  holzverarbeitenden  und  metallurgischen 
Industrien,  der  Textilfabrikationen  und  Konfektionsindustrien,  der 
Verarbeitung  von  Drechsler-  und  Schnitzstoffen  anzuführen.  Wenn 
aber  bei  solchenAbf  allen,  seien  es  industrielleAbf  alle  oder  Altmaterialien, 
die  für  das  betreffende  Fabrikat  bezeichnende 
bestimmte  Form  oder  reine  Beschaffenheit 
wegfällt,  wodurch  sich  eben  das  Fabrikat  vom  Ausgangsmaterial 
unterscheidet?  Dann  steht  der  Abfall  dem  betreffenden  Rohstoff 
oder  sonstigen  Ausgangsmaterial  sehr  nahe  und  unterscheidet  sich  von 
diesem  Material  nur  durch  seine  zumeist  weit  beschränktere 
Brauchbarkeit  und  daher  auch  niedrigere 
Preislage.  Infolge  der  geringeren  Brauchbarkeit  und  der 
niedrigeren  Preislage  dieser  Abfälle  würde  ein  diesen  letzteren  auf- 
erlegter Zoll  eine  drückendere  Belastung  bedeuten  als  die  nämliche 
Verzollung  der  gleichen  Rohstoff  menge;  und  ein  Abfallzoll  wird  daher 
schneller  eine  prohibitive  Höhe  erreichen  als  ein  Zoll  auf  den  nächst- 
verwandten Rohstoff  (Ausgangsmaterial).  All  dies  macht  die  er- 
wähnten industriellen  Abfälle  in  zollpolitischer  Hinsicht  den  Fabri- 
katen durchaus  unähnlich  und  läßt  ihre  durch  Zölle  möglichst  wenig 
belastete  freie  Einfuhr  ratsam  erscheinen;  andernfalls  würden  der 
industriellen  (oder  sonstigen)  Produktion  derartige,  für  sie  unter  Um- 
ständen recht  wertvolle  Abfallmaterialien  weniger  zugänglich  sein  oder 
gar  völlig  entzogen  werden. 
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Eine  gewisse  Schwierigkeit  mag  höchstens  dann  vorliegen,  wenn 
die  Rohstoffe  oder  sonstigen  Ausgangsmateria- 
lien selbst,  denen  die  betreffenden  Abfälle  so  nahe  stehen,  in  dem 
Lande,  um  welches  es  sich  handelt,  zollpflichtig  sind.  Diese  Schwierig- 
keit lag  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  bis  zum  Underwood-Tarif 
vom  3.  Oktober  1913  für  Eisenabfälle  (Alteisen)  vor,  da  sowohl  der 
Dingley-Tarif  von  1897  als  auch  der  Payne-Tarif  von  1909  nicht  nur 
Roheisen,  sondern  auch  Eisenerze  mit  Zöllen  belegte ;  in  gleicher  Lage 
befanden  sich  in  der  Union  1897 — 19 13  die  Wollabfälle. 

Man  nehme  das  Bestehen  irgendwelcher  Rohstoffzölle 
(Zwitterfabrikatzölle),  mögen  diese  auch  an  und  für  sich  mehr  oder 
minder  schweren  Bedenken  unterliegen,  als  eine  feststehende 
Tatsache  an.  Dann  scheint  es  nicht  ganz  unlogisch  zu  sein,  auch 
jene  Abfälle  mit  Zöllen  zu  belasten,  die  tatsächlich  im  Aussehen  und 
in  ihrer  Verwendungsmöglichkeit  den  fraglichen  Rohstoffen  nahe- 
stehen und  daher  auch  im  Preise  hinter  ihnen  nicht  allzusehr  zurück- 
bleiben, wie  z.  B.  die  Abfallgerste  der  Brauereien  in  einem  Land« 
mit  Gerstenzöllen,  Bruchreis  (gebrochener  Reis)  in  einem  Lande  mit 
Reiszöllen  usw. 

Doch  sind  diese  Fälle  weniger  zahlreich  und  auch  weniger  be- 
deutsam als  jene  anderen,  in  welchen  diejenigen  Abfälle  mit  Einschluß 
der  Altmaterialien  in  Betracht  kommen,  die  (wie  Spodiumabfälle, 
textilindustrielle  Abfälle,  Stoffabschnitte  der  Konfektionsindustrie, 
Lumpen  und  Hadern,  Makulatur,  Mitchellgummi,  Lederabfälle, 
Metallabfälle  und  Altmetalle)  nach  ihrer  äußeren  Be- 
schaffenheit gewissen  Fabrikaten  ähnlich sind^). 
Dieser  Schwierigkeit  ist^)  folgendermaßen  beizukommen,  wobei  zwei 
Hauptfälle  zu  unterscheiden  wären: 

Die  Preislage  der  betreffenden,  nach  ihrer  äußeren 
Beschaffenheit  fabrikatähnlichen  Abfälle  ist 
zumeist  herkömmlicherweise  und  wegen  der  mäßigen  Verwendbar- 
keit solcher  Abfälle  auch  begründeterweise  so  niedrig,  daß 
die  Preise  des  Rohstoff  es  jener  Fabrikation,  der  die  Abfälle  entstammen 
oder  in  welcher  sie  Verwendung  finden,  knapp  erreicht  oder  sogar 
unterschritten  werden ;  dann  sind  Einfuhrzölle  sicherlich  unsachgemäß, 
wofür  als  Beispiele  genannt  werden  können :  Textillumpen,  Makulatur, 


*)  Siehe  eine  Aufzählving  derartiger  Abfälle  in  Tabelle  I,  Gruppe  a  ß,  über  die 
„Beziehungen  der  Abfälle  zu  den  Ausgangsmaterialien"  am  Schlüsse  der  bereits  früher 
(S.  623)  erwähnten  Schilder-Springerschen  Schrift. 

*)  Siehe  in  der  soeben  erwähnten  Schilder-Springerschen  Schrift  im  Abschnitt  II 
den  letzten  Absatz  der  Abteilimg  7  b. 
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Altkautschuk,  Ton-  und  Glasscherben,  zahlreiche  Abbruchmaterialien 
von  Häusern,  Schiffen,  Waggons,  Maschinen  usw. 

Bisweilen  kommt  aber  auch  ein  anderer  Fall  vor :  die  Preis- 
lage der  betreffenden,  nach  ihrer  äußeren  Beschaffen- 
heit fabrikatähnlichen  Abfälle  befindet  sich  zwar 
über  derjenigen  der  Rohstoffe,  aus  denen  diese  Ab- 
fälle (Altmaterialien)  ebenso  wie  die  Fabrikate  entstanden  sind; 
dagegen  bleiben  die  Preise  dieser  Abfälle  beträchtlich  hinter  denjenigen 
ähnlicher  einfacher  Fabrikate  zurück.  Die  hierher  gehörenden  Ab- 
fälle mit  Einfuhrzöllen  zu  belasten,  ist  zwar  keineswegs  besonders 
rätlich,  aber  wenigstens  nicht  von  vornherein  ganz  widersinnig.  Als 
Beispiel  wären  insbesondere  die  Metallabfälle  mit  Ein- 
schluß der  Altmetalle  1)  zu  nennen;  sie  stehen  zwar  nam- 
haft höher  im  Preis  als  die  Erze,  unterschreiten  aber  wiederum  den 
Preis  der  Rohmetalle  in  beträchtlichem  Ausmaß.  Doch  legen  die 
starken  Preisunterschiede  zwischen  den  Roh  metallen  und  den  Metall- 
abfällen folgende  Erwägung  nahe:  Hat  die  Verzollung  der  Metall- 
abfälle aus  zollpflichtigen  Materialien  mit  pedantischer  Genauigkeit 
den  Zöllen  der  betreffenden  Rohmetalle  zu  entsprechen,  oder  wären 
nicht  vielmehr  Abstufungen,  d.  h.  beträchtlich  niedrigere 
Altma  terialzölle    ratsam  ? 

Der  letztgenannten  Ansicht  scheinen  die  noch  derzeit  geltenden 
Zolltarife  Deutschlands,  Österreich-Ungarns  und 
Frankreichs  für  Eisena  bfälle  zuzuneigen.  In  den  Tarifen 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  sind  zwar  im  allgemeinen  die 
Einfuhrzölle  für  Roheisen  und  Eisenabfälle  (Alteisen)  gleich  hoch; 
doch  werden  gewisse  Abfälle  von  der  Eisenfabrikation  (Eisenfeile, 
Hammerschlag,  Walzzunder)  und  Weißblechabfälle  (für  Entzinnungs- 
anstalten)  zollfrei  eingelassen.  In  Frankreich  werden  nicht  nur  die 
soeben  genannten  Abfälle  von  der  Eisenfabrikation  und  Weißblech- 
abfälle zollfrei  zugelassen;  es  wird  auch  bei  sonstigen  Eisenabfällen 
und  Alteisensorten  unterschieden,  ob  diese  Abfälle  aus  Gußeisen  sind, 
in  welchem  Falle  Einfuhrzölle  in  der  Höhe  der  Gußeisenzölle  ent- 
richtet werden  müssen,  oder  aus  Schmiedeeisen  oder  Stahl  bestehen, 
in  welchem  Falle  bei  der  Einfuhr  ungefähr  die  Hälfte  der  Gußeisen- 
zölle verlangt  wird.  In  den  Vereinigten  Staaten  machte 
noch  der  Dingley-Tarif   (1897 — 1909)  keinen  Unterschied  zwischen 

^)  Ähnliche  Preisverhältnisse  bestehen  auch  bei  gewissen  besseren  Makulatur- 
sorten und  bei  den  noch  zu  Konfektionszwecken  verwertbaren  Textilabf allen ;  aber 
gerade  diese  beiden  Abfallsorten  unterliegen  in  der  handelspolitischen  Praxis  noch 
eher  Ausfuhr-  als  Einfuhrzöllen. 
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Roheisen  und  Eisenabfällen  mit  Einschluß  des  Alteisens  (einheitlicher 
Satz  von  vier  Dollar  die  Tonne);  der  Payne-Tarif  vom  5.  August  1909 
belastete  Eisenabfälle  mit  Einschluß  des  Alteisens  nur  mit  einem 
Dollar  die  Tonne  gegen  2,50  Dollar  für  Roheisen.  Der  derzeit  geltende 
Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913  setzte  aber  Eisenerz  und  Roh- 
eisen sowie  Eisenabfälle  mit  Einschluß  von  Alteisen  auf  Tarifpost  518 
der  Freiliste. 

c)  Abfälle  als  „entwertete  Rohstoffe"  (in  Tabelle  I 
über  „Beziehungen  der  Abfälle  zu  den  Ausgangsmaterialien",  am 
Schluß  der  bereits  erwähnten  Schilder-Springerschen  Schrift, 
Gruppe  b  a) :  Abfälle,  die  nur  Bestandteile  der  Ausgangsmaterialien 
der  Produktion  (Ölsaat  — Ölkuchen,  Getreide — Kleie)  oder  nur  Bestand- 
teile der  Zwischenstufen  oder  Endpunkte  industrieller  Verarbeitung 
der  Ausgangsmaterialien  (Malz  —  Biertreber)  darstellen,  unterscheiden 
sich  nicht  nur  in  ihrer  äußeren  Form,  sondern  auch  nach  ihrer  inneren 
chemischen  Zusammensetzung  von  den  Ausgangsmaterialien  wie  auch 
von  den  weiteren  Stufen  der  industriellen  Verarbeitung  dieser  Aus- 
gangsmaterialien. Das  Unterscheidungsmerkmal  liegt  in  irgend- 
einem Minus.  Eine  nicht  geringe  Anzahl  der  erwähnten  Abfälle 
wurde  durch  mechanische  Hilfsmittel^)  und  nicht  etwa  durch  einen 
chemischen  Prozeß  vom  Ausgangsmateiial  oder  von  einer 
Zwischenstufe  oder  einem  Endpunkt  der  betreffenden  industriellen 
Verarbeitung  losgelöst.  Insofern  stellen  viele  dieser  Abfälle  gewisser- 
maßen einen  entwerteten,  weil  eben  wertvoller 
Bestandteile  beraubten  Rohstoff  dar.  Es  ist  wohl 
schwer  einzusehen,  weshalb  man  diese  „entwerteten  Rohstoffe" 
mit  Schutzzöllen^)  belegen  sollte,  sobald  man  die  Rohstoffe  selbst 
samt  allen  ihren  wertvollen  Bestandteilen  zollfrei  (oder  mit  vorwiegend 
fiskalischen,  mäßigen  Zöllen  belastet)  zur  Einfuhr  zuläßt. 

Es  sei  nochmals  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  daß  als  „ent- 
wertete Rohstoffe"  nur  die  durch  mechanische  Hilfsmittel  abgetrenn- 
ten Abfälle  zu  betrachten  sind.  Etwa  als  „Bestandteile"  zu  bezeichnen- 
de Abfälle,  die  durch  einen  chemischen  Prozeß  vom  Ausgangs- 


^)  Es  handelt  sich  um  mechanische  Leistungen,  wie  Zeriegvmg ;  Aus- 
laugimg durch  Zentrifugen;  Handhabung  drückender,  quetschender,  zermalmender 
Werkzeuge  imd  Maschinen. 

*)  Einen  Ausweg  aus  diesen  Schwierigkeiten  könnte  ähnlich,  wie  in  jenem  Fall, 
der  in  Abteilimg  IX  B  dieser  Anlage  behandelt  wurde,  bisweilen  wohl  auch  die  Ab- 
stufung der  Zölle  zwischen  Ausgangsmaterial  und  Abfall  der  Haupterzeugimg  bilden. 
So  stehen  z.  B.  in  Italien  nach  den  (bis  Oktober  1914)  geltenden  Zollsätzen  Getreide- 
zöllen von  4 — 7,50  Lire  für  100  kg  Zölle  für  Kleie  von  nur  zwei  Lire  gegenüber. 
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material  oder  von  einer  weiteren  Stufe  industrieller  Verarbeitung 
des  Ausgangsmaterials  losgetrennt  wurden,  werden  von  der  bereits 
früher  erwähnten  Schilder- Springer  sehen  Schrift,  in  der  ersten  der 
beiden  am  Schluß  der  Arbeit  befindlichen  Tabellen,  als  Gruppe  b  ß 
angeführt.  Für  diese  Gruppe,  wozu  unter  anderem  Melasse,  Woll- 
waschwässer, Stupp,  Ruß  bei  Verbrennung  von  Holz  und  Kohle, 
Asche  von  Heizanlagen  gehören,  gelten  zwar  die  sonstigen  allge- 
meinen Gesichtspunkte,  die  als  maßgebend  für  die  Abfall  Verzollung 
bezeichnet  werden,  so  z,  B.  „Abfälle  Folgeerscheinung,  nicht  Ziel  der 
Produktion",  ferner  das  unter  IX  D  besprochene  „Negative  Moment" 
usw.;  aber  gerade  die  unter  dem  Schlagwort  „Entwertete 
Rohstoffe"  gebrachten  Ausführungen  gelten  für  die  durch 
einen  chemischen  Prozeß  losgetrennten,  etwa  als  „Bestandteile"  zu 
bezeichnenden  Abfälle  nicht. 

d)  Das  „n  e  g  a  t  i  V  e  M  o  m  e  n  t"  (sieheAbschnitt  II,  Kapitel  yd 
in  der  soeben  erwähnten  Schilder-Springer  sehen  Schrift).  Zahl- 
reiche Abfälle  werden,  nach  dem  bisher  zu  verzeichnenden  Stand 
der  Technik,  entweder  gar  nicht  benutzt  oder  können  bestenfalls  in 
kleinen  Mengen  einer  nutzbringenden  Verwendung  zugeführt  werden; 
viele  dieser  begreiflicherweise  tief  im  Preise  stehenden  Materialien 
sind  schon  wegen  ihrer  geringen  Fähigkeit,  Trans- 
portkosten zu  vertragen,  z  o  11  p  ol  i  t  i  sc  h  völlig 
belanglos.  Auch  nicht  wenige  der  vollständig  oder  zum  großen 
Teile  ausgenützten  Abfälle^)  weisen,  im  Vergleich  zu  den  einer 
ähnlichen  Verwendung  fähigen  Rohstoffen,  eine  schlechtere 
Beschaffenheit  und  verminderte  Brauchbar- 
keit auf;  sie  werden  mu:  deshalb  ausgenutzt,  weil  sie,  wie  bereits 
erwähnt  wurde,  nach  Vollendung  des  Produktionsprozesses,  vermöge 
dessen  sie  zum  Vorschein  kommen,  gewissermaßen  kostenlos 
zur  Verfügung  stehen;  ihre  Anhäufung  würde  ohne  die  be- 
treffende Verwendung  Verlegenheiten  bereiten  und  ihre  Wegschaf- 
fung auf  jeden  Fall  Kosten  verursachen.  Der  schlechten  Beschaffenheit 
und  geringen  Brauchbarkeit  entspricht  auch  die  öfters  ungemein 
niedrige  Preislage  dieser  vollständig  oder  zum  größten  Teile 
ausgenutzten  Abfälle^).      Bisweilen  ist  die  Brauchbarkeit  derartiger 


1)  Siehe  über  die  Einteilung  der  Abfälle  nach  dem  Ausmaße  ihrer  Ver- 
wendung den  II.  Abschnitt,  Kapitel  3  a  der  erwähnten  Schilder-Springerschen 
Schrift  und  die  Tabelle  I  am  Schluß  dieser  Schrift. 

*)  Was  hier  als  „Negatives  Moment"  des  Abfallbegriffes  bezeichnet 
wurde,  ist  auch  dem  Sprachgefühl  und  der  populären  Empfindim.gsweise,  so  wenig- 
stens des  deutschen  Volkes,  nicht  fremd  geblieben.    Dies  geht  unter  anderem  aus  der 
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Abfälle  so  gering,  daß  ihre  Verwendung  immer  oder  zu- 
meist auf  den  sie  liefernden  Betrieb  beschränkt 
bleibt,  da  sie  keinen  Aufwand  für  Transportkosten 
lohnen;  dies  gilt  z.B.  für  Schweißschlacke  und  Puddelschlacke, 
für  Abfälle  der  Bleiverhüttung,  RoßschwefeP),  In  manchen  Fällen 
ist  freilich,  ganz  abgesehen  von  der  Frage  der  Transportkosten,  die 
Weiterbeförderung  der  Abfälle  schon  aus  technischen  Gründen  nicht 
möglich,  so  bei  den  Abfallgasen.  Selbstverständlich  sind  jene  Abfälle, 
deren  Verwendimg  nur  auf  den  sie  hervorbringenden  Betrieb  be- 
schränkt bleibt,  zollpolitisch   völlig   belanglos. 

Aber  sogar  unter  jenen  Abfällen,  die  ganz  oder  zum  großen  Teil 
verv/endet  werden  und  zugleich  genügend  brauchbar  sind,  um  Trans- 
portkosten auf  größere  Entfernungen  hin  zu  lohnen,  gibt  es  eine  nicht 
geringe  Anzahl,  deren  Belastung  mit  Einfuhrzöllen  wenig  ratsam 
wäre,  so  z.  B.  Textilabfälle,  Kautschukabfälle,  Lederabschnitzel, 
Makulatur,  transportfähige  Schlächtereiabfälle  usw.;  die  erwähnten 
Abfälle  stehen  nämlich  gegenüber  ähnlich  verwendbaren  Ausgangs- 
materialien so  tief  im  Preis,  daß  eine  Zollbelastung  solcher 
Abfälle  wohl  noch  größeren  Bedenken  unterliegen  würde  als  jene  der 
betreffenden  Ausgangsmaterialien  selbst^).  Altmetalle  und 
Metallabfälle  stellen,  wie  bereits  in  einem  anderen  Zusammen- 
hang (siehe  S.  647)  erwähnt  wurde,  bemerkenswerte  Ausnahmen 
dar,  insoweit  die  betreffenden  Rohmetalle  Einfuhrzöllen  unterliegeiL 
Doch  wird  der  tatsächliche  Stand  der  Dinge  durch  Ausfuhrzölle 
auf  Altmetalle  und  insbesondere  Alteisen  (solche  Alteisenzölle  z.  B. 
in  Argentinien,  Serbien  und  in  der  Schweiz)  grell  beleuchtet. 

Die  verhältnismäßig  niedrige  Bewertung, 
welche  sogar  die  nach  ihrer  äußeren  Beschaffenheit  fabrikatähnlichen 
Abfälle  erfahren,  hängt  mit  mancherlei  Abzugsposten  vom 
Preisstand  ähnlich  verwertbarer  Rohmaterialien  zusammen,  und  zwar 


so  häufigen  Kennzeichnung  irgendwelcher  Abfälle  als  ,,  minderwertige" 
Abfälle  hervor.  Ferner  bevorzugt  das  Sprachgefühl  für  einigermaßen  wertvollere 
Abfälle  eigentlich  die  besser  klingende  Bezeichnimg  ,, Nebenerzeugnisse"  (Neben- 
produkte) an  Stelle  des  Wortes  ,, Abfälle",  so  z.  B.  für  Häute,  Gansfedem,  vielleicht 
sogar  für  Kleie.  Ich  rief  sogar  bei  wirtschaftlich-geschäftlich  geschulten  Herren 
meiner  Bekanntschaft  einiges  Erstaunen  hervor,  als  ich  im  Gespräch  mit  ihnen 
Häute  als  Abfälle  bezeichnete. 

1)  Vgl,  die  Aufzählung  weiterer  Beispiele  in  Abschnitt  II,  Kapitel  7  d  (erster 
Absatz)    der    erwähnten    Schilder-Springerschen     Schrift. 

2)  Vgl.  hierüber  dasjenige,  was  in  dieser  Anlage  unter  den  Schlagworten  „Form 
und  Reinheit  des  Materials"  (S.  645)  und  ,, Abfälle  als  entwertete  Rohstoffe"  (siehe 
S.  648)  über  den  tiefen  Preisstand  der  dortselbst  besprochenen  Abfälle  gesagt  wurde. 
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kommen  in  Betracht :  die  Mühe  des  Sammeins,  Sortierens,  Reinigens 
der  aufzubringenden  Abfälle  und  Altmaterialien  verschiedenster  Art; 
die  Unsicherheit  über  die  chemische  Zusammensetzung  bei  Altmetallen 
und  sonstigen  Metallabfällen;  die  Mühe  des  Entwirr ens  oder  Isolier ens 
der  Fäden  bei  Textilabfällen  usw. 

e)  Das  agrarische  Interesse.  Es  ist  für  die  zoll- 
politische Behandlung  zahlreicher  Abfälle  von  Wichtigkeit,  daß  diese 
Abfälle  landwirtschaftlichen  Zwecken  mit  Vorteil  dienstbar  gemacht 
werden  können,  und  zwar  insbesondere  als  verhältnismäßig  billige 
Futter-  und  Dungmittel  ^).  Derartige  Verwendungs- 
möglichkeiten bilden  den  ersten  Gedanken  der  Praktiker,  wenn  eine 
Verwendung  für  irgendeinen  hierzu  nicht  von  vornherein  unpassenden 
Abfall  (Metallabfälle !)  gesucht  wird.  Nun  wird  die  Zollpolitik  von  den 
landwirtschaftlichen  Interessenten  herkömmlicherweise  in  recht  durch- 
greifender Art  beeinflußt,  und  zwar  nicht  nur  wenn  es  sich  um  Hoch- 
preise für  ihre  eigenen  Erzeugnisse  handelt,  sondern  auch  wenn  die 
Verbilligung  ihres  Bedarfes  zu  sichern  ist.  Daher  ist  es  nicht  nur 
in  vielen  Staaten  zur  Zollbefreiung  oder  wenigstens  zu  sehr  niedrigen 
Einfuhrzöllen  für  Kleie,  Ölkuchen,  Treber,  Leder abschnitzel,  Fisch- 
guano usw.  gekommen  (in  Deutschland  nach  dem  Zolltarif  vom 
25.  Dezember  1902  Zollfreiheit  der  zu  Dungzwecken  eingeführten, 
etwa  sonst  zollpflichtigen  Abfälle  und  verdorbenen  Waren),  sondern 
nicht  selten  auch  zu  Ausfuhrzöllen  oder  Ausfuhrverboten  für  die 
derart  verwendbaren  Abfälle.  Diese  kommen  freilich  häufig  für 
Außenhandel  und  Zollpolitik  überhaupt  nicht  in  Betracht,  da  sie 
wegen  ihres  niedrigen  Preises,  der  ihrer  mäßigen  Brauchbarkeit 
entspricht,  oder  wegen  ihres  großen  Wassergehalts  auf  einiger- 
maßen bedeutende  Entfernung  hin  keineTransportkosten 
V  e  r  t  r  a  ge  n. 

f)  Abfälle  mit  Fabrikatresten:  Es  ist  ein  nicht 
gerade  seltener  Fall,  daß  Abfälle  mit  Zöllen  belegt  werden,  die  aus  der 
Erzeugung  gewisser  zollpflichtiger  einfacher  Fabrikate  stammen  und 
noch  mehr  oder  minder  beträchtlicheReste  dieser  Fabrikate  enthalten  2). 

^)  Siehe  am  Schlüsse  der  bereits  früher  (S.  623)  erwähnten  Schilder- 
Springerschen  Schrift  in  Tabelle  II  über  „Verwendungszwecke  und  Verwendungs- 
möglichkeiten der  Abfälle"  die  Zusammenstellxmgen  über  Futtermittel  und  Dung- 
mittel. Vgl.  über  das  „agrarische  Interesse"  überhaupt,  das  für  die 
niedrige  Verzollung  oder  Zollbefreiung  zahlreicher  Abfälle  maßgebend  ist,  Abteilimg  7  f 
des  Abschnitts  II  der  Schilder-Springerschen  Schrift. 

*)  In  diesem  Zusammenhang  wäre  auch  der  Schwierigkeiten  zu  gedenken, 
denen  in  zahlreichen  Ivändem  die  2k)llbehandlung  der  eingeführten  Kleie  begegnet. 
Bei  etwas  größeren  Mehlresten  darin  verUert  sie  die  ihr  meist  gewährte  Zollbefreiimg 
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Hierfür  kommen  insbesondere  Rückstände  von  zollpflichtigen 
Zwitterfabrikaten  in  Betracht;  bei  diesen  geht  eben,  wie 
bereits  (S.628)  erwähnt  wurde,  der  Zollschutz  in  hohemMaße  darauf 
aus,  eine  Wirkung  nach  rückwärts  auf  die  Rohstoffe  auszuüben  und 
deren  Erzeugung  nutzbringender  zu  gestalten ,  bezweckt  aber  kaum 
auch  nur  in  letzter  I/inie  die  Herstellung  der  Fabrikate  aus  ausländischen 
Rohstoffen  oder  Abfällen.  Hierbei  ist  übrigens  nicht  selten  auch  noch 
der  Ertrag  einer  mehr  oder  minder  hohen  Verbrauchssteuer 
gegen  mancherlei  Umgehungsmanöver  zu  schützen.  Als  Beispiele^) 
hierfür  sind  insbesondere  zu  nennen :Weintrester,  Wein- 
hefe, Melasse. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  einzelne  dieser  Abfälle  von  Zwitterfabrikat- 
Erzeugungen,  so  Melasse  und  Weinhefe,  aber  auch  der 
keine  Weinreste  enthaltende  Weinstein  von  der  Handel sstatistik 
mancher  Länder,  so  z.  B.  von  jener  Österreich-Ungarns,  irrig  als 
Fabrikate  verbucht^)  werden.  Weinstein  genießt  freilich,  obwohl 
von  der  österreichischen  Handelsstatistik  unter  den  Fabrikaten  an- 
geführt, in  Österreich-Ungarn  Zollfreiheit.  In  Italien  gehört  roher 
Weinstein  sogar  zu  den  wenigen  Artikeln,  die  Ausfuhrzöllen  (2,20  Lire 
für  100  kg)  unterliegen;  andrerseits  ist  er  in  den  Vereinigten  Staaten 
Einfuhrzöllen,  wenn  auch  solchen  von  mäßiger  Höhe,  unterworfen, 
so  roher  Weinstein  nach  dem  Payne-Tarif  von  IQ09  und  dem  Under- 
wood-Tarif  von  191 3  einer  Belastung  von  fünf  Prozent  des  Wertes. 
Melasse  unterliegt  sogar  in  den  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  an- 
gehörenden Ländern  verhältnismäßig  hohen  Zöllen  (so  in  Deutsch- 
land einem  Satz  von  40  Mark,  in  Österreich-Ungarn  einem  solchen 
von  15  Klonen  für  100  kg),  da  sich  diese  Konvention  auf  den  genannten 
Abfall  der  Zuckerfabrikation  nicht  erstreckt. 

g)  Summarische  Behandlung  von  Abfall- 
gruppen ^).  Bei  der  verhältnismäßig  geringen  Beachtung,  welche 
die  Handelspolitiker  bisher  den  Abfällen  als  solchen  widmeten,  be- 
gnügten sie  sich  im  allgemeinen  damit,  die  bekanntesten  und  wich- 
tigsten Abfälle,  gelegentlich  unter  die  Zollsätze  für  die  betreffenden 

oder  niedrige  Zollbelastung  und  wird  den  höheren  Mehlzöllen  unterworfen.  In  diesen 
Fällen  handelt  es  sich  aber  keineswegs  immer  um  bewußten  Zollbetrug,  wovon 
in  Abteilung  I  des  VII.  Kapitels,  Anmerkung  3  auf  S.  192  vorliegenden  Bandes  die 
Rede  war. 

*)  Vgl.  die   drei   letzten  Absätze   der    8.  Abteilung   des  Abschnitts  II    der  er- 
wähnten Schilder- Springerschen  Schrift. 

*)  Melasse  wurde  übrigens  seit  1910  auch  in  der  Außenhandelsstatistik  Öster- 
reich-Ungarns den  Rohstoffen  beigezählt. 

3)  Vgl.  hierüber  Abteilung  VIII  dieser  Anlage. 
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Haupterzeugnisse  verstreut  oder  etwa  in  einem  Kapitel 
vereint,  vorzuführen,  soweit  die  Abfälle  von  den  Zollpolitikern 
überhaupt  als  solche  erkannt  wurden^);  die  große  Menge  der  nicht 
besonders  benannten  Abfälle  wurde,  falls  man  über- 
haupt daran  dachte,  mit  irgendeiner  allgemeinen  Bestimmung  ab- 
getan. 

Diese  Behandlung  der  nicht  besonders  benannten  Abfälle  war 
zwar  bequem,  aber  nicht  immer  zweckentsprechend.  Am  wenigsten 
läßt  sich  noch  dagegen  einwenden,  wenn  hierdurch  einfach  nur  eine 
größere  Anzahl  nicht  näher  bestimmter  Abfälle  als  zollfrei 
erklärt  wird.  Dies  tut  z.B.  der  schwedische  Zolltarif  vom  24.  Oktober 
1898  (in  'Üarifpost  i)  und  de^  gegenwärtig  geltende^)  vom  9.  Juni  1911 
(in  Tarifpost  1323)  sowie  der  schweizerische  Zolltarif^)  vom  10.  April 
1891  (in  Tarif  posten  i — 3  mit  den  nicht  besonders  benannten  tierischen, 
pflanzlichen  und  mineralischen  Abfällen),  endlich  Tarifposten  43 
und  170  (170  bis)  der  französischen  Zolltarife  vom  11.  Januar  1892 
und  29.  März  1910,  die  lauten:  „Nicht  besonders  benannte  tierische 
Erzeugnisse  und  Abfälle"  und  „Nicht  besonders  benannte  pflanz- 
liche Erzeugnisse  und  Abfälle".  Die  Ausdehnung  derartiger  Be- 
stimmungen, die,  auf  einzelne  der  drei  Naturreiche  beschränkt, 
Zollfreiheit  oder  niedrige  Zölle  der  Abfälle  vorsehen,  auf  die  Gesamt- 
heit der  nicht  besonders  benannten  Abfälle  wäre  für  alle  Zolltarife 
zu  empfehlen.  Denn  die  einigermaßen  bekannten  und  wichtigen 
Abfälle  werden  in  einem  sorgfältig  verfaßten  Zolltarif  ohnehin  mit 
besonderen  Zollsätzen   oder   Zollbefreiungen  bedacht. 

Es  sollte  aber  der  technische  Erfindungsgeist, 
der  einem  früher  unbeachteten  und  geringgeschätzten  Abfall  größere 
Bedeutung  verleiht,   nicht   dadurch  gehemmt   werden,   daß   d  e  r  - 

^)  Bei  vielen  und  wichtigen  Abfällen  ist  den  Handelspolitikern  und  Handels- 
statistikern die  Tatsache,  daß  es  sich  um  Abfälle  handelt,  gar  nicht  zum  Bewußtsein 
gelangt ;  dies  gilt  namentlich  für  tierische  Abfälle,  wie  Häute  (vgl.  hierüber  Anmerkung  2 
auf  S.  650),  Gansfedern,  Roßhaar,  Schweineborsten,  Rohtalg  der  Haustiere,  aber  auch 
für  Knoppem,  Rinden  der  gewöhnlichen  Holznutzbäume  zu  Gerbezwecken,  wie  über- 
haupt für  manche  Nebennutzungen  der  vorwiegend  zu  Holzgewinnimgszwecken  ge- 
pflegten Bäume  und  Wälder. 

2)  Bei  der  so  häufigen  Verwechslung  von  Abfällen  mit  Roh- 
stoffen ist  es  nicht  unwichtig,  daß  im  schwedischen  Zolltarif  von  1898  (Tarif- 
post 727)  und  in  jenem  von  191 1  (Tarifpost  1324)  auch  die  nicht  besonders  benannten 
„Rohstoffe"  Zollfreiheit  genießen.  Das  gleiche  gilt  auch  für  die  später  erwähnten 
einschlägigen  französischen  Tarifposten. 

3)  Der  gegenwärtig  geltende,  seit  i.  Januar  1906  in  Kraft  stehende  Zolltarif 
der  Schweiz  vom  10.  Oktober  1902  verstreut  die  Abfälle  ohne  den  Versuch  einer 
Zusammenfassung  über  eine  ganze  Reihe  von  Zolltarifkapiteln. 
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artigen  Generalklauseln  mehr  oder  minder 
hohe  Zollbelastungen  beigegeben  werden.  Verhält- 
nismäßig erträglich  ist  noch  die  bezügliche  Zollbelastung  in  der 
(wenigstens  bis  zum  4.  Oktober  1913)  im  allgemeinen  so  drückenden 
Zollgesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten.  In  Tarifpost  463  des 
Dingley-Tarifs  von  1897,  Tarif post  479  des  Payne-Tarifs  von  1909 
und  Tarif  post  384  des  Underwood- Tarifs  von  1913  heißt  es  nämlich: 
,,A  b  f  ä  1 1  e  ,  in  diesem  Abschnitt  nicht  besonders  vorgesehen"  zehn 
Prozent  des  Wertes;  dies  wird  ergänzt  im  Abschnitt  VI  des  Dingley- 
Taiifs,  in  Tarifpost  480  des  Payne-Tarifs  und  in  Tarifpost  385  des 
Underwood- Tarifs  durch  die  Bestimmung:  „Alle  in  diesem . Gesetz 
(diesem  Abschnitt)  nicht  besonders  benanaten  rohenoder  un- 
bearbeiteten Gegenstände  zehn  Prozent."  Schlimmer 
wäre  es  freilich,  wenn  ein  Zollbeamter  der  Union  irrig  einen  nicht 
besonders  benannten  Abfall  als  Fabrikat  betrachten  würde; 
denn  gleichfalls  nach  Abschnitt  VI  des  Dingley-Tarifs,  Tarifpost  480 
des  Payne-Tarifs  und  Tarifpost  385  des  Underwood-Tarifs  ist  für 
,,alle  nicht  besonders  genannten,  ganz  oder  teilweise  be- 
arbeiteten Artikel"  ein  Zoll  von  zwanzig  Prozent  des  Wertes 
zu  entrichten. 

Einen  noch  viel  ungünstigeren  Einfluß  können  unter  Umständen 
jene  Bestimmungen  ausüben,  die  in  den  geltenden,  seit  i.März  1906 
in  Kraft  stehenden  Zolltarifen  Österreich-Ungarns  und 
Deutschlands  enthalten  sind  (ähnliche  Bestimmungen  gab  es 
übrigens  schon  in  den  unmittelbar  vorhergegangenen  Tarifen  beider 
Reiche).  Im  Zolltarif  Österreich-Ungarns  wird  am  Schluß  des  51., 
den  „Abfällen"  gewidmeten  Tarif kapitels  gesagt:  „Abfälle,  die  im 
Tarif  nicht  eigens  angeführt  sind  und  keine  anderweitige  Verwendung 
zulassen,  werden  wie  die  Rohstoffe,  aus  denen  sie  bestehen, 
behandelt,"  Im  deutschen  Zolltarif  (§7)  heißt  es:  „Abfälle,  welche 
im  Tarif  nicht  besonders  genannt  sind,  sowie  zerbrochene  und  ab- 
genutzte Gegenstände  werden  wie  die  Rohstoffe,  von  denen  sie  her- 
stammen, behandelt,  wenn  sie  nur  zu  denselben  Zwecken  wie  die 
Rohstoffe  verwendet  werden  können  oder  die  Verwendung  zu  anderen 
Zwecken  nach  Anordnung  der  Zollbehörde  durch  geeignete  Maß- 
nahmen ausgeschlossen  wird."  Bei  diesen  deutschen  und  österreichi- 
schen Generalklauseln  (in  schwächerem  Ausmaß  gut  dies  auch  von 
jener  der  Vereinigten  Staaten)  wird  nämlich  übersehen,  daß  die  Ab- 
fälle zumeist  bedeutend  weniger  wert  sind  als  die  Rohstoffe 
oder  Ausgangsmaterialien  jener  Hauptproduktionen, 
woraus  die  betreffenden   Abfallgewinnungen  herstammen.      Daher 
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kann  die  Verzollung  nach  dem  Satze,  der  für  den  fraglichen  Rohstoff 
oder  für  das  sonstige  Ausgangsmaterial  gut,  drückend  oder  geradezu 
prohibitiv  wirken.  Überhaupt  scheinen  sich  diese  Generalklauseln 
insbesondere  gegen  j enen  Zollbetrug  zu  wenden,  der  noch 
brauchbare,  zollpflichtige  Gegenstände  als  Altmaterialien  zollfrei 
oder  zu  niedrigen  Rohstoff  zollen  einführen  will. 

Es  wäre  noch  auf  eine  Milderung]  ener  Unzukömmlichkeiten 
hinzuweisen,  die  mit  den  allgemeinen,  irgendwelche  Zollsätze^)  statt 
der  Zollbefreiung  vorsehenden  Bestimmungen  über  nicht  besonders 
benannte  Abfälle  verbunden  sein  können;  diese  Müderung  liegt,  zum 
mindesten  innerhalb  des  ausgedehnten  Bereiches  der  chemischen 
Industrien,  in  der  Möglichkeit,  irgendwelche  plötzlich  zu  größerer 
Bedeutung  gelangte,  aber  früher  übersehene  Abfälle  nach  den  Zoll- 
sätzen für  die  „nicht  besonders  benannten  chemi- 
schen Erzeugnisse"  zu  behandeln.  Diese  Erzeugnisse  ge- 
nießen in  Deutschland  nach  Tarif post  390  des  Tarifs  vom 
25.  Dezember  1902  Zollfreiheit,  unterliegen  in  Frankreich  (mit 
Ausnahme  der  alkoholhaltigen)  dem  imm-erhin  noch  mäßigen  Satz 
von  5  Prozent  des  Wertes  (Tarifpost  282  des  Zolltarifs  vom  11.  Januar 
1892  und  vom  29.  März  1910),  während  sie  in  Österreich-Ungarn  seit 
I.März  1906  bereits  mit  15  Prozent  des  Wertes,  aber  höchstens 
24  Kronen  für  100  kg  belastet  werden.  In  den  Vereinigten 
Staaten  wurden  die  nicht  besonders  benannten  chemischen  Ver- 
bindungen in  Tarif  post  3  des  Dingley-Tarifs  von  1897  und  des  Payne- 
Tarifs  von  1909  sogar  mit  25  Prozent  des  Wertes  belastet,  und  die 
nicht  besonders  benannten  Drogen  hatten  außer  einem  Wertzoll 
von  nur  zehn  Prozent  noch  einen  Gewichtszoll  von  ^  cent  für  das 
englische  Pfund  zu  tragen;  der  Underwood-Tarif  vom  3.  Oktober  1913 
hat,  entsprechend  seinem  liberaleren  Grundzug,  in  Tarif  post  5  für 
nicht  besonders  benannte  chemische  Verbindungen  eine  Ermäßigung 
auf  fünfzehn  und  in  Tarif  post  27  für  nicht  besonders  benannte  Drogen 
eine  Herabsetzung  auf  zehn  Prozent  des  Wertes  vorgenommen. 

h)Ein-  und  Ausfuhrzölle  für  denselben  Ab- 
fall: Es  ist  eine  besonders  seltsame  und  unlogische,  tmter  entgegen- 
gesetzten Einwirkungen  unsicher  schwankende  Handelspolitik,  wenn 
bisweüen  ein  und  derselbe  Abfall  zugleich  mit  Einfuhr-  und  Ausfuhr- 
zöllen belegt  wird.     Solche  Fälle  sind :  der  russische  Einf uhr- 


^)  Diese  Zollsätze  können  auch  durch  Rückgriff  auf  die  Zölle  für  den  Rohstoff 
oder  das  Ausgangsmaterial  der  Hauptproduktion  bestimmt  werden,  nach  Art  der 
soeben  erwähnten  Generalklauseln  in  den  geltenden  Zolltarifen  Deutschlands  und 
Österreich-Ungarns. 
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und  Ausfuhrzoll  für  Altkautschuk  von  1,50  Rubel  das  Pud 
gegenüber  einem  Einfuhrzoll  für  Rohkautschuk  von  8  Rubel  das  Pud 
(russischer  Zolltarif  von  1904);  der  spanische  Einfuhrzoll  für 
Knochen  von  0,05  und  Ausfuhrzoll  von  0,50  Pesetas  für  100  kg; 
der  spanische  Einfuhrzoll  für  Wollumpen  (Tarifpost  353)  von  0,25, 
für  gewisse  Wollabfälle  (Tarif post  355,  insbesondere  die  bei 
Herstellung  von  Wollgeweben  entstehenden  Gespinstabfälle,  die  so- 
genannten Garntrümmer)  sogar  von  50  Pesetas  nebst  einem  Ausfuhr- 
zoll für  Wollumpen  v^n  i  Peseta  für  100  kg  (spanischer  Zolltarif 
vom  27.  Dezember  1911);  der  rumänische  Einfuhrzoll  für  Häute 
von  4  oder  8  und  Ausfuhrzoll  von  i  Lei  für  100  kg  (rumänischer  Zoll- 
tarif vom  28.  Januar  1906),  der  schweizerische  Einfuhrzoll 
für  Rohhäute  von  0,30  Franken  und  Ausfuhrzoll  von  i  Frank 
für  100  kg  (schweizerischer  Zolltarif  vom  10.  Oktober  1902)  usw. 

X.  Beantwortung  der  drei  in  Abteilung  VII  dieser  Anlage  gestellten  Fragen 
über  das  Verhalten  der  Handelspolitiker  und  Handelsstatistiker  zu  den  Ab- 
fällen; die  Antwort  erfolgt  auf  Grundlage  der  Ausführungen  in  Abteilung 
Vni  und  IX  dieser  Anlage. 

Nunmehr  können  auch  die  früher  (siehe  Abteilung  VII  dieser 
Anlage)  aufgestellten    drei    Fragen    beantwortet  werden. 

I.  Frage. 

Was  bewog  die  Zollpolitiker,  die  Abfälle  gewisser- 
maßen nach  Art  der  Rohstoffe  zu  behandeln, 
indem  zahlreiche,  zu  den  Abfällen  zu  rechnende  Erzeugnisse  in  die 
Freiliste  eingestellt  oder  mit  niedrigen  Einfuhrzöllen,  ja  sogar 
mit  mehr  oder  minder  hohen  Ausfuhrzöllen  (bisweilen  auch 
Ausfuhrverboten)  belegt  wurden?  Diese  Frage  drängt  sich  um  so 
mehr  auf,  als  doch  zumindest  bei  den  industriellen  Abfällen  nicht 
dieselben  Gründe  vorhanden  sein  können,  die  bei  den  Rohstoffen 
für  die  angegebene  zollpolitische  Behandlung  sprechen. 

Antwort  auf  Frage  I. 

Sicherlich  ist  Zollfreiheit  für  alle  Abfälle  das 
anerster  StelleVorzuschlagende;  dies  gut  nicht  nur 
für  jene  Abfälle,  die  in  den  Zolltarifen  herkömmlicherweise  als  solche 
bezeichnet  werden,  sondern  auch  für  die  Abfälle  im  hier  dargelegten 
umfassenderen  Sinn,  gemäß  den  früheren  Ausführungen  (besonders 
in  Abteilung  IX  dieser  Anlage).  Schon  die  Zulässigkeit,  geschweige 
denn  die  Notwendigkeit  irgendwelcher  Abfallzölle  müßte  auf  beson- 
ders durchschlagende  Gründe  gestützt  werden.     Dies  gut  auch  für 
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den  Fall,  daß  man  die  in  einzelnen  Zolltarifen  vorfindlichen  Zölle 
auf  Rohstoffe,  Z  w  i  1 1  er  f  a  b  r  ik  a  t  e  ,  Fabrikate, 
die  mit  irgendwelchen  Abfällen  mehr  oder  minder  weitgehende  Über- 
einstimmungen aufweisen,  als  gegebene  Tatsache  hinnimmt.  Denn 
sogar  unter  dieser  Voraussetzung  sind  Abfallzölle,  in  Anbetracht 
des  die  Brauchbarkeit  der  Abfälle  vermindernden,  preisherabsetzenden 
„negativen  Moments",  nicht  als  ein  unbeding- 
te s  E  r  f  o  r  d  e  rn  i  s  ausgleichender  Gerechtigkeit 
zu  betrachten.  Jedenfalls  wäre  es  zu  vermeiden,  daß  ein  Abfallzoll 
in  gleicher  Höhe  angesetzt  werde  wie  derjenige  für  das  betreffende, 
in  seinen  Eigenschaften  mit  dem  Abfall  mehr  oder  weniger  überein- 
stimmende Hauptprodukt,  sei  dieses  nun  Rohstoff,  Zwitterfabrikat 
oder  Fabrikat. 

//.  Frage. 

Was  veranlaß te  wohl  die  Handelsstatistiker,  fast 
alle  Abfälle  (im  hier  vertretenen  umfassenderen  Sinn),  mochten 
diese  den  Handelsstatistikem  als  Abfälle  kenntlich  sein  oder  nicht, 
als  Rohstoffe  zu  bezeichnen,  darunter  auch  äußerlich 
mehr  oder  weniger  fabrikatähnliche  Abfälle,  wie  z.  B.  Altkautschuk, 
Hadern,  Abfälle  der  Metallbearbeitung  und  Altmetalle? 

Antwort  auf  Frage  II. 

Die  Handelsstatistik  folgt  im  allgemeinen  den  Weisungen 
der  Handels-  und  Zollpolitik.  Einen  leitenden  Grund- 
satz für  die  praktische  Betätigung  der  Handelspolitiker  bildet  bekannt- 
lich die  Freiheit  der  Rohstoffe  von  Einfuhrzöllen  oder  ihre  gelegent- 
liche Belastung  mit  Ausfuhrzöllen.  Das  gleiche  Verfahren  wird  aber 
von  der  Handelspolitik  auch  gegenüber  den  Abfällen  beobachtet, 
wenn  auch  hierfür  ganz  andere  (besonders  in  Abteilung  IX  dieser 
Anlage  dargestellte)  Gründe  in  Betracht  kommen  mögen  als  jene, 
die  für  dieZollfreiheitundniedrigeZollbelastung 
der  Rohstoffe  oder  für  deren  Belegung  mit  Ausfuhrzöllen 
maßgebend  sind.  Nun  wurde  die  Ansicht,  daß  die  Abfälle  neben  den 
Rohstoffen  und  Fabrikaten  eine  dritte  Gruppe  zu  bilden 
hätten,  bis  zum  Erscheinen  der  bereits  (S.  623)  erwähnten  Schil- 
der-Springerschen  Schrift  wohl  kaum  von  irgendjemandem  ver- 
treten. Es  lag  daher  in  Anbetracht  der  ziemlich  ähnlichen  zoll- 
politischen  Behandlung  der  Rohstoffe  und  Abfälle  den  Handels- 
statistikern nahe,  die  Abfälle  den  Rohstoffen  zuzuweisen,  falls  inner- 
halb der  Außenhandelsziffern  zwischen  Rohstoffen  und  (weiterzu- 
verarbeitenden sowie  End-)  Fabrikaten  unterschieden  werden  sollte. 

Schilder.    II.  42 
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Die  Handelspolitik  geht  sogar  hinsichtlich  der  Anwendung  der 
soeben  erwähnten  liberalen  Grundsätze  bei  den  Abfällen  im  all- 
gemeinen gleichmäßiger  und  folgerichtiger  vor  als  bei  den 
Rohstoffen. 

Überhaupt  heben  sich  die  Abfälle  sowohl  von 
den  Rohstoffen  als  auch  von  den  Fabrikaten, 
unter  Zugrundelegung  der  hier  auseinandergesetzten  Unterscheidungs- 
merkmale (vor  allem  „Abfälle  als  Folgeerscheinung,  nicht  als  Ziel 
der  Produktion"),  weit  schärfer  ab  als  die  Rohstoffe  von  den  Fabri- 
katen. Dies  geht  schon  daraus  hervor,  daß  zwar  die  Schaffung  eines 
Zwischenbegriffs  zwischen  Rohstoffen  und  Fabrikaten,  nämlich  jener 
der  Zwitterfabrikate,  nicht  vermieden  werden  konnte; 
aber  die  zweifelhaften  Fälle,  ob  irgendein  Produktions- 
ergebnis als  zweites  Haupterzeugnis  (einer  Rohstoffproduktion  oder 
Fabrikation)  zu  betrachten  sei  oder  als  Abfall  zu  gelten  habe,  sind 
weit  seltener  als  das  Vorkommen  der  Zwitter fabrikate.  Auch  beruhen 
diese  Fälle  nicht  auf  dauernd  wirkenden  Umständen,  wie  sie  bei  den 
meisten  Zwitterfabrikaten  vorliegen  (starker  Wassergehalt  der  Roh- 
stoffe, starker  Abfall  bereits  in  den  ersten  Stadien  der  Bearbeitung 
usw.),  sondern  zumeist  auf  jeweils  eintretenden,  noch  nicht  zum  Ab- 
schluß gelangten,  bedeutsamen  technisch-wirtschaftlichen  Verände- 
rungen. Auch  sind  solche  zweifelhafte  Fälle^)  weit  leichter  zu  ent- 
scheiden, als  die  mit  den  Zwitterfabrikaten  zusammenhängenden 
Zweifelfragen. 

Demgemäß  sind  die  Handelsstatistiker  nur  selten  über  die  Natur 
eines  Abfalls  so  wenig  im  klaren,  daß  sie  ihn  für  ein  Fabrikat  halten 
(vgl.  die  Bemerkungen  über  Melasse,  Weinhefe,  Weinstein  usw.  in 
AbteiluiiglX  F dieser  Anlage).  Eher  kommt  es  noch  vor,  daß  ein  au s 
Abfällen  erzeugtes  Fabrikat  (Zwitterfabrikat)  mit  dem 
betreffenden  Abfall  selbst  verwechselt  wird.  So  wird  z.  B.  Glyzerin 
als  Abfall  der  Seifenfabrikation  bezeichnet,  anstatt  der  glyzerin- 
haltigen  Abwässer,  oder  Wollfett  als  Abfall  der  Wollwäscherei  ge- 
nannt, anstatt  der  Wollwaschwässer,  Silber  als  Abfall  bei  der  Verhüt- 
tung gewisser  Blei-  und  Kupfererze  angegeben,  statt  der  silberhal- 
tigen Rückstände  dieser  Hüttenprozesse  usw. 


1)  Z.  B.  die  Gewinnung  von  Baumwollfaser  und  ölhaltigen  Baumwollsamen 
auf  den  Baumwollfeldern,  die  Produktion  von  Soda  und  Salzsäure  bei  der  Leblanc- 
Sodafabrikation,  die  Gewinnung  von  Seife  imd  Glyzerin  in  den  Seifenfabriken  usw.; 
vgl.  hierüber  die  eingehendere  Darstellung  in  Abteilung  5,  Abschnitt  II  der  soeben 
erwähnten  Schilder- Springerschen  Schrift. 
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///.  Frage. 

Welche  Bewandtnis  hat  es  mit  den  wenigenA  usnahmen, 
wonach  irgendwelche  Abfälle,  trotz  ihres  zweifellosen  Abfallcharakters, 
dennoch  einer  höheren  Verzollung  unterliegen?  Handelt  es  sich 
hierbei  um  launische  Durchbrechung  der  auch  in 
den  meisten  schutzzöUnerischen  Staaten  gegenüber  den  Abfällen 
beobachteten  grundsätzlich  liberalen  Haltung 
durch  rücksichtslose  Interessentenpolitik  ein- 
zelner Länder  ?  Oder  liegen  irgendwelche  Umstände  vor,  die  ungefähr 
gleichartig  mit  jenen  sind,  welche  als  die  technische  Grundlage  für 
die  Verzollung  der  Fabrikate  bezeichnet  werden  können? 

Antwort  auf  Frage  III. 

In  allen  diesen  Fällen  kommen  gewiß  nicht  Umstände  ähnlicher 
Art  in  Frage,  wie  sie  für  die  Verzollung  der  Fabrikate  maßgebend 
sind,  und  zwar  auch  nicht  bei  der  Verzollung  von  Altmetallen, 
die  noch  am  ehesten  mit  den  als  Ausgangsmaterial  zu  betrachtenden 
Zwitterfabrikaten  oder  Fabrikaten  zu  vergleichen  wären.  Zur  Be- 
gründung dessen  wäre  vor  allem  auf  das  eigentümliche,  durch  Schutz- 
zölle sehr  wenig,  wenn  überhaupt  zu  beeinflussende  Verhältnis  hin- 
zuweisen, in  welchem  die  den  verschiedenen  Erzeugungen  entstam- 
menden Abfälle  (mit  Einschluß  der  im  häuslich-gewerblichen  Ver- 
brauch zutage  tretenden  Altmaterialien)  zum  Bedarf  stehen.  Bei 
den  Abfällen  können  Schutzzölle,  wenn  überhaupt,  nur  ganz  mittel- 
bar, nämlich  durch  Vermittlung  des  geschützten  Haupterzeugnisses, 
die  zu  gewinnende  Menge  erhöhen;  doch  nicht  einmal  auf  diesem 
Wege  kann  die  Abfallgewinnung  gesteigert  werden,  wenn  das  Haupt- 
produkt bereits  in  Mengen  erzeugt  wird,  die  den  Inlandsbedarf  über- 
schreiten. Bei  den  Altmaterialien  ist  sogar  für  solche  gelegentlich- 
mittelbare  Beeinflussung  der  zur  Verfügung  stehenden 
Mengen  keine  zollpolitische  Handhabe  geboten,  abgesehen  etwa 
von  Ausfuhrzöllen,  die  aber  zur  allgemein  üblichen  und  sachgemäßen 
zollpolitischen  Behandlung  der  Fabrikate  durchaus  im  Widerspruch 
stehen.  Schon  aus  diesem  Grunde  kann  also  von  Umständen  ähn- 
licher Art,  wie  sie  für  die  Verzollung  der  Fabrikate  maßgebend  sind 
(die  technische  Grundlage  dieser  Verzollung  bilden),  sogar  bei  ver- 
hältnismäßig hochwertigen  industriellen  Abfällen  mit  Einschluß  der 
Altmaterialien  keine  Rede  sein. 

Wie  verhält  es  sich  mit  denjenigen  industriellen  Abfällen,  be- 
züglich deren  eine  Einfuhrzoll-Belastungjener  Roh- 
stoffe   oder    Ausgangsmaterialien    festzustellen    ist, 
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denen  sowohl  der  betreffende  Abfall  als  auch  das  Haupterzeugnis 
entstammen?  Liegen  etwa  hier  irgendwelche  Umstände  vor,  die 
ungefähr  gleichartig  mit  jenen  sind,  welche  als  die  technische  Grund- 
lage für  die  Verzollung  der  Fabrikate  bezeichnet  werden  können  ? 
Gegen  eine  solche  Annahme  wäre  erstens  der  bedeutende  Unter- 
schied in  Brauchbarkeit  und  Preis  anzuführen,  der 
sogar  zwischen  den  wertvollsten  Abfällen  und  den  entsprechenden 
Rohstoffen  oder  Ausgangsmaterialien  besteht.  Diesem  Unterschied 
wäre  folgendermaßen  Rechnung  zu  tragen:  wenn  schon  nicht  durch 
völlige  Zollfreiheit  auch  der  wertvollsten  Abfälle  zumindest  dadurch, 
daß  die  Einfuhrzölle  für  Abfälle  (mit  Einschluß  der  Altmaterialien), 
wie  es  j a  in  einer  Reihe  von  Fällen  tatsächlich  geschieht,  bedeu- 
tendniedriger angesetzt  werden  als  die  der  entsprechen- 
den Rohstoffe  oder  Ausgangsmaterialien.  Hierzu  kommt  noch  eine 
wichtige  Tatsache:  Nicht  wenige  gerade  der  wertvollsten  (auch 
fabrikatähnlichen)  Abfälle  mit  Einschluß  der  Altmaterialien,  so 
Lumpen  und  Textil abfalle,  Makulatur,  verschiedene  Altmetalle  usw. 
werden  in  einer  Reihe  von  Ländern  mit  Ausfuhrzöllen  belegt. 
Dies  stellt,  wie  bereits  früher  erwähnt  wurde,  sicherlich  die  denkbar 
weitgehendste  Abweichung  von  der  üblichen  und  sachgemäßen  Zoll- 
behandlung der  Fabrikate  dar. 

Selbstverständlich  kann  von  einer  Annäherung  an  jene  Umstände, 
die  für  die  Verzollung  der  Fabrikate  maßgebend  sind,  in  jenen  zahl- 
reichen Fällen  keine  Rede  sein,  da  irgendwelche  industrielle  Abfälle 
eigentlich  nur  entwertete,  weil  eben  wertvoller  Be- 
standteile beraubte  Rohstoffe  darstellen;  vgl.  über 
diese  Gruppe  von  Abfällen  Abteilung  IX  c  dieser  Anlage, 

Sicherlich  liegen  also  bei  den  Abfällen  industrieller  Tätigkeit 
keine  Umstände  ähnlicher  Art  vor  wie  jene,  welche  als  die  technische 
Grundlage  für  die  Verzollung  der  Fabrikate  bezeichnet  werden  können; 
daher  kommt  es  nicht  gerade  häufig  vor,  daß  die  auch  in 
den  meisten  schutzzöUnerischen  Ländern  gegenüber  den  Abfällen 
beobachtete  grundsätzlich  liberale  Haltung  durch  rücksichts- 
lose Interessentenpolitik  in  laun  i  s  eher  Weise 
d  urchbrochen  wird.  Als  ein  derartiger  Ausnahmsfall  rück- 
sichtsloser Interessentenpolitik  wäre  z.  B.  der  Zoll  auf  Rinder- 
häute  von  fünfzehn  Prozent  des  Wertes  zu  erwähnen,  der  in  den 
Vereinigten  Staaten,  nach  Tarifpost  437  des  Dingley-Tarifs, 
von  1897  bis  1909  bestand.  Er  nützte  nur  den  Großschlächtereien, 
aber  im  Jahre  1897  ließen  sich  die  Landwirte  der  Union  einreden, 
daß  er  in  ihrem  Interesse  liege.   Seit  dem  Payne-Tarif  vom  5.  August 
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1909  können  Rinderhäute  zollfrei  nach  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
bracht werden,  was  eine  der  wenigen  liberalen  Maßnahmen  in  diesem 
sonst  hochschutzzöllnerischen  Tarifwerk  war.  In  ähnlicher  Weise 
wäre  wohl  auch  der  Zoll  der  Vereinigten  Staaten  für  Weinstein 
zu  kennzeichnen,  der  übrigens  von  höheren  Gewichtszöllen  des 
Dingley-Tarifs  auf  nur  fünf  Prozent  des  Wertes  im  Payne-Tarif 
(Tarif post  6)  von  1909  und  im  Underwood-Tarif  (Tarif post  8)  von 
1913  herabgesetzt  wurde. 

Im  allgemeinen  wäre  aber  eine  gewissermaßen  ausnahmsweise 
vorkommende,  verhältnismäßig  hohe  Bemessung 
von    Abfallzöllen   auf  folgende   Umstände  zurückzuführen : 

A.  Fall  der  „Abfälle  mit  Fabrikatresten"  (siehe 
Abteilung  IX  F  dieser  Anlage) :  Abfälle  aus  der  Erzeugung  gewisser 
zoll-  oder  steuerpflichtiger  einfacher  Fabrikate  (oder  Zwitterfabrikate), 
wie  manche  Kleiesorten,  Weintrester,  Weinhefe,  Melasse,  mit  mehr 
oder  minder  beträchtlichen  Resten  dieser  Fabrikate  werden  mit 
Zöllen  belegt,  die  bisweilen  höher  sind,  als  dem  im  Abfall  befindlichen 
Prozentsatz  des  zollpflichtigen  Fabrikates  und  den  Kosten  seiner 
etwaigen  Gewinnung  aus  dem  Abfall  entspricht.  Es  handelt  sich  hier- 
bei also  mehr  um  die  Übertreibung  eines  nicht  ganz  unrich- 
tigen Gedankens,  als  um  eine  rücksichtslose  Interessentenlaune. 

B.Fall  der  „summarischen  Behandlung  von 
Abfallgruppen"  (siehe  Abteilung  IX  G  dieser  Anlage) :  Die 
große  Menge  der  nicht  besonders  benannten  Abfälle  wird  bequemer- 
weise mit  irgendeiner  allgemeinen  Bestimmung  (Klausel)  abgetan; 
diese  Klausel  schreibt  die  Zollbehandlung  gemäß  dem  Rohstoff 
oder  Ausgangsmaterial  vor,  woraus  diese  Abfälle  bestehen  (gewonnen 
werden),  oder  setzt  irgendeinen  einheitlichen  Zoll  von 
soundsovielProzentdesWertes  fest.  Sowohl  das  erst- 
erwähnte als  auch  das  zweite  Verfahren  kann  auf  den  techni- 
schen Fortschritt  gelegentlich  hemmend  ein- 
wirken. Es  werden  nämlich  wenig  brauchbare,  aber  immerhin  noch 
einen  gewissen  niedrigen  Kostenaufwand  lohnende  Abfälle  nach  dem 
vielleicht  hohen  Satz  für  das  gut  brauchbare  und  wertvolle  Ausgangs- 
material verzollt;  oder  lange  Zeit  unbeachtet  gebliebene,  aber  durch 
irgendwelche  technische  Neuerungen  brauchbar  gewordene  und  zu 
höherem  Wert  gelangte  Abfälle  unterliegen  nun  infolge  des  Wert- 
zolles hohen,  ihre  industrielle  Verwendbarkeit  beeinträchtigenden 
Zollsätzen.  Ein  hierher  gehörender  besonderer  Fall  sind  die  Wert- 
zölle für  nicht  besonders  benannte  chemischeEr- 
zeugnissein  Frankreich,  Österreich-Ungarn  und  den  Vereinigten 
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Staaten  und  im  Gegensatz  hierzu  die  Zollfreiheit  für  diese  Erzeugnisse 
in  Deutschland. 

C.  Fall  der  „Einfuhr-  und  Ausfuhrzölle  für  den- 
selben Abfall"  (siehe  Abteilung  IX  H  dieser  Anlage):  Hier  hat 
man  es  wohl  zweifellos  mit  einer  unentschlossenen,  nicht  genügend 
durchdachten  Handelspolitik  zu  tun,  die  gegenüber  den  öfters 
einander  widersprechenden,  einseitig  rücksichtslosen  Wün- 
schen der  verschiedenen  Interessentengruppen  keine 
feste,  grundsätzliche  Haltung  zu  behaupten  weiß. 

XI.  Weltwirtschaftliche  Wichtigkeit  der  für  den  Außenhandel  überhaupt 

in  Betracht  kommenden  Abfälle  als  Gegenstand   eines  in  Aufschwung 

und  Zunahme  begriffenen  internationalen  Handelsverkehrs. 

Vom  weltwirtschaftlichen  Standpunkt  ergibt  sich 
nach  Beantwortung  der  drei  Fragen  folgende  abschließende  Be- 
merkung : 

Soweit  die  Abfälle  hochwertig  und  transportfähig 
genug  sind,  um  überhaupt  für  den  Außenhandel  in  Betracht  zu  kom- 
men, bilden  sie,  ähnlich  wie  die  Rohstoffe,  die  Grundlage  eines  in 
Aufschwung  und  Zunahme  begriffenen  internationalen  Handels- 
verkehrs, der  durch  Zölle,  abgesehen  von  Ausfuhrzöllen,  am 
Hin-  undHerflutenüberdie  Grenzender  einzel- 
nen I/änder  nur  wenig,  wenn  überhaupt,  behindert 
werden  kann  und  zumeist  auch  nicht  behindert  wird;  außerdem  er- 
leichtert die  liberale  Behandlung,  welche  die  Handelspolitik  der 
meisten  Länder  den  Abfällen  angedeihen  läßt,  den  Absatz  der  be- 
treffenden Haupterzeugnisse  im  internationalen  Handelsverkehr. 
Überdies  geht  der  technische  Fortschritt  dahin,  eine 
immer  größere  Anzahl  bisher  schlecht  ausgenutzter  und  daher  ge- 
ringwertiger Abfälle  besser  auszunutzen;  hierdurch  werden  diese 
erst  transportfähig  und  unter  Umständen  zu  wichtigen  Ausfuhr- 
waren und  Welthandelsartikeln. 

Es  ist  wenig  wahrscheinlich,  daß  diese  der  Entwicklung  des 
internationalen  Handelsverkehrs  günstige  Richtung  durch  die  weit 
schwächere  Tendenz  ausgeglichen  werde,  wonach  einzelne  in- 
dustrielle Abfälle  zu  zweiten  Haupterzeug- 
nissen, und  zwar  zu  Fabrikaten^)  werden.  Einzelne  Fach- 
männer der  Müllerei  wollten  sogar  K  1  e  i  e  in  eine  Linie  mit  den  ver- 


»)  Siehe  Abteilung  5,  Abschnitt  II  der  (S.623)  erwähnten  Schilder-Springerschen 
Schrift. 
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schiedenen  gröberen  Mehlsorten  stellen,  die  beim  Mahlverfahren  ge- 
wonnen werden ;  dies  hat  sich  aber  bisher  in  der  Gestaltung  der  Zölle 
kaum  geäußert.  Die  nicht  selten  zu  verzeichnenden,  nicht  unbeträcht- 
lichen Zölle  für  Melasse  stellen  aber  nur  ein  Schutzmittel  gegen 
die  Umgehung  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  auf  das  Haupter- 
zeugnis Zucker  (vgl.  hierüber  Abteilung  IX  F  dieser  Anlage)  dar 
und  stempeln  diesen  Abfall  der  Zuckerindustrie  keineswegs  zu  einem 
Fabrikat. 
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Anlage    XXIII. 

Preisvergleichende  Statistik  über  einige  Rohstoffe 
und  daraus  erzeugte  Fabrikate. 

In  Abteilung  I  des  I.  Kapitels  im  I.  Bande  der  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft"  (Seite  32)  wurde  darauf  hingewiesen, 
daß  der  Unterschied  zwischen  dem  Wert  der 
Rohstoffe  und  dem  der  Fabrikate  gerade  bei 
vielen  und  wichtigen  agrarischen  Rohstoffen  und  den  daraus  erzeugten 
Fabrikaten  nicht  so  bedeutend  sei,  wie  bei  flüchtiger  Erwägung 
dieser  preisstatistischen  Verhältnisse  vielfach  angenommen  werde. 
Es  wurde  noch  hinzugefügt,  daß  ähnliches  auch  über  das  Verhältnis 
zwischen  einigen,  und  zwar  insbesondere  wertvolleren  mineralischen 
Rohstoffen   und  den  daraus  hergestellten  Fabrikaten  zu  sagen  sei. 

Eine  dieser  Flüchtigkeiten  besteht  darin,  daß  100  kg  irgendeines 
Rohstoffes  mit  dem  gleichen  Gewicht  eines  daraus  erzeugten  Fabri- 
kates (auf  höheren  oder  niedrigeren  Verarbeitungsstufen)  verglichen 
werden;  dann  wird  gesagt,  die  100  kg  des  Fabrikates  stünden  um  so 
und  so  viel  Prozent  höher  im  Preis  als  die  100  kg  des  Rohstoffes, 
und  ebensoviel  Prozent  werden  als  „Wertsteigerung  des 
Rohstoffes  durch  die  Bearbeitung"  bezeichnet.  Aus 
dieser  Wertsteigerung  werden  sodann  oft  sehr  weitgehende  handels- 
politische Folgerungen  im  schutzzöllnerischen  oder  hochschutz- 
zöUnerischen  Sinne  gezogen.  Tatsächlich  werden  aber  fast  nie  aus 
100  kg  Rohstoff  wiederum  ebensoviel  Kilogramm  Fabrikate,  sondern 
nur  (100 — x)  kg  Fabrikate  nebst  x  kg  Abfällen  gewonnen;  der  Preis 
dieser  Abfälle  bleibt  hinter  dem  des  betreffenden  Rohstoffes  stets 
mehr  oder  weniger  beträchtlich  zurück  und  nähert  sich  öfters  sogar 
dem  „N  u  1 1  p  u  n  k  t"^).  In  diesen  x  kg  Abfall  ist  sogar  nicht  selten 
ein  weiterer  Bestandteil  y  enthalten,  der,  gemäß  dem  jeweiligen  Stande 
der  Technik,  sei  es  mittels  mechanischer,  sei  es  mittels  chemischer 
Vorgänge,  durch  Stäubung,  Abtropfen,   Schwendung,   Übergang  in 


^)  Vgl.  hierüber  Abteilung  V  und  IX  der  Anlage  XXII  vorliegenden  Bandes. 
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gasförmigen  Zustand,  praktisch-geschäftlich  einfach  verloren 
geht,  im  Gegensatz  zum  sonstigen,  öfters  auch  wenig  wertvollen 
oder  ganz  wertlosen,  aber  doch  wenigstens  greifbaren  Abfall. 

Es  ist  deshalb  durchaus  unzulässig,  den  Preis  von  loo  kg  Rohstoff 
dem  Preise  von  loo  kg  des  aus  diesem  Rohstoffe  erzeugten  Fabrikats 
entgegenzusetzen;  es  sind  vielmehr  den  loo  kg  Rohstoffen  sachge- 
mäßerweise gegenüberzustellen :  (lOO — ^x)  kg  Fabrikat  und  x  kg  minder- 
wertiger Abfälle,  von  welchen  x  kg  öfters  ein  Bestandteil  y  überhaupt 
nicht  greifbar  vorliegt. 

Dann  überragt  der  Preis  der  so  zusammengesetzten  loo  kg 
Fabrikate  und  Abfälle  denjenigen  des  gleichen  Rohstoffgewichtes 
bei  weitem  nicht  im  gleichen  Maße,  als  wenn  man  loo  kg  Rohstoff 
einfach  loo  kg  Fabrikat  gegenüberstellt.  Wenn  man  dagegen  dem 
Preise  der  Fabrikate  (also  für  die  Kilogrammziffer  loo — ^x)  den  Preis  der 
Abfälle  (also  für  x  kg  Kilogramm  mit  oder  ohne  einen  Bestandteil  y) 
hinzuschlägt  und  die  so  erhaltene  Summe  durch  lOO  teilt,  erhält  man 
eine  Ziffer,  die  stets  beträchtlich  niedriger  ist 
als  der  Preis  eines  Kilogramms  des  Fabrikats. 
Diese  niedrigere  Ziffer  wäre  aber  jenen  Berechnungen  der  Handels- 
politiker zugrunde  zu  legen,  welche  die  „Wertsteigerung  des  Roh- 
stoffes durch  Bearbeitung"  feststellen  wollen.  Allerdings  wird  es 
weniger  leicht  sein,  das  Ergebnis  dieser  Be- 
rechnungen im  s  chu  t  z  zolin  er  i  sc  h  en  oder  gar 
hochschutzzöllnerischen  Sinn  auszunützen,  als 
dies  bei  der  bisher  öfters  angewandten  einfacheren,  aber  unrichtigen 
Vorgangsweise  möglich  war. 

Hierbei  sind  die  sogenannten  Hilfsstoffe,  soz.  B.  Brenn- 
stoffe, Schmiermittel,  Formsand,  Flußmittel  usw.,  gar  nicht  in  Rech- 
nung gezogen,  die  bei  der  Erzeugung  der  verschiedenen  Fabrikate 
verbraucht  werden,  ohne  daß  sie  in  die  chemische  oder  mechanische 
Zusammensetzung  des  Fabrikates  selbst  übergehen,  oder  der  Übergang 
erfolgt  nur  in  geringem  Ausmaß,  wie  z.  B.  die  Verbindung  von  Kohle 
und  Eisen  im  Hochofenprozeß.  Diese  Hilfsstoffe  bilden  einen  Zuschlags- 
posten zum  Rohstoffkonto^).  Im  I^aufe  des  Fabrikationsprozesses 
tritt  aber  der  Wert  dieser  Hilfsstoffe  in  zweifacher  Weise  wieder 
in  Erscheinung:  i.  In  einem  geringen  oder  gar  bis  auf  Null  herab- 
sinkenden Abfallswert,  wie  er  z.  B.  dargestellt  wird  durch  die  Asche 


^)  Eine  gewisse  gedankhche  Schwierigkeit  liegt  dann  vor,  wenn  diese  Hilfsstoffe 
selbst  Fabrikate  sind,  so  z.  B.  viele  Schmiermittel,  allerlei  im  Fabrikationsprozeß 
als  Hilfsstoffe  benötigte  ChemikaUen,    wie  Säuren,  Alkalien,  Schwefelkohlenstoff  usw. 
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der  verbrannten  Kohle,  durch  Flußmittel  als  Bestandteil  der  Hoch- 
ofenschlacken, durch  Verbrennungsgase,  die  nutzlos  in  die  Luft  ver- 
puffen, falls  sie  nicht  durch  Verwendung  zu  motorischen  Zwecken 
(Generatorgas)  höheren  Wert  erlangen  usw.;  2.  tritt  der  Wert  dieser 
Hilfsstoffe  bei  einer  in  technisch-kommerzieller  Hinsicht  zweckmäßig 
durchgeführten  Fabrikation  im  Werte  des  Fabrikates  wieder  in 
Erscheinung.  Mit  Einschluß  dieser  Hilfsstoffe,  die  freilich  nicht  immer 
leicht  rechnungsmäßig  auf  je  100  kg  der  Fabrikate  zu  verteilen  sind, 
wäre  das  Wertverhältnis  zwischen  Rohstoffen  und  daraus  erzeugten 
Fabrikaten  noch  günstiger  für  die  ersteren.  Allerdings  wird  von 
schutzzöUnerischer  und  hoohschutzzöUnerischer  Seite  öfters  be- 
hauptet, daß  es  in  zahlreichen  Fällen  ohne  industrielle  Verwertung 
in  nächster  Nähe  des  Produktionsortes  oder  doch  wenigstens  im 
Produktionslande  der  Roh-  und  namentlich  der  Hilfsstoffe  gar 
nicht  zur  Gewinnung  der  betreffenden  Ma- 
terialien gekommen  wäre.  Demgegenüber  ist  zu  be- 
merken: Der  wachsende,  kaum  zu  befriedigende  Rohstoffbedarf 
der  Weltwirtschaft  (wie  er  in  jenen  Anlagen  zur  Darstellung  gelangt, 
die  den  einzelnen  Rohstoffgruppen  gewidmet  sind)  entwickelt  die 
Tendenz,  die  Rohstoffproduktionen  von  der  Verwertung  an  Ort  und 
Stelle  oder  im  Produktionsland  weniger  abhängig  zu  machen; 
gerade  die  hierbei  sich  ergebende  allmähliche  Preissteigerung 
schwächt  den  Einfluß  des  entgegenwirkenden  Faktors  der  Trans- 
portkosten. Dies  gilt  z.  B.  insbesondere  für  mineralische  Brenn- 
stoffe und  Dungmittel,  für  Erze,  Holz  usw.,  in  geritigerem  Ausmaße 
allerdings  für  gewöhnliche  minderwertige  Gesteine  und  Erden  ^). 
Gerade  bei  den  Hilfsstoffen,  wie  z.  B.  den  mineralischen  Brennstoffen, 
aber  auch  bei  anderen  Rohstoffen  ist  übrigens  die  Verwendung  in 
nicht  zollgeschützten  und  auf  Zollschutz  vielleicht  gar  nicht  an- 
gewiesenen 2)  Produktionen  ebenso  leicht  möglich  wie  in  den  von  den 
Schutzzöllnern   besonders  begünstigten   Industrien. 

Zum  besseren  Verständnisse  dieser  allgemeinen  Darlegung  werden, 
nach  mündlichen  oder  literarischen  Mitteilungen  von  Fachmännern 
der  betreffenden  Produktionszweige,  mehrere  Beispiele  dafür  beige- 
bracht, wie  Rohstoffe  und  daraus  erzeugte  Fabrikate  mittels  preis- 
vergleichender Statistik  in  sachgemäßerer  Weise  einander  gegen- 
überzustellen seien. 


1)  Vgl.  über  die  hier  in  Betracht  kommende  Frage   der  „Zwitterfabrikate"  die 
Abteilung  II  der  Anlage  XXII  vorliegeftden  Bandes. 

*)  Vgl.  hierüber  Abteilung  V  der  Anlage  II  vorliegenden  Bandes. 
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L  Holzwaren  0« 

Ein  m^  (gleich  looo  dm^)  Eichen-Rohholz  kostete  Anfang 
Juni  1909  in  einer  ungarischen  Waldgegend  35  Kronen,  ein  m^ 
Friesen  und  andere  Eichenschnittmaterialien, 
ebenfalls  in  der  Nähe  dieser  Waldgegend,  durchschnittlich  80  Kronen, 
ein  m^  fertig  gehobelter  und  fassonierter  Par- 
k  e  1 1  b  r  e  1 1  e  r  ,  die  ein  fertig  gearbeitetes  Gebrauchsgut  sind, 
ebendort  140  Kronen.  Ohne  Berücksichtigung  der  bei  diesen  Fabri- 
kationen entstehenden  Abfälle  ergäbe  dies  ein  Verhältnis  von  25  zu  57 
zu  IOC.  Nun  ergibt  aber  Eichenrohholz  bei  Verarbeitung  zu  Eichen- 
schnittmaterial und  Friesen  ungefähr  50  %  Abfall  von  ganz  minimalem, 
daher  aus  der  weiteren  Rechnung  einfach  auszuschaltenden  Wert. 
Dieser  Holzabfall  ist  fast  nur  als  Brennmaterial  für  den  Sägebetrieb 
zu  verwenden,  freilich  auch  hierfür  nur  ein  Teil  des  zur  Verfügung 
stehenden  Holzabfalles.  Dem  Verhältnis  zwischen  Rohstoff  und 
z.  B.  Friesen  entspricht  daher  nicht  die  Relation  35  zu  80  oder  7  zu  16 
sondern  nur  35  zu  40  oder  7  zu  8.  Ferner  ergibt  sich  bei  der  Herstellung 
von  fertig  gehobelten  Parkettbrettern  aus  unbearbeiteten  Friesen 
ein  Abfall  von  durchschnittlich  20  %,  und  der  ungemein  geringe 
Wert  dieses  Abfalles  kann  gleichfalls  vernachlässigt  werden.  Dem- 
nach entsprechen,  gemäß  den  oben  angeführten  Wertziffern  per  m'= 
1000  dm^  Rohholz  im  Werte  von  35  Kronen  nur  500  dm^  Friesen 
im  Gesamtwerte  von  40  Kronen  und  400  dm^  fertig  gehobelte  Parkett- 
bretter im  Gesamtwert  von  56  Kronen.  Daher  tritt  an  die  Stelle 
der  nur  die  Werte  per  m^  berücksichtigenden  Proportion  25  zu  57 
zu  100  die  Proportion  7  zu  8  zu  11 . 2  oder  62  . 4  zu  71 . 4  zu  100. 
Diese  letztere  Proportion  ist  für  die  Rohstoffe  der  Holzwarenindustrie 
weit  günstiger  als  die  erstaufgestellte  (von  25  zu  57  zu  100).  Im  ersteren 
Fall  verhält  sich  nämlich  der  Wert  des  Rohstoffes  zu  dem  des  letzten 
Fabrikates  wie  eins  zu  vier;  im  zweiten  Fall  macht  der  Rohstoff  wert 
ungefähr  fünf  Achtel  des  Fabrikatwertes  aus. 

(Nach  einer  seinerzeitigen,  gütigen  Mitteilung  eines  Wiener 
Holzindustriellen.) 

II.  Leinsaat  und  Leinöl. 
Gustav  Hefter  teilt  im  1908  erschienenen  II.  Bande  seiner 
„Technologie  der  Fette  und  öle"  auf  Seite  56  folgende  Ziffern  aus  der 
Fachzeitschrift  „Seifenfabrikant"   (Jahrgang   1901,  Seite  791)  mit: 

*)  Wegen  des  verschiedenen  Wassergehaltes  auf  den  einzelnen  Verarbeitungs- 
stufen der  Holzwaren  werden  bei  diesen  herkömmlicherweise  nur  Raummaße,  nicht 
Gewichtsmaße  mit  den  jeweiHgen  Preisen  in  Verbindung  gebracht. 


668       Anl.  XXIII.  Preisvergleichende  Statistik  über  Rohstoffe  und  Fabrikate  daraus. 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1886 — 1894  kosteten  100  kg  ly  e  i  n  ö  1 
in  Amsterdam  38,1,  Leinsaat  ebendort  22,86  und  Leinkuchen 
in  Hamburg  14,33  Mark.  Danach  stehen  100  kg  Leinsaat  und 
100  kg  Leinöl  im  Wertverhältnis  von  i  :  1%.  Doch  bei  Berück- 
sichtigung des  Umstandes,  daß  (siehe  Seite  16  des  genannten  Buches) 
Leinsaat  beim  Preß  verfahren  nur  ein  Drittel  ihres  Gewichtes  öl 
und  für  den  Rest  Ölkuchen  ergibt,  würde  sogar  einem  Leinsaat- 
preise von  22,86  M.  für  100  kg  ein  Brzeugungswert  an  öl  und  Ölkuchen 
von  nur  22,25  M.  gegenüberstehen.  Da  nun  kaum  anzunehmen  ist, 
daß  die  Leinölfabrikanten  während  der  Jahre  1886 — 1894  ausMenschen- 
freundlichkeit mit  Verlust  gearbeitet  haben,  kann  nur  vermutet  wer- 
den, daß  im  „Seifenfabrikant"  entweder  die  Leinsaatpreise  zu  hoch 
oder  jene  von  Leinöl  und  Leinkuchen  zu  niedrig  angegeben  worden 
sind. 

III.  Knochen  und  Gelatine;  Ejiochen,  Knochenfett  und  Knochenleim. 

Die  zur  Gelatineerzeugung  benötigten  besseren 
Knochensorten  kosteten  im  Juli  1909  ungefähr  15  Kronen 
für  100  kg,  die  daraus  hergestellte  Gelatine  150  Kronen  für  100  kg 
und  100  kg  des  hierbei  als  Abfall  verbleibenden  phosphorsauren 
Kalks  ungefähr  10  Kronen  für  100  kg,  und  zwar  liefern  100  kg  Knochen 
20  kg  Gelatine  und  40  kg  phosphorsauren  Kalk,  während  restliche 
40  kg  auf  das  in  den  Knochen  ursprünglich  enthaltene,  zur  Verdamp- 
fung gelangende  Wasser  und  auf  so  gut  wie  wertlo.se  feste  Bestand- 
teile entfallen.  Ohne  Rücksicht  auf  die  Abfallverhältnisse  ergäbe 
sich  eine  Proportion  zwischen  Knochen  und  Gelatine  von  nahezu 
I  zu  IG.  Bei  Berücksichtigung  dieser  Umstände  stehen  aber  den 
100  kg  Knochen  zum  Preise  von  15  Kronen  gegenüber:  20  kg  Gelatine 
für  30  Kronen,  ferner  40  kg  phosphorsaurer  Kalk  für  4  Kronen, 
zusammen  34  Kronen,  wobei  der  Brennmaterialien  und  anderer 
Hilfsstoffe,  die  das  Bild  noch  mehr  zugunsten  der  Rohstoffseite 
wenden  würden,  gar  nicht  gedacht  worden  ist.  Dann  ergibt  sich 
zwischen  Knochen  und  Gelatine  nicht  mehr  das  Verhältnis  von 
I  zu  IG,  sondern  das  für  das  Rohmaterial^)  weit  günstigere  von  un- 
gefähr I  zu  2  .  27. 

(Mitgeteüt  von  einem  Beamten  einer  österreichischen  Gelatine- 
fabrik.) 

Bei  Verarbeitung  von  zwei  Millionen  Kilogramm  Elnochen 
zu  8,25  Mark  für  lOG  kg  zu  Knochenleim  ergibt  sich :  Kosten  des 


^)  Man  kann  nicht   „Rohstoff"  sag^,   da  Knochen  selbst  als  Abfall  zu  be- 
trachten sind. 
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Rohmaterials  165  ooo  M.  Hieraus  werden  gewonnen:  i.  316000  kg 
des  F  abrikats  Elnochenleim  zum  Selbstkostenpreis  von 
114  000  M.  oder  36,07  M.  für  100  kg  Knochenleim  und  als  zweites 
Fabrikat  200  000  kg  Knochenfett  zum  Preis  von  70  000  M. 
oder  35  M.  für  100  kg  Knochenfett,  zusammen  516  000  kg  Fabrikate 
für  184  000  M;  2.  eine  Reihe  von  Abfällen,  nämlich  200  000  kg 
Putzmehl  zum  Preise  von  16  000  M.  oder  8  M.  für  100  kg,  840  000  kg 
entleimtes  Mehl  zum  Preise  von  50  400  M.  oder  6  M.  für  100  kg, 
100  000  kg  Hufe  und  Hörner  für  10  000  M.  oder  10  M.  für  100  kg, 
6000  kg  Eisbeine  für  600  M.  oder  10  M.  für  100  kg,  wobei  die  zwei  letzt- 
genannten Nebenprodukte  (Hufe  und  Hörner  sowie  Eisbeine)  wohl 
eher  als  Ergebnis  einer  sorgfältigeren  Rohmaterialsortierung,  denn 
als  Abfälle  der  Knochenleimfabrikation  zu  bezeichnen  wären.  Hier- 
mit stehen  den  beiden  erstgenannten  516  000  kg  Fabrikaten  für 
184  000  M,  I  146  000  kg  „Abfälle"  zum  Preise  von  77  000  M.  gegen- 
über; I  662  000  kg  Fabrikate  und  Abfälle  zum  Preis  von  261  000  M. 
sind  demnach  aus  zwei  Millionen  Kilogramm  Knochen  für  165  000  M. 
entstanden,  was,  unter  Beiseitelassung  der  Hilfsstoffe  (Kohle,  Chemi- 
kalien usw.),  ein  Wertverhältnis  von  ungefähr  i  zu  1,6  ergibt, 
während  das  Wertverhältnis  von  100  kg  Rohmaterial  zu  100  kg 
der  Fabrikate  (Knochenleim  und  Knochenfett)  ungefähr  i  zu  4 
gleichkäme. 

(Nach  Iv.  Thiele,  „Die  Fabrikation  von  Leim  und  Gelatine", 
Hannover  1907,  28.  Band  der  Bibliothek  der  gesamten  Technik.) 

IV.  Roheisen. 

Sehr  eigentümliche  und  verwickelte  Verhältnisse  zwischen  den 
Preisen  von  Rohstoff,  Fabrikat  und  Abfall  bestehen  in  der  Eisen- 
industrie, d.  h.  in  der  hier  besonders  in  Betracht  kommenden 
Roheisenerzeugung  1).  Die  Abfälle  dieser  Erzeugung 
kommen  dem  Gewicht  nach  dem  gewonnenen  Roheisen  ungefähr 
gleich,  nehmen  aber  wegen  ihres  geringeren  spezifischen  Gewichtes 
den  dreifachen  Raum  ein.  Die  riesigen  Schlackenhalden  bildeten  für 
die  Eisenhütten  fast  nur  eine  große  Unannehmlichkeit,  solange  für 
die  Schlacken  höchstens  gelegentliche  Verlegenheitsverwendun- 
gen in  Betracht  kamen,  etwa  als  Anschüttimgs-  oder  Wegebau- 
material,   hie    und    da   auch   zur   Herstellung  von   Schlackenwolle. 


^)  Die  nachfolgenden  Ausführungen  stützen  sich  vorwiegend  auf  das  die  wirt- 
schafthchen  Grundlagen  der  Eisenindustrie  (Schwerindustrie)  erörternde  Buch  von 
Oskar  Simmersbach  „Die  Eisenindustrie"  (Leipzig  und  Berlin),  1906. 
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Seit  drei  Jahrzehnten  macht  aber  die  Gewinnung  von  Schlacken- 
zement und  seit  zwei  Jahrzehnten  die  von  Eisenportland- 
zement rasche  Fortschritte.  Die  vorher  als  wertlos,  ja  als 
lästig  zu  betrachtenden  Schlacken  sind  nunmehr  eine  wichtige  Grund- 
säule für  die  Rentabilität  der  Roheisenfabrikation  geworden i).  Der 
große  nordamerikanische  Stahltrust,  die  United  States  Steel  Corpora- 
tion, ist  bereits  die  vorherrschende  Macht  im  Zementgeschäft  der 
Vereinigten  Staaten  geworden,  dessen  Preisverhältnisse  vom  genannten 
Trust  als  dem  billigsten  Erzeuger  unter  Schädigung  aller  anderen 
nordamerikanischen  Zementfabrikationen  richtunggebend  beein- 
flußt wurden.  Andererseits  bildete  für  den  Trust  die  Zementherstel- 
lung aus  Schlacken,  zugleich  mit  der  Verfügung  über  einen  sehr 
bedeutenden  Teil  der  in  den  Vereinigten  Staaten  befindlichen 
Erzlager  2),  eine  der  Hauptstützen  seiner  Rentabilität.  Ebenso  er- 
klärte Generaldirektor  Kestranek  anläßlich  der  im  Juni  191 2  abge- 
haltenen offiziellen  Enquete  über  das  österreichisch-ungarische  Eisen- 
kartell, daß  die  Rentabilität  der  österreichischen  Eisenwerke  vor- 
wiegend in  der  Verwertung  der  Schlacken  zu  Zement  liege,  wobei 
er  freilich  von  den  Schutzzöllen  „absah". 

Bei  Betrachtung  der  in  Kapitel  XII  (Seite  237 — 265)  und  auch 
an  anderen  Stellen  des  erwähnten  Simmersbachschen  Buches  zu 
findenden  zahlreichen  Preisangaben  und  Selbstkostenberechnungen 
ergibt  sich  vorerst  ein  sehr  bedeutender  Preisunterschied  zwischen 
Eisenerz  und  Roheisen.  So  wird  in  der  Tabelle  über  die  deutsche 
Eisenerzförderung  im  Jahre  1903  (Simmersbach,  Seite  183)  ein 
Durchschnittspreis  des  in  Deutschland  ohne  Luxemburg  gewonnenen 
Erzes  von  4,07  und  mit  Einrechnung  der  Luxemburger  Erze  von 
3,50  M.  pro  t  angegeben.  Als  Preise  des  Roheisens  oder  vielmehr  als 
dessen  Selbstkosten  in  der  Hütte,  ohne  die  verhältnismäßig  viel 
ausmachenden  Transportkosten  nach  den  wichtigsten  Verbrauchs- 
mittelpunkten, werden  für  die  einzelnen  deutschen  Erzeugungsgebiete 


1)  Um  die  weitere  Darstellung  möglichst  klar  imd  verständhch  zu  gestalten, 
wurde  von  den  anderen  neueren,  wichtigen  Schlackenverwendungen  abgesehen.  Es 
handelt  sich  hierbei  um  Schlackensand,  woraus  Ziegel  verfertigt  werden,  und  um 
die  Verwertung  von  Thomasschlacke  in  der  Dungmittel-  Fabrikation. 

*)  Im  Oktober  191 1  soll  übrigens  die  United  States  Steel  Corpo- 
ration, teils  aus  Furcht  vor  einem  Prozeß  wegen  Verletzung  des  Antitrustgesetzes, 
teils  wegen  der  Herabsetzung  der  Eisenerzzölle,  die  Verträge  über  Erzlieferung  aus 
den  Gebieten  am  Oberen  See,  die  an  und  für  sich  in  mancher  Hinsicht  einigermaßen 
drückend  waren,  zum  großen  Teil  für  den  Beginn  des  Jahres  191 5  gekündigt  haben. 
Andererseits  wurde  im  Jahresbericht  des  Stahltrusts  für  19 10  mitgeteilt,  er  beab- 
sichtige, seine  Erzeugungsfähigkeit  in  Portlandzement  bedeutend  zu  erhöhen. 
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50 — 60  M.  pro  t  angegeben;  hierbei  wurden  die  Hochpreise  be- 
sonders günstiger  Konjunkturen  unberücksichtigt  gelassen.  Dies 
ergibt  ein  Verhältnis  zwischen  Erz-  und  Roheisenpreisen  von  ungefähr 
6 — 8  zu  IOC.  Dieses  Verhältnis  wird  aber  dadurch  zugunsten  des 
Erzes  namhaft  verbessert,  daß  der  Eisengehalt  der  Eisenerze  nicht 
häufig  auch  nur  50  %,  zumeist  aber  nur  25  bis  33  Prozent  beträgt. 
Bloß  durch  diesen  Umstand  verändert  sich  das  Verhältnis  zwischen 
Erz-  und  Roheisenpreisen  auf  etwa  18 — 32  zu  100.  Reichhaltigere 
Erze,  wie  z.  B.  Magneteisenstein,  sind  entsprechend  teurer. 

Außerdem  sind  Eisenerze  nicht  der  einzige  Rohstoff,  der  für  die 
Roheisenerzeugimg  in  Betracht  kommt.  Nach  den  im  XII.  Kapitel 
der  Simmersbachschen  Schrift  angegebenen  Beispielen  für  die  Roh- 
eisen-Selbstkosten verschiedener  europäischer  und  außereuropäischer 
Länder  machen  die  Aufwendungen  für  Koks  und  Kalk^) 
zwischen  40  bis  nahezu  100  %  der  Erzkosten  aus,  falls  die  Kokszufuhr 
nicht  mit  allzu  großen  Fr  acht  ausgaben  belastet  ist.  Wenn  aber  etwa 
Erze  in  nächster  Nähe  gefunden,  dagegen  Koks  aus  größerer  Ent- 
fernimg, ohne  Benutzungsmöglichkeit  eines  billigen  Wasserweges, 
zugeführt  werden,  dann  kann  der  Kostenaufwand  für  Koks  auch 
beträchtlich  höher  sein  als  derjenige  für  das  Erz,  von  den  meist  nur 
verhältnismäßig  kleinen  Kosten  des  Kalks  (etwa  2 — 5  %  der  Roheisen- 
Selbstkosten)  ganz  abgesehen.  Dieses  Übergewicht  der  Kokskosten 
gilt  unter  anderem  für  die  Berechnung  Simmersbachs  hinsichtlich 
der  Thomasroheisen-Selbstkosten  im  Saarbezirk  und  im  Minette- 
bezirk  von  Lothringen-Luxemburg  sowie  hinsichtlich  der  Roheisen- 
Selbstkosten  in  Kertsch  auf  der  Halbinsel  Krim.  Was  in  den  Eisen- 
hüttenbetrieben, außer  diesen  Aufwendungen  für  Rohstoffe,  noch  an 
Arbeitslöhnen  und  sonstigen  Erzeugungskosten  aufläuft,  ist  nicht  sehr 
bedeutend  und  umfaßt  nach  Simmersbach  nicht  mehr  als  etwa 
9  bis  höchstens  18  %  der  Selbstkosten. 

Angenommen,  daß  sich  ein  Land  aus  irgendeinem  Grund  ent- 
schließen würde,  auf  den  Ausbau  einer  Roheisenfabrikation  zu  ver- 
zichten, und  daß  sich  dieses  Land  mit  der  Ausfuhr  der  für  diese 
Industrie  nötigen,  im  Land  befindlichen  Rohstoffe  begnügen  wollte. 
Der  Grund  hierfür  könnte  etwa  in  den  großen  Transportkosten  liegen, 

')  Bei  den  zu  den  Eisenkarbonaten  gehörigen  Erzen  (Spateisenstein,  Ton. 
eisenstein)  tritt  an  Stelle  des  Kalks  die  im  Erz  vorhandene  Kohlenstoffverbindung- 
Statt  des  Kalksteins,  Kalziumkarbonats  wird  wohl  auch  Dolomit  (Kalzium-  imd 
Magnesiumkarbonat)  verwendet.  Andere  Materialien,  die  in  kleineren  Mengen  neben 
dem  Kalk  mitverwendet  werden,  wie  Quarz,  Tonerde  usw.,  sind  wirtschaftlich  kaum 
von  Bedeutung. 
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die  bei  Zusammenbringung  von  Eisenerzen  und  Koks  in  diesem  Lande 
auflaufen  würden.  Hierdurch  könnte  nahegelegt  werden,  auf  die 
IG  bis  15  %  Werterhöhung  der  Rohstoffe  mittels  Roheisenfabrikation 
zu  verzichten ;  denn  die  Schutzzölle,  die  zur  Ausgleichung  der  erwähn- 
ten Transportkosten  nötig  wären,  würden  vielleicht  30  bis  50  %  der 
Rohstoffwerte  betragen  müssen  (ein  nicht  seltener  Fall  in  den  Zoll- 
tarifen minder  leistungsfähiger  Eisen-Erzeugungsgebiete).  Hier 
taucht  nun  die  Frage  auf :  Werden  jene  Rohstoffe,  auf 
deren  Verwertung  ineiner  inländischen  Eisen- 
industrie verzichtet  wird,  im  Ausland  oder 
im  Inland  auf  irgendeine  Weise  lohnenden 
Absatz  finden?  Bei  Eisenerzen  dürfte  zumeist  eine  Ausfuhr 
nach  dem  Ausland  möglich  sein,  da  diese  Erze,  namentlich  in  ange- 
reichertem Zustand  (Rösten,  Waschen,  Brikettieren),  sogar  längere 
Eisenbahnfrachten  vertragen,  ohne  ihre  Absatzfähigkeit  durch  allzu 
starke  Belastung  mit  Transportkosten  einzubüßen.  Auch  für  Kohle 
oder  Koks  wird  wohl  in  den  meisten  Fällen  im  Inland  oder  im  Aus- 
land ein  lohnender  Absatz  zu  finden  sein.  Bei  Kalk  ist  dies  freilich 
weit  weniger  wahrscheinlich,  doch  stellt  dieses  Rohmaterial  nur 
einen  kleinen  Teil  des  Rohstoff  au  fwandes  der  Eisenfabrikation 
dar. 

Wie  steht  es  aber  mit  den  Abfällen  der  Roheisengewinnung,  mit 
den  Schlacken?  Solange  diese  einen  wenig  wertvollen,  eher 
las  eigen  Abfall  bildeten,  der  nur  gelegentlicher  Verlegenheitsver- 
wendungen fähig  war,  verstärkten  sie  eher  das  Bedenken,  sich,  um 
einer  zehn-  bis  fünfzehnprozentigen  Werterhöhung  der  Rohstoffe 
willen,  einen  Schutzzoll  für  Roheisen  aufzuladen,  der  den  Verbrauch 
dieses  wichtigen  Metalles  am  30  bis  50%  des  Rohstoff  wertes  verteuert. 
Gerade  hierin  ist  aber,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  seit  zwei  bis  drei 
Jahrzehnten  eine  bedeutsame  Veränderung  eingetreten,  indem  die 
Schlacken  in  der  Zementerzeugung  (auch  zur  Herstellung  von 
Schlackenziegeln  und  Dungmitteln)  vorteilhafte,  die  Roheisenfabri- 
kation selbst  stützende  Verwendung  fanden.  Überdies  gelangen  bei 
der  Verwandlung  von  Schlacken  in  Zement  auch  noch  verschiedene 
andere  Rohstoffe  zu  nutzbringender  Verwertung.  Derart  haben  sich 
aus  den  Rohstoffen  der  Eisenerzeugung  statt  einer  Industrie  nunmehr 
zwei  entwickelt;  hierdurch  erfuhr  das  Wertverhältnis  zwischen  diesen 
Rohstoffen  und  den  aus  ihnen  gewonnenen  Fabrikaten  eine  Ver- 
schiebung zugunsten  der  Fabrikatenseite. 

Zusammenfassend  kann  also  gesagt  werden:  Abgesehen  von  der 
Verwendung  der   Schlacken   zu  Zement   besteht  in   der   Roheisen- 
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gewinnung  zwischen  Rohstoff  und  Fabrikat  nicht  etwa  das  bisweilen 
angegebene  Wertverhältnis  der  gleichen  Mengen  von  Bisenerz  und 
Roheisen  von  6 — 8  zu  loo,  sondern,  unter  Berücksichtigung  des 
tatsächlichen  Eisengehaltes  der  Erze  sowie  des  Aufwandes  für 
Koks  und  Kalk,  ein  solches  von  etwa  85 — 90  zu  100.  Wenn  man  aber 
auch  die  geringe  Wahrscheinlichkeit  in  Rechnung  ziehen  würde, 
daß  der  Kalk  ohne  Schaffung  einer  Eisenindustrie  entsprechende  Ver- 
wertung fände,  so  bleibt  noch  immer  ein  Verhältnis  von  etwa  80 — 85 
zu  100.  Dieses  Verhältnis  verschiebt  sich  bei  Berücksichtigung 
des  Umstandes,  daß  aus  den  sonst  nahezu  wertlosen  Schlacken,  mit 
Selbstkosten  von  höchstens  drei  Franken  für  100  kg,  aber  andererseits 
unter  Hinzufügung  neuer  Rohstoffe  (Kalk,  Kohle),  Zement  gewonnen 
wird.  Hierdurch  dürfte  das  Wertverhältnis  zwischen  Rohstoff  und 
Fabrikat  von  80 — 85  zu  100  auf  etwa  70 — 75  zu  100  sinken.  Immerhin 
bleibt  es  für  die  Rohstoffseite  noch  weit  günstiger  als  das  oberfläch- 
licherweise bisweilen  allein  ins  Auge  gefaßte  Verhältnis  gleicher 
Gewichtsmengen  Eisenerz  und  Roheisen  von  6 — 8  zu  100, 
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Anlage  XXIV. 

Details  über  die  „Improvisa".^ 

I.  Kriege,  Eolonialexpeditionen,  Rüstui^en,  Empörungen. 

Zu  den  interessantesten,  wichtigsten  und  indieweltwirtschaftiichen 
Verhältnisse  am  tiefsten  einschneidenden  Improvisa  gehört  wohl  der 
Krieg.  Um  die  hier  am  meisten  interessierenden  wirtschaft- 
lichen Wirkungen  hervorzurufen,  sind  nicht  gerade  Kriege  großen 
Stils  zwischen  ebenbürtigen  Staatswesen  europäischer  Kultur  nötig. 
Solche  Kriege  dürften,  nach  heutigen  Verhältnissen,  nur  selten  ein- 
treten, zum  mindesten,  was  Europa  selbst^)  anbetrifft. 

Doch  genügen  bereits  zur  Hervorbringung  sehr  bedeutsamer  welt- 
wirtschaftlicher Wirkungen  auch  Kolonialkriege,  Empö- 
rungen, und  zwar  mögen  stärkere  Revolutionen,  wie  etwa  jene  in 
China,  die  von  September  1911  bis  Februar  1912  an  Stelle  des  Mandschu- 
Kaisertums  republikanische  Verfassungsformen  setzte^)  kleineren 
Kriegen  mindestens  gleichkommen ;  ähnliche  wirtschaftliche  Wirkungen 
können  sogar  durch  militärische  Polizeiaktionen  her- 
vorgerufen werden,  wie  sie  von  den  Briten  in  Südafrika,  besonders 
in  Natal  in  den  Jahren  1906  und  1907,  sowie  in  Nigeria  gegen  Neger- 
aufstände, von  den  Japanern  seit  1895  auf  Formosa  und  seit  1905  in 
Korea  gegen  unruhige  einheimische  Bevölkerungen  durchgeführt 
wurden. 


^)  Siehe  die  Schlußbemerkung  der  II.  Abteilung  des  IV.  Kapitels  vor- 
liegenden Bandes. 

*)  Der  türkisch-italienische  Krieg  von  1911/1912  stellte  wohl 
niu-  die  Verbindung  eines  italienischen  Kolonialfeldzuges  (Eroberungszuges)  in  Tripo- 
litanien  mit  militärischen  Spaziergängen  der  Italiener  im  Roten  und  Ägeischen  Meer 
dar.  Über  die  Mittelstellimg  der  beiden  Balkankriege  von  19 12/ 191 3  vgl. 
Abteilung  VI  des  IV.  Kapitels  im  vorliegenden  Band  Seite  163.  Von  dem  großen 
europäischen  Krieg,  der  damals  gerade  anhob,  als  der  Druck  dieser  Anlage 
abgeschlossen  wurde  (Anfangs  August  19 14),  weiß  man  freiüch  nicht  oder  wußte 
wenigstens  damals  noch  nicht,  ob  er  in  irgendeine  weltwirtschaftlich-geschäfthche 
Begriffsbildimg  hineinpasse,  oder  nicht  vielmehr  einfach  als  die  lang  befürchtete 
„Kulturkatastrophe"    des  Weltkrieges  aufzufassen  sei. 

ä)  Das  gleiche  gilt  von  dem  großen  Aufstand  der  südchinesischen  Oppo- 
sitionspartei (Kumingtang)   gegen  den  Präsidenten  Juanschikkai  im  Sommer  19 13. 
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Es  tritt  hierbei  überall  ein  gemeinsamer  Zug  hervor :  die  plötz- 
lich eintretenden  umfangreichen  Kriegsbe- 
dürfnisse*) können  im  Inland,  besonders  wenn  dieses  zum  Kriegs- 
theater wird,  oder  auf  dem  ausländischen  Kriegsschauplatz  selbst  keine 
Deckung  finden;  eben  dadurch  sind  die  Kriegführenden  in  hohem 
Maße  auf  die  wirtschaftliche  Beihilfe  des  Auslandes  angewiesen. 
So  hob  sich  z.  B.  in  Japan  wegen  der  besonderen  Bedürfnisse 
des  Krieges  mit  Rußland  die  Einfuhr  (ohne  Formosa)  von  815  Millionen 
Franken  im  Jahre  1903  bereits  auf  949  Millionen  im  ersten  Kriegs- 
jahr 1904  und  sogar  auf  1255  Millionen  im  zweiten  Kriegsjahr 
1905.  Gleichzeitig  hob  sich  auch  die  Ausfuhr  Japans  von  744  auf  817 
und  827  Millionen  Franken.  Denn  zum  Versagen  der  Leistungs- 
fähigkeit gegenüber  den  Kriegsbedürfnissen  tritt  noch  eine  ver- 
minderte A  u  f  n  ahm  s  f  äh  igk  ei  t  des  Inlands- 
marktes der  Kriegführenden.  Daher  wird  das  Aus- 
land behufs  Aufnahme  der  Erzeugnisse  solcher  Produktionszweige 
aufgesucht,  deren  Dienste  im  Inland  nur  mehr  in  schwächerem 
Maße  begehrt  werden.  Ein  bezeichnendes  Beispiel  hierfür  büdet  die 
große  Ausfuhr  J  a  p  a  n  s  in  Seide  und  Seidenwaren  in  den  Jahren  1904 
und  1905;  ein  weiteres  Beispiel  stellen  die  bedeutenden  Ausfuhren 
von  Teppichen  und  Kunstwerken  Persiens  zu  billigen  Preisen 
in  den  revolutionären  Jahren  1908 — 1910  dar,  die  wenigstens  zum 
Teil  als  ein  „Zu  Geld  machen"  wertvoller  Vermögensstücke  in  be- 
drängter wirtschaftlicher  Lage  zu  betrachten  sind. 

Ein  geradezu  klassisches  Beispiel  einer  auf  ein  militärisches 
Improvisum  größten  Stils  zurückzuführenden  erweiterten  Außen- 
handels-Bewegtmg  lieferte  Korea  in  den  Jahren  1903 — 1905. 
Die  dortige  Einfuhr  hob  sich  nämlich  von  18,41  Millionen  Yen  im 
Jahre  1903  (i  Yen  =  2,53  Franken)  auf  27,40  Millionen  im  Jahre 
1904,  dem  ersten  des  russisch-japanischen  Krieges,  und  32,97  Millionen 
im  zweiten  Jahre  dieses  Krieges,  1905.    Gleichzeitig  sank  zwar  die 


^)  Ein  Schlaglicht  auf  den  ebenso  plötzlichen,  wie  drängenden  und  massen* 
haften  Charakter  der  Kriegsbedürfnisse  werfen  folgende  Bemerkungen,  die  in  der 
, .Neuen  Freien  Presse"  vom  12.  Januar  1908  in  einem  Artikel  über  die  Umwand- 
lung einer  großen  österreichischen  Patronenfabrik  in  eine  Aktiengesellschaft  zu 
lesen  waren:  ,, Gerade  Fabriken,  die  miUtärische  Bedarfsartikel  tmd  Munition  er- 
zeugen, stehen  ganz  seitab  von  der  allgemeinen  Geschäftslage  und  haben  oft  in  der 
größten  wirtschaftlichen  Depression  ihre  besten  Jahre  gehabt.  Ihr  Absatz  ist  von 
dem  Rüstungsbedarf  des  eigenen  Landes  oder  fremder  Staaten  abhängig,  nicht  von 
der  Ernte,  dem  industriellen  Verkehr  und  dem  Warenhandel,  und  für  Patronen  muß 
das  Geld  stets  beschafft  werden,  sogar  wenn  es  an  Mitteln  zur  Befriedigung  der 
wichtigsten  wirtschaftiichen  Bedürfnisse  ganz  mangelt." 
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koreanische  Warenausfuhr  von  9,48  auf  6,90  Millionen  Yen,  da  eben 
die  I^andesprodukte  in  bedeutendem  Ausmaß  für  den  Bedarf  der 
japanischen  Okkupationsarmee  benötigt  wurden;  trotzdem  war,  sogar 
abgesehen  von  dem  gleichzeitigen  bedeutenden  Edelmetallverkehr, 
ein  sehr  beträchtlicher  Aufschwung  der  Gesamtziffern  des  koreanischen 
Aui3enhandels  zu  verzeichnen. 

Aber  Korea  war  bekanntlich  nur  ein  Nebengebiet,  wenn  auch  ein 
Hauptgegenstand  des  russisch-japanischen  Krieges.  Die  bedeutsam- 
sten Vorgänge  spielten  sich,  abgesehen  vom  Seekrieg,  auf  dem  Boden 
Chinas,  insbesondere  der  Mandschurei  ab,  und  der  chinesische 
Außenhändel  zeigt  die  Spuren  hiervon.  So  stieg  die  zum  nicht  geringen 
Teil  für  die  Bedürfnisse  der  Kriegführenden  aufkommende  Einfuhr 
Chinas  von  326,74  Millionen  Haikwan-Taels  im  Jahre  1903  auf 
344,06  Millionen  im  Jahre  1904  und  gar  auf  447,10  Millionen  im  Jahre 
1905,  Die  letztgenannte  Summe  stellte  eine  Rekordziffer  dar,  die  erst 
im  Jahre  1910  (462,97  Millionen)  wieder  einigermaßen  überschritten 
wurde. 

Die  russischen  Einfuhrziffern  während  der  Jahre 
1903 — 1905  scheinen  im  Widerspruch  zu  jenen  Beobachtungen  zu 
stehen,  die  im  gleichen  Zeitraum  bezüglich  Japans,  Koreas  und 
Chinas  gemacht  werden  konnten.  Die  gesamtrussische  Einfuhr 
fiel  nämlich  von  681,67  Millionen  Rubel  im  Jahre  1903  auf  651,40 
Millionen  im  Jahre  1904  und  635,09  Millionen  Rubel  im  Jahre  1905. 
Dem  ist  aber  nicht  nur,  wie  schon  an  anderer  Stelle  bemerkt  wurde^), 
der  noch  weit  stärkere  Verbrauchsrückgang  in  Rußland  selbst  gegen- 
überzuhalten, sondern  auch  noch  einiges  andere:  so  ist  schon  ein 
namhafter  Teil  der  russischen  Kriegsrüstungen  in  den  Ziffern  für 
1903  enthalten.  Auch  wurde  ein  großer  Teil  des  mit  russischem 
Geld  bezahlten  Armeebedarfs  in  der  chinesischen  Einfuhr  verbucht. 
Ferner  befindet  sich  manches  hierher  gehörende  überhaupt  nicht  in 
den  Einfuhrlisten,  wie  z.  B.  eine  Anzahl  von  Schiffen,  die  von  der 
russischen  Marineverwaltung  zu  Transport-  und  sonstigen  Zwecken 
erworben  wurden.  Hierher  wäre  auch  der  bedeutende  Kostenauf- 
wand für  die  Fahrt  der  baltischen  Flotte  nach  dem  ostasiatischen 
Kriegsschauplatz  zu  rechnen  mit  ihren  langen  Aufenthalten  in  den 
Gewässern  Madagaskars,  Französisch  Hinterindiens  usw. 

Der  vom  Herbst  1899  bis  Sommer  1902  andauernde  Buren- 
kr  ieg  hatte  die  Ziffern  der  südafrikanischen  Einfuhr  während 
dieser  Jahre  und  noch  einige  Zeit  nachher  beträchtlich  in  die  Höhe 


^)  Siehe  Abteilung  IV  des  IV.  Kapitels  im  vorliegenden  Band. 
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gehen  lassen;  denn  die  Hinfuhr  mußte  sogar  für  den  durch  den  Krieg 
stark  verminderten  Ertrag  der  südafrikanischen  landwirtschaftlichen 
Produktionen  aufkommen,  so  daß  noch  im  Jahre  1905  in  der  kap- 
ländischen  Geschäftswelt  von  der  „Wohlstands-  und  Kriegsperiode 
1900 — 1903"  die  Rede  war.  Dies  wurde  in  Großbritannien  irrig  als 
eine  dauernde  Erscheinung  aufgefaßt.  Man  sprach  davon,  daß  dem 
britischen  Reich  nunmehr  ein  zweites  Indien  gesichert  worden  sei, 
und  wurde  daher  von  dem  bald  eintretenden  Rückgang  arg  ent- 
täuscht. So  sank  die  Einfuhr  der  Kapkolonie  von  848  Mülionen 
Franken  im  Jahre  1903  (erstes  Jahr  nach  dem  Krieg)  auf  548  Millionen 
Franken  im  Jahre  1904  und  auf  497  Millionen  Franken  im  Jahre  1905, 
nicht  zum  mindesten  infolge  der  verringerten  Einfuhr  von  Nahrungs- 
imd  Futtermitteln  entsprechend  der  seitherigen  Erholung  der  süd- 
afrikanischen Landwirtschaft  von  den  Folgen  des  verheerenden 
Krieges.  Dagegen  stieg  gleichzeitig  die  Ausfuhr  der  Kapkolonie  wegen 
des  zu  Beginn  des  Jahres  1904  ausgebrochenen  Eingeborenen- 
aufstandes im  benachbarten  Deutsch-Südwestafrika, 
während  dessen  Dauer  die  Deutschen  aus  dem  Kaplande  allerlei 
Kriegsbedarf  (Vieh,  Fuhrwerk,  Sattlerwaren,  Lebensmittel  usw.) 
bezogen,  von  264  auf  299  und  327  Mülionen  Franken.  Als  im  August 
1907  der  aus  Deutsch-Südwestafrtka  geflüchtete,  im  Kapland  inter- 
nierte, gefürchtete  Rebellenhäuptling  M  o  r  e  n  g  a  entkam,  wurde 
in  deutschen  Blättern  für  einen  Augenblick  sogar  der  Verdacht  laut, 
die  Briten  hätten  ihn  absichtlich  entkommen  lassen,  um  aus  dem 
Wiederaufflammen  des  Aufstandes  für  den  Handel  der  Kapkolonie 
Nutzen  zu  ziehen. 

Geradezu  auffällig  ist  die  Belebung,  die  der  marokkanische 
Außenhandel  infolge  der  Besetzung  Casablancas  durch  fran- 
zösische (und  spanische)  Truppen  erfuhr;  diese  erfolgte  unter  mancher- 
lei blutigen  Gewaltsamkeiten,  Kämpfen  und  Verheerungen  anfangs 
August  1907  und  stellte  den  Beginn  der  seitherigen  endgültigen 
Eroberung  Marokkos  durch  die  Franzosen  dar.  So  bemerkt  der  Jahres- 
bericht des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  in  Tanger 
über  das  Jahr  1908,  die  Anwesenheit  der  französischen  Truppen  in 
Casablanca  habe  auf  den  Einfuhrhandel  Marokkos  anregend  gewirkt. 
Von  der  auf  18  Millionen  Franken  geschätzten  Zunahme  der  marok- 
kanischen Einfuhr  im  Jahre  1908  (im  Vergleiche  zu  1907)  seien  auf 
Casablanca  allein  etwa  sieben  Millionen  entfallen.  In  Casablanca 
würden  glänzende  Geschäfte  gemacht,  da  dort  in  Goldfranken  bezahlt 
werde,  statt  der  bis  dahin  in  Marokko  üblichen  minderwertigen 
Hassani-Münze. 
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Sogar  im  Geschäftsverkehr  Gibraltars  machte  sich  seit 
August  1907,  nach  einer  Mitteilung  des  dortigen  österreichisch- 
ungarischen  Konsulats  (Honorarkonsulats),  der  Bedarf  des  fran- 
zösischen Expeditionskorps  in  Casablanca  sowie  der  im  westlichen 
Marokko  stationierten  französischen  Kriegsschiffe  als  belebender 
Faktor  geltend.  Der  Jahresbericht  des  genannten  Konsulats  für 
1911  enthält  sogar  folgende  Bemerkung:  „Man  hatte  in  Gibraltar 
große  Hoffnungen  auf  den  Feldzug  der  Franzosen  nach  Fez  gesetzt 
und  war  der  festen  Meinung,  daß  in  Marokko  der  Krieg  mit  den  Fran- 
zosen wie  auch  mit  den  Spaniern  ziemlich  lange  dauern  werde.  Man 
ist  bald  enttäuscht  worden,  und  die  Händler  in  Gibraltar 
haben  ihre  Lager  von  Proviantwaren  nicht  entleeren  können.  Doch 
scheint  der  letzte  Ausbruch  von  Feindseligkeiten  im  Riff  eine  neue 
günstige  Gelegenheit  für  den  Handel  Gibraltars  zu  sein".  Dabei  hatte 
dieses  Konsulat  bereits  in  seinem  Bericht  über  das  dritte  Quartal 
191 1  gemeldet:  „Der  neue  Ausbruch  von  Feindseligkeiten  im  Riff- 
gebiet hat  dem  Handel  Gibraltars  eine  neue  Gelegenheit  geboten, 
Mundvorräte  für  die  spanischen  Truppen  inMelillazu  verkaufen, 
speziell  Mehl,  das  aus  Buenos  Aires  kam.  Es  ist  dies  das  erste  Mal, 
daß  Mehl  aus  Südamerika  nach  Gibraltar  kommt.  Da  es  billiger 
als  das  Mehl  aus  Nordamerika  ist,  beabsichtigen  die  Händler  Gibraltars, 
es  fortan  regelmäßig  einzuführen". 

Beispielsweise  sollen  noch  drei  auf  das  Improvisum  Krieg  bezüg- 
liche, bezeichnende  Einzelheiten  Erwähnung  finden :  Die  Pforz- 
heimer Schmuckwarenindustrie  bezeichnete  die 
Jahre  1904  und  1905  als  glänzende  Ausfuhrkampagnen  nach  der 
Mandschurei.  Die  dortigen  russischen  Armeegewaltigen  größeren 
und  kleineren  Stils  nützten  nämlich  die  Verfügung  über  die  öffentlichen 
Gelder,  die  ihnen  durch  den  Krieg  zuteil  wurde,  in  landesüblicher 
Weise  aus  und  verschwendeten  die  so  erbeuteten  Summen  auf  höchst 
bedenkenlose  Art,  unter  anderen  auch  zu  Ankäufen  von  Schmuck 
für  sich  und  ihre  „Freundinnen".  Während  des  russisch-japanischen 
Krieges  wurden  auch  die  koreanischen  und  mandschurischen  Be- 
stände an  Rindvieh  so  stark  vermindert,  daß  zur  Versorgung  des 
russischen  Küstengebietes  und  namentlichWladiwostoks  mit  Fleisch 
im  Jahre  1906  5500  t  gefrorenes  Fleisch  aus  Australien  und  Argentinien 
eingeführt  werden  mußten.  Ferner  bemerkte  der  Jahresbericht  des 
„Verbandes  deutscher  Schokoladefabriken"  über  das 
Jahr  1906,  daß  der  seit  1904  eingetretene  bedeutende  Absatz  ihrer 
Fabrikate  (Schokolade  und  Kakaopulver)  nach  Deutsch-Süd- 
westafrika aufgehört  habe,   seitdem  nach  Beendigtmg  des  dor- 
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tigen  Eingeborenenaufstandes  die  Zahl   der   dortselbst  stationierten 
deutschen  Truppen  stark  verringert  worden  sei. 

Infolge  des  Ende  September  1911  ausgebrochenen  türkisch- 
italienischen Krieges  kamen  nach  dem  tripolitanischen 
Kriegsschauplatz  große  Mengen  von  Kriegsmaterialien,  Lebensmitteln, 
Bargeld  usw.,  wogegen  die  bisherigen  Außenhandelsziffern  dieser 
türkischen  Provinz  in  Afrika  (etwa  zehn  Millionen  Franken  jährlich 
in  der  Einfuhr  und  die  Hälfte  dieser  Ziffer  in  der  Ausfuhr)  kaum 
der  Erwähmmg  wert  sind^).  Überdies  hat  dieser  Krieg  auch  auf  die 
internationalen  Absatzverhältnisse  einer  Reihe  von  Waren  belebend 
eingewirkt.  So  regte  der  starke  Kohlenbedarf  der  itali- 
enischen Kriegsflotte  während  der  letzten  vier  Monate  des  Jahres  191 1 
den  Kohlenmarkt  von  Südwales  ungemein  an.  Die  massenhafte 
Einstellung  großer  italienischer  Dampfer  in  den  Dienst  der  Truppen 
und  Materialtransporte  half  mit,  die  Schiffsfrachten  in  die  Höhe  zu 
setzen  und  den  Werften  Großbritanniens  und  anderer  Staaten 
Beschäftigung  zuzuführen.  Die  Holzausfuhr  Österreich- 
Ungarns  und  anderer  Holz  liefernder  Länder  stieg  infolge  des  starken 
Bedarfs  für  Barackenbauten  und  Befestigungsarbeiten  in  Tripolitanien 
und  der  Cirenaica,  der  besonders  in  den  ersten  Monaten  des  Krieges 
zu  verzeichnen  war.  Der  Lebensmittelbedarf  der  italienischen  Truppen 
in  Afrika  wurde  durch  große  Bezüge  von  Konserven  aus  dem 
Auslande,  namentlich  aus  Nordamerika,  gedeckt.  Die  durch  den 
Krieg  gereizte  Neugier  der  türkischen  und  italienischen  Zeitimgs- 
leser  führte  in  beiden  Ländern  zu  stärkeren  Auflagen  und  einem  größe- 
ren Umfang  der  Zeitungen  und  hierdurch  zu  bedeutenden  Erhöhungen 
der  Einfuhr  von  Druckpapier.  Die  italienische  Ausfuhr  nach 
der  Türkei,  namentlich  in  Textüwaren,  hatte  zwar  imter  Einwirkung 
der  türkischen  Zollkriegssätze  von  hundert  Prozent  des 
Wertes  und  des  türkischen  Boykotts  gegen  italienische  Waren 
und  Händler  so  gut  wie  aufgehört.  Aber  diese  Lücke  wurde  durch 
den  Wettbewerb  der  anderen  europäischen  Industriestaaten  bald 
ausgefüllt,  und  die  italienischen  Industriellen  suchten  und,  begünstigt 
durch  die  besser  gewordene  internationale  Konjunktur,  fanden  auch 
wenigstens  teilweise  Ersatz  auf  anderen,  namentlich  südameri- 
kanischen Märkten,  bis  der  Friede  von  Lausanne  (18.  Oktober  191 2) 
der  italienischen  Ausfuhr  das  türkische  Absatzgebiet  wieder  eröffnete. 


1)  Die  in  der  ersten  Februarhälfte  1914  dem  italienischen  Parlament  vorgelegte 
Kostenrechnung  über  den  türkisch-itaüenischen  Krieg  gibt  als  Ausgaben  für  Libyen 
selbst,  ohne  die  im  Ägeischen  Meer,  an  den  Ufern  des  Roten  Meeres  e.  c.  auf- 
gelaufenen Kosten,  904  Millionen  Lire  an! 
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Die  sich  daran  unmittelbar  anschließenden  beiden  Balkan" 
kriege,  die  vom  Oktober  1912  bis  August  1913  andauerten,  wurden 
in  und  von  I/ändern  geführt,  bei  denen  die  zur  Bereitstellung  der 
Kriegsmittel  nötigen  Industrien  zumeist  nur  schwach  entwickelt 
sind;  sogar  die  Nahrungsmittelproduktion  dieser  Länder  (so  ins- 
besondere die  Zuckerproduktion  Serbiens  und  Bulgariens,  die 
gesamte  landwirtschaftliche  Erzeugung  Montenegros  und  Alba- 
niens) erfuhr  durch  die  Heranziehung  fast  aller  waffenfähigen  Männer  so- 
wie durch  die  Kriegsverwüstungen  mehr  oder  minder  schwere  Einbußen. 
Diese  Lücken  wurden  ausgefüllt :  einerseits  durch  umfangreiche 
Anleihen,  an  deren  Rückzahlung  die  beteiligten  Länder  noch 
durch  Jahrzehnte  schwer  zu  tragen  haben  werden,  andererseits  durch 
hilfreiche  S  pe  n  d  e  n,  die  insbesondere  Montenegro,  Albanien  und 
Griechenland  (Zuwendungen  der  wohlhabenden  Griechen  im  Auslande) 
zugutekamen,  endlich  durch  gewöhnliche  Handels- 
tätigkeit zwischen  Privatleuten,  wovon  z.  B.  die  Steigerung 
der  Zuckerausfuhr  Österreich-Ungarns  nach  Serbien  und  Bulgarien 
ein  Beispiel  war.  All  dies  bedeutete  eine  gewaltige  Außenhandels-Be- 
wegung, die  freilich  in  den  herkömmlichen  Ein-  und  Ausfuhrstati- 
stiken nur  zum  Teil  vermerkt  sein  dürfte. 

Daß  weder  große,  noch  kleine  Kriege  oder  Expeditionen  erfor- 
derlich sind,  um  die  mehrfach  besprochene  belebende  Wirkung  auf 
den  Außenhandel  hervorzurufen,  sondern  hierzu  auch  größere 
militärische  Rüstungen  genügen,  war  gelegentlich  der  unblutig 
verlaufenen  bosnischen  Annexionskrise  (Oktober  1908  bis  März  1909) 
zu  bemerken.  Die  damaligen  türkischen  Rüstungen  gegen  etwaige 
Angriffe  Griechenlands  oder  Bulgariens,  jene  Österreich-Ungarns 
gegen  Serbien  und  Montenegro  sowie  diejenigen  dieser  südslawischen 
Kleinstaaten  gegen  die  habsburgische  Monarchie,  von  weiteren  Maß- 
regeln Rußlands,  Rumäniens,  Italiens  usw.  ganz  zu  schweigen,  führten 
zu  einer  lebhafteren  Tätigkeit  der  für  den  In-  und  Auslandsbedarf 
arbeitenden  Fabriken  für  Militärartikel  (Waffen,  Munition,  Leder- 
waren, Eisenbahnausrüstung,  telegraphisches  Material  usw.)  in 
Österreich-Ungarn,  Deutschland,  Belgien,  Frankreich,  Großbri- 
taimien  e.  c;  dies  stach  grell  ab  vom  Darniederliegen  der  anderen 
Geschäftszweige  zur  genannten  Zeit,  was  sich  im  Jahre  1913  in  ver- 
schärftem Ausmaße  wiederholte. 

In  ähnlicher  Weise  führte  auch  die  unsichere  weltpolitische 
Lage  im  Sommer  1911  infolge  der  Marokkokrise  (von  der 
Entsendung  eines  deutschen  Kriegsschiffes  nach  Agadir  anfangs 
Juli  bis  zum  deutsch-französischen  Marokko-Kongo-Abkommen  vom 


I.    Kriege,  Kolonialexpeditionen,  Rüstungen,  Empörungen.  681 

4.  November)  zu  allerlei  Anschaffungen  von  Kriegsmaterial  durch 
die  Militärverwaltungen  verschiedener  Staaten.  Insbesondere  wurden 
in  vielen  Ländern  die  Vorräte  der  Kriegslazarette  ver- 
vollständigt, was  den  Markt  der  medizinischen  Drogen  und  Chemi- 
kalien^) belebte  und  befestigte.  it- 

In  wie  hohem  Maße  revolutionäre  Störungen  2) 
der  inneren  Ruhe  und  natürlich  auch  der  Inlandsproduktion  den  inne- 
ren Markt  von  Ersatzleistungen  des  Auslandes  abhängig  machen, 
lehrt  besonders  deutUch  das  Beispiel  der  russischen  Revolu- 
tion in  den  Jahren  1905  und  1906  mit  ihren  stürmischen  Arbeiter- 
bewegungen, die  namentlich  in  Russisch-Polen  die  Industrie  geradezu 
desorganisierten;  hierzu  kamen  noch  gelegentliche  Eisenbahner- 
ausstände und  sonstige  Störungen  des  Transportwesens  sowie  des 
Telegraphen-  und  Postverkehres.  In  den  Jahren  1905  und  1906, 
teüweise  sogar  noch  1907  und  1908  stieg  die  Einfuhr  auch  solcher 
Warengattungen  beträchtlich,  die  von  der  russischen  Industrie  schon 
seit  längerer  Zeit  in  hinlänglich  großen  Mengen  erzeugt  wurden,  um 
den  Inlandsbedarf  ganz  oder  zum  großen  Teü  zu  decken.  In  dieser  Be- 
ziehung wären  zu  nennen:  mittelfeine  Schuhwaren  und  gewöhnliche 
Textüprodukte  aus  Jute,  Wolle  und  sogar  Baumwolle  usw.,  die  trotz 
der  hohen  Schutzzölle  aus  dem  Auslande  bezogen  wurden. 

Ein  Beispiel  für  viele  sei  dem  Jahresberichte  des  österreichisch- 
ungarischen Generalkonsulats  in  Odessa  für  das  Jahr  1906  ent- 
nommen: „Man  glaubte  allgemein  in  Rußland,  daß  die  Erhöhung 
der  Zölle  (seit  i.  März  1906)  auf  die  elektrotechnischen 
Artikel  eine  Stärkung  der  Inlandserzeugung  bewirken  und  die 
Einfuhr  dieser  Artikel  vom  Auslande  her  eine  starke  Einbuße  erleiden 
werde.  Nim  zeigte  sich  jedoch,  daß  trotz  der  Zollerhöhtmg  im  Jahre 
1906  der  Bezug  der  genannten  Artikel  aus  dem  Auslande  nach  wie 
vor  erfolgte.  Der  bedeutende  Absatz  Deutschlands,  das  auf 
diesem  Gebiete  eine  dominierende  Stellimg  einnimmt,  ist  trotz  der 
hohen  Zollsätze  auf  Dynamomaschinen,  Glühlampen  usw.  aufrecht 
geblieben,  da  im  russischen  Reich  unter  dem  Drucke  der  politischen 
Wirren,  welche  auch  in  allen  Industrien  in  Form  von  Arbeits- 
niederlegungen, Lohnerhöhung,  Verringerung 
der  Arbeitszeit  usw.  Ausdruck  fanden,  zur  Schaffung  neuer 
Industrieunternehmungen     wenig    Neigung    vorhanden    war;    auch 


^)  Vgl.  den  Bericht  der  Berliner  Firma  Brückner,  Lampe  &  Comp,  über  den 
deutschen  Drogen-  und  Chemikalienhandel  im  Jahre   191 1. 

2)  Vgl.  auch  die  frühere  Bemerkung  über  die  persische  Teppichausfuhr  in  den 
Jahren  1908 — 1910  Seite  675. 
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konnten  die  bestehenden  Fabriken  der  Branche  ihre  Erzeugnisse  in- 
folge der  gesteigerten  Produktionskosten  nur  mit  erhöhten  Preisen 
auf  den  Markt  bringen." 

Während  die  russische  Einfuhr,  wie  bereits  früher  (siehe 
Seite  676)  erwähnt  wurde,  in  den  Kriegsjahren  1904  und  1905  sogar 
eine  kleine,  freilich  mehr  scheinbare  als  wirkliche  Abnahme  zeigte, 
schnellte  sie  in  den  von  der  Revolution  besonders  beeinflußten  Jahren 
1906  und  1907  stark  empor,  und  zwar  von  635,1  Millionen  Rubel 
im  Jahre  1905  auf  800,7  Millionen  im  Jahre  1906  und  847,4  Millionen 
im  Jahre  1907.  Die  russische  Ausfuhr  schwankte  während  der 
Jahre  1903 — 1907  zwischen  1000 — iioo  Millionen  Rubel,  und  zwar 
war  sie  gerade  während  der  durch  Krieg  und  Revolution  am 
meisten  beeinflußten  Jahre  1905  und  1906  am  höchsten. 

In  diesem  Zusammenhang  wären  noch  einige  Details  erwähnens- 
wert :  der  rumänische  Bauernaufstand  vom  Früh- 
jahr  1907  schuf  eine  namhafte  Konjunktur  für  la  ndwirtschaft- 
liche  Maschinenund  Ackerbaugeräte,  die  von  den 
aufständischen  Bauern  zerstört  worden  waren  und  von  den  Guts- 
besitzern und  Pächtern  nach  der  Niederwerfung  des  Aufstandes 
wieder  ersetzt  werden  mußten.  Ferner  teilt  ein  Bericht  des  britischen 
Konsulats  in  A 1  e  p  p  o  über  das  Jahr  1909  mit,  daß  die  Einfuhr  des 
Konsular-Distriktes  (Nordsyrien  mit  Cilicien)  im  genannten  Jahr 
um  335  773  Pfund  Sterling  gestiegen  sei  trotz  der  argen  Unruhen 
und  Metzeleien,  die  im  Gefolge  des  reaktionären  Putschversuches 
Abdul  Hamids  im  April  1909  dort,  wie  auch  in  anderen  Gebieten 
Türkisch-Asiens,  stattgefunden  hatten.  Dies  sei  vor  allem  darauf 
zurückzuführen,  daß  die  nach  Dämpfung  der  Unruhen  anlangenden 
Hilfssendungen  in  Geld  zum  Ankauf  ausländischer  Textilwaren 
und  Lebensmittel  Verwendung  gefunden  hätten;  hierzu  sei  noch  eine 
stärkere  Einfuhr  von  Mehl  und  verschiedenen  Getreidearten  infolge 
der  damaligen  nordsyrischen  Mißernte  gekommen.  Endlich  wäre 
darauf  hinzuweisen,  daß  der  Außenhandel  Mexikos  im  Fiskal- 
jahre  1910/1911  (vom  i.  Juli  bis  zum  30.  Juni)  trotz  der  vom  November 
bis  Mai  herrschenden,  gegen  den  langjährigen  Präsidenten  Porfirio 
Diaz  gerichteten  revolutionären  Bewegung  im  ganzen  keineswegs  ge- 
litten hat,  wenn  auch  in  einzelnen  Warengattungen  die  Einfuhr  oder 
Ausfuhr  zurückgegangen  ist.  Die  Einfuhr  hatte  sogar  beinahe  die 
Ziffern  der  bisher  besten  Jahre  1906/1907  sowie  1907/1908  und  die 
Ausfuhr  eine  bis  dahin  noch  nicht  dagewesene  Höhe  erreicht.  Die 
Einfuhr  betrug  nämlich  im  Jahre  1910/1911  205,84  Mülionen  Pesos 
gegen  194,87  Millionen  im  Jahre  1909/1910,  und  die  Ausfuhr  stieg 
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gleichzeitig  um  mehr  als  33  Millionen  auf  293,75  Millionen  Pesos. 
Dabei  sind  in  den  Einfuhrziffern  die  großen  Beträge  nicht  enthalten, 
die  von  den  Revolutionären  für  das  eingeschmuggelte  Kriegsmaterial 
bezahlt  wurden.  In  den  gleichsfalls  viel  innere  Unruhe  aufweisenden 
Jahren  1911/1912  und  1912/1913  betrug  die  Einfuhr  freilich  nur 
182,66  und  195,77  Millionen  Pesos,  was  verhältnismäßig  und  nament- 
lich in  Anbetracht  des  inneren  wirtschaftlichen  Darniederliegens 
Mexikos  nicht  unbeträchtliche  Summen  sind.  Die  Ausfuhr  hob  sich 
in  den  genannten  zwei  Jahren  sogar  noch  des  weiteren  auf  297,99  und 
300,41  Millionen  Pesos. 

II.  Ärbeiterbewegm^. 
Die  normale  Arbeiterbewegung,  wie  gewöhnlicheStreiks, 
Aussperrungen  und  passive  Resistenz,  ist 
zu  imterscheiden  von  jener  anderen,  die  einen  Bestandteil 
revolutionärer  Aktionen  bildet,  wie  etwa  die  russischen 
Generalstreiks  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1905;  vielleicht 
wäre  auch  der  gewaltige  Streik  der  britischen  Kohlenarbeiter  (über 
eine  Million  Köpfe)  vom  März  1912  hierher  zu  rechnen,  der  das 
Wirtschaftsleben  Großbritanniens  vorübergehend  ungünstig  beein- 
flußte und  eine  in  Europa,  abgesehen  von  einzelnen  gesetzlichen 
Vorschriften  über  Heimarbeit,  bis  dahin  unerhörte  Gesetzgebung 
über  Minimallöhne  zur  unmittelbaren  Folge  hatte.  Doch  macht  die 
normale  Arbeiterbewegung  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  revolutionäre, 
wenn  auch  in  verkleinertem  Maßstabe  und  namentlich  für  weniger 
Artikel,  das  Inland  von  ausländischer  Aushilfe  abhängig  und  eröffnet 
Konkurrenzgebieten  überraschend  günstige  Exportkonjunkturen  auf 
gemeinsamen  Absatzmärkten.  Besonders  bedeutsam,  weÜ  nach  vielen 
Richtungen  hin  ausstrahlend,  sind  in  dieser  Beziehung  die  Streiks 
in  der  Kohlenproduktion,  die  das  „Brot  der  Industrie" 
betreffen.  So  ergibt  sich  die  Wirkung  des  österreichischen  Kohlen- 
arbeiterstreiks im  Jahre  1900  aus  folgenden  Ziffern:  Einfuhr 
Österreich-Ungarns  an  Steinkohle  im  Jahre  1899  5,297  Mü- 
lionen  Tonnen  für  70,36  Millionen  Kronen,  im  Jahre  1900  6,243  Millio- 
nen Tonnen  für  95,34  Millionen  Kronen  und  im  Jahre  1901  nur  mehr 
5,827  Millionen  Tonnen  für  90,12  Millionen  Kronen.  Ein  weiteres 
Beispiel  liefert  der  Streik  der  nordfranzösischen  Kohlen- 
arbeiter; er  entwickelte  sich  im  Anschluß  an  ein  anderes  Improvisum, 
nämlich  an  die  achthundert  Opfer  dem  Tode  weihende  Gruben- 
katastrophe in  Courrieres  im  Frühjahr  1906.  Damals  bemühten  sich 
Großbritannien,  Belgien  und  Deutschland,  die  hierdurch  geschaffene 
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Kohlenausfuhrkonjunktur  auszunützen,  und  als  Resultat  ergab  sich 
für  Frankreich  eine  Mehr  einfuhr  von  Kohle  im  Jahre  1906  gegen  1905 
von  über  80  Millionen  Franken. 

Bin  drittes  nicht  uninteressantes  Beispiel  büdete  der  Mitte 
März  1910  nach  viermonatlicher  Dauer  beendete  Streik  der  Kohlen- 
gräber in  Neusüdwales.  Dort  mußte  (nach  einem  Be- 
richt des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  in  Sydney) 
wegen  Kohlenmangels  der  Eisenbahn-,  Trambahn-  und  Schiffsverkehr 
zuerst  namhaft  eingeschränkt  werden.  Doch  gelang  es  während  der 
ersten  drei  Monate  des  Jahres  1910  mittels  starker  Zufuhren  fremder, 
hauptsächlich  japanischer  und  indischer  Kohle  den  eingeschränkten 
Verkehr  wieder  auszudehnen.  Am  Ende  des  ersten  Quartals  1910 
bestanden  wiederum  normale  Verhältnisse,  während  die  Verluste 
der  Streikenden  auf  eine  Million  Pfund  Sterling  geschätzt  wurden. 

Der  bereits  erwähnte  gewaltige  Streik  der  britischen 
Kohlenbergarbeiter  im  März  1912  regte  schon  vor  seinem 
Ausbruch  in  den  ersten  zwei  Monaten  des  Jahres  1912  einen  lebhaften 
Verkehr  im  internationalen  Kohlengeschäft  an,  das  sich  gegenüber 
der  befürchteten  Gefahr  nach  Kräften  vorzubereiten  suchte.  Während 
der  Dauer  dieses  Streiks  (von  Anfang  März  bis  etwa  10.  Aprü) 
suchten  nordamerikanische,  deutsche,  japanische,  australische 
Kohlenexporteure  die  durch  den  Mangel  britischer  Kohle  geschaffene 
Lücke  auszufüllen.  So  kamen  z.  B.  anfangs  März  täglich  4 — 5  Spezial- 
züge  mit  Steinkohlen  aus  Preußisch-Schlesien  und  Sachsen  nach 
Triest,  die  hierbei  ganz  Österreich  von  Norden  nach  Süden  durch- 
queren mußten.  Zu  der  besonders  starken  britischen  Kohlenaus- 
fuhr  in  den  ersten  zwei  Monaten  des  Jahres  1912  kam  noch  eine  er- 
hebliche Ausfuhr  von  Roheisen  im  März,  da  mangels  Kohle  die 
britischen  Exportfrachtsätze  niedrig  standen  und  die  aus  demselben 
Grunde  in  ihrer  Tätigkeit  gehemmten  englischen  metallurgischen 
Industrien  weniger  Roheisen  brauchten. 

Besonders  tiefgreifende  Wirkungen  sind,  abgesehen  von  Arbeiter- 
bewegungen (Streiks,  passive  Resistenz)  der  Transportgewerbe, 
insbesondere  auch  dann  zu  verzeichnen,  wenn  die  Arbeit  in  den 
Erzeugungsstätten  für  weiterzuverarbeitende  ein- 
fache Fabrikate,  wie  Hüttenwerke,  Spinnereien 
usw.,  eingestellt  wird.  Von  Interesse  dürfte  nachfolgende,  in  der 
„Neuen  Freien  Presse"  vom  10.  Mai  1906  erschienene  Darstellung 
der  Folgen  eines  übrigens  nach  kurzer  Dauer  beendeten  Streiks 
sein,  der  in  den  großen  Rothschildschen  Witkowitzer 
(Österreich-Schlesien)    Eisenwerken    inmitten    einer    internationalen 
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Hochkonjunkturperiode  ausgebrochen  war:  „Für  die  Gießereien 
und  Maschinenfabriken,  welche  Kunden  von  Witkowitz  sind,  ist, 
da  das  Werk  keine  Vorräte  besitzt  und  im  Augenblick  kein  neues 
Roheisen  erzeugt,  diese  Bezugsquelle  abgeschnitten.  Es  steht  ihnen 
aber  in  Österreich  auch  keine  andere  offen,  da  nur  noch  die  Böhmische 
Montangesellschaft  in  Betracht  kommt,  welche  aber  ihr  Gießerei- 
roheisen für  die  eigenen  böhmischen  Kunden  braucht.  Von  den 
sonst  von  Witkowitz  versorgten  Gießereien  und  Maschinenfabriken 
geht  daher  jetzt  eine  stürmische  Nachfrage  nach 
Roheisen  aus.  Da  keine  volle  Gewißheit  über  die  Dauer  des 
Ausstandes  in  Witkowitz  besteht,  suchen  sie  sich  für  längere  Termine 
als  gewöhnlich,  zum  Beispiel  für  vier  Wochen,  mit  Rohmaterial  zu 
versorgen;  doch  kann  ihren  Anforderungen  nur  für  einen  sehr  kurzen 
Zeitraum  und  mit  verhältnismäßig  geringen  Quantitäten  entsprochen 
werden.  In  den  letzten  Tagen  sind  infolge  der  Knappheit  von  hiesigen 
Händlern  Abschlüsse  in  westfälischem  und  oberschle- 
■  s  i  s  c  h  e  m  sowie  in  oberungarischem  Gießereiroheisen 
gemacht  worden.  Das  luxemburgische  Roheisensyndikat  ist  zu 
stark  beschäftigt,  um  Exportlieferungen  anzunehmen,  und  auch  das 
oberschlesische  und  rheinisch-westfälische  Roheisensyndikat  haben 
ihre  Abschlüsse  nach  Österreich  nicht  zu  Export-,  sondern  z  u 
deutschen  Inlandspreisen  gemacht,  welche  sich  (samt 
Zoll)  für  die  österreichischen  Abnehmer  höher  stellen  als  der  Bezug 
in  Witkowitz.  Die  bisherigen  Schlüsse  auf  oberschlesisches,  rheinisch- 
westfälisches und  oberungarisches  Gießereiroheisen  beziehen  sich 
zwar  noch  nicht  auf  bedeutende  Quantitäten ;  doch  würden  diese  Importe 
bei  längerer  Dauer  des  Streiks  in  Witkowitz  erheblich  zunehmen." 
Der  Mitte  September  1908  ausgebrochene  Streik  in  der  Baum- 
wollspinnerei von  lyancashire  bedeutete  nicht  nur 
sofort  eine  große  Verlegenheit  für  die  britischen  BaumwoUwebereien, 
sondern  veranlaßte  auch  die  Konkurrenten  Englands,  namentlich 
die  deutsche  Baumwollspinnerei,  die  Kunden  Lancashires  in  dritten 
Ländern  nach  Kräften  zu  bearbeiten  und  ihren  bisherigen  Lieferanten 
abspenstig  zu  machen.  Die  Besorgnis  vor  diesen  Konkurrenzmanövern 
trug  zu  der  verhältnismäßig  schnellen,  nach  ungefähr  sieben  Wochen 
erfolgten  Beüegung  dieses  großen  Streiks  nicht  wenig  bei.  Immerhin 
bedeutete  er  während  seiner  Dauer  eine  Erleichterung  für  die  gerade 
in  einer  absteigenden  Konjunktur  befindliche  Baum  Wollindustrie 
des  europäischen  Kontinents.  Die  Verluste  der  Arbeiter  sowie  der 
britischen  Kohlenproduktion  und  Eisenbahnen  an  diesem  Streik 
wurden  auf  165  Millionen  Franken  geschätzt. 
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Ein  in  der  New  Yorker  Kleiderkonfektion  be- 
reits zu  Ende  Juni  1910  ausgebrochener  Streik  hatte  schon  im  August 
dazu  geführt,  daß  den  europäischen  Hauptsitzen  der  Konfektions- 
branche, Berlin,  Paris  und  Wien,  imgewöhnlich  große  Aufträge  für 
die  Vereinigten  Staaten  zugingen.  Besonders  die  Berliner  Damen- 
mäntelfabriken  wurden  durch  New  Yorker  Einkäufer  reichlich  mit 
Arbeit  versehen.  Gegen  Ende  August  1910  waren  von  den  etwa 
75  000  Streikenden  bereits  18  000  durch  gütliche  Vereinbarungen 
mit  den  Unternehmern  wieder  zur  Arbeit  gelangt,  und  in  der  ersten 
Hälfte  des  September  war  der  Streik  beendet. 

Die  große  schwedische  Au  s  sp  er  r  un  gs  -  und 
Streikbewegung  der  Industrie-  und  teilweise  auch  Trans- 
portarbeiter dauerte,  abgesehen  von  einigen  Nachzügler-Bewegungen, 
vom  2.  August  bis  etwa  4.  September  1909.  Wenn  dieser  Arbeitskampf 
einem  revolutionären  Generalstreik  bereits  einigermaßen  nahestand, 
so  kam  er  durchaus  nicht  wegen  irgendwelcher  Leidenschaftsaus- 
brüche der  Kämpfenden  in  ein  solches  Licht,  sondern  vielmehr 
infolge  verschiedener  anderer  Umstände  und  zwar:  der  große  Umfang 
dieser  Bewegung,  ihre  eben  im  Verhältnis  zum  Umfang  lange  Dauer, 
ihre  zwischen  Aussperrung  und  Arbeitseinstellung  schwankenden, 
das  Gepräge  eines  großzügigen  Klassenkampfes  tragenden  Formen. 
Die  internationale  Hauptwirkung  dieses  Arbeitskampfes  bestand 
in  der  großen  Erleichterung,  die  er  auf  den  Märkten  für  Holzstoff, 
Pappe  und  Papier,  ferner  für  weiche  Sägewaren 
und  weiches  Bauholz  allen  Konkurrenzproduktionen  der 
einschlägigen  schwedischen  Erzeugungen  verschaffte.  Trotz  der 
weitgehenden  Verbrauchseinengung  der  städtisch-industriellen  Massen 
Schwedens,  die  durch  den  mehr  als  einmonatlichen  Arbeitskampf 
herbeigeführt  wurde,  hat  der  Außenhandel  des  Landes  im  Jahre  1909 
nicht  in  nennenswertem  Ausmaß  gelitten^);  zu  letzterem  Resultate 
dürfte  freilich  auch  eine  günstige  schwedische  Ernte  im  Jahre  1909 
und  gleichzeitige  gute  Fischfangsergebnisse  beigetragen  haben. 
Auch  stellt  das  als  Vergleichsgrundlage  dienende  Jahr  1908  den 
Tiefpunkt  einer  ungemein  ungünstigen  internationalen  Konjunktur  dar. 

Wer  übrigens  die  Arbeiterbewegung,  Streiks  und  Aussperrungen 
in  den  verschiedenen  Produktionszweigen  mit  einiger  Aufmerksamkeit 


^)  Schwedens  Einfuhr  stieg  sogar  von  608,93  Millionen  skandin.  Kronen  im 
Jahre  1908  auf  616,81  Millionen  im  Jahre  1909  bei  gleichzeitigem  kleinem  Rück- 
gang der  Ausfuhr  von  482,02  auf  472,98  Millionen.  Erst  das  international  günstige 
Jahr  1910  brachte  einen  Aufschwung  der  Einfuhr  auf  671,63,  der  Ausfuhr  auf  592,86 
Millionen. 
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verfolgt,  wird  überrascht  sein,  wie  häufig  die  kämpfenden  Unter- 
nehmer zum  Aushilfsmittel  des  Warenankaufs  im 
Auslande  greifen,  um  nicht  bei  strengen  lyieferungs- 
Verpflichtungen  oder  günstigen  Konjunktu- 
ren in  eine  Zwangslage  gegenüber  der  Arbeiterschaft  zu  geraten. 
In  den  Arbeiterblättem  wird  dann  ausgeführt,  die  Unternehmer 
würden  dieses  mit  drückend  hohen  Zollspesen  verbundenen  Aus- 
hilfsmittels bald  müde  werden.  Den  Bemühungen  der  ausländischen 
Exporteure,  die  durch  einen  Arbeitskampf  gebotene  günstige  Sach- 
lage auszunützen,  kommt  dann  der  Wunsch  der  in  den  betreffenden 
Arbeitskampf  verwickelten  Unternehmer,  die  erwähnten  Zwangslagen 
zu  vermeiden,  auf  halbem  Weg  entgegen. 

ni.  Zollveränderui^en. 

Auch  mehr  oder  weniger  plötzliche  Zollveränderungen  sind 
jenen  Improvisa  beizuzählen,  die  als  soziale  Erscheinungen  oder 
Menschenwerk  aktiver  Art^)  bezeichnet  wurden.  Solche  Zollver- 
änderungen stellen  nicht  selten  ein  Hilfsmittel  zur  Bewältigung 
der  Folgen  irgendwelcher  anderer  Improvisa  dar.  Es  handelt  sich  im 
letzteren  Falle  fast  immer  um  vorübergehende  Zollermäßigun- 
gen und  Zollbefreiungen,  wie  etwa  solche  für  Nahrungs- 
mittel im  Falle  von  Mißernten  (türkische  Zollermäßigungen  für 
Getreide  und  Mehl  vom  Ende  September  1907  bis  Februar  1908), 
für  Baumaterialien  im  Falle  großer  Erdbeben  (z.  B.  jenes  von  Val- 
paraiso im  Jahre  1906)  und  Brände. 

Bevorstehende  Zollerhöhungen  büden  wiederum  häufig 
den  Anlaß  zu  großartigen  Spekulationen  im  Außenhandel.  Daher 
suchen  nicht  wenige  Staaten,  wie  Großbritannien,  Australien,  Süd- 
afrikanischer Zollverein,  Spanien,  Griechenland  usw.,  diesen  umfang- 
reichen, den  späteren  Zolleingang  öfters  schmälernden  Spekulationen 
durch  sogenannte  Sperrgesetze  zu  begegnen.  Danach  treten 
die  im  Parlament  eingebrachten  Zollveränderungen  provisorisch 
sofort  in  Kraft;  nur  können  die  Einführer  auf  Rückzahlung  des 
zu  viel  Geleisteten  rechnen,  falls  die  schließlich  bewilligten' Zollsätze 
niedriger  sein  sollten,  als  die  ursprüngliche  Vorlage.  Trotz  dieser 
immer  mehr  Verbreitung  findenden  Sperrklausel  bieten  die  bald  da, 
bald  dort  auftretenden  Zollerhöhungen  für  spekulativ  veranlagte, 
wagemutige  Händler  und  Industrielle  nicht  selten  Gelegenheit  zu 
Geschäften  großen  Stils.     Denn  es  gibt  noch  immer  nicht  wenige 


*)  Vgl.  im  vorliegenden  Band  Kapitel  IV,  Abteilung  II. 
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Länder,  die  der  Sperrklausel  entbehren  und  daher  infolge  des 
Z  wi  s  c  h  e  n  s  t  a  d  iu  ms  der  parlamentarischen  Be- 
ratung, Sanktion,  Publikation  derartigen  Spekula- 
tionen Entfaltungsmöglichkeit  gewähren.  Ferner  gibt  es  sogar  in 
lyändern  mit  Sperrklauseln  ein  „Durchsickern"  der  Regierungspläne 
vor  ihrer  Veröffentlichung;  bisweilen  entspringen  Zollverändenmgen 
auch  der  parlamentarischen  Initiative  oder  ergeben  sich  als  Resultat 
langwieriger  Handelsvertrags-Verhandlungen  mit  fremden  Staaten. 

Bin  bekanntes  Beispiel  hierfür  bildet  die  fieberhafte  Tätigkeit, 
die  in  allen  europäischen  Industrieländern  im  Jahre  1897  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Dingley-Tarifs  der  Vereinigten  Staaten 
herrschte  und  sich  im  Jahre  1909  während  der  langwierigen  Beratungen 
über  den  Payne-Tarif  vom  5.  August  1909  wiederholte.  Be- 
zeichnend ist  die  trotz  keineswegs  besonders  günstiger  Konjunktur 
eingetretene  Zunahme  der  Einfuhr  der  Vereinigten  Staaten  von  1194 
Millionen  Dollar  im  Fiskaljahre  (am  i.  Juli  beendet)  1907/1908  auf 
1312  Millionen  im  Jahre  1908/1909.  Diese  Zunahme  ist  um  so  auf- 
fälliger, als  gleichzeitig  die  Ausfuhr  der  Union  infolge  minder  günstiger 
Ernten  von  1861  auf  1663  Millionen  DoUar  zurückging.  Die  weitere 
bedeutende  Steigerung  der  Einfuhr  im  Jahre  1909/1910  auf  1558  Milli- 
onen ist  bereits  auf  die  wiederum  günstiger  gewordene  internationale 
Konjunktur  zurückzuführen. 

Ein  weiteres  Beispiel  aus  neuerer  Zeit  für  den  vorübergehend 
belebenden  Einfluß  von  Zollverändenmgen  auf  den  internationalen 
Handelsverkehr  büdet  die  stärkere  kommerzielle  Tätigkeit,  welche 
in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1905  und  in  den  ersten  zwei  Monaten 
des  Jahres  1906  dem  Eintritt  der  zweiten  mitteleuropäi- 
schen Vertragsära  1)  vorausging,  die  vom  i.  März  (auch  vom 
I.  Januar)  1906  bis  Ende  1917  reicht.  Eine  hierher  gehörende  Einzel- 
heit ist  dem  Jahresberichte  des  österreichisch-ungarischen  Konsulates 
in  Plojest  (Rumänien)  über  1906  zu  entnehmen:  „Als  es  im  Jahre 
1905  bekannt  wurde,  daß  die  rumänischen  Einfuhrzölle  auf  Eisen- 
und  MetaUwaren  erhöht  werden  sollten,  boten  die  Kaufleute  alles 
auf,  ihre  I^ager  noch  vor  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Zolltarifes  zu 
vervollständigen,  so  daß  sich  kapitalskräftige  Engrossisten  und  rumä- 
nische Fabriken  auf  zwei  bis  drei  Jahre  hinaus  mit  Waren  und  Roh- 
material versorgt  haben." 


^)  Freilich  waren  die  allgemeinen  und  Vertragszölle  dieser  Ära  zum  großen 
Teile  bereits  Mitte  1905  bekannt.  Doch  wurden  die  Handelsverträge  Österreich- 
Ungarns   mit  ItaUen  und  der  Schweiz  erst  anfangs  1906  abgeschlossen. 
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Endlich  wäre  noch  die  starke  Einfuhr  zu  erwähnen,  die  in  den 
ersten  6^  Monaten  des  Jahres  1911  in  Japan  stattfand,  um.  dem 
am  17.  Juli  1911  erfolgten  Inkrafttreten  des  neuen  hochschutzzöU- 
nerischen  Tarifes  (vom  14,  April  1910)  zuvorzukommen. 

Es  liegt  hier  freilich  der  Einwand  nahe,  daß  diese  stärkere  Waren- 
bewegung durch  ein  um  so  empfindlicheres  Nachlassen  in  der 
nächstfolgenden  Zeit  erkauft  werde.  Doch  ergeben  sich 
solche  besondere  Konjunkturen  bald  da,  bald  dort,  wenn  auch  nicht 
in  den  gleichen  Artikeln  fast  immer  in  den  einzelnen,  zum  Weltmarkt 
gehörenden  Zollgebieten.  Femer  sind  oft  die  Befürchtungen 
über  die  prohibitive  Wirkung  einzelner  ZoUerhöhungen  über- 
trieben, so  daß  derXJbergang  zur  Periode  verringerten  Absatzes 
minder  jäh  eintritt,  als  vorausgesetzt  wurde.  Dies  gilt  z.  B.  für  nicht 
wenige,  seit  dem  i.  März  1906  erhöhte  Fabrikat enzöUe  Österreich- 
Ungarns  und  Rußlands  in  ihrem  Verhältnis  zur  Ausfuhr  der  be- 
treffenden deutschen  Industriezweige  sowie  auch  für  manche  Zoll- 
erhöhungen der  französischen  Zolltarifrevision  vom  29.  März  1910^). 

Mitimter  kommt  es  überhaupt  nicht  zu  der 
befürchteten  Zollerhöhung.  So  wurden  Zollerhöhungen 
für  Baumwollstickereien,  Porzellanwaren  usw.  anläßlich  der  Beratung 
des  Payne-Tarifes  der  Vereinigten  Staaten  vom  5.  August  1909  von 
vielen  Interessenten  für  wahrscheinlich  gehalten;  schließlich  bUeb 
es  aber  bei  den  bisherigen  Zollsätzen.  Überdies  häuften  sich  gerade  in 
letzter  Zeit  auch  die  angenehmen  Überraschungen,  wonach  irgendeine 
ZoUtarifrevision  neben  Zollerhöhungen  oder  gar  in  überwiegendem 
Ausmaß  auch  Zollermäßigungen,  namentlich  für  Rohstoffe  und 
weiter  zu  verarbeitende  Fabrikate,  enthielt,  so  die  spanische  Zolltarif- 
novelle vom  27.  Dezember  1911  (in  Kraft  getreten  am  i.  Januar 
1912),  die  bulgarische  von  6./19.  März  1911,  die  rumänische,  die  am 
1./14.  März  1912  in  Kraft  trat^).  Mit  all  dem  soll  aber  durchaus  nicht 
bestritten  werden,  daß  die  sozialen  Folgeerscheinungen 
jener  Schwankimgen  zwischen  Überbeschäftigung  und  Arbeitslosig- 


^)  Vgl.  hinsichtlich  der  mäßigen  Wirkung  der  damaHgen  französischen  ZoU- 
erhöhungen auf  besondere  Stahle  (Werkzeug-,  Konstruktions-,  Tiegelguß-,  Schnell- 
drehstahle) :  ,,Die  Lage  der  französischen  Eisen-  und  Stahhndustrie"  im  „Handels- 
museum" vom  4.  April  19 12. 

«)  Der  Underwood-Tarif  der  Vereüiigten  Staaten  vom  4.  Oktobet  19 13  stellt 
nicht  etwa  eine  ,, angenehme  Überraschung"  hinsichthch  einzelner  Tarifpositionen  dar, 
sondern  eine  schon  lange  (bereits  für  1909)  erwartete,  längst  fälHge  Abkehr  von  dem 
dort  seit  1890  bestehenden,  gegen  In-  imd  Ausland  gleich  rücksichtslosen  Hoch- 
schutzzoll-System. 

Schilder,    n.  44 
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keit^),  die  mit  den  mehr  oder  minder  plötzlichen  Zollveränderungen 
so  häufig  verbunden  sind,  ein  Übel  sehr  beklagenswerter  Art  seien. 

IV.    Spekulative  Machenschaften. 

Nicht  alle  spekulativen  Machenschaften,  wodurch  mächtige 
Persönlichkeiten  oder  Konsortien  solcher  Personen  in  die  Marktver- 
hältnisse irgend  eines  bedeutenden  Handelsartikels  eingreifen,  sind  als 
Improvisa,  und  zwar  als  „soziale  Erscheinungen  mehr  aktiver  Art", 
aufzufassen.  Vor  allem  sind  hier  jene  Spekulationen  auszuscheiden, 
in  welchen  es  sich  um  Ausnützung  einer  Konjunktur  handelt,  die  durch 
ein  bereits  eingetretenes  oder  erwartetes, 
und  zwar  richtig  vorausberechnetes  Impro- 
v  i  s  u  m  hervorgerufen  wird,  wie  Mißernten,  Krieg,  Zollveränderungen 
usw.  Denn  diese  Fälle  stellen  eben  nur  eine  besondere  Erscheinungs- 
form des  betreffenden,  als  Grundlage  der  Spekulation  dienenden 
Improvisums  dar.  Man  hat  es  auch  mit  keinem  Improvisum  zu  tun, 
wenn  die  fragliche  Spekulation  darauf  beruht,  daß  irgendein 
anderes  Ereignis,  welches  selbst  kein  Impro- 
visum darstellt,  mit  Recht  als  vorhanden  angenommen 
oder  richtig  vorausgesehen  wird.  Als  solche  Ereignisse  wären 
beispielsweise  zu  nennen:  die  Erhaltung  des  Friedens,  die  Erzielung 
einer  Durchschnittsernte  usw.  Um  ein  Improvisum  im  hier  vertretenen 
Sinne  des  Wortes  handelt  es  sich  nur  dann,  wenn  von  Urhebern 
spekulativer  Machenschaften  irriger  (oder  betrügerischer)  Weise 
ein  Ereignis  als  bereits  vorhanden  oder  als  zu  erwarten  angenommen 
(oder  ausgegeben)  wird,  das  tatsächlich  weder  eingetreten  ist,  noch 
auch  später  innerhalb  der  vorausgesetzten  Frist  eintritt.  In  solchen 
Fällen  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  dieses  Ereignis,  wenn  es  tatsächlich 
eingetreten  wäre,  ein  Improvisum  (etwa  Krieg,  Mißernte,  Schiff- 
bruch usw.)  darstellen  würde  oder  nicht.  Der  Irrtum  (oder 
Betrug)  der  Spekulanten  stellt  eben  das  Improvisum 
dar,  von  dem  nicht  selten  tiefgreifende  Einwirkungen  auf  die  Märkte 
ausgehen. 

Ein  berühmtes  historisches  Beispiel  hierfür  bildet  die  toll- 
kühne Getreide-Haussespekulation  des  Nord- 
amerikaners     Leiter    im  Jahre  1898.     Er  setzte  voraus. 


^)  Eine  grundsätzliche  Behandlung  dieser  bedauerlichen  sozialen  Folgeer- 
scheinungen findet  sich  bei  R.  C  a  1  w  e  r  „Die  Meistbegünstigung  der  Vereinigten 
-Staaten"  (Berlin  1902),  Seite  68—91,  auf  Grundlage  einer  sorgfältigen  Erörterung 
der  Wirkimgen  des  nordamerikanischen  Dingley-Tarifes  von  1897  auf  die  deutsche 
Industrie. 
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daß  durcli  den  spanisch-amerikanischen  Krieg  die  Schiffahrt  auf 
dem  nördlichen  atlantischen  Ozean  erschwert  und  verteuert  würde. 
Tatsächlich  hat  es  aber  die  gewaltige  Überlegenheit  der  nordameri- 
kanischen Seestreitkräfte  über  die  spanischen  und  der  Mangel  an 
Initiative  auf  spanischer  Seite  hierzu  überhaupt  nicht  kommen  lassen. 
Solange  diese  Spekulation  dauerte,  büdete  sie  eine  glänzende  Kon- 
junktur für  alle  anderen  Getreideausfuhrländer  mit  Ausnahme  der 
Vereinigten  Staaten  selbst. 

Ein  fast  noch  berühmteres  Beispiel  ist  das  Secretan- 
Syndikat,  das  von  Februar  1887  bis  Anfang  März  1889  die 
Kupferpreise  auf  einem  den  damaligen  internationalen  Markt- 
verhältnissen nicht  entsprechenden,  zu  hohem  Stand  erhielt  und 
zur  Zeit  seines  Zusammenbruches  nahezu  175  000 1  (zu  1000  kg) 
Kupfer  von  den  Produzenten  übernommen  hatte.  Während  seiner 
Dauer  kamen  auch  ungeahnte  Mengen  von  Altkupfer  in  den  Handel, 
wurden  eingeschmolzen  und  dem  Verbrauch  wieder  zugeführt. 

Derartige  spekulative  Machenschaften  pflegen  schließlich  unter 
großen  Verlusten  aller  Beteiligten  sowie  auch  vieler  nicht  unmittelbar 
Beteiligten  zusammenzubrechen  imd  stellen  als  soziale  Erscheinung 
mehr  aktiver  Art  ein  Improvisum  von  tiefgreifender  Wir- 
kung dar,  ähnlich  wie  Kriege,  Arbeiterbewegungen  usw. 

V.  Arbeiter-,  Kohlen-  und  Waggonmar^el. 

Neben  diesen  mehr  aktiven  Improvisa  sozialer  Natur  gibt  es 
solche  mehr  passiver  Art,  die  als  Folgeerscheinung  irgendeines 
Geschehenlassens,  und  zwar  öfters  eines  schuldhaften  Geschehen- 
lassens,  aufzufassen  sind.  Hierher  wäre  z.  B.  der  namentlich  in  Zeiten 
günstiger  Konjimktur  eintretende  Arbeitermangel  zu  rechnen. 
Er  ist  zumeist  unmittelbare  Folge  einer  unerwartet  mächtigen  Aus- 
wanderung (oder  auch  binnenländischen  Abwanderung);  er  ist  aber 
zugleich  als  mittelbare  Folgeerscheinung  einer  Vernachlässigung 
sozialpolitischer  Erfordernisse  aufzufassen  und  stellt  das  Resultat 
des  Unterbleibens  einer  solchen  Wirtschaftspolitik  dar,  welche  ge- 
eignet gewesen  wäre,  die  ärmeren  Bevölkerungsklassen  ohne  Gewalt- 
anwendung im  Lande  (oder  auf  dem  flachen  Lande  und  in  gewissen 
Inlandsgebieten)  festzuhalten. 

Ebendahin  gehört  Mangel  an  rollendem  Material 
auf  den  Eisenbahnen;  dieser  kann  z.  B.  während  des  Übergangs- 
stadiums von  Privatbahnsystem  zum  Staatsbahnsystem  leicht  ein- 
treten, falls  die  Verwaltungen  der  Privatbahnen  nicht  mehr  genau 
wissen,  ob  sie  für  ihre  Aktionäre  oder  bereits  für  den  Nachfolger 

44* 
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Staat  tätig  sind,  wie  es  zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  (etwa  bis 
Mitte  1908)  in  Österreich  der  Fall  war.  Doch  auch  bei  vor- 
herrschendem Staatsbahnsystem  kann  es  zu  einem  solchen  Mangel 
an  rollendem  Material  kommen,  wenn  schwere  politische  Störungen 
und  Unruhen  den  regelmäßigen  Gang  der  staatswirtschaftlichen  Ar- 
beit behindern,  wie  z.  B.  in  Rußland  während  der  Kriegs-  und 
Revolutionsjahre  1904 — 1907.  Übrigens  trat  auf  den  russischen 
Bisenbahnen  Mangel  an  rollendem  Material  in  schwächerem  Ausmaß 
bereits  vor  dem  Krieg  mit  Japan  in  jedem  Herbst  ein,  und  dieser 
Übelstand  hat  auch  noch  derzeit  sein  Ende  nicht  erreicht.  Be- 
merkenswert ist  auch  der  Mangel  an  rollendem  Material,  der  in  den 
Vereinigten  Staaten  bei  jeder  nennenswerten  Besserung 
der  Konjunktur,  geschweige  denn  bei  Hochkonjunktur  eintritt;  dies 
hängt  damit  zusammen,  daß  bei  der  Mehrzahl  der  dortigen  Eisenbahn- 
gesellschaften Bondsemissionen  behufs  Ergänzung  des  rollenden 
Materials  nur  selten  mit  Leichtigkeit  bewerkstelligt  werden  können. 

Auch  Kohlenmangel  ist  als  ein  derartiges  Improvisum 
mehr  passiver  Art  aufzufassen,  das  freilich  zumeist  mit  anderen 
ähnlichen  Improvisa,  wie  Arbeitermangel  und  Mangel  an  rollendem 
Eisenbahnmaterial  in  Verbindung  steht. 

Überhaupt  verstärken  und  verwickeln  sich  die  ver- 
schiedenen, als  soziale  Erscheinung  (Menschenwerk)  mehr  passiver 
Art  aufzufassenden  Improvisa  wechselseitig.  Der  Arbeiter- 
mangel hemmt  die  Tätigkeit  der  Kohlengruben  und  Waggonfabriken; 
der  Waggonmangel  verschärft  wiederum  den  Kohlenmangel  usw. 
Diese  Improvisa  mögen  zwar  für  den  Spezialforschungen  betreibenden, 
gelehrten  Nationalökonomen  keine  besonders  unerwarteten  Erschei- 
nungen darstellen,  und  das  gleiche  mag  für  einzelne,  innerhalb  der 
Grenzen  des  eigenen  Landes  praktisch  geschulte  Geschäftsleute  und 
vielleicht  auch  Wirtschaftspolitiker  gelten;  aber  für  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Unternehmer  des  betreffenden  Wirtschaftsgebietes  oder 
gar  für  Ausländer,  die  mit  diesem  Gebiet  in  Geschäftsverkehr 
stehen,  sind  die  als  soziale  Erscheinungen  mehr  passiver  Art  be- 
zeichneten Improvisa  sicherlich  sehr  häufig  recht  unangenehme 
Überraschungen.  Durch  solche  Überraschungen  wird  nicht  selten 
ein  Zwang  ausgeübt,  verschiedene  ausländische  Waren  zu  erwerben; 
denn  im  Falle  des  Eintretens  dieser  Improvisa  werden  die  Grtmd- 
lagen  der  Produktion  überhaupt  in  Frage  gestellt. 

So  erregte  es  Ende  Juli  1907,  als  sich  die  damalige  Hochkon- 
junktur bereits  ihrem  Ende  zuneigte,  in  Österreich  großes  Erstaunen, 
als  die  Ausschreibungen  der  österreichischen  Staatsbahnen  für  ihren 
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Kohlenbedarf  (damals  ca.  30  Millionen  q)  als  Resultat  eine 
sehr  bedeutende  Beteiligung  des  Auslandes  ergaben.  Die  englische 
Kohle,  die  bis  dahin  nur  bei  den  österreichischen  Schiffahrtsgesell- 
schaften und  einzelnen  Triester  Industriellen  zur  Verwendung  ge- 
langte, war  damals  für  die  südlichen  Staatsbahnen  in  größeren  Mengen 
gekauft  worden.  Von  den  gesamten  Steinkohlenerwerbungen  der 
österreichischen  Staatsbahnen  kam  nahezu  die  Hälfte  aus  Deutsch- 
land, und  zwar  vorwiegend  aus  Oberschlesien,  zum  Teile  sogar  aus 
dem  entlegenen  Ruhrgebiet.  Dabei  hatten  die  österreichischen 
Kohlenproduzenten  ihre  Erzeugung  um  etwa  zehn  Prozent  gegen  den 
Durchschnitt  der  letzten  Jahre  gesteigert.  Eine  weitere  Ausdehnung 
der  Kohlenproduktion  fand  aber  im  Jahre  1907  sowohl  in  Österreich- 
Ungarn  als  auch  in  Deutschland  ihre  Grenze  an  dem  Mangel 
geeigneter  Arbeitskräfte.  Viele  Zechen  hatten  sich 
auf  eine  größere  Erzeugung  eingerichtet,  konnten  aber  im  Sommer 
und  sogar  im  Herbst  1907  keine  Mehrförderung  erzielen,  weil  die 
Hände  vermißt  wurden,  welche  die  Flöze  abbauen  und  die  Kohle 
aus  der  Erde  holen  sollten. 

Außerdem  wurde  die  Tätigkeit  namentlich  der  Kohlenwerke 
in  österreichisch-  und  Preußisch-Schlesien  sowie  in  anderen  Kohlen- 
distrikten Österreich-Ungarns  und  Deutschlands  bereits  seit  September 

1906  durch  die  völlig  ungenügende  Waggonbeistel- 
lung der  Eisenbahnverwaltungen  gehemmt.  Dieses  Hemmnis  er- 
reichte Ende  1906  seinen  Höhepunkt  und  bestand  fast  das  ganze  Jahr 

1907  hindurch  fort.  Noch  anfangs  Herbst  1907  bezogen  die  ungarischen 
Fabriken  britische  Kohle  nicht  nur  über  Fiume,  sondern  auch 
über  Galatz  donauaufwärts.  Desgleichen  kamen  westfälische  Koks 
über  Regensburg  und  Passau  donauabwärts  nach  den  ungarischen 
Fabriksdistrikten. 

Die  Depression  hatte  Ende  Oktober  1907  in  Nordamerika  be- 
gonnen und  von  dort  aus  ihren  schnellen  Fortgang  über  den  ganzen 
Weltmarkt  genommen.    Aber  noch  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 

1908  waren  die  Verkehrsschwierigkeiten  auf  der  Nordbahn  imgemein 
drückend,  die  Wien  mit  dem  schlesischen  Kohlenbecken  verbindet 
und  gerade  zu  dieser  Zeit  in  den  Besitz  des  Staates  übergegangen  war; 
es  wurde  sogar  daran  gedacht,  statt  schlesischer  Kohle  westfälische 
in  größeren  Mengen  nach  Wien  zu  bringen,  obwohl  dies  die  infolge 
der  Transportkosten  beträchtlich  höheren  Preise  der  westfälischen 
Kohlensorten  wenig  rätlich  erscheinen  ließen.  Wegen  der  erwähnten 
Verkehrsstörungen  auf  der  Nordbahn  sah  sich  die  Prager  Eisen- 
industriegesellschaft in  der  ersten  Januarhälfte  1908  genötigt,  bei 
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dem  Düsseldorfer  Roheisensyndikat  75  000  q  Thomaseisen  zu 
kaufen.  Die  Koksbezüge  aus  dem  Ostrauer  Revier  (Österreich- 
Schlesien)  wurden  nämlich  so  unregelmäßig  und  unzureichend,  daß 
die  Roheisenvorräte  der  Prager  Eisenindustriegesellschaft  immer 
mehr  zusammenschrumpften.  Die  Gesellschaft  hätte  ihren  Betrieb 
einschränken  müssen,  falls  sie  nicht  den  erwähnten  Roheisenankauf 
in  Westdeutschland  vorgenommen  hätte.  Unter  solchen  Verhältnissen 
übernahmen  die  österreichischen  Eisenwerke  im  Hochsommer  1907 
und  sogar  noch  einige  Zeit  danach  neue  Bestellungen  nur  mit  weit- 
gezogenen Lieferungsfristen.  Der  österreichische  Lloyd  mußte 
damals  den  Bau  zweier  neuer  Dampfer,  die  er  besonders  rasch 
benötigte,  nach  England  vergeben,  da  in  Österreich  auf  eine  baldige 
Ablieferung  angeblich  nicht  zu  rechnen  war. 

Im  allgemeinen  kamen  in  den  Jahren  1906  und  1907  Arbeiter- 
mangel, Kohlenmangel,  Waggonmangel,  gelegentlich  auch  Eisen- 
mangel der  Ausfuhrbetätigung  der  österreichischen  Industrien  mehr 
zugute,  als  sie  die  Handelsbilanz  Österreich-Ungarns  durch  un- 
gewöhnliche Einfuhren  belasteten.  Damals  gelang  es  sonst  nur 
mäßig  exportfähigen  österreichischen  In- 
dustrien (gewisse  metallurgische  Fabrikationen,  Maschinen- 
und  Waggonfabriken,  Baumwollindustrie  usw.)  zur  Ausfüllung  ver- 
schiedener Lücken  in  der  internationalen  Bedarfsdeckung  in  er- 
höhtem MaÄe  beizutragen.  Solche  Lücken  waren  nämlich  in  den 
Jahren  1906  und  1907  von  den  großen,  den  Weltmarkt 
beherrschenden  Industrieländern  in  weiterem  Um- 
fang als  sonst  belassen  worden,  da  diese  Länder  in  den  genannten 
Jahren  durch  die  gleichen  Improvisa  (Arbeiter-,  Kohlen-,  Waggon-, 
Eisenmangel  usw.)  in  ihrer  industriellen  Tätigkeit  behindert  worden 
waren,  wie  die  österreichischen  Fabriken  selbst.  Im  zweiten  Halb- 
jahr 191 1  hatte  Österreich  abermals  unter  einem  empfindlichen 
Waggonmangel  zu  leiden,  der  zum  Teil  auf  eine  außerordentliche 
Ursache  (Improvisum)  zurückzuführen  war,  nämlich  auf  die  zum 
mindesten  vorübergehende  Verschließung  der  Dardanellenstraße 
durch  den  italienisch- türkischen  Kriegt),  weshalb  zahlreiche  Getreide- 
sendungen aus  Südrußland  und  Rumänien  über  Galizien  befördert 
wurden.  Der  Hauptgrund  dieses  Waggonmangels  lag  aber  in  der 
infolge   staatsfinanzieller    Beengung   unzureichenden   Nachschaffung 

1)  Damals  kam  noch  nicht  eine  Sperre  der  Dardanellen  in  Frage,  wie  sie  im  April 
und  Mai  19 12,  aus  Furcht  vor  einem  italienischen  Angriff  auf  Konstantinopel,  vorüber- 
gehend verhängt  wurde,  sondern  der  bald  fallengelassene  Versuch  der  Türkei,  Getreide- 
sendungen nach  Italien  als  Konterbande  zu  behandeln. 
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rollendai  Materials  durch  die  österreichisclien  Staatseisenbahnen. 
Die  Wirkung  des  Waggonmangels  bestand  aber  namentlich  im  Herbst 
191 1  darin,  daß  große  Kohlenmengen  aus  Preußisch-Schlesien  be- 
zogen wurden,  da  den  Kohlenwerken  in  Österreichisch-Schlesien  nicht 
genug  Lastwaggons  ab  Grube  zur  Verfügung  gstellt  werden  konnten. 

Neuere  Beispiele  von  Arbeiter-,  Kohlen-  und  Waggonmangel 
sind  spärlich,  da  die  Anfänge  der  letzten  Hochkonjunktur 
in  Europa  und  Amerika  seit  Herbst  1912  durch  die  beiden  Balkan- 
kriege von  1912/1913,  durch  die  mexikanische  Krise,  durch  über- 
mäßige Bodenspekulation  in  Argentinien,  Sinken  der  Kaffee-, 
Kautschuk-  und  Matepreise  in  Brasilien,  usw.  ein  betrübliches  Ende 
nahmen;  ganz  fehlte  es  aber  an  solchen  Beispielen  auch  seither  nicht, 
so  namentlich  in  Rußland.  Dort  waren  aber  Arbeiter-,  Kohlen- und 
Waggonmangel  eher  dauernde  Auswüchse  einer  unfertigen,  rück- 
ständigen Wirtschaftsorganisation,  als  gerade  Anzeichen  nicht  leicht 
vorhersehbarer,  überraschender  Verhältnisse.  Immerhin  sah  sich 
die  russische  Regierung  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1913  genötigt, 
Zollerleichterungen  für  die  Einfuhr  von  Brennmaterial  (Kohle 
Rohnaphta)  vorzusehen,  wovon  auch  tatsächlich  ausgedehnter 
Gebrauch  gemacht  wurde. 

Die  Frage,  ob  auch  Agioschwankungen  diesen  Im- 
provisa  mehr  passiver  Art  zuzuzählen  sind,  wäre  wohl  eher  zu  ver- 
neinen. Die  erwähnten  Schwankungen  sind  nämlich  zumeist  Folge- 
erscheinungen anderer  Improvisa,  indem  wirtschaftliche  Störungen, 
die  in  den  einzelnen  Ländern  durch  Krieg,  innere  Unruhen,  Mißernten 
und  andere  Naturkatastrophen  herbeigeführt  werden,  in  Agio- 
schwanktmgen  zum  Ausdrucke  gelangen.  Sodann  üben  Agioschwan- 
kungen eigentlich  mehr  einen  regulierenden,  als  belebenden  Einfluß 
auf  den  internationalen  Handelsverkehr  aus;  die  durch  die  genannten 
Schwankungen  etwa  bewirkte  Förderung  der  Einfuhr  wird  durch 
Hemmung  der  Ausfuhr  mehr  oder  weniger  wettgemacht  und  umgekehrt. 

VI.   Mißernten  und  überreiche  Ernten. 

Unter  den  als  Improvisa  zu  bezeichnenden  Naturvorkommnissen 
sind  wohl  Mißernten  und  Dürren  die  häufigsten  und  be- 
deutsamsten. Hierdurch  werden  in  agrarischen  und  halbindustriellen 
Ländern  die  Grundlagen  der  Volkswirtschaft  betroffen,  und  auch 
in  hochentwickelten  Industriestaaten  wird  durch  diese  Improvisa 
wichtigen  Industriezweigen  (Kartoffelbrennerei,  Brauerei,  Stärke- 
fabrikation, Zuckerfabrikation,  Müllerei,  Erzeugung  von  Nährkon- 
serven, Textilindustrien   usw.)    das    Rohmaterial   geschmälert   oder 
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wenigstens  verteuert.  Gerade  die  durch  diese  Art  von  Improvisa 
angeregten  Handelsbeziehungen  aller  zu  allen  erweisen  sich  als  be- 
sonders bedeutsam  und  nutzbringend,  wie  nachfolgenden  Beispielen 
entnommen  werden  kann. 

Im  Jahre  1904/1905  half  argentinischer  Mais,  der  an  die 
untere  Donau  gebracht  wurde,  der  damaligen  Mißernte  Rumäniens 
ab,  das,  von  solchen  nicht  häufigen  Ausnahmsjahren  abgesehen, 
ein  hervorragendes  Getreideausfuhrland  ist.  Im  zweiten  Halbjahr 
1907  und  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1908  kam  es  zu  Ver- 
schifEungen  von  nordamerikanischem  und  namentlich  argentinischem 
Getreide  nach  dem  östlichen  Europa;  diesmal  waren  Mißernten 
in  der  Türkei  sowie  minder  günstige  Ernteergebnisse  in  Südrußland 
der  Anlaß  dazu.  Die  türkische  Regierung  hatte  bereits  Ende  September 
1907  die  Einfuhrzölle  von  elf  Prozent  des  Wertes  für  Getreide  auf- 
gehoben und  für  Mehl  auf  sechs  Prozent  ermäßigt.  Erst  Mitte  Fe- 
bruar, für  Konstantinopel  sogar  erst  Mitte  März  1908,  wurden  diese 
Zollerleichterungen  wieder  aufgehoben.  Eine  Verordnung  der  mexi- 
kanischen Regierung  vom  8.  Oktober  1909  sah  eine  fünfmona- 
tige Frist  vor,  während  welcher  Mais  zollfrei  nach  der  unter  einer 
Mißernte  leidenden  Republik  gebracht  werden  durfte;  diese  Frist 
wurde  sodann  bis  zum  30.  September  1910  verlängert.  Birmani- 
scher Reis  wendet  sich,  je  nach  den  besseren  oder  schlechteren 
Ernteverhältnissen  Indiens,  entweder  nach  Europa  und  Ostasien 
oder  nach  dem  indischen,  freüich  mit  Birma  zollvereinten  Nachbar- 
land. Als  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1907  China  von  einer 
empfindlichen  Hungersnot  bedrückt  wurde,  entstanden  hieraus 
Schwierigkeiten  für  das  westeuropäische  Reisgeschäft;  diese  Schwierig- 
keiten wiederholten  sich  im  zweiten  Halbjahr  1911  infolge  der  da- 
maligen Mißernte  in  den  zentralchinesischen  Reisgebieten  sowie  wegen 
der  Minderemten,  die  damals  der  Reisanbau  in  Französisch-Hinter- 
indien,  auf  Java  und  den  Philippinen  zu  verzeichnen  hatte,  und 
dauerten  bis  Mitte  1912  an.  Ebenso  führte  die  deutsche  Kartoffel- 
mißernte irti  Jahre  1911  zu  gewaltigen,  durch  Zollbefreiungen  er- 
leichterten Kartoffeleinfuhren  in  den  ersten  sieben  Monaten  des 
Jahres  1912,  die  viel  umfangreicher  waren,  als  der  gleichzeitige 
Rückgang  der  deutschen  Kartoffelausfuhr. 

Neben  den  ganz  besonders  wichtigen  Ernten  von  Getreide  mit 
Einschluß  von  Reis  kommt  bisweüen  auch  das  mehr  oder  weniger 
ungünstige  Ergebnis  der  Weinlese  n^)   in  Betracht,   wobei  noch 


1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  II  c  des  III.  Kapitels  im  vorliegenden  Band. 
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durch  das  Auftauchen  oder  Verschwinden  von  Peronospora  und 
Phylloxera  besondere  Verwicklungen  hervorgerufen  werden.  So  kam 
es  infolge  der  quantitativ  gegen  die  Vorjahre  stark  zurückstehenden 
1910  er  Weinlese  Frankreichs  zu  bedeutenden  französischen  Bezügen 
aus  dem  Auslande  (Spanien,  Portugal,  Griechenland  usw.)  in  den 
billigen  minderen  Sorten;  doch  die  übliche  Ausfuhr  der  feineren 
französischen  Weine  wurde  hiervon  kaum  berührt. 

Die  Ernten  der  Südfrüchte^),  namentlich  der  Oliven 
und  Mandeln,  weisen  (auch  abgesehen  von  der  verderblichen 
Wirksamkeit  eines  nicht  selten  in  Massen  auftretenden  Schädlings 
der  Ölbäume,  der  Mosca  Olearia)  nahezu  regelmäßige  Schwankungen 
großer  und  kleiner  Erträge  auf,  und  die  Erzeugungsgebiete  in  den 
Mittelmeerländern  haben  sich  herkömmlicher  Weise  sehr  oft  wechsel- 
seitig auszuhelfen.  Speziell  auf  Kreta  soll  ein  gutes  und  ein  schlechtes 
öljahr  mit  unfehlbarer  Regelmäßigkeit  abwechseln.  Anderwärts,  so 
in  Epirus,  Albanien,  Montenegro  und  in  Italien,  soll  diese  Regel- 
mäßigkeit nicht  in  gleichem  Maße  vorhanden  sein  und  nach  mehreren 
guten  Jahren  wieder  ein  schlechtes  kommen  oder  umgekehrt.  Wie 
bedeutende  Unterschiede  hierbei  in  Frage  kommen,  mag  den  Ziffern 
der  italienischen  Olivenemten  in  den  Kampagnen  1 907/1 908  und 
1908/1909  entnommen  werden:  bei  nahezu  unverändert  gleicher 
Anbaufläche  betrug  die  ölproduktion  im  früheren  Jahre  2,86 
imd  im  späteren  0,63  Mülionen  HektoHter. 

l  Im  Jahre  1911  hatte  in  Mitteleuropa  tmd  besonders  in  Deutsch- 
land die  Dürre  des  Sommers  und  beginnenden  Herbstes  zu  einer 
recht  spärlichen  Apfelernte  Anlaß  gegeben,  während  in  Nord- 
amerika (namentlich  in  Neuschottland)  die  klimatischen  Verhältnisse 
dem  Wachstum  der  Äpfel  günstig  waren.  Dies  ermöglichte  eine  be- 
sonders große  Äpfelausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  und  Kanadas 
nach  Deutschland  und  anderen  mitteleuropäischen  Ländern.  Eben- 
dieselbe mitteleuropäische  Dürre  bewirkte  auch  einen  empfindlichen 
Mangel  an  Zuckerrüben-Samen,  worin  gewisse  gleichzeitig 
klimatisch  begünstigte  russische  Gebiete  eine  reichliche  Ernte  auf- 
zuweisen hatten.  So  konnte  Rußland,  das  sonst  eher  Zuckerrüben- 
Samen  aus  Mitteleuropa  bezog,  1911/1912  hiervon  reichlich 
nach  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  zu  günstigen  Preisen 
abgeben. 

Die  Folgen  von  Mißernten  in  Futtermitteln  beschränken 
sich  nicht  auf  große,  ungewohnte  Versendungen  und  Bezüge  solcher 


1)  Vgl.  hierüber  Abteilung  VI  der  Anlage  XIX  im  vorliegenden  Band. 
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Artikel^)  sowie  auf  vorübergehende  Zollermäßigungen  für  diese 
Waren.  Hierbei  sind  auch  noch  wichtige  sekundäre  Ergebnisse  zu  ver- 
zeichnen :  durch  Preiserhöhung  der  Futtermittel  werden  massen- 
hafte Viehschlachtungen  unvermeidlich.  Dies  führt 
zuerst  zu  einer  exportfördernden  Preissenkung  für  Vieh,  Fleisch  und 
Häute;  dem  folgt  aber  wegen  des  hierdurch  bewirkten  Viehmangels 
ein  um  so  stärkeres  Steigen  der  Vieh-,  Fleisch-  und  Häutepreise  bald 
nach,  so  daß  sich  dann  wohl  gar  die  Notwendigkeit  ergibt,  die  ge- 
nannten Artikel  längere  oder  kürzere  Zeit  hindurch  aus  dem  Auslande 
zu  beziehen  oder  in  erhöhten  Mengen  einzuführen.  So  kann  die 
Ivcderfabrikation  stets  damit  rechnen,  daß  bald  dieses, 
bald  jenes  Bezugsgebiet  für  Häute  durch  Futtermangel  und  Vieh- 
schlachtungen zuerst  ergiebiger,  hierauf  unergiebiger  wird.  Nur  selten 
dürfte  aber  eine  Reihe  für  die  Lederfabrikation  ungünstiger  Um- 
stände derart  zusammentreffen,  wie  es  um  die  Wende  des  19.  zum 
20.  Jahrhundert  der  Fall  war.  Damals  wurden  durch  Dürren  in 
Indien  und  Australien  sowie  durch  den  Burenkrieg  in  Südafrika 
drei  der  wichtigsten  Produktionsgebiete  für  Häute  (und  Wolle)  schwer 
geschädigt,  und  die  Gerbereien  der  großen  Lederproduktionsgebiete 
mußten  in  allen  übrigen  Ländern  der  Erde  nach  dem  verteuerten 
Rohmaterial  Umschau  halten. 

Aber  nicht  nur  Mißernten  und  Dürren,  sondern  auch  über- 
reiche Ernten  können  unter  Umständen  eine  unerwartete, 
preissenkende  wirtschaftliche  Verlegenheit  darstellen,  die  zu  einer 
forzierten  Ausfuhr  ins  Ausland  und  zu  allerlei  ungewöhnlichen  Ge- 
schäftsabschlüssen mit  dem  Auslande  nötigt.  So  nahm  infolge  der 
überraschend  großen  brasilianischen  Kaffeernte  der  Kampagne 
1906/1907  die  schon  vorher  geplante  Kaffeevalorisierungs- 
Aktion^)  einen  unerwartet  großen  Umfang  an.  Auch  in  den  mediter- 
ranen Weinmonokultur- Ländern  (Frankreich,  Italien,  Spa- 
nien, Portugal,  Algerien)  erfuhren  die  dort  schon  seit  der  ersten 
Hälfte  der  1890  er  Jahre  zumeist  recht  unbefriedigenden  Verhältnisse 
des  Weingeschäftes^)  bei  ertragsreichen  Weinlesen  noch  weitere, 
zur  Ausfuhr  um  jeden  Preis  drängende  Verschlimmerungen,  und  gleich- 
zeitig wurde  der  Wert  der  gesamten  Weinlese  der  betreffenden  Mittel- 
meergebiete eben  durch  die  Überfülle  stark  herabgesetzt. 

^)  So  gab  z.  B.  die  Dürre  des  Sommers  191 1  dem  deutschen  Einfnhrhandel 
in  Futtermitteln  aller  Art  viel  zu  tun.  Sogar  aus  Indien  wurden  Futtergerste  und 
eine  „Gram"  genannte,  den  Kichererbsen  ähnliche  Hülsenfrucht  in  großen  Mengen 
bezogen.     Hierzu  kamen  starke  deutsche  Einfuhren  von  Kleie,  Ölkuchen  usw. 

2)  Vgl.  Kapitel  III,  Abteilung  II  a  Seite  88 — 96  im  vorliegenden  Band. 

3)  Vgl.  hierüber  im  vorliegenden  Band  das  III.  Kapitel,  Abteilung  II  a  xmd  II  c. 
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VII.   Rohölansbrüche. 

'  Hin  von  den  überreichen  Ernten  zwar  technisch  grundver- 
schiedenes, aber  diesen  wirtschaftlich  einigermaßen  verwandtes  Im- 
provisum  bilden  ungewöhnlich  große  Rohölausbrüche  in 
Petroleumbezirken.  Denn  auch  in  diesem  Falle  stellt  sich 
die  Abschiebung  der  unerwartet  stark  emporquellenden  Rohöl- 
mengen (in  rohem  oder  verarbeitetem  Zustand)  ins  Ausland  als 
nächstHegendes  Hüfsmittel  dar.  Bei  dieser  Gelegenheit  werden  wohl 
auch  Eroberungszüge  in  bisher  minder  eifrig  gepflegte  oder  noch 
gar  nicht  bearbeitete  Absatzgebiete  unternommen.  Seit  den  großen 
Rohölausbrüchen  in  Tustanowice  (Galizien),  also  etwa  seit  Mai  1907 
begann  sich  die  österreichische  Petroleumindustrie  mit  größerem 
Nachdruck  als  vorher  um  Exporttarife  auf  den  Eisenbahnen,  aus- 
wärt^e  Absatzgebiete  usw.  zu  kümmern.  Seither  datiert  ein  nam- 
hafter Aufschwung  ihrer  Ausfuhr i),  aber  zugleich  auch  die  verschärfte 
Feindseligkeit  des  mit  der  österreichischen  Industrie  in  Deutschland 
und  Westeuropa  konkurrierenden  nordamerikanischen  Petroleum- 
trusts, der  Standard  Oil  Company. 

VIII.   Erdbeben. 

Die  ebenso  unerwarteten  als  beträchtlichen  Schäden,  die  stärkeren 
Erdbeben  entspringen,  sind  öfters  nur  mittels  größerer  Einfuhren 
ausländischer  Waren  zu  decken,  zumal  wenn  sich  solche  Erdbeben 
in  industriell  weniger  entwickelten  lyändem  ereignen.  Ein  Beispiel 
hierfür  bot  das  zentralchilenische  Erdbeben  vom  16.  August 
1906  mit  einer  auf  200 — 300  Millionen  Pesos  geschätzten  Schaden- 
summe an  zerstörten  Häusern  und  Warenvorräten,  die  wiederher- 
zustellen und  zu  erneuem  waren.  Chile  gewährte  auch  große  Zoll- 
ermäßigungen für  Materialien  zum  Wiederaufbau  von  Valparaiso. 
Ahnliche,  weim  auch  schwächere  Wirkungen  zeitigte  das  Erdbeben 
von  SanFrancisco  vom  19.  April  1906,  das  in  einem  industriell 
entwickelten  Hochschutzzoll-Lande  stattfand;  immerhin  belebte  der 
Bedarf  San  Franciscos  an  Zement  und  Baustahl  einige  Zeit  hindurch 
die  deutschen,  englischen  und  belgischen  Märkte,  wie  auch  die  Ver- 
sendung der  nach  Chile  und  Kalifornien  transportierten  Materialien 
dem  internationalen  Schiffsfrachtenmarkt  zugute  kam. 

Wie  anregend  das  kalifornische  Erdbeben  vom  Aprü  1906  auf 
die  Einfuhr  von  San  Francisco  wirkte,  ist  daraus  zu  ersehen,  daß  die 

1)  Der  seit  191 1  zu  verzeichnende  Rückgang  der  galizischen  Erdölproduktion 
dürfte  nur  eine  vorübergehende  Erscheinung  sein,  wie  bereits  aus  der  Produk- 
tio  nszunahme  im  ersten  Halbjahr  1914  zu  entnehmen  war. 
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Einfuhr  dieses  Platzes  von  58,6  Millionen  Dollar  im  Jahre  1905  auf 
75,2 Millionen  im  Erdbebenjahre  1906  und  85,8 Millionen  im  Jahre  1907 
stieg.  Ein  bemerkenswertes  Detail  ist  einem  Berichte  des  italienischen 
offiziellen  Weinhandeis-Berichterstatters  in  New  York,  Guido  Rossani, 
zu  entnehmen:  In  San  Francisco  wurden  durch  das  Erdbeben 
12 — 15  Millionen  Gallons  Wein  im  Werte  von  zwanzig  Millionen 
Franken  vernichtet,  was  ungefähr  der  Hälfte  einer  kalifornischen 
Durchschnittsemte  gleichkam.  Dieser  Vorfall  erwies  sich  für  den 
italienischen  Weinabsatz  um  so  günstiger,  als  das  I^ager  italienischer 
Weine  in  San  Francisco  zufällig  gerettet  wurde. 

Über  das  große  Erdbeben,  das  nicht  lange  nach  jenen  in  Kali- 
fornien und  Chile  auf  der  britischen  Antilleninsel  Jamaika  statt- 
fand, bemerkt  ein  Bericht  des  deutschen  Konsulats  im  dortigen 
Hauptort  Kingston^):  „Am  14.  Januar  1907  fand  auf  Jamaika 
ein  starkes  Erdbeben  statt;  es  richtete  große  Zerstörung  in  den 
Kirchspielen  Kingston,  Port  Royal  und  St.  Andrew  an.  Die  Zerstörung 
in  Kingston  wurde  noch  durch  eine  Feuersbrunst  vergrößert,  die  im 
Geschäftsteil  der  Stadt  ausbrach.  Es  kamen  etwa  1000  Menschen 
ums  lieben.  Der  Wert  der  zerstörten  Gebäude  wird  auf  etwa  i  500  000 
und  der  Wert  der  anderen  zerstörten  Güter  auf  etwa  500  000  Pfund 
Sterling  geschätzt.  In  dem  Geschäftsteil  von  Kingston  werden  die 
Gebäude  aus  Zementkonkret,  verstärkt  durch  Eisen  oder  Stahl 
(reinforced  cement  concrete),  wieder  aufgebaut,  woraus  sich  die 
vergrößerte  Einfuhr  von  Zement  und  Roheisen 
erklärt.  Die  vernichteten  lyebensmittel,  Getränke 
Hausgeräte,  Möbel,  Kleidungsstücke  und  Ge- 
webe mußten  ersetzt  werden,  weshalb  sich  auch  die  Einfuhr 
dieser  Waren  vergrößert  hat." 

Bedeutende  kommerzielle  Wirkungen  gingen  auch  von  jenem 
furchtbaren  Erdbeben  aus,  das  am  Morgen  des  28.  Dezember  1908 
das  südwestliche  Kalabrien  sowie  das  nordöstliche  Sizilien,  besonders 
Messina  undReggio,  verwüstete.  Der  Wiederaufbau  der 
zerstörten  Städte,  namentlich  Messinas  erfolgte  nicht  so  rasch  und 
gründlich,  als  es  unter  dem  Einflüsse  angelsächsischer  Entschlossen- 
heit in  Kalifornien  und  auf  Jamaika  oder  gemäß  der  Notwendigkeit, 
für  den  ersten  Hafen  des  Landes  zu  sorgen,  in  Chüe  der  Fall  gewesen 
war.  Immerhin  wurde,  im  Verhältnis  zur  matter  pulsierenden  Energie 
Süditaliens,  bedeutendes  geleistet.  Für  den  internationalen  Handels- 
verkehr kam  insbesondere  der  Umstand  in  Betracht,  daß  Italien  als 


^)  Siehe  Oktoberheft  1908  des  „Deutschen  Handelsarchiv"  (Berichte). 
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waldarmes  Land  den  Erdbebengebieten  gerade  dasjenige  nicht  bieten 
konnte^  was  sie  am  dringendsten  brauchten :  H  o  1  z  als  Material 
für  die  neuen  Häuser  und  für  die  noch  viel  zahlreicheren  provisorischen 
Bauten,  in  welchen  die  allmählich  wieder  anwachsende  Bevölkerung 
Messinas  lange  Zeit  hindurch  hauste.  In  Österreich-Ungarn,  Rumänien 
und  Südrußland  wurde  der  Holzmarkt  durch  den  bedeutenden 
sizilianischen  Bedarf  insbesondere  im  ersten  Halbjahr  1909  belebt; 
namentlich  die  (bis  dahin  noch  von  der  im  Herbst  1907  ausgebrochenen 
internationalen  Krise  her)  im  Preis  gesunkenen  Fichtenhölzer 
minderer  Qualität  erzielten  bessere  Preise.  Da  die  italienischen 
Holzhändler  sofort  nach  dem  Erdbeben  ihre  Vorräte  nach  Messina 
sandten,  mußten  sie  die  abgestoßenen  Mengen  in  den  nächsten 
Monaten  Wieder  erneuem.  Dabei  wurden  aus  dem  Ausland  nicht  nur 
einfache  Sägewaren  bezogen,  sondern  auch  allerlei  mehr  oder  weniger 
bearbeitete  Bauhölzer;  die  letztgenannte,  besonders  rasche  Aushilfe 
war  durch  die  niedrigen  Sätze  und  Zollbefreiungen  des  italienischen 
Vertragstarif  es  für  Holzwaren  ermöglicht  worden. 

IX.   Brände. 

Brände,  die  ganze  Städte  verheeren,  wirken  im  Falle  des  Wieder- 
aufbaues in  kommerzieller  Beziehung  ähnlich  wie  Erdbeben,  und 
Erderschütterungen  führen  bisweüen  gerade  durch  die  von  ihnen 
veranlaßten  Brände  die  größten  Zerstörungen  herbei,  wie  es  besonders 
in  San  Francisco  im  April  1906  der  Fall  war.  So  wurde  auf  das  große 
Brandunglück  in  Adrianopel  von  Ende  1905  eine  Zeitlang 
(besonders  Ende  1906  und  anfangs  1907  nach  erteüter  Erlaubnis 
zum  Wiederaufbau  des  durch  den  Brand  zerstörten  Stadtteiles)  in 
den  Exportfachblättern  als  eine  gute  Konjunktur  für  Baumaterialien, 
Gegenstände  für  Hauseüirichtimg  usw.  hingewiesen. 

Femer  machen  Fabriksbrände,  besonders  in  kleinen  Zoll- 
gebieten, ein  Land,  das  seinen  Bedarf  in  bestimmten  Artikeln  bisher 
selbst  befriedigen  konnte,  plötzlich  in  diesen  Waren  einfuhrbedürftig. 
So  brach  am  30.  August  1907  in  der  einzigen  Zündholz- 
fabrik Bulgariens,  in  Kostenetzbanja  (in  der  Nähe  von 
Beiiowa),  die  zwei  Jahre  vorher  abgebrannt  und  neu  errichtet  worden 
war,  abermals  Feuer  aus,  das  großen  Schaden  verursachte.  Die  Fabrik 
war  gerade  vor  kurzem  dafür  eingerichtet  worden,  die  Bedürfnisse 
des  staatlichen  Zündholzmonopols  zu  decken,  die  bisher  vom  Ausland 
befriedigt  worden  waren. 

Aber  auch  in  größeren  Zollgebieten  ist  ähnliches  möglich.  So 
brannten  am  26.  Febmar  1907  die  in  Weißenbach  an  der 
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Triesting  (Niederösterreich)  befindlichen  Nadlerwerke 
(Druckknopffabrik)  der  Firma  William  Prym  ab.  Im  Anschluß  an 
die  Brandbeschreibung  hieß  es  nun,  sichtlich  von  der  Firma  selbst 
veranlaßt,  in  den  Wiener  Zeitimgen:  „Die  Firma  besitzt  auch  Fabriks- 
etablissements in  Deutschland  und  wird,  da  gerade  die  Saison  beginnt, 
einen  Teil  des  Fabrikates  trotz  des  Zolles  in  Deutschland  herstellen 
lassen". 

An  weiteren  Beispielen  wären  noch  zu  erwähnen:  Nach  dem 
Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats  in  Braila  für 
1907  kam  es,  infolge  eines  Brandunglücks  in  einer  der  beiden 
rumänischen  Fabriken  für  Fenster-  und  Tafelglas 
im  Jahre  1907,  zu  einer  Steigerung  der  rumänischen  Glaswareneinfuhr 
von  2164  q  im  Jahre  1906  auf  5451  q  im  Jahre  1907;  hiervon  lieferte 
Belgien  allein  2586  q  Fenster-  und  Tafelglas. 

Am  21.  Mai  1908  wurde  die  große  Zementfabrik  in 
Slemmesstad,  die  einzige  Norwegens,  die  eine  den  ganzen 
Verbrauch  des  Landes  deckende  Menge  von  ungefähr  250  000  Faß 
jährlich  erzeugt,  durch  eine  Feuersbrunst  zerstört.  Daher  mußte 
im  Jahre  1908  der  überwiegende  Teil  des  norwegischen  Zementbedarfes 
mittels  Einfuhr  aus  dem  Auslande  befriedigt  werden.  Der  sofort 
in  Angriff  genommene  Neubau  der  Fabrik  soll  nicht  nur^)  jede  Einfuhr 
ausländischer  Ware  überflüssig  machen,  sondern  auch  einen  Überschuß 
für  die  Ausfuhr  liefern. 

Ein  britischer  Konsularbericht  vom  Februar  1909  über  den 
sizilianischen  Schwefelbergbau,  der  schon  seit  Jahren  durch  die 
ungemein  billig  arbeitende  nordamerikanische  Konkurrenz  in 
Schwierigkeiten  geraten  war,  bemerkt,  daß,  angesichts  der  inter- 
nationalen preisdrückenden  Überproduktion,  sogar  der  Brand 
einer  Schwefelraffinerie  in  Marseille  mit  großen 
Verlusten  an  Vorräten  in  Sizüien  als  vorübergehende  Erleichterung 
empfunden  wurde. 

Als  am  17.  April  1910  ein  Schadenfeuer  in  der  Belgrader 
Zuckerfabrik,  der  damals  einzigen  Serbiens,  ein  Magazin  mit 
9000  q  Raffinade  vernichtete,  glaubte  man  allgemein,  es  würde  durch 
eine  Zollherabsetzung  der  Bezug  der  verlorenen  Menge  aus  dem  Aus- 
land erleichtert  werden.  Die  serbische  Regierung  zog  es  aber  vor, 
die  Bevölkerung  während  der  letzten  Monate  der  Kampagne  1909/1910 
unter  hohen  Zuckerpreisen  leiden  zu  lassen,  und  die  erwartete  Ein- 
fuhr unterblieb. 


1)  Vgl.   den  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulats  in 
Christiania  für  igo8. 
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X.  Wassermangel. 

Auch  Wassermangel,  wasserarme  Sommer 
wirken  auf  den  Gang  einzelner  Industrien  der  betroffenen  Gebiete 
störend  ein  und  werden  hierdurch  für  andere  Länder  zur  Grundlage 
von  allerlei  kaum  erwarteten  Ausfuhrkonjunkturen.  Es  handelt  sich 
insbesondere  um  solche  Industrien,  die  von  Wasserkräften  abhängig 
sind,  sei  es  daß  diese  direkt  die  Triebkraft  liefern,  sei  es  daß  die 
Wasserkräfte  vorerst  eine  Umsetzung  in  elektrische  Energie  erfahren. 
Hierdurch  wird  insbesondere  auf  die  Holzstoffindustrie 
und  in  weiterer  Folge  auch  auf  die  Papierindustrie  Mittel- 
europas und  Skandinaviens  (mit  Einschluß  Finnlands)  bisweilen  ein 
weitgehender  Einfluß  ausgeübt,  und  die  internationalen  Wettbewerbs- 
verhältnisse der  genaimten  Fabrikationen  erfahren  entsprechende 
Verschiebungen.  Als  z,  B.  im  Herbst  igo6  die  Seidenspinne- 
reien- und  Zwirnereien  Italiens,  Frankreichs 
und  der  Schweiz  über  die  von  ihnen  benötigten  Wasserkräfte 
nicht  verfügten,  entstand  dort  ein  empfindlicher  Mangel  an  einzelnen 
Rohseidesorten;  dies  kam  der  einschlägigen  Produktion  Ungarns 
zugute,  die  Dampfbetrieb  verwendete.  Die  erwähnte  Trockenheit, 
die  sich  bis  in  den  Winter  1906/1907  hinein  fortsetzte,  bewirkte  auch 
eine  bedeutende  Vermehrung  der  italienischen  Kohlen- 
einfuhr (über  Genua),  da  die  Flüsse  Adda,  Tessin  und  Brembo, 
deren  Wasserkräfte  zur  Speisung  der  mittels  Elektrizität  betriebenen 
Fabriken  Oberitaliens  dienen,  nahezu  austrockneten  und  die  fehlende 
Wasserkraft  durch  Kohle  ersetzt  werden  mußte. 

Von  besonderem  Einfluß  auf  die  namentlich  von  Norwegen 
aus  betriebene  Eisausfuhr  ^)  sind  milde,  schneearme  Winter, 
namentlich  mit  darauffolgenden  heißen,  trockenen  Sommern,  in 
Mittel-  und  Westeuropa.  So  bewirkten  die  nicht  gerade  kalten  Winter 
der  Jahre  1905/1906  und  1909/1910  zusammen  mit  den  heißen, 
trockenen  Sommern  der  Jahre  1906  und  1910  eine  ungemein  starke 
Zunahme  der  deutschen  Eiseinfuhr,  die  vorwiegend  aus  Nor- 
wegen stammt.  Wenn  nämlich  das  billiger  zu  gewinnende  Natureis 
zu  haben  ist,  wird  es  dem  teuerem  Kunsteis  und  ausländischen  Natureis 
immer  vorgezogen,  wenn  auch  das  letztere  für  den  großen  Sommer- 
bedarf nie  ganz  entbehrt  werden  kann^).  So  betrug  die  deutsche  Eis- 
einfuhr in  den  normalen  Jahren  1903,  1905,  1907,  1908  und  1909 


M  Vgl.  „Arbeitsmarkt-Korrespondenz"    vom  11.  Juli  1910  und  25.  Juli  191 1. 

2)  Seit  1 9 1 2  datirte  auch  ein  namhafter  Aufschwung  der  das  ausländische  Natur- 
eis konkurrenzirenden,  billig  liefernden  deutschen  Kunsteisfabrikation.  Vgl.  über 
Norwegens  Natureisausfuhr  Abteilung  II  der  Anlage  XIII. 
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573  i8o  q,  394  730  q,  141  048  q,  225  293  q  und  134  232  q,  dagegen 
im  Jahre  1906  2,96  und  im  Jahre  1910  2,43  Millionen  q.  Der  Preis 
des  eingeführten  Natureises  beträgt  etwa  0,80 — 0,90  Mark  pro  q. 

XI.   Orkane. 

Gelegentlich  können  auch  heftige  Wirbelstürme  (Taifune)  in 
kleineren  Gebieten  gewaltige  Zerstörungen  an  Schiffen,  Häusern, 
Warenlagern,  Feldern,  Bäumen  usw.  anrichten,  zu  deren  Wieder- 
gutmachung die  Produktion  des  Auslandes  in  bedeutendem  Aus- 
maß herangezogen  werden  muß.  Zwei  denkwürdige  Ereignisse 
dieser  Art  waren  die  furchtbaren  Taifune,  die  am  18.  September 
1906  und  am  27.  Juli  1908  Hongkong  heimsuchten.  Die  Kata- 
strophe des  Jahres  1906  kostete  etwa  6 — 10  000  Menschen  das  Leben 
und  zerstörte  zahlreiche  größere  und  kleine  Schiffe  und  Häuser,  mit 
einem  auf  drei  Millionen  Pfund  Sterling  geschätzten  Gesamtver- 
lust; jene  des  Jahres  1908  war  zwar  stärker,  nach  der  Gewalt  des 
Sturmes  bemessen,  richtete  aber  weniger  Schaden  an,  da  das  meteoro- 
logische Observatorium  in  Hongkong  diesmal  rechtzeitig  Warnungen 
nach  dem  Hafen  hin  hatte  ergehen  lassen.  Dafür  wurde  aber  die 
unweit  gelegene,  südchinesische  Großstadt  Kanton  vom  Sturm 
gestreift,  was  beim  ersterwähnten  Taifun  nicht  der  Fall  gewesen  war. 
Am  17.  August  1913  wurden  Hongkong  und  Umgebung  von  einem 
furchtbaren  Taifun  betroffen,  der  namentlich  in  der  portugiesischen 
Kolonie  M  a  c  a  o  schwere,  Ersatz  durch  Neuanschaffungen  erhei- 
schende Verheerungen  anrichtete. 

Minder  umfangreiche  Zerstörungen,  die  aber  gleichfalls  durch 
Warenbezüge  aus  dem  Ausland  wenigstens  zum  Teüe  ersetzt  werden 
müssen,  richten  derartige  furchtbare  Wirbelstürme  gelegentlich  auf 
kleineren  ozeanischen  Inseln  oder  Inselgruppen  an. 
Ohne  Hilfe  der  betreffenden  Kolonialregierungen  oder  Missionen 
sind  die  Bewohner  solcher  insularer  Gebiete  des  Stillen  Ozeans  nahezu 
dem  Hungertod  preisgegeben.  Zwei  Beispiele  hierfür,  beide  aus 
dem  Jahre  1907,  worüber  ausführliche  offizielle  Berichte  vorliegen, 
betrafen  Inselgruppen  der  deutschen  Besitzungen 
in  Ozeanien,  und  zwar  am  27.  März  die  Mortlockinseln  im 
deutschen  Anteü  an  den  Salomonsinseln  und  am  28./30.  März  die 
Ollai-Inselgruppe  (oder  Ulie)  auf  den  Westkarolinen.  Ein  dritter 
Fall,  in  dem  die  deutsche  Regierung  durch  lyebensmittelzufuhren 
rasch  eingreifen  mußte,  betraf  die  am  10.  November  1913  von  einem 
Wirbelsturm  schwer  hergenommene  Insel  Rota  im  Südteil  der 
Marianen-Inselgruppe. 
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Xn.  Fischzüge  ^). 
Wenn  die  nutzbaren  Fische  (Häringe,  Sardinen,  Stockfische 
usw.)  ihre  Massenzüge  aus  bisher  unbekannten  Gründen  von 
einer  Küste  an  die  andere  oder  etwa  gar  ins  hohe  Meer  hinaus  ver- 
legen, dann  muß,  abgesehen  von  der  Schädigung  der  betreffenden 
Fischerbevölkerung,  die  fehlende  Fischmenge  wenigstens  zum  Teü 
aus  dem  Auslande  bezogen  werden.  Ein  Beispiel  hierfür  büdet  das 
Fernbleiben  der  Sardinen  von  den  Küsten  der  Bretagne  im 
Herbst  1902.  Seither  sind  Fischzüge  an  den  Küsten  der  Bretagne 
wieder  etwas  zahlreicher  geworden  als  im  Unglücksherbst  1902,  da 
für  die  notleidenden  Fischer  öffentlich  gesammelt  wurde,  standen 
aber  noch  immer  hinter  jenen  vom  Herbst  1901  an  Umfang  be- 
deutend zurück.  Dies  hatte  eine  namhafte  Vermehrung  der  fran- 
zösischen Sardineneinfuhr  zur  Folge  (z.  B.  im  Jahre  1906  6,95  Millionen 
Kilogramm).  Während  an  den  Küsten  der  Bretagne  noch  immer 
Mangel  herrschte,  erschienen  im  Januar  1910  an  der  Küste  von 
Schleswig-Holstein  außerordentliche  Mengen  von  Sprotten, 
was  der  deutschen  Fischerei  und  Seefischausfuhr  zugute  kam.  Von 
einem  ähnlichen  Mißgeschick  wie  die  Bretagne  im  Jahre  1902  wurde 
die  dalmatinische  Fischerei  im  Jahre  1907  betroffen.  Der 
Sardellenfang  begann  zwar  im  Mai  und  Juni  1907  nicht 
unbefriedigend.  Aber  der  später  eingetretene  Sardellenmangel,  der 
von  den  Fischern  den  im  Jahre  1907  in  großen  Mengen  aufgetretenen 
Delfinen  zugeschrieben  wurde,  machte  es  notwendig,  gesalzene  Ware 
von  den  nordafrikanisch-spanischen  Küsten  her  für  die  Sardinen- 
und  Sardellenfabrikation  in  Comisa  (auf  der  Insel  I/issa)  einzuführen. 

Xin.  Epidemien. 

Epidemien  büden  eine  glänzende  Konjunktur  für  das  Drogen- 
und  Chemikaliengesc  häft  (Arzneien  und  Desinfektions- 
mittel) des  In-  und  Auslandes.  So  heißt  es  z.  B.  im  Bericht  der 
Berliner  Firma  Brückner,  Lampe  &  Comp,  über  den  deutschen 
Drogen-  und  ChemikaHenhandel  im  Jahre  1907  bei  einer  Aufzählimg 
der  ungünstigen  Momente  des  genannten  Jahres:  „Krieg  und 
Epidemien,  die  noch  im  Jahre  1906  von  großem  Einfluß  auf  den 
Handel  mit  Drogen  und  ChemikaHen  waren,  blieben  im  Jahre  1907 
aus."  Dieselbe  Berliner  Firma  erwähnt  in  ihrem  Bericht  über  das 
Jahr  1911  unter  den  für  das  Ausfuhrgeschäft  günstigen  Momenten: 
„Das  Ausland,  besonders  der  ferne  Osten,  verlangte  zur  Bekämpfimg 


1)  Siehe  Abteilung  V  der  Anlage  XXI,  Seite  600  vorliegenden  Bandes. 
S  c  h  i  1  d  e  r.    II.  45 
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der  P  e  s  t  ^)  Desinfektionsmittel  in  großen  Mengen."  Die  zeitweilig, 
so  z.  B.  im  zweiten  Halbjahr  1909  und  1910,  in  Rußland  verhältnis- 
mäßig heftig  auftretenden  Choleraepidemien  bildeten  für  die  Drogen- 
und  Chemikalienausfuhr  Deutschlands  sowie  anderer  Staaten  immer 
eine  günstige  Absatzgelegenheit. 

Unter  Umständen  können  auch  Viehseuchen  ähnlich  an- 
regend auf  den  Außenhandel  einwirken.  Während  der  letzten  Monate 
des  Jahres  1910  verbreitete  sich  durch  eingeschmuggeltes  rumänisches 
Vieh  die  Maul-  und  Klauenseuche  der  Rinder  über  ausgedehnte 
Teüe  von  Österreich-Ungarn.  Hierdurch  wurde  die  Leistungsfähigkeit 
der  Viehzucht  des  Reiches  sehr  beeinträchtigt  und  auf  die  Regierungen 
der  habsburgischen  Monarchie  ein  fast  unwiderstehlicher  Zwang 
ausgeübt,  mit  der  Einfuhrerlaubnis  für  Fleisch,  zuerst  in  kleineren 
Mengen  aus  Argentinien,  sodann  in  regelmäßig  kommenden  größeren 
Mengen  aus  den  Balkanländern  ^),  nicht  länger  zu  zögern.  Überdies 
ging  die  Milch-  und  Buttererzeugung  infolge  der  genannten  Seuche 
namhaft  zurück,  und  die  Wiener  Buttergroßhändler  sahen  sich 
bereits  im  November  1910  gezwungen,  sich  einen  Teil  ihres  Bedarfes 
für  alle  Fälle  in  Dänemark  zu  sichern,  das  seither  eine  bedeutende 
Butterbezugsquelle  für  Österreich-Ungarn  geblieben  ist. 

XIV.    Praktische  Eonsequenzen. 

Zum  Schlüsse  wäre  noch  auf  folgenden,  nicht  unwichtigen  Ge- 
sichtspunkt hinzuweisen:  Die  verschiedenen,  unter  der  Gesamtbe- 
zeichnung „Improvisa"  zusammengefaßten  Unannehmlichkeiten  und 
Katastrophen  sollten  sowohl  für  Bxportkaufleute  größeren  Stils  als 
auch  für  aufstrebende  Exporteure  kleineren  Kalibers,  ferner  für 
Exportförderungsinstitute  öffentlichen  und  privaten  Charakters  sowie 
für  kommerzielle  Fachblätter  und  Fachschriftsteller  stets  einen  Gegen- 
stand gespannter  Aufmerksamkeit  und  eindringlichen  Studiums  bilden. 
Denn  die  Begriffe  Improvisa  und  Konjunkturen  decken 
sich  häufig,  wenn  auch  natürlich  nicht  immer.    Es  fehlt  sogar  nicht 


^)  Bs  handelt  sich  um  jenen  furchtbaren  Ausbruch   von  Lungenpest  in   der 
Mandschurei,  der  November  191  o  zuerst  in  Charbin  auftrat,  in  den  ersten  Monaten 
des  Jahres  191 1  am  schreckhchsten  wütete,  auch  nach  den  chinesischen  Provinzen 
Petschili  und  Schantung  übergriff  und  erst  gegen  Mitte  April  erlosch. 
.  2)  Der  Handelsvertrag  Österreich-Ungarns  mit  Rumänien  datiert  zwar  vom 

*  3.  April  1909,  trat  aber  erst  am  i.  September  1910  in  Kraft;  der  Vertrag  mit  Serbien 
vom  14./27-  Juli  1910  trat  am  23.  Januar  191 1,  jener  mit  Montenegro  vom  6.  Februar 
191 1  vollständig  erst  am  11.  März  1912  in  Kraft;  der  (parlamentarisch  unerledigt 
gebliebene)  Vertrag  mit  Bulgarien  kam  sogar  erst  Ende  März  191 2  zustande.  Alle 
diese  Verträge  enthalten  Einfuhrerlaubnisse  für  geschlachtetes  Vieh. 
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an  Beispielen  dafür,  daß  auf  dem  Weltmarkt  hervorragende  In- 
dustrien längere  Zeit  hindurch  entscheidende  oder  wenigstens  imge- 
mein  anregende  Beeinflussungen  durch  einander  ablösende  Improvisa 
erfuhren. 

Abgesehen  von  der  bereits  erwähnten  Lederfabrikation  (vgl.  Ab- 
teilung VI  dieser  Anlage)  wäre  hier  insbesondere  die  mittel- 
europäische Zuckerindustrie  zu  nennen.  Ihr  kam 
zuerst  jene  von  der  Mitte  der  1890  er  Jahre  bis  in  die  ersten  Jahre 
des  20.  Jahrhunderts  wirksame  Störung  der  kubanischen  Zucker- 
industrie zugute,  die  mit  dem  Aufstand  gegen  Spanien  und  dem 
nachfolgenden  spanisch-amerikanischen  Krieg  zusammenhing;  von 
1904  an  bis  1907  spielte  die  Schwächung  der  russischen  Zucker- 
industrie durch  Krieg  und  Revolution  eine  ähnliche  Rolle.  Die  seit 
1907  allmählich  eingetretene  Erholung  der  russischen  Zuckerindustrie 
von  jenen  Schlägen,  die  sie  durch  den  Krieg  und  die  Revolution  er- 
litten hatte,  wurde  im  Herbste  1909  durch  eine  ungünstige  Rüben- 
ernte Rußlands  unterbrochen.  Hierdurch  wurde  anderen  euro- 
päischen Rübenzucker-Industrien  der  Wettbewerb  auf  gemeinsamen 
Märkten,  wie  Türkei,  Ägypten,  Großbritannien  usw.,  erleichtert,  und 
im  Juli  1910  konnte  die  russische  Regierung,  in  Anbetracht  der 
Zuckerteuerung  auf  dem  dortigen  Markt,  nicht  umhin,  vorübergehend 
sogar  die  Einfuhr  von  Zucker  aus  dem  Ausland  (Österreich-Ungarn) 
zu  ermäßigten  Zöllen  zu  gestatten.  Rußlands  kriegerische  Betätigung 
und  revolutionäre  Wirren  in  den  Jahren  1904 — 1907,  die  sich  für 
die  mitteleuropäische  Zuckerindustrie  so  bedeutsam  erwiesen^),  belebten 
auch,  vermöge  ihrer  ungünstigen  Einwirkung  auf  die  transkaukasi- 
schen Erdöldistrikte  2),  die  österreichische,  rumänische,  nordamerika- 
nische Erzeugung  und  Ausfuhr  von  Petroleum. 

Auch  der  namhafte  Aufschwung  der  deutschen 
Ausfuhr  in  den  Jahren  1904 — 1907,  der  nicht  einmal  durch  die 
seit  I.  März  1906  in  Kraft  getretenen,  zumeist  viel  höheren  Zoll- 
tarife der  Absatzgebiete  und  minder  günstigen  Handelsverträge 
Deutschlands  behindert  wurde,  dürfte  nicht  allein  auf  die  gleichzeitige 
ansteigende  Richtung  der  internationalen  Konjunktur  zurückzuführen 
sein;  hierbei  kam  wohl  auch  die  geschickte,  schnelle  und  wagemutige 


1)  Es  ist  als  eiu  ganz  besonderes,  selten  vorkommendes  und  wahrscheinlich 
auch  bald  vorübergehendes  Mißgeschick  aufzufassen,  daß  im  Frühjahr  1914  nach 
zwei  günstigen  europäischen  Zuckerernten  eine  umfangreiche  Zuckerernte  auf 
Kuba  eintrat  und  gleichzeitig  der  Verbrauch  infolge  ungünstiger  internationaler 
Konjunktur  darniederlag. 

*)  Vgl.  hierüber  auch  Abteilung  VII  dieser  Anlage. 

45* 
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Art  in  Betracht,  in  welcher  die  deutschen  Geschäftskreise  allerlei 
damalige  Improvisa  auszunützen  wußten,  so  z.  B.  den  russisch- 
japanischen Krieg  (Lieferung  von  allerlei  Kriegs-  und  Sanitätsmaterial 
sowie  von  Schiffen),  die  der  Tätigkeit  der  russischen  Industrie  sehr 
hinderlichen  revolutionären  Unruhen,  die  Erdbebenkatastrophen  in 
Kalifornien  und  Chile  im  Frühjahr  und  Sommer  1906  usw.  Dem- 
gemäß erscheinen  die  Improvisa  von  gleicher 
Wichtigkeit  für  den  praktischen  Betrieb  des 
Ausfuhrhandels  und  der  Exportförderung  wie 
für  die  t  h  eo  r  e  t  is  che  Er  k  enn  t  n  is  der  weltwirt- 
schaftlichen Vorgänge. 


709 


Anlage  XXV. 

Die  „Tascabili'';  ein  Beitrag  zum  Schmuggelthema. 

In  Abteilung  II  des  VII.  Kapitels  (II.  Band)  wurden  Waren 
von  größerem  Wert  bei  geringem  Gewichte 
oder  auch  Waren  von  mäßigem  Wert,  die  aber  wegen  ihrer 
Kleinheit  leicht  verborgen  werden  können,  als  die 
geeignetsten  Gegenstände  der  Schmuggeltätigkeit  bezeichnet.  Hierbei 
wurde  an  den  italienischen  Zollausdruck  „Tascabili"  erinnert. 
Dieser  besagt  wörtlich:  Dinge,  die  man  leicht  in  der  Tasche  (tasca), 
dem  Reisekoffer  e.  c.  verbergen  kann.  So  enthält  z.  B.  eine  öster- 
reichische Verordnung  vom  i.  Juli  1909  (Nr.  loi  des 
Reichsgesetzblattes  vom  10.  Juli  1909)  eine  Liste  jener  ausländischen 
unverzollten  Waren,  deren  Lagerung  im  Freigebiet  von 
T  r  i  e  s  t ,  behufs  Erschwerung  des  Schmuggels,  nur  in  Spezial- 
magazinen  (unter  besonderer  gefäUsamtlicher  Überwachung  stehenden 
Magazinen)  gestattet  ist. 

Diese  Liste  enthält  fast  durchwegs  „Tascabili",  so  allerlei 
„kleinere  und  leicht  versteckbare  Gegen- 
stände" aus  verschiedenen  Textilstoffen,  wie  Tüchel, 
Sacktücher,  Möbelnetze,  Band-,  Posamentier-,  Knopf-  und  Wirk- 
waren, Spitzen,  Besatzartikel,  Krawatten,  Stoffhandschuhe  e.  c; 
künstliche  Blumen,  Schmuckfedem,  künstliches  Federpelzwerk, 
Perrückenmacherarbeiten,  Hüte  und  Kappen  aller  Art,  Fächer, 
Regen-  und  Sonnenschirme,  Besatzartikel,  Kleidungen, 
Wäsche  und  Putzwaren,  auch  Kleidungen  aus  Gummistoffen  und 
elastischen  Geweben;  allerlei  „kleinere  leicht  versteckbare  Waren" 
aus  Holz  sowie  anderen  Drechsler-  und  Schnitzstoffen,  femer  aus 
Stroh,  Rohr,  Bast  und  dgl.,  aus  Papier,  Pappe  und  Leder, 
Kautschuk  und  Guttapercha,  Wachstuch,  Linoleum,  Glas, 
Ton,  Porzellan,  Steinmaterial,  Eisen  und  Stahl  sowie  anderen 
unedlen  Metallen,  wenn  in  Verbindung  mit  „feinsten 
Materialien  *)"  oder  mit  Montienmgen  aus  Edelmetallen  sowie 

^)  Solche  „feinste  Materialien"  sind  nach  dem  österreichisch-ungarischen  Zoll- 
tarif vom  13.  Februar  1906  z.  B.  Elfenbein,  Perlmutter,  Bernstein,  Halbedelsteine, 
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ebensolche  Bürstenbinder-  und  Siebmacherwaren;  Spielkarten; 
kleinere  Gegenstände  aus  Pelzwerk,  konfektioniert;  Galan- 
teriewaren (Nippes,  Toilettegegenstände),  Herren-  und 
Frauenschmuck,  Spielwaren  und  dergleichen  leicht 
versteckbare  Gegenstände;  Imitationen  von  echten  Perlen,  künstliche 
Zähne;  Messerschmiedwaren;  Drähte  aus  unedlen 
Metallen  und  Metallegierungen,  vergoldet  oder  mit  Gold  plattiert; 
Bisenwaren,  dann  Waren  aus  unedlen  Metallen,  vergoldet  oder  ver- 
sübert,  Boullons,  Flittergespinnste  und  leonische 
Waren;  elektrische  Maschinen  und  Apparate, 
leicht  versteckbare;  Halbfabrikate  und  Waren  aus  Edelmetallen, 
Bdel-  und  Halbedelsteine;  Instrumente,  leicht  versteckbare, 
Reißzeuge,  Thermometer,  Operngucker,  Augengläser  und  Fassungen 
zu  diesen  e.  c. ;  S  a  i  t  e  n  für  Musikinstrumente  (Darmsaiten,  über- 
sponnene  Saiten  und  Seidensaiten) ;  Taschenuhren,  Gehäuse 
zu  diesen,  Uhrfurnituren  und  Uhrwerke;  Äther;  Arzneiwaren, 
zubereitet;  Essige,  Fette  und  öle,  parfümiert,  alkoholische,  aromatische 
Essenzen,  Parfümeriewaren. 

Über  Spanien  wird  mitgeteüt,  daß  die  dort  offiziell  aus- 
gewiesene Einfuhr  von  Goldschmuck,  Edelsteinen, 
Perlen  e.  c.  gering  sei,  da  diese  Artikel  zumeist  eingeschmuggelt^) 
würden. 

Ein  deutscher  Konsularbericht  über  brasilianische  Wirt- 
schaftsverhältnisse (mitgeteilt  im  „Handelsmuseum"  vom  13.  Sep- 
tember 1906)  führt  aus,  daß  zwar  der  von  der  offiziellen  Einfuhr- 
statistik dieses  Landes  verzeichnete  Wert  der  Seidenwaren- 
Einfuhr  von  4,1  Millionen  Müreis  im  Jahre  1902  auf  3,5  Millionen 
im  Jahre  1904  zurückgegangen  sei.  Tatsächlich  seien  aber  diese 
Einfuhrwerte  um  vierzig  bis  fünfzig  Prozent  größer  anzunehmen, 
da  die  Sendungen  der  Zolldifferenz  wegen  vielfach  „ungenau 
deklariert"  würden.  Hierbei  ist  aber  zu  bemerken,  daß  die 
brasilianischen  Seidenwarenzölle  nur  zum  geringen  Teü  Wertzölle, 
im  überwiegenden  Ausmaß  aber  Gewichts-  und  StückzöUe  sind. 
Sollte  über  die  Art  dieser  „ungenauen  Deklarierung"  noch  irgendein 
Zweifel  bestehen,  so  wird  er  sicherlich  durch  die  entschiedene  Mitteüung 
des  österreichisch-ungarischen  Generalkonsulates  in  Rio  de  Janeiro 
über  das  Jahr  1906  behoben,  wo  ausdrücklich  erklärt  wird:  „DifC 


echt  vergoldete  oder  versilberte  unedle  Metalle,   echt  vergoldete  oder  versilberte 
leonische  Drähte  e.  c. 

^)  Siehe  den  Artikel  „Der  neue  spanisch-schweizerische  Handelsvertrag"  im 
„Handelsmuseum"  vom  13.  Dezember  1906, 
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brasilianische  Seidenindustrie  wird  auch  stark  benachteiligt  durch 
den  in  allen  Grenzgebieten  schwungvoll  betriebenen  Schmuggel 
von  seidenen  Webwaren."  In  einem  Vortrag,  den  der  österreichische 
Seidenwarenfabrikant  A.  v.  Wiesenburg  am  15.  Februar  1907  im 
„Niederösterreichischen  Gewerbeverein"  über  eine  im  Sommer  igo6 
unternommene  Reise  nach  Südamerika  hielt  (Wochenschrift  des 
genannten  Vereins  vom  4.  Aprü  1907)  bezifferte  er  den  Umfang  des 
erwähnten  Schmuggels,  nach  Mitteüungen  eines  brasilianischen 
Seidenwaren-Fabrikanten,  auf  ein  Drittel  des  Verbrauches  imd  zwar 
insbesondere  in  hochwertigen  Waren.  Eine  geradezu  komisch  wirkende 
statistische  Aufstellung  ist  der  „Deutschen  Zeitung"  von  Sao  Paulo 
vom  28.  Dezember  191 1  zu  entnehmen.  Diese  stellt  in  einer  Notiz 
„Juwelenschmuggel"  die  Einfuhr  der  reichen  Bundes- 
hauptstadt Rio  de  Janeiro  (mit  ihren  mehr  als  900  000  Einwohnern) 
an  Schmuckwaren  aller  Art  von  ungefähr  zwei  Millionen  Franken 
im  ersten  Halbjahr  1911  der  Zahl  der  dortigen  Schmuckwaren-Iyäden 
gegenüber,  die  mindestens  zweihundert  beträgt.  Dies  ergäbe  im  Durch- 
schnitt auf  einen  Laden  zehntausend  Franken,  zumal  Brasilien  keine 
Schmuckwarenindustrie  besitzt.  Nun  beträgt  aber  der  Wert  der 
Juwelen  in  den  Auslagen  nicht  weniger  Schmuckwaren-Geschäfte 
der  Hauptstraßen  Rio  de  Janeiros  ein  bis  zwei  Millionen  Franken, 
von  den  Lagervorräten  ganz  zu  schweigen! 

Hier  wäre  auch  auf  folgende  Mitteilungen  zu  verweisen,  die  in 
der  „New  Yorker  Handelszeitung"  vom  12.  Juni  1909  als  Interview 
des  dortigen  Diamantenimporteurs  W.  R.  Cattele 
zu  lesen  waren:  „Die  bevorstehende  Tarifgesetzgebung^)  wird  an  den 
bisherigen  Zollsätzen  für  Diamanten  und  Perlen  hoffentlich  nichts 
ändern;  denn  die  unter  dem  Wilson-  Tarif  von  1894  gemachte  Er- 
fahrung hat  gezeigt,  daß,  sobald  der  Zoll  hoch  angesetzt  wird,  er  um- 
gangen wird.  Selbst  der  legitime  Handel  sah  sich  damals  genötigt, 
Ware  mit  Umgehung  der  Zollbestimmungen  ins  Land  zu  bringen,  da 
andere  sie  billiger  anboten.  Von  selten  des  Publikums  und  besonders 
seitens  der  Frauen  wird  der  ziemlich  bequemeSchmuggel 
von  Juwelen  zur  Umgehung  der  Zollgebühren  mit  Vorliebe 
betrieben.  Dem  läßt  sich  nur  durch  niedrige  Zollsätze  begegnen. 
Der  Importhandel  ist  auch  dagegen,  daß  Perlen  in  aufgereihtem 
Zustand  einem  ZoUe  von  60  Prozent  unterliegen  sollen.  Sofern  sie 
nicht  ein  fertiges,   mit  Spange  e.   c.   versehenes  Halsband  büden, 


*)  Es  handelte  sich  um  den  Ersatz  des  Dingley -Tarifs  von  1897  durch  den 
Payne-Tarif  vom  5.  August  1909. 
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sollten  alle  Perlen  nur  zu  lo  Prozent  zollpflichtig  sein.  In  einem 
sensationellen  Fall  hat  das  höchste  Bundesgericht  auch  dahin 
entschieden." 

Tatsächlich  wiesen  auch  die  Tarifpositionen  für  Juwelen 
und  Edelsteine  im  Payne- Tarif  von  1909  (448  und  449) 
nur  geringe  Unterschiede  gegen  diejenigen  des  D  i  n  g  1  e  y  tarifes 
von  1897  (434 — ^436)  auf.  Doch  machte  sich  im  Payne-Tarif  (Unter- 
abteilungen der  Tarifpost  448)  die  Tendenz  geltend,  minderwertigen 
unechten  Schmuck  niedriger  zu  belasten,  als  mit  dem  allgemeinen  Satze 
für  Juwelierwaren  von  sechzig  Prozent  des  Wertes,  wahrscheinlich 
um  den  Schmuggel  in  diesen  so  leicht  unbemerkt  ins  I^and  zu  bringen- 
den Waren  minder  lohnend  zu  machen. 

Die  „New  Yorker  Handelszeitung"  brachte  in 
früheren  Jahren  nicht  selten  Mitteilungen  von  Interessenten  der 
dortigen  Juwelenbranche,  wonach  die  offizielle  Handels- 
statistik mit  ihren  Wertangaben  hinsichtlich  der  Einfuhr  von  kost- 
baren Steinen  und  echten  Juwelen  um  50  Prozent  hinter  den  Tat- 
sachen zurückbleibe,  da  ungefähr  ebensoviel  geschmuggelt  als  regel- 
recht eingeführt  werde.  Solche  Mitteüungen  brachten  z.  B.  die 
Nummern  des  genannten  Blattes  vom  25.  August  und  29.  September 
1906.  Seither  sind  die  Interessenten  mit  derartigen  allgemeinen  An- 
gaben vorsichtiger  geworden,  und  man  ist  mehr  auf  sensationelle 
Enthüllungen  über  einzelne  Schmuggelfälle  angewiesen. 

Wie  schwer  die  durchgreifende  Bekämpfung  des  Schniuggels  in 
edlen  Steinen  und  Juwelen  durchzuführen  ist,  kann  einer  Mitteüung 
entnommen  werden,  die  der  New  Yorker  Diamantenimporteur 
Ludwig  Nissen  einem  Vertreter  der  „New  Yorker  Handels- 
zeitung" (siehe  Nummer  vom  25.  August  1906)  machte:  „Die  New 
Yorker  Schmuckwarenimporteure  haben  (an  die  Wirksamkeit  der 
offiziellen  Schmuggelbekämpfung  verzweifelnd)  eine  Schutzgesellschaft 
gegründet,  die  sich  bemüht,  die  Bundesbehörden  auf  flagrante  Zoll- 
hinterziehungen aufmerksam  zu  machen.  Zu  demselben  Zwecke 
wurden  eine  Zeitlang  die  großen  europäischen  Juwelen- 
geschäfte von  Agenten  überwacht,  welche  die 
New  Yorker  Behörde  über  etwaige  Ankäufe  wertvollen  Schmuckes 
durch  Amerikaner  informierten,  so  daß,  falls  die  betreffenden  es  unter- 
ließen, bei  der  Rückkehr  solche  Einkäufe  der  im  Auslande  gekauften 
Juwelen  zu  deklarieren,  sie  in  Strafe  genommen  wurden  und  der 
Schmuck  konfisziert  werden  konnte.  Diese  Methode  hat  sich  jedoch 
deshalb  nicht  als  praktisch  erwiesen,  da  es  vorkam,  daß  solche  Agenten 
die  erworbene  Kenntnis  zu  ihrem  persönlichen  Vorteil,  d.  h.  erpresse- 
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risch  auszunutzen  suchten."  In  ähnlicher  Weise  äußerte  sich  Nissen 
übrigens  auch  gegenüber  einem  Vertreter  der  „New- Yorker  Handels- 
zeitung" etwa  sechs  Jahre  später,  dessen  Mitteüungen  über  jährliche 
Millionenbeträge  von  Schmuckwaren-Schmuggeleien  im  genannten 
Blatte  vom  i6.  März  1912^)  erschienen. 

Daß  als  „Tascabili"  keineswegs  nur  solche  Dinge  zu  betrachten 
sind,  die  man  als  „W ertgegenstände"  aufzufassen  pflegt, 
mag  dem  Jahresbericht  für  1907  des  deutschen  Konsulates  in  A  m  o  y, 
Hafenplatz  der  chinesischen  Provinz  Fukien  (nach  dem  Maüieft 
1909  des  „Deutschen  Handelsarchiv")  entnommen  werden.  Danach 
ging  dort  die  größtenteüs  aus  Deutschland  stammende  Einfuhr  von 
Nähnadeln  von  i  743  000  Stück  im  Jahr  1906  auf  220  000  Stück 
im  Jahr  1907  zurück.  Dieser  Rückgang  war  aber  tatsächlich  nur 
darauf  zurückzuführen,  daß  die  Nadeln  als  Passagiergepäck 
aus  Hongkong  eingeführt  und  dadurch  der  Kontrolle  des  Zoll- 
amtes in  Amoy  entzogen  wurden. 


')  Wie  beim  U  nd  er  w  o  o  d- Tarif  vom  3.  Oktober  19 13  trotz  dieser  War- 
nimgen  und  Erfahrtmgen  das  Bestreben  nach  Einführung  von  Luxussteuern  dazu 
führte,  die  bisher  zollfreien  Rohdiamanten  Zöllen  zu  unterwerfen  und  die  bestehenden 
Zölle  auf  geschliffene  Diamanten  sowie  auf  andere  Edelsteine  und  auf  Perlen  nam- 
haft zu  erhöhen,  hierüber  siehe  in  Abteilung  II  des  VII.  Kapitels  im  vorliegenden 
Band  Anmerkung  i  auf  Seite  202. 
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In  der  Einleitung  des  I.  Bandes  vorliegenden  Buches,  Abteilung  II, 
wurde  bemerkt,  daß  für  den  II.  Band  die  Besprechung  folgender 
Frage  aufgespart  bleibe:  Inwiefern  sind  jene  Umstände,  die  für  ein 
relatives  Wachstum  des  internationalen  Handelsverkehrs  (im  Ver- 
gleich zu  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion) 
sprechen,  dauernder  Art  oder  bleiben  wenigstens  für  absehbare 
Zeit  wirksam,  und  inwiefern  dürften  diese  Umstände  nur  von  vor- 
übergehender   Wirksamkeit  sein  ? 

Die  ersten  4  Kapitel  des  I.  Bandes  (Der  weltwirtschaftliche 
Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie;  Freihandelsten- 
denzen der  Ausfuhrerzeugungen  und  Kartellwesen,  Wirkungen  des 
Hochschutzzolles;  Wehrhafter  Freihandel  oder  gemäßigter  Schutz- 
zoll; Zollkriege)  sind  in  dieser  Hinsicht  verhältnismäßig  leicht  zu 
erledigen.  Sie  stellen  gewissermaßen  einen  Rahmen  oder  ein  Gerüste 
dar;  innerhalb  dieses  Rahmens  oder  Gerüstes  müssen  sich  die  in  der 
Weltwirtschaft  tätigen  Produktionen,  nach  ihren  beiden  Haupt- 
zweigen, Landwirtschaft  und  Industrie,  gesondert,  jedenfalls  bewegen^ 
und  das  gleiche  gut  für  die  handelspolitische  Betätigung  der  einzelnen 
Staaten,  Zollgebiete  und  Interessentengruppen. 

Die  im  ersten  Kapitel  des  ersten  Bandes  als  Grundlagen  des 
weltwirtschaftlichen  Ausgleichs  zwischen 
Landwirtschaft  und  Industrie  angeführten  Zustände 
und  Verhältnisse  dürften  sogar  im  weiteren  Verlauf  des  20.  Jahr- 
hunderts und  in  späteren  Zeiten  noch  kräftiger  und  deutlicher  wirken 
als  bisher,  insoweit  diese  Zustände  und  Verhältnisse  mit  einer  plan- 
mäßig vorausschauenden  Tätigkeit  zusammen- 
hängen. (Siehe  Abteilung  I  des  I.  Kapitels  im  ersten  Band,  Seite  31.) 
Denn  die  Einsicht  in  die  Bedürfnisse  des  Weltmarkts  und  die  Er- 
fordernisse der  Weltwirtschaft  wird  durch  die  wachsende  Verbreitung 
sozialökonomischer  Büdung,  durch  Verbesserung  der  Handels- 
nachrichten, Handelsstatistiken,  Produktions-  und  Bevölkerungs- 
statistiken usw.  immer  klarer  werden. 

Man  könnte  vielleicht  annehmen  —  und  der  Verfasser  selbst 
neigt  dieser  Annahme  zu  — ,  daß  der  Ho  chschutzzoll  innerhalb 
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der  Weltwirtschaft  in  allmählichem  Dahinschwinden  begriffen  sei 
und  eine  Zeit  freieren  internationalen  Handelsverkehrs  zu  erwarten 
wäre,  da  wehrhafter  Freihandel  oder  gemäßigter  Schutzzoll  vorwiegen 
werde^).  Aber  auch  dann  werden  die  Ausführungen  des  II.  Kapitels 
über  den  Hochschutzzoll  ihre  Bedeutung  nicht  verlieren.  Denn  es 
wird  wohl  auch  in  jenen  späteren  Zeiten  noch  manche  Länder 
geben,  in  denen  infolge  der  Maßlosigkeit  einzelner  mächtiger  Inter- 
essentengruppen hochschutzzöUnerische  Ausschreitungen  nicht  ganz 
zu  vermeiden  sein  dürften. 

Außerdem  behalten  die  Einsichten  über  die  national-  und  welt- 
wirtschaftlichen Wirkungen  des  Hochschutzzolles  ihre  Bedeutung 
für  jene  Kämpfe  zwischen  Freihändlern  und  Schutzzöllnern,  die 
auch  in  entfernteren  Zeiten  vorkommen  mögen;  aus  jenen  Einsichten 
werden  nämlich  die  freihändlerischen  Wirtschaftsparteien  Beweis- 
gründe gegen  Ausartungen  des  Schutzzolles  ziehen 
können. 

So  sind  z.B.  im  20.  Jahrhundert  Einfuhr-  und  Ausfuhr- 
verbote, die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  einen  Grundzug  der 
Handelspolitik  büdeten,  fast  völlig  in  den  Hintergrund  getretea 
Nichtsdestoweniger  sind  Mitteilungen  über  die  damaligen  Wirkungen 
der  Einfuhrverbote  von  Interesse,  um  ähnliche  Wünsche  der  Hoch- 
schutzzöllnerei  des  20.  Jahrhunderts  (Prohibitivzölle  oder  gar  Einfuhr- 
verbote im  vollen  Sinn  des  Wortes,  z.  B.  für  Vieh  in  manchen  europä- 
ischen Ländern)  sachgemäß  beurteilen  zu  können. 

Die  im  III.  Kapitel  erwähnten  neuenFormenderHan- 
delsverträge,  nämlich  Beeinflussung  der  im  Werden  begriffenen 
Zolltarife  und  administrative  Vereinbarungen  über  Zollentscheidungen, 
dürften  in  Zukunft,  da  die  Handelspolitik  immer  mehr  in  den  Mittel- 
punkt diplomatischer  Tätigkeit  rückt,  eher  eine  Erhöhung  als  eine 
Verminderung  ihrer  Wichtigkeit  erfahren.  Auch  die  Ausführungen 
des  genannten  Kapitels  über  die  Biegsamkeit  und  Ge- 
schmeidigkeit des  internationalen  Waren- 
austausches, über  Gleichmäßigkeiten  und  Parallelismen 
in  der  wirtschaftlichen,  gesellschaftlichen  und  kulturellen  sowie 
politisch-müitärischen  Betätigung,  über  den  Bedarf  indu- 
striell aufstrebender  Länder  an  industriellen  Hilfs- 
gegenständen, über  den  Irrtum,  in  der  Tarifspezialisierung  ein  ganz 


1)  Der  große  europäische  Krieg  brach  gerade  zur  Zeit,  da  diese 
Zeilen  dem  Druck  übergeben  wurden  (Anfangs  August  19 14),  aus;  inwiefern  dies, 
wenigstens  vorübergehend,  dem  Hochschutzzoll  dienlich  sein  könnte,  hierüber 
vgl.  Anlage  VIII  vorliegenden   Bandes. 
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besonderes  Hemmnis  des  internationalen  Handelsverkehrs  zu  er- 
blicken, die  Darlegungen  über  alle  diese  Einzelheiten  werden  wahr- 
scheinlich an  Wichtigkeit  gewinnen  und  nicht  verlieren  in  Anbe- 
tracht der  wachsenden  Ausbreitung  von  Landwirtschaft,  Industrie, 
Bergbau  und  Zivilisation  über  die  gesamte  Erde  bei  beständig  zu- 
nehmender Dichtigkeit  der  Erdbevölkerung. 

Die  bessere  Ausbildung  der  breiten  Massen,  sowohl  was  allge- 
meine Kultur  als  auch  was  Erkenntnis  der  eigenen  wirtschaftlichen 
Interessen    betrifft,    wird    insbesondere   dem    im    II.    Kapitel   des 

I.  Bandes  besprochenen  ,, Agrarischen  Freihandel"*) 
zugutekommen.  Das  letzte  Hilfsmittel  der  Zollkriege  und 
Zollkriegsvorbereitungen  wird  nach  wie  vor  gegen  Maßlosigkeiten  und 
Rücksichtslosigkeiten  mächtiger  ausländischer  Interessentengruppen 
bereit  gehalten  werden  müssen. 

Größere  Schwierigkeiten  bereitet  das  V.  Kapitel  „D  er  bri- 
tische Freihandel  und  seine  politisch-militä- 
rischen Stützen".  Man  muß  hierbei  allerdings  zwischen  dem 
allgemein  theoretischen  und  dem  vorliegenden  praktischen  Fall 
unterscheiden.  Es  ist  sicherlich  gewagt,  darüber  eine  Meinung  abzu- 
geben, ob  der  seit  dem  Beginn  der  1860 er  Jabre  in  Großbritannien  zur 
Herrschaft  gelangte,  unbedingte,  wehrlose  Freihandel  dauernd  erhalten 
bleiben  werde  oder  nicht.  Zwar  wurde  zur  Zeit,  da  Josef  Chamber- 
lain  starb  (2.  Juli  1914),  allgemein  gesagt,  er  habe  sein  Ziel,  Groß- 
britannien dem  gemäßigten  Schutzzoll  zuzuführen,  nicht  erreicht, 
und  der  britische  Freihandel  stehe  fester  als  je.  Doch  ist  das  Wagnis 
einer  Prophezeihung  über  die  Dauer  des  britischen  Freihandels  des- 
halb besonders  groß:  der  Übergang  vom  wehrlosen  zum 
wehrhaften  Freihandel,  der  dem  gemäßigten  Schutzzoll 
Chamberlains  nahe  kommt,  erfordert  keine  sehr  umfangreiche  gesetz- 
geberische Betätigung.    Es  genügen  hierzu,  wie  in  der  Einleitung  des 

II.  Bandes  (Abteilung  V,  Seite  32 — 36)  ausgeführt  wurde,  Ände- 
rungen in  der  Sinnesart  der  britischen  Regierung 
und  das  Entstehen  von  Befürchtungen  im  Auslande,  der  wehrlose 
Freihandel  Großbritanniens  könnte  unter  Umständen,  d.  h.  bei  allzu 
rücksichtsloser  Behandlung  britischer  Ausfuhrinteressen,  in  einen 
wehrhaften  umschlagen. 

So  schwierig  es  auch  sein  mag,  über  die  zukünftige  Entwicklung 
des   britischen   Systems  nicht  wehrhaften  Freihandels   ein  UrteiP) 

1)  Siehe  auch  Anlage  III  vorliegenden   Bandes. 

*)   So  war  z.  B,  zur  Zeit,  da  diese  Zeilen  dem  Druck  übergeben  wurden  (Anfang 
August  1914),  noch  nicht   abzusehen,  wie  der  gerade  ausgebrochene  große   euro- 


Schlußwort.  717 

abzugeben,  ebenso  klar  und  unverrückbar  bleibt  die  allgemeine 
theoretische  Einsicht,  die  aus  diesem  weltwirtschaft- 
lich so  bedeutungsvollen  Einzelfall  gezogen  wurde.  Diese  Einsicht 
besagt:  „Ein  politisch-militärisch  starkes  Staatswesen,  Großstaat 
oder  Weltreich,  das  dem  wehrlosen  Freihandel  huldigt,  wird,  bei 
mangelhafter  Berücksichtigung  seiner  wirtschaftlichen  Interessen 
durch  schutzzöUnerische  oder  hochschutzzöllnerische  Länder,  geneigt 
sein,  diese  Interessen  durch  Verwendung  seiner  politisch-militäri- 
schen Machtmittel  besser  zu  wahren."  Dieser  allgemeine  theoretische 
Satz  wird  auch  für  spätere  Zeiten  richtig  bleiben  und  namentlich 
kleineren,  minder  mächtigen  Staaten  als  Warnung 
dienen,  ihren  etwaigen  wehrhaften  Freihandel  bis  zur  völligen  Wehr- 
losigkeit  abzuschwächen;  hiermit  wird  auch  ein  Behelf  geboten  sein, 
die  Politik  eines  etwa  noch  vorhandenen  Großstaates  oder 
Weltreiches  mit  wehrlosem  Freihandel  besser  zu 
verstehen,  mag  dieser  Staat  das  britische  Weltreich  oder  ein  anderes 
Staatswesen  sein.  Auch  in  späterer  Zeit  dürften  weitrei- 
chende soziale,  namentlich  b  o  dem  ef  or  me- 
rische  Verbesserungen,  ähnlich  wie  in  Großbritannien  seit 
1909,  ein  Hilfsmittel  bilden,  wodurch  ein  Staat  mit  wehrlosem  Frei- 
handel, trotz  Nichtberücksichtigung  seiner  Handelsinteressen  durch 
andere  schutzzöUnerische  und  hochschutzzöllnerische  Länder,  sein 
weltwirtschaftliches  Gedeihen  sichern  könnte. 

Die  Erörterungen  des  VI.  Kapitels  des  I.  Bandes  „Die  großen 
Zollgebiete  in  der  Weltwirtschaft",  samt  der  dazu  gehörigen 
Anlage  X  im  II.  Bande,  ragen  in  weitgehendem  Maße 
in  die  Zukunft  hinein.  So  gewaltig  die  großen  Zollgebiete 
bereits  derzeit  in  der  Weltwirtschaft  dastehen,  soviel  sie  auch  vom 
Flächenraume  und  der  Menschenzahl  des  Weltmarkts  umfassen,  ist 
doch  bei  den  meisten  von  ihnen  die  Hauptsache  durch  Zukunftsent- 
wicklung noch  zu  leisten;  erst  durch  solche  Zukunftsentwicklung 
vermögen  diese  großen  Zollgebiete  dem  bereits  im  ersten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  mustergültig  gewordenen  Typus  der  Ver- 
einigtenStaaten  mehr  oder  weniger  ähnlich  zu  werden ;  derzeit 
ist  bei  den  meisten  großen  Zollgebieten  noch  ein  Mangel,  sei  es  an 
wirtschaftlicher,  sei  es  an  politischer  Kraft,  sei  es  an  erreichter  Zivi- 


päische  Krieg  unter  Beteiligung  Großbritanniens  auf  die  britische  Handelspolitik 
wirken  werde,  besonders  wenn  etwa  das  britische  Reich  durch  den  Ausgang  dieses 
Krieges  eine  namhafte  Schwächung  seiner  Seemacht,  etwa  im  Verhältnis  zu  derjenigen 
der  Vereinigten  Staaten,  bei  gleichzeitiger  Belastimg  mit  gewaltigen  Kriegskosten 
erfahren  sollte. 
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lisationsstufe  oder  hinsichtlich  der  Volkszahl,  zu  verzeichnen.  Dieses 
Kapitel  samt  der  Anlage  X  des  II.  Bandes  ist  sogar  vorwiegend 
Zukunftsmusik.  Erst  im  weiteren  Verlauf  des  20.  und  im  21. 
Jahrhundert  dürfte  die  im  genannten  Kapitel  besprochene  Annäherung 
der  weiträumigen  und  zugleich  menschenreichen  Zollgebiete  an  den 
allgemeinen,  universellen  Freihandel  (siehe  die  Schlußbemerkung  des 
VI.  Kapitels)  vollkommen  deutlich  sichtbar  werden. 

Bereits  in  der  V.  Abteilung  des  VII,  Kapitels  „Die  Kolonien  in 
der  Weltwirtschaft"  wurde  eingehend  erörtert,  inwiefern  darauf  zu 
rechnen  sei,  daß  die  Kolonien  der  europäischen  Länder,  von  denen 
Japans  und  der  Vereinigten  Staaten  ganz  zu  schweigen,  dauernd  dem 
Fabrikatenabsatz  aller  Industrieländer  oder  wenigstens  ihrer 
Mutterländer  offenstehen  werden.  Allerdings  wurde  die  an  der 
genannten  Stelle  aufgeworfene  Frage  vorwiegend  nur  vom  Stand- 
punkt der  einigermaßen  absehbaren  nächsten  Jahrzehnte  beurteilt. 
Ihre  endgültige  Lösung  oder,  besser  gesagt,  ihre  Lösung  für  mindestens 
zwei  Jahrhunderte  hängt  aber  mit  einer  der  schwerwie- 
gendsten, weltpolitischen  Schicksalsfragen 
zusammen :  Könnten  nicht  jene  halbzivilisierten  asiatisch- 
afrikanischen Länder,  die  derzeit  den  Hauptbestandteü  der 
Kolonialgebiete  der  Weltreiche  überhaupt  büden,  zu  einer  höheren  Stufe 
wirtschaftlicher  und  politischer  Kraft  sowie  kultureller  Leistungs- 
fähigkeit emporsteigen,  so  daß  diese  Gebiete  von  den  Mutter- 
ländern mehr  oder  weniger  unabhängig  würden  ?  Diese  Unabhängig- 
keit mag  durch  gewaltsame  Losreißung  oder  durch  mehr  oder 
weniger  friedliche  Erlangung  einer  Autonomie  gewonnen  werden, 
die  sich  ungefähr  dem  Musterbeispiel  der  britischen  Dominions 
anschließt.  Derzeit  gehören  in  diese  Gruppe  insbesondere  Bri- 
tisch Ostindien,  Französisch  H in t er  in d ie n, 
Philippinen,  Ägypten  und  die  ehemaligen  Barbare  s- 
kenstaaten. 

Es  ist  vielleicht  nicht  ausgeschlossen,  wenn  auch  keineswegs  als 
sicher  anzunehmen,  daß  in  den  nächsten  Jahrzehnten  Teile  von 
P  e  r  s  i  e  n,  der  Türkei,  China,  Siam,  Abessinien  oder 
gar  das  Gesamtgebiet  dieser  fünf  Reiche  in  ein  ähnliches  Kolonial- 
Verhältnis  zu  verschiedenen  „Mutterländern"  (mit  Einschluß  von 
Japan  und  den  Vereinigten  Staaten)  gebracht  werden.  Was  etwa 
Rußland  zu  seinen  bisherigen  Besitzungen  hinzu  erwerben  sollte, 
dürfte  allerdings  durch  Kolonisation  mit  dem  europäischen  Haupt- 
gebiet untrennbar  und  vielleicht  sogar  nicht  sehr  unterscheidbar 
verschmolzen  werden. 
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Für  die  außerhalb  der  kräftigen  russischen  Assimilationsma- 
schine verbleibenden  genannten  asiatischen  und  nord- 
afrikanischen Gebiete  ist  aber  die  I^ösung  der  kolonial- 
politischen Frage,  die  in  der  Schlußbemerkung  des  VII.  Kapitels  (des 
I.  Bandes)  aufgeworfen  wurde,  von  der  Beantwortung  der  so- 
eben aufgeworfenen ,  weit  schwierigeren  weltpolitischen 
Schicksalsfrage^)  abhängig.  (Die  Kolonialbesitzungen  der 
Großmächte  in  Polynesien  sind  trotz  der  Wichtigkeit,  die  ein- 
zelnen von  ihnen  durch  ihrel^age  zukommt,  an  Umfang  und  Volkszahl 
nicht  bedeutend  genug,  um  zu  eingehenderen  Erörterungen  Anlaß 
zu  geben).  Wie  immer  auch  die  weltpolitische  Entscheidung  bezüglich 
der  bisherigen  oder  der  etwa  in  den  nächsten  Jahrzehnten  von  den 
Großmächten  erworbenen  asiatischen  und  nordafrikanischen  Kolonial- 
gebiete ausfallen  mag ,  scheinen  doch  die  afrikanischen 
Negerländer  südlich  von  der  Sahara  bis  in  das  heutige  britische 
Südafrika  hinein  für  irgendwie  absehbare  Zeit  nur  als  Kolonial- 
gebiete denkbar  zu  sein.  Die  engen  Grenzen,  die  diesen  Gebieten 
nach  dem  Typus  der  dortigen  Bevölkerung  hinsichtlich  wirtschaft- 
lich-politischer Kulturerhöhung  gesteckt  zu  sein  scheinen,  machen 
ein  Aufsteigen  der  afrikanischen  Negerländer  zu  Formen  echter  Unab- 
hängigkeit (nicht  bloß  scheinbarer  wie  in  I^iberia)  schwer  denkbar. 
Zweifelhaft  mag  höchstens  folgendes  sein :  Wird  die  Kolonialherrschaft 
über  die  afrikanischen  Negerländer  vorwiegend  von  den  der  weißen 
Rasse  angehörigen  Bewohnern  Britisch  Südafrikas  und  Deutsch  Süd- 
westafrikas sowie  von  europäischen  lyändern  ausgeübt  werden,  oder 
dürften  an  dieser  Herrschaft  auch  irgendwelche  nordafrikanische 
oder  asiatische  Reiche  teilnehmen,  die  etwa  im  20.  und  21.  Jahrhundert 
zu  großer  wirtschaftspolitischer  Macht  und  kultureller  Leistungs- 
fähigkeit emporgestiegen  sein  sollten  ? 

Kolonialgebiete  werden  aber  die  afrikanischen  Negerländer  auf 
jeden  Fall  bleiben,  und  auch  das  derzeit  von  Holland  be- 
herrschte südasiatische  Inselreich  dürfte  trotz 
der  Kulturfähigkeit  seiner  Bewohner  infolge  ihres  schwächlich- 
tropischen Charakters  das  gleiche  Schicksal  haben,  mag  auch  die 
Kolonialherrschaft  über  Insulinde  weiterhin  von  Holland  selbst  o  der  von 
irgendeiner  europäischen  oder  asiatischen  Großmacht  ausgeübt  werden. 


1)  Es  mag  nicht  ausgeschlossen  sein,  daß  der  große  europäische 
Krieg,  der  gerade  zur  Zeit  der  Drucklegung  dieser  Zeilen  (Anfang  August  1914) 
ausbrach  und  alle  weltpolitischen  Verhältnisse  und  Beziehungen  gewissermaßen  in 
einen  glühenden  Schmelztiegel  warf,  auch  die  Lösimg  dieser  weltpolitischen  Schicksals- 
frage beschleunigen  wird. 
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Im  Gegensatz  zum  VII.  Kapitel  des  I.  Bandes  über  die  Kolonien, 
das  die  bedeutsamsten  Zukunftsfragen  auf  wirft,  ist  das  VIII.  Kapitel 
„Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft" 
vorwiegend  der  Vergangenheit  zugewandt.  Es  behandelt 
einen  nur  durch  längere  historische  Darlegungen  verständlich  zu 
machenden,  eigentümlichen  völkerrechtlich- 
handelspolitischen Zustand,  der  in  das  19.  und 
20.  Jahrhundert  aus  älteren  Zeiten  hineinragt  und  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  hauptsächlich  eine  Reihe  moham- 
medanischer Staaten  betraf.  Im  lyaufe  des  19.  Jahrhunderts 
wurde  dieser  völkerrechtliche  Zustand  zwar  auf  eine  Reihe  südasiati- 
scher, ostasiatischer,  polynesischer  und  afrikanischer  Gebiete  mit  mehr 
oder  minder  großen  Abänderungen  ausgedehnt.  Doch  schrumpften 
im  19.  Jahrhundert  und  in  den  ersten  i^  Jahrzehnten  des  20.  Jahr- 
hunderts die  bisherigen  Gebiete  der  offenen  Tür  gewaltig  ein.  Von 
diesem  Schicksal  wurden  nicht  nur  die  hierfür  bereits  seit  älterer 
Zeit  in  Betracht  kommenden  mohammedanischen  Staaten  ereilt; 
ihm  verfielen  auch  einige  der  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  in 
das  Verhältnis  eines  Gebiets  der  offenen  Tür  eingetretenen  süd- 
und  ostasiatischen,    afrikanischen    und  polynesischen  Staatswesen. 

Es  ist  fast  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  daß  im  Laufe  des  20.  Jahr- 
hunderts der  den  eigentümlichen  Verhältnissen  der  älteren  moham- 
medanischen Staaten  entstammende  Begriff  der  Gebiete  der  offenen 
Tür  gegenstandslos  werden  wird;  dieses  Ergebnis  dürfte  teils  durch 
die  Eroberungspolitik  der  Großmächte  und 
kleinerer  Staaten,  teüs  durch  das  Aufsteigen  bisheriger  Gebiete 
der  offenen  Tür  zu  einer  höheren  Stufe  wirtschaftlich- 
politischer Macht  und  Zivilisation  herbeigeführt  werden.  Als  Nach- 
wirkung dürfte  vielleicht  noch  folgendes  übrigbleiben :  eine  ge- 
wisse Beschränkung  der  g r o ß s t a a 1 1  i  c h e n 
oder  sonstigen  Kolonialherrschaft  in  Inner- 
afrika, vielleicht  auch  noch  inM  a  r  o  k  k  o  und  Polynesien^), 
mit  mehr  oder  weniger  weitgehenden  Meistbegünstigungsrechten  aller 
Kulturstaaten  (Gleichbegünstigung  mit  dem  Besitzer  der  betreffenden 
Kolonie)  in  den  fraglichen  Gebieten. 

Die  „Gebiete  der  offenen  Tür"  mußten  überhaupt  nur  deshalb 
im  I.  Band  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  aus- 
führlich behandelt  werden,  weil  eine  an  diese  Gebiete  anknüpfende 

1)  Auch  bezüglich  dieser  Gebiete  könnte  der  zur  Zeit  der  Drucklegung 
dieser  Zeilen  (Anfang  August  19 14)  ausgebrochene  große  europäische  Krieg 
manche  überraschende,  grundstürzende  Änderxmg  bringen. 
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falsche  Ansicht  über  die  Entwicklung  der'  Weltwirtschaft 
zurückzuweisen  war.  Diese  falsche  Ansicht  geht  dahin,  daß 
mit  dem  unvermeidlichen  Dahinschwinden  der  Gebiete  der  offenen 
Tür  eine  Einengung  des  internationalen  Han- 
delsverkehrs notwendig  verbunden  sei.  An  und  für  sich  dürfte, 
wie  bereits  gesagt  wurde,  das  eigentümliche  völkerrechtlich-handels- 
politische Gebüde  der  Gebiete  der  offenen  Tür  im  weiteren  Verlauf 
des  20.  Jahrhunderts  an  Bedeutung  beständig  verlieren  und  im 
21.  Jahrhundert,  wenn  überhaupt,  höchstens  noch  in  schwachen 
Spuren  (dauernd  festgelegte  Meistbegünstigungsrechte)  anzutreffen 
sein. 

Im  IX.  Kapitel  des  I.  Bandes  wurden  die  Kapitalsanlagen 
im  Ausland  in  zweifacher  Hinsicht  behandelt:  Als  För- 
derungsmittel des  Ausfuhrhandels  und  zwar 
mittels  verhältnismäßig  nutzbringender  Ausfuhrgeschäfte;  als 
Regulator  des  Außenhandels.  Insoweit  Kapitals- 
anlagen im  Ausland  als  Förderungsmittel  des  Ausfuhrhandels  in 
Betracht  kommen,  ist  zwischen  den  Aussichten  für  die  nächste,  ver- 
hältnismäßig leichter  absehbare  Zukunft  und  den  Aussichten  ent- 
fernterer, minder  leicht  zu  enträtselnder  Zeiten  zu  unterscheiden. 
In  der  nächsten,  leichter  zu  überblickenden  Zukunft  steht  den  Be- 
völkerungen der  meisten  Kultur-  und  Halbkulturländer  eine  geradezu 
erschreckende  Schuldknechtschaft  gegenüber  dem 
Finanzkapital  der  wichtigsten  Gläubiger- 
länder bevor.  Hieran  tragen  die  Anforderungen  eines  sich  über 
alle  Rücksichten  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Volkswirtschaften 
schonungslos  hinwegsetzenden  Militarismus  und  Marinis- 
mus i)  die  Hauptschuld.  Zweifellos  wird  das  Finanzkapital  der 
Gläubigerländer  die  Notlage  der  Schuldnerländer,  die  durch  die 
Ausschreitungen  des  Militarismus  bewirkt  wird,  im  Interesse  der 
Fabrikatenausfuhr  der    Gläubigerstaaten   nach   Kräften   ausnützen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Aussichten  der  unmittelbar  bevor- 
stehenden, leichter  übersehbaren  Zukunft  birgt  eine  einigermaßen 
entferntere  Zukunft,  insbesondere  die  zweite  Hälfte  des  20.  Jahr- 


1)  Diese  Zeilen  wurden  noch  vor  dem  Ausbruch  des  großen  europäischen  Elrieges 
(Anfang  August  1914)  niedergeschrieben.  Wenn  dieser  Krieg  zu  Ende  gekommen 
sein  wird,  ohne  daß  er  die  seit  langem  befürchtete  gesamteuropäische  Kulturkata- 
strophe herbeigeführt  hat,  dann  wird  die  Verschuldvmg  der  Staaten  Europas  an  das 
internationale  Finanzkapital  sicherlich  noch  größer  sein  als  zuvor.  Es  wäre  übrigens 
auch  denkbar,  daß  den  fvurchtbaren  Anstrengimgen  des  großen  europäischen  Krieges, 
wenigstens  eine  Zeitlang,  ein  Nachlassen  der  Militärausgaben  folgen  werde. 
8  c  h  i  I  d  e  r.    II,  46 
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hunderts  und  das  21.  Jahrhundert,  vielleicht  ganz  andere  Entwick- 
lungsmöglichkeiten^).  Der  Widerstand  gegen  diefür  die 
Volkswirtschaft  verderblichen  Ausschreitungen  des 
Militarismus,  eine  auf  die  Ausbreitung  des  Kleingrundbesitzes 
bedachte,  ausgedehnte  innere  und  wohl  auch  auswärtige  Kolonisa- 
tion, der  auf  solche  Kolonisationserfolge  gestützte  Aufschwung  der 
Industrien,  dieVerlangsamung  der  Bevölkerungs- 
vermehrung  in  den  meisten  Kulturländern  auf  Grundlage  be- 
wußten Vorgehens  der  breiten  Massen,  alle  diese  und  wohl  auch  noch 
manche  andere  Umstände  dürften  die  Fähigkeit  der  Kultur- 
völker, Ersparnisse  zu  machen  und  ihren  Kapitalsbe- 
darf aus  eigenen  Mitteln  zu  befriedigen, 
namhaft  erhöhen.  Demgemäß  wird  sich  die  Anzahl  der 
Schuldnerländer,  die  sich  dem  Machtspruch  des  Finanz- 
kapitals der  Gläubigerländer  widerspruchslos  zu  fügen  haben,  im 
Vergleich  zu  den  ersten  anderthalb  Jahrzehnten  des  20.  Jahrhunderts 
bedeutend  verringern.  Rein  private  Kapitalsan- 
lagen im  Ausland  und  darauf  gestützte  Förderung  des  Aus- 
fuhrhandels werden  selbstverständlich  auch  noch  in  jenen  späteren 
Zeiten  häufig  vorkommen  und  von  großer  Bedeutung  für  den  inter- 
nationalen Handelsverkehr  sein. 

In  ähnlicher  Weise  ist  bei  den  Kapitalsanlagen  im  Ausland  als 
Regulator  des  Außenhandels  zwischen  einer  näheren 
und  entfernteren  Zukunft  zu  unterscheiden.  In  näherer  Zukunft 
wird  eben  durch  die  früher  erwähnte  Verschärfung  der  Schuldknech,t- 
schaf t,  worin  sich  die  bisherigen  Schuldnerländer  hauptsächlich  durch 
militaristische  Ausschreitungen  begeben  haben,  eine  Vergrößerung 
der  Zahl  der  Gläubigerländer  kaum  möglich  sein.  Besonders  Öster- 
reich-Ungarn und  Italien,  die  zu  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts nahe  daran  waren,  sich  auf  die  höhere  Stufe  der  Gläubiger- 
länder zu  erheben,  werden  aus  diesen  Gründen  wohl  noch  längere 
Zeit  hindurch  Schuldnerländer  bleiben  müssen.  Sollte  aber  in  späterer 
Zeit  die  soeben  erwähnte  grundstürzende  Veränderung,  wenn  auch  nur 
ganz   allmählich,  tatsächlich  eintreten  ^),  dann  wird  sich  die  Zahl 

1)  Eis  wäre  nicht  undenkbar,  daß  das  Herannahen  dieser  Entwicklungsmöglich- 
keiten durch  jene  furchtbaren  Opfer  beschleimigt  werde,  die  der  zur  Zeit  der  Druck- 
legung dieser  Zeilen  (Anfang  August  1914)  ausgebrochene  große  europäische  Ejrieg 
den  Völkern  Europas  auferlegt,  insofern  er  nicht  mit  einer  gesamteuropäischen  Kultur- 
katastrophe endet. 

a)  Die  erwähnte  Veränderung  dürfte  durch  den  gerade  zur  Zeit  der  Druck- 
legung dieser  Zeilen  (Anfang  August  19 14)  ausgebrochenen  großen  europä- 
ischen   Krieg    um    einen    nicht    gerade    kleinen    Zeitraum    hinausgeschoben 
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der  Gl  äu  b  ige  r  1  an  der  sicherlich  erhöhen;  in 
gleichem  Ausmaß  werden  innerhalb  der  Weltwirtschaft  die  Kapitals- 
anlagen im  Ausland  als  Regulator  des  Außenhandels  wach- 
sende Bedeutung  gewinnen. 

Hinsichtlich  des  II.  Bandes  wären  folgende  Bemerkungen  zu 
machen:  Die  Ausführungen  des  I.  Kapitels  „Die  Rohstoffe  in 
der  Weltwirtschaft"  sowie  die  Darlegungen  der  dazu  gehörenden  zahl- 
reichen Anlagen  werden  im  weiteren  Verlaufe  des  20.  und  21.  Jahr- 
hunderts sicherlich  nur  immer  besser  zutreffen.  Was  derzeit  in  ein- 
zelnen Beziehungen  als  Rohstoffmangel  empfunden  und  beklagt 
wird,  dürfte  nur  eine  schwache  Andeutung  jener  Schwierigkeiten  sein, 
welche  die  Technik  der  meisten  Produktionszweige  in  der  Zukunft 
zu  überwinden  haben  wird.  Das  Wachstum  der  Erdbe- 
völkerung an  Zahl,  Wohlhabenheit  und  kultureller  Reife  wird 
insbesondere  die  ein  für  allemal  verfügbaren  oder  immer  wieder  von 
neuem  zu  gewinnenden  Vorräte  an  zahlreichen  mineralischen  und 
tierischen  Rohstoffen  knapp  werden  lassen ;  auch  manche  pflanzlichen 
Rohstoffe  werden  dieses  Schicksal  teilen,  so  z.  B.  Holz,  nur  mit  bedeu- 
tender Arbeitsleistung  zu  beschaffende  Textilrohstoffe,  Rohstoffe  der 
Papierfabrikation  usw.  Demgemäß  wird  der  Preis  zahlreicher  Roh- 
stoffe denjenigen  nicht  weniger  billiger  Fabrikate  erreichen  und  sogar 
übertreffen;  andererseits  werden  die  zu  erwartenden  Fortschritte 
der  Technik  gerade  die  rein  industrielle  Materialbearbeitung  er- 
leichtern und  verbilligen,  so  daß  sich  auch  aus  diesem  Grunde  der 
Abstand  zwischen  den  Preisen  zahlreicher 
Rohstoffe  und  Fabrikate  verringern  wird.  Um 
so  leichter  wird  es  einer  Volkswirtschaft  sein,  eine  bedeutsame  welt- 
wirtschaftliche Stellung  auch  bei  vorwiegender  Erzeugung  mehr  oder 
weniger  wertvoller  Rohstoffe  zu  gewinnen  und  ohne 
treibhausmäßige  Züchtung  von  Industrien  mittels  Hochschutz- 
zölle auszukommen ;  dies  wird  um  so  eher  der  Fall  sein,  als  zahlreiche 
Industrien  geneigt  sein  werden,  ihren  Standort  am  Produktions- 
ort der  Rohstoffe  oder  in  dessen  Nähe  zu  wählen. 

Die  Darlegungen  des  II.  Kapitels  „Die  Tropen  in  der  Welt- 
wirtschaft" dürften  wohl  für  irgendwie  absehbare  Zeit  ihre  Gültig- 
keit behalten,  mögen  auch  die  tropischen  Bevölkerungen  im  I^aufe 


werden;  bei  den  gewaltigen  Zerstörungen  und  dem  starken,  rein  militärischen 
Verbrauch  von  Hab  und  Gut  aller  Art  innerhalb  der  kriegführenden  Staaten, 
die  eine  höchst  ungünstige  Rückwirkung  auch  auf  die  neutralen  Länder  und 
minder  beteüigten  Kolonien  der  kriegführenden  Mächte  ausüben,  ist  anderes 
wohl  kaum  zu  erwarten. 
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des  20.  und  21.  Jahrhunderts  bedeutsame  Fortschritte  in  Zivilisation, 
Wohlhabenheit,  technischer  Leistungsfähigkeit  machen  und  vielleicht 
sogar  von  ihrer  bisherigen  sorglosen  Art  der  Volksvermehrung  mehr 
oder  weniger  zurückkommen.  Denn  allen  zivilisatorisch- wirtschaftlich- 
technischen Fortschritten  der  Tropenländer  steht 
ein  wahrscheinlich  noch  rascheres  Fortschreiten 
der  bisherigen  entwickelten  Kulturstaaten  der  gemäßigten 
Zone  gegenüber.  Dieser  Vorsprung^)  dürfte,  zumal  bei  den  nach  wie 
vor  hinderlichen  Einflüssen  des  Tropenklimas,  nicht  einzuholen  sein 
und  wird  auch  künftighin  die  Grundlage  umfangreicher  internationaler 
Handelsbeziehungen  zwischen  den  Tropenländern  und  jenen  ge- 
mäßigter Zone  bilden.  Hierzu  kommt  noch:  der  gewaltige  internationale 
Handelsverkehr  in  jenen  pflanzlichen  und  tierischen 
Erzeugnissen,  die  eben  aus  klimatischen  Gründen 
nur  in  den  Tropen  oder  nur  in  den  Ländern  gemäßigter  Zone  ge- 
wonnen werden  können;  der  schwer  berechenbare,  aber  sicherlich 
nicht  geringe  Warenaustausch  auf  Grundlage  der  Verschiedenheiten 
in'  der  mineralischenAusstattung  der  einzelnen  Länder 
und  Zollgebiete  in  den  Tropen  und  Subtropen  einerseits,  in  den 
gemäßigten  und  subpolaren  Zonen  andererseits. 

Einigermaßen  schwierig  dürfte  die  Frage  zu  beantworten  sein, 
inwieweit  der  für  das  20.  und  21.  Jahrhundert  sicher  zu  erwartende 
zivilisatorisch-wirtschaftlich-technische  Fortschritt  der  Tropen-  und 
Subtropenländer  mit  jenen  volkswirtschaftlichen  Verfehlungen  auf- 
räumen werde,  die,  gemäß  den  ausführlichen  Darlegungen  im 
III.  Kapitel  des  II.  Bandes  „Die  Monokultur  in  der  Welt- 
wirtschaft", auf  den  internationalen  Handelsverkehr  so  anregend 
wirken.  In  einigermaßen  übersehbarer,  naheliegender  Zukunft 
werden  die  mehr  oder  minder  entwickelten  Monokulturen  sicherlich 
nicht  fehlen.  Aus  manchen  Anzeichen  wäre  sogar  zu  entnehmen,  daß 
sich  in  einer  Reihe  von  Ländern  Monokultur-Verhältnisse  in  verschärf- 
tem Ausmaß  entwickeln  könnten,  so  z.  B.  der  Baumwollanbau 
in  Ägypten  und  Russisch-Turkestan,  vielleicht  sogar  in  Nigeria,  der 
Anbau  von  Kakao  auf  einzelnen  westindischen 
Inseln  usw. 

Doch  sprechen  vor  allem  folgende  Umstände  dafür,  daß  Mono- 
kulturen in  der  tropisch-subtropischen  Landwirtschaft  und  dadurch 
auch  im  internationalen  Handelsverkehr  auch  künftighin 
noch     lange      Zeit   eine   bedeutsame   Rolle   spielen   werden : 

1)  Vgl.  die  Bemerkung  über  die  wirtschaftliche  imd  technische  Entwicklungs- 
stufe der  einzelneu  Weltmarktgebiete  in  Anmerkimg  i,  Seite  19  vorliegenden  Bandes. 
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Gewöhnlich  kommt  den  tropisch-subtropischen  Bevölkerungen  eine 
Monokultur  als  solche  erst  dann  zum  Bewußtsein,  wenn  sie 
durch  minder  günstige  Absatzverhältnisse  die  betreffende  Volks- 
wirtschaft bereits  in  Verwirrung  gebracht  hat,  und  wird  bis  zu  diesem 
Zeitpunkt  eben  nur  als  ein  nutzbringender,  gedeihender  Zweig  der 
Nationalproduktion  betrachtet.  Auch  haben  sich  bisher  Monokulturen 
keineswegs  gerade  in  den  kulturell  rückständigsten,  sondern  gerade 
in  den  vorgeschrittensten  Tropen-  und  Sub- 
tropengebieten  entwickelt,  so  in  Mittelbrasilien  (Kaffee), 
Mauritius  (Zucker),  in  den  westlichen  Mittelmeerländern  (Wein),  im 
Peloponnes  und  auf  den  jonischen  Inseln  (Korinthen)  usw. 

Aus  besonderen  Gründen  schien  es  nötig  zu  sein,  bereits  in  der 
VI.  Abteilung  des  IV.  Kapitels  „Die  Improvisa  in  der  Welt- 
wirtschaft" die  Frage  zu  beantworten,  inwiefern  die  „Improvisa" 
als  Förderungsmittel  des  internationalen  Handelsverkehrs  dauernd 
oder  wenigstens  für  absehbare  Zeit  wirksam  bleiben  werden.  Denn 
bei  nicht  wenigen  der  im  genannten  Kapitel  unter  den  Improvisa 
angeführten  Vorkommnissen,  besonders  bei  den  als  „soziale 
Erscheinungen  oder  Menschenwerk"  bezeichneten, 
liegt  die  Erwägung  nahe,  ob  nicht  künftighin  irgendwelche  gesell- 
schaftliche oder  sonstige  Veränderungen  denkbar  wären,  die  das  Eintre- 
ten mindestens  gewisser  Gruppen  von  Improvisa  verhindern  würden. 
Die  Antwort  hierauf  wurde  in  der  VI.  Abteilung  des  IV.  Kapitels 
des  II.  Bandes  erteilt,  so  daß  es  genügt,  die  Anfangsworte  der  Titel- 
überschrift dieser  Abteilung  zu  wiederholen:  „In  absehbarer  Zeit  ist 
eher  e  ine  Ver  s  t  är  ku  n  g  als  e  i  n  e  Ab  s  c  h  w  ä  c  h  ung 
jener  anregenden  Einwirkimg  zu  erwarten,  welche  die  Improvisa 
auf  den  internationalen  Handelsverkehr  ausüben." 

Im  V.  Kapitel  des  II.  Bandes  „Die  Frachtenbilanz  im 
internationalen  Handelsverkehr"  werden  Beziehungen  zwischen 
Handelspolitik  und  Verkehrswesen  erörtert,  die  ebenso  allgemeiner 
und  grundlegender  Art  sind  wie  der  Inhalt  der  ersten  4  Kapitel  im 
I.  Band  vorliegenden  Buches.  Sobald  irgendwann  in  absehbarer 
Zukunft  in  einem  Land  ein  Hochschutzzollsystem  ein- 
geführt werden  sollte,  wird  die  Ausgleichung  der  Frachtenbüanz  (in 
dem  Seite  166  dargelegten  Sinn)  den  gleichen,  die  Einfuhr  des  Hoch- 
schutzzollandes  fördernden,  seine  Ausfuhr  behindernden  Schwierig- 
keiten begegnen,  wie  sie  im  Kapitel  über  die  Frachtenbilanz  am 
Beispiel  mehrerer  hochschutzzöllnerischer  Staaten  der  ersten  andert- 
halb Jahrzehnte  des  20.  Jahrhunderts  dargelegt  wurden.  Die  Be- 
deutung dieses   Kapitels  für   eine  spätere  Zukunft  mag  vielleicht 
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durch  folgenden  Umstand  geschmälert  werden :  der  Ausbau  schroffer 
Hochschutzzollsysteme,  wie  etwa  jene  Rußlands,  der  Vereinigten 
Staaten  (bis  1913),  Spaniens  usw.  in  den  ersten  anderthalb  Jahrzehnten 
des  20.  Jahrhunderts,  dürfte  in  einem  einigermaßen  entfernteren  Zeit- 
alter, etwa  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  20.  Jahrhunderts  nur  einen 
seltenen  Ausnahmsfall  bilden,  wofern  dann  in  einer  zur  klareren  Er- 
fassung ihrer  Interessen  gelangten  Demokratie  ein  solches  Zoll- 
system überhaupt  noch  möglich  sein  wird.  Aber  gewissermaßen  als 
lyeitstern,  als  Behelf  der  Beweisführung  in  den 
Kämpfen  zwischen  Freihändlern  und  Schutzzöllnern  wird  die  Lehre 
von  der  Frachtenbilanz  auch  dann  noch  von  Bedeutung  sein.  Übrigens 
kann  es  unter  Umständen  auch  bei  gemäßigtem  Schutzzoll  zu  den 
erwähnten  Erschwerungen  des  Ausgleichs  der  Frachtenbüanz  (vgl. 
die  Bemerkung  Seite  177/178)  kommen. 

In  ähnlicher  Weise  dürften  auch  die  Ausführungen  des  VI. Kapitels 
„Luxuswaren  im  internationalen  Verkehr"  ihre  Bedeutung 
behalten,  solange  ein  HochschutzzöUnertum  tatsächlich  vorkommt 
oder  auch  nur  möglich  ist,  d.  h.  solange  nur  durch  Kampf  zwischen 
freihändlerischen  und  schutzzöUnerischen  Wirtschaftsparteien  der 
gemäßigte  Schutzzoll  vor  Entartung  zum  Hochschutz- 
zoll bewahrt  werden  kann.  Es  ist  sogar  eine  Entwicklung  denkbar, 
wodurch  der  Handelsverkehr  in  Luxuswaren  als  Begleiterscheinung 
des  Hochschutzzöllnertums  und  teilweise  Ausgleichung  seiner  üblen 
Wirkungen  noch  reiner  zur  Erscheinung  kommen  würde,  als  es  bisher 
der  Fall  war.  Bis  in  das  20.  Jahrhundert  hinein  war  nämlich  der 
internationale  Handelsverkehr  in  Luxuswaren  nicht  nur  eine  Begleit- 
erscheinung des  Hochschutzzöllnertums,  sondern  auch,  und  zwar 
nicht  minder  in  freihändlerischen  als  in  schutzzöUnerischen  Ländern, 
eine  Folgeerscheinung  der  umfassenden  arbeits- 
losen Aneignung  von  Teilen  des  nationalen 
Arbeitserzeugnisses,  wozu  insbesondere  Großgrund- 
eigentum und  städtischer  Hausbesitz  die  Handhabe 
boten.  Im  weiteren  Verlauf  des  20.  Jahrhunderts  dürfte  aber  inner- 
halb der  Weltwirtschaft  der  Betrag  der  arbeitslos  ge- 
wonnenen Grundrente  bedeutend  geschmälert  werden, 
und  zwar  aus  zwei  Gründen :  erstens  infolge  des  ziemlich  wahrschein- 
lichen Eindringens  bodenreformerischer  Grundsätze  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  der  meisten  Kulturländer;  zweitens 
wegen  der  schwächeren  Bevölkerungszunahme, 
die  bei  fast  allen  Kulturvölkern  eintreten  dürfte.  Demgemäß  könnte, 
in  ^iner  von  bodenreformeiisghen  Grundsätzen  in  weitgehendem  Aus- 
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maß  beherrschten  Weltwirtschaft,  bei  weitverbreiteter  Abstand- 
nahme von  allzu  sorgloser  Volksvermehrung,  die  Einwirkung  des 
Hochschutzzolles  auf  den  internationalen  Handelsverkehr  in  Luxus- 
waren deutlicher  und  reiner  zum  Ausdruck  kommen,  als  es  bisher  der 
Fall  war.  Doch  ist  es  wenig  wahrscheinlich,  daß  Demokratien,  die 
vermöge  ihrer  kulturellen  und  sittlichen  Einsicht  und  Reife  der  Aus- 
beutung durch  arbeitslose  Grundrentenbezüge  mit  Erfolg  begegneten, 
einer  weit  leichteren  und  schon  derzeit  mehrfach  gelungenen  Aufgabe 
nicht  gewachsen  wären;  diese  Aufgabe  besteht  darin,  mit  der  Aus- 
beutung der  breiten  Massen  durch  das  agrarisch-industrielle  Hoch- 
schutzzöllnertum  fertig  zu  werden. 

Das  VII.  Kapitel  des  II.  Bandes  „Der  Schmuggel  im 
internationalen  Handelsverkehr"  ist  einem  Behelf  des  Warenumsatzes 
von  Land  zu  Land  gewidmet ,  der  für  den  internationalen  Handelsver- 
kehr im  17.  und  18.  Jahrhundert  von  verhältnismäßig  größerer  Bedeu- 
tung war  als  für  jenen  des  20.  Jahrhunderts,  mag  auch  der  Schmuggel 
derzeit  nach  dem  absoluten  Wert  der  durch  ihn  vermittelten  inter- 
nationalen Warenübertragungen  viel  umfangreicher  geworden  sein. 
(Vgl.  die  Bemerkung  hierüber  Seite  201.)  Es  hängt  dies  damit  zu- 
sammen, daß  die  Handelspolitik  der  ersten  anderthalb  Jahrzehnte 
des  20.  Jahrhunderts,  trotz  ihrer  vielfach  recht  argen  Hochschutz- 
zöUnerei,  hinter  den  gewalttätigen  und  eben  deshalb  zum  Schmuggel 
anreizenden  Vorgangsweisen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  mit  ihren 
Einfuhr-  und  Ausfuhrverboten,  Prohibitivzöllen,  Bezeichnungszwang 
usw.  namhaft  zurückbleibt.  Je  mehr  das  ausgesprochene  Hochschutz- 
zöUnertum  innerhalb  der  Weltwirtschaft  an  Boden  verliert  (und  eine 
derartige  Entwicklung  hat,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  viel  Wahr- 
scheinlichkeit für  sich),  desto  mehr  wird  auch  das  Arbeitsgebiet  des 
Schmuggels  eingeschränkt.  Doch  wird  der  Schmuggel  wohl  noch 
auf  sehr  lange  Zeit  hinaus  nach  folgenden  Richtungen  hin  von  Be- 
deutung bleiben :  als  hemmende  Tatsache  gegenüber  einzelnen 
Hochschutz-  und  Prohibitivzöllen  sowie  gegenüber  vereinzelten  rück- 
ständigen Ländern  mit  stärker  ausgebildetem  Hochschutzzollsystem; 
als  W  a  r  n  u  n  g  vor  der  sich  leicht  einstellenden  Neigung  gemäßigter 
Schutzzollsysteme,  in  Hochschutzzoll  auszuarten. 

Über  das  VIII.  Kapitel  „Zukunftsphantasien  utopi- 
scher Färbung"  ist  im  Schlußwort  kaum  etwas  zu  sagen; 
denn  dieses  Kapitel  ist  eben  nichts  anderes  als  ein  Versuch,  aus  utopi- 
schen Phantasien  und  phantastischen  Utopien  der  letzten  hundert 
Jahre  einen  Wahrscheinlichkeitsschluß  auf  weltwirt- 
schaftliche Entwicklungen  der  Zukunft  zu  ziehen. 
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In  Abteilung  II  der  Einleitung  zum  I.  Band  vorliegenden  Buches 
war  angekündigt  worden,  es  würde  dem  II,  Band  ein  „Nachwort" 
beigegeben  werden,  worin  die  s(it  dem  Abschluß  des  I.  Bandes^) 
vorgekommenen  bemerkenswerten  Handelsverträge,  Zolltarifrevi- 
sionen, Zollkriege,  Preisbewegungen,  handelsstatistischen  und  Ernte- 
ziffern, weltwirtschaftlich-politischen  Änderungen  usw.  Berücksichti- 
gung zu  finden  hätten.  Diese  Dinge  sollten,  geordnet  nach  den 
Kapiteln,  wofür  sie  von  Belang  sind,  kurz  vorgebracht  werden. 
Schon  in  der  Ende  Februar  1914  im  Druck  abgeschlossenen  Ein- 
leitung des  II.  Bandes  mußte  bemerkt  werden  (siehe  Anmerkung  2 
auf  S.  25),  es  sei  unvermeidlich,  das  Nachwort  kürzer  zu  halten, 
als  ursprünglich  geplant  war,  um  den  schon  allzusehr  angewachsenen 
Umfang  des  vorliegenden  Bandes  nicht  noch  mehr  anschwellen  zu 
lassen  und  seinen  durch  mannigfache  Umstände  ungeahnt  lange 
hinausgeschobenen  Abschluß  nicht  noch  mehr  zu  verzögern.  Eine 
derartige  Einschränkung  des  Nachworts  schien  um  so 
unbedenklicher,  als  in  der  Einleitung  sowie  in  den  einzelnen  Kapiteln 
und  namentlich  Anlagen  des  II.  Bandes  keine  Gelegenheit  versäumt 
wurde,  Ergänzungen  und  Richtigstellungen  zum 
I.  B  a  n  d  '')  anzubringen. 


1)  Im  allgemeinen  erfolgte  dieser  Abschluß  bereits  April  191 1,  und  spätere 
Vorkommnisse  konnten  nur  spärlich  berücksichtigt  werden,  wenn  auch  der  I.  Band 
erst  im  Juni  191 2  veröffentlicht  wurde. 

«)  Solche  Ergänzungen  brachte  z.  B.  die  Einleitung  des  II.  Bandes  (S.  5 
und  17/18)  zum  I.  Kapitel  des  I.  Bandes  „Weltwirtschaftlicher  Ausgleich  zwischen 
Landwirtschaft  und  Industrie",  ferner  (S.  32—36)  zum  V.  Kapitel  ,,Der  britische 
Freihandel  und  seine  politisch-militärischen  Stützen",  sodann  (S.  6/7,  13—16)  zum 
IX.  Kapitel  ,, Kapitalsanlagen  im  Ausland".  In  Anlage  X  fanden  zahlreiche  Nach- 
träge zu  folgenden  Kapiteln  des  I.  Bandes  Platz:  Kapitel  VI  (Die  großen  Zollgebiete 
in  der  Weltwirtschaft),  VII  (Die  Kolonien  in  der  Weltwirtschaft)  und  VIII  (Die  Ge- 
biete der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft),  teilweise  auch  zum  V.  Kapitel  (über 
den  britischen  Freihandel).  Ähnliche  Ergänzungen  wurden  eingefügt  ins  III.  Kapitel 
des  II.  Bandes  über  die  Monokulturen  (besonders  hinsichtlich  Brasiliens),  teilweise 
auch  ins  I.  Kapitel  über  die  Rohstoffe  (S.  48—  50)  und  ins  II.  Kapitel  über  die  Tropen 
(S.  62— 64).     Die  Wandlungen  in  den  Gebieten  der  offenen  Tür  wurden  von 
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Aber  sogar  ein  derart  verkleinertes  Nachwort  konnte  nicht  mehr 
in  Frage  kommen,  als  ein  gewaltiges  Ereignis  dazwischentrat,  das 
so  manche  wohlberechnete  Pläne  gestört,  bereits  so  viel  fest  und  sicher 
Erscheinendes  in  Schutt  und  Trümmer  geschlagen  hat:  der  Anfang 
August  1914  ausgebrochene  Weltkrieg.  Was  hätte  es  nunmehr 
für  einen  Sinn,  mittels  einer  Anzahl  wirtschaftlicher,  politischer, 
statistischer  Mitteilungen  über  Vorgänge  der  Jahre  1911 — 191 3  zu 
berichten,  die  etwa  Anfang  Juli  1914  noch  wichtig  erscheinen 
mochten  ?  Alles,  was  damals  weltwirtschaftlich  und  weltpolitisch 
von  Belang  schien  oder  auch  tatsächlich  von  Belang  war,  befindet 
sich  seither  in  einem  glühenden  Schmelztiegel  und 
geht  den  gewaltigsten,  erstaunlichsten  Umformungen  entgegen. 
Schon  dasjenige,  was  sich  bis  zur  Zeit  der  Niederschrift  dieser  Zeilen 
(Ende  Oktober  1914)  ereignet  hat,  scheint  geeignet  zu  sein,  in  dieser 
Beziehung  die  kühnsten  Erwartungen  zu  rechtfertigen.  Welche 
zwecklose  Kleinigkeitskrämerei  wäre  es,  in  einem  solchen  historischen 
Augenblick  von  irgendwelchen  Handelsverträgen,  Zollkriegen,  Zoll- 
tarifrevisionen, Preisveränderungen,  politischen  Verträgen  und  son- 
stigen politischen  Vorkommnissen  usw.  aus  der  Zeit  von  Ende  1911 
bis  Mitte  1914  reden  zu  wollen^),  da  seither  der  gesamte  W  e  1 1  - 


mir  in  zwei  zusammenfassenden  Darstellungen  über  die  Jahre  191 2  und  191 3  im 
„Weltwirtschaftlichen  Archiv"  (Aprilhefte  der  Jahre  191 3  und  1914) 
behandelt.  Zahlreiche  handelspoUtische  Einzelheiten  zur  Ergänzung  des  I.  Bandes 
finden  sich  in  meiner  ebenfalls  im  „WeltwirtschaftUchen  Archiv"  veröffentlichten 
zusammenfassenden  „Chronik  der  internationalen  Handels- 
politik", die  den  Zeitraum  von  Anfang  1912  bis  Ende  Juni  1914  umfaßt  und  bis- 
her dreimal  (Hefte  vom  Juli  19 13,  Januar  191 4  tmd  Oktober  19 14)  erschienen  ist. 

^)  Nur  beispielsweise,  um  zu  zeigen,  wie  das  Nachwort  ursprünglich  geplant 
war,  seien  hier  einige  Nachträge  zum  I.  Band  vorliegenden  Buches  gebracht: 

I.  Kapitel:  S.  43/44  wird  gesagt,  durch  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen und  besonders  durch  das  landwirtschaftlich-genossenschaftliche  Kredit- 
wesen im  Verein  mit  den  Verbesserungen  des  landwirtschaftlichen  Volksschulunter- 
richts sei  in  Mittel-  und  Westeuropa  der  Gesetzesbuchstabe  der  Bauernbefrei- 
ung erst  zur  lebendigen  Tatsache  geworden.  Als  weitere,  in  gleicher  Richtimg  un- 
gemein heilsam  wirkende,  für  die  Zukunft  noch  viel  zu  tim  gebende,  namentlich  auch 
in  Rußland  seit  1907  mit  Nachdruck  und  Erfolg  betriebene  Hilfstätigkeit  zugimsten 
der  Landbevölkerung  wäre  die  Verkopplung  (Zusammenlegung,  Kommassation) 
der  Felder  an  Stelle  der  altherkömmlichen  Gemenglage  zu  erwähnen.  S.  50 
wird  darauf  hingewiesen,  daß  ,, gegenwärtig"  bereits  von  einer  Entwertung 
(Depreziation)  des  Goldes  die  Rede  sei,  und  daß  diese  angebliche  Entwertung 
in  einer  allgemeinen  Preissteigerung  zum  Ausdruck  käme.  Diese  Erklärung 
der  namentlich  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Weltkrieg  zu  beobachtenden  Preis- 
steigerungen, worauf  insbesondere  von  kartellfreimdUcher  und  großagrarischer  Seite 
gern  Bezug  genommen  wurde,  trifft  aber  tatsächlich  um  so  weniger  zu,  als  die  Gold- 
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markt  gewissermaßen  in  Stücke  auseinander- 
gebrochen ist.  Kriegswut  und  Kriegsleiden,  Verkehrs-  und 
Kreditschwierigkeiten,  Hemmungen  des  Zahlungswesens,  Unsicher- 
produktion der  Erde  in  den  letzten  Jahren  nur  um  etwa  vier  Prozent  gestiegen  ist, 
nämlich  von  2271  Millionen  Franken  im  Jahre  1908  auf  2368  Millionen  im  Jahre  1913, 
das  gegenüber  den  Jahren  191 1  und  191 2  (mit  ungefähr  2430  Millionen  Franken) 
sogar  einen  Rückgang  aufwies. 

II.  Kapitel:  Außer  den  wenigen  auf  S.  58  genannten  Beispielen  für  die  „F  r  e  i  - 
handelstende  n"z  der  Ausfuhrerzeugungen"  im  deutschen 
Zolltarif  vom  25.  Dezember  1902  hätten  noch  (als  zollfrei)  erwähnt  werden 
können:  Tarif post  217  chemisch  zubereitete  Nahrungsmittel,  z,  B.  Plasmon,  Soma- 
tose,  Tropon,  Pepsin;  Tarifpost  372  Eiweiß  und  Eiweißstoffe,  tierische  und  pflanzliche, 
nicht  unter  andere  Nummern  des  Tarifs  fallend;  Tarif  post  380  Alkaloide  (organische 
Basen  des  Pflanzenreichs),  Alkaloidsalze  und  Alkaloidverbindungen ;  Tarifpost  383 
Bromoform  und  Jodoform. 

III.  Kapitel:  Den  S.  84— 87  besprochenen  ,,  administrativen  Ver- 
einbarungen über  Zollentscheidungen"  wäre  noch  das  Ergebnis 
jener  Verhandlungen  anzureihen,  die  von  Ende  April  bis  Ende  Mai  191 2  von  deutschen 
und  italienischen  Unterhändlern  in  Rom  geführt  wurden;  hierbei  wurde  eine  größere 
Anzahl  von  Beschwerden,  welche  die  Auslegung  der  Zolltarife  Deutschlands  und 
Italiens  betrafen,  in  gütlichem  Einvernehmen  unter  beiderseitiger  Nachgiebigkeit 
beigelegt.  Das  S.  90  unter  den  Freihandelsgebieten  aufgezählte  südchileni- 
sche Freigebiet  (Magallanes-Territorium)  mit  Punta  Arenas  gehört  diesen 
seit  1912  nicht  mehr  an.  S.  iio  (Zeile  2  von  oben)  soll  es  richtig  heißen,  daß  der 
Payne-Tarif  Ende  März  191  o  in  Kraft  trat,  nicht  191 1,  wie  ein  leider  übersehener 
Druckfehler  besagt. 

IV.  Kapitel:  S.  123/124  war  von  Zollkriegen  die  Rede,  die  als  Be- 
gleiterscheinung von  Kriegen  oder  als  Ersatz  für  Kriege 
auftreten.  Seit  dem  Abschluß  des  I.  Bandes  kam  es  in  den  Balkankriegen  von  191 2/1 3 
zu  scharf  en  Zollkriegsbestimmungen  der  Türkei  gegen  die  kriegführenden  Balkanstaaten 
und  umgekehrt;  diese  Zollkriege  fanden  erst  durch  die  Friedensschlüsse  der  Türkei 
mit  Bulgarien  vom  29.  September  1913,  Griechenland  vom  1./14.  November  191 3 
und  Serbien  vom  1./14.  März  19 14  ihr  Ende.  Ein  anderer  langwieriger  politischer 
Zollkrieg,  der  seit  Sommer  1906  andauernde,  über  die  Frage  der  mazedonischen 
Kutzowalachen  entstandene  rumänisch-griechische  Zollkrieg,  wurde  unter  völlig 
veränderten  politischen  Verhältnissen  durch  den  Meistbegünstigungsvertrag  zwischen 
beiden  Ländern  vom  4./17.  März  1914  (in  Kraft  getreten  am  2.  Mai  1914)  beendet. 
Der  in  den  ersten  Augusttagen  19 14  ausgebrochene  Weltkrieg  wurde  von  britischer 
Seite  von   Anfang  an  als  ein   ungemein   bösartiger   ,, Handelskrieg"   geführt. 

V.  Kapitel.  Zwei  sonst  freundliche  britische  Kritiken  des  I.  Bandes  (II.  Halb- 
jahr 1912  im  ,, Statist"  und  im  , .Economic  Journal")  erklärten,  ich  hätte  in  un- 
wissenschaftlich-parteiischer Voreingenommenheit  behauptet,  daß  Großbritannien 
zum  Ersatz  für  seine  mangelhafte  handelspolitische  Wehr- 
haftigkeit,  abgesehen  von  anderen  militärisch-politischen  Hilfsmitteln,  auch 
zur  Verhetzung  dritter  Staaten  imtereinander  imd  zu  ihrer  Schwächung 
durch  erschöpfende  Landkriege  greife,  während  England  „als  sich  freuender  Dritter" 
im  Kampf  den  leichteren  Teil,  nämlich  den  Seekrieg,  wähle,  hierbei  seinen  überseei- 
schen Besitz  vermehre  und  seine  Handelsbeziehungen  erweitere.    Zur  Stütze  meiner 
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heit  der  Wechselkurse,  ein  barbarisches  Recht  der  Seebeute  und 
Kriegskonterbande,  Rohstoffmangel  und  Unmöglichkeit,  dringend 
benötigte   Rohstoffe  abzusetzen,  tief  gesunkene   Kaufkraft  und  in 

angegriffenen  Behauptung  hatte  ich  mancherlei  weiteres  Material  gesammelt;  dieses 
vorzubringen  ist  aber  wohl  völlig  überflüssig,  da  die  Vorgänge  imd  Enthüllungen 
seit  dem  Ausbruch  des  Weltkrieges  zu  Anfang  August  191 4  die  Richtigkeit  meiner 
Darlegungen  offenkundig  gemacht  haben.  Bedauerlicherweise  wurde  die  Klarheit 
der  hierauf  bezüglichen  Ausführungen  im  I.  Band  dadurch  beeinträchtigt,  daß  infolge 
eines  der  Endkorrektur  nachfolgenden  Versehens  der  Druckerei  auf  S.  190  die  oberste 
Zeile  als  unterste  gebracht  wurde. 

VII.  Kapitel:  S.  261/262  wurde  es  als  wahrscheinlich  bezeichnet,  daß  die 
italienischen  Eroberungen  in  Nordafrika  (Libyen)  nach  wie 
vor  der  Ausfuhraller  StaatenzugleichenBedingungenoffen 
stehen  werden.  Bis  in  die  letzte  Zeit  schien  dies  auch  zuzutreffen,  zumal  das  zum  In- 
dustrieausfuhrstaat gewordene  Italien  nvmmehr  ein  Interesse  daran  hat,  für  gleich- 
mäßige Zollbehandlung  aller  Waren  in  Kolonialgebieten  durch  sein  Beispiel  einzu- 
treten. Aber  die  im  Oktober  19 14  bekannt  gewordene  Zollbegünstigung  italienischer 
W  e  i  n  e  in  Libyen  vor  solchen  anderer  Länder  ist  der  erste  Schritt  auf  einem  Weg, 
der,  nach  französischem  Muster,  zur  möglichst  weitgehenden  Wahrung  der  kolonialen 
Absatzgebiete  für  das  Mutterland  führen  könnte.  Unter  den  S.  250/251  erwähnten, 
für  Großbritannien  nützlichen  indischen  Produktionen,  denen  die  angloindische 
Verwaltung  eifrigen  Schutz,  unter  Umständen  sogar  Zollschutz  (Zucker!)  angedeihen 
ließ,  wäre  auch  die  namentlich  in  Birma  betriebene  Erdölgewinnung  zu  nennen  ge- 
wesen. 

VIII.  Kapitel:  S.  300  war  als  Beispiel  für  die  geradezu  glänzende  Entwicklung 
eines  ehemaligen  Gebietes  der  offenen  Tür  unter  Verwalttmg  eines  europäischen 
Kulturstaates  Bosnien-Herzegowina  genannt  worden.  Die  bosnische 
Einfuhr  hat  sich  von  der  dort  angegebenen  Durchschnittsziffer  für  die  Jahre  1903— 1905 
von  91  Millionen  Kronen  auf  174,7  Millionen  im  Jahre  191 2  gehoben,  bei  gleich- 
zeitiger Ausfuhrsteigerung  von  90,8  auf  130,2  Millionen  Kronen;  die  starke  Passivität 
der  bosnischen  Handelsbilanz  ist  auf  den  Bedarf  der  dort  befindlichen  bedeutenden 
Truppenmassen  zurückzuführen. 

IX.  Kapitel:  S.  370—376  (insbesondere  S.  374)  war  davon  die  Rede,  daß  die 
Vereinigten  Staaten,  abgesehen  von  ihren  herkömmlichen  Kapitalsanlagen  in 
Kanada  und  dem  romanischen  Amerika,  dauernd  den  Charakter  eines  Schuldner- 
landes trügen.  Hierüber  sei  nur  in  zwei  Fällen  eine  Täuschxmg  möglich:  erstens  wenn 
die  Vereinigten  Staaten  aus  dem  der  Geschäftslage  in  der  Union  vertrauenden  Europa 
so  viel  Kapital  geliehen  bekommen,  daß  die  nordamerikanischen  Finanzmänner  mit 
einem  Teil  hiervon  ihrerseits  wiederum  unter  Umständen  als  auch  nach  Europa 
verleihende  Gläubiger  auftreten  können;  zweitens  wenn  sich  bei  schlechtem  Geschäfts- 
gang in  den  Vereinigten  Staaten  und  bei  gleichzeitiger  guter  Meinung  der  europäischen 
Kapitalsmärkte  von  den  nordamerikanischen,  in  Europa  zurückbehaltenen  Papieren 
in  der  Union  viel  Kapital  anhäuft,  das  sodann  unter  Umständen  auch  europäischen 
Ländern,  zumeist  nur  für  Darlehen  nicht  sehr  langer  Frist  (Reportgelder,  Schatz- 
scheine), ziu:  Verfügimg  gestellt  wird.  Die  Ereignisse  seit  Beginn  des  Jahres  191 2 
haben  dies  bestätigt.  Bis  Herbst  191 2  herrschte  in  der  Union,  bei  gutem  Ausfuhr- 
geschäft und  günstigen  Ernten,  aber  infolge  innerpolitischer  Verhältnisse  (Bekämpfung 
der  Trusts  und  großen  Eisenbahnen,  Präsidentschafts- Wahlkampagne)  darniederliegen- 
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vielfacher  Beziehung  minder  leistungsfähig  gewordene  Erzeugung 
haben  dieses  herostratische  Werk  am  Ruhm  und  Stolz  der  ersten 
anderthalb  Jahrzehnte  des  20.  Jahrhunderts,  am  internationalen 
Handelsverkehr  über  die  ganze  Brstreckung  des  Weltmarkts  hin, 
vollbracht. 

Ein  solcherart  durch  die  erschütternden  Ereignisse  seit  Anfang 
August  1914  zur  Kleinigkeitskrämerei  gewordener  Nach- 
trag erscheint  um  so  weniger  angebracht,  als  ja  durch  eben  dieselben 
Ereignisse  auch  der  zweite  Band  vorliegenden  Buches,  insofern 
er  zur  Erläuterung  seiner  grundlegenden  Behauptungen  tatsäch- 
liche Verhältnisse  und  Vorkommnisse  berührt,  vielfach  schon 
historisch  oder  zumindest  zweifelhaft  gewor- 
den ist.  Anfang  August  1914  war  nämlich  der  größte  Teil  des  zweiten 
Bandes,  bis  auf  die  für  zuletzt  belassenen  schwierigen  Anlagen  XXI 
und  XXII,  nicht  nur  niedergeschrieben,  sondern  auch  gedruckt, 
ja  meist  sogar  bereits  umbrochen  worden.  Ich  konnte  höchstens, 
insoweit  nicht  auch  schon  das  Imprimatur  erteilt  war,  so  viel  als 
möglich  Gegenwartsformen,  wie  „ist"  oder  „hat",  in 
Vergangenheitsformen,  wie  „war"  oder  „hatte",  verwandeln,  um  der 
veränderten  Sachlage  wenigstens  einigermai3en  Rechnung  zu  tragen. 

Doch  in  weitaus  überwiegendem  Ausmaß  ist  nicht  nur  dem  ersten, 
sondern  auch  dem  zweiten  Band  nur  jenes  BildderWeltwirt- 
Schaft  zu  entnehmen,  das  vor  dem  Weltkrieg  zu  er- 
blicken war.  So  war  z.  B.  die  gerade  im  Juli  1914  vollendete 
Anlage  X  über  die  großen  Zollgebiete  seit  dem  Ausbruch 
des  Weltkrieges  an  zahlreichen  Stellen  fragwürdig  geworden.  Das 
April  1914  abgeschlossene  III.  Kapitel  über  die  Monokulturen 


dem  Unternehmungsgeist,  Kapitalsüberfülle;  so  kam  es  zu  größeren  Kapitalsanlagen 
der  nordamerikanischen  Finanzkreise  auch  in  europäischen  Ländern.  Als  aber  die 
europäischen  Gläubigerländer  seit  Oktober  1912,  infolge  der  Beängstigimg  durch  die 
Balkankriege,  die  Papiere  der  Vereinigten  Staaten  in  ihre  Heimat  zu  schicken  be- 
gannen, trat  sofort  auf  dem  New  Yorker  Kapitalsmarkt  Beengung  ein,  und  im  Jahre 
191 3  erschienen  geldbedürftige,  große  nordamerikanische  Unternehmungen,  ins- 
besondere Eisenbahnen,  als  bescheidene  und  von  oben  herab  behandelte  Darlehns- 
sucher  auf  dem  Pariser  Kapitalsmarkt.  Seit  Anfang  August  1914  lähmte  die  Rück- 
wirkung des  Weltkrieges  auf  die  Vereinigten  Staaten  auch  das  dortige  Geschäfts- 
leben und  ließ  große  Kapitalsmengen  in  der  Union  unbeschäftigt;  gleichzeitig  stieß 
die  Rücksendung  nordamerikanischer  Wertpapiere  nach  der  Union  eben  durch 
die  kriegerischen  Ereignisse  auf  kaum  überwindliche  Schwierigkeiten.  Unter  solchen 
Umständen  begannen  sich  europäische  Länder,  darunter  sogar  Frankreich,  während 
der  ersten  drei  Kriegsmonate  darum  zu  bemühen,  daß  ihnen  von  den  New  Yorker 
Finanzmagnaten  kurzfristige  Anleihen  oder  strenger  genommen  Stvmdungen  großer 
Kaiifsummen  für  Lebensmittel  und  andere  Bedarfsgegenstände  vermittelt  würden. 
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bespricht  eingehend  und  mit  vorsichtiger  Abwägung  der  in  Betracht 
kommenden  Umstände  die  Ereignisse  und  Betätigungen,  die  den 
Monokulturproduktionen  in  den  letzten  Jahrzehnten  geschäftlich 
nutzbringend  oder  schädlich  waren,  insbesondere  die  Hilfsmittel, 
die  den  öffentlichen  Gewalten  und  der  privaten  Tätigkeit  gegenüber 
den  Monokulturkrisen  zur  Verfügung  standen,  sowie  die  unter  Ver- 
wendung dieser  Hilfsmittel  da  und  dort  erzielten  größeren  oder 
kleineren  Erfolge.  Dagegen  wurden  durch  die  seit  dem  Ausbruch 
des  Weltkrieges  eingetretenen  Absatzstockungen  und  ICredit- 
schwierigkeiten  nahezu  alle  Monokulturgebiete,  nicht  nur  die  in  den 
Krieg  unmittelbar  verwickelten  französischen  Weinbaugebiete  nörd- 
lich und  südlich  des  Mittelmeeres,  gewissermaßen  mit  einem  ein- 
förmigen, dicken  lyeichentuch  zugedeckt:  Brasilien  seufzte  unter 
der  Unverkäuflichkeit  seines  Kaffees  und  Kautschuks  und  konnte 
den  Staatsbankerott  nicht  vermeiden;  Ecuador  litt  unter  dem  Un- 
vermögen seiner  Kakaopflanzer,  ihr  Erzeugnis  zur  Ausfuhr  zu  brin- 
gen; in  Ag5^ten  wurde  von  der  britischen  Verwaltung  gegenüber 
der  internationalen  finanziellen  Beengung  krampfhaft  nach  Mitteln 
gesucht,  die  Baumwollernte  zu  finanzieren,  und  die  BaumwoU- Anbau- 
fläche des  kommenden  Jahres  eingeschränkt;  die  Teepflanzer  Indiens 
und  Ceylons  litten  unter  den  durch  deutsche  Kriegsschiffe  im  Indischen 
Ozean  verursachten  Versendungsschwierigkeiten;  die  Henequen- 
pflanzer  Yukatans  sahen  der  Zukunft  mit  um  so  mehr  Besorgnis 
entgegen,  als  ihre  Hilfsfonds  von  der  finanziell  beengten  mexikani- 
schen Regierung  mit  Beschlag  belegt  worden  waren;  nur  die  Zucker- 
monokulturgebiete des  britischen  Reiches,  namentlich  Mauritius, 
zogen  daraus  Vorteil,  daß  Großbritannien  auf  Zuckerbezüge  aus  den 
europäischen  Rübenzuckerländern,  etwa  mit  Ausnahme  von  Italien, 
zumeist  nicht  rechnen  konnte. 

Bereits  in  der  Einleitung  des  I.  Bandes  (S.  15)  wurde  ausgeführt, 
daß  alle  derartigen  Rückständigkeiten,  die  infolge  des 
Weltkrieges  in  hohem  Grad  auch  in  den  II.  Band  gedrungen  sind, 
keineswegs  die  Grundgedanken  der  einzelnen  Kapitel  (oder 
Anlagen)  betreffen,  sondern  nur  das  zum  Nachweis  dieser  Leitsätze 
vorgebrachte  tatsächliche  Material.  Ob  aber  zum  Nachweis  irgend- 
welcher allgemeiner  Behauptungen  auf  dem  Gebiete  der  Sozial- 
ökonomie bereits  einigermaßen  historisch  gewordenes  oder  ob  hierzu 
allerneuestes  Material  herangezogen  wird  (das  zur  Zeit,  da  die  betref- 
fende Darstellung  veröffentlicht  wurde,  noch  durchweg  tatsächliche 
Verhältnisse  wiedergab),  dies  ist  wohl  eine  Frage  minderen  Be- 
langes. 
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In  der  I.  Abteilung  der  Einleitung  des  II.  Bandes  wurde  dar- 
gelegt, inwiefern  bereits  derzeit  von  bewußt  gestaltenden,  plan- 
mäßigen Beeinflussungen  der  Weltwirtschaft,  ja  sogar  von  einer 
„weltwirtschaftlichen  Fürsorge"  die  Rede  sein 
könne,  die  einem  aufgeklärten  Nationalegoismus 
entstammt.  Der  an  und  für  sich  organisationsloseWelt- 
markt  ist  das  Ergebnis  der  Tatsache,  daß  kaum  irgendein  Land 
oder  Zollgebiet  der  Erde  selbstgenügsam  sein  kann  und  daß  bereits 
seit  längerer  Zeit  die  meisten  Länder  und  Zollgebiete  der  Erde  immer 
weniger  selbstgenügsam  werden;  erst  durch  bewußte  planmäßige 
Beeinflussungen  der  Wirtschaftsverhältnisse  über  die  Grenzen  der 
einzelnen  Länder  hinaus,  erst  durch  „weltwirtschaftliche  Fürsorge" 
alsGipfelpunkteinesvolkswirtschaftlichwohl- 
berechneten  internationalen  Altruismus  wächst 
der  organisationslose  Weltmarkt  zum  höheren  Begriff  der  Welt- 
wirtschaft empor.  Da  liegt  es  nun  nahe  zu  fragen:  Inwiefern  werden 
die  Darlegungen  beider  Bände  vorliegenden  Buches  durch  die  Tat- 
sache berührt,  daß  infolge  des  seit  Anfang  August  1914  tobenden 
Weltkrieges  der  WeltmarktgewissermaßeninStücke 
auseinandergebrochen  ist?  So  kurz  oder  lang  die  Dauer 
dieses  Weltkrieges  auch  sein  und  welches  Ende  immer  er  nehmen 
mag,  sicherlich  wird  er  im  Verlauf  der  Menschheitsgeschichte  nur 
die  Bedeutung  eines  Zwischenfalls  haben,  der  die  seit  dem 
Wiener  Kongreß  von  1814  doch  vorwiegend  friedlich-kulturelle  Ent- 
wicklung der  Menschheit  schmerzlich-gewaltsam  unterbricht.  Nach 
Beendigung  des  Krieges  wird  der  Faden  dort  wieder 
aufgenommen  werden,  wo  er  im  Sommer  1914 
jäh  abriß.  Die  in  den  zwei  Bänden  vorliegenden  Buches  dar- 
gestellten Entwicklungstendenzen  werden,  nach  der  vorübergehenden 
Störung  fast  aller  Weltmarktverhältnisse  durch  die  alles  Bisherige 
in  den  Schatten  stellenden  Kriegsereignisse,  nach  wie  vor  ihre  Wirk- 
samkeit ausüben.  Diese  Entwicklungstendenzen  werden  vielleicht 
teilweise  sogar  eben  durch  die  Kriegsereignisse  eine  Förderung  er- 
fahren, insoweit  es  sich  z.  B.  um  das  Verschwinden  kleiner  Zollgebiete 
und  die  Erweiterung  bestehender  großer  Zollgebiete  handelt. 

Allerdings  werden  die  in  der  Einleitung  des  II.  Bandes  er- 
wähnten weltwirtschaftlich-organisatorischen 
Bestrebungen,  die  als  „weltwirtschaftliche  Fürsorge"  bezeich- 
net wurden,  zumindest  im  ersten  Jahrfünft,  vielleicht  sogar  Jahr- 
zehnt nach  dem  Weltkrieg  eine  empfindliche  Abschwächung  er- 
fahren.   Dies  ist  nicht  anders  möglich,  da  seit  dem-  Ausbruch  dieses 
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Krieges  durch  Mord,  Brand  und  noch  schmerzlicher  empfundene 
giftige,  höhnische  Verleumdung  Berge  von  Völkerhaß  auf- 
gehäuft wurden,  deren  Abtragung  kein  leichtes  Werk  sein  wird. 
So  klagten  bereits  in  den  ersten  drei  Kriegsmonaten  deutsche  Textil- 
fachblätter  über  die  wahrscheinlich  für  längere  Zeit  eingetretene 
Zerreißung  jenes  internationalenZusammenwirkens 
der  Textilfachkreise  zahlreicher  Staaten,  wovon  in  der 
Einleitung  zum  II.  Band  vorliegenden  Buches  (S.  5)  die  Rede  war. 
In  ähnlicher  Weise  sprachen  gleichzeitig  die  deutschen  und  öster- 
reichischen Partei-  und  Gewerkschaftsblätter  Befürchtungen  aus, 
das  Hand  in  Hand- Arbeiten  der  Gewerkschaften  verschiede- 
ner Länder  werde  nach  dem  Krieg  minder  zielsicher  und  wirksam  sein 
als  in  den  letzten  Jahren,  da  seit  dem  Ausbruch  des  Weltkrieges 
zwischen  den  sozialdemokratischen  Parteien  der  kriegführenden  und 
sogar  einzelner  neutraler  Länder  eine  Abkühlung  eingetreten  sei. 

Die  wenn  auch  nur  zeitweise  Abschwächung  der  aus  was  immer 
für  Gründen  betriebenen  „weltwirtschaftlichen  Fürsorge"  wäre  um 
so  schwerwiegender  und  bedauerlicher,  als  gerade  hierin  der  Haupt- 
unterschied zwischen  Weltmarkt  und  Weltwirtschaft  zu 
finden  ist :  der  Weltmarkt  ist  die  Folgeerscheinung  der  Tatsache,  daß  um- 
fangreiche wirtschaftliche  und  insbesondere  Handelsbetätigungen 
über  die  Grenzen  der  einzelnen  Länder  und  Zollgebiete  hinausgreifen; 
die  Weltwirtschaft  ist  noch  überdies  ein  nach 
Organisation  drängendes  sozialökonomisches 
Gebilde.  Alles,  was  zum  Weltmarkt  gehört,  betrifft  auch  die 
Weltwirtschaft;  doch  steckt  in  der  Weltwirtschaft  noch  ein  Mehr^), 
das  in  den  letzten  anderthalb  Jahrzehnten  ein  erfreuliches  Wachstum 
aufwies,  aber  durch  den  Weltkrieg  leider  Einbußen  erfuhr:  plan- 
mäßige organisatorische  Beeinflussungen,  die  „weltwirtschaftliche 
Fürsorge". 

So  kann,  trotz  aller  Hoffnungen  auf  einen  Sieg  der  mittel- 
europäischen Kulturvölker  im  gegenwärtigen  schweren  Ringen,  der 
mit  so  viel  freudigem  weltwirtschaftlichen  Opti- 
mismus begonnene  II.  Band  vorliegenden  Buches  nicht  ohne 
ein  drückend-melancholisches  Gefühl  abgeschlossen 


^)  Der  Begriff  der  Weltwirtschaft,  der  in  der  I.  Abteilung  der  Einleitving  vor- 
liegenden Bandes  (im  Druck  abgeschlossen  gegen  Ende  Februar  1914)  entwickelt 
wurde,  hat  im  ,, Nachwort",  eben  infolge  Berücksichtigung  der  furchtbaren  I,ehren 
des  Weltkrieges,  eine  etwas  schärfere  Ausprägung  erfahren;  es  wurde  nämlich  der 
bereits  in  der  Einleitung  angedeutete  relative  Gegensatz  zwischen 
Weltmarkt  und  Weltwirtschaft  klarer  herausgearbeitet. 
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werden.  Künftige  Geschlechter  werden  mit  frischem  Mut  die  nahr- 
haften, schmackhaften  Früchte  der  deutsch-österreichischen  Siege 
im  Weltkrieg  genießen;  aber  den  derzeit  Lebenden  steht  auch  nach 
Beendigung  des  Weltkrieges  eine  lange  mühselige  Arbeit  des  Wieder- 
aufbauens  bevor.  Diese  Arbeit  muß  geleistet  werden,  um  innerhalb 
der  Kulturländer  auch  nur  auf  so  viel  Wohlhabenheit,  produktive 
Leistungsfähigkeit  und  insbesondere  auf  so  viel  Neigung  zu  inter- 
national-organisatorischem Hand  in  Hand  Arbeiten  rechnen  zu  kön- 
nen, als  bereits  im  Sommer  191 2,  vor  dem  Ausbruch  der  Balkan- 
kriege, dieser  Vorboten  des  Weltkrieges,  vorhanden  war. 

Wien,  28.  Oktober  1914. 
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